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der  modernen  Staatenwelt. 

(Fortsetzung.) 

Vi.  Die  Anfänge  einer  Vieiheit  gieichberechtigter  Grorsstaaten. 

§  67.   Der  Staat  der  Kapeting^er. 

fieste  und  an  juristischer  Schärfe  nicht  überholte  Darstellung  bei  DAiiriELs,  System 
und  Geschichte  des  französischen  Civilprozefsrechts,  I.  (einziger)  Bd.  1849.  S.  132 ff.; 
Dareste  de  la  Chavanne,  Histoire  de  Tadministration  en  France,  I.  11.  1848  (ver- 
altet); Warnkönig  und  Stein,  Französische  Staats- und  Rechtsgeschichte,  Bd.  I.  lU. 
(2.  Ausg.).  im  historischen  Material  jetzt  erschöpfend:  Luchaire,  Histoire  des  in- 
stitutions  monarchiques  de  la  France  sous  les  premiers  Cap6tiens.  2  Bde.  2.  Ausg. 
1891,  Jaques  flach,  les  origines  de  l'ancienne  France  1. 1.  1886.  Wirtschaftsver- 
hältnisse: Lamprecht,  Beiträge  zur  Geschichte  des  französischen  Wirtschaftslebens 
im  11.  Jahrhundert  (Bd.  I.  Heft  3  von  Schmollers  Staats-  und  sozial  wissenschaft- 
lichen Forschungen.  1878). 

I.  Die  feudale  Dezentralisation.  Der  vorausgehende  Streif- 
blick über  das  schliefsliche  Schicksal  der  alten  Welt  konnte  anschaulich 
machen,  wie  die  politischen  Formen  der  Germanenvölkerschaften  etwas 
neues  in  die  Staatsrechte  des  hellenisch -italischen  Kulturkreises  ein- 
führten und  wie  die  Eigenart  der  germanischen  Staafcabildung  nach  dem 
Tode  Karls  des  Grofsen  verstärkt  hervorzutreten  begann.  Aber  auch 
jetzt  handelte  es  sich  um  blofse  Ansätze  eines  Neuen.  Fortdauernd  war 
ein  Rückfall  in  die  antiken  Formen  möglich.  Hatte  soeben  die  Herr- 
schaft der  Karolinger  an  die  Reminiscenzen  des  römischen  Weltreichs 
angeknüpft,  so  drohte  nunmehr  die  Wiederkehr  einer  Zwergstaatsbildung 
wie  der  der  griechischen  und  italischen  Urzeit  und  nirgends  entschiedener 
als  in  dem  westfränkischen  Territorium  des  Karolingerreichs. 

Frankreich  war  dasjenige  Gebiet  des  zerfallenden  Universalstaats, 
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welchem  sich  ohne  starke  Veränderang  der  äoTseren  Formen  der  Gesamt- 
charakter des  Staats  in  den  250  Jahren  zwischen  der  Festsetzung  der  Nor- 
mannen (S.  393)  und  dem  Ende  des  12.  Jahrhunderts  am  meisten  der  karo- 
lingischen  Tradition  entfremdete.  Wiederum  waren  es  die  Verhältnisse  der 
äuXseren  Politik,  die  dazu  den  Anstofs  gaben,  —  vor  allem  das  Schwinden 
jeder  äuTseren  Gefahr,  ungleich  dem  benachbarten  Deutschland  behielt 
Frankreich  fortdauernd  Ruhe.  So  sehr  es  einen  moralischen  Bankerott 
bedeutet  hatte,  den  normannischen  Bfedrängem  der  Küste  einen  Teil  des 
Landes  einzuräumen,  so  sicher  war  dadurch  doch  der  Erfolg  erreicht,  die 
bisherigen  Feinde  in  energische  Beschützer  gegen  weitere  Eindringlinge 
umzuwandeln.  Hatten  also  die  Stammväter  des  robertinischen  Hauses 
—  Odo,  Robert  I.  und  Hugo  der  Grofse  —  die  Macht  ihrer  Dynastie  nur 
dadurch  emporgebracht,  dafs  sie  das  fränkische  Vasallenheer  zu  seinen 
letzten  Eriegsthaten  organisierten,  so  blieb  ihren  Nachkommen,  als  sie  die 
Krone  erlangt  hatten,  eine  Weiterführung  dieser  Aufgabe  erspart  Gegen 
Osten  war  Frankreich  aller  Sorge  überhoben,  da  sich  Deutschland  nach 
Abwehr  der  Ungarn  seinerseits  expansiv  gegen  die  Slaven  zu  entfalten 
begann  (vergl.  unten  S.  438).  So  ward  das  Verschwinden  des  Bedürf- 
nisses nach  Konzentration,  wie  immer,  der  Bethätigung  der  Gentralge- 
walt  nachteilig,  und  es  war  das  rasche  Umsichgreifen  einer  feudalen 
Decentralisation,  was  die  Folgezeit  Frankreichs  kennzeichnete. 

Der  Prozels  der  Auflölsung,  der  unter  den  späteren  Karolingern  wie 
gezeigt  (oben  S.  390)  längst  eingeleitet  war,  wurde  durch  den  Wechsel 
der  Dynastie  an  sich  gar  nicht  beinflufst.  Allerdings  hatte  sich  Hugo 
der  Grofse  von  Francien  von  Anfang  des  10.  Jahrhunderts  an  dadurch 
sein  Übergewicht  über  die  letzten  Enkel  des  grofsen  Karl  geschaffen, 
dafs  er  in  der  Stille  für  den  Erwerb  eines  stattlichen  Hausbesitzes 
gesorgt  hatte.  Noch  der  spätere  Sprachgebrauch  unterschied  deshalb 
die  Gebiete,  in  denen  schon  der  Herzog  von  Francien  die  Oberlehns- 
herrlichkeit  besessen  hatte,  die  „pays  d'ob6issance-le-roy''  —  vor  allem 
Parisis,  Orl6anais,  Anjou,  Maine,  Touraine  — ,  von  der  Hauptmasse  des 
Reichs,  über  die  Hugo  IL  die  Souveränetät  erst  mit  der  Krone  erwarb, 
den  ffpays  hors  d'obössance-le-roy''.  Aber  diese  Unterscheidung  war  schon 
veraltet  oder  unpraktisch,  als  Hugo  Capet  den  Thron  bestieg.  Längst 
hatten  er  und  seine  Vorgänger,  um  zum  letzten  Ziel  zu  gelangen  und 
sich  Anhänger  zu  werben  und  zu  erhalten,  das  Erworbene  wieder  zu 
Lehn  austhun  müssen.  So  standen  schon  im  Jahre  987  die  neuen  Grafen 
von  Anjou,  Maine,  Touraine  und  Blois  zum  König  in  keinem  näheren 
Verhältnis  der  Unterordnung  als  die  sechs  grofsen  Lehnsbesitzer,  die 
sich  um  dajB  kapetingische  Hausland  im  Kreise  lagerten,  Normandie,  Flan- 
dern, Champagne,  Bourgogne,  Languedoc  (Toulouse)  und  Aquitanien  (Guy- 
enne  und  Gascogne),  und  wiederum  nicht  anders  als  die  zahlreichen 
kleineren  und  kleinsten  Herren,  die  sich  wie  die  Grafen  von  Carcasssonne 
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und  Auvergne,  die  Grafen  von  Roussillon,  Valois,  Macon,  Nevers  zwischen 
sie  hineinschoben.  So  war  der  unmittelbare  Herrschaftsbestand  der  ersten 
Kapetinger  nicht  viel  weniger  dürftig,  als  der  der  letzten  Karolinger  ge- 
wesen war.  Er  war  und  blieb  beschränkt  auf  die  Grafschaften  seiner  „Isle 
de  France'S  an  denen  der  König  selbst  die  Grafenrechte  ausübte 
—  die  Grafschaften  Paris,  Orleans,  Meulun,  Clermont  en  Beauvoisis  und 
Soissons  — ,  und  auch  hier  wieder  muXste  das  rastlos  weiter  zehrende  Be- 
gehren nach  Lebnsversorgung  Lücken  und  Löcher  fressen:  die  im  Wege 
der  Übung  (S.  402.  Anm.  3)  von  der  Grafschaft  ausgenommenen  Schlofs- 
herrschaften,  wie  die  der  Montmorency,  Coucy,  Dammartin  und  Montlhery. 
Die  Kapetinger  waren  also  gegenüber  der  Reichsbaronie  in  keiner  besseren 
Lage  als  ihre  Vorgänger.  Im  Gregenteil,  —  sie  kamen  dadurch  in  eine 
ungünstigere,  dafs  erst  unter  der  Regierung  der  drei  ersten  Könige  der 
neuen  Dynastie  —  unter  Hugo,  Robert  IL  und  Heinrich  I.  —  die  Erb- 
lichkeit der  Lehen,  besonders  der  Kronlehen,  zur  vollen  schroffen  Aus- 
bildung gelangte.  Die  ersten  Kapetinger  haben  es  noch  wiederholt  ver- 
sucht, sich  gegen  das  Prinzip  mindestens  in  solchen  Fällen  aufzulehnen, 
wo  der  Vasall  nicht  direkte  Erben,  sondern  nur  Seitenverwandte  hinterliels, 
und  dann  die  Beneficien  als  erledigt  einzuziehen,  —  allerdings  immer  ver- 
geblich, i)  Seit  dem  letzten  Drittel  des  11.  Jahrhunderts,  der  Regierung 
Philipps  L,  hören  solche  Versuche  definitiv  auf,  und  im  12.  Jahrhundert 
unter  Ludwig  VI.  und  VII.  erreicht  die  Erblichkeit  ihren  Höhepunkt;  man 
bestreitet  jetzt  sogar  dem  König  das  Recht,  sich  bei  ungewissen  Succes- 
sionsverhältnissen  in  die  Wiederbesetzung  des  Lehns  einzumischen.'^) 

Nur  dadurch  erhält  der  ganze  Zustand  der  Entgliederung  der  Königs- 
gewalt ein  Gegengewicht,  dafs  die  landesherrliche  Gewalt  der  grofsen 
und  kleinen  Kronvasallen  nicht  weniger  zersplittert  ist.  Einmal  schon 
dadurch,  dafs  sich  mitten  in  die  Gebiete  der  Grafschaften  die  seit  der 
karolingischen  Zeit  stetig  anwachsende  Zahl  der  geistlichen  Stifter,  der 
Bistümer  und  der  Klöster  hineinschiebt  Da  diese  in  Westfranken  längst 
durchgängig  nicht  nur  mit  der  Immunität,  sondern  auch  mit  den  Graf- 
schaftsrechten begabt  sind,  so  stehen  hier  die  Vögte  unabhängig  neben 

1)  Vergl.  die  exakte  Zusammenstellung  dieser  Fälle  bei  Lijciiaire  II.  S.  5  ff. 
Hugo  Capet  sucht  (991 1  dem  Grafen  von  Chartres  Melun  vorzuenthalten,  —  Robert  II. 
zieht  Bourgogne  ein,  um  es  dann  doch  an  den  Schwiegersohn  des  verstorbenen  Herzogs 
weiterzubeleihen,  —  deraelbe  versucht  (1019)  die  Champagne  einzuziehen,  mufs  sie 
aber  schliefslich  dem  Odo  von  Blois,  obwohl  zum  letzten  Grafen  nur  einem  Vetter 
ö.  Grades,  überlassen  u.  s  w.  —  Zu  beachten  ist  auch,  dafs  in  der  älteren  Zeit  — 
später  nicht  mehr  —  die  wiederbelehnten  Erben  dem  Könige  dafür  besondere  An- 
hänglichkeit und  Dankbarkeit  bezeugen, 

2)  Die  Einmischung  Ludwigs  VI.  in  die  Wiederbesetzung  der  Grafschaft  Flan- 
dern, deren  Vasallen  und  Städte  teils  für  einen  neuen  Lehnsherrn,  teils  für  den  Neffen 
des  verstorbenen  Grafen  eintreten,  wird  von  allen  Parteien  zurückgewiesen  (1122). 
LucHAiRE  a.  a.  0.  23. 

Schmidt,  Staatslehxe.  II,  t.  20 
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den  Baronen.  Aber  aulserdem  sind  auch  die  Aftervasallen  der  Grafen 
ihrerseits  zu  einer  selbständigen  Stellung  gelangt  Wenn  ein  Kronvasall 
mehrere  Grafschaften  besitzt,  wie  die  sämtlichen  grofsen  Territorialherren, 
so  überträgt  er  die  einzelnen  Sprengel  einem  Unter-  oder  Vicegrafen 
(vicecomes,  vicomte,  oben  S.  390),  dessen  Amt  nun  ebenfalls  lehnrührig 
und  erblich  wird.*)  Aber  auch  innerhalb  des  Grafschaftsbezirks  er- 
langen viele  Untervasallen  für  den  engeren  Bezirk  ihrer  erblichen  Grund- 
herrschaft die  gräflichen,  besonders  gerichtlichen  Befugnisse.  Die  vassi, 
jetzt  „vavassors",  „chatellains*',  die  von  den  Landesherren  zum  Beneficium 
eine  Burg,  jetzt  ebenfalls  erblich,  erhalten  hatten,  üben  kraft  Gewohnheit 
oder  Übertragung  zugleich  einen  Anteil  an  der  gräflichen  Amtsgewalt 
aus.  Sie  sind  Erbherren,  seigneurs,  und  nehmen  vor  den  Aftervasallen 
ohne  gräfliche  Gewalt,  den  einfachen  Edelleuten,  gentis-hons,  ebenso  einen 
Vorrang  in  Anspruch,  wie  die  Königsvasallen  und  Besitzer  der  vollen 
Grafenrechte  vor  ihnen.  Dabei  ist  aber  praktisch  ihre  Stellung  an  Selb- 
ständigkeit von  der  der  kleinen  Kronvasallen  oft  wenig  verschieden.  Recht- 
lich freilich  können  sich  nur  die,  die  in  einem  unmittelbaren  Lehnsver- 
hältnis zum  König  stehen,  als  volle  Standesgenossen,  pares,  barons, 
betrachten.'^)  Aber  es  befinden  sich  in  diesem  Kreise  neben  dem  Grafen  von 
Flandern  oder  von  Champagne  viele  kleine  Herren,  die  auch  als  blofse 
Burgbefehlshaber  des  Königs  in  die  Höhe  gekommen  3),  —  bisweilen  den 
Grafentitel  von  einer  andern  Grafschaft  willkürlich  auf  die  einem  jün- 
geren Sohne  vererbte  Burg  übetragen  haben  ^),  —  zum  Teil  nennen  auch 
sie  sich  nur  seigneurs,  wenn  auch  in  stolzer  Betonung  ihrer  Reichs- 
unmittelbarkeit*»)  So  sind  thatsächlich  die  Unterschiede  zwischen  den 
„haut-barons''  und  den  Kleinbaronen  oft  gröfser  als  die  zwischen  den  letz- 
teren und  den  seigneurs,  —  um  so  mehr,  als  auch  diejenigen  seigneurs, 
die  mit  einem  Afterlehen  noch  das  Amt  eines  Vicegrafen  verbinden,  den 
Titel  des  letzteren  auf  ihren  eigenen  Herrschaftsbesitz  übertragen.«) 

1)  Er  geht  aus  dem  misaus  comitis  hervor,  der,  urspriinglich  vorübergehend 
bestellt,  ein  standiger  Beamter  geworden  ist.  (Sohm,  Gerichtsverfassung,  I.  508.) 

2)  Im  Singular  nicht  nur  .,baron'',  sondern  auch  „bers". 

3)  Die  Zahl  solcher  Burgen  war  vor  allem  in  der  Normannenzeit,  und  zwar  ge- 
rade in  Mittelfrankreich,  dem  späteren  königlichen  Hausgebiet,  sehr  vermehrt  worden. 

4)  Beliebt  war  es  vor  allem,  dafs  Grafen  auf  Burgen,  die  ihnen  z.  B.  in  einem 
Nachbargebiet  eigentümlich  gehörten,  die  gräflichen  Rechte  ausdehnten.  Nachgebome 
Söhne,  die  abfindungsweise  solche  Schlösser  erbten,  führten  dann  den  väterlichen 
Grafentitel  unter  Hinzufügung  des  Schief snamens  fort.  (Daniels,  S.  132.) 

5)  Beispielsweise  in  den  Wahlsprüchen:  „Je  suis  ni  roi  ni  prince,  ni  conte  ni 
marquis,  —  je  suis  le  sieur  de  Coucy".  Die  Coucy  sind  nicht  vavassors,  sondern  barons. 
Im  Kronland  ist  demnach  „chastellerie"  und  ^baronie'*  gleichbedeutend. 

6)  So  sind  z.  B.  die  später  (wie  meist  seit  dem  11.  Jahrhundert)  sogenannten 
vicomtes  de  Beaumont  eigentlich  nur  Seigneurs  von  Beaumont  und  Vicomtes  von 
Le  Maus,  —  die  Vicomtes  du  Turennc  ursprünglich  nur  Seigneurs  de  Turenne  und 
Vicomtes  de  Limoge.  (Daniela,  S.  156.) 
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Frankreich  löst  sich  also  in  eine  Unzahl  von  Einzelterritorien  auf, 
die  unter  einander  durch  zahllose  sich  häufende  und  durchkreuzende 
lehnrechtliche  Verhältnisse  verknüpft  sind.  Ein  bestimmtes  System  ist 
im  Aufbau  dieser  Landesherrschaften,  Erbherrschaften  und  geistlichen 
Herrschaften  nur  insofern,  als  die  Einfilgung  in  einen  Lehnsverband 
schliefslich  bei  allem  Grundbesitz  durchgeführt  wird.  Freier  Grundbesitz 
bäuerlicher  oder  ritterlicher  Unterthanen  ist,  wenn  überhaupt,  in  nennens- 
wertem Mafsstabe  nicht  mehr  vorhanden.  Allmählich  entspricht  der  Zu- 
stand dem  Prinzip,  das  man  später  in  die  Formel  gekleidet  hat:  „nulle 
terre  sans  seigneur". 

Aber  trotz  aller  Zerfahrenheit  des  politischen  Lebens,  die  dieser  Zu- 
stand mit  sich  brachte,  kam  in  ihm  doch  eine  wichtige  Erscheinung  zum 
Ausdruck,  die  früher  oder  später  auch  auf  das  politische  Leben  zurück- 
wirken mufste :  die  Einheit  des  nationalen  Körpers.  Die  Bildung  jener 
Lehnsterritorien,  auch  der  gröfsten,  war  nichts  weiter  als  ein  Produkt 
willkürlicher  Verleihungen,  Vererbungen,  Heiratsspekulationen,  —  kurz 
zufälliger  oder  persönlicher  Verhältnisse,  die  noch  dazu  häufige  Ver- 
schiebungen der  Grenzen  und  Ausdehnung  aller  Territorien  bedingten. 
Mit  tiefergehenden  innerlichen  Gegensätzen  der  Abstammung,  der  Land- 
schaft-, der  politischen  Tradition  hatten  sie  nichts  zu  thun,  wie  denn 
vor  allem  die  grofsen  Kronlehen  in  Burgund,  Anjou,  Flandern  u.  s.  w. 
keineswegs  selbständige  Stammes-  oder  Gebietsgruppen  verkörperten.»)  Ge- 
wifs  gab  es  bestimmte  Teile  Frankreichs,  in  denen  aufser  der  Decentra- 
lisation  die  Absonderung  auch  in  rassenmäfsigen  und  geographischen 
Verhältnissen  wurzelte,  —  ganz  abgesehen  von  der  eben  eroberten  Nor- 
mandie  die  keltische  Bretagne,  die  durch  ihren  Gebirgscharakter  abge- 
trennten  Gebiete  Hochfrankreichs,  Provence  und  Auvergne  (oben  S.  329)^ 
und  vor  allem  „Aquitanien",  Guyenne  und  Gascognej  die  vermöge  der 
Reste  altiberischen  Bluts  schon  zum  Frankenreich  in  lockerem  Verhältnis 
gestanden  hatten  (S.  10.262).  Sie  traten  auch  in  der  Sprache  und  der  roma- 
nischen Kultur  als  das  Land  der  Langue  d'oc  zu  dem  Gebiet  der  Langue 
d'oil  in  Gegensatz.  Aber  abgesehen  hiervon  bildete  die  grofse  Fläche 
des  mittel-  und  nordfranzösischen  Tieflandes  eine  ziemlich  kompakte 
Masse  mit  gleicher  Lebensweise,  gleichen  Kulturinteressen,  —  vor  allem 
seit  dem  Ende  des  11.  Jahrhunderts  mit  einer  beachtenswerten  Litte- 
ratur,  die  in  ihrer  bedeutendsten  Schöpfung,  dem  Rolandslied,  mitten  in 

1)  Insbesondere  haben  die  „Herzogtümer"  (Bürgend,  früher  Francien  selbst) 
weder  einen  Zusammenbang  mit  den  alten  merowingischen  Beamtenherzogtiimem, 
noch  mit  alten  germanischen  Stammeskonigreichen  oder  -Herzogtümern  —  im  wesent- 
lichen Gegensatz  zu  den  gleichzeitigen  Verhältnissen  Deutschlands  —  (unten  S.  437). 
Vergl.  die  trefflichen  Zusammenstellungen,  die  Daniels  (S.  124  ff.)  über  die  willkür- 
liche Entstehung  der  grofsen  Lehen  giebt  Der  Herzog  (dux)  ist  ein  blofser  Titel, 
der  von  gelegentlichen  militärischen  Kommandos  übrig  geblieben  ist.  Ebenso  ist 
der  französische  Markgrafentitel  (marquis)  inhaltlos. 
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der  Zersplitterung  das  Gedächtnis  der  nationalen  Einheit  und  der  monar- 
chischen Glanzzeit  König  Karls  lebendig  erhielt. 

Die  nationale  Gliederung  muls  bei  der  Prüfung  des  staatsrecht- 
lichen Verhältnisses  der  verschiedenen  Gewalten  von  vornherein  in 
Ansatz  gebracht  werden. 

II.  König,  Bischöfe,  Barone,  Seigneurs  und  Unter- 
t hauen.  Die  staatsrechtliche  Beziehung  zwischen  dem  König  und  den 
Liandesherren  hat  sich  zwischen  980  und  1120  zu  dem  Zustand  ver- 
flüchtigt, die  ein  späterer  Jurist  durch  das  berühmt  gewordene  Wort 
kennzeichnet:  ,,Cascuns  barons  est  souvrain  en  se  baronnie".  Eine  Be- 
ziehung ist  in  den  politischen  Thätigkeiten  eigentlich  nicht  vorhanden. 

Am  deutlichsten  zeigt  sich  das  Verhähnis  zwischen  König  und  Baronen 
an  der  auswärtigen  Verwaltung.  Die  Seigneurs  stehen  einander  gegen- 
über wie  unabhängige  Fürsten.  Sie  schliefsen  Erbverträge  mit  einander, 
bekriegen  sich,  bilden  zum  Zwecke  dieser  Kriege  eigene  Allianzen  und  ver- 
einbaren Landabtretungen  für  das  Versprechen  der  Neutralität.  0  Der  König 
aber  nimmt  an  dieser  Lokalpolitik  auf  demselben  Niveau  teil  wie  jeder 
seiner  Pairs.  Bald  stützt  er  sich  auf  einen  Vasallen  gegen  den  andern,  un) 
dann  das  erste  Bündnis  fallen  zu  lassen  und  ein  anderes  zu  suchen,  — 
bald  gründet  er  eine  Koalition  gegen  einen  fremden  Herrscher,  —  bald 
geht  er  umgekehrt  mit  dem  letzteren  eine  Allianz  ein,  um  einem  allzu- 
mächtigen Pair  das  Gegengewicht  zu  halten.  Am  besten  illustriert  dies 
das  wechselnde  Verhältnis  der  Kapetinger  zu  ihren  südlichen,  östlichen  und 
westlichen  Nachbarn  und  Vasallen,  dem  Grafen  von  Blois  und  Champagne, 
dem  Grafen  von  Anjou  und  dem  von  der  Normandie.  Als  1032  das  bur- 
gundische  Eeich  erledigt  wird,  schliefst  Heinrich  I.  ein  enges  Bündnis 
mit  dem  deutschen  König  Konrad  IL,  um  dessen  Gegenprätendenten,  den 
ihm  tief  verfeindeten  Odo  von  Champagne  (S.  40 1 .  Anm.  1),  an  solchem  Macht- 
zuwachs zu  hindern ;  erst  so  ermöglicht  er  dem  deutschen  Herrscher  die 
Besitzergreifung  des  arelatischen  Burgund.-)  In  ähnlicher  Weise  sucht  er 
sich  dem  Aufstreben  der  Normannen  und  der  Angiovinen  zu  widersetzen. 
Während  sich  Hugo  und  Robert  II.  gerade  die  Normandie  und  Anjou 
als  ihre  vornehmsten  Stützen  gegen  Blois-Champagne  verwandten,  waren 
dem  späteren  Herrscher  auch  diese  Lehnsleute  unbequem;  schon  unter 
Heinrich  I.  brach  die  Feindschaft  mit  den  Normanjien  aus.^)   Heinrichs 

1)  Vergl.  unten  S.  405.  Anm.  2. 

2)  Vergl.  Ranke,  Weltgeschichte,  VII.  153;  Breslau,  Jahrbücher  der  deutschen 
Geschichte.  Konrad  II.  Bd.  I.  1 17  und  dazu  unten  S.  440. 

3)  Noch  in  den  Faunlienwirren,  die  der  Thronbesteigung  Heinrichs  I.  voraus- 
gehen (vergl.  unten  S.  314.  Anm.),  findet  dieser  eine  Zuflucht  am  Hofe  von  Reuen, 
Später  unteretützt  er  den  jungen  Grafen  Wilhelm  (den  Eroberer)  gegen  die  Erhebung 
seiner  Vasallen  (1047).  Schon  1048  schliefst  er  aber  den  Bund  mit  Anjou,  um  von 
da  an  die  Nonnannen  unausgesetzt  zu  bekämpfen. 
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Bemühung  war  vergeblich.  Die  Minderjährigkeit  seines  Sohnes  Philipp  I. 
erleichterte  dem  Grafen  Wilhelm  von  der  Norraandie  den  kühnen  Griff 
nach  der  englischen  Krone.')  Alle  Verhältnisse  wurden  auf  den  Kopf  ge- 
stellt: der  Vasall  und  seine  Söhne  erhoben  sich  zu  Herrschern  eines  im- 
posanten Staates  diesseits  und  jenseits  des  Kanals,  —  der  Sohn  ihres 
Lehnsherrn,  Ludwig  VI.,  erlangte  mit  Mühe  die  väterliche  Krone  und  be- 
wahrte in  unablässigen  Kämpfen  den  dürftigen  Besitzstand  der  Isle  de 
France,  die  sie  ihm  gewährte.  Und  als  dann  der  Graf  von  Anjou,  Hein- 
rich Plantagenet,  die  Normandie  und  England  erbte  und  durch  Heirat 
mit  Eleonore  von  Poitou,  der  wegen  Ehebruchs  geschiedenen  Gattin  Lud- 
wigs VIL,  auch  noch  das  mächtige  aquitanische  Lehn  erwarb,  wuchs  das 
MiXsverhältnis  zwischen  dem  Lehnsmann,  der  über  die  volle  westliche 
Hälfte  Frankreichs  gebot,  und  dem  kleinen  Souverän  ins  groteske.  2) 

Die  inneren  Staatsthätigkeiten  des  königlichen  und  des  baronalen 
Gebiets  berühren  sich  ebensowenig. 

Die  Barone  üben  in  ihren  Territorien  die  Fülle  der  staatlichen  Thätig- 
keit  aus.  Sie  versammeln  und  kommandieren  das  Aufgebot  ihrer  Vasallen, 
die  seigneurs,  wie  die  gentilshommes ,  wie  die  waffenfähigen  Dienst- 
raannen,  —  sie  erheben  von  ihren  Bauern  die  Abgaben,  vor  allem  den 
Grundzins,  die  taille.  Sie  errichten  neue  Zollstätten  und  prägen  selbst 
ihre  Münzen.  Vor  allem  üben  sie  die  gesamte  Civil-  und  Strafgerichts- 
barkeit über  ihre  ünterthanen,  und  zwar  über  die  Vasallen  nicht  nur  in 
Streitigkeiten,  die  das  Lehnsverhältnis  berühren,  sondern  ohne  Beschrän- 
kung, so  dafs  das  I^ehnsgericht,  die  cour  de  baron,  an  die  Stelle  des 
alten  Grafengerichts  tritt. ^)  Dabei  ist  nur  zu  berücksichtigen,  dafs  in 
ähnlicher  Weise  selbständig  auch  der  vicomte  oder  der  seigneur  (S.  402) 
seine  finanziellen,  gerichtlichen  und  polizeilichen  Befugnisse  übt.  Die  cour 
de  seigneur  stellt  sich  gegenüber  den  seigneurialen  vavassors  ebenfalls  als 
Lehns-  und  Landgericht  dar,  wenn  auch  hier  zahlreiche  lokale  Verschie- 
denheiten in  den  Kompetenzgrenzen  der  seigneurialen  Gerichte  obwalten.^) 

Demgegenüber  hat  der  König  —  abgesehen  von  den  französischen 
Gebieten,  wo  er  selbst  die  Baronalgewalt  ausübt  —  gar  keinen  direkten 
Einflufs  auf  das  Territorium  der  Kronvasallen.  Er  erhebt  von  deren 
ünterthanen  keine  Abgaben,  er  bietet  die  üntervasallen  nicht  unmittelbar 

1)  Über  das  Verhältnis  Wilhelms  I.  in  seiner  Spätzeit  zu  Philipp  1.  vergl.  Li  ohaire 
n.  S.  243. 

2)  Das  Verhältnis  zu  Anjou  ist  noch  unter  Philipp  I.  gut.  Dieser  erwirbt  Cha- 
teau-Landun  als  Entgelt  dafür,  dafs  er  dem  Grafen  Fulko  dem  Schwarzen  Neutralität 
bei  der  Occupation  der  Touraine  verspricht. 

3)  Danfels  1. 192;  Homeyer,  Sachsenspiegel,  II.  Teil  (System  des  Lehnswesens), 
S.  639  ff. 

4)  Der  Seigneur  hat  oft  nur  die  niedere  Gerichtsbarkeit  in  Strafsachen,  während 
schwere  Verbrechen  der  vavassors  von  dem  baron  ihres  seigneurs  abgeuiteilt  werden. 
(Daniels,  S.  159  ff.). 
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auf,  —  er  übt  keinen  polizeilichen  oder  gerichtsbarkeitlichen  Akt  über 
Krön  Vasallen;  wo  der  König  Verurteilungen  oder  Verhaftungen  über  den 
Kopf  der  grofsen  Grafen  hinweg  versucht,  protestieren  die  letzteren  schon 
sehr  früh  dagegen J)  Man  sollte  nun  erwarten,  dafs  der  König  mindestens 
indirekt  auf  die  Lehnsgebiete  einwirkte,  nämlich  so,  dafs  er  auf  Grund 
des  Lehnsverhältnisses  die  Barone  selbst  zu  staatlichen  Leistungen  heran- 
zöge. Aber  nicht  einmal  dies  ist  der  Fall.  Vielmehr  sind  auch  alle  die- 
jenigen staatlichen  Funktionen,  die  der  König  der  Karolingerzeit  zusammen 
mit  dem  Rat  der  Grofsen  vornahm,  eingeschlafen.  Ein  ßeichsgesetz- 
gebungsakt  kommt  nicht  mehr  zu  stände.  Will  der  König  mit  den  Kron- 
vasallen  über  einen  Standesgenossen  urteilen,  so  hängt  es  von  dessen  Be- 
lieben ab,  ob  er  erscheint  oder  nicht;  und  wenn  er  verurteilt  wird,  so 
ist  die  Vollstreckung  wiederum  eine .  Machtfrage.  Selbst  die  erste  und 
wichtigste  Lehnspflicht,  die  Heeresfolge  gegen  das  Ausland,  ruht,  soweit 
man  wahrhaft  von  einer  Pflicht  reden  will.  Zunächst  wird  sie  200  Jahre 
lang  überhaupt  nicht  praktisch,  weil  die  aufserfranzösischen  Verwick- 
lungen der  Monarchen  meist  unblutig  und  ziemlich  kompromittierend  für 
die  Krone  verlaufen.'^)  Die  verschärften  Beziehungen  zu  England  geben 
zum  ersten  Mal  wieder  für  Ludwig  VL  (1115)  einen  Anlafs  zur  Aus- 
schreibung des  „ost"  (hostis),  als  die  Offensivallianz  Heinrichs  L  von 
England  mit  dessen  Schwiegersohn  Heinrich  V.  von  Deutschland  die 
deutschen  Mannschaften  zum  Einfall  in  die  Champagne  getrieben  hat. 
Gerade  bei  dieser  Gelegenheit  aber  zeigt  sich,  dafs  auch  die  Heeresfolge 
für  die  Kronvasallen  zur  Frage  der  Zweckmäfsigkeit  und  des  freien 
Willens  geworden  war. 3)  So  ist  es  schliefslich  nur  folgerichtig,  dafs 
die  Barone  auch  das  Lehnsband  selbst  kaum  noch  beachten,  dafs  sie 
auch  bei  Mannfall  oder  Thronfall  am  Hofe  und  zur  Huldigung  gar  nicht 
oder  nur,  wenn   es  ihnen  pafst,   erscheinen^),   dafs   sie  schliefslich  die 

1)  Derartige  Eingriffe  Hugos  und  KobertsII.  Ein  Protest  dagegen  schon  gegen 
den  letzteren  seitens  eines  normannischen  Vasallen,  Luchaire,  S.  27 ;  Streitigkeiten 
über  ähnliche  Fälle  zwischen  Ludwig  VL  und  den  Herzogen  von  Aquitanien  S.  34. 

2)  Z.  B.  Robert  H.  widersetzt  sich  auf  diplomatischem  Wege  der  Intervention 
Heinrichs  H.  von  Deutschland  bei  Wiederbesetzung  des  flandrischen  Lehns  (1006), — 
mischt  sich  seinerseits  in  Lehnstreitigkeiten  Lothringens  (1024),  —  verhandelt  (eben- 
falls 1024)  mit  lombardischeu  Grofsen  über  die  Annahme  der  Krone  von  Italien  als 
Gegenkandidat  Ronrads  U. ;  —  Zwischen  Heinrich  I.  und  Heinrich  III.  von  Deutsch- 
land kommt  es  sogar  zu  einer  Ausforderung  zum  Zweikampf. 

3)  LucHAiRE  II.  50.274.  Thatsächlich  stammten  die  Hauptkontingente  dieser  ersten 
militärischen  Organisation  von  den  Abteien  und  Bistümern  Nordfrankreichs  (Luchaire 
II.  114.  115).  Aufserdem  stellten  Bretagne,  Blois  und  Aquitanien  Lehnsaufgebote, 
aber,  wie  es  scheint,  nur  pro  forma.  Es  bestand  für  die  Vasallen  die  Auskunft,  das 
Minimum  von  „Zehn  Rittern"  zu  schicken  (Luchaire  IL  49 ;  anders  Daniels,  S.  140. 

4)  Regelmäfsig  gemeldet  wird  sie  nur  für  Normandie,  Aquitanien,  Flandern, 
Anjou,  Maine,  Vendöme,  -  selten  für  Bourgogne,  Bretagne,  Champagne,  Auvergne  — 
nie  für  Toulouse.    Letzteres  (Languedoc)  befindet  sich  also  bis  zum  12.  Jahrhundert 


1.  Kapitel.  Ältere  StaatBgebilde.   VI.  Anfänge  gleichberechtigter  Grofsstaaten.    407 

Vasallität  sogar  gelegentlich  ganz  lösen  und  mit  allen  ihren  Besitzungen 
unter  dem  Vorwand  der  Untreue  des  Königs  oder  ohne  solchen  in  den 
Diensteines  fremden  Herrn  treten.*)  Vor  allem  die,  die  wie  der  Herzog  von 
Aquitanien  oder  der  Graf  von  Toulouse  der  königlichen  Einflulssphäre 
am  weitesten  entrückt  sind,  unterscheiden  sich  im  Grunde  nicht  von  dem 
Fürsten  eines  Staats,  der,  wie  der  König  des  proven^alischen  Burgunds,  von 
Anfang  an  überhaupt  nicht  zum  Lehnsnexus  des  Westfrankenreichs  gehört 

Nach  allem  konnte  am  Anbruch  des  12.  Jahrhunderts  bei  der  Thron- 
besteigung Ludwigs  VL  (des  Dicken,  1 108)  und  ebenso  noch  bei  der  seines 
Sohnes  Ludwig  VIL  (1137)  das  Westfrankenreich  aufgelöst  scheinen.  Die 
Anschauung  hat  sich  gebildet,  als  sei  Frankreich  ein  blofser  „Lehnsstaat" 
gewesen,  in  welchem  statt]  der  öffentlichrechtlichen  Hoheiten  des  Staates 
über  die  Bürger  nur  ein  privatrechtlich-vertragsmäfsiges  Pflichtverhältnis 
zwischen  Lehnsherren  und  Vasallen  steht;  —  ja  wie  gezeigt,  schien 
selbst  dieses  Lehnsband  gehaltlos  geworden.  Und  doch  hielse  es  die  poli- 
tische Gesamtlage  verkennen,  wollte  man  glauben,  dafs  der  kapetingische 
Staat  ein  blofses  Konglomerat  von  selbständigen  kleinen  Herrschern  dar- 
stelle, die  mit  dem  König  nur  durch  das  fadenscheinige  Band  der  Lehns- 
unterthänigkeit  verknüpft  wären.  In  gewisser  Hinsicht  ist  das  westfrän- 
kische Reich  auch  in  der  Zeit  des  Verfalls  ein  Nationalstaat  mit  dem 
König  als  regierendem  Organ,  und  der  letztere  bethätigt  sich  als  Herrscher 
sowohl  im  Innern  wie  nach  aufsen  unabhängig  von  seiner  Souveränetät 

Es  sind  die  Verhältnisse  der  geistlichen  Lehen,  die  dem 
König  Gelegenheit  geben,  die  Rolle  eines  unmittelbaren  Nachfolgers  der 
Karolinger  weiterzuführen.  Obwohl  die  Immunität  (oben  S.  395.  389)  in 
ihrer  Ausbildung  auch  den  Bischöfen  und  Äbten  die  Nutzungen  und  die  ge- 
richtsbarkeitlichen Befugnisse  in  wesentlich  gleichem  Umfange  zugeschoben 
hatte,  wie  sie  die  weltlichen  Amts-  und  Lehnsträger  ausübten,  so  ge- 
stattete doch  der  Mangel  der  Erblichkeit  dem  König  hier  eine  stärkere 
Betonung  seiner  Rechte.  An  sich  war.  er  verpflichtet,  dem  ordnungs- 
gemäfs  gewählten  Nachfolger  des  verstorbenen  Titulars  das  Beneficium 
zu  übertragen,  aber  während  der  Vakanz  gewährte  ihm  das  ,  jus  regaliae*' 
die  interimistische  Nutzung  und  Verwaltung  der  Ländereien  und  damit 
sowohl  eine  vorübergehende  Einnahmequelle  aus  den  Gefällen  und  BuXsen 
wie  einen  politischen  und  militärischen  Stützpunkt,  auch  endlich  einen 
nicht  zu  unterschätzenden  Einflufs  auf  die  Neubesetzung  des  bischöf- 
lichen Stuhls.  So  bedeutsam  war  dieses  Hoheitsrecht,  dafs  dem  König 
aus  ihm  ein  eigener  Anlafs  zu  Kämpfen  und  Konflikten  erwuchs,  —  mit 

praktisch  in  keiner  andeni  Rechtslage  wie  das  Königreich  Bürgend,  d.  h.  es  ist 
ein  unabhängiger  Staat. 

1)  Im  Jahre  U59  huldigt  Simon  v.  Montfort  (Graf  v.  Evreux),  1173  der  Graf 
V.  Toulouse  dem  König  Heinrich  IL  von  England,  ^  1162  der  Graf  v.  Champagne 
Friedrich  Barbarossa. 
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der  Geistlichkeit  wegen  des  übertriebenen  Maises  der  Ausbeutung,  —  mit 
den  Baronen  über  das  Recht  der  Ausübung  selbst.  In  der  That  ist  es 
auch  den  grolsen  Vasallen  von  Aquitanien,  Languedoc,  Bretagne  und 
Normandie  gelungen,  den  König  aus  dem  Regalienrecht  und  aus  der  Be- 
setzungsgewalt zu  verdrängen.  1)  Aber  im  allgemeinen  bewahrte  das  König- 
tum in  der  Zeit,  wo  es  sich  den  Baronen  gegenüber  am  schwächsten 
zeigte,  sein  Übergewicht  über  die  geistlichen  Herrschaften  auch  aulser- 
halb  seiner  unmittelbaren  Herrschaftszone  '^)j  zum  Teil  mit  den  schnödesten 
Milsbräuchen,  wie  sie  mit  weitgehender  Käuflichkeit  und  roher  Günstlings- 
wirtschaft notwendig  verbunden  waren.  Von  entscheidendem  Vorteil  war 
es  hierbei  für  die  Krone,  dals  das  Oberhaupt  der  Christenheit  sie  bei 
vielen  vorübergehenden  Milshellichkeiten  im  ganzen  ruhig  gewähren  liels. 
Im  allgemeinen  bildete  sich  ein  natürlicher  Bund  zwischen  dem  König  und 
den  Bischöfen  und  Klöstern.  Die  „Treuga  Dei'',  der  Gottesfriede,  durch  den 
die  Geistlichkeit  mit  Bulse  und  Kirchenbann  gegen  die  Kriege  der  Barone 
und  Seigneurs  wie  gegen  die  Fehden  unter  den  Rittern  einer  Baronie  seit 
Heinrich  I.  (1027?)  geschlossen  und  systematisch  ankämpfte,  wirkte  schon 
früh  wie  ein  allgemeiner  Landfrieden  des  Königs,  und  oft  wurden  die  geist- 
lichen Waffen  vom  König  gegen  seine  Gegner  mit  Erfolg  benutzt.-^) 

Der  Anschluf s  des  französischen  Klerus  an  die  Krone,  seit  Ludwig  VI. 
eine  fertige  Thatsache,  war  geeignet,  früh  auch  die  Augen  der  Untertha- 
nen  auf  den  Schutz  des  Königs  zu  lenken.   Anlafs  dazu  war  vorhanden. 

An  dem  Zustand  der  Gesamtbevölkerung  zeigte  sich  der  Rechts- 
zustand, der  die  staatliche  Thätigkeit  in  lauter  einzelne  lokale  Teile  zer- 
faserte, praktisch.  Da  ein  Jeder  der  zahllosen  landschaftlichen  Dynasten 
sich  selbst  überlassen  war,  so  wurden  ihm  die  Individuen  der  niederen 
Klasse  mehr  oder  weniger  vorbehaltlos  ausgeliefert.  Hier  wirkten  also 
die  Zustände  fort,  die  die  Karolingerzeit  angebahnt  hatte.  Der  I^Yanken- 
könig  hatte,  je  mehr  er  sich  seiner  Höhe  näherte,  mehr  und  mehr  die 
Einrichtungen  aufgelöst,  durch  welche  die  Volksgemeinde  ihre  Organe 
überwachen  konnte ;  er  hatte  statt  dessen  den  geordneten  Zustand  des 
Gemeinwesens  auf  die  gute  Disciplin  des  Beamtentums  vom  Centrum  her 
abgestellt  Jetzt  war  der  Druck  von  oben  gewichen,  und  die  unbeschränkte 

1)  Dafs  vor  allem  die  Besetzung  des  Erzbistums  von  Ronen  und  das  Regalien- 
recht  in  demselben  nicht  der  Krone,  sondern  dem  Herzog  der  Normandie  zusteht, 
wird  schon  1091  von  Philipp  I.  anerkannt.  —  Heinrich  I.  überläfst  sogar  das  Bistum 
Maus  dem  Einflufs  des  Grafen  von  Anjou. 

2)  Die  Könige  des  12.  Jahrhunderts  kämpfen  erfolgreich  mit  den  Gi-afen  von 
Blois  um  das  Bistum  Chartres,  die  des  11.  mit  den  Herzögen  von  Aquitanien  um 
Bourges  (Lvchaire  II.  65.  73).  Heinrich  I.  entzieht  die  Abteien  von  Soissons  und 
Chalons  der  Champagne  (IL  232).  Die  Kirchen  von  Autun  und  Macon  geben  Philipp  I. 
Einflufs  in  der  Bourgogne,  —  die  Abtei  Chevreux  in  Poitou  und  Saintonge  u.  s.  w. 
(LUCHAIRE  IL  250.) 

3)  HuBERTi,  Gottosfrieden  und  Landfrieden,  L  11592.  S.  234ff. 
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Amtsgewalt  der  Grafen  setzt  sich  fest  in  dem  Absolutismus,  —  fast  dem 
Despotismus  einer  Vielzahl  kleiner  Monarchen,  der  Prälaten,  Barone  und 
Seigneurs.  Dieser  Despotismus  bedeutete  eine  harte  Herrschaft  für  den 
Bauernstand  der  Zeit,  den  unfreien  wie  den  freien,  i)  Die  Lage  der 
leibeigenen  Knechte  (mainmortables)  war  wohl  insofern  günstige  als  eine 
Zunahme  der  unfreien  Bevölkerung  beim  Mangel  auswärtiger  Kriege 
oder  eines  überseeischen  Sklavenhandels  jetzt  noch  weniger  denkbar  war, 
als  in  fränkischer  Zeit.  Jene  allmähliche  Hebung  des  Sklavenstandes,  die 
in  der  Umbildung  der  Unfreien  zu  fron-  und  zinspflichtigen,  aber  Ver- 
mögens-, familien-,  parteifähigen  kleinen  Landwirten  bestand,  nahm  also 
geräuschlos  ihren  Fortgang.  Gerichtlich  äufserte  sich  ihre  zunehmende 
Selbständigkeit  darin,  dafs  die  Knechte  des  Fronhofs  eine  eigene  Hof- 
genossenschaft bildeten,  deren  Mitglieder  wie  Schöffen  dem  Verfahren 
des  Grundherrn  oder  seines  Stellvertreters  (S.  366)  beisafsen.  Aber  in 
Veräufserung,  Vererbung,  Verheiratung  waren  sie  doch  überall  durch  den 
Willen  des  Herrn  beschränkt  2),  und  vor  allem  in  der  Rechtspflege  über- 
wog dessen  fiskalisches  Bedürfnis  nach  Zahlung  der  Bufsen  oder  sein  In- 
teresse an  der  Verteilung  der  Grundstücke.  Seinen  Opportunitätserwägungen 
gegenüber  waren  sie,  waffenlos  wie  sie  waren,  ohnmächtig  und  jeder 
Vergewaltigung  preisgegeben.'«*)  Von  den  Knechten  unterschieden  sich 
die  freien,  zinsbaren  Bauern  (vilains,  hospites)  vor  allem  deswegen  zu  ihrem 
Vorteil,  weil  sie  noch  immer  Waffen  trugen  und  die  Freizügigkeit  be- 
safsen.  Aber  die  Herren  waren  eifrig  bemüht,  auch  sie  zu  entwaffnen  und 
erbunterthänig  zu  machen,  und  in  der  That  waren  diese  Bemühungen  oft 
erfolgreich,  weil  durch  den  häufigen  Wechsel  der  Grundherren  und  die 
vielfachen  Wohnsitzverschiebungen  der  Bauern,  die  im  10.  Jahrhundert  noch 
im  grofsen  Umfang  kolonisierend  neues  Terrain  für  die  Bewirtschaftung 
erschlossen,  sich  die  Rechtsverhältnisse  leicht  verdunkelten.  Jedenfalls 
schritt  die  soziale  und  rechtliche  Sonderung  der  Ritter  und  sämtlicher 
Schichten  der  Bauern  (S.  381. 386)  als  der  Zinszahler,  „taillabl es",  weiter 
fort:  im  Mangel  formeller  Garantien  einer  verfassungsmäfsigen  Sicherheit 
standen  alle  Angehörigen  des  Bauernstandes  im  wesentlichen  gleich.  In 
dieser  Hinsicht  waren  also  nur  die  Milites,  die  Ritter,  die  als  unterste  Stufe 
auch  die  unfreien  Dienstmannen  mit  in  sich  aufnahmen  (S.  387),  besser  ge- 

1)  Vergl.  die  stoff reiche  und  erschöpfende  Schilderung  der  landarbeitenden 
Klassen  Frankreichs  bei  Lampuecht,  Beitrage  zur  Geschichte  des  fi-anzösischen  Wirt- 
schaftslebens im  11.  Jahrhundert  (Öchmollers  Staats- und  sozialwissenschaftliche  P^or- 
schungen,!.  Heft  8.  1878.  S.  70  ff.)  Vergl.  auch  Daniels,  S.  177 ;  Wankonio  I.  S.  252  ff. 

2)  Besonders  drückend  wird  der  Zwang  empfunden,  dafs  der  Unfreie  nur  Frauen 
der  Hofgenossenschaft  heiraten  kann. 

3)  Die  Übergriffe  der  Strafgewalt  der  Herren  gehen  besonders  aus  den  späteren 
Charten  der  neugegründeten  Städte  hervor,  die  zum  grofsen  Teil  dem  Zwecke  dienen, 
die  Erpressungen  der  Landesherren  durch  willkürliche  Straf  Satzungen  zu  verhindern. 
(Vergl.  Richard  Schmidt,  Aufgaben  der  Straf rechtspf lege.  1894.  S.  166;  unten  S.  454). 
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stellt  Unter  ihnen  war  umgekehrt  das  Standesbewulstsein  in  der  Zunahme 
und  die  genossenschaftliche  Einigung,  die  die  Vasallen  desselben  Herrn 
verband,  gab  ihnen  demgemäfs  einen  ganz  andern  Rückhalt  im  Gerichte 
des  Barons  oder  Seigneurs,  dem  sie  als  Schöffen  beisalsen,  —  ganz  beson- 
ders dann,  wenn  wie  einst  ein  Rechtszug  von  dem  Seigneurial-  oder  Vicom- 
talgericht  an  das  höhere  Baronalgericht  geht  Hierzu  kommt,  dafs  der 
Herr  weit  mehr  auf  den  Vasallen  angewiesen  ist,  als  auf  den  Bauern  und 
Knecht.  Aber  immerhin  bleibt  auch  der  Ritter  an  den  Herrn  gebunden,  um 
so  mehr,  als  das  Lehen  nach  französischer  Rechtsgewohnheit  unkündbar 
ist^)  In  allen  Unterthanen  also  mufs  das  Bedürfnis  nach  dem  Schutz,  be- 
sonders nach  dem  obersten  Rechtsschutz  des  Königs  mindestens  der  Idee 
nach  lebendig  bleiben. 

III.  Die  Centralisierung  des  Kronlands  und  die  Entwick- 
lung der  erblichen  Primogenitur.  Fafst  man  so,  wie  bisher 
geschehen,  das  Ganze  des  westfränkischen  Reichs  ins  Auge,  so  zeigt 
sich,  dafs  die  königliche  Macht  in  der  Zeit  zwischen  950  und  1150 
teilweise  zwar  geradezu  an  Boden  verliert,  teilweise  aber  auch  das  zu 
bewahren  weifs,  was  sie  besitzt  Es  ist  jedoch  nicht  zu  leugnen,  dafs  es  auch 
ein  Gebiet  giebt,  auf  welchem  während  des  gleichen  Zeitraumes  umge- 
kehrt ein  wenig  augenfälliges,  aber  sicheres  Steigen  des  kapetingischen 
Einflusses  stattfindet  Dieses  Gebiet  ist  der  königliche  Hausbesitz. 
Hier  liegt  das  eigentliche  Arbeitsfeld  der  Dynastie,  und  es  ist  ihr  Verdienst, 
dafs  sie  dies  immer  klarer  erkennt  und  immer  energischer  in  Angriff  nimmt 
Bei  genauem  Zusehen  läfst  sich  ein  allmählicher  Umschwung  ihrer  Politik 
bemerken.  Der  nüchterne  Hugo  ebenso  wie  der  salbungsvolle  Frömmler 
Robert,  vorwiegend  auch  noch  Heinrich  I.  in  seinen  unruhigen  Fehde- 
zügen und  Philipp  I.  mit  seinem  launenhaften  Gemisch  perfider  Diplo- 
matie und  heftiger  Gewaltthätigkeit  bewegen  sich  in  den  Traditionen 
karolingischer  Regierungs weise ,  die  notwendig  eine  Scheinregierung 
bleiben  mufs,  weil  ihr  der  Rückhalt  reeller  Macht  fehlt:  sie  erschöpfen 
sich  in  jener  nutzlosen  Verfolgung  von  Herrschaftsansprüchen  nach  aufsen 
und  gegen  die  Provinzen  (S.  401).  Aber  schon  seit  Heinrich  I.  zeigt  sich 
daneben  der  Wunsch,  sich  zunächst  einen  Stützpunkt  im  Innern  zu 
schaffen,  und  mit  Ludwig  VI.  kommt  dieses  Streben  voll  zum  Durchbruch. 
Der  König  verzichtet  jetzt  auf  ein  äufseres  Hervortreten  und  widmet  sich 
desto  erfolgreicher  der  inneren  Sammlung  und  Stärkung  seiner  Kräfte.*-^) 

1 )  Der  Vasall  kann  mit  andern  Worten  das  Dienstverhältnis  nicht  gegen  Rück- 
gabe des  I^ehns  verlassen.    SchÄpfer,  Rechtsverfassung  Frankreichs,  U.  261. 

2)  Dies  ist  im  Grande  längst  bekannt  gewesen.  Es  ist  aber  das  besondere  Ver- 
dienst LucHAiREs  (a.  a.  0.),  die  beiden  Seiten  des  Verhältnisses  in  allen  Einzelheiten 
eingehend  dargelegt  zvl  haben  (ver^l.  besonders  II.  S.  254).  Natürlich  wäre  es  un- 
historisch, eine  scharfe  Grenze  ziehen  zu  wollen.  Schon  bei  Heinrich  und  Philipp 
zeigen   sich  Spuren  der  Hausmachtpolitik,  —   anderseits  fällt  auch  Ludwig  VI.  ge- 
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Dafs  sich  die  Fortschritte  der  neuen  Politik  parallel  mit  dem  Wachs- 
tum der  Normannenherzöge  bewegen,  ist  dabei  wohl  kein  Zufall. 

Derjenige  Erfolg,  von  dem  alles  Weitere  abhing,  war  der,  dafs  die 
Kapetinger  den  Punkt  fixierten,  durch  welchen  der  immer  weitergehenden 
feudalen  Zersplitterung  der  Isle  de  France  ein  Riegel  vorgeschoben  wurde. 
Dafs  sich  ausnahmsweise  auch  innerhalb  ihrer  Domänen  unabhängige 
Schlofsherrschaften  gebildet  hatten,  war  nicht  zu  verhindern  gewesen. 
Aber  es  war  nicht  zu  vermeiden,  dafs  auch  dieregelmäfsigen  Beamten, 
durch  die  die  Könige  die  Grafenrechte  in  den  einzelnen  Grafschaftsbezirken 
—  Orleans,  Sens,  Paris  u.  s,  w.  —  ausüben  liefsen,  ihre  vicecomites  (vicom- 
tes)  und  deren  Gehilfen,  die  vicarii  (viguiers),  allmählich  ihr  Amt  mit 
dem  ausstattenden  Beneficium  verknüpften  und  für  beide  die  Erblichkeit 
errangen ;  hier  bestand  die  Gefahr,  dafs  mit  der  Zeit  auch  sie  dem  könig- 
lichen Einflufs  entwachsen  würden. 

Wäre  dieser  Fall  eingetreten,  so  würde  die  fränkische  Entwicklung 
völlig  dem  Beispiel  der  griechischen  oder  italischen  gefolgt  sein,  —  die 
Herrenburg  mit  ihrem  Vorland  wäre  die  winzige  Einheitsgröfse  des 
politischen  Lebens  geworden  (oben  S.  94).  Es  bedeutete  deshalb  eine 
Leistung  der  Monarchie  —  die  dadurch  nicht  an  Bedeutung  einbüfst, 
dafs  wir  über  sie  nur  sehr  mangelhaft  unterrichtet  sind  — ,  wenn  sie 
verhältnismäfsig  sehr  früh  die  ganze  feudalisierte  Beamtenschaft  der 
Karolingerzeit  durch  eine  zweite,  halbfeudale,  jedenfalls  abhängigere 
zu  durchkreuzen  und  nach  und  nach  zu  verdrängen  wufste.  Neben  den 
Vicomtes  wurden  zunächst  für  Eintreibung  der  königlichen  Einkünfte 
y'ögie^  pr6vöts  (praepositi),  eingeschoben,  und  schon  seit  der  Regierung 
Heinrichs  L  zogen  diese  auch  das  militärische  Kommando  und  die 
volle  Richtergewalt  ihres  Sprengeis  an  sich,  um  so  den  Vicomte  zum 
blofsen  Titular  herabzudrücken  oder  ganz  entbehrlich  zu  machen.  Da 
die  Pr6v6talbezirke  viel  kleiner  gesteckt  wurden  als  die  Grafschaften, 
da  die  Prövöts  aus  Leuten  geringerer  Herkunft  entnommen  wurden,  so 
hatte  der  König  zunächst  leichtere  Mühe,  sie  in  Botmäfsigkeit  zu  halten, 
und  obwohl  nun  auch  mit  ihnen  wieder  der  Kampf  um  die  Erblichkeit 
ihres  Amtes  Ibegann,  so  hatte  doch  die  Monarchie  durch  die  Neuorgani- 
sation Zeit  gewonnen  und  die  feudale  Tradition  durchbrochen,  und  sie 
ist  in  diesem  Kampfe  siegreich  geblieben. 

Schon  um  1100  war  die  Durchteilung  der  Domäne  in  Prövötal- 
bezirke  vollzogen,  und  nun  konnte  Ludwig  VL  ans  Werk  gehen,  auch 
die  selbständigen  Seigneurs  des  alten  Adels  systematisch  zu  vernichten. 
Deren  Gewaltthätigkeiten  gegen  die  geistlichen  Stifter,  ihre  ünbotmäfsigkeit 

legentlich  in  die  überlebte  Peripheriepolitik  zurück;  z.  B.  in  dem  später  so  sehr 
veninglQckten  Heiratsuntemehmen  seines  Sohnes  mit  Eleonore  von  Poitou  (vergl. 
oben  S.  405).  Der  Tiefstand  der  Monarchie  liegt  aber  jedenfalls  in  der  Regierung 
Roberts  II. 
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gegenüber  den  königlichen  Ladungen  boten  die  erwünschte,  oft  auch 
begründete  Handhabe,  unter  der  Firma  der  Straf  Justiz  wegen  Baubes 
oder  Hochverrats  einzuschreiten,  und  in  einem  langwierigen  mühevollen 
Kleinkrieg,  der,  in  der  nächsten  Umgebung  von  Paris  geführt,  fast  Lud- 
wigs ganze  Regierung  ausfüllte,  erreichte  die  zähe  Konsequenz  des  kor- 
pulenten Fürsten  endhch  ihr  Ziel:  die  kleinen  Dynasten  Montmorency, 
Montlhery,  Mouchy,  Coucy,  Puiset  wurden  zur  Ruhe  gebracht  und  mit 
einem  grofsen  Teil  ihrer  Besitzungen  die  Lücken  der  Domänen  ausge- 
füllt. Schon  seine  Vorgänger  hatten  an  den  äufseren  Grenzen  des  Kron- 
gebiets einzelne  Neuerwerbungen  durchgesetzt:  Heinrich  I,  hatte  Sens  an 
sich  gebracht,  Philipp  L  hatte  das  Parisis  und  das  Orlöanais  durch  den 
Erwerb  von  Corbie,  Vexins,  Valois  u.  s.  w.  nach  Norden  und  Westen 
abgerundet  und  durch  den  Ankauf  von  Berri  mit  Bourges  südlich  von 
der  Loire  Posto  gefafst.  Jetzt  stellte  sich  seit  dem  Ende  der  Regierung 
Ludwigs  VL  (1135)  der  Bestand  des  Kronlandes  als  ein  geschlossener 
Komplex  von  abhängigen  Pr6v6talbezirken  fest. 

So  gewann  die  Monarchie  durch  ihre  innere  Konsohdierung  einen 
Vorsprung  vor  ihren  Baronen  und  das  in  demselben  Zeitpunkt,  wo  sich 
die  letzteren  in  ihrer  Unabhängigkeit  thatsächhch  vom  Oberlehnsherm  un- 
gestört, ja  anerkannt  sahen.  Mit  der  einzigen  Ausnahme  der  Norman- 
die,  die,  begünstigt  durch  eigenartige  Verhältnisse,  das  Königtum  an 
Straffheit  des  Regiments  noch  überbot  (S.  417),  ja  demselben  wohl  gar  zur 
Sammlung  seiner  Kräfte  erst  den  Anstofs  gegeben  hatte,  beharrten  die 
grofsen  Kronlehen  —  vor  allem  Flandern,  Champagne,  Bourgogne  — 
auch  im  12.  Jahrhundert  noch  in  ihrer  feudalen  Zersplitterung.  Sie  be- 
ruhigten sich  bei  der  Verwaltung  ihrer  zu  voller  Erblichkeit  gelangten 
vicecomites  und  verzichteten  damit  auf  die  unmittelbare  Beherrschung 
ihrer  Territorien,  —  in  der  Grafschaft  Toulouse  gingen  die  Vicomtien  in 
völlig  unabhängige  Landesherrschaften  über.O  Anscheinend  erst  unter 
der  Regierung  Ludwigs  VIL  in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts 
folgten  die  Kronvasallen  dem  Beispiel  des  Königtums.  Auch  innerhalb 
der  Fürstentümer  begann  man  nun  die  feudalen  Vicomtes  durch  Truppen-, 
Finanz-,  Polizei-  und  Justizchefs  zu  ersetzen,  die  einfach  als  Stellvertreter^ 
„baillivi",  „baillis'',  der  Herren  bezeichnet  wurden  und  den  königlichen 
pr6v6ts  entsprachen,  ja  sich  in  Zukunft  oft  mit  ihnen  vermischten.  Es 
war  vom  landschaftlichen  Standpunkt  aus  betrachtet  eine  nicht  minder 
wichtige  Reorganisation  wie  die  des  Kronlands,  denn  auch  in  den 
Landschaften  besiegelte  sie  die  politische  Zusammengehörigkeit  gröfserer 
territorialer    Komplexe   im   Gegensatz  zu    der  Tendenz   der   Auflösung 

1)  Im  übrigen  scheinen  die  Barone  ihre  vicecomites  in  Abhängigkeit  gehalten 
zu  haben  (Lttchaire  1.  217),  aber  erblich  beliehene  Inhaber  der  Grafschaft,  von  dem 
sie  dem  Baron  nur  einen  Teil  der  Gefälle  abgeben,  bleiben  sie  überall.  (Daniels, 
System  und  Geschichte,  258.) 
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im  altgriechischen  und  italischen  Staat  Aber  im  Verhältnis  zur  Monar- 
chie bedeutete  sie  eine  Nachahmung.  Diese  war  den  Landesherren  einen 
Schritt  voraus. 

Die  verstärkte  finanzielle,  militärische,  moralische  Autorität  des  König- 
tums über  die  Barone  blieb  nicht  ohne  praktische  Folgen.  Es  ist  nicht 
zufällig,  dafs  gerade  seit  dem  12.  Jahrhundert  sich  die  Vorkommnisse 
mehren,  in  vrelchen  der  König  und  sein  Gericht  mit  Erfolg  als  Schützer 
der  Klöster  und  Bistümer  gegen  weltliche  Grotse  auftreten,  und  vor 
allem  ist  es  bezeichnend,  dafs  der  Rechtsschutz  jetzt  nicht  mehr  Waffen- 
gewalt aufzubieten  braucht,  sondern  dafs  das  Gerichtsverfahren  vor  der 
Curia  regis  mit  den  gesetzlichen  Mitteln  durchdringt,  dafs  die  Magnaten 
deren  Ladungen  Folge  leisten.  Die  königliche  Rechtspflege  zwischen  den 
Vasallen  giebt  der  Regierung  Ludwigs  VIL  den  eigenen  Stempel,  der 
ihr  durch  den  Ratgeber  seiner  Frühzeit,  Abt  Suger  von  Saint  Denis, 
aufgeprägt  wird.  Vor  allem  aber  erleichterte  die  innere  Solidität  der  durch 
Ludwig  VI.  begründeten  Herrschaft  dem  Königtum  den  Abschlufs  der 
wichtigsten  Errungenschaft,  die  es  der  Zeit  der  politischen  Zurückgezogen- 
heit verdankte,  —  den  Erwerb  eines  gesicherten  Rechtstitels  an 
seiner  Krone.  Wie  der  ganz  auXsergewöhnlich  stetige  Verlauf  der 
Thronfolge  von  König  Hugo  bis  zu  Ludwig  dem  Jungen  überhaupt  erst 
die  zähe  Konservierung  der  Tradition  ermöglichte,  so  erzeugte  sie  ander- 
seits den  Grundsatz,  der  diese  Tradition  in  jedem  Augenblicke  und 
für  alle  Zukunft  neu  befestigte,  und  zweifellos  war  dies  der  eigenste  und 
in  Wahrheit  epochemachende  Erfolg  der  kapetingischen  Monarchie,  dafs 
sie  innerhalb  der  gesamten  mittelalterlichen  Staatsbildung  zum  ersten 
Male  die  Kraft  findet,  die  beiden  Fesseln  der  germanischen  Königsgewalt. 
Wahlgebundenheit  und  Teilbarkeit,  gänzlich  abzustreifen.  Was  auch  die 
Karolinger  nicht  vermocht,  durch  die  unscheinbaren  Nachfolger  des  Hugo 
Capet  wird  es  Ereignis.  Auch  sie  haben,  um  die  Succession  zu  sichern, 
kein  anderes  Mittel  zur  Verfügung  als  die  Auskunft,  bei  Lebzeiten  des 
regierenden  Königs  mit  Zustimmung  der  Grofsen  durch  den  Erzbischof 
von  Reims  den  ältesten  Sohn,  und  meist  noch  in  jungen  Jahren,  krönen 
zu  lassen.^    Aber  noch    niemals  war  dieses  Prinzip  so  folgerichtig,   so 

1)  Köuig-  Hugo  l&fst  schon  wenige  Monate  nach  seiner  Thronbesteigung  (987) 
Robert  II.  krönen,  Robert  (bis  1031)  schon  1016  seinen  älteren  Sohn  Hugo  und  nacli 
dessen  Tod  (1025),  zwei  Jahre  später,  den  Prinzen  Heinrich.  Heinrich  I.  (1031— 1060) 
überträgt  die  Königswürde  (1059)  auf  den  erst  siebenjährigen  Philipp.  Philipp  1. 
(1060—1108)  ist  durch  die  Exkommunikation  gehindert,  der  Übung  zu  folgen.  Aber 
seit  1090  spätestens  wird  Prinz  Ludwig  in  den  Königsurkunden  mitaufgeführt,  etwa 
1096  erscheint  er  als  roi  d^sign^.  Ludwig  der  Dicke  läfst  den  Prinzen  Philipp  mit 
VS  Jahren  weihen,  —  nach  Philipps  Tode  (1131)  wird  Ludwig  der  Junge  schon  wenig 
Wochen  später  mit  11  Jahren  gekrönt  Über  die  Succession  Ludwigs  VIL  siehe  unten 
im  Text.  —  Ober  die  Form  der  „designatio''  (Mitwirkung  der  Magnaten?)  ist  nicht«* 
überliefert  (LrcHAiRE  L  69).    Die  eigentliche  Weihe   des  Thronfolgers   (consecratio) 
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streng  auch  auf  Kosten  jüngerer  Brüder  durchgeführt  worden  *)  — ,  und 
vor  allem  war  es  noch  niemals  so  glücklich  durch  die  Verhältnisse  unter- 
stützt worden.  Es  ist  einer  jener  historisch  bedeutungsvollen  Zufälle  ge- 
wesen, dafs  vom  Gründer  der  Dynastie  bis  nachmals  zu  den  Söhnen  Philipps 
des  Schönen  (1214)  —  durch  einen  Zeitraum  von  350  Jahren  — jeder  Fürst 
einen  direkten  männlichen  Leibeserben  beschert  erhielt,  —  ein  Zufall,  der 
um  so  einfluXsreicher  erscheint^  als  Augenblicke  peinlicher  üngewifsheit 
über  den  Fortbestand  der  Monarchie  nicht  ausblieben.  Grade  König  Lud- 
wig VII.  (1 1:^7 — 80)  harrte  mit  äuXserster  Nervosität  fast  dreifsig  Jahre  lang 
auf  das  Erscheinen  eines  Sohnes.  Erst  spät  schenkte  ihm  seine  dritte  Gattin 
(1165)  den  Thronfolger,  und  der  sensationelle  Eindruck  seiner  Geburt 
auf  alle  Teile  des  Reichs  bewies,  wie  in  dieser  Zeit  des  innerlich  ge- 
festigten Königtums  der  Krone  die  Erblichkeit  nach  dem  Recht  der  Erst- 
geburt bereits  als  ein  ihr  inhärierendes  Prinzip  gesichert,  die  Mitwir- 
kung der  Grofsen  zu  einer  mehr  und  mehr  formellen  Zuthat  herabge- 
sunken war.  Auch  in  dieser  Hinsicht  hatte  die  Regierung  Ludwigs  VI. 
über  die  gefährliche  Krisis  hinweggeholfen.  Gewifs  war  es  nach  der 
heftigen  Opposition  der  Barone,  die  er  bei  seiner  Thronbesteigung  zu 
überwinden  gehabt  hatte  '^),  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit,  dafs  in 
Ludwig  VII.  der  Lebensfaden  der  Königsfamilie  nicht  abrifs.  Aber  als  die 
Geburt  des  Thronerben  erfolgte,  entschied  sie  auch  unmittelbar.  Es  er- 
schien als  übergrofse  Vorsicht,  dafs  auch  Ludwig  VII.  sich  den  jungen 
Philipp  (1179)  ein  Jahr  vor  seinem  Tode  zum  Mitregenten  setzte.  =^) 

In  der  That  war  dies  der  letzte  Fall,  wo  der  erbliche  Anspruch  auf 
den  Thron  durch  die  äufsere  Vorsichtsmafsregel  gewahrt  wurde.  Der 
Nachfolger  Ludwigs  VII.  hielt  es  nicht  mehr  für  notwendig,  seinen  Sohn 

vollzieht  sich,  indem  der  Erzbischof  von  Reims  die  Wahl  (electio)  verkündet,  der 
regierende  König  zustimmt,  die  anwesenden  Prälaten,  weltlichen  Magnaten,  Ritter 
und  Bürger  sie  bestätigen,  worauf  Salbung  und  Krönung  (unctio  und  coronatio)  sich 
anschliefsen.  Die  Krönung  nach  der  Thronbesteigung,  ursprünglich  das  Wesent- 
liche, sank  demgegenüber  zur  blofsen  Cereraonie  herab. 

1)  Speziell  der  Gegensatz  zwischen  dem  Vorzug  des  Altesten  und  der 
Gleichberechtigung  mehrerer  Erben  wurde  bei  der  Nachfolge  Roberts  II. 
(1026)  praktisch.  Der  jüngere,  ritterliche  und  beliebte  Robert  erschien  der  Königin 
Konstanze  und  einem  Teil  der  Grofsen  würdiger,  als  der  stille  Heinrich.  Der  König 
entschied,  unterstützt  von  Fulbert  von  Chartres,  für  den  älteren  (Heinrich  l.K  Hef- 
tige Parteikämpfe  nach  dem  Tode  des  Königs  waren  die  Konsequenz.  (Vergl.  die 
sehr  ähnlichen  Voi^änge  bei  der  Konkurrenz  Ottos  I.  und  seines  Bruders  Heinrich 
in  Deutschland.  Ranke,  Weltgeschichte,  VI.  2. 145).  In  der  Folgezeit  äufsert  die  Teilbar- 
keit nur  noch  in  der  Form  Wirkungen,  dafs  jüngere  Söhne  mit  vakanten  Kronlehen  ab- 
gefunden werden.  Bei  der  Erblichkeit  der  Lehen  wird  auch  dies  gelegentlich  noch  ver- 
hängnisvoll (vor  allem  in  dem  Fall  Burgunds  im  U.Jahrhunderts;  vergl.  unten  §  76). 

2)  Vergl.  oben  S.  405. 

3)  Ludwig  VIL  selbst  wollte  davon  absehen  und  schritt  dazu  erst  auf  viel- 
faches Drangen  des  Papstes  (Alexanders  IIL).    Lüchatre  L  86. 
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zum  Mitregenten  zu  krönen.  Grade  dieser  spätgeborene  Prinz  —  Philipp 
„Dieudonn6",  wie  er  genannt  wurde  —  war  berufen,  die  Früchte  der  bis- 
herigen kapetingischen  Politik  unter  Dach  und  Fach  zu  bringen;  mit 
ihm,  dem  Philipp  „Augustus",  begann  das  rapide  Aufsteigen  des  terri- 
torialen und  politischen  Machtbesitzes  der  Monarchie,  das  unter  seinen 
vier  Nachfolgern  andauerte  und  den  französischen  Nationalstaat  schuf. 
Eine  der  nicht  wegzudenkenden  Voraussetzungen  dafür  war  es,  dafs  diese 
Könige  ihre  Rechtsstellung  auf  den  festerworbenen  Titel  der  Erblichkeit 
gründen  konnten.  Nur  sollte  sich  freilich  gleichzeitig  zeigen,  dafs  nicht  nur 
die  planmälsige  politische  Arbeit,  sondern  auch  die  Gunst  der  Verhältnisse  der 
französischen  Monarchie  zu  gute  kam.  Unter  den  günstigen  Bedingungen, 
die  aufserhalb  menschlicher  Berechnungen  lagen,  war  nicht  von  geringster 
Bedeutung  das  plötzliche  Weichen  einer  schweren  auswärtigen  Sorge.  In 
denselben  Jahren,  wo  in  Frankreich  eine  Reihe  mittelmäfsiger  Könige 
durch  fünf  Generationen  charaktervoller  Regenten  abgelöst  wurde,  räumte 
in  England  das  politische  Genie  der  Epoche,  Heinrich  Plantagenet,  den 
Thron,  um  seinen  unfähigen  Söhnen  Platz  zu  machen. 

§  68.  Die  feudale  Centraliiation  dei  anglonormanniichen  Königtums. 

Über  den  angelsächsischen  Staat  nach  Alfred  dem  Grofsen  (vergi.  oben 
vor  §  66.  387)  fehlt  eine  befriedigende  Darstellung.  —  Gneist,  Englische  Verfassungs- 
geschichte. 1882.  S.  85ff.  —  Fiir  die  Frühzeit  der  normannischen  Dynastie  (von 
Rollo  bis  zu  Wilhelm  dem  Eroberer)  Freeman,  Norman  Conquest  tom  I— IV.;  Green, 
Geschichte  des  englischen  Volks  (deutsch  von  Kirchner.  1888);  Rauke,  Welt- 
geschichte, VIII.  —  Über  den  anglonormannischen  Staat  in  seiner  Ausbildung: 
Gneist,  a.  a.  0.  S.  94  ff. ;  Stubbs,  Conlitutional  history  of  England.  Vol.  1. 1 874.  S.  247  ff. ; 
Plehn,  Der  politische  Charakter  von  Mathaeus  Pai-isiensis  (Sctimüllers  Staats-  und 
sozialwissenschaftliche  Forschungen.  1897);  Biener,  Das  englische  Geschworenen- 
gericht 1852.  S.  38ff.;  Brunner,  Entstehung  der  Schwurgerichte.  1871.  S.  127ff.  — 
Eine  befriedigende  Gesamtdarstellung  fehlt. 

I.  Das  Ende  des  angelsächsischen  und  die  Anfänge  des 
normannischen  Staats.  Während  im  Kemland  des  Frankenreichs 
die  politische  Tradition  der  karolingischen  Glanzzeit  verblafste,  wurde  sie 
eigentümlicherweise  am  energischsten  in  demjenigen  Lande  fortgesetzt^  das 
allein  von  den  Gebieten  des  westlichen  Kulturkreises  nicht  zum  karo- 
lingischen Keich  gehört  hatte  —  in  England  — ,  und  von  einer  Nationalitälf 
auf  die  sich  die  Organisation  der  Pippiniden  unmittelbar  nicht  erstreckt 
hatte  — *  den  Normannen.  Jedenfalls  ist  heute  soviel  sicher,  dafs  der  Staat 
Alfreds  des  Grofsen  gerade  dadurch  zu  einem  neuen  Staat  von  ungeheurer 
Entwicklungsfähigkeit  umgewandelt  wurde,  dafs  die  erobernden  Nor- 
mannen ihm  die  hauptsächlichen  Institutionen  des  fränkischen  Reichs  auf- 
pfropften, obwohl  sie  selbst  diese  erst  aus  zweiter  Hand  empfangen  hatten. 

Das  Gemeinwesen  der  Angelsachsen  war  während  der  150  Jahre, 
die  dem  Tode  Alfreds  des  Grofsen  folgten,  zunächst  in  einen  Zustand  des 
politischen  Stillstands,  schliefslich  der  politischen  Versumpfung  geraten. 
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Spätestens  seit  dem  Ende  des  10.  Jahrhunderts  zeigte  sich  klar,  dafs  die 
Monarchie  nicht  fähig  war,  die  Aufgaben  zu  lösen,  die  ihr  durch  die  Ver- 
hältnisse in  erster  Linie  gesteckt  waren,  —  nämlich  die,  die  Wehrkraft 
der  neugeeinten  angelsächsischen  Nation  so  zu  stärken,  dafs  sie  mächtig 
genug  wurde,  fremde  Eindringlinge  auf  die  Dauer  fernzuhalten  und  die 
in   ihrem    Innern   noch  fortgärenden  Bassengegensätze    der  englischen, 
sächsischen,  gälischen   und   skandinavischen  Elemente   zu  überwinden. 
Schien  das  Ziel  unter  Athelstane  (924 — 41)  fast  erreicht,  so  machten  die 
rasch  wechselnden  Regierungen  seiner  Nachfolger  die  Hoffnung  zu  nichte, 
denn  keiner  von  ihnen  zeigte  sich  geeignet,  das  Hindernis  zu  beseitigen, 
das  entgegenstand,  —  die  Übermacht  der  Kirche.    Für  ihre  Friedens- 
stifterrolle  im  Dänenkriege   hatte   sie  sich  durch  eine  planmäfsige  Ab- 
rundung  ihres  Liegenschaftsbesitzes   bezahlt  gemacht  und  jetzt  den  Er- 
folg erreicht,  dafs  sie  —  ähnlich  wie  die  ägyptische  Priesterschaft   des 
sinkenden  neuen  Reichs  (S.  58)  —  über  mehr  als  ein  Dritteil  der  Län- 
dereien verfügte.    Durch   ihren  Egoismus  war  dem  Königtum  dauernd 
das  Mittel  entzogen,   eine  leistungsfähige  Berufskriegerschaft  nach  Art 
des  festländischen  Lehnsheers  an  sich  zu  fesseln  und  damit  gleichzeitig 
die  schwerbedrückten  kleineren  Grundbesitzer  zu  entlasten.    Eine  starke 
Persönlichkeit,  die  den  Mut  zur  Säkularisation  gefafst  hätte,  erwuchs  unter 
den  pfäffischen  Enkeln  Alfreds  nicht.   So  mufsten  die  skandinavischen  Ein- 
brüche seit  Ende  des  10.  Jahrhunderts  mit  Tributzahlungen,  „Dänengeld'', 
abgelöst   werden,    —  ja   das   Auftreten  eines  energischen    Führers   in 
dem  Dänenkönig  Knut  begründete  sogar  die  gerechte  Erwartung,  dafs  die 
Insel  nunmehr  endgültig  dänisiert  werden  müsse.    In  der  That  hielt  mit 
Knut  dem  Grofsen,  der  zwanzig  Jahre  lang  (1016 — 1035)  die  Dynastie 
Egberts  gänzlich  verdrängte,  eine  Tendenz  strafferer  Organisation  ihren  Ein- 
zug.  Der  Heerbann  der  Thane,  die  sich  nach  dem  Muster  der  früheren  Ge- 
sithmannen  jetzt  ganz  in  einen  Stand  abgeschichteter  Grundbesitzer  aufgelöst 
hatte  (S.  395),   erhielt  in  einer  Truppe  von  3000  „Huscarls"  eine  wehr- 
bereite Spitze  von  Gefolgsmannen,  die  wiederum  wie  die  älteste  Schichte 
der  Gesith  und  der  Thane  an  die  Person  des  Königs  gefesselt  war. 

Aber  von  Knuts  unfähigen  Söhnen  ging  die  Krone  (1042)  an  die 
Dynastie  Alfreds  zurück,  und  der  alte  Zustand  erneute  sich,  nur  mit  der 
Verschlimmerung,  dafs  auch  der  im  Erlöschen  begriffene  Konflikt  zwischen 
Dänen  und  Sachsen  sich  erneuert  hatte.  In  aller  Zerfahrenheit  der 
obersten  Leitung  trug  der  neue  Herrscher  Edward  III.  noch  einen 
weiteren  Zersetzungskeim  in  das  Gemeinwesen  hinein.  In  französischem 
Exil  aufgewachsen,  unterlag  der  „Bekenner"  nicht  nur  dem  geist- 
lichen Einflufs  seiner  Landeskirche,  sondern  er  begünstigte  noch  dazu 
eine  kirchliche  Richtung,  die  den  engeren  Anschlufs  des  angelsächsischen 
Klerus  an  die  romanisch  -  hierarchischen  Ideen  verfolgte,  von  denen 
damals    das    Papsttum     und    Nicolaus    IL,    wie    auch     Gregor    VII. 
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emporgetragen  wurde  (S.  442).  In  der  Spaltung  zwischen  den  Prälaten  und 
den  £arls,  die  daraus  folgte,  schwankte  Edward  sein  Leben  hindurch.  In  ihr 
begann  das  Reich  sich  von  neuem  in  seine  Teile  aufzulösen.  Mit  seinem 
Tode  ward  sie  in  dem  Streit  der  beiden  Prätendenten,  des  Grafen  Harold 
von  Sussex  und  des  Herzogs  Wilhelm  von  der  Normandie,  akut.  Im  Aus- 
trag der  Waffen  erwies  sich  die  Kombination,  mit  der  der  Normanne 
arbeitete,  als  die  stärkere.  Trotz  der  kemhaften  Widerstandskraft,  die  das 
angelsächsische  Volk  auch  auf  dem  Schlachtfelde  von  Hastings  noch  be- 
wies, ging  der  Angelsachsenstaat  zu  Grunde,  weil  er  nicht  im  stände 
war,  eine  Centralgewalt  zu  schaffen,  die  dieses  Volk  disciplinierte.  Aber 
in  dem  Eroberer  Wilhelm  kam  der  Mann,  der  das  vermochte.  Der  Papst 
hatte  den  „getreuesten  Sohn  der  Kirche"  als  Werkzeug  gebraucht,  um 
England  für  die  Hierarchie  zu  gewinnen.  Statt  dessen  wurde  dieser  der 
Begründer  einer  Monarchie,  wie  sie  Alfred  dem  Grofsen  vorgeschwebt 
haben  mochte,  —  nicht  nur  vermöge  seiner  politischen  Begabung,  sondern 
weil  er  von  Hause  die  politische  Ausrüstung  mitbrachte,  die  not  that,  — 
das  Rüstzeug  Karls  des  Grofsen. 

Hatten  die  dänischen  Piraten  in  England  nur  dazu  beigetragen,  ein  ohne- 
hin morsch  gewordenes  Gemeinwesen  noch  mehr  zu  unterhöhlen,  so  verstan- 
den es  ihre  Verwandten,  auf  der  andern  Seite  des  Kanals  die  fortschrittlichen 
JSnrichtungen  der  karolingischen  Zeit  für  ihren  eigenen  Staat  in  hervor- 
ragender Weise  nutzbar  zu  machen.  Als  sie  sich  hier  (912)  in  der  Land- 
schaft der  Seinemündung  festsetzten  (oben  S.  393),  waren  sie  so  wenig 
politisch  organisiert,  dafs  sie  —  wie  binnen  kurzem  die  französische 
Landessprache^  Religion,  Sitte  —  auch  den  äufseren  Apparat  des  frän- 
kischen Staats-  und  Rechtsiebens  willig  annahmen.  Herzogliche  Gewalt, 
iGrafschaftsverfassung^  Finanzverwaltung,  Prozefsformen  eigneten  sie  sich 
^einfach  ohne  nordische  Zuthat*)  an.  Aber  die  Begründer  der  neuen 
Nation,  Rollo  und  seine  Nachfolger  Wilhelm  Langschwert,  Richard  ohne 
Furcht,  Robert  der  Teufel  (bis  1035),  Wilhelm  der  Bastard  (1035—1088) 
brachten  ihrerseits  die  individuellen  Eigenschaften  mit,  durch  die  allein 
Aie  Monarchie  Karls  des  Grofsen  funktioniert  hatte,  und  die  in  West- 
franken  in  dem  Jahrhundert  des  Verfalls  nach  seinem  Tode  verloren 
gegangen  waren,  —  die  unbeugsame,  fast  wilde  Energie  des  Herrschers 

l)  Die  früher  vielfach  geglaabte  Meinung,  dafs  das  normannische  Staatswesen 
in  ei-ster  Linie  aus  skandinavischen  Einrichtungen  zu  erklären  sei  (Konrad  Maurer. 
JCritische  Vierteljahrsschrift,  XII.  310;  Gundbraiann,  Englisches  Privatrecht,  I.  129;, 
ist  mehr  und  mehr  aufgegeben  worden.  (Stapleton,  Observations  onthe  great  rolls 
of  the  Noiman  Exchequer.  1840 ff.;  Paixjrave,  Historyof  Normandy,  IL  192;  Lappen- 
berg, Geschichte  von  England,  11.  22;  Brujtner,  Schwurgerichte,  S.  130,  speziell 
hinsichtlich  des  Gerichtswesens :  „Unter  den  dargestellten  Einrichtungen  des  norman- 
nischen Recht^anges  ist  ke)ne,  welche  uns  nötigte,  sie  aus  dem  skandinavischen 
Pechte  zu  erklären".) 

ScHMipT,  StoAtälehie.  II,  i.  27 
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und  dessen  persönliches  Äutoritätsverhältnis  zu  seinen  Gefolgsmannen. 
Infolgedessen  konservierten  die  Normannen  nicht  nur  die  äufsere  Form^ 
sondern  auch  den  inneren  Geist  und  die  praktische  Technik  der  frän- 
kischen Institutionen.  Sie  liefsen  dieselben  in  ihr  Fleisch  und  Blut  über- 
gehen, wie  sie  das  Christentum,  nachdem  sie  es  einmal  erfafst,  mit  ganz 
besonderer  Inbrunst  und  mit  der  eifrigen  Kirchlichkeit  aufgriffen,  die  sie 
zur  Stütze  Nicolaus  II.  und  Gregors  VII.  machte.')  In  allen  Teilen  des 
Staatslebens  ward  der  altfränkische  Gedanke  weiter  geführt  oder  neu  be- 
lebt, dafs  die  politischen  Funktionen  sich  einheitlich  auf  das  gesamte 
Staatsgebiet  erstrecken  und  in  ihrer  Fülle  von  der  Person  des  Herzog- 
Grafen  zusammengefafst  werden.  Obwohl  die  Bezirksämter  der  Militär-^ 
Finanz-  und  Justizverwaltung  schon  um  1000  feudaJisiert  sind  2),  so  ge- 
lingt es  dem  Herzog  doch,  seine  Barone  dauernd  in  die  Beamtenstellung 
niederzudrücken. 3)  Die  Grafschaften  (comitatus)  werden  zwar  an  ünter- 
grafen  ausgeliehen  und  durch  vicecomites  als  Stellvertreter  des  Herzogs 
administriert,  der  die  gräflichen  Rechte  in  eigener  Hand  behält  Aber 
der  Herzog  beherrscht  nicht  nur  seine  Domänen,  für  die  er,  wie  der 
französische  König  in  der  Isle  de  France  (oben  S.  411),  seine  praepositi 
(ministri,  prßvöts)  einsetzt,  sondern  sein  unmittelbarer  Einflufs  erstreckt 
sich  auch  auf  die  Unterbeamten,  die  vicecomites  und  deren  vicarii 
(centenarii),  —  auch  auf  die  Aftervasallen,  die  er  vielleicht  direkt  auf- 
bietet^), jedenfalls  seiner  direkten  Jurisdiktion  unterwirft  Vor  allem  die 
letztere  zeigt  sich  machtvoll  in  der  Curia  ducis  (Curia  palatii),  die  —  be- 
setzt mit  den  fürstlichen  Hofbeamten,  mit  zugezogenen  Vasallen  und 
Distriktsbeamten  —  an  den  grofsen  Hoftagen  der  Feste  mit  allen  geist- 
lichen und  weltlichen  Grofsen  die  sämtlichen  Funktionen  der  fränkischen 
Curia  regis  überkommen  hat  Sie  ist  nicht  nur  beratendes  Kollegium  des 
Herzogs  in  Sachen  der  Centralverwaltung,  sondern  zugleich  Rechnungs- 
hof, Disciplinarhof  für  die  Beamten  und  Gerichtshof  für  alle  Unter- 
thanen,  durch  den  der  Herzog  oder  im  stellvertretenden  Vorsitz  der  Se- 
neschall  (dapifer  Normanniae)  als  Grofsjustitiar  (Justicia  Normanniae, 
Capitalis  justicia),  sei  es  im  Wege  der  Berufung,  sei  es  im  Wege  der 
Verdrängung  der  Bezirksgerichte,  ex  aequitate  entscheidet  An  die  Curia 

1)  Die  FranzÖBierung  und  Christianisiening  vollzog  sich  nicht  ohne  Konflikte 
(Nordische  Reaktion  unter  dem  Schlufs  der  Regierung  Wilhelm  Langschworts).  — 
Entscheidend  ist  erst  die  lange  Regierang  des  Richard  Sauspcur. 

2)  Das  Vorhandensein  des  Lehnswesens  in  der  normannischen  Zeit  vor  der  Er- 
oberang  ist  mit  Unrecht  bestritten  worden.  (Vergl.  jetzt  Brunner  a.  a.  0.). 

3)  Nicht  ohne  Opposition.  Den  kritischen  Moment  bildete  die  Unmündigkeits- 
regierang  Wilhelms  I.  und  der  Aufstand  der  Barone  von  1047,  der  durch  die  Ent- 
schlossenheit des  jungen  Herzogs  mit  franzosischer  Hilfe  (oben  S.  404.  Anm.  3)  nieder- 
geworfen wurde. 

4)  Zweifelhaft,  aber  nach  Analogie  eineraeits  der  karolingischen,  —  anderseits 
der  späteren  englischen  Zustande  (unten  S.  425)  anzunehmen. 
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knüpft  endlich  das  wirksamste  Mittel  der  Centralisation  an  —  zugleich 
das  charakteristischste  Erbstück  der  karolingischen  Zeit  — ,  die  Abord- 
nung fürstlicher  Sendboten  nämlich,  die  die  Beamten  kontrollieren  und 
als  Kommissare  des  Hofgehchts  Rechtsfragen  entscheiden,  und  in  der 
Verwendung  geistlicher  und  weltlicher  raissi  zeigt  sich  zugleich  das  Fort- 
wirken der  karolingischen  Regierungsmaxirae,  den  Baronen  durch  loyale 
Bischöfe  und  Äbte  das  Gegengewicht  zu  halten.  Alles  in  allem  bietet  die 
Normandie  das  Bild  des  geschlossensten  Staats,  den  die  nachfränkische 
Zeit  zu  produzieren  fähig  war.  Um  so  wirksamer  mufste  er  seine  Ge- 
walt nach  unten  bethätigen,  je  unabhängiger  sich  der  normannische  Herzog 
gegenüber  dem  französischen  Könige  stellte.  War  er  auch  formell  dessen 
Lehnsmann,  so  war  er  materiell  doch  der  Nachkomme  der  Wikinger- 
fürsten, der  sich  seinen  Staat  aus  eigener  Kraft  gegründet  hatte  (S.  405). 
Und  es  lag  auf  der  Hand,  dals  das  Herzogtum,  wenn  es  auf  dem  Wege  der 
Eroberung  weiterschritt,  damit  ganz  ebenso  seine  innere  Kraft  stärken 
mufste,  wie  die  gleiche  Laufbahn  die  Kraft  der  Merowinger  und  Karo- 
linger gesteigert  hatte.  Dieser  Fall  trat  in  dem  Augenblicke  ein,  wo  Herzog 
Wilhelm  von  der  durch  den  Tod  Edwards  des  Bekenners  erledigten 
Krone  Englands  Besitz  ergriff. 

IL  Die  Organisation  des  anglonormannischen  Staats. 
An  und  für  sich  veränderte  sich  weder  die  rechtliche  Stellung  des  eng- 
lischen Königs  noch  die  des  normannischen  Herzogs,  als  Wilhelm  L  beide 
Würden  auf  sich  vereinigte.  Denn  formell  gründete  auch  der  Eroberer 
den  Besitz  des  Throns  auf  Erbrecht,  Designation  des  verstorbenen  Könige 
und  Wahl  der  angelsächsischen  Grofsen,  wozu  als  weiterer  Titel  gerade  in 
diesem  Falle  noch  eine  besondere  Weihe  der  Kirche  trat,  die  dem  kirchen- 
treuen Normannen  den  Weg  in  das  schismatische  England  geebnet  hatte 
(S.  417}.  Thatsächlich  erhob  ihn  jedoch  der  Gang  der  Dinge  und  die  Macht 
seiner  eigenen  That  genau  ebenso  hoch  über  die  Position  des  Wahl- 
königs, wie  den  Eroberer  Chlodovech  die  Unterwerfung  der  Alamannen 
und  Burgunder  über  die*  des  fränkischen  Stammkönigs  erhoben  hatte 
(S.  349).  Und  die  Verhältnisse  brachten  es  mit  sich,  dafs  diese  Autorität 
von  Dauer  bleiben  mufste.  Durch  die  Belehnung  normannischer  Prälaten, 
Vasallen  und  Kriegsleute  mit  englischen  Besitzungen,  durch  die  Ein- 
setzung normannischer  Beamten  in  die  herzoglichen  Domänengüter  wurde 
der  Grund  zu  einem  Rassengegensatz  gelegt,  der  sich  in  der  Folgezeit 
auf  das  bitterste  zuschärfte.  Durch  die  Exemtion  der  Geistlichen  vom 
weltlichen  Forum,  die  der  neue  König  der  Kirche  sofort  als  Preis  für  ihre 
Unterstützung  zugestand  (S.  434),  wurde  ein  zweiter  Gegensatz  zwischen 
Baronen  und  Prälaten  geschaffen,  der  auch  innerhalb  der  normannischen 
Vasallenschaft  Eifersucht,  Übergriffe  von  beiden  Seiten  und  Reaktion  von 
der  Gegenseite  hervorrief.  Zwischen  diesen  beiden  Konflikten,  über  den 
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Beschwerden  der  Angelsachsen  gegen  die  Normannen,  der  Kleriker  gegen 
die  Laien  stand  nur  der  König  und  Herzog  als  der  gegebene  Vermittler. 
Energische  Herrschematuren  wurden  also  —  bei  der  traditionellen  Fürsten- 
Stellung,  die  sie  von  Hause  mitbrachten  —  geradezu  darauf  hingewiesen, 
den  Einflufs  der  Monarchie  ganz  aulsergewöhnlich  zu  steigern.  In  der 
That  war  die  persönliche  Vorbedingung  in  den  beiden  Söhnen  des  Er- 
oberers erfüllt.  Wilhelms  I.  entschlossene  Kronpolitik  wurde  in  ihren 
Grundgedanken  von  der  Gewaltsamkeit  Wilhelms  II.  (1088—1100),  die 
jeden  Widerstand  brutal  niedertrat,  ebenso  strikt  weiter  geführt,  wie  von 
der  kühlen  Staatskunst  Heinrichs  I.  (1100 — 1135),  die  Widerständen  be- 
rechnend vorbeugte.  Nach  dessen  Tod  entfesselte  freilich  der  Thronstreit 
zwischen  seiner  Tochter  Mathilde,  Witwe  des  deutschen  Kaisers  Hein- 
rich V.  und  Gemahlin  des  Grafen  von  Anjou,  und  dem  Sohne  seiner 
Schwester,  dem  Grafen  Stephan  von  Blois,  einen  zwanzigjährigen  Bürger- 
krieg, dessen  fürchterliche  Wildheit  den  ganzen  Antagonismus  der  feu- 
dalen Parteien  enthüllte.  Aber  als  die  Ermüdung  des  Kampfes  und  die 
Unfähigkeit  Stephans  schliefslich  (1154)  die  allseitige  Anerkennung  des 
Sohnes  der  Mathilde,  des  Grafen  Heinrich  von  Anjou-Plantagenet,  her- 
beiführte, bedurfte  man  der  neuordnenden  Monarchie  erst  recht  Die  Per- 
sönlichkeit des  Begründers  der  neuen  Dynastie,  König  Heinrich  II. 
(1154 — 1189),  war  seiner  Aufgabe  in  besonderem  Mafse  gewachsen,  und 
der  anglonormannische  Staat,  der  nunmehr  auf ser  England,  der  Nor- 
mandie  und  Bretagne  auch  die  Erblande  des  Königs  (Anjou,  Maine, 
Touraine)  und  die  seiner  Gattin  (Guyenne,  Gascogne,  Poitou)  umfafste 
(.S.405),  erwuchs  unter  den  Händen  des  gröfsten  Organisators  des  Zeitalters 
nicht  nur  in  seinem  Gebietsstand,  sondern  auch  in  seinem  staatsrecht- 
lichen Ausbau  zur  imposantesten  Schöpfung  des  Feudalismus.  Als  Hein- 
richs Sohn  und  Nachfolger  Richard  I.  (Löwenherz,  1189— -1199)  die  Re- 
gierung überkam,  hatte  sich  die  Kombination  des  Lehnswesens  mit  der 
Verwaltung  durch  abhängige  Kronbeamte,  die  Wilhelm  I.  von  der  Nor- 
mandie  nach  England  übertragen,  und  für  die  er  gleichzeitig  manche 
angelsächsische  Neueinrichtung  mit  politischem  Takt  auszubeuten  ver- 
standen hatte,  zum  geschlossenen  System  entwickelt  Dabei  ward  das 
Programm  immer  klarer  erkannt.  Es  galt,  die  Centralisierung,  die  die 
Monarchie  im  normannischen  Stammland  im  kleinen  Mafsstab  vorwiegend 
durch  die  persönliche  Autorität  aufrecht  erhalten  hatte,  weiter  zu  führen 
und  sie  angesichts  der  wachsenden  Widerstände,  die  ihr  im  anglonor- 
mannischen  Grofsstaat  entgegentraten,  durch  formelle  Einrichtungen  zu 
verstärken.  Den  Durchbruch  des  verfeinerten  Systems  bewirkten  die 
schlimmen  Erfahrungen  während  der  Regierung  Stephans. 

Noch  die  Ära  der  beiden  Wilhelme  und  des  ersten  Heinrich  war 
durchaus  von  der  Praxis  eines  höchstpersönlichen  Regiments  des  Königs 
beherrscht  gewesen.  Ein  Amt,  an  das  vorwiegend  die  Verantwortlichkeit 
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der  Centralverwaltung  angeknüpft  hätte,  gab  es  nicht.  Der  Grofssene- 
schall  und  der  Grobkämmerer  wie  der  Keichsmarsehall,  zu  denen  später 
ein  Reichskonstabler  (constabnlarius  totius  Angliae)  als  Leiter  der  Lehns- 
konskription und  der  Militärjustiz  tritt,  spielen  keine  politische  Rolle  und 
bewegen  sich  in  den  Grenzen  der  germanischen  Hofärater  oder  erblicher 
Ehrenposten.  Die  einflufsreicheren  Staatsämter,  Grofsjustiziar  und  Kanzler, 
sind  Personen  des  unmittelbaren  königlichen  Vertrauens.  Kollegiale  Reichs- 
behörden ständigen  Charakters  sind  nur  in  Anfängen  vorhanden.  Im 
aligemeinen  bildet  der  Herzog-König  seine  curia  als  Staatsrat  oder  als 
Königsgericht  für  die  einzelnen  Fälle,  indem  er  an  Hofbeamten  oder  an 
zufällig  erschienenen  oder  ad  hoc  berufenen  Kronvasallen  zuzieht,  wen 
er  mag.')  Nur  für  die  Zwecke  der  Schatzverwaltung  und  Rech- 
nungsprüfung der  Beamten  hat  sich  eine  Abteilung  der  curia  zu  einem 
bleibenden  Kollegium  verdichtet,  das,  zuerst  im  fortgeschritteneren  Stamm- 
land der  Normandie  nachweisbar,  von  da  nach  England  übertragen  wird 
und  sicher  unter  Heinrich  I.  eine  feste  Gestalt  zeigt.  Es  nennt  sich  nach 
dem  Tischtuch  viereckiger  Felder,  mit  dem  es  seine  Rechenoperationen  aus- 
führt, „Schachbrettkammer"  fscaccarium,  6chiquier;  neuengl.  exchequer)  *^) 
und  zeigt  seine  moderne  Gestalt  darin,  dafs  in  ihm  neben  den  ^baro- 
nes^  auch  Mitglieder  von  technischer  Berufsbildung,  praktische  Juristen, 
„justiciarii**,  Sitz  finden.  So  wird  es  die  erste  bureaumäfsige  Be- 
hörde der  westeuropäischen  Staatenwelt  3);  seine  grofsen  Hauptbücher,  die 
pfeif enförmig  aufgewickelten  Schatzrollen,  „magni  rotuli  pipae'^,  zeigen 
die  Anfänge  einer  planmäfsigen  Rechnungs-  und  Buchführung.^)  Diese 
primitive  Centralisation  genügt  zunächst,  um  die  Bezirksorgane  im 
allgemeinen   in   ihrer  Stellung   abhängiger   Beamten  festzuhalten. 

1)  Die  früher  übliche  Auffassung,  als  ob  schon  in  dieser  Zeit  ein  ständiges,  mit 
bestimmten  Personen,  Kronvasallen  oder  Beamten  fest  besetztes  Oberhofgericht  und 
ein  ebensolches  königliches  Conseil  bestanden  habe,  mufs  gänzlich  abgethan  weixien. 
Ausfuhrliche  Belege  bei  Gneist,  S.  209  ff.  Der  Irrtum  ist  ein  RQckschlufs  von  späteren 
Zuständen.  Vor  allem  fehlten  für  ein  Judicium  parium  aller  Kronvasallen  oder  aller 
Grofswürdenträger  die  Voraussetzungen,  insofern  (wie  sich  in  III.  ergiebt)  sowohl 
die  Grenzen  zwischen  den  etwa  500  Kronvasallen  und  den  Freisassen,  wie  erst  recht 
die  zwischen  den  Grof Sharonen  und  den  kleinen  Kronvasallen  flüssig  waren. 

2)  Dafs  sie  —  trotz  älterer  Quellenbelege  in  englischen  Urkunden  —  norman- 
nisch ist,  hat  Madox  durch  eingehende  Quellenkritik  des  etwa  1178  von  einem  Eng- 
länder verfafsten  Dialogus  de  scaccario  erwiesen  (Madox,  History  and  anti((uities  of 
the  Exchequer,  II.  2.  vol.  1769;  vergl.  Gneist,  Verfassungsgeschichte,  S.  178;  Bbünnek, 
Schwurgerichte,  S.  1 50).  Ausgebildet  ist  sie  jedenfalls  erst  imanglonormannischen 
Staat  Dafs  sie  an  sich  nur  Ableitung  der  curia  ist,  zeigt  sich  in  ihrer  offiziellen  Be- 
nennung ^ curia  ad  scaccarium*". 

3)  „Curiarum  omnium  apud  Anglo - Normannos  antiquissima"".  (Hickes  bei 
Gneist  S.  178.) 

4)  Der  älteste  Rotulus,  der  vorhanden  ist,  datiert  vom  31.  Jahre  Heinrichs  I. 
(i.  J.  1131). 
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Was  sich  Inder  Normandie  bei  der  Nachbarschaft  der  französischen  Verhält- 
nisse nicht  ganz  hatte  verhindern  lassen  —  das  Aufsteigen  der  vicecomites 
zu  erblichen  Lehnsdjmasten  — ,  kann  in  England  die  Energie  der  drei  ersten 
Herrscher  in  den  wirren  und  flüssigen  Zuständen  der  Neuorganisation  ab- 
wenden. Es  ist  zunächst  leichte  Mühe,  den  Stand  der  angelsächsischen 
ealdormen  oder  earls  (S.  356)  ganz  zu  ersticken,  da  er  schon  in  sächsischer 
Zeit  zurückgetreten  war  und  in  der  Normandie  ein  Analogen  überhaupt 
nicht  existierte.  Die  Earlschaft  bleibt  eine  gehaltlose  Titularstellung,  die 
wohl  mit  reichem,  wenn  auch  verstreutem  Liegenschaftsbesitz  verbunden 
ist  und  Anwartschaft  auf  Hof-,  Militär-,  Gerichtsämter  gewährt,  aber 
ein  Herzogtum  im  Sinne  der  Verbindung  von  grofsem  Lehnsbesitz  und 
höherem  Bezirksamt,  wie  es  zu  gleicher  Zeit  vor  allem  der  deut- 
schen Krone  gefährlich  werden  kann,  kann  von  da  an  in  England  nicht 
mehr  entstehen.  Und  auch  die  nunmehr  einzigen  niederen  Bezirks- 
beamten werden  gebändigt.  In  ihnen,  den  Vorstehern  der  Grafschaften 
(shires,  oben  S.  356.  396),  wird  der  normannische  vicecomes  mit  dem  angel- 
sächsischen shiregerefa  zum  Amt  des  Sheriff  verschmolzen;  als  Poli- 
zei-, Militär-,  Domänenverwaltungsbeamter  wie  als  Gerichtsherr,  jetzt  regel- 
mäfsig  daneben  als  Eronvasall,  Baron  im  festländischen  Sinn,  —  scheint 
er  den  schon  von  den  Angelsachsen  vorgebildeten  Typus  des  feudalen 
Beamten  nun  auch  nach  England  zu  übertragen.  ^  Aber  vor  allem  an 
seiner  Stellung  verrichtet  der  Hafs  des  unterworfenen  Volks  und  die  Eifer- 
sucht der  Geistlichkeit  jene  unterwühlende  Arbeit,  die  ihn  immer  von 
neuem  seiner  Unsicherheit  bewufst  und  deshalb  der  Krone  gefügig 
macht  Er  wie  seine  etwaigen  Untervögte,  Vikare  (S.  411),  bleiben  per- 
sönlich angestellte  und  absetzbare,  amtsmäfsige,  verantwortliche  Funk- 
tionäre der  Regierung.*^)  Die  Disciplin,  die  bereits  der  6chiquier  an  ihnen 
übt,  kann  der  König  noch  durch  missi,  direkt  von  Ronen  oder  London 
entsandte  Kommissare,  verstärken.  Aber  solche  Kontrolle  scheint  geringes 
Bedürfnis  zu  sein,  sie  tritt  nur  selten  ein.«^) 

Das  Losbrechen  der  Anarchie  unter  der  Regierung  Stephans  machte 
jedoch  deutlich,  wie  schwankend  der  ursprüngliche  Zustand  der  Orga- 
nisation   in  seiner   höchstpersönlichen   Bedingtheit   gewesen   war.    ^Ur- 


1)  BrunneR;  Schwurgerichte,  S.  156. 

2)  DafB  dies  von  je  der  Fall  w&r,  zeigt  wenigsteoB  der  spätere  Zustand  unter 
Heinrich  II.  Denn  dafs  dieser  keine  neuen  Prinzipien  im  Gegensatz  zu  einer  älteren 
Erblichkeit  des  Sheriffs  eingeführt  bat,  ergiebt  sich  für  England  aus  dem  Vergleich 
mit  der  Normandie,  wo  sich  thatsächlich  ein  Prinzipienwechsel  vollzog  (unten  S.  424). 

3)  Immmerhin  ist  für  die  historische  Kontinuität  wichtig,  dafs  die  vereinzelte 
(Entsendung  von  K ronkomm issarien  für  die  Zeit  Wilhelms  I.  und  Heinrichs  L  (in  der 
Normandie)  belegt  ist:  Brunner,  Schwurgerichte,  148.  Die  Kommission  Heinrichs  I. 
(die  aus  dem  Rotulus,  oben  Anm.  3,  hervorgeht)  besteht  aus  9  Mitgliedern,  3  Hof- 
beamten und  R&ten  und  6  gröfseren  Kronvasallen  aus  der  benachbarten  Gegend. 
(Gneist,  S.  224.) 
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plötzlich  stand  das  soeben  noch  centralisierte  England  als  das  lockere 
Konglomerat  wilder  kleiner  Lokaldespoten  da,  —  um  so  mehr  auf- 
gelöst, als  für  gröfsere  Territorialkomplexe  als  Krystaliisationspunkte 
einer  festeren  landschaftlichen  Ordnung  die  Voraussetzungen  bereits  be- 
seitigt waren  (S.  422).  Als  deshalb  der  Bund  der  höheren  Geistlichkeit 
mit  dem  angiovinischen  Prätendenten  zur  Wiederkehr  einer  starken  Kron- 
gewalt geführt  hatte  (S.  420,  unten  S.  433),  war  es  Heinrich  Plan- 
tagenets erste  Sorge,  die  vorhandenen  Rohmaterialien  systematisch  auf- 
bauend zu  bewältigend  konstruieren.  Das  Ergebnis  waren  die  Grund- 
lagen des  modernen  englischen  Staats. 

An  der  Spitze  des  Staats  vervollständigte  Heinrich  IL  den  ständigen 
Centralbehördenapparat.  Der  court  of  exchequer,  das  Schatzamt,  erhielt 
jetzt  Stetigkeit;  er  ward  in  Bureaus  gegliedert,  durch  Unterbehörden  ent- 
lastet, —  er  trat  in  regelmäfsigem  Geschäftsgang  zu  periodischen  Kollegial- 
sitzungen zusammen.  1)  Vor  allem  aber  wurde  nunmehr  auch  die  Grund- 
lage eines  ständigen  Obergerichts  geschaffen.  Teils  in  Anlehnung  an 
diejenigen  Sitzungen  des  exchequer,  wo  der  letztere  bei  Wahrnehmung 
der  fiskalischen  Interessen  an  Domänenstreitigkeiten,  Geldstrafen,  Polizei- 
bufsen,  Zollberechtigungen  zu  einer  eingehenden  rechtsanwendenden  Funk- 
tion genötigt  war,  teils  im  Anschlufs  an  die  unständigen  Sitzungen  des 
König-Richters  und  seiner  Grofsen  (S.  421)  bildete  sich  ein  stehendes 
Kollegium  der  Justiciarii  in  banco  residentes''.^)  Allerdings  vollzog 
sich  dessen  Konsolidation  sehr  allmählich.  Noch  immer  vermischte  sich 
das  Beichshofgericht  einerseits  mit  der  formlosen  Königsjustiz  der  älteren 
Zeit  wie  mit  der  Thätigkeit  des  Schatzamtes.  Die  PersonaJbesetzung 
aller  dieser  Organe  flofs  noch  ineinander:  viele  Barone,  Hofbeamte  und 
viele  Geistliche,  die  fortdauernd  als  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Äbte,  Königs- 
kaplane  in  den  Centralbehörden  eine  grofse  Rolle  spielten,  gehörten  so- 
wohl dem  exchequer  wie  dem  Obergerichte  an,  —  der  Kanzler,  der 
Präsident  des  Staatsrats,  machte  sich  besonders  unter  dem  überragen- 
den persönlichen  Einflufs  des  Primas  Thomas  Becket  auch  im  Ge- 
richt geltend,  und  erst  gegen  Ende  der  Regierung  Heinrichs  trat  der 
Grofshofjustitiar  oder  Oberrichter,  der  Chief  Justice,  summus  justiciarius, 
als  der  gegebene  Vorsitzende  von  Schatzamt  und  Hofgericht  im  Gegen- 
satz zum  Kanzleramt  hervor.^)  Aber  jedenfalls  war  seit  dem  organisatori- 
schen Reichstag  von  Ciarendon  (1164)  die  technische  Abschliefsung  eines 

1)  Gneist,  Verfassungsgeschichte,  S.  182. 

2)  Dieser  Ausdioick  tritt  schon  im  Rechtsbuch  des  Glanvilla  des  GrofsjustitiarB 
seit  dem  Ende  der  Zeit  Heinrichs  11.,  auf;  die  Bezeichnung  des  Gerichtshofs  als 
„regis  bancum",  „Kings  Bench",  gehört  erst  dem  13.  Jahrhundert  an  (Gneist,  S.  231. 
Anm.  2  c.).  Ebensowenig  hat  sich  schon  damals  das  commune  placitum  (Common 
Pleas)  für  Givilprozesse  als  Sonderkolleg  losgelost 

3)  Seit  dem  Ende  Richards  I.  führt  auch  der  Kanzler  seine  eigene  Registratur 
(rotuli  Canceliariac):  Gneist,  S.  234. 
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höchsten  Berufsrichterstandes  unaufhaltsam  im  Steigen.  Er  zog  die  ent- 
sprechende Ausbildung  eines  Kanzleipersonals  von  ^Clerks^  nach  dem 
Vorbild  desjenigen  de«  Exchequer  mit  sich.  Auch  die  Centralinstanz  der 
Justiz  ward  bureaukratisch. 

Mit  der  Ausbildung  und  Stärkung  der  Begierungsbehörden  konnte 
Heinrich  eine  wirksamere  Schwächung  der  Bezirks  Verwaltungsbeamten, 
der  Sheriffs  bez.  yicecomites  parallel  gehen  lassen.  Mit  einer  umfassenden 
Züchtigung  der  Lokalherren,  die  unter  Stephan  ins  Kraut  geschossen 
waren,  mufste  begonnen  werden.  ^)  Dann  aber  folgten  disciplinare  Mals- 
regeln. In  der  Normandie  bestanden  diese  in  einer  Neuorganisation. 
Die  erblich  gewordenen  vicecomites  der  alten  Zeit  wurden  überhaupt 
beseitigt  und  nach  dem  Muster  des  kapetingischen  Kronlands  (S.  410) 
oder  des  flandrischen  Herzogtums  (S.  412)  durch  ernannte  und  persön- 
lich kompetente  und  absetzbare  Amtleute  (baillis)  ersetzt.^)  In  England 
erwies  sich  das  Gleiche  nicht  als  notwendig.  Die  Sheriffs  waren  noch 
gar  nicht  erblich  geworden.  Sie  wurden  also  dauernd  als  regelmäfsige 
Beamte  der  Grafschaftbezirke  belassen,  und  es  waren  hier  nur  ihre  Vikare, 
üntervögte,  die  künftig  mit  dem  festländischen  Namen  des  Amtmannes, 
des  „baillif^,  belegt  wurden.  Aber  um  so  mehr  wurde  die  Abhängigkeit 
der  Sheriffs  geschärft  Nicht  nur,  dafs  sie  von  nun  an  in  der  rücksichts- 
losesten Weise  angewiesen,  gerügt,  versetzt,  abgesetzt  und  zur  Rechenschaft 
nach  London  gezogen  wurden.  Sie  wurden  nunmehr  auch  einer  stän- 
digen Dienstaufsicht  innerhalb  des  Sprengeis  unterstellt  Der  missus 
dominicus  der  Karolingerzeit  erwachte  jetzt  völlig  zu  dem  alten  Leben. 
In  ununterbrochener  Folge  wurden  vom  Hof  die  Prälaten  und  Barone 
zur  Visitation  der  Grafschaften  abgeordnet  An  der  Hand  eines  festen 
Schemas  (articuli)  hatten  sie  die  Amtsführung  der  Sheriffs,  Baillis,  grund- 
herrlichen Vögte  zu  untersuchen  und  jenachdem  selbst  an  Stelle  des 
Bezirksbeamten  ihre  Verfügung  zu  treffen,  ursprünglich  stand  auch  dies- 
mal wieder  das  Schatzinteresse  im  Vordergrund,  —  die  „barones  errantes* 
waren  in  erster  Linie  Deputierte  des  Schatzamtes,  des  exchequer.  Aber 
wie  in  der  Centralbehörde  drängte  sich  mehr  und  mehr  —  abgesehen 
von  militärischen  Aufsichtsfunktionen  —  die  civil-  und  strafrichter- 
liche Seite  der  curia  regis  hervor.  Ihre  charakteristische  Benennung  ver- 
wandelte sich  in  die  der  iusticiarii  itinerantes,  der  justices  in  eyre, 
teils  mit  der  Funktion,  über  Streitfälle  an  das  Hofgericht  zu  berichten, 
—  teils,  und  zwar  in  rasch  fortschreitendem  Umfang,  an  Ort  und 
Stelle  selbst  zu  entscheiden.  Durch  die  „Assize*^  auf  dem  Reichstag 
von  Northampton  (1176)  wurde  die  neue  Institution  fest  geregelt,  das 
ganze  Königreich  in  sechs  circuitus,  Reisebezirke,  je  einer  aus  meh- 

1)  Und  zwar  mit  Waffengewalt.  Die  Zahl  der  durch  Massenschleifung  vernich- 
teten Buiiß^en  schwankt  zwischen  375  und  1115.  (Gneist,  S.  223.) 

2)  Belege  bei  Brunner,  Entstehung  der  Schwurgerichte,  S.  156. 
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reren  Grafschaften  zusammengesetzt^  durchgeteilt,  —  wobei  es  nach  Ände- 
rungsversuchen  geblieben  ist.  Jeder  Justitiar  erhielt  seinen  Aratssprengel 
zur  Bereisung  zugewiesen  und  bildete  nun  mit  den  Kollegen  eine  eigene 
Abteilung  des  Hofgerichts,  —  getrennt  und  im  Range  verschieden  von 
dem  ständig  amtierenden  Senat  des  bancum,  für  das  aber  meist  die 
Reichsrichter  die  Kandidaten  stellten.  Scharfe  Trennungen  bestanden  je- 
doch auch  hier  zunächst  nicht.  £in  und  derselbe  Mann  konnte  Mitglied 
des  persönlichen  Geheimen  Staatsrats  des  Königs  und  daneben  offiziell 
als  Graf  Schaftskommissar  justice  itinerant,  als  Mitglied  der  Finanzdirektion 
baron  of  the  exchequer,  als  Beisitzer  des  Hofgerichts  justice  in  Banco  sein. 

III.  Die  anglonormannische  Verwaltung  und  Rechts- 
pflege. Der  Neuheit  des  organisatorischen  Apparats  entsprach  durchaus 
die  Eigenart  der  Grundsätze,  die  die  staatlichen  Funktionen  beherrschte. 

Für  die  der  Militärverwaltung  war  der  Ausgangspunkt  durch 
das  Lehnswesen  gegeben.  Die  Pflicht,  die  getreuen  Anhänger  zu  be- 
lohnen, machte  es  unumgänglich,  dafs  Wilhelm  auch  im  occupierten 
England  einen  grofsen  Teil  des  eingezogenen  Landes  an  weltliche  und 
geistliche  Vasallen  auslieh,  die  mit  ihren  Aftervasallen  und  Dienstmannen 
den  Hauptbestand  seines  Heeres  bildeten.  Aber  es  blieb  folgenreich,  dafs 
der  Eroberer  seiner  Zeit,  um  sein  unternehmen  ins  Werk  setzen  zu 
können,  Söldner  aus  beliebigen  Gegenden  für  Verstärkung  des  Truppen- 
heeres angeworben  hatte.  Die  Soldtruppe  wurde  ständig  und  gab  nicht 
nur  eine  unmittelbar  dem  persönUchen  Dienst  des  Königs  unterstellte 
Ausnahmetruppe  ab,  sondern  assimilierte  sich  bis  zu  gewissem  Grade 
auch  das  Lehensaufgebot  Schon  dadurch  verfügte  der  König  unmittel- 
bar über  eine  beträchtliche  Vasallenschaft,  dafs  er  der  Krone  einen  un- 
geheueren Prozentsatz  des  konfiszierten  Grundbesitzes  als  Domäne  vor- 
behalten hatte.  Er  erweiterte  seine  Kommandogewalt,  indem  er  sich  den 
Lehnseid  nicht  nur  von  den  grofsen  und  kleinen  Kronvasallen^  sondern 
auch  von  deren  Aftervasallen  schwören  liefs  (1086)*)  und  sorgte  so  gleich- 
zeitig dafür,  dafs  auch  künftig  bei  dem  allmählichen  Fortschreiten  der 
Domänenvergebungen  die  ausgeliehenen  Kriegslehen  nicht  ganz  wie  in 
Frankreich  seinem  Einflufs  entglitten.  Auch  die  Untervasallen  waren  für 
daa  Aufgebot,  das  die  vicecomites  durch  Proklamation  erlassen,  homines 
regis  und  dem  König  bufsfällig,  wenn  sie  nicht  Heerfolge  leisteten.  Eine 

1)  Generell  gelegentlich  einer  Musterung  auf  dem  Hoftage  zu  Salisbury.  Die 
Handhabe  dazu  bot  sowohl  die  allgemeine  Wehrpflicht,  die  nach  angelsächsischem 
Recht  formell  fortbestand,  wie  der  Treu-  und  Untcrthaneneid,  den  die  karo- 
lingische  Praxis,  speziell  in  Westfranken  noch  unter  Karl  dem  Kahlen,  von  allen 
Unterthanen  gefordert  hatte  (S.  375.  391).  Es  ist  denkbar,  dafs  auch  diese  karolingische 
Einrichtung  schon  in  der  Normandie  in  Übung  geblieben  war,  und  dafs  deshalb 
ihre  Einführung  in  England  an  sich  keine  originale  Idee  war,  wie  es  meist  hinge- 
stellt wird  (vergl.  Gnetst,  Verfassungsgeschichte,  S.  127). 
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grolse  Matrikel,  in  der  der  gesamte  Grundbesitz  Englands  mit  Verteilung 
und  Liasten  ausführlich  registriert  ward  —  das  1083 — 1086  aufgestellte 
„Domesdaybook"  — ,  lieferte  die  mafsgebende  Unterlage  des  Aufgebots 
und  ermöglichte  der  Regierung  eine  Eontrolle  desselben,  die  den  Einflufs 
der  grofsen  Lehnsherren  auf  die  Mobilmachung  erheblich  abschwächte. 
Somit  konnte  sich,  da  ohnehin  eine  persönliche  Solidarität  zwischen  den 
normannischen  Baronen  und  ihren  üntervasallen  bei  dem  Hals  der  in 
die  Lehnspflicht  gezwungenen  angelsächsischen  Thane  und  dem  Hoch- 
mut der  neubelehnten  normannischen  Emporkömmlinge  0  von  Anfang 
an  fehlte,  jene  Verflechtung  von  Abhängigkeitsverhältnissen  zwischen 
„seigneur"  und  „homme"  nicht  bilden,  die  die  feudale  Gesellschaft  des 
Frankreich  dieser  Zeit  kennzeichnete;  die  Gegensätze  zwischen  Baronen 
und  üntervasallen  verschwammen,  ebenso  wie  die  zwischen'  den  letzteren 
und  den  geworbenen  Mannschaften.  Freilich  machte  in  der  Anarchie  der 
Regierung  Stephans,  befördert  von  der  Atmosphäre  der  Kreuzzüge,  auch 
in  England  die  Abschlief sung  der  ritterlichen  Kaste  starke  Fortschritte.'^) 
Aber  sie  wurden  reichlich  durch  eine  Neuerung  Heinrichs  IL  im  umge- 
kehrten Sinn  ausgeglichen.  Durch  die  Assize  of  Arms  (1181)  wird  in 
direktem  Zurückgreifen  auf  die  angelsächsische  Zeit  dem  Lehnsaufgebot 
eine  Landwehr  des  nichtfeudalen  Grundbesitzes  an  die  Seite  gestellt.  Wie 
der  Besitzer  eines  Ritterlehns,  soll  auch  jeder  Freisasse  von  16  Mark 
Rente  Rüstung,  Helm,  Schild  und  Lanze  haben,  —  die  minder  begüterten, 
soweit  sie  frei  sind,  sollen  sich  entsprechend  leichtere  Bewaffnung  be- 
schaffen; mit  ihrer  Ausrüstung,  die  unveräufserlich  ist,  müssen  sie,  wie 
die  Vasallen,  dem  König  Diensttreue  schwören,  ^j 

Das  Gemisch  altgermanischer  Milizen  mit  dem  zeitgemäCsen  Feudal- 
aufgebet  und  den  fortschrittlichen  Ansätzen  eines  Soldheers  zieht  ein  ent- 
sprechend gemischtes  Finanzsystem  nach  sich.  Auch  die  Landwehr 
kann  Lehnsaufgebot  und  Soldtruppen  nicht  entbehrlich  machen.  Sie 
ist  im  Gegenteil  bestimmt,  diese  für  die  Verteidigung  der  schottischen 
und  walisischen  Grenze  und  für  den  Küstenschutz  zu  entlasten  und  für 
die  seit  Ludwig  VI.  immer  mehr  zunehmenden  Verwicklungen  in  den  fran- 
zösischen Lehnsterritorien  verfügbar  zu  machen,  um  so  mehr  aber  bedarf 
das  Königtum  für  diese  Unternehmungen  und  die  damit  verbundene 
Flottenrüstung  des  Geldes:  die  Einnahme,  die  der  Lehnsstaat  mit  sich 
bringt,  nämlich  die  Bezüge  des  Kronlandes,  die  als  Abgaben  der  nicht 
lehnspflichtigen    Bevölkerung,   als    „tallagia^    der  Domänenbauem  und 


1)  Vergl.  über  diese  neagebackenen  Lehnsleute  die  bei  Gneist  (S.  182)  citierte 
Stelle  des  Ordericus  Vitalis. 

2)  Dies  kommt  z.  B.  darin  zum  Ausdruck,  dafs  in  dieser  Zeit  das  Amt  des  erbÜchen 
Kronmarschalls  (Constable),  des  eigentlichen  ständischen  Repräsentanten  des  Lehns- 
heeres, hervortritt,  das  ursprünglich  vom  Festland  nicht  mit  übernommen  worden  war 
(Gntstst,  S.  131).  3)  Über  die  Assize  of  Arms:  Gneist.  S.  133. 
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Stadtbürger  an  den  König  flielsen,  reichen  nicht  entfernt  mehr  aus,  be- 
sonders da  sich  die  von  Wilhelm  I.  zusammengebrachte  Domäne  durch 
„terrae  datae"  verringert.  So  benutzt  der  König  sein  politisches  Über- 
gewicht, um  auch  die  Kronvasallen  und  Untervasalien  zu  finanziellen 
Leistungen  heranzuziehen.  Teils  erreicht  er  dies,  indem  er  die  aufser- 
ordentlichen  Beihilfen,  „auxilia^,  zu  denen  der  Lehnsmann  gewohnheits- 
rechtlich in  Einzelfällen  >)  verpflichtet  ist,  willkürlich  verallgemeinert 
und  je  nach  Bedarf  von  den  Grofsen,  Einzelnen  oder  ganzen  Gruppen 
solche  „dona"  erbittet  oder  erprefst^)  Wenn  er  aber  hier  die  Finanzkraft 
der  Magnaten  neben  ihrer  Wehrkraft  in  Anspruch  nimmt,  so  ermög- 
licht ihm  die  Lockerheit  des  Lehnsmechanismus,  auch  an  Stelle  des 
Kriegsdienstes  Steuern  zu  nehmen  und  dem  Lehnsmann  die  Ablösung 
der  Waffenleistung  durch  Geldzahlung  zu  gestatten.  Vor  allem  dann, 
wenn  der  Vasall,  besonders  der  Geistliche,  behauptet,  zur  Heeresfolge 
—  wie  bei  den  Kriegen  aufserhalb  Britanniens  —  nicht  verpflichtet  zu 
sein,  bietet  sich  im  „Schildgeld",  scutagium,  ein  bequemer  Ausgleich  ^\  — 
ja  das  unmittelbare  Lehnsverhältnis  des  Königs  zu  den  Aftervasallen 
befähigt  ihn  sogar  diesen  gegenüber  Skutagien  zu  erheben.*)  Die 
angelsächsischen  ßeminiscenzen  des  „Dänengeldes"  (S.  416)  wirken  auch 
hier  zu  Gunsten  einer  Verallgemeinerung,  und  die  Skutagien  nähern 
sich  deshalb  rasch  den  allgemeinen  auxilia  oder  dona,  um  schon  am 
Ende  der  Regierung  Heinrichs  IL  und  unter  seinen  Söhnen  der  übliche 
A^usdruck  für  eine  direkte  Besteuerung  der  Grofsen  zu  werden.^) 
Werden  mit  dem  Waffengesetz  die  unritterlichen  Freien  hinsichtlich  der 
Wehrpflicht  zu  den  Vasallen  emporgehoben,  so  beginnt  mit  dem  Über- 
handnehmen der  Skutagien  die  Vasallenschaft  in  der  Steuerpflicht  auf 
das  Niveau  der  tallagienpflichtigen  Bürger  und  Bauern  herabzusinken. 
Allerdings  werden  auch  die  Schildgelder  in  der  Weise  aufgebracht,  dafs 

1)  Nämlich  in  den  Fällen  zur  Wehrhaftmachung  des  ältesten  Prinzen,  zur  Aus- 
stattung der  Prinzessinnen  und  zur  Auslösung  des  Königs  aus  der  Gefangenschaft.  Die 
^trois  cas*^  sind  allgemeiner  Bestandteil  des  französischen  Lehnsrechts  (Daniei^s,  S.  143). 

2)  Solche  auxilia  oder  dona  werden  sicher  zuerst  unter  Heinrich  II.  1159,  1165 
und  1168  erwähnt.    Vergl.  Pi^hn,  S.  67. 

8)  Erster  beglaubigter  Fall:  Heinrich  11.  gestattet  1156  den  Prälaten,  20  Schillinge 
pro  Lehn  statt  eines  Dienstmanns  zum  Feldzug  nach  Wales  zu  leisten.  Erwähnt 
werden  jedoch  scutagia  schon  unter  Heinrich  1.  (Anfang  des  12.  Jahrhunderts).  Ma- 
Dox,  Exchequer,  I.  624;  RAm>,  English  history,  S.  629;  Puekn,  S.  6. 

4)  Erster  sicherer  Fall  dieser  Art:  Heinrich  IL  erhebt  1187  zum  Feldzuge  nach 
Wales  20  Schillinge  pro  Lehn  ^a  militibus,  qui  non  abierunt  cum  rege"  (Gneist, 
S.  173). 

6)  Vergl.  Madox  I.  586.  680  darüber,  wie  schon  sehr  früh  die  Begriffe  auxilia, 
dona,  scutagia,  tallagia  in  einander  fliefsen  und  als  gleichbedeutend  gebraucht  wer- 
den. Ebenfalls  in  diesem  Sinn  wird  auch  gelegentlich  (z.  B.  unter  Heinrich  I.)  noch 
von  Dänengeld  gesprochen,  obwohl  dasselbe  an  sich  von  Edward  dem  Bekenner 
aufgehoben  war  (vergl.  Gnetst,  S.  173.  Anm.  7). 
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sie  von  den  Hintersassen  des  Barons  oder  Prälaten  eingehoben  werden, 
und  es  bedarf  dazu  im  Gegensatz  zum  tallagium  der  zustimmenden 
wenn  auch  erzwungen  zustimmenden  Mitwirkung  des  Kronvasallen 
(unten  S.  434).  Aber  mittelbar  hat  doch  er  den  Ausfall  in  den  Bezügen 
aus  seinen  Besitzungen,  und  die  Einhebung  wird  wie  die  der  Tallagien  von 
den  königlichen  Sheriffs  überwacht.  Zum  mindesten  verschwindet,  so- 
weit das  neue  Finanzsystem  reicht,  der  Unterschied  zwischen  Domanium 
und  lehnrührigem  Besitz  fast  völlig,  und  die  königliche  Schatzverwaltung 
zieht  deshalb  einfach  hieraus  die  technische  Eonsequenz,  indem  sie  sich 
anschickt,  die  direkte  Besteuerung  aller  Unterthanen  auf  ein  gemeinsames 
Schema,  einen  einheitlichen  Malsitab  der  Einschätzung  und  Steuerumlage 
zu  bringen.  Kurz  vor  Übergang  der  Regierung  Heinrichs  II.  an  Richard  I. 
macht  sie  mit  der  Ausschreibung  der  Kreuzzugssteuern,  des  „Saladin- 
zehnten'^,  (1188)  den  Anfang,  indem  sie  hier  neben  der  Grundsteuer 
zum  ersten  Mal  eine  Quote  des  beweglichen  Einkommens  aller 
Stände,  einen  Zehnten,  erhebt.  Das  Verfahren  wiederholt  sich,  als  zur 
Auslösung  König  Richards  aus  deutscher  Gefangenschaft  (unten  S.  458) 
ein  Viertel  von  allem  Einkommen  (1193)  nötig  wird.  Die  Grundsteuer 
wird  in  diesen  Fällen  zwar  noch  in  alter  Weise  umgelegt,  —  für  die 
Domänenbauem  und  Stadtbürger  als  Hufensteuer  (carucagium),  für  die 
Vasallen  als  auxilium  oder  scutagium  nach  der  Lehnsmatrikel.  Aber 
bald  darauf  (1198)  geht  man  auch  hier  zur  einheitlichen  Hufensteuer 
—  5  Schillig  auf  100  Acres  Land  —  über  und  gewinnt  so  den  Ansatz' 
einer  für  alle  Unterthanen  gleichen  Vermögenssteuer  des  unbeweg- 
lichen und  beweglichen  Besitzes.*) 

In  engster  Verbindung  mit  der  anglonormannischen  Steuerorganisation 
erwächst  die  Steuereinrichtung  der  Justiz  und  Polizei.  Hier  liegt  das 
Gebiet,  auf  dem  alle  Teile  des  Volks  am  dringendsten  die  Hilfe  der 
Staatsgewalt  erwarten  müssen.  Denn  in  der  Rechtspflege  stof sen  die  Gegen- 
sätze der  Bevölkerungsklassen  einerseits  am  schroffsten  aufeinander;  hier 
gilt  es,  die  Erpressungen  der  normannischen  Vasallen  gegen  die  säch- 
sischen Freisassen  ebenso  gut  unterdrücken  wie  die  Ausplünderung  des 
Klerus  durch  die  Barone,  die  Eingriffe  der  eximierten  Prälaten  in  die 
Gutsherrschaft  der  Grundherren  ebenso  wie  die  Rachetotschläge  angel- 
sächsischer Thane  an  normannischen  Gutsnachbam.  Anderseits  bringt 
gerade  hier  die  Verbindung  der  angelsächsischen  Justiz  mit  der  fest- 
ländisch-fränkischen die  gröfsten  Schwierigkeiten  mit  sich.  Zunächst  in 
der  Gerichtsverfassung.  Die  angelsächsische  Überlieferung  wies  die 
Hauptteile  der  Rechtspflege  dem  shiregemote  und  dem  hundredgemote 
zu,  dem  Volksgericht  der  Grafschaft  für  die  angesehenen  Parteien,  be- 


1)  Vergl.  hierzu  Stubbs,  bistorya,  I.  510 ;  Gneist,  Verfassungsgeschichte,  S.  175 ; 
Plehn  a.  a.  0.  S.  8.   Zum  Folgenden  Gneist,  Verfassungsgeschichte,  S.  138. 
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sonders  die  Thane,  —  dem  monatlichen  Volksgericht  der  Hundertschaft 
für  die  greise  Masse  der  geringeren  Sachen,  nunmehr  abgehalten  unter 
Vorsitz  von  Sheriff  und  Baillif.  Aber  beide  sehen  sich  jetzt  in  ihrer  Kom- 
petenz gescBmälert  durch  die  Feudalgerichte  der  Grundherren  und  Lehns- 
herren. Schon  in  sächsischer  Zeit  haben  die  Thane  die  Justiz  ihres 
Hofgerichts  über  Hintersassen  —  jetzt  „villani"  —  auf  die  freien  Klein- 
besitzer auszudehnen  versucht;  der  normannische  Ritter  folgt  diesem 
Beispiel  in  verstärktem  Mafse  und  sucht  den  ^customar^'  court"  zum 
^court  baron''  über  jeden  abgabepflichtigen  Freisassen  auszudehnen.  Jetzt 
tritt  aber  hinzu,  dafs  der  höhere  Vasall  in  Konsequenz  des  französischen 
Lehnssystems  auch  die  Rechtsprechung  über  Prozefs-  und  Strafsachen 
seiner  Untervasalien  (milites)  dem  Beamtengericht  zu  entziehen  und  das 
Hofgericht  zur  cour  de  baronie  im  Sinn  des  feudalen  Oberhofs  zu  er- 
heben trachtet  Grafschafts-  und  Hundertschaftshof  werden  also  dem 
Angelsachsen  bei  Klagen  gegen  Leute  im  Bereich  der  gutsherrlichen 
Gewalt  unzugänglich.  Vor  allem  aber  sind  sie  ihm  auch,  soweit  sie 
ihm  zugänglich  werden,  nicht  genehm.  Der  normannische  Gerichtsherr 
ist  ihm  weder  geneigt,  noch  in  Sprache  und  Rechtsanschauungen  ver- 
ständlich. In  den  letzteren  durchkreuzen  sich  die  normannischen  und 
die  sächsischen  Rechtssätze  und  Rechtsformen  aufserdem  auch  bei  den 
Parteien  und  bei  den  ürteilem,  —  im  Erbrecht  beispielsweise  das  säch- 
sische Recht  auf  gleiche  Erbteilung  der  Söhne  mit  dem  normannischen 
feudalen  Erstgeburtsrecht  des  Ältesten,  —  im  Prozefs  der  sächsische  Eid- 
helfereid und  die  Gottesurteile  mit  dem  den  klerikalisierten  Sachsen  ganz 
ungeläufigen  Zweikampf  des  westfränkischen  Reichs. 

In  solcher  Verwirrung  kann  nur  die  Justiz  der  Centralgewalt 
helfen.  Nur  beim  König  sind  Richter  zu  finden,  deren  Persönlichkeit, 
soweit  möglich  Aussicht  auf  eine  unparteiische,  über  den  Interessengrup- 
pen und  Parteien  stehende  Prüfung  bietet  und  deren  Autorität  gleich- 
zeitig die  Anwendung  ausgleichender,  allgemeingültiger  Regein  des 
ProzeXsrechts,  Strafrechts  und  Privatrechts  ermöglicht.  So  nimmt  die 
Krone  die  Tendenz  des  karolingischen  Königsgerichts  verstärkt  wieder 
auf,  als  überlegener  Billigkeitsgerichtshof  eine  unbestimmte  Zahl  von  ci- 
vilen,  kriminellen,  verwaltungsrechtlichen  Streitigkeiten  aus  den  Bezirken 
an  sich  zu  ziehen,  —  nicht  nur  im  Wege  der  Nachprüfung  als  Ober- 
instanz, sondern  in  noch  viel  gröfserem  Umfang  kraft  einer  Verdrängung 
des  Sheriff  oder  Baillif  in  erster  Instanz.  Mit  einem  —  von  ihrem 
Standpunkt  aus  —  genialen  Erfassen  und  Ausnützen  der  Situation  weifs 
sie  die  Arten  und  Formen  ihrer  Justiz  so  zu  gestalten,  dafs  sie  fast  mit 
jedem  einzelnen  Kompetenzeingriff  zugleich  eine  neue  Einnahmequelle 
für  ihre  Finanzen  erschliefst.  Nachdem  das  Königtum  zuerst  den  unvoll- 
kommenen und  bald  als  unzweckraälsig  erkannten  Weg  beschritten  hat, 
in   zweifelhaften   Fällen   ein   benachbartes  Grafschaftsgericht  zu  beauf- 
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tragen,  schiebt  Heinrich  II.  an  dieser  Stelle  die  Reiserichter  (S.  424)  in 
die  Rechtspflege  ein.  Ihre  bereits  geschilderte  Mittelstellung  zwischen 
Exchequer  und  Bancum,  zwischen  Schatzamt  und  Hofgericht,  befähigt 
sie,  in  den  Grafschaften  zugleich  als  heilbringende  Organe  des  Rechts- 
schutzes aufzutreten  und  sich  von  den  Unterthanen  aller  Klassen  mit 
gerichtlichen  und  polizeilichen  Geidgefällen  aller  Art  bezahlt  zu  machen, 
über  deren  Abführung  das  Schatzamt  strenge  Kontrolle  führt.  Hierbei 
werden  die  Formen  des  Verfahrens,  die  sie  mitbringen,  geschickt  so 
gewählt,  dals  die  Parteien  sie  gern  ergreifen,  um  den  überlebten  und 
unpopulären  Formen  des  bisherigen  Verfahrens  zu  entgehen.  Auf  diesem 
Wege  treten  die  von  Karl  dem  Grolsen  seiner  Zeit  nur  mit  vorüber- 
gehendem Erfolg  eingeführten  Prozeduren  der  inquisitio  (S.  382)  wieder 
hervor,  um  nunmehr  rasch  die  herrschenden  zu  werden.  ^) 

Im  Civilprozels,  besonders  im  Grundeigentums-,  Besitz-,  Erb- 
schafts-, Freiheitsprozels,  umgehen  die  Königsrichter  die  germanischen 
Beweisformen,  indem  sie  Beweiszeugen  aus  den  Umwohnern  des  strei- 
tigen Grundstücks  aufbieten,  vereidigen  und  befragen,  —  eine  „recognitio"  — 
so  wurde  jetzt  die  inquisitio  genannt  —  abhalten.  Diese  Prozelsfonn 
wird  zwar  nur  vergünstigungsweise  im  einzelnen  Fall  erteilt,  aber  die 
Regierung  gestaltet  sie  dadurch  zum  allgemein  zugänglichen  Rechts- 
behelf und  gleichzeitig  zur  reichlichen  Einnahmequelle  für  den  Fiskus, 
dafs  sie  (seit  Satzung,  „Assise^,  Heinrichs  IL,  1 158)  auf  der  Kanzlei  gegen 
hohe  Gebühr  einem  Jeden  ein  breve  recognitionis,  ein  writ,  ausstellen  lälst, 
das  nach  Art  der  römischen  Formula  (S.  253)  den  Streitfall  bezeichnet. 

Ganz  entsprechend  hält  aber  die  inquisitio  auch  in  den  Strafpro- 
zels  in  genereller  Form  ihren  Einzug.  Energisch  durchbrechen  die  Reichs- 
richter die  alte  Tradition  des  französischen  Lehnsstaats,  der  wie  in  ger- 
manischer Zeit  eine  offizielle  Deliktsverfolgung  nur  formlos  auf  öffent- 
liches Delikt  eintreten  liefs,  im  übrigen  aber  eine  Anklage  abwartete. 
Die  Justitiarien  bieten  vielmehr  nach  karolingischem  Stil  (S.  383)  Zeugen 
aus  der  Gemeinde  auf,  um  von  ihnen  den  Verdächtigen  schwerer  De- 
liktsfälle rügen  zu  lassen.  Den  Bezichtigten  (indictatus,  rectatus)  ziehen 
sie  ex  officio  vor  ihr  Gericht,  um  ihn  zur  Reinigung  dem  Gottesurteil 
des  Kesselfanges  oder  der  Eisenprobe  zu  unterwerfen,  und  da  gegen  Ende 
des  12.  Jahrhunderts  vor  allem  unter  kirchlichem  Einflufs  die  Abneigung 
gegen  die  Ordalien  zunimmt,  so  schieben  sie  statt  dessen  einen  zweiten 
Gemeindeausspruch  über  die  Schuld  oder  Nichtschuld  —  ^si  culpa- 
bilis  sit  de  hoc,  quod  ei  imponitur"  —  ein. 

1)  Zum  folgenden  grundlegend  Bbunner,  Die  Entstehung  der  Schwurgerichte. 
1872;  daneben  Biener,  Das  englische  Geschwomengericht.  1852.1.  S.  48  ff.  Die  aus- 
gebreitete ältere  (deutsche  und  vor  allem  englische)  Litteratur  über  die  Vorstufen 
des  späteren  Schwurgerichts  in  Civil-  und  in  Strafsachen  ist  durch  diese  Schriften 
erledigt  (vergl.  Brunner  a.  a.  0.  S.  1  ff.). 
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War  damit  das  neue  Verfahren  in  Civil-  und  Strafsachen  organi- 
siert, so  konnte  nunmehr  auch  der  Sheriff  mit  in  dessen  Dienst  gestellt 
werden,  und  gegen  Ende  der  Eegierung  Heinrichs  bildete  sich  entsprechend 
dem  turnus  judicis  in  den  Grafschaften  ein  tumus  vicecomitis,  „sheriffs- 
tourn",  in  den  Hundertschaften  der  Grafschaft  aus,  —  ebenso  wie  der  der 
Hofrichter  bestimmt,  einen  möglichst  regelmäfsigen  und  reichhaltigen  Ein- 
gang der  Geldbufsen  zu  betreiben.  Einem  Umsichgreifen  des  court  baron 
über  Vasallen  und  Freisassen  wurde  energisch  ein  Riegel  vorgeschoben. 

Alle  Teile  des  Begierungssystems  wirkten  demnach  darin  zusam- 
men, dafs  die  Unterthanen  aller  Stände  unter  eine  unbeschränkte  Be- 
amtenthätigkeit  gebeugt  wurden.  Je  feiner  und  straffer  das  Netz  der  Bureau- 
kratie  über  das  Land  gespannt  wurde,  desto  gröfser  wurde  ihre  Macht, 
desto  schwächer  der  Schutz  der  Bauern,  Stadtbürger,  üntervasallen.  6e- 
wif 8  mochte  die  persönliche  Willkür  eines  Sheriffs  oder  Gerichtsherm  in 
der  älteren  Zeit  der  Unordnung,  besonders  unter  Stephan,  roher  und  zügel- 
loser gewesen  sein.  Aber  ursprünglich  brachte  doch  die  angelsächsische 
wie  die  normannische  Tradition  die  natürliche  Hemmung  mit  sich,  die 
in  der  Mitwirkung  der  Gerichtsmänner  aller  Klassen  und  in  der  Beobach- 
tung der  germanischen  Rechtsformen  gegeben  gewesen.  Jetzt  dagegen  be- 
gannen unter  dem  Druck  der  gewaltigen  Beamtenpyramide  gerade  diese 
beiden  Schutzwehren  der  politischen  Freiheit  zu  verkümmern,  sowohl  die 
Gerichtsgemeinde  wie  die  bindende  Regel  des  Gewohnheitsrechts  oder 
Volksgesetzes,  und  die  Glieder  des  Beamtentums,  ineinandergreifend  und 
sich  wechselseitig  stützend,  konnten  immer  ungehinderter  ihre  Willkür 
—  jetzt  weniger  im  egoistischen  Einzelinteresse,  als  vielmehr  in  höherem 
politischen  Interesse  des  Regierungssystems,  dem  sie  dienten  —  walten 
lassen.  Mit  andern  Worten  auch  in  den  unteren  Stufen,  im  Verhältnis 
von  Volk  und  Bezirks  Verwaltungsbehörden,  machte  der  Absolutismus, 
die  Zersetzung  des  germanischen  Feudalverfassungsstaats  Fortschritte. 
Auch  hier  ging  die  normannische  Monarchie  auf  der  Bahn  der  karo- 
lingischen  weiter  (oben  S.  385),  und  zwar  über  deren  Endergebnisse  hin- 
aus. Sowohl  in  der  Besteuerung  wie  im  Heeresdienst  entschied  die  Ver- 
fügung der  Beamten.  Ebenso  bemächtigten  sie  sich  der  gesamten  Justiz 
und  Polizei.  Die  Mitwirkung  der  Gerichtsbeisitzer  trat  sowohl  in  Civil- 
wie  in  Strafsachen  hinter  den  offiziellen  Eingriffen  des  Justitiars  oder 
Sheriffs  zurück,  —  überall  vorwiegend  im  Interesse  des  königlichen 
Schatzes.  Die  Regierung  aber  steigerte  diese  Vollgewalt  dadurch  noch 
ganz  besonders,  dafs  sie  auch  die  rechtlichen  Normen  mehr  und  mehr 
verflüchtigte.  Sie  griff  jetzt  in  grofsem  Mafsstab  auf  die  karolingische 
Methode  zurück,  eine  Fülle  von  DeUktsthatbeständen  —  Geld-  oder  Waffen- 
hilfe an  königliche  Feinde,  Beleidigung  von  Beamten,  Verweigerung 
öffentlicher  Funktionen,  Forstfrevel  u.  s.  w.  —  unter  dem  Gesichtspunkt 
der  Infidelität,  „contemptus  regis"  (S.  375),  einer  arbiträren   Strafgewalt 
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ZU  unterstellen.  Der  Thäter  wurde  „in  misericordia  regia",  „dang  le  mercy 
du  roi"  erklärt,  und  es  blieb  den  Justitiarien  oder  Sheriffs  überlasssen, 
eine  Bufse,  „amerciamentum",  nach  ihrem  Ermessen  —  meist  nach 
der  Vermögenslage  des  Beschuldigten  —  auszuwerfen,  durch  dessen  Zah- 
lung er  sich  von  dem  Verfall  seiner  Rechte  befreite.  Bei  diesem  Vor- 
gehen begann  die  königliche  Verordnung  das  Gesetz  zu  verdrängen,  — 
die  Strafjustiz  vermischte  sich  vollständig  mit  dem  Gedanken  der  Be- 
steuerung. 

Die  Neuheit  und  Eigenart  im  Staatsgebilde  des  Plantagenet  springt  in 
die  Augen.  In  den  staffeiförmigen  Aufbau  der  lehnsmäfsigen  Gesellschafts- 
ordnung, in  welchem  die  oberste  Gewalt  des  Staats  ihre  Bauern  und  Kriegs- 
leute nur  mittelbar  durch  ihre  Vasallen  und  deren  üntervasallen  beherrscht, 
drängte  sich  zu  allen  Fugen  die  königliche  Centralgewält  mit  ihren  Organen 
als  etwas  unmittelbar  Wirksames  hinein,  um  sofort  auch  in  den  unteren 
Behördenstufen  die  feudal-ständischen  Klassenunterschiede  zu  nivellieren. 
Am  Anfang  der  Regierung  des  Eroberers  war  der  Volkskörper  des  engli- 
schen Staats  zerrissener  als  der  aller  andern  europäischen  Staaten.  Eben 
das  Übermats  der  Gruppengegensätze  hatte  in  verdreifachtem  Mafse  eine 
konzentrierende  Kräfteanspannung  der  Monarchie  hervorgerufen  und  dafür 
gesorgt,  dafs  deren  Bemühungen  ein  besonders  geringer  Widerstand  ent- 
gegengesetzt und  ein  aufsergewöhnlicher  Erfolg  gesichert  ward.  Die  Frucht 
war,  dafs  am  Ende  der  Regierung  Richards  I.  (1 1 99)  der  englische  Volkskörper 
rechtlich  einheitlicher  war  als  jeder  andere.  Alle  noch  so  verschieden- 
artigen Glieder  desselben,  sächsische  wie  normannische  Grofsbarone,  Kron- 
vasallen, üntervasallen,  Freisassen,  Stadtbtirger  und  Bauern,  Weltliche 
und  Geistliche,  standen  als  eine  Masse  von  Interessengruppen  mit  ganz 
geringfügigen  Unterschieden  nur  einer  scharf  abgesonderten  Macht  gegen- 
über, —  der  Krone  und  ihrer  Bureaukratie.  Von  Rassen-  und  Stände- 
kämpfen mulste  sich  das  Interesse  der  Nation  notwendig  mehr  und  mehr 
der  Hauptfrage  zuwenden,  welche  Macht  im  Staate  dieser  centralen  Ver- 
waltungsmaschinerie  zukommen  sollte.  Alle  Parteigegensätze  im  Volke  ver- 
schwanden vor  dem  entscheidenden  Gegensatz  des  Volks  und  der  Partei  des 
königlichen  Beamtentums.  Es  fragt  sich,  welche  Schutzmittel  dem  Volk 
gegenüber  der  Monarchie  und  ihrer  Bureaukratie  zur  Verfügung  standen. 

IV.  Die  Schranken  der  Krön-  und  Beamtengewalt.  So 
hoch  sich  die  anglonormannische  Monarchie  über  die  französische  erhob, 
so  zweifellos  war  doch,  dafs  sie  in  manchen,  zunächst  unbemerkten  Punk- 
ten hinter  ihr  zurückgeblieben  war. 

Einmal  gelang  es  ihr  nicht,  eine  unverrückbare  rechtliche  Grund- 
lage ihrer  Regierungsgewalt  zu  erlangen.  Sie  blieb  Wahlmonarchie. 
Der  Untergang  des  „Weifsen  Schiffs",  in  welchem  Heinrichs  I.  einziger 
Sohn  das  Opfer  der  Wellen  wurde,  durchbrach  die  von  den  drei  ersten 


1.  Kapitel.  Ältere  Staatsgebilde.  VI.  Anfänge  gleichberechtigter  Grofsstaaten.    433 

Normannenkönigen  begründete  Tradition  der  festen  Erbfolge,  und  in  den 
anschliefaenden  Streitigkeiten  zwischen  Mathilde,  Stephan  und  Heinrich  II. 
stellte  sich  auch  gegenüber  dem  mächtigen  Plantagenet  das  Recht  der 
Barone  und  Prälaten  fest,  zwischen  mehreren  Prätendenten  mafsgebend  zu 
entscheiden,  —  ja  sogar  die  Absetzung  eines  schon  regierenden  Königs  zu 
dekretieren.^)  Infolgedessen  konnte  auch  der  Brauch  nicht  in  Vergessen- 
heit geraten,  dals  der  König  den  Krönungseid  auf  eine  förmliche  Wahl- 
kapitulation leistete.  Indem  er  den  Wählern  gegenüber  bestimmte  Pflichten 
ausdrücklich  übernahm,  knüpfte  er  den  ünterthaneneid  der  Vasallen  an 
eine  Bedingung,  die  er  durch  sein  eigenes  Verhalten  verwirken  konnte.^) 
Was  diese  rechtliche  Beschränkung  der  Krone  bedeutete,  das  hing 
davon  ab,  inwieweit  der  König  während  seiner  Regierung  auf  die 
Orofsen  angewiesen  war.  Die  Sitte  brachte  im  Lehnsstaate  seit  karolin- 
gischer  Zeit  das  magnum  concilium,  den  beratenden  Hof  tag,  mit  sich. 
Hier  hatte  der  König  die  Prälaten  und  Barone  zu  befragen,  —  sei  es 
für  einen  Gesetzgebungsakt,  sei  es  für  einen  Verwaltungsakt,  wie  Heeres- 
aufgebot oder  Steuerauflage.  Zwar  entschied  das  freie  Ermessen  des 
Königs  selbst  darüber,  wer  von  den  Baronen  oder  dem  hohen  Klerus  zum 
Kronrat  entboten  werden  sollte,  und  es  war  unter  Karl  dem  Grolsen  (oben 
S-  372.  389)  nur  die  Sitte  ^  die  ihm  die  Pflicht  dazu  auferlegte.  Auch 
gab  der  Hoftag  nur  dem  einzelnen  Kronvasallen  Gelegenheit,  seinen 
persönlichen  Einflufs  auf  eigene  Verantwortung  auf  den  König  geltend  zu 
machen,  der  ihn  je  nach  dessen  Gewicht  berücksichtigen  mochte  oder  nicht. 
Ein  geschlossenes  Vorgehen,  eine  formelle  Abstimmung  und  gar  ein  bin- 
'dender  Widerspruch  lag  nicht  im  Wesen  der  Institution.  Aber  darum 
war  der  grolse  Rat  doch  keineswegs  etwas  Wesenloses,  und  ein  Wider- 
spruch energischer  Mitglieder  blieb  auch  auf  dem  Höhepunkt  der  Königs- 
macht nicht  ohne  Wirkung :  1 1 63  erwiderte  zu  Woodstock  Thomas  Becket  als 

1)  Stephan  gründete  seine  Regierung  urspranglich  nur  auf  die  Anerkennung 
der  Stadt  London  und  eines  Teils  der  Geistlichkeit.  Nachdem  er  gewaltthätig  den 
Bischof  von  Salisbury  hatte  hinrichten  lassen,  machte  der  Klerus  die  Landung  Ma- 
thiidens  möglich  (1141).  Zuerst  siegreich,  wurde  sie  114S  geschlagen  und  fährte 
nunmehr  unter  stetem  Kleinkrieg  mit  Stephan  eine  Doppelregierung,  bis  sie  1154 
England  verlief  s.  Schon  während  dieser  Zeit  sprach  eine  kirchliche  Versammlung  die  Ab- 
setzung beider  Gregenkonige  aus.  Allerdings  war  der  Beschlufs  an  sich  erfolglos;  er 
ist  erst  später  als  Präcedenzfall  für  die  wirksame  Absetzung  Edwards  IL,  Richards  IL, 
Jakobs  IL  (unten  §75)  bedeutsam  geworden.  1154  wurde  Heinrich  von  An jou  durch 
den  Erzbischof  Theobald  von  Canterbury  unter  Vermittlung  von  dessen  Vortrauten 
Thomas  Becket  veranlafst,  in  England  zu  erscheinen.  Aber  der  vom  Primas  betriebene 
Ausgleich  mit  Stephan  sicherte  ihm  nur  das  Erbrecht  und  einstweilen  die  Stellung  des 
Orofsjustitiars  (oben  S.  418).  Konig  wurde  er  erst  ein  Jahr  später  durch  Stephans  Tod. 

2)  Besonders  bedeutsam  blieb  die  Charte  Heinrichs  I.  Dafs  diese  Bedingtheit 
des  Treueids  den  Anschauungen  entsprach  und  gelegentlich  sogar  ausdrucklich  zu- 
gefügt wurde  (ähnlicher  Fall  bei  der  Thronbesteigung  Heinrichs  IV.  von  Deutschland), 
vergl.  Plehn  a.  a.  0.  S.  21. 

Schmidt,  StaaUlehre.  II,  I.  2S 
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Erzbischof  von  Canterbury  auf  den  Vorschlag  Heinrichs  IL,  dem  Sheriff  die 
jährliche  Grafschaftsbeihilfe  zu  entziehen  und  zur  Kroneinnahme  zu 
schlagen,  dafs  er  keinen  Pfennig  von  seinem  Lande  hergeben  wolle,  und 
brachte  damit  das  Gesetz  zu  Falle.  ^)  Demnach  kam  es  vor  allem  darauf 
an,  wie  sich  die  Magnaten  zu  den  beiden  wichtigsten  Verwaltungsakten, 
zum  Feldzugsdienst  und  zur  Abgabenbewilligung,  verhielten.  Schon  in 
der  hauptsächlichen  Lehnsleistung,  der  Heerfolge,  war  es  stets  zwei- 
felhaft, für  welche  Kriege  die  Lehnspflicht  wirksam  sei;  für  Feldzüge 
auf  dem  Festlande  z.  B.  konnte  sie  von  englischen  Bischöfen  und  Baro- 
nen bestritten  werden,  und  der  König  war  hier  thatsächlich  an  die  Ein- 
willigung des  einzelnen  Kronvasallen  gebunden.  Noch  entschiedener 
erkannte  die  herkömmliche  Auffassung  dies  für  die  aufserordentlichen 
Steuerleistungen,  wie  die  neuen  dona,  auxilia,  scutagia  (S.  427),  an. 
Aufserhalb  der  Domäne  bedurfte  der  König  zur  Erhebung  einer  Ein- 
willigung des  einzelnen  Vasallen  für  sein  Territorium.  Anderseits 
mulste  gerade  auf  diesem  Gebiete  dem  Königtum  ein  Systemwechsel 
durch  die  von  ihm  vollzogene  Verwaltungsänderung  nahegelegt  werden. 
Durch  das  Waffengesetz  war  der]  Städter  und  Freisasse  dem  Lehns- 
mann und  dem  Baron  in  der  Dienstpflicht  gleichgestellt  worden 
(S.  426).  Durch  die  Skutagien  und  die  ihnen  gleichstehenden  Auxilien 
und  Dona  wurde  die  mittelbare  und  unmittelbare  Vasallenschaft  der  Krone 
den  Bürgern  und  Bauern  in  der  Steuerpflicht  gleichgestellt  (S.  427). 
Die  Erhebung  der  gleichmäfsigen  Hufen-  und  Mobiliensteuer  seit  dem 
Ende  der  Begierung  Heinrichs  II.  vollzog  die  Gleichstellung  thatsächlich 
im  Modus  der  Steuereinschätzung.  ;Also  war  es  nur  ein  Schritt 
weiter,  wenn  die  Regierung  —  falls  sie  die  Macht  dazu  hatte  —  die 
Vasallen  auch  in  der  Fixierung  von  Zeitpunkt  und  Umfang  der 
S t eu er p flicht  nach  Analogie  der  Bauern  zu  behandeln  suchte,  und 
wirklich  machte  die  Begierung  bei  der  Ausschreibung  der  Kreuzzugs- 
steuern von  1188,  des  „Saladinzehnten",  mit  diesem  Grundsatz  den  An- 
fang, um  ihn  binnen  kurzem  häufiger  zu  wiederholen.^)  König  und  Schatz- 
amt schrieben  auf  einem  Hoftage  einfach  eine  allgemeine  Steuer  mit 
allgemeiner  Gültigkeit  aus  und  wahrten  dafür  nur  die  Form,  die 
auch  für  Gesetze  gewahrt  wurde,  d.  h.  die  vorherige  Befragung  der 
gerade  anwesenden  Grofsen.^)    Es  ist  klar,  dafs  hiermit  die  prinzipielle 

1)  Auf  dem  Hoftag  von  Oxford  (1197)  verweigerten  ebenso  die  Bischöfe  von 
Lincoln  und  Salisbuiy  dem  König  Richard  I.  den  persönlichen  Kriegsdienst  nach 
Frankreich,  weil  sie  nur  innerhalb  des  Landes  dazu  verpflichtet  seien.  Vergl.  Puchn 
a.  a.  0.  S.  3. 

2)  Bei  der  Steuer  zur  Auslösung  Richards  I.  (1193)  und  einer  Kriegssteuer 
Richards  im  Jahre  1198.    Über  die  weiteren  Fälle  unter  Johann  vergl.  §  75.  L 

3)  Dabei  darf  schon  hier  nicht  verkannt  werden,  dafs  es  sich  im  eigentlichen 
Sinne  nicht  um  ein  Gesetz  handelt,  da  ja  trotz  der  Allgemeingültigkeit  der  Steuei'- 
aufläge  damit  nicht   eine  allgemeine  Regel,  sondern  eine  Einzelverfügung  auf- 
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Orundlage  des  Lehnsstaats  verlassen  wurde.  Die  Vereinbarung  der 
Abgabe  zwischen  der  Krone  und  jedem  einzelnen  Kronvasallen  ver- 
wandelte sich  in  eine  Auflage  der  Abgabe  mit  Genehmigung  einiger 
Kronvasallen,  aber  bindender  Wirkung  für  die  übrigen,  und  da  nach 
dem  bisherigen  Modus  für  die  Einladung,  Beschickung  und  Befragung 
des  Hoftages  eben  keine  festen  Normen  bestanden,  so  war  jetzt  die  Bahn 
gebrochen,  um  der  Regierung  die  einseitige  Auflage  durch  einsei- 
tige, allgemeingültige  Verfügung  zu  ermöglichen.  Konnte  die 
Monarchie  eine  solche  Behandlung  dauernd  durchdrücken,  so  waren  die 
Schranken  der  feudalen  Verfassung  für  die  Krone  gefallen.  Im  Besitz  des 
eigenmächtigen  Besteuerungsrechtes  war  der  König  mit  Hilfe  der  Miliz 
und  der  Söldner  auch  des  Lehnsaufgebots  ledig.  ^  Aber  eben  deshalb 
mulsten  über  kurz  oder  lang  die  Barone  den  Versuch  wagen,  ihre  Rechte 
aus  der  Wahlkapitulation  geltend  zu  machen. 

Mitten  im  vollen  Aufstieg  des  organisierenden  Königtums  machten 
andere  Vorgänge  die  Kronvasallen  auf  die  zweite  schwache  Stelle  auf- 
merksam, an  der  die  absolute  Monarchie  krankte,  —  auf  deren  Verhält- 
nis zur  Kirche.  Bei  aller  ihrer  herrischen  Energie  hatten  Wilhelm  L 
und  seine  beiden  Söhne  es  nicht  umgehen  können,  dem  Papsttum  und 
dem  englischen  und  normannischen  Klerus  die  Konzessionen  zu  machen, 
die  sie  als  Lohn  für  die  Mithilfe  zur  Eroberung  (S.  417)  beanspruchten. 
Obwohl  sich  Wilhelm  geweigert  hatte,  dem  Papst  für  die  englische 
Krone  als  Vasall  zu  huldigen,  konnte  er  ein  anderes,  die  Exemtion  der 
Bischöfe,  Äbte  und  Kleriker  von  der  Justiz  der  staatlichen  Beamten^ 
nicht  versagen.  Dazu  hatte  Heinrich  I.  im  Kampf  mit  Anselm  von  Can- 
terbury  (1107)  auch  auf  die  Investitur  mit  Ring  und  Stab,  den  Ausflufs 
des  fränkisch-feudalen  Eigenkirchenrechts  (S.  407),  verzichten  und  die 
Besetzung  der  Episkopate  durch  die  Kapitel  und  die  päpstlichen  Legaten, 
die  Appellationen  nach  Rom  dulden  müssen.  Unter  Stephan  hatte  sich 
die  Privilegienstellung  des  Klerus  zu  einer  Verwilderung  gesteigert,  die 
der  Zuchtlosigkeit  der  Barone  (S.  423)  nichts  nachgab.  So  lag  es  für 
Heinrich  Plantagenet  nahe,  nunmehr  auch  die  Kirche  in  den  Kreis  seiner 
amtlichen  Centralisierung  hereinzuziehen:  die  Reiehstagsbeschlüsse  von 
Clarendon  und  Northampton  (1164)  sprachen  die  Beteiligung  der  Krone 
an  der  Bistumsbesetzung  und  geistlichen  Gerichtsbarkeit,  den  Wegfall  der 
Berufung  an  den  Papst  aus.^)  Diesen  mafsvollen  Forderungen  konnte  der 

gestellt  wird.  Es  ist  deshalb  der  Sprachgebrauch  „Steuerauflegimg  durch  Gesetz*^, 
wie  ihn  z.  B.  Plehn  (S.  8)  wieder  anwendet,  zu  vermeiden.  Über  die  praktische 
Bedeutung  des  Sprachgebrauchs  siehe  unten  §  75.  II. 

1)  Man  beachte,  dafs  genau  an  diesem  Punkte  das  französische  Königtum  seinen 
Baronen  und  Prälaten  gegenüber  im^ahre  1438  anlangt  (unten  §  77,  II). 

2)  Die  geistliche  Gerichtsbarkeit  im  Lande  wird  prinzipiell  nicht  angetastet, 
nur  wird  verlangt,  dafs  die  geistliche  wie  weltliche  Gerichtsperson  anwesend  sei 
und  znr  Vorladung  eines  amtlichen  Vasallen  die  königliche  Genehmigung  eingeholt 
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Primas  Thomas  Becket  (S.  423. 433),  da  sie  dem  Herkommen  nicht  wider- 
sprachen, durchschlagende  Gründe  nicht  entgegensetzen.  Aber  fast  am 
Ziele,  verdarb  sich  der  König  die  günstige  Position,  die  ihm  der  Erzbischof 
durch  seinen  unpopulären  Appell  an  den  Papst  schuf,  durch  die  Bachsucht 
gegen  seinen  Gegner  selbst  Becket  fiel  (1170)  am  Altar  unter  dem  Mord- 
stahl wüster  königlicher  Parteigänger.  Ein  Ausgleich  mit  dem  Papst  (1174) 
mulste  gesucht  werden.  Er  bedeutete  ein  Nachgeben  des  Königtums.  0 
Der  Ausgang  des  Streites  mit  der  Kirche  hatte  vorläufig  die  Machtstel- 
lung Heinrichs  im  Staate  nicht  verändert  Aber  es  war  offenbar  geworden, 
dafs  sie  nicht  unbegrenzt  war.  Zwei  Jahre  darauf  (1176)  streckte  das 
deutsche  Königtum  vor  einer  Koalition  die  Waffen,  die  derselbe  Papst 
Alexander  III.  mit  den  eigenen  Unterthanen  der  Krone,  den  italienischen 
Städten,  geschlossen  hatte.  Ganz  wie  die  englische,  in  gewaltiger  Kraft- 
anstrengung aufsteigend,  hatte  es  doch  auch  die  deutsche  Monarchie  nicht 
zu  den  beiden  Besitztümern  gebracht,  über  die  das  Haus  der  Kapetinger 
damals  schon  verfügte,, —  zur  Erblichkeit  und  zur  Freundschaft  der  Kirche. 

§  69.  Der  deutsche  Staat  der  Saohien-  und  Frankendynaatie« 

Ranke,  Weltgeschichte,  VI.  S.  96 ff.  und  VII. ;  Lampbecht,  Deutsche  Geschichte, 
II.  III. ;  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte,  V.  VI.  2.  Aufl.  1895.  1896 ;  Jahrbücher 
der  deutschen  Geschichte,  besonders  Heinrich  I.,  bearbeitet  von  Waitz,  1863;  Kon- 
rad 11.,  bearbeitet  von  Bresslau.  1879;  Hauck,  Kirchengeschichte  Deutschlands,  III. 
1896;  Brunner,  GrundzQge  der  deutschen  Rechtsgeschichte.  1901.  S.  76 ff.;  Gierke 
Die  deutsche  Genossenschaft,  I.  1868.  Devrtekt,  Reichs  Verfassung  unter  sächsisch- 
salischen  Kaisem,  Annalen  der  Deutschen  Geschichte,  III.  2.  714. 

I.  Die  landschaftliche  Decentralisierung  Deutschlands: 
Monarchie,  Stammesherzogtum,  Episkopat,  Grafschaft  und 
Unterthanen.  Das  Frankreich  der  Kapetinger  und  das  England  der 
normannisch-angiovinischen  Dynastie  trafen  bei  aller  Verschiedenheit  ihrer 
politischen  Formen  darin  zusammen,  dafs  sie  auf  der  Grundlage  der 
germanisch-romanischen  Staatskultur  weiterbauten,  die  die  Karolinger  auf 
römischem  Reichsgebiete  geschaffen  hatten.  Demgegenüber  war  der  Staat, 
der  unter  den  Händen  Herzog  Heinrichs  von  Sachsen  aus  dem  bisherigen 
Ostfranken  herauswuchs,  ein  ganz  anderes,  ein  viel  jugendlicheres  Ge- 
bilde. Schon  die  Gebiete,  die  seine  politische  Basis  bildeten,  waren  die 
weniger  civilisierten  des  fränkischen  Reichs  gewesen.  Nur  die  Land- 
striche an  der  oberen  Donau,  am  Ober-,  Mittel-  und  Niederrhein  waren 
altes  römisches  Provinzialgebiet,  mit  andern  Worten  nur  die  westlichen 
und  südlichen  Teile  des  nunmehrigen  Bayern,  Schwaben- Alemannien 
und  Lothringen-Franken.   Breite  Teile  von  Lothringen  und  Franken  da- 

werden  niufste.   Ebenso  wird  bei  den  Wahlea  nur  die  feudale  Mitwirkung  des 
Königs  vorgesehen  (Stubbs,  Hist,  I.  p.  464). 

1)  Anerkennung  der  Appellation  an  den  Papst,  —  Beschränkung  der  königlichen 
Gerichtsbarkeit  über  Geistliche  auf  Lehns-  und  Jagdrechtssachen. 
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gegen  waren  reingennanisches  Land  späterer  Kultur,  desgleichen  Thü- 
ringen und  vor  allem  das  sächsische  Land,  das  soeben  Mittelpunkt  des 
Reichs  wurde,  oder  gar  die  einst  von  Karl  dem  Grofsen  den  Avaren 
abgenommene  Ostmark.  Wenn  also  die  erste  Bedingung  eines  einheithchen 
Staates  stets  das  Bewufstsein  der  Zusammengehörigkeit  aller  Bevölkerungs- 
teile  ist,  so  fehlte  dieselbe  dem  deutschen  Staate  durchaus.  Nicht  nur 
zwei  grofse  Dialektgebiete  wie  in  Frankreich,  sondern  eine  ganze  Vielheit 
solcher  war  in  Deutschland  vorhandeu ;  mutmafslich  verstand  keiner  der 
Stämme  den  andern.  0  Nur  der  Andrang  der  Sorben,  Wenden,  Mähren  und 
Magyaren  war  unter  solchen  Umständen  überhaupt  im  stände  gewesen, 
einen  gewissen  äufseren  Zusammenhalt  zu  erzwingen. 

Das  Gebilde,  an  dem  der  unfertige  Charakter  des  Staats  auch  rechtlich 
in  die  Erscheinung  trat,  war  das  neubelebte  Stammesherzogtum.  Die 
landschafüichen  Dynasten,  die  beim  Tode  Ludwigs  des  Kindes  überall  aus 
dem  Boden  gewachsen  waren  (S.  393)  —  die  sächsischen  Ludolfinger, 
die  fränkischen  Konradiner,  die  bayrischen  Amulfinger  und  die  entsprechen- 
den schwäbischen  und  lothringischen  Prätendenten  — ,  waren  weder  könig- 
liche Amtsträger  im  karolingischen  Sinne,  noch  grofse  Lehnsbesitzer  wie 
die  Grafen  und  „Herzöge"  im  Sinne  des  Kapetingerreichs.  Sie  schoben 
sich  vielmehr  zwischen  den  König  und  das  geistliche  und  weltliche 
Magnatentum  hinein.  Obwohl  meist  aus  dem  Grafenstande  hervorgegangen  2), 
verdankten  sie  doch  ihre  Erhebung  nur  ihrer  eigenen  Autorität  und  dem 
Beifall  der  waffenfähigen  Männer  des  Stammes,  in  die  hier  —  abgesehen 
vom  Niederrhein  —  das  Lehnswesen  noch  nicht  voll  eingedrungen  war. 
Überall  knüpften  sie  an  das  seit  Karl  Martell  beseitigte  Erbherzogtum, 
das  Unterkönigtum  der  Merovingerzeit  (S.  354),  wieder  an,  und  zwar  im 
Wege  der  Usurpation,  die  das  Königtum  verhinderte,  weil  es  dazu  nicht 
mehr  die  Macht  hatte.  Ihre  Grundlage  war  also  die  Thatsache,  dals  das 
alte  Stammesterritorium,  die  Landschaft  als  solche,  sich  noch  als  ein 
abgeschlossenes  Gebiet  im  Gesamtstaat  oder  gar  im  Gegensatz  zu  ihm 
fühlte.  Ihre  Gewalt  war  eine  eigene,  aus  dem  Volke  fliefsende  Staats- 
gewalt, die  ihnen  den  Heerbann  über  alle  Grafen  des  Stammes  wie  die 
Schutzgewalt  über  die  Bischöfe  ihres  Gtebiets  übertrug. 

Heinrich  L  hatte  als  der  klare  Realpolitiker,  der  er  war,  die  Schwierigkeit 
vorerst  absichtlich  ignoriert.  Es  war  selbst  der  Hauptvertreter  der  Herzogs- 
gewalt gegen  Konrad  L  und  als  solcher  zur  Krone  gelangt;  so  erkannte  er  bei 
seiner  Thronbesteigung  (9 18)  die  herzoglichen  Buchte  an.  Er  erreichte  damit. 


1)  Über  die  Verschiedenheiten  der  Stämme,  ihre  Eigenart,  Gebiete  a.  s.  w.  vergl. 
Waitz,  Verfassungsgeschichte,  V.  S.  1 68  ff. ;  dort  zugleich  die  Nachweise,  dafs  auch 
dem  Ausland  die  Deutschen  noch  nicht  als  geschlossene  Nation  erscheinen. 

2)  Im  einzelnen  ist  die  Genesis  der  Stammesherzöge,  wie  Hauck  (Kirchen- 
geschichte, III.  5.)  nachweist,  sehr  verschieden.  Am  meisten  entsprechen  noch  Luit- 
pold  und  Arnulf  von  Bayern  dem  französischen  Lehnsbaron. 
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dals  der  lothriDgische  Herzog  Giselbert,  der  zwischen  dem  AnschluTs  an 
Ost-  und  Westfranken  zauderte  und  thatsächlich  ein  Zwischenreich 
zwischen  Rhein,  Mosel  und  Scheide  gegründet  hatte,  bei  Deutschland 
blieb.  Vor  allem  aber  gewann  er  die  Hilfe  der  Stämme  zum  Ungarn-, 
Dänen-,  Wenden-  und  Böhraenkrieg.  Er  löst  damit  die  erste  und  drin- 
gendste Aufgabe;  von  da  an  (933)  wurde  die  Ostgrenze  in  ihrer  ganzen 
Länge  fortschreitend  gesichert  Aber  während  seiner  Regierung  war 
Deutschland  im  Grunde  nur  eine  Allianz  von  selbständigen  Territorial- 
staaten. Sollte  es  ein  einheitlicher  Staat  bleiben,  so  mufste  der  Kampf 
des  Königs  mit  den  Herzögen  aufgenommen  werden.  Otto  I.  (936)  er- 
öffnete ihn  sofort  und  trat,  um  ihn  führen  zu  können,  in  festen  Bund 
mit  den  Bischöfen,  —  seinen  natürlichen  Bundesgenossen,  die  in  erster 
Linie  dem  Schicksal  zu  entgehen  strebten,  von  den  Herzögen  zu  Terri- 
torialbeamten herabgedrückt  zu  werden.  Die  Söhne  Arnulfs  von  Bayern 
(938),  Giselbert  von  Lothringen  und  Eberhard  von  Franken  (939),  wurden 
unter  Beisitz  der  Bischöfe  als  Reichsverräter  geächtet  und  vernichtet*) 
Der  König  machte  Ernst  mit  der  Absicht,  die  Selbstverwaltungskörper 
des  Stammesherzogtums  in  blofse  Regierungsbezirke  zu  verwandeln. 
Franken  blieb  unbesetzt  unter  der  Krone.  Die  übrigen  Herzogtümer 
wurden  an  Angehörige  des  königlichen  Hauses  gegeben,  —  Bayern  an 
Ottos  Bruder  Heinrich,  Lothringen  an  seinen  Schwiegersohn  Konrad, 
Schwaben  später  an  seinen  Sohn  Ludolf,  während  der  König  folgerichtig 
Sachsen  selbst  dem  Hermann  Billung  als  seinem  Stellvertreter  übertrug. 
Dem  gleichen  Zwecke  diente  es,  wenn  Otto  die  Stammesterritorien  plan- 
mäfsig  zerschnitt,  indem  er  die  Bischöfe  zur  vollen  Selbständigkeit  unter 
der  Monarchie  b  eraufhob.  Die  westfränkische  Rechtsstellung  der  Bis- 
tümer begann  sich  in  Deutschland  einzubürgern.  Schon  seit  850  hatten  sich 
die  Immunitätsprivilegien  gemehrt,  die  den  Bischof  von  jeder  Gerichts- 
gewalt des  Grafen  entbanden  und  die  Bistumsangehörigen  der  Justiz  des 
Vogtes  unterstellten  (S.  367).^;  Sie  wurden  jetzt  nicht  nur  die  Regel,  son- 
dern Otto  und  seine  Nachfolger  beliehen  den  Bischof  zuerst  zögernd, 
dann  in  zunehmendem  Mafse  mit  den  vollen  Einkünften  und  Rechten  der 
Grafschaft.^)  Dafür  besetzten  aber  auch  die  Könige  faktisch  die  Bistümer. 
Die  Wahl  der  Kapitel  wurde  zwar  nicht  angetastet,  aber  sie  bewegte  sich 
selbstverständlich  im  Einklang  mit  der  höchsten  Stelle;  der  König  wies 
den  Gewählten  durch  Überreichung  des  Stabes  —  eine  neue  Rechtsforra  — 

1)  Bezeichnend,  dafs  im  Herbst  937,  als  Otto  zu  Magdeburg  den  Herzog  Eber- 
hard verurteilte,  die  Erzbischöfe  von  Mainz  und  Hamburg  und  die  acht  Bischöfe 
von  Utrecht,  Hildesheim,  Minden,  Halberstadt,  Verden,  Wurzburg,  Augsburg  und 
Speyer  anwesend  waren.  (Haück  HI.  2S.) 

2)  Sehr  fmh  griff  die  Vogtgerichtsbarkeit  auch  auf  die  nicht  unmittelbar  dem 
Bischof  unterteilten  Liten  und  auf  die  Freien  des  Sprengeis  über. 

3)  Otto  I.  allerdings  nur  an  den  Bischof  von  Chur  (960);  seit  Otto  HL  wird 
diese  Verfügung  häufiger  (Würzburg,  Paderborn).  Hauok,  S.  02. 
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ein.i)  Otto  trat  also  ganz  in  die  Fuf stapfen  Karls  des  Grolsen.^)  Er  re- 
gierte mit  einem  halb  weltlichen,  halb  geistlichen  Beamtentum.  Der  deut- 
sche Staat  und  die  deutsche  Kirche  befanden  sich  in  Deckung.  Auf 
diese  Organisation  gestützt,  unternahm  und  bewältigte  Otto  das  grofse  Werk, 
das  in  Wahrheit  eine  Sache  des  Staates  und  der  Kirche  zugleich  war,  — 
die  Unterwerfung,  die  Christianisierung  und  teilweise  auch  die  bäuerliche 
Kolonisierung  des  nordöstlichen  Grenzgebiets,  des  Wendenlandes.  Die  Er- 
richtung der  Markgrafschaften  an  der  Saale,  Mulde  und  Havel  ging 
Hand  in  Hand  mit  der  Begründung  der  neuen  Bistümer.  Die  Siege  über 
die  Ungarn  auf  der  Welser  Heide  (944)  und  am  Lech  (955)  beseitigten  diese 
Gefahr,  und  die  Wiederaufnahme  der  Mission  in  Polen  und  Böhmen  brachte 
auch  die  südöstlichen  Slavenländer  in  Abhängigkeit  von  Deutschland. 

Die  erste  Anlage  der  ottonischen  Politik,  nivellierend  im  Innern, 
ausdehnend  an  den  Grenzen,  war  national  und  konsequent.  Aber  der 
gesamte  äufsere  und  innere  unterbau  des  Staats  verschob  sich,  als  Otto  I. 
gleichzeitig  (950),  seiner  Phantasie  und  seinem  Temperament  nachgebend, 
die  Politik  der  Eroberung  wieder  aufnahm,  —  die  lombardische  Krone 
und  die  Kaiserkrone  wieder  erwarb,  damit  in  die  Schutzherrschaft  über 
das  Papsttum  wieder  eintrat,  endlich  durch  die  Verheiratung  des  Thron- 
folgers mit  einer  byzantinischen  Prinzessin  die  Eroberung  Unteritaliens 
und  Siziliens  und  der  Weltherrschaft  in  Angriff  nahm.»)  Wohl  wurde 
dadurch  Ober-  und  Mittelitalien,  bisher  seit  einem  halben  Jahrhundert 
ein  Anhängsel  der  proven^alischen  Dynasten,  in  eine  planmäfsige  Ver- 
waltung hereingezogen,  —  es  wurde  auch  das  Papsttum  aus  dem  Zustand 
der  Verwilderung,  der  es  im  Schmutz  römischer  Lokalfehden  verfallen  war, 
gewaltsam  herausgerissen.  Aber  eine  einheitliche  Politik  in  Deutschland 
war  nun  nicht  mehr  möglich.  Schon  in  der  äufseren  Politik  traten  die 
mehrfachen  Aufgaben  in  einen  unheilbaren  Konflikt;  während  die  Könige 
Italien  ordneten,  lockerten  sich  die  Verhältnisse  an  der  Slavengrenze  und 
umgekehrt  4),  —  letzteres  um  so  leichter,  als  in  den  Augen  der  Italiener  der 
Eingriff  der  deutschen  Könige  ohnehin  als  blofser  Beutezug  von  Barbaren 
erschien.  Aber  das  Bedenklichste  war,  dafs  der  weitere  Verfolg  der  italie- 
nischen Pläne  dem  König  zusehends  im  Innern  seine  bisher  trenesten  Die- 
ner, die  Bischöfe,  entfremden  mufste.  Seit  dem  Auftreten  Nikolaus' I. 
(S.  389)  war  auf  die  Dauer  eine  freiwillige  Unterordnung  des  Papstums  unter 
das  Kaisertum  ein  Ding  der  Unmöglichkeit.    Es  mufste  hier  früher  oder 

1)  Über  die  Anfänge  der  Investitur  Hauck,  III.  S.  54. 

2)  Der  Versuch,  die  karolingischen  Sendboten  im  Amt  der  „Pfalzgrafen",  die 
den  einzelnen  Stammesherzogtümcm  beigegeben  wurden,  zu  erneuern,  blieb  ohne  nach- 
haltige Wirkung. 

3)  Dafs  eine  persönliche  Abenteuerlust  Ottos  den  fiauptanstofs  gegeben  hat, 
8.  neuerdings  nachgewiesen  bei  Haück  III.  218. 

4)  Dies  begann  schon  unter  Otto  II.  Während  dessen  Expedition  nach  Sizilien 
gingen  fast  die  ganzen  Eroberungen  im  Wendenlande  wieder  verloren. 
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später  zwischen  dem  Beschützer  und  dem  halb  gezwungenen  Schützling 
zu  Mitshelligkeiten  kommen,  dann  aber  mulste  das  deutsche  Episkopat 
zwischen  beiden  Streitteilen  Stellung  nehmen  und  den  König,  wenn  ihm 
in  seiner  geistlichen  oder  weltlichen  Stellung  das  Bündnis  mit  dem  Papst 
einen  Machtzuwachs  verhiels,  isolieren,  ihn  in  Kampfe  mit  dem  Papste  wie 
mit  den  Herzögen  im  Stiche  lassen.  Als  nach  dem  Tode  Heinrichs  II. 
die  fränkische  Dynastie  mit  Konrad  IL  und  Heinrich  III.  ans  Regiment 
gelangte,  kündigten  sich  bereits  die  Schwierigkeiten  an.  Äulserlich 
stieg  die  Königsmacht  nach  aulsen  und  innen  auf  ihren  Gipfel.  Zur 
Herrschaft  über  die  östlichen  Grenzvölker  und  Italien  fügte  Konrad 
Burgund;  er  sicherte  sich  damit  die  Alpenpässe,  die  für  ihn  den  be- 
quemsten Zugang  nach  der  Lombardei  bildeten.^) '^j  Er  wie  sein  Sohn 
suchten  auch  Unteritalien  sich  ganz  zu  eigen  zu  machen  und  begünstigten 
zu  diesem  Zwecke  die  Ansiedlung  abenteuernder  Bitter  aus  der  Norman- 
die ;  mit  Grafschaften  in  Apulien  und  Calabrien  belehnt,  sollten  sie  mit 
ihren  Gefolgschaften  dem  Einflufs  der  Saracenen  und  der  Byzantiner 
ein  Gegengewicht  bieten.  Die  Bebellionen  der  Grofsen  waren  ohnmächtig, 
unbedingt  verfügten  die  beiden  Könige  über  die  Bistümer  und  schliefs- 
lich  erstreckten  sie  das  Becht,  das  der  germanische  Grundherr  an  seinen 
Pfarrkirchen  beanspruchte,  auch  auf  den  Papststuhl  selbst:  der  Stuhl 
Petri  wurde  zu  einer  „Eigenkirche"  der  deutschen  Könige,  die  die  Päpste 
einsetzten,  verurteilten,  absetzten  nach  ihrem  Belieben. 3)  Aber  unter 
solchen  Vorgängen  entfremdeten  sich  Reich  und  Kirche  immer  mehr. 
Schon  Konrad  IL  mufste  nach  neuen  Bundesgenossen  umschauen.  Er 
beförderte  planmälsig  die  Aftervasallen  der  Herzöge,  deren  Erblich- 
keit er  für  Italien  sogar  grundsätzlich  anerkannte. 4)  Nicht  minder  aber 
mufsten  die  Konige  durch  immer  neue  Landverleihungen  auch  die 
Markgrafen  und  kleinen  Grafen  fördern,  die  im  Gebiet  der  alten  Herzog- 
tümer die  führenden  Geschlechter  des  Beamtentums  geworden  waren. 
Durch  Ausbau  ihres  Lehnsbesitzes  bildeten  sie  neben  dem  geistlichen 
auch  einen  neuen  weltlichen  Fürstenstand,  der  um  seiner  Unabhängigkeit 
willen  zwar  wie  die  Bischöfe  in  erster  Linie  den  Stammesherzögen 
feindlich  sich  entgegensetzte,  sich  im  Stillen  aber  auch  bereits  auf  die 
Bolle  eines  neuen  Konkurrenten  der  Monarchie  vorbereitete.  In  der 
That,  dals  diese  auseinanderstrebenden  Elemente  fast  anderthalb  Jahr- 
hunderte lang  stetig  in  den  Dienst  gemeinsamer  Aufgaben  zusammen- 
gezwungen werden  konnten,  wäre  ohne  die  vier  starken  und  reifen 
Charaktere  unerklärlich,  die  mit  der  dreifsigjährigen  Unterbrechung 
nach  dem  Tode  Ottos  L  hinter  einander  die  Geschicke  Deutschlands 
lenkten.  Wie  im  fränkischen  Staat  war  die  Person  des  Königs  der 
wesentliche  Träger  der  Einheit,  und  oft  genug  ist  gerade  in  den  kriti- 

1)  Belege  Hauck  III.  231.  2)  Bre8Slaü,  Konrad  IL,  Bd.  II.  S.  116. 

3)  Stutz,  Eigenkirche,  S.  370.        4)  Waitz,  Verfassungsgeschichte,  V.  S.  800  ff. 
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sehen  Augenblicken  seine  höchst  individuelle  Vorsicht,  Ausdauer,  Energie 
und  Autorität  die  alleinige  Ursache  des  Erfolges  gewesen.  0 

Blickt  man  auf  den  Zustand  des  deutschen  Volkes,  so  zeigte  sich 
an  ihm  die  Politik  seiner  Könige  zunächst  segensreich  wirksam.  Denn 
ihr  war  es  zu  danken,  dafs  es  nun  wirklich  zu  einem  Volke  wurde. 
Zwar  fügte  die  Besiedlung  des  Wendenlands  zu  den  bisherigen  territo- 
rialen Unterschieden  einen  neuen,  in  dem  sie  an  die  älteren  Länder  ein  in 
Wirtschaftskultur  und  Bildung  noch  jüngeres  Gebiet,  das  Mittel-  und  Ost- 
deutschland, angliederte,  das,  sich  immer  weiter  nach  Osten  ausdehnend,  an 
Staat  und  Individuen  mehr  und  mehr  veränderte  Aufgaben  stellen  mufste 
(S.  436).  Aber  darum  ist  doch  nicht  minder  gewifs,  dafs  die  Volkskraft 
durch  die  Neuerwerbungen  mächtig  gesteigert  wurde,  und  noch  bedeut- 
samer war,  dafs  die  gemeinsamen  Thaten,  die  Ungarn-  und  Slavenkriege 
ebenso  wie  die  ßömerzüge,  auch  das  Zusammengehörigkeitsbewufstsein 
stärken  halfen.  Das  deutsche  Volk  wurde  jetzt  erst  eine  Nation,  wie 
die  französiche  es  war,  und  in  demselben  Verhältnis,  wie  die  Gewalt 
der  Stammesherzoge  durch  die  Kraft  des  Königstums  allmählich  zer- 
bröckelte, verflüchtigten  sich  die  Grenzen  zwischen  den  Stämmen,  bildete 
sich  in  ihren  Angehörigen  die  Vorbedingung  des   gemeinsamen  Staates. 

Dem  entsprach  es,  dafs  auch  in  der  Gliederung  der  Stände  2)  die 
absondernden  Elemente  von  den  einigenden  überwogen  wurden.  Zwar 
ging  die  Bewegung,  die  in  Frankreich  in  dieser  Zeit  rasch  und  rück- 
sichtslos sich  durchsetzte,  auch  in  Deutschland  langsam  ihren  Gang: 
das  germanische  Fufsheer  wandelte  sich  immer  mehr  in  ein  Reiterheer 
um,  der  Krieger  wurde  berufsmäfsiger  Soldat  und  band  sich  durch  das 
Dienstverhältnis  als  freier  Vasall  oder  als  unfreier  „Ministeriale"  an  den 
Herrn,  während  umgekehrt  der  Bauer  immer  regelmäfsiger  dem  Waffen- 
dienst sich  entweder  selbst  entzog  oder  durch  die  Grundherren  femge- 
halten wurde.  Aber  der  Wandel  vollzog  sich  sehr  langsam  3),  und  er 
vollzog  sich  vor  allem  so,  dafs  fortwährend  ein  Übergang  von  der  einen 
Klasse  in  die  anderen  stattfand,  der  Bauer  zeitweilig  oder  dauernd  zum 
Kriegsdienst  greifen  konnte:  eine  erbliche  Trennung  war  nicht  vor- 
handen.  Wurde  schon  dadurch  die  Einheit  des  Volkskörpers  befördert 

1)  Vergl.  die  schönen  Portraits  bei  Hauck;  Otto  I.  (S.  2lff.),  Heinrich  IL 
(S.  390  ff.),  Konrad  IL  (S.  544  ff.),  Heinrich  III.  (S.  572  ff.). 

2)  Hierüber  besonders  Waitz,  Voiiassungsgeschichte,  Bd.  V.  S.  199  ff. 

3)  Was  die  Neubildung  des  Heeres  angeht,  so  vollzieht  sie  sich  auch  jetzt 
wieder  im  Westen  früher  als  in  den  östlichen  Reichsteilen.  Die  Normannenschlacht 
bei  Löwen  schlug  Arnulf  (S.  392)  mit  einem  im  wesentlichen  berittenen  Heerbann; 
es  war  aufscrgewöhnUch,  dafs  der  Konig  seine  Leute  zum  Sturm  auf  die  Verschan- 
zungen  absitzen  liefs.  Zum  Krieg  gegen  die  Ungarn  übte  Heinrich  L  unter  den 
Sachsen  Beitertruppen  in  grofserem  Umfang  zuerst  ein.  Aber  noch  unter  Heinrich  IV. 
traten  in  dessen  inneren  Kämpfen  Bauernheere  auf.  Voll  durchgeführt  erscheint  das^ 
Reiterheer  erst  unter  Heinrich  V. 
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und  der  Bauernstand  sozial  gehoben,  so  wirkte  zu  Gunsten  der  Freiheit 
der  unteren  Volksteile  notwendig  die  Rivalität  der  obersten  Gruppen 
auf  einander  ein.  Bei  allen  Verwüstungen  und  Bedrückungen,  die  auch 
in  Deutschland  die  zahllosen  Fehden  mit  sich  führen  mochten,  muTste  doch 
eine  wechselseitige  Überwachung  der  Grafen  durch  die  Herzöge,  der 
weltlichen  Grofsen  durch  die  Geistlichen,  aller  Grofsen  durch  den  König 
naturgemäTs  einer  heilsamere  Wirkung  nach  unten  üben,  als  das  unge- 
scheute  Schalten  jedes  der  kleinen  französischen  Dynasten.  Wie  weit 
freie  Bauerngemeinden  vorhanden  und  kräftig  genug  waren,  schon  in 
sich  selbst  einen  Schutz  gegen  Bedrückungen  der  feudalen  Klassen  zu 
schaffen,  ist  bei  der  Unsicherheit  der  älteren  Siedlungsverhältnisse  nicht 
festzustellen');  jedenfalls  kommen  noch  jetzt  in.gröfserem  Umfang  vom 
Volk  gewählte  Beamte  vor. 2)  Aber  auch  die  Zinspflichtigen  (Censualen) 
wie  die  leibeigenen  Hofbauem  erfahren  sorgfältige  Berücksichtigung: 
dies  beweist  die  zum  Teil  eingehende  Aufstellung  und  Aufzeichnung  der 
„Hofrechte",  die  die  Grundherren,  besonders  die.  bischöflichen,  für  die 
Angehörigen  dieses  lYonhofes  vornehmen,  ebenso  wie  sie  „Dienstrechte" 
für  ihre  Ministerialen  erlassen.^)  Welche  Aufmerksamkeit  fast  alle  Herr- 
scher des  sächsischen  und  fränkischen  Hauses  der  Eechtspflegeaufsicht 
zuwendeten,  ist  bekannt.  Konrad  IL,  der  König,  von  dem  man  gesagt 
hat,  er  sei  „ganz  Kraft",  ist  zugleich  ein  Fanatiker  der  Gerechtigkeit 
und  zwar  in  erster  Linie  im  Interesse  der  untersten  Klasse.^) 

IL  Investiturstreit  und  Wahlmonarchie.  Dafs  die  Gestal- 
tung des  Volkslebens,  so  wie  sie  war,  nicht  von  Dauer  bleiben  werde, 
liels  sich  schon  während  der  ersten  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  vorher- 
sagen. Denn  wenn  die  deutsche  Politik  eine  überwiegende  Richtung  auf 
das  Ausland  annahm,  so  mufsten  die  gehäuften  Feldzüge  schlielslich 
dieselbe  Wirkung  haben  wie  die  Karls  des  Grofsen.  Sie  mufsten  den 
berufsmäfsigen  Kriegerstand,  den  Träger  des  Lehnswesens  auch  in  Deutsch- 
land zur  herrschenden  Klasse  machen.  Die  Bedingungen  hierfür  traten  um 
so  rascher  ein,  als  jener  Konflikt  offen  ausbrach,  der  längst  in  den  Verhält- 
nissen schlummerte,  und  als  damit  die  auswärtigen  Verwicklungen  chro- 
nisch und  gänzlich  unabsehbar  wurden.  Die  Verkettung  der  augenblicklichen 
Umstände  sorgte  dafür,  dafs  der  Konflikt  eine  besonders  schroffe  Form 
annahm.  Der  frühe  Tod  Heinrichs  IIL  (1056),  die  Minderjährigkeit 
Heinrichs  IV.,  dann  die  Natur  seines  Regiments,  leidenschaftlich  und  dabei 
inmitten  eines  religiös  gestimmten  Zeitalters  rein  weltlich  geartet,  bereiteten 

1)  Vergl.  GiERKE,  Genossenschaft,  1.  80;  Bbünner,  Grundzüge,  S.  80. 

2)  Der  ^Gograf"  der  dem  fiänkischen  Gentonar,  entsprechende  Beamte  des 
Unterbezirks  der  Grafschaft,  bei  den  Sachsen:  Bbunner,  Rechtsgeschichte,  II.  176. 

3)  Vergl.  Brünner,  Grundzüge,  S.  106;  Gierke,  Genossenschaft,  I.  S.  89  ff. 

4)  Er  gerät  aufser  sich,  als  er  hört,  dafs  im  Bistum  Wenden  Leibeigene  ohne 
die  Grundstöcke  „wie  die  Tiere"  verkauft  worden  seien  (Hatick,  III.  543). 
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den  Bund  des  Herzogtums  mit  der  feindlichen  Kirche  vor.  Die  politische  Vir- 
tuosität Gregors  VII.  schuf  die  gleiche  Situation  in  Italien,  wo  das  Papsttum 
an  der  Markgräfin  Mathilde  von  Toskana  und  an  den  unteritalischen  Norman- 
nen den  äulseren  Bückhalt  gewann.  Und  vor  allem  wufste  sich  das  Papste 
tum  durch  den  erhabenen  Idealismus  seines  Programms  die  volle  Einmütig- 
keit der  Kirche  zu  sichern,  indem  es  mit  dem  Eintreten  für  die  Freiheit 
des  Papstes  vom  Kaiser  zugleich  die  der  Bischöfe  von  den  Landes- 
herren und  die  der  Pfarrer  von  den  grundherrlichen  Eigenkirchen- 
besitÄem  forderte  oder  doch  als  Ziel  des  Kampfes  durchblicken  liefst) 
Einer  solchen  Koalition  gegenüber  hatte  die  Monarchie  einen  allzu 
schweren  Stand.  Wenn  auf  ihrer  Seite  noch  der  Zwist  im  Königshause  und 
schlief slich  mit  dem  Tod  Heinrichs  V.  (1124)  das  Aussterben  der  Dynastie 
und  die  von  der  Kirche  betriebene  Wahl  zweier  schwächlicher  Nachfolger, 
Lothars  von  Sachsen  und  Konrads  von  Staufen,  trat,  so  war  der  Ausgang 
unvermeidlich.  Das  Ergebnis  ist  bekannt  Der  Kirche  gegenüber  brachte  das 
Wormser  Konkordat  (1122)  zunächst  einen  Kompromifs:  der  König  ver- 
zichtete auf  die  Investitur  der  Bischöfe  mit  Ring  und  Stab,  behielt  jedoch 
die  Beaufsichtigung  der  Wahl  und  die  Begalienbelehnung  des  Bischofs  mit 
dem  Scepter.  Noch  verfügte  also  der  König  über  die  deutschen  Stifter,  wenn 
er  auch  definitiv  den  Einflufs  auf  die  Papstwahl  verloren  hatte.  Aber  den 
Kronvasallen  gegenüber  war  jede  Aussicht  verloren,  die  Erblichkeit  der 
Krone  allmählich  durchzusetzen.  Sie  hatten  im  Gegenteil  ihr  Wahlrecht 
gegen  Heinrich  IV.  zu  Forchheim  (1077)  ausdrücklich  deklariert  Zugleich 
hatte  fürs  erste  das  Stammesherzogtum  wieder  eine  gewisse  Neubildung 
gewonnen,  —  besonders  durch  das  mächtige  weifische  Haus  in  Sachsen 
und  Bayern,  Vor  allem  aber  hatten  die  geistlichen  und  die  welt- 
lichen Fürsten  teils  im  Kampfe  gegen  das  Königtum,  teils  mit  ihm 
ihre  unabhängige  Stellung  befestigt. 

§  70.    Eeiohsitalien,  die  üniverialkirohe  und  der  onteritalisohe 
Hormannenstaat. 

Die  oberitalische  VerfassuDgsgeschichte  seit  dem  9.  Jahrhundert:  Fickeb,  For- 
schungen zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens,  I—III.  1868  ff.  —  Über  die  poli- 
tische Bedeutung  der  Kreuzzuge  vor  allem  Sybel,  Geschichte  des  I.  Kreuzzugs.  2.  Aufl. 
1881.  —  Übers.:  Heyck,  Die  Kreuzzuge  und  das  Heilige  Land  (Monographien  zur 
Weltgeschichte),  XII.  1900. 

I.  Das  Verhältnis  Deutschlands  zu  Italien  und  das  Im- 
perium des  Kaisers.  In  Italien  war  im  Verlauf  des  Zeitraums^  dessen 
politische  Ergebnisse  soeben  für  die  drei  grofsen  mitteleuropäischen  Kul- 
turgebiete zusammengefafst  wurden,  das  Machtverhältnis  der  streitenden 
Kräfte  so  schwankend,  dafs  sich  ein  staatsrechtlich  in  allen  seinen  Teilen 
greifbares  Gebilde  nicht  aus  dem  Kampf  der  Parteien  losringen  konnte. 
Während  sich  um  Oberitalien  die  burgundischen  und  die  lombardischen 

1)  Vergl.  Hauck,  Kirchengeschichte,  III.  S.  877 ff.;  Stutz,  Eigenkirche,  S.  40  ff. 
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Grafen  Konkurrenz  machten,  drehte  sich  um  Unteritalien  das  gleiche  Spiel 
zwischen  Saracenen  und  Byzantinern,  —  Papsttum  und  römische  Grofse 
hinderten,  in  der  Mitte  stehend,  jeden  Beteiligten  am  Gewinn  eines  dauernden 
Übergewichts.  Ottos  I.Eingreifen  bahnte  sodann  festere  Verhältnisse  an.  Seine 
Krönung  in  Pavia  bedeutete  zunächst  nur  eine  Personalunion  der  deut- 
schen und  der  lombardischen  Krone.  Aber  die  Kaiserkrönung  gab  ihm 
neben  dem  Patronat  über  das  Papsttum  auch  die  Anwartschaft  auf  das  Reich 
Karls  des  Grofsen,  und  die  Ottonen  versuchten  sofort  aus  diesen  Ruinen 
einen  italienischen  Einheitsstaat  neu  zusammenfügen.  ^  Der  Versuch  mifs- 
lang.  Schon  die  Erneuerung  einer  wirklichen  staatlichen  Hoheit  über 
das  römische  Gebiet  stiefs  auf  Schwierigkeiten.'^)  Die  Niederlage  Ottos  IL 
in  Sizilien,  —  die  falsche  Politik  Ottos  III.  gegenüber  den  Römern 
hatten  zur  Folge,  dafs  die  mittel-  und  süditalischen  Erwerbungen  ebenso 
wenig  Bestand  hatten,  wie  die  Prätension  des  deutschen  Königs,  in  den 
französischen  Thronwirren  kraft  seiner  oberherrlichen  Gewalt  zu  inter- 
venieren. 3)  Das  stetige  Regiment  Heinrichs  II.,  Konrads  II.  und  Hein- 
richs III.  erstreckte  seine  organisierende  Thätigkeit  allmählich  soweit  über 
Reichsitalien,  dafs  eine  Schicht  des  deutschen  Verwaltungsapparats  ein 
engeres  Verhältnis  zwischen  den  Territorien  diesseits  und  jenseits  der 
Alpen  herstellte,  und  die  beiden  Salier  konnten  die  Versuche  zur  Ein- 
gliederung des  Südens  wieder  aufnehmen.  Normannische  Ritter,  das  Haus 
des  Abenteurers  Tankred  von  Hauteville,  wurden  mit  apulischen  und 
kalabrischen  Grafschaften  belehnt  (S.  440).  Sie  sollten  als  Vasallen  des 
deutschen  Königs  das  Land  gegen  ßyzanz  erwerben  helfen. 

In  Wahrheit  erwies  sich  dieser  Schachzug  als  der  unglücklichste 
von  allen.  Die  Ansiedlung  der  Normannen  in  ünteritalien  wurde  für 
die  deutschen  Lehnsherrn  so  bedrohlich,  wie  die  in  der  Normandie  selbst 
in  der  gleichen  Zeit  für  die  französischen.  Die  Kolonisten  eroberten 
das  Land,  bald  dazu  auch  Sizilien,  für  sich  selbst,  und  gerade  der  Bund 
mit  ihrem  Führer  Robert  Guiscard  gab  dem  Papsttum  die  Rücken- 
deckung gegen  Ostrom,  die  es  brauchte,  um  den  Kampf  gegen  die  deut- 

1)  Intervention  Ottos  in  den  Grenzstreitigkeiten  der  Herzöge  von  Benevent  und 
Capua  mit  den  byzantinischen  Griechen.  (Vergl.  Ranke  VI.  2.  252  ff.) 

2)  Der  Vorbehalt  eigener  Kechte  des  Kaisers  gegenüber  dem  Papst  wird  in 
dem  dem  Papst  gewährten  „Privilegium"  Ottos  I.  vom  13.  Februar  962  ausgedruckt 
Vergl.  die  Erklärung  des  Vorgangs  bei  Ranke,  Weltgeschichte,  VI.  2.  2 12 ff.:  Otto 
wurde  nicht  nur  vom  Papst  gegen  dessen  Gegner,  sondern  auch  von  dem  Adel  und  der 
Bürgerschaft  Roms  gegen  die  Bedrückung  des  Papstes  herbeigerufen.  Vergl.  aber 
jetzt  Hauck  III.  226  ff. 

3)  In  den  Thronstreitigkeiten  der  letzten  Karolinger  und  der  ereten  Robertiner 
im  zweiten  Drittel  des  10.  Jahrhunderts  erscheint  der  ostfränkische  König  stets  als 
eingreifende  und  häufig  ausschlaggebende  Macht.  Auch  nach  der  Thronbesteigung  der 
Robertiner  (Kapetinger)  setzen  sich  die  Eingriffe  fort.  Intervention  der  Regentin 
Theophano  unter  Hugo  Capet,  —  Heinrichs  II.  von  Deutschland  bei  der  Wieder- 
besetzung des  flandrischen  Lehens  unter  Robert  H.  von  Frankreich. 
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sehen  Könige  aufzunehmen.  Dem  Rückgang  der  königlichen  Macht  in 
Deutschland  ging  deshalb  ihr  gänzliches  Versiechen  jenseits  der  tus- 
kischen  Grenze  parallel,  und  damit  verlor  zugleich  der  Gedanke  eines 
Imperiums  des  Kaisers  seine  Bedeutung.  £r  erhielt  noch  einmal  vorüber- 
gehend Nahrung,  als  die  Heirat  Heinrichs  V.  mit  Mathilde  von  England  dem 
letzten  Sohn  der  fränkischen  Dynastie  den  glänzenden  Ausblick  eröffnete, 
nach  dem  Tod  seines  Schwiegervaters  Heinrichs  I.  das  Inselreich  und  den 
Westen  Frankreichs  mit  Deutschland  und  Italien  zu  vereinigen  und  das 
Gemenge  der  französischen  Domanial-  und  Baronalherrschaften  von  zwei 
Seiten  aufzusaugen  <).  Mit  dem  unbeerbten  Tode  Heinrichs  V.  (S.  443)erledigte 
sich  auch  diese  Kombination.  Gerade  als  die  ersten  Vertreter  der  scholastischen 
Staatsdoktrin  anfingen,  das  einheitliche,  die  Christenheit  umfassende  Ober- 
königtum des  Kaisers  als  Grundform  des  mittelalterlichen  Staatsrechts 
zu  konstruieren  (I.  S.  54),  hörte  diese  Form  auf,  eine  Realität  zu  sein. 
IL  Der  politische  Universalismus  des  Papsttums.  Die  fast 
hundertjährige  Pause,  die  das  Königtum  nach  dem  Tode  Heinrichs  III. 
nötigte,  auf  die  Bethätigung  seiner  Macht  aulserhalb  des  deutsch- 
lombardischen  Interessenkreises  zu  verzichten,  veränderte  die  Situation 
deswegen  vollständig,  weil  sie  dem  Papsttum  die  Bahn  frei  legte, 
die  kaiserlichen  Pläne  zu  den  seinigen  zu  machen.  Bisher  hatte  die 
Kirche  auch  in  den  Zeiten  ihres  gröfsten  geistigen  Einflusses  nichts  an- 
deres erstrebt  und  erreicht  als  entweder  das  Amt  der  Dienerin  und  Kultur- 
trägerin erleuchteter  Monarchen  oder  die  Bolle  des  Sittenwächters  und  Kon- 
trollorgans eigenmächtiger  Staatshäupter.  Mehr  hatten  auch  Nikolaus  I. 
oder  Nikolaus  II.  nicht  gewollt  (oben  S.3S9. 416.),  —  auch  der  Streit  um 
die  Laieninvestitur  diente,  ideal  aufgefafst,  nur  der  Unabhängigkeit  der 
kirchlichen  Organe,  die  sie  für  ihren  Zweck  tauglich  machen  sollte.  Aber 
von  der  Persönlichkeit  Gregors  VII.  an  mischte  sich  allmählich  der  ganz 
neue  Gedanke  in  die  Politik  der  Päpste,  die  eigentliche  Leitung  aller 
Staaten  der  Christenheit  in  die  Hand  des  Papstes  zu  legen.  Wie  er  ihm 
£ngland  in  diesem  Sinne  durch  die  Normannen  unterworfen  wissen  wollte 
(oben  S.  416)2),  so  glaubte  er  auch  die  Wiedergewinnung  des  Orients, 
sowohl  Konstantinopels  wie  des  neuerdings  von  den  türkischen  Seldschuk- 
ken  eroberten  Syrien,  Palästina  und  Ägypten  für  das  geistliche  Imperium 
zu   gewinnen.    Neben   der   materiellen  Handelspolitik   der   italienischen 

1)  Es  wäre  dies  ungefähr  die  Situation  gewesen,  die  durch  die  Heirat  Phi- 
lippB  n.  mit  Maria  von  England  (1553)  für  Frankreich  entstand,  als  es  zwischen 
England,  Spanien  und  Habsburg,  Burgund  und  Österreich  in  die  Mitte  geriet.  —  Nach 
dem  Tode  Heinrichs  I.  erledigte  sie  sich  bekanntlich  dadurch,  dafs  die  Prinzessin 
Mathilde  (aus  ihrer  zweiten  Ehe  mit  Gottfried  von  Anjou  die  Mutter  Heinrichs  H., 
S.  420)  ihrem  ersten  Gemahl  keinen  Erben  schenkte. 

2)  Gregor  forderte  von  Wilhelm  dem  Eroberer  (ohne  Erfolg,  S.  435)  den  Lehns- 
«id  für  England.  Theoretisch  beanspruchte  allerdings  Gregor  selbst  noch  keine  allge- 
meine Oberhoheit  (vergl.  unten  S.  46  f.  Anm.  1). 
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Städte  (unten  S.  454)  und  der  Abenteuerlust  der  Normannen,  war  es  vor- 
nehmlich dieser  Gedanke,  der  das  Programm  der  Kreuzzüge  hervor- 
rief. In  der  That  gewann  mit  ürban  IL  der  Gedanke  greifbare  Gestalt: 
militäxisch  auf  die  Normannenfürsten  gestützt,  ausgerüstet  mit  der  Agi- 
tation der  Reformklöster,  wufste  das  Papsttum  die  vorwiegend  reli^öse 
Grundstimmung  der  Massen  für  seinen  Plan  gefügig  zu  machen.  Über 
den  Kopf  der  Könige  hinweg,  —  ja  wider  den  Willen  des  unkirchlicben 
Wilhelm  IL  von  England,  des  exkommunizierten  Philipp  von  Frankreich, 
des  direkt  kirchenfeindlichen  Heinrich  IV.  von  Deutschland  ward  das 
Unternehmen  ins  Werk  gesetzt  und  ihm  der  offizielle  Anstrich  gegeben, 
als  lielse  der  Papst  das  Heilige  Land  für  sich  erobern,  und  zwar  durch 
fremde  Vasallen,  deren  eigenmächtiges  Vorgehen  die  Zersetzung  der 
Lehnsstaaten  besonders  deutlich  vor  Augen  stellte.')  Die  Wirkung  ent- 
sprach jedoch  der  Absicht  des  geistigen  Urhebers  sehr  wenig.  Einmal 
sich  selbst  überlassen  und  am  Ziel  angelangt,  schalteten  die  Führer  des 
Kreuzheeres  ganz  nach  ihren  egoistisch-weltlichen  Interessen,  die  kleine 
Partei  der  streng  kirchlich  Gesinnten  wurde  zurückgedrängt'^),  und  das 

1)  Insbesondere  des  französischen  Lehnsstaates,  bei  dem  nach  dem  froher  Dar- 
gelegten (S.  404)  diese  Zereetzung  wirklich  vorhanden  war.  Die  Führer  des  ersten 
Kreuzzages  sind,  abgesehen  von  den  unteritalischen  Normannenfiirsten  (besonders 
Bohemund  von  Tarent,  Sohn  Robort  Guiscards),  fast  ausschliefslich  Vasallen  der  fran- 
zösischen Krone:  Graf  Raimund  von  Toulouse,  Graf  Hugo  von  Vermandois  (Bruder 
PhUipps  I.),  Herzog  Robert  von  der  Normandie  (Sohn  WUhelms  L,  später  von  dem 
Bruder  Heinrichs  I.  abgesetzt),  die  lothringischen  und  flandrischen  Barone  (Gott- 
fried von  Bouillon,  Balduin  und  Eustachius  von  Flandern)  gehören  dem  (stets  un- 
sichern)  Lehnsgebiet  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  an. 

2)  Die  Erstürmung  Jerusalems  erfolgt  am  15.  Juli  1099;  auf  der  ersten  Beratnng 
am  22.  Juli  erhebt  der  päpstliche  Legat  die  Forderung,  dafs  dem  (von  altersher  fort- 
bestehenden) Patriarchat  von  Jerusalem  zugleich  die  weltliche  Herrschaft  übei-tragen 
werden  sollte,  —  selbstverständlich  unter  römischer  Oberhoheit  Diese  Forderung 
wird  sofort  abgelehnt,  und  die  Versammlung  trägt  Raimund  von  Toulouse  die 
Krone  an.  Dieser,  der  Führer  der  klerikalen  Partei,  lehnt  —  wahrscheinlich  im  ge- 
heimen Einverständnis  mit  der  Geistlichkeit,  um  ein  Präcedenz  zu  schaffen  —  die 
Krone  ab.  Der  Kompromifs  wird  zunächst  dahin  geschlossen,  dafs  Gottfried  von 
Lothringen  nunmehr  blofs  die  Stellung  eines  ^Beschützers  des  Heiligen  Grabes*"  über- 
nimmt Am  21.  Dezember  1099  langt  der  neue  päpstliche  Legate  Erzbischof  Dago- 
bert von  Pisa,  an,  der,  gestützt  auf  Bohemund,  von  neuem  die  päpstliche  Oberherr- 
schaft beansprucht  Gottfried  fügt  sich  und  leistet  (Ostertag  1100)  den  zum  Patriarchen 
ernannten  Dagobert  den  Lehnseid,  nachdem  er  ihm  zuvor  die  Stadt  Jerusalem 
übertragen  hat  Aber  nach  dem  Tode  Gottfrieds  (18.  Juli  1100)  rufen  die  lothrin- 
gischen Ritter  eigenmächtig  seinen  Bruder  Balduin  (zur  Zeit  Grafen  von  Edessa)  herbei, 
der  unbehindert  (da  Bohemund  inzwischen  in  scldschukkische  Gefangenschaft  geraten) 
von  der  Stadt  Besitz  ergreift  und  energisch  die  Grenzen  sichert.  Dagobert  fügt  sich 
und  krönt  ihn  (Weihnachten  1100)  zum  „König  von  Jerusalem",  ohne  dafs  Balduin 
den  Lehnseid  leistet  Die  Krone  von  Jerusalem  beruht  also  auf  einer  nachträg- 
lichen Ausführung  des  Beschlusses  der  ELreuzheeresmajorität  Dafs  sie  ein  Unterliegen 
der  päpstlichen  Ansprüche  bedeutet,  wird  dadurch  noch  klarer,   dafs  Urban  H.,  der 
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Ergebnis  des  ersten  Krenzzuges  bildete  die  Entstehung  eines  neuen,  recht- 
lich unabhängigen  Lehnskönigtums  von  Jerusalem,  das  mit  seinen  Kron- 
vasallen, den  Herzögen  und  Grafen  von  Antiochien,  Tripolis,  Edessa  und 
vor  allem  mit  seinen  gehaltlosen  Fehden  und  Händeln  zwischen  König 
und  Vasallen  das  getreue  Spiegelbild  des  französischen  Lehnsstaats 
(S.  404)  verwirklicht.  Der  neue  Kampf  zwischen  Kaiser  und  Papst,  der 
erst  mit  dem  Wormser  Konkordat  (S.  443)  endete,  schnitt  Einmischungen 
der  beiden  Häupter  der  Christenheit  ab.*) 

IIL  Die  sizilische  Monarchie.  Wie  die  Ausdehnung  der  päpst- 
lichen Autorität  über  das  heilige  Land  am  Ende  nur  den  lokalen  Macht- 
habem  zu  gute  kam,  so  war  das  Gleiche  auch  in  Italien  selbst  der  Fall. 

In  erster  Linie  zogen  auch  hier  die  normannischen  Fürsten 
aus  der  Situation  den  Vorteil.  Es  gelang  ihnen  die  bisher  getrennten 
drei  Herrschaften  Unteritaliens  —  Sizilien,  Neapel  und  Capua  —  in 
eine  Hand  zu  bringen;  in  Kogerl.  und  II.  (1120 — 1154)  fanden  sich  die 
politischen  Charaktere,  die  dem  Komplex  durch  ein  bedeutendes  Organi- 
sationswerk inneren  Halt  gaben.  Es  waren  die  gleichen  Kegierungs- 
grundsätze,  wne  sie  die  Normannen  aus  dem  karolingischen  Staat  für  ihr 
Reich  fortentwickelten,  die  sie  auch  zum  Ausbau  ihres  sizilischen  Reichs 
verwerteten,  und  ähnliche  Verhältnisse  wie  in  England  —  besonders  der 
Gegensatz  der  normannischen,  italischen,  arabischen  Bevölkerung  —  gaben 
ihnen  die  Handhabe,  sie  im  Sinne  königUcher  Übermacht  zu  gebrauchen. 
So  entstand  über  den  lebensvollen  Gemeinden  von  Messina,  Palermo  und 
Neapel,  die  die  arabische  Handelskultur,  Kunst  und  Wissenschaft  fort- 
setzten, und  über  den  normannischen  Grundherren,  die  nach  westfränki- 
schem Lehnssystem  das  Heer  zusammensetzten,  ein  Fürstentum,  das  noch 
früher  als  das  der  Plantagenets  auf  der  Machtfülle  eines  fast  vollstän- 
digen Absolutismus  anlangte.*^)    Wie  in  England  bestand  seine  vorwie- 


Schöpfer  des  ProgrammSi  schon  am  29.  Juli  1099  (eine  Woche  nach  der  BeschiofB- 
fassung)  gestorben  war.  Vergl.  Sybel,  Geschichte,  S.  416;  Heyck,  Kreuzzüge,  S.  53  ff. 

1)  Der  Ereuzzug  Eonrads  III.  von  Deutschland  und  Ludwigs  VII.  von  Frank- 
reich (1145—47),  der  das  Produkt  des  Waffenstillstandes  zwischen  Kaiser  und  Papst 
war,  war  belanglos. 

2)  Die  herrschende  Meinung  hat  das  machtvolle  Königtum  Rogers  IL  aus  dem 
Einflufs  des  moslimischen  und  des  byzantinischen  Despotismus  erklärt  (so  neuer- 
dings wieder  Lindneb,  Weltgeschichte,  ü.  S.  361  ff.).  In  Wahrheit  kann  kein  Zweifel 
daran  bestehen,  dafs  sie  aus  karolingisch-normannischen  Institutionen  zu  erklären  ist 
Den  Einblick  gestattet  die  später  von  Kaiser  Friedrich  IL  (1231  unten  S.  463)  für 
Sizilien  erlassene  Gesetzgebung,  die  in  ihrer  ursprünglichen  Fassung  noch  die  na- 
mentlich bezeichneten  Gesetze  König  Rogers  II.,  Wilhelms  I.  und  U.  und  in  diesen 
die  ersten  normannischen  Rechtselemente  erkennen  läfst.  Schon  von  Brunneb  (Zeit- 
schrift der  Savignystiftung,  Germanistische  Abteilung,  IL  210)  ist  das  nonuannische 
Scaccarium  (S.  421)  für  die  erste  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  nachgewiesen  worden; 
eine  skizzenhafte  Rekonstruktion   des  Rechtszustandes  unter  Roger  II.  und  seinen 
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gende  Tendenz  darin,  über  den  Ständen  ein  Beamtentum  der  Krone  zu 
schaffen,  —  den  normannischen  ^chiquier  (S.  421),  der  Schatzamt,  Staats- 
rat und  Hofgericht  verschmolz,  —  die  visitierenden  justiciarii,  die  die 
Disciplin  übten,  —  die  Bezirksverwaltungsbeamten  der  „baiuli",  die  ab- 
setzbar und  abhängig  als  reine  Beamte  den  Baronen  Polizei  und  Justiz 
aus  den  Händen  nahmen,  —  die  scharf  angezogene  fürstliche  {"inanz- 
wirtschaft,  die  vielleicht  schon  damals  eine  Soldtruppe  zu  halten  ge- 
stattete. Der  Centralisierung  der  staatlichen  Organe  entsprach  eine  wohl- 
wollende polizeiliche  Fürsorge,  aber  auch  eine  stramme  polizeiliche  Zucht 
der  UnterthanenJ)  Im  Mittelpunkt  stand  ein  überaus  strenges,  aber  ge- 
setzlich fixiertes  Strafensystem,  zu  dessen  Durchführung  über  Anklage 
und  Zweikampf  des  Feudalprozesses  anscheinend  auch  das  besonders 
charakteristische  Stück  des  anglonormannischen  Gerichtsverfahrens,  das 
von  königlichen  Hof richtern  eingeforderte  Rügezeugnis  der  Gemeinden  (in- 
quisitio),  von  der  Normandie  mit  recipiert  worden  ist  Eine  Königskrone, 
dem  Papst  in  glücklicher  Benutzung  eines  Schismas  (1139)  abgeprelst, 
gab  der  „Monarchia  Sicula"  vollen  Glanz.  Ihr  Träger,  ein  germanischer 
Lehnskönig,  nahm  in  unbewufster  Anknüpfung  an  ältere  Tradition  und 
unter  sehr  älinlichen  nationalen  Bedingungen  die  Tyrannis  Dionysios'  I. 
(S.  171)  wieder  auf,  um  ihr  jetzt  eine  Solidität  zu  verleihen,  deren 
Dauer  damals  noch  Niemand  ahnen  konnte. 

Aber  der  sizilische  Staat  war  nicht  das  einzige  Produkt  der  Kreuzzüge. 
Während  Roger  IL,  die  englischen  Normannen  noch  überbietend,  die 
echte  Nachbildung  der  antiken  Absolutmonarchie,  die  in  allen  ihren  Kon- 
sequenzen entwickelte  Form  des  karolingischen  Staats  abschlofs,  gelangte, 
begünstigt  durch  die  gleichen  Verhältnisse,  in  Oberitalien  der  Stadt- 
staat noch  einmal  zur  vollen  Blüte. 

§  7L   Die  westeuropäisohen  Städte  im  U.  und  13.  Jahrhundert. 

Die  Anfänge  des  Städte wesens  sind  neuerding  vor  allem  für  Deutschland 
durch  eine  überaus  grofse  und  reiche  Litteratur  behandelt  Aus  den  neuesten  Publi- 
kationen seien  herausgehoben :  Gieeke,  Die  deutsche  Genossenschaft,  I.  (Geschichte) 
1S68.  S.  249 ff.  (daselbst  die  Kritik  der  älteren  Litteratur);  Hefsler,  Ursprung  der 
deutschen  Stadtverfassung.  1872 ;  v.  Below,  Entstehung  der  deutschen  Stadtgemeinde. 
1889;  Schulte,  Über  Reichenauer  Städtegründungen  im  10.  und  11.  Jahrhundert  in  der 
Oberrheinischen  Zeitschrift.  N.  F.  V.  137.1889;  Sohm,  Die  Entstehung  des  deutschen 
Städtewesens.  1890;  v.  Below,  Ursprung  der  deutschon  Stadtverfassung.  1892;  Riet- 
sciiEL,  Die  civitas  auf  deutschem  Boden  bis  zum  Ausgang  der  Karolingerzeit.  1894; 
Keitgen,  Untersuchungen  über  den  Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassung.  1895; 
RiETscHEL,  Markt  und  Stadt  in  ihrem  rechtlichen  Verhältnis.  1897;  Beyerle,  Grund- 
Nachfolgern  versucht  Richard  Schmidt,  Die  Herkunft  des  Inquisitionsprozesses  (in 
der  Festschrift  für  den  Grofsherzog  Friedrich  von  Baden,  —  auch  separat.  1902.  S.  HO: 
daselbst  die  Quellen-  und  Litteraturbelege).  Erschöpfende  Untersuchungen  felilon  noch. 

1)  So  z.  B.  Konzessionierung  der  Gewerbe,  der  Arzte.  —  Vorgehen  gegen 
Adelsanmafsung  u.  s.  w. 
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«igentumsverhältnisse  und  Bürgerrecht  im  mittelalterlichen  Konstanz,  I.  1900.  Daza 
vergl.  die  Gesamtdarstellong  and  erschöpfende  Litteratur  übersichtlich  bei  Schrödeb, 
Bechtsgeschichte.  3.  Aufl.  1898.  S.  608 ff.  Für  Italien  grundlegend  Hegel,  Ge- 
schichte der  Städteverfassung  in  Italien.  1847;  Heyck,  Genua  im  Zeitalter  der 
Kreuzzüge.  1886;  Sieveking,  Genueser Finanzwesen  im  12.— 14.  Jahrhundert;  Daved- 
soHN,  Geschichte  von  Florenz,  L  1898.  Für  die  flandrischen  Städte:  Wabn- 
KOEKiG,  Flandrische  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  1. 1835.  §  29 ;  neuestens  Pibenne, 
Geschichte  Belgiens,  L  1899.  S.  186ff.  Für  Frankreich:  Waknkoenig  und  Stein, 
Französische  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  I.  2.  Aufl.  1895.  S.  260  ff.;  Luchaire,  Les 
institutions  monarchiques  sous  les  premiers  Capetiens,  II.  1883.  S.  156 ff.;  Flach,  Les 
origines  de  Tancienne  France,  II.  1893.  S.  213.  Für  England:  Gneist,  Geschichte  des 
Selfgovemement,  S.  104;  Stubbs,  Constitutional  histoiy  of  England,  I.  cap.  11.  Zu- 
sammenfassende Darstellung  der  Wirtschaftsverhältnisse  der  Städte :  Schmoller,  Grund- 
rifs  der  allgemeinen  Volkswirtschaftslehre,  I.  1900.  S.  263  ff. 

I.  Die  Entstehung  des  neuen  Städtewe8ens.O  In  die  Gegen- 
sätze, die  in  verschiedener  Form  alle  grolsen  Territorien  seit  etwa  1 050 
immer  schärfer  zugespitzt  beschäftigten;  griffen  allmählich  neben  Monarchie, 
Baronie,  Kirche  und  Lehnsadel  die  selbständigen  Organisationen  des  Stadt- 
bürgertums ein.  Sie  nahmen  in  aufsteigender  Linie  der  Entwicklung  die 
politische  Verbandsform  wieder  auf,  die  sich  in  der  letzten  Zeit  des  römi- 
schen Reichs  zurückgebildet  hatte  und  dann  ganz  aus  dem  Staatsleben 
der  neuen  germanisch-romanischen  Völker  verschwunden  war.  Aller- 
dings waren  im  ganzen  Umfange  des  ehemals  zum  Kömerreich  gehörigen 
Westeuropa  die  Reste  der  alten  Municipien  und  Kastelle  —  vor  allem 
vielfach  ihre  Mauern  —  erhalten  geblieben.  2)  Politisch  aber  hatten  sie 
ihren  Charakter  gänzlich  verloren.  Wenn  die  gröfseren  Städte  bis  zum 
Schlufs   der  römischen  Herrschaft  wenigstens  fiktiv  (S.  319)  die  Sitze 


1)  Es  ist  für  diese  Darstellung  ganz  unmöglich,  über  die  ausgedehnte  Einzel- 
forschung  auch  nur  in  allgemeinen  Zügen  Rechenschaft  abzulegen,  die  besonders  in 
den  letzten  20  Jahren  sich  mit  dem  Problem  der  Entstehung  der  Städte  und  der 
ältesten  Stadtverfassungen  beschäftigt  hat.  Trotz  epochemachender  Ergebnisse  bringt 
hier  fast  jedes  Jahr  wieder  solches  Material,  das  die  Bedeutung  des  älteren  in  Frage 
stellt  —  Bestimmte  allgemeingültige  Grundgedanken  haben  sich  selbst  für  die  ein- 
zelnen Hauptgebiete,  z.  B.  für  Deutschland,  geschweige  denn  für  alle  Rechts- 
gebiete, nur  in  beschränktem  Umfange  herausstellen  lassen.  Hierzu  kommt  der  Haupt- 
mangel, dafs  gerade  für  den  ältesten  Boden  der  westeuropäischen  Städtebildung, 
Oberitalien,  der  ganze  Vorgang  noch  am  wenigsten  aufgeklärt  ist.  Somit  mufs 
das  Folgende  die  Knäuel  von  Streitfragen,  die  sich  in  der  Stadtrechtsgeschichte  ge- 
bildet haben,  umgehen  und  sich  darauf  beschränken,  die  allgemeine  politische  und 
staatsrechtliche  Bedeutung  der  Städte  für  die  weitere  Entwicklung  der  verschiede- 
nen politischen  Hauptterritorien  Europas,  —  für  deren  Regierungsformen,  Verfassungs- 
formen, Gliederungen  —  anzudeuten. 

2)  Nicht  immer.  Nach  der  Volkerwanderung  wurden  im  Gegenteil  häufig  die 
Mauern  der  Städte  von  den  Germanenkönigen  gebrochen,  und  die  Städte  wurden 
auch  äuTserlich  zu  Dörfern  gemacht,  —  so  Genua  durch  Rothari  (etwa  640).  Die 
Wiederaufrichtung  der  Mauern  (in  Genua  etwa  950)  bezeichnet  deshalb  hier  den 
Anfang  der  Neubildung.  Dagegen  sind  z.  B.  die  deutschen  Rhein-  und  Donaustädte 
aus  romischer  Zeit  meist  im  Besitz  ihrer  Mauern  geblieben. 

ScHMii>T,  Staatslehre.  II,  1.  29 
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der  Bezirksregierung  gewesen  waren,  so  wurde  die  „civitas''  in  frän- 
kischer Zeit  Teil  eines  Gaubezirks,  einer  Grafschaft,  wie  jedes  DprfJ) 

Wenn  sich  nun  seit  dem  10.  Jahrhundert  die  Städte  wieder  mit  eigen- 
artiger Funktion  aus  den  Grafschaftssprengeln  herauszuheben  begannen,  so 
konnte  der  Anstofs  hierzu  naturgemäfs  nicht  von  vornherein  ein  poli- 
tischer Vorgang  sein.  Im  alten  Orient,  in  Griechenland  und  Italien 
hatte  die  Entstehung  der  Städte  diese  Bedeutung  gehabt  Dort  war  der 
„Synoikismos^  dem  Bedürfnis  der  herrschenden  Klasse  des  grundherr- 
lichen Adels  entsprungen,  seinen  Einfluls  an  der  Königsburg  zur  Gel- 
tung zu  bringen  oder  sich  zur  Regierung  mit  den  Standesgenossen  ohne 
den  König  zu  vereinigen,  —  die  Städte  entstanden  als  Regierungs- 
centren  der  Gaustaaten.  Erst  sekundär  hatte  sich  die  Stadt  als  Ver- 
kehrscentrum, Markt,  und  als  Sitz  einer  Klasse  von  Kaufleuten  und 
Handwerkern  entwickelt,  um  vor  allem  in  den  Seestädten  die  Stadt  auch 
zum  Handelsplatz  und  zum  Sitz  einer  Bürgerschaft  zu  erheben.  Alles 
dies  war  die  Folge  der  Verhältnisse  gewesen,  in  denen  der  kleine  Gau 
den  einzigen  und  obersten  Staatsverband  darstellte.  Jetzt  hatte  die  Ent- 
wicklung Westeuropas  zu  Territorialstaaten  geführt,  in  denen  die  herr- 
schende Klasse  zwar  wiederum  aus  ritterlichen  Grundherren  bestand, 
aber  vermöge  der  breiten  Basis  des  Staats  in  dem  Netz  des  Lehnsver- 
bands über  grofse  Flächen  verteilt  war.  Auch  die  Reste  der  Römer- 
städte dienten  deshalb  nur  einem  Dynasten  zum  Sitz,  dem  Grundherrn 
mit  den  Hintersassen  seines  Fronhofs  und  seinen  Ministerialen,  —  daneben 
den  freien  oder  ihm  lehnspflichtigen  Grundbesitzern  der  Gegend.  Die  bedeu- 
tendsten Römerstädte  gaben  in  allen  Territorien  insbesondere  den  Sitz  der  Bis- 
tümer ab,  in  der  Weise,  dafs  der  Bischof  zugleich  als  Grundherr  und  unter 
Umständen  auch  zugleich  durch  seinen  Vogt  als  Graf  auftrat  (407.  438). 

Erst  dadurch  erhielten  gewisse  Städte  einen  veränderten  Charakter, 
dals  sich  an  ihnen  neben  und  aufserhalb  des  feudalen  Fronhofes  Gruppen 
freier  sei  es  schon  ansässiger,  sei  es  zugezogener  Grundbesitzer  als  Kauf- 
leute und  Handwerker  ansiedelten,  und  dies  war  zunächst  das  unwill- 
kürliche und  rein  thatsächlich  bedeutsame  Ergebnis  des  wirtschaft- 
lichen Verkehrs.  Überall  da,  wo  das  lokale  Bedürfnis  des  Waren- 
austausches der  Landschaft  einen  Markt  verlangte,  oder  am  augenfälligsten 
und  in  gröfserem  Malsstabe  da,  wo  der  aufblühende  Verkehr  Stapel- 
plätze für  die  grofsen  Warenvorräte  des  interlokalen  oder  gar  schon 
internationalen  Handels  notwendig  machte,  wurde  die  Bedingung  für 
die  Städte  der  neuen  Zeit  geschaffen.  Die  durch  ihre  Lage  begünstigten 
Plätze  gingen  voran,  —  die  Seeplätze  an  den  Hafenbuchten  und  Flufsmün- 
dungen,  wie  Genua,  Pisa  und  Venedig  im  Süden,  —  im  Norden  in  erster 
Linie  die  Städte  der  flandrischen  Küste,  die  durch  den  Wasserweg  ihrer 

1)  Besonders  durch  RibtscheLj  Civitas  auf  deutschen  Boden  bis  zum  Ausgang 
der  Karolingerzeit  1894.  S.  43.  91  erwiesen. 
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drei  grolsen  Flüsse  ebeoso  mit  dem  Westen  Deutschlands  wie  mit 
Burgund  und  Mittelfrankreich,  also  mit  den  wohlhabendsten  und  politisch 
wichtigsten  Teilen  der  deutschen  und  französischen  Monarchie,  verbunden 
waren  und  anderseits  die  natürliche  Zufahrt  nach  der  englischen  Küste, 
besonders  nach  London  bildeten.  Ihnen  schlössen  sich  im  Binnenlande 
(iie  natürlich  bedingten  Hauptstationen  des  Stromverkehrs  nach  den  Mün- 
dungshäfen, wie  Paris,  Lyon,  Köln,  StraTsburg,  Regensburg,  und  andere 
an.  Weiter  die  Knotenpunkte  der  grolsen  Handels-  und  Gebirgs- 
stratsen,  —  besonders  Mailand  am  Ausgang  der  Alpenstrafsen  im  Süden, 
Augsburg  im  Norden,  Brüssel  als  Verbindungsstation  zwischen  Köln  und 
Gent.  Von  hier  breiteten  sich  in  rasch  dichter  werdendem  Netz  die 
Marktstätten  von  verschiedenster  Ausdehnung,  von  blols  lokaler  oder  mehr 
oder  minder  interlokaler  Wichtigkeit,  aus.^)  Da,  wo  solche  nicht  von  selbst 
durch    Zuzug  von    Geschäftsleuten    zu   stände   kamen,   half   seit   dem 

II.  Jahrhundert  eine  planmälsige  Marktgründung  durch  die  Landesherren 
und  Grundherren  nach^);  sie  setzte  die  ausdrückliche  Verleihung  des 
„Marktrechts"  durch  den  König  und  die  Besiedlung  mit  Kaufleuten  und 
Handwerkern  voraus,  während  die  älteren  Städte  das  Marktrecht  gc- 
wohnheitsmälsig  erworben  oder  seit  unvordenklicher  Zeit  besessen  hatten. 

Ein  staatsrechtliches  Gebilde  eigner  Art  wurde  die  Stadt  mit  diesen 
ursprünglich  nur  wirtschaftlichen  Funktionen  nicht  Sie  unterstand  ihrem 
„Stadtherm"  —  König,  Bischof,  Graf  oder  Grundherren  —  wie  jeder 
Staatsbezirk.  Vor  allem  war  es  nur  eine  Verwertung  allgemeiner  Rechts- 
formen, wenn  der  Stadtbezirk  als  solcher  mit  Immunität  ausgestattet  und 
zu  einem  selbständigen  Marktbezirk  unter  einem  vom  Stadtherrn  einge- 
setzten Richter,  „Stadt-''  oder  Marktrichter  (Schultheifs),  erhoben  wurde. 
Dies  um  so  mehr,  als  die  Marktgerichtsbarkeit  zunächst  nur  auf  Markt- 
sachen und  niedere  Strafsachen  der  Bürger  beschränkt  blieb  und  die 
höhere  Gerichtsbarkeit  dem  Grafen,  Königs-  oder  Bischofsvogt  zustand. 
Auch  soweit  den  Marktbewohnem  in  Abgaben-  und  Zollpflicht,  Bufs- 
zahlungen,  Beweisformen  des  Prozesses  u.  s.  w.  Vergünstigungen  ge- 
währt wurden,  geschah  dies  auf  Grund  eines  von  feudalen  Stadtherren 


1)  Immerhin  ist  im  10.,  11.  und  12.  Jahrhundert  weder  die  Zahl  noch  die  Gröfse 
der  Städte  eine  sehr  bedeutende.  Vergl.  die  lehrreichen  Zusammenstellungen  bei 
ScHMOixER  a.  a.  0.  S.  263.  Danach  hat  —  abgesehen  von  Italien  und  Flandeni, 
den  dichtestbesetztesten  Stellen  —  England  bis  1199  nur  96  Städte.  In  Deutschland 
stehen  von  Stadtgrundungen  bei  oberflächlicher  Durchschnittsberech^iung  im  10.  und 
12.  Jahrhundert  nur  etwa  4  —  13  gegen  119  im  13.  Jahrhundert  Erheblich  sind  in 
Deutschland  bis  1200  nur  Köln  und  Regensburg.  Der  deutsche  Ausdruck  für  Stadt  ist 
in  dieser  Zeit  noch  „Burg".   Er  ist  im  englichen  „burgh,  borough"  technisch  geblieben. 

2)  Mit  diesen  künstlichen  Markir  bezw.  Stadtgrundungen  hat  sich  hauptsäch- 
lich die  von  Richard  Schboder  („Stellung  der  Rolandsaulen  in  der  Rechtageschichte''. 
1890),  Schulte  und  Sohm  (seit  1889)  eingeleitete  neuere  Stadtrechtslitteratur  beschäftigt. 
Über  die  Römerstädte  besonders  Rietschel,  S.  140;  Schröder,  Rechtagesch.,  S.  617. 
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einseitig  verliehenen  Privilegs.  0  Und  ebenso  bewegten  sich  die  Streitigkeiten 
zwischen  den  Bischöfen,  den  Grafen  des  Sprengeis  und  den  benachbarten 
Grundherren  durchaus  innerhalb  der  feudalen  Klasse.  Erst  dann  konnten 
die  Städte  eine  besondere  Rolle  spielen,  wenn  ihre  Einwohnerschaft  durch 
Organe  ihrer  eigenen  Klasse  in  das  politische  Leben  eingriff. 

IL  Die  Anfänge  der  Bürgerschaften.  In  die  neue  Phase, 
die  für  das  staatsrechtliche  Wesen  der  Städte  entscheidend  wurde,  trat 
die  Entwicklung  mit  dem  Äugenblick  ein^  wo  die  zusammengesiedelte 
grundadlige,  kaufmännische,  gewerbliche  Bevölkerung  sich  aus  eigener 
Initiative  zu  einem  korporativen  Verband  zusammenschlols.^)  Auch  dieses 
wichtige  Ergebnis  kam  nur  allmählich  zu  stände,  und  die  einzelnen  Zwi- 
schenglieder lassen  sich  weder  ganz  sicher  noch  da,  wo  ihre  Formen  zu 
ermitteln  sind,  allgemeingültig  bezeichnen.  Fest  steht  nur,  dafs  die  Stadt- 
gemeinde nicht  in  stetiger  Fortbildung  aus  einer  Erweiterung  des  herr- 
schaftlichen Fronhofsverbands  der  hörigen  Hintersassen  hervorging;  die 
Grundherrschaft  bestand  im  Gegenteil  ebenso  wie  der  Ministerialenver- 
band des  Stadtherrn  noch  lange  Zeit  neben  dem  schon  geschlossenen 
Bürgerverband  fort.  Es  waren  im  Gegenteil  neue  Einwirkungen,  die  die 
zum  grofsen  Teil  verschiedenartigen  und  zerstreuten  Elemente  mit  ein- 
ander verband.  Aber  hierbei  durchkreuzten  und  unterstützten  sich  wieder 
verschiedenartige  Formen  der  Einung.  Die  Schutzgilde  der  Kaufleute, 
die  Zunft  der  Handwerker,  die  Reste  der  dörflichen  Markgenossenschaft, 
besonders  da,  wo  ganze  Dörfer  in  das  Weichbild  der  Stadt  aufgenommen 
worden  waren,  endlich  und  vor  allem  die  Einigung  aller  waffen- 
fähigen freien  Stadtbewohner,  die  zur  Abwehr  äulserer  Feinde 
oder  zur  Erhaltung  des  Stadtfriedens,  also  aus  militärischen  Kücksichten,  ge- 
troffen wurden,  —  alle  diese  Formen  spielen  nachweislich  bei  der  Kon- 
solidierung der  Bürgerschaften  eine  KoUe,  und  es  muls  für  jetzt  dahin- 
gestellt bleiben,  in  welchen  Landschaften  und  zu  welchen  Zeiten  das  eine 
oder   das   andere  Bildungselement  überwog.  3)    Gerade  im  Centrum  des 

1)  Dieser  Art  sind  die  ältesten  Stadtrechte  in  Frankreich,  Deutschland,  Flan- 
dern u.  s.  w.,  —  in  Deutschland  z.  B.  das  von  Augsburg  vom  Jahre  1104,  von  Strafs- 
burg vom  Jahre  1129  u.  s.  w. 

2)  Es  ist  das  besondere  Verdienst  v.  Belows  (Ursprung,  S.15ff.),  dafs  er  im 
Gegensatz  zu  der  ^ Marktrechtstheorie'',  die  durch  viele  neuen  Resultate  ihrer  wirt* 
schaftsgeschichtlichen  Forschung  vielfach  zur  Überschätzung  ihrer  Bedeutung  ver- 
leitet wurde,  energisch  betonte,  dafs  der  entscheidende  Vorgang  der  Staats  geschieh  te 
nicht  die  Entstehung  des  Markts,  sondern  die  Entstehung  der  St  ad  t  gemeinde  sei. 

3)  Welches  Element  das  überwiegende  ist,  bildet  zur  Zeit  das  Hauptthema  des 
Streits,  zu  dem  hier  nicht  Stellung  genommen  werden  kann.  Während  v.Below  die  Stadt 
in  erater  Linie  als  Fortsetzung  der  D  orf  gemein  de  auffafst,  wird  von  Kietschel  u.  a. 
die  Herkunft  aus  der  Kaufmannsansiedlung  betont.  In  diesen  Streit  greift  die  Frage 
ein,  ob  und  inwieweit  unter  den  ältesten  Ansiedlem  zinsfreie  Grundeigentümer 
oder  nur  zinsbare,  abhängige,  sich  befinden.  Dafs  für  die  alten  Städte  jedenfalls  das 
erste  in  grofsem  Umfang  der  Fall  ist,  hat  jetzt  Beyerlb  (a.  a.  0.)  für  Konstanz  bewiesen. 
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städtischen  Wesens,  in  Oberitalien,  Flandern  und  Nordfrankreich,  scheint 
in  der  zweiten  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts  die  Proklamierung  der  com- 
munitas,  communia  oder  compagna  den  Inhalt  einer  planmäfsigen  und 
von  Stadt  zu  Stadt  um  sich  greifenden  Bewegung  auszumachen,  i)  In 
Deutschland  und  England  scheint  der  Einfluls  der  Eaufmannsgilde,  der 
mercatores,  zu  dominieren  in  der  Art,  dals  sie  gewohnheitsmäfsig  und 
allmählich  die  Vertretung  der  Interessen  der  Gesamtkörperschaft,  der 
burgenses,  mit  in  die  Hand  nimmt 2)  Jedenfalls  ist  die  Stadtbürgerschaft  als 
ein  neuer  politischer  Faktor  vorhanden,  seitdem  der  mafsgebende  Verband  ein 
ständiges  Organ,  den  Stadtrat,  die  consules,  jurati,  erzeugt  hat,  die, 
aus  der  Wahl  der  Bürger  hervorgehend,  als  ein  eigenes  Organ  der  Bür- 
ger, ein  vom  Willen  des  Stadtherm  unabhängiges  auftreten.  Die  Konsuln 
sind  in  den  führenden  Städten  am  Ende  des  1 1.  Jahrhunderts  überall  be- 
reits vorhanden  ^),  —  überall  ausschlielslich  Angehörige  herrschender  Ge- 
schlechter des  ritterbürtigen  oder  grolskauf  männischen  Stadtadels.  Darüber, 
woraus  die  Stadträte  erwachsen  sind  —  ob  ans  den  Schöffen  des  Markt- 
gerichts, den  älteren  Dorforganen,  den  Gauvorstehem,  dem  Beamtenrat 
des  Stadtherrn  — ,  läfst  sich  allgemein  ebenfalls  nichts  aussagen. 

Die  politische  Funktion  des  Stadtrats  trat  nicht  von  vornherein  mit  der 
des  Stadtherm  in  Gegensatz.  Er  entfaltete  seine  Thätigkeit  vielmehr  im  Rah- 
men der  königlichen,  bischöflichen,  landesherrlichen  Grafen-  oder  Vogt- 
gewalt, griff  da  ein,  wo  im  Interesse  der  städtiscken  Wohlfahrt  und  Sicher- 
heit eine  ergänzende  Thätigkeit  erforderlich  war,  kriegerisch  gegen  fremde 
Handelskonkurrenten,  polizeilich  gegen  Straf  senräuber,  ebenso  wie  in  innerer 
Verwaltung  durch  Marktpolizei  oder  Armenpflege.  Der  Finanz  Verwaltung  des 
Stadtherm  gegenüber  wirkte  er  als  Kontrollorgan,  in  der  Justiz  als  Schöffen- 
kolleg. Unter  dem  Drack,  den  er  ausübte,  gestalteten  sich  die  neuen  Stadt- 

1)  Für  Genua  vergl.  z.  B.  den  Nachweis  dieses  Charakters  der  compagna  bei 
SiEVEKiNG,  Genueaer  Finanzwesen,  S.  14.  Die  compagna  war  durch  eine  geschwo- 
rene Einigung  der  waffenfähigen  Genueser  zunächst  auf  Zeit,  4  oder  5  Jahre,  ge- 
schlossen, aber  regelmäfsig  erneuert  worden.  Zwang  zum  Beitritt  ward  insofern  ge- 
übt, als  der  sich  ansschliefsende  in  Genua  ohne  Rechtsschutz  und  der  Handelsvorteile 
unteilhaftig  blieb.  —  Für  die  flandrischen  Städte  siehe  jetzt  Pirenne  a.  a.  0. ;  für  die 
französischen  Flach,  Origines,  U.  359  ff. 

2)  Für  Deutschland  hat  das  wechselseitige  Sichdurchdringen  von  Ortsver- 
band  und  Gildenwesen  Gierice  (Genossenschaft,  I.  S.  220  ff.)  als  das  entscheidende 
Moment  in  der  Entstehung  der  Bürgerachaft  bezeichnet,  dabei  aber  betont,  dafs  diese 
ältesten  Einungen  keineswegs  sofort  alle  Einwohner  der  Stadt  wirklich  in  sich 
aufnehmen.  Sie  betrachten  und  verhalten  sich  vielmehr  zunächst  nur  als  Beprä- 
8 en tauten  aller  Einwohner,  stellen  sozial  die  Stadt  dar  und  wahren  ihre  Interessen. 
Erst  allmählich  saugen  sie  auch  die  drauf senstehenden  Glieder  —  die  Ministerialen, 
die  Hörigen  des  Fronhofs  —  auf. 

3)  In  den  grofsen  italischen  Städten  entstehen  die  Konsuln  Ende  des  11.  Jahr- 
hunderts (in  Florenz  erst  1138),  in  Strafsburg  zw.  1198  und  1201.  Andere  Nachweise  von 
deutschen  Stadträten  im  12.  J.  bei  v.  Betx^w,  Entst.  der  deutsch.  Stadtgemeinde,  S.  100  ff. 
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rechtsaufzeichnungen  zu  Vereinbarungen  zwischen  Stadtherm  und  Bürger- 
schaft, wie  die  Charten  zwischen  König  und  Ständen  (S.  433).  In  ihnen  zeigte 
sich  überall  das  Streben,  vorallem  die  rechtliche  Sicherheit,  den  „Markt- 
frieden", im  Gemeinschaftsleben  zu  stärken,  Privatrache,  Geschlechterfehde 
und  Selbsthilfe  auszuschiiefsen,  die  feudalen  Prozefsformen,  wie  besonders 
den  Zweikampf,  durch  Zeugenbeweis  zu  ersetzen,  die  Strafgelder,  Bufsen  und 
Gefälle  der  Willkür  des  Stadtrichters  oder  Vogts  zu  entziehen  und  an  feste 
Sätze  zu  binden.  So  wirkt  der  Stadtrat  zunächst  als  Selbstverwal- 
tungsorgan und  als  Verfassungsgarant.  Aber  schon  früh  trat  das 
Streben  hervor,  den  Stadtherm  ganz  zu  beseitigen  und  sich  mindestens  da, 
wo  es  die  städtische  Handelspolitik  erforderte,  unabhängig  zu  machen. 
Er  trat  in  Opposition  zu  der  Tendenz  der  Stadtherren,  die  Märkte  als  Ein- 
nahmequelle für  Zölle,  Verbrauchssteuern,  direkte  Abgaben  festzuhalten. 

Seit  dem  Ende  des  11.  Jahrhunderts  griffen  deshalb  die  Städte  über- 
all aus  eigener  Initiative  in  die  politischen  Konflikte  ein,  —  freilich  je 
nach  dem  Verhältnis  der  streitenden  Kräfte  in  ganz  verschiedenartigen 
Verbindungen.  Die  Genueser  Bürger  führten,  auf  ihre  Bischöfe  gegen 
den  Stadtherm,  den  Markgrafen,  gestützt,  eine  eigene  Politik  grofsen 
Stils  in  den  Kreuzzügen  durch.  Umgekehrt  unterstützten  die  Wormser 
und  Speyerer  Bürger  Heinrich  IV.  im  Investiturstreit  gegen  ihre  eigenen 
papstfreundlichen  Bischöfe.  Die  Städte  der  mittelfranzösischen  Bistümer  da- 
gegen hatten  sich  gemäfs  der  auf  den  Klerus  gestützten  Politik  der  Monarchie 
(S.  408)  sowohl  gegen  den  König  wie  gegen  den  Bischof  zu  verteidigen. 

Immerhin  gab  es  doch  Stellen,  wo  die  Städte  schon  jetzt  in  eine 
dauernde  Rechtsstellung  gelangten. 

In  England  und  derNormandie  brachte  es  die  überragende  Stel- 
lung der  normannischen  und  angiovinischen  Dynastie  mit  sich,  dals  auch  die 
Städte  sich  in  das  System  der  königlichen  Finanzverwaltung  einfügten J) 
Das  Gleiche  war  der  Fall  in  der  verwandten  Herrschaft,  die  die  norman- 
nischen Fürsten  in  Sizilien  einführten  (S.  447).  Aber  auch  die  Grafen  von 
Flandern,  die  —  wie  erwähnt  (S.  412)  —  seit  dem  11.  Jahrhundert  ein 
Regiment  abhängiger  Bezirksbeamten  in  ihrem  Territorium  einrichteten, 
wufsten  sich  hierzu  geschickt  der  Mitwirkung  der  Städte  gegen  den  Feudal- 
adel zu  bedienen.  Es  waren  die  Städte,  besonders  Gent  und  Brügge,  die 
bei  der  Erledigung  der  Grafschaft  (1128)  die  Einmischung  des  Oberlehns- 
herm  Ludwig  VI.  (S.  401.  Anm.  2)  abwehrten  und  so  mit  Hilfe  der  vor- 
wiegend von  ihnen  eingeführten  Dynastie  des  Dietrich  von  Elsafs  die  all- 
mähliche Loslösung  Flandems  von  der  Krone  Frankreich  vorbereiteten.'-) 

Umgekehrt  verhalf  der  Schwächezustand,  der  das  deutsche  Königtum 
seit  dem  Investiturstreit  lähmte,  den  Städten  Oberitaliens  zu  fast  völliger 
Unabhängigkeit.  Während  der  Regierang  Konrads  III.  hatten  sie  —  ohne 

1)  Vergl.  Gnbist,  Verfassungsgeschichte,  S.  123. 

2)  PiRENNE,  Geschichte  Belgiens,  I.  S.  216ff. 
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ausdrückliche  Privilegierang  seitens  der  Krone  —  doch  thatsächiich  die 
wichtigsten  Bestandteile  der  Grafschaftsgewalt  an  sich  gebrachte)  Mit  den 
benachbarten  Klientelstädten  bildeten  die  gröfseren  —  so  schon  früh  Mailand 
mit  Voghera,  Como,  Lodi  —  eigene  kleine  Territorien,  Stadtstaaten,  vor 
deren  Organisation,  Macht,  Wohlstand  die  noch  vorhandenen  Feudalherr- 
schaften entschieden  zurücktraten. 

Erwägt  man,  wie  das  Umsichgreifen  der  städtischen  Selbständigkeit 
und  die  universalen  Bestrebungen  des  Kaisers  und  des  Papstes  zeitlich 
neben  einander  hergingen,  so  erkennt  man  ohne  weiteres,  dafs  ein  Punkt 
der  Entwicklung  erreicht  war,  wo  die  westeuropäische  Welt  sich  den 
Formen  des  augustischen  Weltstaats,  dem  Imperium  mit  selbstverwalten- 
den Beichsstädten,  wieder  annäherte.  Allerdings  war  die  Rivalität  zwischen 
dem  Oberhaupt  des  Reichs  und  des  Kaisers  am  Anfang  des  Jahrhunderts 
in  einem  flauen  Gleichgewicht  beider  Gewalten  verlaufen.  Aber  es  war 
kein  Zufall,  dafs  jetzt(l  159)  Johannes  von  Salisbury  in  seinem  „policraticus*" 
der  doktrinären  Staatsvorstellung  das  Normalbild  der  in  Kaiser  und  Papst 
verkörperten  Christenheit  zu  Grunde  legte  (I.  S.  45).  Denn  kurz  zuvor 
( 1 152)  war  die  deutsche  Krone  an  Konrads  III.  Neffen  Friedrich  von  Schwa- 
ben übergegangen,  der  es  vermöge  seiner  eigensten  persönlichen  Über- 
zeugung als  seine  Aufgabe  ansah,  eine  „reformatio  imperii^  durchzusetzen. 

Selten  hat  die  individuelle  Anlage  des  Monarchen  so  unmittelbar  den 
Gang  der  politischen  Ereignisse  beeinflufst,  als  in  diesem  Fall  Aber  wenn 
es  wahr  ist,  dafs  zu  aufsergewöhnlichen  Eigenschaften  des  Einzelnen  immer 
auch  die  äufseren  Verhältnisse  hinzukommen  müssen,  um  eine  staatliche 
Neubildung  zu  bewirken,  so  waren  die  Aussichten  zur  Zeit  für  eine  Erneue- 
rung des  Reichs  Karls  des  Grofsen  sehr  ungünstig.  Bei  dem  Gang,  den  die 
Kreuzzüge  genommen  hatten,  hatten  gerade  sie  am  meisten  dazu  beigetragen, 
die  ideelle  Einheit  zu  lockern,  in  der  sich  die  westliche  Welt  bisher  unter  dem 
Banne  der  alten  Frankentraditionen  noch  bewegt  hatte.  Die  Nationen  hatten 
sich  im  heiligen  I-Äud  in  ihren  Verschiedenheiten  der  Sprache,  Sitte,  Kunst, 
Litteratur  kennen  und  mit  Eifersucht  und  Abneigung  betrachten  lernen; — der 
künstlich  genährte  Hafs  gegen  die  Ungläubigen,  der  sie  hatte  einigen  sollen, 
war  erkaltet,  um  so  mehr  als  weder  die  Seldschuken  noch  irgend  wer 
sonst  für  die  christlichen  Nationen  eine  gemeinsame  Notlage  begründeten. 

VII.  Die  Ausbildung  der  geechloeeenen  National-  und  Territorialetaaten. 

§  72.   Das  Ende  der  TTniversalmonarohie. 

Vergl.  besonders  Fi(^k£R,  Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens 
I.  1S68.  Vorrede  S.  XV  und  S.  230ff.;    IL  1869.  S.  492ff  ;   Ranke,  Weltgeschichte 

VIII.  S.  161  ff.  262 ff.;  Lindner,  Weltgeschichte,  IL  S.  368 ff.;  Lamprecut,  Deutsche 
Geschichte,  IIL  147;  insbesondere  über  den  Staat  Friedrichs  II.:  Winckelmann,  Jahr- 
huch  der  deutschen  Geschichte.  Kaiser  Friedrich  IL  2  Bde.  1889.  1897 ;  Bürckhardi', 
Kultur  der  Renaissance.  1860.  S.  3 ff.;  Dove,  Ausgewählte  Schriftchen.  1898.  S.  20. 

1)  FicKER,  Forschungen,  I.  S.  233. 
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I.  Die  universalistischen  Pläne  der  Staufer.  Der  Eintritt 
Friedrich  Barbarossas  bedeutete  einen  grundsätzlichen  Wechsel  in  der  Politik 
der  deutschen  Krone.  Die  Sachsen-  und  Frankenkönige  hatten  bei  allem 
Ehrgeiz  ihrer  slavischen  und  italischen  Politik  doch  stets  in  erster  Linie 
die  Befestigung  ihres  Regiments  im  Kern  des  deutschen  Gebiets  ver- 
folgt Der  eigentliche  Begründer  der  schwäbischen  Dynastie  stellte  da- 
gegen von  Anfang  an  die  Interessen  der  engeren  Machtsphäre  zurück 
hinter  denen  der  Reich sautorität  gegenüber  den  ihr  am  meisten  ent- 
rückten Gliedern  der  Peripherie.  Er  überliefs  dem  Weifen  Heinrich  dem 
Löwen  ohne  weiteres  die  beiden  Herzogtümer  Sachsen  und  Bayern  mit 
ihrer  bedrohlichen  Machtfülle,  liels  die  Bischöfe  und  die  kleinen  Dy- 
nasten für  sich  schalten  und  suchte  die  Stütze  seiner  Wehrkraft  in  den 
sozial  am  wenigsten  angesehenen  Klassen,  den  unfreien  Dienstmannen,  den 
ritterlichen  Ministerialen,  denen  er  die  Burgen  seines  ohnehin  nicht  grolsen 
Lehnsbesitzes  und  die  Hofämter  mit  Vorliebe  anvertraute.  Statt  dessen 
ordnete  er  die  Thronfolge  in  Polen  und  Dänemark  (1157)  und  bereitete 
inzwischen  die  Wiederherstellung  seiner  Machtbefugnisse  in  Rom  und  unter 
den  oberitalienischen  Städten  (1155)  vor.  Auf  sie  konzentrierte  er  (seit 
1158)  seine  Wirksamkeit  Der  Reichstag  von  Roncaglia  (1158)  sollte  die 
durchgreifende  Neugestaltung  des  Verhältnisses  der  deutschen  Krone  zu 
den  lombardischen  und  toskanischen  Städten  bringen.  Überall  wurden  die . 
von  den  Städten  gewählten  Konsuln  (S.  453)  durch  das  Amt  des  vom 
Kaiser,  wenn  auch  aus  den  Ansässigen  bestellten  Podestä,  den  potestates 
oder  rectores,  ersetzt,  i)  Aber  schon  der  Aufstand  Mailands  nötigte  den  Kaiser, 
obwohl  er  ihn  (1 1 62)  durch  Zerstörung  der  Stadt  unterdrückte,  sein  Prinzip 
wieder  zu  verlassen.  Den  reichstreuen  Städten  wurde  die  Selbstverwaltung 
durch  selbst  gewählte  Konsuln  wieder  gestattet,  —  nur  den  Aufrührerischen 
ein  Podestä  und  nur  aus  deutschen  Edeln  gesetzt.  Die  ungeheuerliche  Ver- 
leugnung jeder  staatsrechtlichen  Gerechtigkeit  hatte  den  Erfolg,  den  sie 
haben  muf ste,  —  das  Wachsen  des  Widerstandes  unter  den  Städten :  all- 
mählich führte  er  zu  einem  den  antiken  Konföderationen  ähnlichen  Bund 
der  Stadtstaaten,  dem  auf  die  Dauer  nur  Genua,  Pavia  und  Cremona  fern 
blieben.  Inzwischen  griff  der  Kaiser  (l  1 59)  auch  in  die  Papstwahl  zu  Rom 
ein.  Die  Wahl  war  auf  Kardinal  Roland  Bandinello  gefallen,  der  Friedrich 
schon  auf  seinem  ersten  Reichstag  zu  Besangon  in  stolzer  Umkehrung  der 
Politik  Heinrichs  IH.  erklärt  hatte,  dafs  die  Kaiserkrone  ein  Lehn  des  päpst- 
lichen Stuhls  sei.  Friedrich  setzte  ihm,  Papst  Alexander  IIL,  eigenmächtig 
einen  Gegenpapst  und  berief  zur  Beilegung  des  Schisma  ein  allgemeines 
Konzil,  zu  dem  er  als  Oberhaupt  der  Christenheit  —  ein  bisher  unerhörtes 
Ansinnen  —  auch  die  enghschen  und  französischen  Bischöfe  einlud.  Solche 

1)  Über  die  Reorganisation,  ihren  Ursprung  und  ihre  Folgen  grundlegend  Ficker, 
Forschungen,  IT.  S.  179  ff.  Das  Amt  des  Podestä  war  schon  vorher,  anscheinend 
zuerst  in  Bologna,  ebenfalls  als  ein  gewähltes  vorhanden. 
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wahnwitzige  Überspannung  cäsarischer  Machtanspräche  brachte  auch  das 
Ausland  in  Bewegung.  Alexander  behauptete  sich  mit  Hilfe  Ludwigs  VII. 
und  eines  französischen  Oegenkonzils.  Der  oströmische  Kaiser  trat  gegen 
den  neuen  weströmischen  Konkurrenten  in  die  Waffen.  Der  Normannen- 
könig Unteritaliens  und  Heinrich  Plantagenet,  in  enger  Fühlung  mit  dem 
grofsen  deutschen  Dynasten  Heinrich  dem  Löwen,  seinem  Schwieger- 
sohn, bewahrten  feindselige  Zurückhaltung.  0  Es  war  undenkbar,  dafs 
sich  der  Imperialismus  gegen  diese  übermächtige  Erhebung  aller  nationalen 
und  lokalen  Selbständigkeitsbestrebungen,  die  sich  in  ihrer  seit  drei  Jahr- 
hunderten erstarkten  Gesundheit  zum  ersten  Male  in  einer  allgemeinen 
europäischen  Kombination  bethätigten,  behaupten  konnte.  Da  inzwischen 
der  Lombardenbund  völlig  konsolidiert  war,  unterlag  der  Kaiser  nach 
flüchtigen  Erfolgen  im  ersten  Waffengange  bei  Legnano  (1176),  nicht 
zum  mindesten  deshalb,  weil  er  durch  Heinrich  den  Löwen  ungenügend 
unterstützt  wurde.    Der  Kaiser  stellte  den  Krieg  ein  und  unterwarf  sich 

(1177)  zu  Venedig  dem  Papst  Alexander.    Ein  glänzendes  Laterankonzil 

(1178)  kennzeichnete  die  allgemeine  europäische  Autorität,  die  die  Diplo- 
matie des  Papsttums  aus  dem  Kampf  davongetragen  hatte. 

In  Deutschland  wie  in  Italien  erhoben  sich  die  partikulären  Gewalten 
nunmehr  erst  recht  Scheinbar  freilich  erlebte  die  Krone  einen  Triumph,  als 
sie  (1178)  zu  der  zu  lange  hinausgeschobenen  Abrechnung  mit  denStam- 
mesherzogttimem  schritt.  Heinrich  der  Löwe  wurde  geächtet  und  seiner 
grofsen  Lehen  Bayern  und  Sachsen  entkleidet;  er  behielt  nur  das  weifische 
Hausgut  Braunschweig-Lüneburg.  Aber  in  Wahrheit  wurde  das  Urteil 
wie  der  siegreiche  Feldzug,  der  die  Acht  vollstreckte,  nur  möglich  durch 
den  einmütigen  Hals  der  geistlichen  und  weltlichen  Fürsten,  deren  gesunder 
politischer  Egoismus  gern  dem  schon  geschwächten  König  die  Hand  bot, 
um  den  letzten  und  mächtigsten  der  Stammesherzöge  zu  vernichten.  Aus 
diesem  Schlufsakt  des  grofsen  Bingens,  das  seit  Otto  I.  begonnen  hatte, 
gingen  die  Lehnsherzöge  und  -Markgrafen  als  die  alleinigen  Gewinner 
hervor,  —  als  Sieger  vor  allem  auch  gegenüber  den  deutschen  Städten, 
die  ihnen  Friedrich  I.  ohne  Schutz  auslieferte.  In  Italien  dagegen  gelangten 
die  lombardischen  und  toskanischen  Städte  zu  dem  gleichen  Ergebnis,  wie 
die  deutschen  Fürsten.  Alle  Ansprüche  der  kaiserlichen  Gewalt  schrumpf- 
ten (1183)  im  Frieden  von  Konstanz  in  eine  Bauschalabgabe  und  in  die 
oberste  Appellationsgerichtsbarkeit  zusammen.  In  Konzessionen  und  in 
der  Anknüpfung  neuer  diplomatischer  Pläne  erschöpfte  sich  Friedrichs 
weitere  Regierung;  noch  gelang  es  ihm,  die  Heirat  seines  Sohnes  Hein- 
rich mit  der  Erbtochter  des  sizilischen  Normannenreichs  (1186)  und  da- 


1)  Dafs  Heinrich  II.  nicht  offen  gegen  Friedrich  I.  Front  machte,  erklärte  sich 
nur  daraus,  dafs  er  in  dem  Handel  mit  Becket  (oben  S.  433)  selbst  in  Verwicklangen 
mit  Alexander  III.  geriet  und  dessen  engen  Bund  mit  Ludwig  VII.  wegen  seiner  Be- 
ziehungen zu  Frankreich  zu  fürchten  hatte. 
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mit  dessen  Thronfolge  zu  sichern J)  In  einem  resnltatlosen  Kreuzzage  gegen 
den  neuen  Eroberer  und  Einiger  des  Ostens,  den  kurdischen  Söldnerführer 
SaJadin,  führte  der  Ideolog  seine  Rolle  als  Führer  der  Christenheit  zu  Ende. 
Äufserlich  standen  bei  Barbarossas  Tod  (1190)  die  Aussichten  eines 
westlichen  Weltstaates  noch  unerschüttert,  —  er  erhielt  im  Gegenteil  .jetzt 
erst  eine  reale  Grundlage.  Einer  neuen  grolsen  europäischen  Allianz,  die 
Richard  I.  von  England  im  Einverständnis  mit  seinem  Schwager  Hein- 
rich dem  Ijöwen  plante^  indem  er  zu  Palermo  mit  einem  illegitimen  Prä- 
tendenten um  die  sizilische  Normannenkrone  in  Machenschaften  eintrat, 
wufste  Heinrich  VI.  zu  begegnen;  1194  ergriff  er  von  dem  sizilischen 
Reich  seiner  Gemahlin  Konstanze  Besitz.  Jetzt  sah  sich  der  junge  Fürst 
an  der  Spitze  eines  Staates,  dessen  Umkreis  von  der  Oder  bis  zur  Rhone, 
von  der  Ostsee  bis  zum  Syrtenmeer  reichte.  Dabei  erkannte  sein  Scharf- 
sinn sofort,  welchen  besonderen  Wert  in  diesem  Länderkomplex  der  Nor- 
mannenstaat besafs,  über  dessen  Mittel  dank  der  Organisation  Rogers  II. 
(S.  448)  der  Monarch  unbedingt  verfügte,  durch  dessen  Lage  er  den  Zu- 
gang zum  östlichen  Becken  des  Mittelmeeres  beherrschte,  der  in  den  sich 
jetzt  wieder  belebenden  Kreuzfahrten  der  Sitz  der  materiellen  Kultur,  der 
Brennpunkt  der  gemeinsamen  politischen  Interessen  Westeuropas  war.  Mit 
ganz  anderen  Aussichten  konnte  er  von  hier  aus  den  Versuch  wagen,  die 
gesamte  abendländische  und  morgenländische  Christenheit  zu  einem  unge- 
heuren Lehnsimperium  zu  vereinigen.  Die  Gefangennahme  seines  von 
der  Kreuzfahrt  heimkehrenden  Gegners  Richard  Löwenherz  nutzte  er  in 
unvergleichlich  kühner  Weise  für  den  Plan  eines  neuen  Universalstaats- 
rechtes aus:  der  Sohn  Heinrichs  II.  ward  (1194)  auf  dem  Höhepunkt  der 
Macht  des  Hauses  Plantagenet  gezwungen,  dem  Kaiser  den  Lehnseid  zu 
leisten.  Noch  im  gleichen  Jahre  erbaten  Leon  von  Armenien  und  Amal- 
richvonCypern  den  Lehnsschutz  des  Kaisers;  der  letztere  forderte  (1196) 
von  Byzanz  die  ehemals  normannischen  Eroberungen  an  der  epirotischen 
Küste  und  erhob  als  Abschlag  auf  die  projektierte  Occupation  des  ost- 
römischen Reichs  einen  schweren  Tribut,  —  während  dessen  betrieb  seine 
Energie  einen  eigenen  Kreuzzug,  der  im  Frühjahr  1 1 97  unter  Heeresfolge 
der  Herzöge  von  Österreich,  Kärnten,  Braunschweig  und  Brabant,  des 
thüringischen  Landgrafen  und  des  brandenburgischen  Markgrafen  seinen 
erfolgreichen  Anfang  nahm.  Schon  war  Heinrich  mit  den  Fürsten  in 
Unterhandlung  getreten,  wie  dem  Reich  die  unerläfsliche  Stetigkeit  in 
Gestalt  der  erblichen  Thronfolge  zu  schaffen  sei.^)    Aber  der  Tod  des 

1)  Friedrich  wurde  bei  Gelegenheit  des  Beilagers  zu  Mailand  zum  König  von 
Italien,  Konstanze  zur  Königin  von  Deutschland  gekrönt,  —  gleichzeitig  krönte  sich 
Friedrich  I.  selbst  zum  König  von  Burgund.  (Ranke  VIII.  264.) 

2)  Vom  Kaiser  auf  dem  Reichstag  zu  Würzburg  (1196)  zunächst  mit  Aussicht 
auf  Erfolg,  dann  bei  wachsender  Opposition  ergebnislos  vorgebracht  Als  Gegen- 
leistung wurde  den  geistlichen  Fürsten  der  Verzicht  auf  das  (ohnehin  anfechtbare) 
Spolienrecht  des  Königs  (sein  Recht  auf  den  beweglichen  Nachlafs  eines  versterben- 
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Zweiunddreif  sigaährigen  (September  1 1 97)  änderte  die  Lage.  Das  Wachstum 
der  imposantesten  Staatsgründung  des  Feudalzeitalters  war  unterbrochen. 

IL  Die  geistliche  Weltherrschaft  Innocenz'  IIL  und  das 
Vorrücken  der  abendländischen  Staatsformen  auf  Griechen- 
land und  Spanien.  Das  plötzliche  Erlöschen  der  staufischen  Gewalt, 
die  in  Sizilien  nur  durch  ein  Kind  repräsentiert  blieb,  machte  die  euro- 
päische Verwicklung,  die  sich  an  zahlreichen  Stellen  vorbereitet  und  durch 
den  Eingriff  Friedrichs  L  zu  einer  allgemeinen  gestaltet  hatte,  vollends 
akut  In  Deutschland  trat  gegen  den  Staufer  Philipp,  Heinrichs  Bruder, 
das  Welfentum  im  Sohne  Heinrichs  der  Löwen  wieder  hervor.  In  Frank- 
reich hatte  die  Monarchie  jetzt  den  sicheren  Punkt  erreicht,  wo  sie  die  tra- 
ditionelle Bescheidenheit  fallen  lassen  konnte.  Philipp  IL  August  (S.  415) 
griff  nach  Flandern  und  nach  der  burgundischen  Provence,  wie  anderseits 
nach  der  Normandie  und  trieb  damit  gleichzeitig  England  und  Deutschland 
wie  den  flandrischen  Dynasten  zur  Abwehr.  So  hatte  augenblicklich  das 
Papsttum,  ohne  Konkurrenten  in  Italien,  mit  der  Sympathie  der  Städte 
hinter  sich,  die  festeste  Position,  und  es  zögerte  nicht,  seinerseits  den  Plan 
des  Kaisertums  aufzugreifen.  Lotario  Conti,  der  ein  Jahr  nach  Hein- 
richs Tod  als  Innocenz  IIL  das  Pontifikat  erhielt,  ward  in  Wahrheit  Hein- 
richs Nachfolger.  Seinem  intensiv  nach  der  juristischen  Seite  hin  gerichteten 
Geiste  schwebte  viel  bestimmter  als  seinen  päpstlichen  Vorläufern  das 
Bild  eines  verfassungsmäfsig  ausgebauten,  alle  Fürsten  durch  das  Lehns- 
band als  Vasallen  umfassenden  Reichs  vor,  das  von  dem  staufischen  Lehns- 
imperium, da  es  die  politische  Regierung  ergriff,  thatsäcblich  nicht  mehr 
zu  unterscheiden  und  im  Grunde  bereits  selbst  ein  Staat  war.  In  dem 
deutschen  Thronstreite  zwischen  Philipp  von  Schwaben  und  dem 
Weifen  Otto  eingreifend,  gab  er  der  Forderung  Alexanders  IIL  praktischen 
Nachdruck;  er  „investierte ''  den  Sohn  Heinrichs  des  Löwen  (1198)  mit  der 
Kaiserkrone  als  einem  päpstlichen  Lehn.  Er  belehnte  den  kleinen  Fried- 
rich von  Apulien,  den  Sohn  Heinrichs  VI.,  selbst  mit  seinem  sizilischen 
Staate  und  nahm  ihn  unter  seine  Vormundschaft.  Er  nötigte  Philipp  IL  von 
Frankreich,  sich  im  Scheidungshandel  mit  seiner  Frau  den  Beschlüssen  seiner 
Synode  zu  fügen  (1200),  griff  als  Schiedsrichter  in  den  Kampf  Philipps  mit 
König  Johann  von  England  um  die  Normandie  (1204)  ein  (unten  §  75.  76), 
intervenierte  in  dem  Zerwürfnis  der  englischen  Barone  mit  ihrem  König, 
um  die  ersteren  (1209)  zuerst  von  ihrem  Lehnseid  zu  entbinden  und 
dann  (1213)  König  .Johann  gegen  seine  Barone  in  Schutz  zu  nehmen,  als 
Johann  feierlich  die  Krone  Englands  vom  Papst  zu  Lehn  nahm,  wie  vorher 
sein  Bruder  Richard  vom  Kaiser  (oben  S.  458).    Er  erklärte  umgekehrt 

den  Prälaten,  oben  S.  407),  —  den  weltlichen  die  Anerkennung  der  Lehnsnachfolge 
auch  in  der  weiblichen  Linie  angeboten.  Man  sieht,  wie  sich  Heinrich  auch  hier 
streng  in  feudalen  Formen  bewegte.  Dem  Vorschlag  war  der  Ausgleich  mit  Heinrich 
dem  Löwen  vorangegangen 
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(1210),  mit  Kaiser  Otto  IV.  zerfallen,  diesen  der  Krone  verlustig,  um 
sie  an  sein  Mündel,  den  jungen  Staufer  Friedrich,  zu  tibertragen.  Ganz 
konsequent  war  er  während  alledem  bestrebt,  dem  Papsttum  eine  eigene 
Hausmacht  zu  schaffen.  Er  schob  in  Rom  selbst  die  Bürgerschaft  bei  Seite, 
um  aus  eigener  Macht  den  Senator  von  Rom  einzusetzen,  und  machte 
Ernst  mit  der  Einziehung  der  sogenannten  „mathildischen  Schenkung^, 
indem  er  als  Rechtsnachfolger  der  toskanischen  Markgrafen  Ancona,  Pe- 
rugia, Spoleto  in  Lehnspflicht  nahm  und  den  Grund  eines  „Kirchenstaates^ 
legte.  Im  Innern  aber  organisierte  er,  auf  den  Bahnen  Alexanders  IIL 
weitergehend,  das  geistliche  Beamtentum,  mit  dem  er  die  Staaten  von 
oben  her  zu  regieren  bezweckte  und  das  kirchliche  Abgabensystem,  das 
ihm  die  Mittel  dazu  schaffen  sollte,  überall  die  unmittelbaren  Rechte 
des  Papstes  betonend.  Als  Hebel  der  klerikalen  Einwirkung,  der  Dis- 
ciplin  über  die  Bischöfe  und  Äbte  wie  der  Regierung  über  die  Fürsten 
und  ünterthanen,  stärkte  er  planmäfsig  die  geistliche  Gerichtsbarkeit 
Der  Anspruch  wurde  grundsätzlich  erhoben,  dafs  die  civilen  Streitig- 
keiten zwischen  und  mit  Geistlichen,  wie  die  sämtlichen  Verbrechen  der 
Kleriker  und  die  geistlichen  und  halbgeistlichen  Delikte  der  Laien  — 
Ketzerei,  Simonie,  Kirchenschändung,  Abfall,  Schisma  ebenso  wie  Meineid, 
Unzucht,  Wucher  —  vor  das  forum  ecclesiasticum  gehören  sollten.  Für 
den  geistlichen  Strafprozefs  schärfte  er  —  wahrscheinlich  durch  eine 
Anleihe  bei  dem  normannisch-sizilischen  Rügeverfahren  (S.  448)  —  das  Ein- 
schreiten des  geistlichen  Richters  von  Amts  wegen  ein ;  —  bei  Gerücht  des 
Volkes,  fama  publica,  sollte  der  Richter  die  inquisitio,  die  Überfüh- 
rung des  Bezichtigten  durch  offiziell  erhobene  Belastungszeugen  bewirken. 
Durch  die  geistliche  Strafgerichtsbarkeit  in  Verbrechensfällen  der  Kirchen- 
sünde verbunden  mit  den  Begriffen  des  Lehnsrechts  gewann  er  das 
staatsrechtliche  Fundament  für  sein  Aufsichts-,  Absetzungs-und  Einsetzungs- 
recht gegenüber  den  Fürsten,  insofern  er  „ratione  peccati^,  besonders 
wegen  Meineid  und  Friedensbruch,  auch  in  die  weltlichen  Angelegen- 
heiten der  Staaten  eingreifen  konnte,  wie  der  Oberlehnsherr  in  die  An- 
gelegenheiten seines  ungetreuen  Lehnsmannes.')  Die  Ketzerinquisition 
speziell  sollte  die  Herrschaft  über  die  Geister  der  Ünterthanen  anbahnen  nach 
dem  Gedanken,  dafs  der  Staat  seine  Obrigkeit  zum  Vollzug  des  Urteils 
dem  geistlichen  Richter  zur  Verfügung  zu  stellen  hat  2),  wie  es  bald  darauf 
in  grofsem  Stil  in  den  Albigenserverfolgungen  geschah,  die  Ludwig  VIII. 

1)  So  formuliert  er  sein  Hauptprinzip,  das  Dekretale  „novit  ille^,  jetzt  Cap.  13.  X 
de  judieiis  2,  1 :  „Ad  officium  nostrum  spectet,  de  quocunqne  mortali  peccato  corri- 
gere  quem  übet  Christianum,  et,  si  correctionem  contempserit,  ipsum  per  districtlonem 
ecclesiaftticam  coercere^.  Dafs  dieser  Papsterlafs  von  der  folgenden  Litteratur  als 
der  Anfang  des  politischen  Papstums  angesehen  wurde,  vergl.  jetzt  nachgewiesen 
bei  FiNKE,  Aus  den  Tagen  Bonifacius*  VIII.  1901.  S.  151. 

2)  Prinzipiell  durchgeführt  erst  seit  (Tregor  IX.  (1231);  vergl.  Winkelmank, 
Friedrich  II.  1897.  n.  296. 
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von  Frankreich  in  Languedoc  und  der  Provence  in  Scene  setzte.  Die 
positiven  Einflüsse  auf  das  ganze  geistige  Leben  des  Volkes  wurde  den 
neu  gegründeten  ^Bettelorden^,  den  Franziskanern  (1209)  und  Domini- 
kanern (1215),  zugedacht;  durch  ihre  Seelsorge,  ihre  Predigt,  ihre  Pflege 
des  Unterrichts  in  der  geistlichen  Gelehrsamkeit  sollte  die  Kindheit,  das 
Eheleben,  das  Berufsleben,  die  Universität  in  den  Dienst  der  Hierarchie 
gestellt  werden.  Alles  zusammenfassend,  ordnend,  beherrschte  den  ganzen 
Bau  die  ungeheuer  fruchtbare  Gesetzgebung,  die  der  Papst  auf  allen 
Gebieten  des  geistlichen  Verfassungs-,  Prozels-,  Vermögens-  und  Strafrechts 
in  zahllosen  Erlassen,  „Papstbriefen'',  „Dekretalen''  als  ein  geschlossenes 
System  des  jus  canonicum  ins  Leben  rief. 

Die  Bestrebungen,  wie  die  Erfolge  des  innocentinischen  Papst- 
tums erhalten  erst  durch  die  zwei  Vorgänge  ihr  rechtes  Licht,  die  am 
Anfang  des  13.  Jahrhunderts  eine  plötzliche  politische  Wiedergeburt  der 
südeuropäischen  Lander  herbeiführten  und  damit  die  Bedeutung  Italiens, 
ihres  natürlichen  Centrallandes,  unmelsbar  steigerten.  Nachdem  im 
12.  Jahrhundert  die  Kolonisation  der  Normannen  Unteritalien  dem  orien- 
talisch-byzantinischen Einflnis  entrissen  und  so  das  selbständige  Papsttum 
erst  möglich  gemacht  hatte,  stieg  sein  Einfluls  jetzt  vor  allem  dadurch, 
dafs  die  Kreuzzüge  bei  allem  sonstigen  MiXserfolg  doch  den  Erfolg  er- 
zielten, dals  auch  Griechenland  und  Spanien  wieder  in  das  Bereich 
der  lateinischen  Staatsbildung  hineingezogen  wurden. 

Das  Drängen  Innocenz'  IH.  gab  angesichts  der  Milserfolge,  die  die 
Kreuzzüge  Friedrich  Botbarts,  dann  Philipps  von  Frankreich  und  Kichards 
von  England,  endlich  Heinrichs  VI.  (bis  1 1 94)  begleitet  hatten,  und  angesichts 
der  fast  uneingeschränkten  Herrschaft,  die  sich  die  kurdische  Dynastie 
Saladins  im  Heiligen  Lande  hergestellt  hatte,  Anstofs  zu  einem  neuen 
Unternehmen  (1 202).  Aber  der  mafsgebende  Einflufs  der  Venezianer  wufste 
ihm  eine  Richtung  gegen  das  Kaisertum  von  Byzanz  zu  geben.  Schon  längst 
durch  das  Umsichgreifen  der  abendländischen  Macht,  in  jüngster  Zeit  min- 
destens der  abendländisch-italienischen  Handels-  und  Kolonialmacht  auf  eine 
perfide  Kompromilspolitik  zwischen  dem  Islam  und  den  christiichen  Territo- 
rien gedrängt,  unterlag  die  Monarchie  von  Konstantinopel,  ohnehin  durch 
Thronwirren  geschwächt,  der  brutalen  Gewaltthat  des  Kreuzheeres.  Ein 
„lateinisches^  Wahlkaisertum  des  Grafen  Balduin  von  Flandern,  ein  grie- 
chischer Lehnsstaat  nach  den  Formen  des  Königreichs  Jerusalem,  trat  (1204) 
an  die  Stelle  des  alten  oströmischen  Absolutismus.  Aber  diese  Monarchie 
selbst  war  ein  Trugbild  ohne  inneren  Halt.  Das  praktische  Ergebnis  war 
die  Ausbreitung  der  Machtsphäre  der  italienischen  Städtegruppe  und  des  ihr 
eng  verbündeten  politischen  Papsttums.  Venedig  konnte  sich  jetzt  ungehin- 
dert im  östlichen  Becken  des  Mittelmeers  bewegen,  und  die  östliche  Kirche 
war  noch  einmal  unter  die  Autorität  des  römischen  Stuhls  gebracht 
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Noch  weit  nachhaltiger  war  die  Wendnng,  die  das  Schicksal  Spa- 
niens in  denselben  Jahren  erlebte. 

Seit  dem  Ende  des  10.  Jahrhunderts  war  der  Gleichgewichtszustand 
zwischen  Christenstaaten  und  Islam,  den  die  Politik  Abderrahmans  III. 
geschaffen  hatte  (S.  396),  in  einen  immer  heftigeren  Pendelschlag  abwech- 
selnden Übergewichts  übergegangen.  Die  Schwäche  der  Nachfolger  des 
grofsen  Khalifen  hatte  den  Ehrgeiz  des  Vessiers,  der  Mangel  in  der 
Legitimität  des  Regenten,  wie  so  häufig,  die  Kriegs-  und  Expansivpolitik 
nach  sich  gezogen.  Diese  Politik  war  zunächst  erfolgreich.  Der  „Hadjib^ 
Almansor  (bis  1002)  brachte  die  Christenstaaten  noch  einmal  an  den 
Sand  völligen  Ruins;  ihre  nördlichsten  Burgen  Leon,  Santiago,  Barcelona, 
wurden  moslimiscb.  Aber  unmittelbar  darauf  brach  die  Omajadenherr- 
schaft, ihrer  Stetigkeit  beraubt,  von  innen  auseinander.  Thronstreitigkeiten 
und  Zerfall  in  unabhängige  Emirate  gaben  den  Christen  Zeit,  zu  erstarken. 
Unter  Fernando  I.  und  Alfonso  VI.  begann  das  kürzlich  vereinigte  Leon- 
Castilien  den  Gegenstofs.  Die  Eroberung  des  Centrums  des  Halbinsel, 
der  kastilischen  Hochebene,  gipfelte  (1085)  in  dem  Rückgewinn  der  alten 
Gotenresidenz  Toledo.  Aber  auch  der  Islam  empfing  neue  Kräfte.  Wie 
die  Spanier  im  Vorspiel  des  ersten  Kreuzzugs  mit  Zuzug  von  franzö- 
sischen und  normannischen  Rittern  gekämpft  hatten,  so  bewirkte  der  Fall 
Toledos  eine  neue  Invasion  afrikanischer  Berbern,  der  almoravidischen 
Sekten.  Mit  der  Niederlage  Alfonsos  bei  Zalacca  (1087)  kam  das  Vor- 
dringen der  Christen  zum  Stehen,  und  das  soeben  vergröfserte  Castilien, 
von  einem  neu  geeinten  Araberreich  im  Osten,  Westen  und  Süden  um- 
schlossen, in  die  äufserste  Bedrängnis.  So  mufste  der  grofse  Nationalkampf 
auch  an  den  Flanken  aufgenommen  werden.  Im  Osten  gliederte  jetzt 
Alfonso  I.  von  Aragonien  die  Herrschaft  Barcelona  dauernd  an  seinen 
Staat  an  und  drängte  mit  der  Einnahme  von  Tortosa  und  Saragossa  den 
Islam  über  den  Ebro  zurück  (1148).  Im  Westen  eroberten  sich  ein  Vasall 
der  Castilianer,  Heinrich  von  Burgund,  und  sein  Sohn  Alfonso  I.  mit 
Lissabon  ein  anderes  viertes  Königreich,  das  portugiesische  (1197). 
Hierdurch  gedeckt,  konzentriert  in  der  Gründung  der  drei  halbgeistlichen 
spanischen  Ritterorden,  konnte  Castilien  die  Zeit  der  Gefahr  bis  zur  Mitte 
des  Jahrhunderts  überdauern. 

Da  brachte  der  Fortgang  der  Sektenbewegung  in  Nordafrika  noch- 
mals Alles  ins  Wanken.  Der  Sturz  der  Almoraviden  durch  die  Almo- 
haden  lieferte  den  Anstols  für  die  Aufrichtung  einer  dritten  Dynastie 
von  Cordova.  Noch  einmal  verkörperte  das  mohammedanische  Anda- 
lusien den  glanzvollsten  Staat  Spaniens.  Die  Eifersucht,  die  Portugal, 
Navarra  und  Aragon  mit  Castilien  entzweite,  kam  ihm  zu  gute.  Gleich- 
zeitig mit  den  Siegen  Saladins  im  Orient  warf  Abu  Jusuf  die  Ritterschaft 
von  Calatrava  und  Santiago  unter  Alfonso  dem  Edlen  bei  Alarcos  in 
den  Staub  (1195).    Aber  die  schwere  Niederlage  war  für  die  Christen  der 
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Mahnruf,  im  letzten  entscheidenden  Stnrme  zusammen  zu  stehen,  und  ein 
halbes  Jahrtausend  nach  der  Schlacht  von  Xerez  behaupteten  die  Könige 
von  Castilien,  Ton  Aragon  und  Navarra  (1212)  gemeinsam  das  Feld  von 
Tolosa.  Die  weiteren  Kämpfe  brachten  den  Fall  von  Cordova  (1236) 
und  Cadix  (1250)  und  die  Vernichtung  der  Maurenherrschaft. 

Damit  trat  Spanien  endgültig  in  das  Gebiet  der  abendländischen 
Staatsbildung  zurück.  Sehr  ähnlich  der  politischen  Gestaltung  Frank- 
reichs konstituierte  es  sich  in  vier  grolsen  Lehnskomplexen.  Dem  an 
Gebiet  weit  überwiegenden  Kern  des  Staatensystems,  Castilien-Leon, 
waren  an  der  atlantischen  Küste  Portugal,  an  der  mittelländischen 
Aragon  mit  Catalonien  und  Valencia,  an  der  Passage  zwischen 
See  und  Pyrenäen  Navarra  vorgelagert.  Zwischen  den  beiden  Punkten, 
wo  Castilien  im  Süden  mit  Murcia  und  Cadix  das  Mittelmeer  berührte, 
versperrte  ihm  Granada,  das  letzte  Überbleibsel  der  Maurenmacht,  als  ab- 
hängiger Vasallenstaat,  den  Zugang  nach  Afrika.  Die  politische  Gestal- 
tung war  also  zunächst  änfserst  unvollkommen,  und  ihr  Ergebnis  kam 
vorläufig  am  meisten  der  päpstlichen  Macht  zugute;  sie  gewann  an 
den  spanischen  Territorien  eine  neue  Reihe  romanischer  Klientelstaaten 
und  Bundesgenossen,  wie  denn  der  fanatisierende  Einfluls  der  spanischen 
Geistlichkeit  sehr  erheblich  beigetragen  hatte,  dafs  die  siegreichen  Mau- 
renschlachten geschlagen  wurden. 

III.  Der  sizilisch-italische  Staat  Friedrichs  IL  und  das 
Ende  des  Imperiums.  Beim  Tode  des  Papstes  (1216)  hatte  das  Ver- 
hältnis der  europäischen  Staaten  eine  unverkennbare  Beruhigung  erfahren. 
Das  Jahr  vorher  war  auf  dem  flandrischen  Schlachtfelde  von  Bouvines 
(1215)  einer  der  Waffengänge  ausgefochten  worden,  der  —  zum  ersten- 
mal wieder  seit  der  Araberschlacht  von  Tours  und  der  Ungamschlacht  am 
Lech  —  die  Machtverteilung  in  Europa  auf  einen  unbegrenzten  Zeitraum 
hinaus  festgestellt  hatte.  Philipp  von  Frankreich  hatte  die  Flanderer, 
die  Deutschen  und  die  Engländer  bewältigt  und  den  verblüffenden  Auf- 
stieg der  kapetingischen  Monarchie  eingeleitet,  während  sich  die  eng- 
lischen Barone  mit  dem  besiegten  König  Johann  in  einen  halbhundert- 
jährigen Verfassnngskampf  verfingen  und  die  Niederlage  Ottos  IV.  in 
Deutschland  dessen  Sturz  besiegelte  und  dem  Erben  des  staufischen 
Hauses,  Friedrich  IL,  den  We^  zum  Throne  eröffnete.  Dennoch  beherrschte 
das  Luftschlofs  der  Weltmonarchie  noch  immer  die  Gedanken,  und  eine 
sonderbare  Zickzackbewegung  der  historischen  Fügung  legte  die  Initia- 
tive noch  einmal  in  die  Hand  des  Kaisers. 

Friedrich  IL  griff  den  Plan  seines  Vaters  wieder  auf,  Deutschland 
ganz  seinen  Weg  gehen  zu  lassen,  zunächst  Sizilien  und  dann  von  dort 
aus  Italien  zu  unterwerfen.  In  diesem  Sinne  schlols  er  zunächst,  durch 
den    Gang   der   päpstlichen   Politik  begünstigt,   (1231)  in  den  constitu- 
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tiones  regni  Siculi  die  normannische  Centralisation  ab,  —  eine  Staatsord- 
nung, die  zugleich  verdeutlicht,  wie  die  plantagenetische  Organisation 
Englands  (S.  432),  in  ihre  letzten  Konsequenzen  entwickelt,  sich  gestaltet 
hätte,  wenn  ihr  nicht  der  Eingriff  des  Volks  in  den  gleichen  Jahren  Einhalt 
geboten  hätte  (unten  §  75).  In  Hofgericht,  Justitiarien  und  Amtleuten 
wurde  Justiz  und  Polizei  unter  gänzlichem  Ausschluls  der  feudalen  Grund- 
herren zusammengefafsty  die  Finanzverwialtung  durch  Grund-  und  Kopf- 
steuer, Monopole,  Zölle  und  Eigenhandel  des  Kaisers  aufs  äufserste  an- 
gespannt, das  Lehnsaufgebot  durch  eine  grofse  saracenische  und  deutsche 
Leibwache  in  Schach  gehalten,  Handel,  gewerbliches  Zunftwesen,  Uni- 
versitätsstudium durch  strenge  Regulative  polizeistaatlich  gebunden ^), 
der  letzte  Rest  der  mittelalterlichen  Verfassungsschranken  der  Krone 
völlig  abgetötet  Im  Besitz  der  geordneten  Finanzen  des  blöhenden 
Stammlandes  und  des  geschulten  Beamtentums  schritt  dann  der  Kaiser 
(seit  1239)  zur  Neuunterwerfung  der  oberitalischen  Städte  vor.  Systematisch 
teilte  er  Italien  in  die  Sprengel  seiner  „Generalvikare",  unter  denen  im 
Verlauf  die  Deutschen  zu  verschwinden  und  ausschliefslich  Italiener  auf- 
zutreten begannen.2)  Die  italienische  Nationalmonarchie  schien  im  Werden, 
wie  eben  damals  unter  Ludwig  dem  Heiligen  die  französische  heranwuchs. 

Aber  jetzt  sammelte  auch  die  Kurie  ihre  Kräfte.  Hatte  sich  Friedrich 
gegenüber  Gregor  IX.  behauptet,  so  brachte  der  Genuese  Sinibald  Fiesco, 
Papst  Innocenz  IV.,  das  neue  allgemeine  Bündnis  fast  aller  Städte  zu 
Stande.  Im  Kampfe  mit  ihnen,  besonders  mit  den  Seemächten  wie  Ge- 
nua, rieb  sich  der  Kaiser  auf  (1250);  seinem  Sohn  und  Enkel  wurde  in 
Karl  von  Anjou,  den  der  Papst  kraft  seiner  Oberlehnherrlichkeit  auf 
den  Thron  von  Sizilien  berief,   ein  neuer  Gegner  in  den  Weg  gestellt. 

Das  staufische  Haus  und  mit  ihm  der  Träger  des  kaiserlichen 
üniversalismus  gingen  unter.  Was  sie  hinterlielsen,  war  nur  die  sizilische 
Monarchie.  Es  war  die  energievollste  Staatsschöpfung  des  Mittelalters 
und  zugleich  —  auf  dem  merkwürdigen  Umwege  über  die  Normannen 
—  die  konsequenteste  Fortentwicklung  des  karolingischen  Staats.  Ihren 
Formen  war  eine  grofse  Zukunft  vorbehalten,  obwohl  sie  ihre  volle  Wir- 
kung auf  die  europäische  Welt  erst  zwei  Jahrhunderte  später  ausübte. 
Für  jetzt  bildete  sie  in  ihrer  absoluten  Königsgewalt  und  ihrer  staat- 
lichen Bevormundung,  deren  Erbschaft  die  französische  Seitenlinie  Anjou 
übernahm,  den  stärksten  Gegensatz  zu  den  verfassungsmäfsigen  Stadt- 
republiken Oberitaliens. 

IV.  Höhepunkt  und  Ende  der  päpstlichen  Weltmonar- 
chie.   Noch  eine  zweite  Schöpfung  blieb,   so  hätte  man  denken  können 

1)  Derselbe  erstreckte  sich  ins  einzelnste,  z.  B.  auf  eine  polizeiliche  Kon- 
zessioniening  der  Arzte  und  Unterdrückung:  der  Kurpfuscherei,  —  auf  einen  Zwang 
ffir  die  Staatsunterthanen  an  der  heimischen  Universität  Neapel  u.  s.  w. 

2)  Hierfür  grundlegend  Ficker,  Forschungen,  IL  S.  392  ff. 
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—  aus  dem  allgemeinen  Aufruhr  der  Elemente  zurück,  nämlich  die  Supre- 
matie des  Papstes  über  die  weltlichen  Staaten.  In  der  That  bestand  in  Italien 
das  Papsttum,  an  dessen  Widerstand  vor  allem  die  Pläne  der  Hohenstaufen 
gescheitert  waten,  als  die  dominierende  Macht  fort;  es  besals  in  dem  angio- 
vinischen  Königtum  Neapel  seinen  Bundesgenossen^  desgleichen  in  den 
oberitalischen  Städten,  vor  allem  in  Genua,  Mailand,  Florenz.  Dazu  vollzog 
es  nun  durch  die  „Bekuperationen^  der  sogenannten  mathildischen  Schen- 
kungen den  Erwerb  seiner  Hausmacht  (S.  460),  es  besetzte  Spoleto,  die  Ro* 
magna  —  Bologna,  Ferrara,  Bavenna  — ,  die  Mark  Ancona  und  organisierte 
hier  seine  eigene  Verwaltung.  Die  zur  Zeit  regierenden  Könige  von  Frank- 
reich und  England,  LudwiglX.  und  Heinrich  III.,  lielsen  an  kirchlicher  Devo- 
tion nichts  fehlen.  So  lag  es  nahe,  dafs  die  Päpste,  nachdem  sie  ihren  bisherigen 
Schutzherrn  niedergezwungen,  auch  auf  die  drei  grolsen  nördlichen  Staatsge- 
biete Ansprüche  erneuern  würden,  für  die  Innocenz  III.  das  Programm  aufge- 
stellt hatte.  Die  Päpste  versuchten  es.  Sie  beteiligten  sich  an  den  gehaltlosen 
deutschen  Königswahlen,  die  eine  Reihe  von  Sohattenkönigen,  in  Wahr- 
heit für  Deutschland  ein  Interregnum  schufen,  leiteten  die  Kolonisation 
des  deutschen  Ostens  durch  den  Deutschherrenorden,  mischten  sich  als 
Schiedsrichter  in  die  Händel  zwischen  dem  englischen  Könige  und  seinen 
Baronen.  In  Gregor  IX.  (1 227)  und  Innocenz  IV.  (1241 )  erreichte  die  päpstliche 
Gesetzgebung  (S.  461 )  ihren  Gipfel,  —  der  Hauptteil  des  „corpus  juris  cano- 
nici^, des  Seitenstücks  des  römischen  corpus  juris  civilis,  entstand.  Die 
Litteratur  spiegelte  diesen  Zustand  wieder.  Dieser  Zeit  entstammt  das 
System  der  hierarchischen  Staatslehre,  deren  Hauptvertreter  Thomas  von 
Aquino  (I.  S.  54)  wurde.  Aus  der  „civitas  Dei'^  Augustins  machte  sie 
die  päpstliche  Weltmonarchie.  Populär  kleidete  sie  sich  in  die  „Zwei- 
schwerter-Theorie", die  dem  Papst  die  Verfügung  über  beide  Schwerter,  die 
aus  Christi  Munde  gehen,  zuschrieb,  wenn  er  auch  das  eine,  das  weltliche, 
an  den  Kaiser  und  durch  ihn  als  den  weltlichen  Oberherm  der  Christen- 
heit an  die  Unterkönige  ausgeliehen  habe.^) 

Aber  auch  der  klerikale  Uni  versalismus  war  ein  Trugbild,  soweit  er  eine 
staatliche  Oberhoheit  der  Kirche  verwirklichen  wollte.  In  Italien  reckte 
die  neue  Macht  ihre  Glieder,  die  die  Kirche  selbst  gerufen  hatte, — Frankreich. 
Der  bedeutende  Einflufs,  den  ihr  die  Schutzherrschaft  des  kapetingischen 
Prinzen  sicherte,  brachte  im  Kardinalskollegium  seine  Wirkungen  hervor. 
Die  Papstwürde  selbst  entglitt  den  Händen  der  Italiener  und  ging  an  fran- 
zösische Prälaten  über,  und  in  dem  Bingen,  das  der  Widerstand  der  ita- 
lienischen Partei  erzeugte,  wurde  die  Einheit  und  damit  die  Autorität  des 
Papsttums  verschleudert  Äufsere  Mifserfolge,  der  gänzliche  Verlust  des 
Heiligen  Landes,   die  Wiederaufrichtung  des  byzantinischen  Kaiserturas 

1)  Vergl.  überdiese  Litteratur  v.Eicken,  Geschichte  u.  System  der  mittelalterl.  Welt- 
anschauung. 1887.  S.  371  ff.;  Rehm,  Allgemeine  Staatslehre,  S.177ff.;  Gierke,  Genoasen- 
scbaf tsrecht,  Bd.  II.  S.  526 ff.;  Riekeb,  Die  rechtliche  Stellung  der  evangel.  Kirche,  S.  1. 
Schmidt,  Staatslehre.  II,  t.  30 
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mit  seiner  selbständigen  Staatskirche  (1261),  das  Auf  steigen  einer  neuen 
kräftigen  Monarchie  in  England  bekundeten  das  im  politischen  Leben. 
Es  ist  ein  Menschenalter  später  noch  einmal  versucht  worden,  die 
Machtansprtiche  hinocenz'  III.  zu  erneuern.  Der  Kardinal  Benedikt 
Gaetani,  dessen  unheimliche  Gestalt  schon  längst  in  der  europäischen 
Politik  die  Neubildung  einer  politischen  Partei  in  der  Kirche  vorbereitet 
hatte,  lenkte  als  Papst  Bonifacius  VIII.  (seit  1294)  mit  einer  Leidenschaft 
in  die  verlassenen  Bahnen  ein,  die  jeden  Widerstand  im  Sturme  nieder- 
zuwerfen suchte.  Noch  einmal  verdankte  ein  deutscher  König,  der  Habs- 
burger Albrecht,  der  Lehnshuldigung  vor  dem  Papst  seine  Krone,  und 
als  Lehnsherr  des  weltlichen  Haupts  der  Christenheit  unternahm  Boni- 
facius mittelbar  auch  die  Oberlehnsherrschaft  über  die  übrigen  Könige 
durchzuführen.  Als  sich  (1296)  die  inzwischen  bereits  chronisch  ge- 
wordene Feindseligkeit  der  westlichen  Staatengruppe  —  zwischen  Frank- 
reich mit  seinem  Bundesgenossen  Schottland  einerseits,  England  und  den 
hierauf  gestützten  flandrischen  Städten  anderseits  (unt«n§75ff.)  —  von 
neuem  verschärfte,  griff  Bonifaz  ein  und  zeichnete  Philipp  IV.  von  Frankreich 
den  Frieden  vor.  Der  Idee  nach  waren  die  Tage  dieser  denkwiirdigen  Ver- 
handlungen der  Höhepunkt  der  päpstlichen  Macht.  Damals  wurde  die 
kirchenpolitische  Theorie  praktisch  angewendet;  —  die  Geschäftsträger 
des  Papstes  bezeichneten  diesen  unumwunden  als  den  „Souverän**  de« 
französischen  Königs,  ausgestattet  mit  dem  Rechte,  ,,ratione  peccati^  auch 
in  die  „temporalia''  einzugreifen  i),  und  in  dem  typischen  Ausdruck  des 
offiziellen  römischen  Programms,  der  Bulle  „ünam  sanctam**,  durch  die 
Bonifacius  (1302)  den  offenen  Krieg  erklärte,  formulierte  der  Papst  die 
Zweischwerter-Theorie  in  ihrer  schroffsten  Form:  wohl  führt  der  König 
das  weltliche  Schwert,  äufserlich  getrennt  vom  geistlichen  des  Papstes, 
aber  nur  nach  Anweisung  und  Vergünstigung  des  obersten  Priesters  — 
„ad  nutum  et  patientiam  sacerdotis".  Aber  der  Theorie  fehlte  bereits  die 
reale  Grundlage.  Die  Forderungen  Bonifacius'  VIII.  waren  Ausflüsse  des 
Gröfsenwahnsinns;  sein  Antlitz  zeigte  den  bippokratischen  Zug  eines,  dessen 
Tod  nahe  ist  Durch  die  französischen  Stände,  auch  die  Geistlichkeit  gestützt, 
verwarf  (1303)  König  Philipp  die  Bulle.  Bonifacius  verfiel  zu  Anagni  dem  Ge- 
waltstreich römischer  Adliger,  die  im  Bunde  mit  französischen  Agenten  ar- 
beiteten, und  zwei  Jahre  darauf  hielt  der  Papst  Clemens  V.,  ein  Provenzale,  als 
Werkzeug  der  kapetingischen  Politik,  seinen  Einzug  in  Avignon,  um  die  ganze 
politische  Grundlage  der  bisherigen  Macht  des  Pontifikats,  Italien,  aufzugeben. 

1)  Das  neueste,  äufsei-st  wertvolle  Material  zur  Beleuchtung  des  Gedankenkreises 
der  Bulle  „ünam  sanctam"  siehe  jetzt  bei  Heinrich  Finke,  Aus  den  Tagen  Bo- 
nifaz' VIII.  1902.  S.  146  ff.  Den  flandrischen  Gesandten,  die  ihn  in  Rom  als  Sou- 
verän des  französischen  Königs  bezeichnen,  bestätigt  er  dies  „que  souverains  estoit-il 
duroy  de  France  en  espirituel  eten  temporel"  (S.  154).  Nachdem  er  Albrecht  1.  vonDeutsch- 
land  den  Vasalleneid  abgenommen,  betont  er,  dafs  dieser,  nunmehr  sein  Vasall,  seiner- 
seits „monarcha  omnium  regum  et  principum  terrenoram"  sei  (S.  156)  u.  s.  w. 
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Das  war  nur  der  Anfang  vom  Ende.  Die  Franzosen  versuchten 
nunmehr,  die  Autorität  des  Papstes,  die  sie  selbst  vernichtet  hatten,  in 
ihrem  eignen  Interesse  gegen  die  übrigen  Nationen  auszubeuten.  Aber 
eine  nach  der  andern  sagten  sich  auch  diese  —  Engländer,  Ylamen, 
Deutsche  (unten  §  74  ff.)  —  von  der  geistlichen  Oberhoheit  los,  und  zu- 
gleich schwenkte  die  politische  litteratur  mit  einem  Zweige  zu  der  Lehre 
von  der  Nebenordnung  der  beiden  obersten  Gewalten  ab,  um  das 
königliche  Becht  in  seiner  selbständigen  Herkunft,  sei  es  aus  göttlicher 
Einsetzung,  sei  es  aus  Übertragung  des  Volks,  nachzuweisen. 0  Marsilius 
von  Padua  that  sogar  (ca.  1325)  schon  den  kühnen  Schritt,  umgekehrt  für 
die  weltliche  Gewalt  die  Allseitigkeit  der  Gewalten,  auch  die  Gewalt  zur 
Anstellung  und  Überwachung  der  Priester  in  Anspruch  zu  nehmen. 3) 

Der  grofse  Kampf,  der  —  das  12.  und  13.  Jahrhundert  beherrschend  — 
um  die  Begründung  eines  neuen  westlichen  Universalstaats,  sei  es  unter  welt- 
licher, sei  es  unter  geistlicher  Monarchie,  ausgefochten  wurde,  war  und  blieb 
hiemach  eine  Episode  in  der  Staatsbildung.  Seine  einzelnen  Phasen  interes- 
sieren deshalb  eine  Staatslehre  nicht  Immerhin  entnimmt  diese  auch  aus  ihm 
gewisse  Ergebnisse.  Das  Schicksal  des  staufischen  Reichs  verdeutlicht  beson- 
ders klar,  dafs  eine  Einigung  national  getrennter  Territorien  nur  unter  ganz 
bestimmten  Bedingungen  Aussicht  auf  Gelingen  bietet.  Immer  war  es  ein  ge- 
meinsames politisches  Bedürfnis  gewesen,  was  —  wie  früher  gezeigt  —  das 
Perserreicb  wie  dasBömerreich  wie  den  Staat  Karls  des  Grofsen  zusammen- 
gezwungen hatte  (S.  84. 257.  360).^)  Die  Erneuerung  des  karolingischen 
Staates  mufste  auch  in  ihrer  neuesten  Form,  der  Friedrichs  IL,  zerfallen, 
weil  eine  gemeinsame  Gefahr,  wie  die  gegen  Germanen  und  Parther,  gegen 
Araber,  Slaven  und  Avaren,  damals  gänzlich  fehlte.  Weit  eher  konnte  das 
päpstliche  Weltreich  auf  Dauer  rechnen.  Das  Papsttum  hatte  sich  in  der 
That  auf  ein  reales  Bedürfnis  der  Nationen  gestützt,  —  auf  den  unbewufsten 

1)  Die  Lehre  von  der  Nebenordnung  ist  diejenige,  welche  ursprünglich  auch 
die  Kirche  selbst  vertreten  hatte,  —  abgesehen  von  den  älteren  Päpsten  auch  noch 
im  Kirchenstreit  Gregors  VII.  (vergl.  die  Belege  bei  Rigkbr,  a.  a.  0.  S.  20).  Am 
Beginn  des  14.  Jahrhunderts  wird  sie  zunächst  wieder  von  Aegidiius  Romanus  de 
Colonna,  Erabischof  von  Bourges  (t  1315),  und  von  Johannes  von  Paris  (f  1306;  „Trac- 
tatus  de  regia  potestate  et  papali*^)  ausgeführt. 

2)  Im  ^defensor  pads*"  (I.  S.  55).  —  Mafsgebend  ist  diese  Lehre  nicht  gewor- 
den. Der  in  der  politischen  Gesinnung  mit  Marsilius  am  nächsten  verwandte  Wil- 
hehn  von  Occam  (t  1347;  „Octo  quaestiones  super  potestate  ac  dignitate  papali"") 
fafst  Imperium  und  sacerdotium  wieder  als  zwei  Glieder  des  einen  Leibes  der  Christen- 
heit Immerhin  wird  unter  Marsilius'  Einflufs  doch  auch  von  den  Vertretern  der 
Nebenordnung  dem  Staat  das  Recht  vindiziert,  bei  Schäden  der  Kirche  ihr  zu  Hilfe 
zu  kommen,  —  dem  Kaiser  sogar  im  Notfall  das  Recht,  den  Papst  abzusetzen  (vergl. 
RiEKER,  S.  29 ff.).  Über  die  politischen  Verhältnisse  der  Zeit  unten  S.  486. 

3)  Dies  dürfte  bei  allem  Richtigen,  was  (Ficker  Forschungen,  11.  S.  550  ff.)  über 
die  Gründe  des  Unterliegens  Friedrichs  II.  beibringt,  doch  der  wesentlichste  Grund 
der  Erscheinung  sein. 

30* 
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Drang  der  aufstrebenden  Klassen  und  Mächte  nach  einer  obersten  kontrol- 
lierenden und  schiedsrichterlichen  Gewalt,  die  sich  einer  Überspannung  der 
Prätension  durch  die  jeweiligen  Machthaber,  durch  das  Königtum  in  Deutsch- 
land, Italien  und  England,  durch  die  Baronie  in  Frankreich,  entgegensetzte. 
Aber  die  Kirche  mufste  ebenfalls  scheitern^  in  dem  Augenblick,  wo  sie  von 
der  Bolle  des  grolsen  Staatengerichtshofes  zu  der  einer  Weltregierung  über- 
ging. Hierzu  fehlte  ihr  das  notwendigste  Werkzeug  jedes  Staats,  die  mecha- 
nische Zwangsgewalt,  und  indem  sie  ihre  Ansprüche  ihrerseits  überspannte, 
verlor  sie  auch  ihre  vorwiegende  Autorität,  sobald  als  die  einzelnen  Nationen 
genügende  Verfassungsgarantien  in  ihrem  eigenen  Scbolse  ausgebildet  hatten. 
Die-ser  Moment  war  jetzt  eingetreten.  Als  die  idealen  Projekte,  über 
allen  Nationen  einen  überwölbenden  Gesamtbau  zu  errichten,  sowohl  unter 
den  Händen  des  kaiserlichen  wie  des  geistlichen  Baumeisters  in  der  Luft 
zerronnen  waren,  zeigten  sich  die  verfassungsmäfsigen  Staatsgebilde 
nationalen  und  territorialen  Charakters,  die  im  Laufe  des  13.  Jahrhun- 
derts allmähhch  in  das  Stadium  der  Reife  eingetreten  waren,  —  der  stän- 
disch e  Staat  Philipps  des  Schönen  (§76),  die  parlamentarische 
MonarchieEduardsL(§75)  und  die  unscheinbaren,  aber  im  Kern  gleich- 
artigen ständischen  Landesherrschaften  der  deutschen  Fürsten 
(§  74).  Bisher  hatte  die  westeuropäische  Welt  unsicher  zwischen  der  Fortbil- 
dung der  eigenartig  germanischen  Staatsgebilde  (oben  S.334)  und  dem  Rück- 
fall in  die  antike  Tradition  geschwankt  (S.  387.  399).  Die  Kirche,  selbst  im 
Bannkreis  der  antiken  Ideale,  hatte,  sich  mit  dem  Kaisertum  aufreibend,  den 
germanischen  Staatsformen  zur  ruhigen  Entfaltung  verhelfen.  Jetzt  konnten 
dieselben  ihren  Weg  allein  fortsetzen.  Nur  ein  antikes  Gebilde  stand  noch  ver- 
loren in  dieser  neuen  Welt,  —  ein  kräftiger  Ansatz  eines  neuen  Stadtstaa- 
ten Systems.  An  dessen  Schicksal  hing  vor  allem  die  Zukunft  Italiens  (§  73). 

§  73.    Bai  italienische  Staatsleben  sa  Beginn  der  Renaissanoe. 

BimcKHAiiDT,  Die  Kultur  der  Renaissance  in  Italien.  1.  (beste)  Aufl.  1860  (staats- 
rechtlich wenig  eindringend);  Leo,  Geschichte  der  italienischen  Staaten,  I. — V.  1829 ff.; 
Davidsohn,  Geschichte  von  Florenz,  I.  1896;  v.  Bezold,  Bepublik  und  Monarchie  in 
der  italienischen  Litteratur  des  15.  Jahrhunderts.  Historische  Zeitschrift,  81.  433. 

I.  Die  Blüte  des  verfassungsmäfsigen  Stadtstaats.  Mit 
der  Katastrophe  des  schwäbischen  Kaiserhauses  und  mit  dem  Erschlaffen 
der  päpstlichen  Macht  änderte  sich  seit  etwa  1300  die  Situation  Italiens 
von  Grund  aus.  Gerade  dasjenige  Territorium,  das  bisher  ständig  der 
Schauplatz  auswärtiger  Kriegsverwicklungen  gewesen  war,  trat  jetzt  in 
eine  lange  Periode  völliger  äufserer  Ruhe  ein.  Die  beiden  oberen  Ge- 
walten, die  sich  mit  weltlichen  und  geistigen  Waffen  befehdet  hatten, 
hatten  sich  vom    italienischen  Boden  zurückgezogen  i),   das  Königreich 

1)  BuRCKHARDT,  S.  2:  „Dos  Papsttum  ist  grade  stark  genug,  jede  künftige  Ein- 
heit zu  verhindern'*. 
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Sizilien,  bis  vor  kurzem  das  Begierungscentrum  eines  Staats,  der  einen 
Bückhalt  in  den  Hilfsmitteln  und  in  der  Autorität  einer  auswärtigen  Macht 
besals,  war  zu  einem  inneritalischen  Territorialstaat  herabgesunken,  — 
der  Kaiser,  nunmehr  im  wesentlichen  blols  noch  deutscher  König,  war 
weder  im  stände  noch  willens,  einen  entscheidenden  Einflufs  wiederzu- 
gewinnen 1),  und  ebenso  lag  eine  Einmischung  anderer,  neuerer  Auslands- 
staaten bis  auf  weiteres  aufserhalb  des  Bereichs  der  Möglichkeit:  die 
spanischen  Fürsten  und  die  französischen  Könige  wurden  durch  ihre  inne- 
ren Schwierigkeiten,  Frankreich  bald  durch  englische  Intervention  für  zwei 
Jahrhunderte  in  Anspruch  genommen^),  und  den  eroberungslustigen  Streitp 
kräften  des  Islam  stellte  das  byzantinische  Kaisertum,  durch  die  Palaeolo- 
gen  (seit  1261)  restauriert,  für  die  gleiche  Zeit  einen  wirksamen  Damm  ent- 
gegen, während  ein  zweiter  Feind  aus  dem  Osten,  das  aus  Centralasien 
eindringende  Volk  der  Mongolen,  durch  die  slavischen  Staaten  und  Ungarn 
zurückgehalten  ward.  So  blieb  freier  Baum  für  den  Austrag  der  Gegen- 
sätze, die  sich  in  Italien  selbst  herausgebildet  hatten,  —  zunächst  inner- 
halb der  einzelnen  Stadtrepubliken  für  die  Auseinandersetzung 
der  lokalen  Parteien,  —  sodann  für  die  Konkurrenz  zwischen  den  ver- 
schiedenen Stadtstaaten,  —  endlich  und  hauptsächlich  tür  den  Kampf 
der  beiden  gegensätzlichen  Begierungs-  und  Verfassungsformen, 
des  verfassungsmäfsigen  Stadtstaats  und  des  absoluten  Fürstenstaats. 

Der  Fürstenstaat  schien  von  Anfang  an  die  günstigsten  Chancen 
zu  besitzen.  Auch  nachdem  Karl  von  Anjou  durch  die  „Sizilische  Vesper^ 
(1282)  Sizilien  an  Peter  III.  von  Aragonien,  den  Erben  der  Staufer,  verloren 
hatte,  behielten  er  und  seine  Nachfolger  als  Herren  von  Provence,  Anjou, 
Neapel,  als  päpstliche  Generalvikare  und  Patrone  der  Christen  im  Orient 

1)  Die  Kaiser  treten  als  wirksame  Organe  des  italienischen  Staats  seit  1300  nicht 
mehr  auf.  Der  Römerzug  Heinrichs  VII.  hat  nur  die  Wirkung,  den  Parteihader  der 
Guelfen  und  Ghibellinen  neu  zu  beleben.  Seine  Nachfolger  (Karl  IV.,  Siegmund,  — 
später  Friedrich  III.)  erscheinen  nur  bisweilen,  um  gegen  Geld  Anerkennungsurkunden, 
Legitimationen  unehelicher  Kinder,  Adelsbriefe  zu  verkaufen,  die  teilweise  von  den 
Italienern  ignoriert  werden.  So  sind  die  Könige  nur  „mögliche  Häupter  und  Ver- 
stärkungen schon  vorhandener  Mächte""  (Burkhardt,  Kultur,  S.  2);  in  dieser  Weise 
greifen  sie  z.  B.  ein,  indem  sie  Gian  Galeazzo  Visconti  als  Herzog  von  Mailand 
anerkennen  (unten  S.  476).  —  Als  am  Ende  dieser  Periode  in  Genua  bei  Ankunft 
Ludwigs  XII.  von  Frankreich  (1502)  der  Reichsadler  vom  Hauptsaal  des  DogenpaUistes 
weggetilgt  wird,  wcifs  Niemand  mehr  zu  sagen,  was  er  bedeutet.  Der  Chronist  der 
Stadt  (Senarega)  erhält  auf  seine  Fragen  nur  die  Antwort,  Grenua  sei  eine  „camera 
imperii""  (BüKCKHAKDT,  S.  18).  So  bildet  der  deutsche  Kaiser  in  Italien  ein  treffliches 
Paradigma  eines  blofsen  Scheinstaatshaupts  (im  Sinne  von  oben  I.  S.  204;  vergl.  S.  1S9). 

2)  Wäre  vor  allem  Frankreich  nicht  in  dieser  Weise  gefesselt  worden,  so  würde 
mutmafslich  schon  damals  der  Römerzug  des  Franzosenkönigs  an  Stelle  des  Zuges  des 
deutschen  Königs  getreten  sein.  Denn  der  französische  Expansionstrieb  nach  den 
MittelmeerkÜBten  beginnt  sofort,  als  Ludwig  VIU.  im  Albigenserkrieg  das  Mittelmeer 
erreicht  hat«  Ludwigs  IX.  letzter  Kreuzzug  (gegen  Tunis),  die  Intervention  Karls  von 
Anjou,  Philipps  HI.  Vorgehen  gegen  Bonifacius  belegen  dies(I?^TER,  Macchiavelli,  S.  80). 
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ihre  zunächst  überragende  Stellung.  Ausgerüstet  mit  der  politischen 
Autorität  des  Staats  Friedrichs  II.,  gestützt  auf  die  guelfischen  Parteien 
in  den  Städten,  besonders  in  Florenz,  konnten  sie  an  eine  Einigung  der 
Halbinsel  unter  ihrem  Scepter  denken.^)  Aber  widrige  Familienwirmisse 
zwischen  der  Hauptlinie  und  der  Nebenlinie  des  Hauses,  die  zur  un- 
garischen Krone  gelangt  war,  hinderten  seit  dem  dritten  Regenten,  durch 
den  Verlauf  des  14.  Jahrhunderts,  jede  lebhaftere  Aktion. 

Infolgedessen  waren  diejenigen,  die  in  Italien  den  nachhaltigsten  Vor- 
teil aus  den  vorausgehenden  Kämpfen  zogen,  im  13.  und  14.  Jahrhun- 
dert die  Städte.  Obwohl  die  einzelnen  Gemeinden  von  jenen  Kämpfen 
schwer  zu  leiden  gehabt,  sei  es  durch  die  königlichen  Strafgerichte,  sei 
es  durch  die  Feindschaft  der  andern  Städte,  die  die  Parteinahme  für 
Kaiser  oder  Papst  als  Deckmantel  benutzten,  um  Geschlechterfehden, 
nachbarliche  Rivalitäten,  kommerzielle  Konkurrenz  zum  Austrag  zu 
bringen,  zeigte  das  Schicksal  der  ober-  und  mittelitalienischen  Kommunen, 
wenn  man  sie  im  Durchschnitt  betrachtet,  doch  seit  der  zweiten  Hälfte 
des  12.  Jahrhunderts  und  durch  das  13.  Jahrhundert  hindurch  einen  be- 
deutenden Aufschwung,  und  nur  das  war  zu  beobachten,  dals  sich  während 
des  Ringens  zwischen  Papst  und  Kaiser  die  führende  Stellung  aller  Orten 
von  den  ghibellinischen  Städten  zu  Gunsten  der  guelfischen  verschob. 
Die  guelfischen  Vorkämpferinnen  zur  See  und  zu  Lande,  Genua  und 
Mailand,  konnten  durch  den  Freiheitskampf  in  ihrer  Bedeutung  nur  noch 
mehr  wachsen,  während  neben  Mailand  das  gut  kaiserliche  Pavia,  neben 
Genua  das  ghibellinische  Pisa  zurücktrat  Wie  seine  Seemacht  an  Genua, 
gab  Pisa  seinen  territorialen  Einfluls  auf  das  Amothal  stetig  an  das  guel- 
fische  Florenz  ab.  An  andern  Stellen  wiederholt  sich  der  entsprechende  Vor- 
gang, im  östlichen  Oberitalien  zum  Nachteil  von  Cremona,  Verona  und  Ra- 
venna  und  zu  Gunsten  von  Bologna  und  Parma.  Völlig  eine  Welt  für 
sich  bildete  die  Lagunenstadt  Venedig. 

Das  reiche  und  blühende  Leben,  das  sich  seit  der  Thronbesteigung 
Barbarossas,  während  des  hundertjährigen  Unabhängigkeitskrieges  und  in 
den  zwei  Jahrhunderten,  die  ihm  folgten,  abspielte,  war  ein  in  sich  geschlos- 
senes Kulturleben.  Es  ist  oft  geschildert  worden,  dafs  hier  die  moderne  Ge- 
sellschaft ihre  Lebensformen  empfing.  Mit  einer  Intensität,  die  der  des 
griechischen  Kulturlebens  im  5.  Jahrhundert  gleichkam,  und  mit  noch 
weit  gröfserer  Vielseitigkeit  wurden  hier  Philologie,  Geschichtsschreibung, 
Naturwissenschaft  und  Medizin,  Baukunst,  Malerei  und  Plastik,  Epik,  Novel- 
listik  und  Musik,  Technik  des  Handels  und  der  Industrie,  sogar  Gesellig- 
keit und  Naturgenufs  in  die  Bahnen  geleitet,  in  denen  später  die  übrigen 
Nationen  eintreten  und  jede  auf  ihre  Art  weiter  wandeln  sollte.  Längst 
ist  bekannt,  dafs  die  volle  Reife,  die  alle  diese  Kulturformen  im  15.  Jahr- 

1)  Dies  um  so  mehr,  als  der  Papst  zunächst  genötigt  ist,  sich  auch  femer  (gegen- 
über König  Heinrich  VII.)  auf  Neapel  zu  stützen. 
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hundert  erreicht  haben,  durch  ein  weniger  glänzendes,  aber  nicht  minder 
üppiges  Wachstum  im  13.  Jahrhundert  vorgebildet  sind.  In  besonderen 
Sinne  gilt  dies  von  der  eigentlich  politischen  Leistung  der  italienischen 
Städte.  Ihre  grölste  Fruchtbarkeit  auf  dem  Gebiete  des  Bechtslebens  ent- 
falteten sie^  wie  das  archaische  Athen  in  der  Zeit,  wo  sie  um  ihre  Stellung  noch 
zu  ringen  hatten,  und  unmittelbar  nachdem  sie  sie  erkämpft  hatten. 

Schon  die  Organisation  der  Städte  im  13.  Jahrhundert  erscheint 
als  die  verfassungsrechtlich  vollkommenste,  die  seit  den  antiken  Stadt- 
staaten ausgebildet  worden  war,  —  als  eine  durch  die  Bürgerschaft  be- 
schränkte Oligarchie.  Der  alte  Stadtadel,  der  Stamm  der  herrschenden 
Klasse,  wird  schon  früh  durch  die  starke  Beteiligung  des  Rechtsgelehrten 
und  des  bürgerlichen  Grolskaufmanns  an  den  Ämtern  gemäfsigt  So 
lästig  und  sicherheitsgefährlich  die  Raufereien  und  Familienfehden  der 
Guelfen  und  Ghibellinen  sein  mögen,  das  Gepräge  erhält  das  Gemein- 
wesen doch  durch  die  Grolskaufleute,  die  mit  den  Richtern  und  Notaren  und 
den  Vertretern  führender  Industriezweige  den  Ton  angeben.  Die  Ämter 
liegen  auch  da,  wo  noch  Ritter  und  Eaufleute  daran  teilnehmen,  vermöge 
eines  seit  langobardischer  Zeit  allmählich  vorbereiteten  Umschwungs  in 
den  Händen  der  akademisch  gebildeten  „assessores'',  „provisores**.  Für 
ein  ausgebreitetes  Personal  sorgen  die  zahbreichen  Rechtsschulen,  wo 
unter  dem  Vortritt  Bolognas  ein  intensives  Studium  der  römischen  Rechts- 
quellen eröffnet  worden  ist  und  ein  ebenso  reger  Unterricht  mit  gröfster 
Spezialisierung  der  Lehrfächer  betrieben  wird.  So  üben  dieTerwaltung  und 
Rechtspflege  sowie  die  Initiative  einer  auf  serordentlich  eingehenden  und 
systematisch  hochstehenden  Statuten-Gesetzgebung  die  Gebildeten  und 
Vermögenden  des  popolo  grasso.  Der  Mittelstand,  die  Handwerker  greifen 
nur  als  Wahl-  und  Gesetzgebungskörper  ein.  Sogar  in  Florenz,  obwohl 
es  sich  langsamer  als  Bologna,  Pisa,  Mailand  entwickelt,  beginnen  die  Zu- 
stände schon  um  1198  diese  Gestalt  anzunehmen.  ^  Allmählich,  aber  erst 
Ende  des  1 3.  Jahrhunderts,  nimmt  die  Oligarchie  demokratische  Beisätze 
in  Form  einer  Teilnahme  der  unteren  Zünfte,  des  popolo  minuto,  auf.'^) 

1)  Um  1200  regierten  die  Geschlechter  der  teils  adligen,  teils  grorskaufmäDnischen 
Klasse  durch  12 — 18  Konsuln  (S.  453).  Siebüdeten  zugleich  das  Reiteraufgebot  unter 
hesonderen  consules  militum  und  eine  societas  mercatorum  unter  consules  mercatorum. 
Die  Zünfte  der  Handwerker  (artes)  sind  der  Kern  der  Volksversammlung  und  des  Fufs- 
heeres.  Ihre  „rectores*"  (seit  1202  „priores^)  üben  schon  1192  auf  die  Feststellung  des 
Statuts  mafsgebenden  Einfluf s.  Während  der  Kämpfe  zwischen  den  Guelfen  und  Ghibel- 
linen (bis  1267)  gliedeit  sich  auch  die  Oligarchie  (bis  1282)  in  die  sieben  oberen  Zünfte 
(Richter,  Tuchweber,  Wechsler  u.  a.).  Sie  bilden  nun  das  Regierungskollegium  der 
Signoria.    Der  Adel  als  solcher  wird  für  amtsunfähig  erklärt.  (Davidsohn,  8. 659  ff.) 

2)  In  Florenz  wird  die  Verfassung  schon  1293  und  1328  in  gemäfsigt  demo- 
kratischem Sinne  geändert.  Soweit  die  zahlreichen  Experimente  ein  Durchschnitts- 
bild gestatten,  wurde  in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  die  Signoria  durch 
Aufnahme  von  19  Gonfalionere  der  popolanen  BUrgerwehr,  12  gewählten  Vertrauens- 
männern des  Volks,  24  Konsuln  der  höheren  Zünfte  und  36  von  den  Phoren  (oben  Anro.  1) 


472  Zweiter  Teil.    Die  verschiedenen  Formen  der  Staatsbildong. 

Wahrhaft  schöpferisch  dagegen  werden  die  Städte  in  dem  Recht, 
das  alle  Seiten  des  bürgerlichen  Znsammenlebens  beherrscht  Nnr  der 
Umstand,  dals  es  in  Gesetzgebungen  von  blols  kommunaler  Geltung  ab- 
gefalst  wird,  kann  darüber  täuschen,  dals  hier  eine  klassische  Periode 
der  BechtsbUdung  erreicht  ist.  In  dem  vielseitigen  Blick  für  die  Er- 
scheinungen des  Lebens  und  dem  technischen  Scharfsinn,  dieselben  durch 
grundsätzlich  gefalste,  gut  geordnete  Kegeln  zu  bewältigen,  stellt  sich 
die  italienische  Jurisprudenz  der  der  römischen  Kaiserzeit  ebenbürtig 
an  die  SeiteJ) 

Im  Privatrecht  wurden  mindestens  die  römischen  Rechtsgedanken 
voll  verstanden,  für  das  neue  Verkehrsleben  und  dessen  nicht  auf  Sklaven- 
arbeit, sondern  auf  freie  kaufmännische  und  gewerbUche  Thätigkeit  be- 
rechneten Zuschnitt  eingerichtet  und  im  Hinblick  auf  neue  Rechtsinstitute 
wie  Wechselverkehr,  Versicherungsgeschäft,  Handelsgesellschaften  aller 
Art  fortgebildet.  Im- Civilprozefsrecht  aber  wurde  überhaupt  erst 
jetzt  der  leitende  Gedanke  der  Gesetzgebung  erfafst  Man  sah  schon  im 
12.  Jahrhundert,  dafs  der  verwickelte  Verkehr  der  hochstehenden  Geld- 
und  Taiischwirtschaft,  der  sich  in  den  Städten  zu  entfalten  begann,  nicht 
mehr  in  den  alten  germanischen  Schematen  des  Eides  oder  gar  des  Gottes- 
urteils erledigt  werden  könne,  dafs  die  Vielseitigkeit  der  Geschäftsbe- 
redungen  und  Vermögensbeziehungen  eine  freie  Prüfung  der  thatsäch- 
lichen  Vorgänge  und  deren  sachverständige,  civilrechtliche  Beurteilung 
durch  den  gelehrten  Richter  verlange.  Insoweit  wurde  der  römische 
Prozefs  des  justinianischen  Beamtentums  aufgenommen.  Aber  trotzdem 
war  man  doch  nicht  gewillt,  dem  Richter  die  volle  Ungebundenheit 
einer  Prüfung  nach  Ermessen,  wie  er  sie  dort  besessen  hatte,  zu  belassen,  und 
in  kunstvoller  Weise  wurde  deshalb  aus  den  Resten  des  germanischen 
Prozesses  ein  Verfahren  entwickelt,  das  den  Richter  nötigte.  Schritt  für 
Schritt,  sachgemäfs,  geordnet  und  gründlich  vorzugehen,  —  das  auch 
die  Parteien  und  ihre  Advokaten  hierzu  anhieh.  Der  Sinn  für  eine 
mafsvoll  formelle  Procedur  wie  in  den  römischen  Republiken  wurde 
wieder  geweckt.  2) 

zugezogenen   Bürgern  der  6  sestieri  (Stadt -Sechstel)  erweitert,   über  süien  ein  mili- 
tärischer Bürgermeister  (gonfaiionere  delia  giustizia)  eingesetzt 

1)  Zam  Folgenden  über  das  neue  Privatrecht  Goldschmiot  ,  Handbuch  des 
Handelsrechts,  S.d.  1. 1891.  S.  142  ff.);  über  das  Civilprozefsrecht  kurze  Zusammenfassung 
bei  RiCHAKD  Schmidt,  Lehrbuch  des  Civilprozefsrechts.  1898.  S.  58  (daselbst  aus- 
führliche Litteraturangaben  über  die  reiche  monograph.  Einzeldarstellung).  Über  die 
Bedeutung  des  italienischen  Strafrechts  Richard  Schmidt,  Aufgaben  der  Straf- 
rechtspflege. 1895.  S.  192;  über  die  Entwicklung  des  Straf prozefsrechts  Richard 
Schmidt,  Herkunft  des  Inquisitionsprozesses.  1902.  S.  100. 

2)  Unter  anderem  das  Prinzip,  dafs  der  streitige  Anspruch  in  der  Klageschrift 
angegeben  werden  mufs  und  dann  nicht  mehr  geändert  werden  darf  (Klageänderungs- 
verbot), dafs  der  Beklagte  präcis  erklären  mufs,  ob  er  prozessieren  oder  sich  fügen 
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In  der  Straf  Justiz  wurden  ebenfalls  in  bisher  noch  nicht  erzielter 
Vollkommenheit  die  römischen  und  die  karolingischen  Bechtsgedanken 
über  das  gesetzliche  Verhältnis  von  Verbrechen  und  Strafen  zusammen- 
gearbeitet. Die  Arbeit  ergab  ein  System,  welches  den  Bichter  wiederum 
nötigte,  für  die  Verbrechen  gerechte,  d.  h.  der  Schwere  des  einzelnen 
Deliktes  verhältnismärsig  entsprechende  Strafen  auszuwerfen.  Dabei 
wurde  aller  FleiXs  angewendet,  nicht  nur  um  die  verschiedenen  Delikts- 
arten nach  ihrer  Schwere  genauer  zu  unterscheiden,  wie  Mord  und  Tot- 
schlag, Raub  und  Diebstahl,  Diebstahl  und  Unterschlagung,  sondern  zum 
erstenmal  wurden  auch  die  verschiedenen  Begehungsformen  desselben 
Delikts  —  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit,  Vollendung  und  Versuch,  Mitthäter- 
schaft  und  Beihilfe  —  getrennt  und  damit  die  ünterlagefür  jene  verhält- 
nismätsige  Strafzumessung  geschaffen.  Desgleichen  wurden  im  Gebiet  der 
Straf  mittel  die  verschieden  schweren  und  leichten  Formen  —  geschärfte 
Hinrichtung  (Verbrennen,  Lebendigbegraben,  Ertränken),  einfache  Hin- 
richtung (Schwert*  oder  Oalgenstrafe),  Verstümmelung  (Blenden,  Zungen- 
ausschneiden u.  s.  w.),  Ächtung,  Kerker,  Geldstrafen  in  allen  Gröfsen  —  aus 
der  allgemeinen  germanischen  Tradition  entlehnt  Aber  der  harte  Apparat 
dieser  Strafen  wurde  dadurch  veredelt,  dafs  er  jetzt  ohne  Unter- 
schied der  Person  angewendet  wurde.  Ein  Abkauf  der  schweren 
Leibesstrafen  durch  Geld,  wie  ihn  das  germanische  Becht  stets  zugelassen 
(S.  385),  oder  eine  doppelte  Skala  der  Strafen  für  honestiores  und  humi- 
liores,  wie  im  römischen  Kaiserrecht,  begann  zu  verschwinden,  und 
die  Bechtsgleichheit  machte  damit  an  einem  wichtigen  Punkte 
einen  Fortschritt  Für  die  Verfolgung  und  Aburteilung  der  Verbrechen 
wurde,  im  Inquisitionsprozels  auch  ein  allgemein  verwertbares  Ver- 
fahren geschaffen.  Ziemlich  unabhängig  von  gleichzeitigen  Beformen 
des  päpstlichen  Bechts  (S.  46o)  zogen  die  Italiener  aus  der  karolingischen 
inquisitio  die  Konsequenzen,  die  gezogen  werden  mulsten,  wenn  man  auch 
im  Strafprozels  den  Grundsatz  freier  richterlicher  Erforschung  des 
Sachverhaltes  walten  liels.  Sie  ergaben  ein  Offizialverfahren,  in  dem  der 
Untersuchungsrichter  den  Verdacht  der  That  und  des  Thäters  ermittelte, 
um  dann  selbst  die  Verdachtsgründe  durch  Erhebung  der  Be-  und  Ent- 
lastungsmomente zum  vollen  Schuldbeweis  oder  zur  Klarheit  der  Un- 
schuld durchzudringen  und  dann  erst  einem  Kollegium  die  Akten  zum 
Urteil  vorzulegen.  Es  war  nicht  zu  leugnen,  dafs  dieses  Verfahren  dem 
Untersuchungsrichter  aufserodentlich  starke  Kompetenzen  und  grofse  Ver- 
antwortlichkeit zumafs,  —  besonders  deshalb,  weil  er  in  der  Folterung  des 
Angeklagten  jetzt  ein  Mittel  erhielt,  um  den  mangelhaften  Schuldheweis 

wolle  (formelle  ^Litiskontestation^),  —  dafs  das  Gericht  vor  Beweiserhebungen  die 
Verhandlung  der  Parteien  abhalten  und  das  Zugestandene  als  bewiesen  ansehen  mufs 
(Verhandlungsprinzip),  dafs  das  Gericht  bei  der  Beweisprüfung  „Beweisregein*',  bei 
der  Abwicklung  der  Termine  eine  ^Reihenfolge"  beachten  mufs  u.  s.  w. 
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durch  dessen  erzwungenes  Greständnis  voll  zu  machen.  Aber  die  Energie 
des  Verfahrens  wurde  durch  das  stark  um  sich  greifende  Gewerbsver- 
brechertum  geradezu  notwendig,  und  die  italienischen  Stadtrechte  lielsen  es 
ihrerseits  nicht  daran  fehlen,  den  Gebrauch  der  Folter,  der  Untersuchungs- 
haft u.  s.  w.  an  strenge  gesetzliche  Voraussetzungen  zu  binden. 

Nebenher  vervollkommnete  sich  das  Verwaltungsrecht  in  allen 
seinen  Zweigen.  Für  Stralsen-,  Feuer-,  Wasser-  und  Gesundheitspolizei 
und  hundert  andere  Sorgen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  ist  es  in  Bologna, 
Padua  und  anderswo  schon  im  13.  Jahrhundert  entwickelt.  Seit  dem  Auf- 
blähen des  Florentiner  Gemeinwesens  gelangte  es  am  Anfang  des  14.  Jahr- 
hunderts dort  auf  den  Zustand  seiner  Keife.  Hier  wird  das  perikleische  Athen 
überboten.  Florenz  zeigt  das  Bild  einer  Stadt  von  90000  Köpfen  mit  100000 
Goldgulden  Staatseinnahmen,  die  ihre  8 — 10000  Schulkinder  lesen  lehren 
kann,  6  Rechenschulen  für  1200,  eine  Lateinschule  für  600  Schüler  be- 
sitzt, über  Spitäler  mit  etwa  1000  Betten,  über  eine  stehende  Löschmann- 
schaft verfügt,  und  die  zu  gleicher  Zeit  den  Ponte  Vecchio,  die  Loggia 
des  Orcagna  und  die  Fundamente  des  Doms  errichtet  0  In  der  Technik 
der  Finanzverwaltung  macht  sich  der  nunmehrige  Mittelpunkt  des  euro- 
päischen Geldgeschäftes  die  Erfahrungen  und  Methoden  zu  nutze,  die 
Genua  und  Venedig  in  Zoll-,  Taxenwesen  aller  Art  ausgebildet  und 
erprobt  haben.2) 

IL  Der  Untergang  der  Stadtrepubliken  und  das  Empor- 
kommen der  Tyrannenstaaten.  Es  liegt  nahe,  den  italienischen 
Stadtstaat,  wie  er  sich  in  Florenz  ideal  verkörperte,  als  den  „ersten 
modernen  Staat"  zu  verherrlichen.^)  Kulturelle  Produktivität  und 
verfassungsmälsige  Rechtssicherheit  strebten  sich  hier  harmonisch  zu  ver- 
einigen. Gleichwohl  würde  die  Staatslehre  mit  solchem  Urteil  auf  einen  fal- 
schen Weg  geraten. .  Die  Gemeinwesen  der  Renaissance  waren  im  Gegenteil 
dieletztenantikenStaaten.  Aus  den  gleichen  Gründen,  aus  denen  sich 
die  Form  des  freien  bürgerlichen  Kleinstaates  in  der  griechischen  Kultur- 
welt als  unhaltbar  erwiesen  hatte,  war  sie  innerhalb  der  neuen  Kultur- 
welt, nach  dem  Verlauf,  den  die  Staatsbildung  hier  genommen  hatte,  erst 
recht  lebensunfähig,  und  es  war  nicht  nur  die  verständliche,  sondern  die 
im  Hauptpunkt  gesunde  Entwicklung,  wenn  die  Stadtstaaten  seit  der  Mitte 
des  14.  Jahrhunderts  in  stetigem  Verlaufe  von  dem  territorialen  Staate 
eines  absoluten  Fürsten  aufgesogen  wurden. 

Es   ist  zur  Beurteilung  wichtig  zu  erkennen,  dafs  der  Untergang 

1)  Vei^L  über  die  Mitteüungen  des  Giovanni  Villani  (1850)  Bttbckhabdt,  S.  76  ff. 

2)  Vergl.  über  die  italienische  Finanzverwaltung  Sievekh^g,  Genueser  Finanz- 
wesen. 1898. 

3)  So  BuBCKHABixr,  S.  74.  Es  ist  die  Anschauung  des  Schweizers,  der  vom 
Standpunkt  der  ganz  exceptionellen  Entwicklung  der  Schweiz  aus  auch  heute  noch 
den  Stadtstaat  als  das  politische  Nonnalgebilde  ansieht. 
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der  Verfassungen  nicht  durch  brutale  Gewalt  von  aulsen  erfolgte.  Die 
einzige  Monarchie,  die  hier  hätte  gefährlich  werden  können,  der  neapo- 
litanische Staat  der  Anjou,  war  und  blieb  vermöge  der  Unsicherheit 
der  Succession,  die  ihn  schlief  stich  (1435)  an  eine  aragonesische  Ne- 
benlinie brachte*),  bis  dahin  von  geringer  Bedeutung.  Auch  die  oli- 
garchisch-demokratische  Parteiung  erklärt  nicht  alles.  Vielmehr  war 
für  die  Städte  der  erste  Schritt  zur  Unfreiheit  der,  den  sie  selbst 
auf  der  Bahn  der  erfolgreichen  Eroberung  thaten.2)  Die  Erweiterung 
des  Stadtgebietes  mit  Dörfern  und  Landstädten  zu  einem  Territorium 
abhängiger  Handelstädte  unter  einer  herrschenden  Stadt,  brachte 
Mailand  wie  Florenz  in  denselben  Konflikt,  aus  dem  sich  seinerzeit 
Athen  nicht  herauszuwinden  vermocht  hatte  (8.  169),  —  in  den  Konflikt 
zwischen  dem  eigenen  Egoismus  und  dem  Begehr  der  andern  nach 
staatsrechtlicher  Gleichheit  Wie  die  Eroberungen  dem  Wunsche  der 
herrschenden  Bürgerschaften  entsprangen,  Verkehrskonkurrenten  tot- 
zudrücken, so  blieb  dieses  Motiv  das  dauernde  Hindernis  jedes  Ver- 
suches, die  Unterworfenen  mit  dem  herrschenden  Gemeinwesen  zu 
verschmelzen.  Einerseits  war  es  auch  hier  wieder  aus  technischen 
wie  aus  Klugheitsgründen  unmöglich,  die  Unterthanen  in  die  Regie- 
rungs-  und  Gesetzgebungsrechte  aufzunehmen,  die  den  Bürgern  des 
Vororts  zustanden,  —  anderseits  war  es  unvermeidlich,  dafs  der  Aus- 
schlufs  der  durch  Jahrhunderte  lange  Fehde  von  Stadt  zu  Stadt  3) 
ohnehin  verbitterten  Unterthanen  jene  Unzufriedenheit  wach  erhielt,  die 
die  Übernahme  gleicher  oder  schwererer  Lasten  ohne  entsprechende 
Bechte  mit  psychologischer  Notwendigkeit  nun  einmal  erzeugen  mufs.  Alle 
verfassungsmäfsige  Freiheit  erwies  sich,  wenn  sie  nicht  mit  der  G 1  e  i  ch  - 
heit  aller  Teile  der  Staatsbevölkerung  verbunden  war,  als  wertlos,  weil 
sie  ohne  dies  die  Einheit  des  Volkskörpers  und  damit  die  Dauerhaftig- 
keit des  Staates  nicht  aufkommen  liefs.  Aus  dem  Verhältnis  ergab  sich 
von  selbst,  dafs  der  Vorort  die  Unterthanenstädte ,  deren  Angehörige 
er  sich  nicht  getrauen  konnte  zu  bewaffnen,  durch  Söldner  beherrschte. 
Mit  dem  Augenblick  aber,  wo  der  Stadtstaat  neben  der  Gerechtigkeit 
auch  die  eigene  Wehrkraft  aus  der  Hand  gab,  war  er  verloren.^) 

1)  Der  Übergang  wird  durch  die  Königin  Johanna  II.,  Tochter  des  letzten 
männlichen  Abkömmlings  des  Hauses  Anjou,  Ladislaus',  Sohn  Karls  III.,  vermittelt 

2)  Insbesondere  Florenz  unterwirft  .um  1350  Prato  und  Pistoia,  erwirbt  fried- 
lich (1384)  von  Karl  von  Neapel  Arezzo,  erobert  1406  Pisa,  1411  Cortona,  1421 
Livomo.  Erst  jetzt,  im  Besitz  der  Hafenstadt,  wird  es  Seemacht  1420  sind  seine 
ersten  Galeeren  nach  der  Levante  gegangen.  Lucca  hat,  zuerst  auch  unterworfen, 
schon  1369  seine  Unabhängigkeit  wieder  erlangt  und  behauptet 

3)  Über  die  Schonungslosigkeit  der  vorausgehenden  Nachbarkriege,  Quälerei 
der  Gefangenen  u.  s.  w.  Davidsohn,  Geschichte,  S.  693  ff. 

4)  Dafs  hierin  der  Grund  für  die  Lebensunfähigkeit  des  Stadtstaats  lag,  wird 
später  vor  allem   durch  das  gewichtige  Zeugnis  Macchiavellis  bestätigt,  in   dessen 
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So  brachte  der  Tyrann,  obwohl  er  die  verfassungsmälsige  Freiheit 
vernichtete,  trotz  aller  wohlfeilen  Deklamationen  italienischer  Patrioten  in 
Wahrheit  die  bessere  Regierung,  weil  er  die  staatsrechtliche  Ungleich- 
heit ausglich.  Hierin  lag  die  tiefere  Rechtfertigung  der  Despoten.  Äulser- 
lich  kam  ihnen  zu  statten,  dafs  die  Tradition  des  Lehnsfürstentums  niemals 
ganz  ausgestorben  war.  Ihren  Ausgangspunkt  bildete  nicht  die  Analogie 
des  Königreichs  Sizilien,  sondern  Erscheinungen  wie  Ezzelino  da  Romano, 
der  von  seinem  Schwiegervater  Friedrich  II.  mit  Padua  belehnt  war  und 
dort  in  den  Carrara  Nachfolger  fand,  oder  wie  Gan  Grande  della  Scala, 
der  von  Heinrich  VII.  das  Reichsvikariat  über  Verona  und  Vicenza 
erhalten  hatte.  Nach  diesem  Muster  breitete  sich  die  Tyrannis  seit  dem 
zweiten  Drittel  des  14.  Jahrhunderte  über  ganz  Mittelitalien  und  Ober- 
italien aus  —  am  mühelosesten  in  der  päpstlichen  Interessensphäre  in 
ümbrien  und  den  Marken  ^),  —  in  heftigem  Kampf  mit  den  städtischen 
Freiheiten  in  der  Lombardei,  wo  die  Gonzaga  Mantua,  die  Visconti 
(1354)  Mailand  zum  Fürstentum  umbildeten.  Überall  suchten  sie  formell 
die  legitimen  Rechtstitel  für  sich  auszunutzen.-)  Aber  überall  lag  im 
praktischen  Erfolg  ihr  Streben  in  der  ausgleichenden  Vereinigung  gröfserer 
Territorien  unter  einem  verfassungsmäfsig  unbeschränkten  Regiment.^) 
In  die  gleichen  Formen  bogen  zuletzt  auch  Venedig  und  Florenz  ein. 
In  Venedig  ward  annähernd  das  Ergebnis  einer  Tyrannis  erzielt,  als 
die  herrschenden  Familien  sich  selbst  immer  mehr  konzentrierten  und 
die   Herrschaft   einem   unbeschränkten   Adelsausschuls   sicherten.^)     In 


Schriften  das  im  Text  Bezeichnete  einen  seiner  Hauptgedanken  ausmacht  (unten 
§  79  a.  E.).  Im  übrigen  vergl.  oben  S.  155—169.  Besonders  bemerkenswert  ist,  dafs  die 
italienischen  Städte  in  diesem  Punkte  ebenso  unbelehrbar  sind  wie  die  griechischen. 
Noch  bei  dem  Aussterben  der  Visconti  (1447;  unten  S.  477)  verlor  Mailand  das  ostliche 
Oberitaiien  an  Venedig  hauptsachlich  deshalb,  weil  es  sich  weigerte,  einer  Föde- 
ration der  lombardischen  Städte  auf  gleicher  Basis  zuzustimmen  (Bürckhardt, 
S.  84.  Anm.  1). 

1)  Malatesta  in  Rimini,  Manfreddi  in  Faenza,  Baglioni  in  Perugia,  Varani  in 
Camerino. 

2)  Auch  die  Visconti  sind  (seit  1310)  Statthalter  Heinrichs  Vn.  in  Mailand.  Die 
Tyrannis  wird  durch  Bemabö  Visconti  (1354)  durch  Staatsstreich  begründet,  — 1395 
durch  die  Verleihung  des  Herzogstitels  von  Wenzel  an  Gian  Galeazzo  legalisiert  — 
Anerkennung  des  Gonzaga  von  Mantua  als  Markgrafen  durch  Kaiser  Sigismund.  — 
der  Este  in  Modena  und  Reggio  (1452)  durch  Friedrich  IH.,  in  Ferrara  (1470)  durch 
den  Papst. 

3)  Schon  Can  Grande  della  Scala  beherrscht  im  wesentlichen  das  ganze  ostliche 
Oberitalien,  und  in  grofsem  Mafsstabe  beginnt  Giovanni  Galeazzo  Visconti  (1385 — 1402) 
von  Mailand  aus  Verona  und  Padua  zu  erobern  und  seine  Einflufssphäre  auf  Pisa, 
Siena,  Bologna  zu  erstrecken. 

4)  Die  sogenannte  „Schlief sung  des  grofsen  Rats*',  d.  h.  der  normalen,  allein 
ratsfähigen  Familien  der  neuadligen  Mittelgruppen  zwischen  Patriziat  und  Volk,  war 
1298  erfolgt  und  wurde  durch  die  Seekriege  mit  Genua  (bis  1381)  befestigt  (1310 
Rat  der  Zehn,  1355  erfolglose  demokratische  Erhebung,  Hinrichtung  Falieros.) 
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Florenz  ward  der  Hader  der  Oligarcben  und  Demokraten  dadurch  ab- 
geschlossen^ dafs  das  Haupt  der  letzteren,  Cosimo  dei  Medici,  als  Chef 
des  gröfsten  Bankhauses  schon  längst  der  finanzkräftigste  Bürger  das 
Amt  des  GonfaJionere  della  giustizia  und  damit  die  Verfügung  über  die 
Truppenmacht  der  niederen  Zünfte  übernahm,  um  unter  dem  Schein 
der  freistaatlichen  Formen  wie  ein  Augustus  im  kleinen  Stil  eine  that- 
sächlich  monarchische  Regierung  zu  begründen,  t)  ungefähr  in  denselben 
Jahren  (1450)  wurde  nach  dem  Aussterben  der  Visconti  auch  Mailand, 
gänzlich  leitungslos,  von  seinem  Condottiere  Francesco  Sforza  neu- 
geordnet. 

Durch  alle  diese  Vorgänge  gewann  die  politische  Lebensform  Ita- 
liens trotz  aller  partikulären  Zersplitterung  seit  dem  zweiten  Drittel  des 
15.  Jahrhunderts  eine  gewisse  Gleichförmigkeit  und  Stetigkeit  Ein  System 
von  mehr  oder  minder  absoluten  Territorialmonarchien  trat  an  die  Stelle 
des  bunten  Gewimmels  der  früheren  Kleinstaaten.  Ihnen  fügte  sich  bei 
aller  Eigenart  als  etwas  Gleichartiges  auch  das  geistliche  Fürstentum  des 
Papstes  ein,  der  nach  dem  Scheitern  des  demokratischen  Aufstandes  des 
Cola  Rienzi  gegen  die  Adelsparteien  seinen  Sitz  (1376)  wieder  in  Rom 
genommen  hatte.  Ein  Zustand  des  Gleichgewichts  zwischen  den  fünf 
grolsen  Gebieten  —  Neapel,  Rom,  Florenz,  Mailand,  Venedig  —  bildete 
sich  heraus,  der  zugleich  den  ungestörten  Bestand  der  kleineren  Klientel- 
fürsten, der  „raccommandati",  wie  ürbino,  Ferrara,  gewährleistete.  Die  Seele 
dieses  Zustandes  wurden,  zunächst  mit  Venedig  verbündet,  die  Medicäer. 
Auch  im  Innern  der  Staaten  bewährte  sich  die  „Tyrannis"  in  einem 
„merkwürdigen  Gemisch  von  Gewaltsamkeit  und  Popularität"^),  das  bei 
manchen  Herrschern,  wie  bei  Cosimo  Medici  bei  Franzesco  Sforzza  der 
bei  Federigo  Montefeltro  von  ürbino  sogar  eine  vorzüglcihe  Regierung 
bedeuten  konnte.  Bei  starker  Besteuerung,  strenger  Söldnerherrschaft, 
polizeilicher  Überwachung  der  Individuen  lieferte  die  Monarchie  eine 
prompte  Justiz,  eine  scharfe  Beamtenkontrolle  und  eine  sorgfältige 
Wohlfahrtspflege,  die  sich  nicht  nur  auf  die  Pflege  der  Kunst  er- 
streckte. Vor  allem  übernahm  der  Fürstenstaat  grundsätzlich  unver- 
ändert   die    gesamte   Gesetzgebung    des   Stadtstaats    auf    dem   Gebiete 

1)  In  Florenz  erwuchs  die  Tyrannis  bezeichnenderweise  in  direktem  Zusammen- 
hange mit  der  Kriegspolitik  des  Staats.  Im  ersten  Drittel  des  15.  Jahrhunderts  hatten 
die  beiden  mafsvoUen  Partoihäupter  des  popolo  grasso  und  minuto,  Niccolö  da  Uzzano 
(t  1432)  und  Giovanni  Averardo  de'  Medici  (f  1429),  ein  Gleichgewicht  der  Oligarchen 
und  Demokraten  zu  erhalten  gewofst  Nach  ihrem  Tode  suchte  aber  Albizzi,  nun- 
mehr Führer  der  grofsen  Zünfte,  den  Mifserfolg  eines  neuen  Krieges  gegen  Lucca 
(oben  S.  475,  Anm.  1)  durch  einen  Gewaltstreich  gegen  den  jetzigen  Demokraten- 
führer Cosimo  de'  Medici  unschädlich  zu  machen.  Aber  während  Cosimos  Verbannung 
wurde  Albizzis  Lage  rasch  unhaltbar,  und  die  Zurückberufung  des  ersteren  leitete 
die  oberste  Gewalt  des  „Vaters  des  Vaterlandes**  ein. 

2)  BuBCKHARDT,  Kultur,  S.  46. 
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von  Privatrecht,  Strafrecht  und  Prozels.  Ganz  besonders  deutlich  lie- 
ferten also  die  Despotien  den  Beweis,  dafs  das  Haupt  eines  Gemein- 
wesens völlig  unumschränkt  regieren  kann,  während  die  Bezirksverwal- 
tung durch  starke  Bechtsschranken  gebunden  ist  In  der  Justiz  mochte 
—  abgesehen  von  persönlichen  Eingriffen  des  Staatsoberhauptes  in  poli- 
tischen Prozessen  —  eine  quantitativ  gesteigerte  Härte  im  aufserordent- 
lichen  und  formlosen  Verfahren  gegen  Gewohnheitsverbrecher  bemerkbar 
werden  (vergl.  unten  §  85,  IV.). 

Aber  dem  gesamten  Kechtszustand  Italiens  fehlte  noch  die  Festig- 
keit, und  diese  konnte  nur  unter  der  Voraussetzung  einer  fortdauernd 
ungestörten  Lage  nach  aufsen  eintreten  (S.  469).  Hierin  teilt  Italien  die 
Lebensbedingungen  Deutschlands. 


§  74.   Die  Auflösimg  Deutschlands  und  die  XJmgestaltiuig  des  Ostens. 

Raitke,  Weltgeschichte,  Bd.  VIII.  S.  539 ff.,  IX.;  Winkelmann,  Jahrbücher  der 
deutschen  Geschichte:  König  Friedrich  II.  2  Bde.  1889.  1897;  Lindner,  Deutsche  Ge- 
schichte unter  den  Habsburgem  und  Luxemburgern.  2  Bde.  1890—93;  Lamprecht, 
Deutsche  Geschichte,  IV.  1894;  Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte. 
3.  Aufl.  1898.  S.  383—687  (daselbst  erschöpfende  Litteraturübersichten);  Brunner, 
Grundzüge  der  deutschen  Rechtsgeschichte.  1901.  S.  83  ff. 

I.   Die  neue  Rechtslage  in  Deutschland.    Lange   vor  dem 
Schicksal   Italiens  hatte  sich  das  Schicksal  Deutschlands  entschieden. 
Denn  die  Verschiebung  der  Machtverhältnisse,  die  künftig  für  die  staat- 
liche Form  des  deutschen  Gebiets  mafsgebend  sein  sollte,  trat  nicht  erst 
mit  dem  Untergang   der  Staufer,  sondern  schon  während  ihrer  Herr- 
schaft ein.    Das  Hauptergebnis  der  Regierung  Friedrichs  I.  für  Deutsch- 
lands innere  Gestaltung  war  der  Sturz  Heinrichs  des  Löwen  (1180)  und 
damit  die  definitive  Beseitigung  des  letzten  grofsen  Stammesherzogstums 
(S.  457).  In  diesem  Akte  schlofs  der  lange  Prozels,  in  dem  sich  Herzog- 
tum und  Königtum  gegenseitig  aufgerieben  hatten,  mit  dem  Untergange 
des  einen  Gegners  ab,  während  der  andere,  die  Monarchie,  im  Kampfe  mit 
Italien   ihm   ebenfalls  entgegen  ging,  und  ungehindert  rückte  nunmehr 
die  buntfarbige  Vielheit  derer  an  die  erste  Stelle,  die  der  König  als  seine 
Bundesgenossen  grofs  gezogen  hatte,  die  ihm  soeben  gegen  den  Weifen 
noch  eifrig  sekundiert  hatten,  und  die  sich  nun  anschickten,  die  Erben 
der  realen  Substanz  seiner  politischen  Macht  zu  werden,  die  Bischöfe  und 
die  erblich  gewordenen  grofsen  Reichsbeamten,  mochten  sie  als  Grafen,  Mark- 
grafen, Pfalzgrafen  oderTitularherzöge  auftreten.  In  der  That  nahm  schon 
während  der  Epoche  Friedrichs  I.  Deutschland  die  Gebietsverteilung  an, 
die  ihm  für  die  Zukunft  blieb.  Schon  bei  der  Belehnung  Heinrichs  des 
Löwen  war  (1156)  die  bayrische  Ostmark  von  Bayern  abgelöst  und  zu 
einem  selbständigen  Herzogtum  Österreich  gemacht  worden.  Jetzt  wurde 
Bayern   selbst   in  wesentlich    beschränktem  Umfang  (ohne   Steiermark) 
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an  das  Haus  Wittelsbach  gegeben.  Entsprechend  ging  aus  dem  zweiten 
weifischen  Herzogtum,  dem  sächsischen  im  Osten,  nur  ein  sächsisches 
Kleinherzogtum,  Thüringen-Anhalt  —  nicht  bedeutsamer  als  seine  Nach- 
barn, die  Ostmark  Lausitz,  die  Mark  Meifsen  und  die  Markgrafschaft 
Brandenburg  —  hervor,  während  den  Weifen  selbst  nur  der  Kern  des  alten 
Besitzes,  Ostfalen,  Braunschweig-Lüneburg,  verblieb.  Der  westliche  Teil 
des  sächsischen  Stammesherzogtums  kam  als  „Herzogtum  Westfalen^ 
formell  unter  die  Hoheit  des  Erzbischofs  von  Köln,  bröckelte  in  Wahr- 
heit aber  in  eine  Vielzahl  kleiner,  staatlich  unmittelbarer  Herrschaften 
auseinander  und  teilte  somit  das  Schicksal  des  staufischen  Stammes- 
herzogtums Schwaben.  Von  den  ehemals  fränkischen  Herzogtümern  war 
ohnehin  nur  der  rheinfränkische  Teil,  jetzt  das  Gebiet  des  „Pfahsgrafen 
bei  Rhein**  (S.  439.  Anm.  2),  übrig  geblieben.  Der  östliche  war  in  Zwerg- 
gebiete und  in  die  Bistümer  Bamberg,  Würzburg,  Fulda  zerfallen,  sowie 
Ober-  und  Niederlothringen  durch  die  Episkopate  Mainz,  Köln,  Trier, 
Lüttich,  Metz,  Toul  u.  s.  w.  zersetzt  worden  war. 

Ob  eine  Monarchie  bei  zielbewuf stem  und  energischem  Vorgehen,  in  dem 
sie  ihre  ganze  Kraft  den  deutschen  Verhältnissen  zuwendete,  noch  im  stände 
gewesen  wäre,  die  Vasallen  in  der  Lage  von  selbstverwaltenden  Lokalge- 
walten unter  einer  starken  Centralgewalt  festzuhalten,  kann  dahingestellt 
bleiben.  Schon  Heinrich  VI.  scheiterte  mit  dem  Versuche,  die  erste  Bedingung 
hierfür,  die  Erblichkeit  der  Krone,  zu  sichern. i)  Thatsache  ist,  dats  die  Zeit- 
ereignisse —  die  Minderjährigkeit  des  jungen  Friedrich,  das  Königtum 
Philipps  und  das  Gegenkönigtum  Ottos  IV.,  die  Niederlage  Ottos  gegen  Frank- 
reich (S.  436),  endlich  die  Anerkennung  Friedrichs  II.  —  im  kritischen 
Moment  dem  ganzen  Egoismus  der  partikularistischen  Elemente  freie  Bahn 
machten.  Als  Friedrich  (1212)  auf  das  Gebot  des  Papstes  und  auf  den  Ruf  der 
Fürsten  in  Deutschland  erschien,  war  im  wesentlichen  nichts  mehr  zu 
retten.2)  Der  Staufer  war  von  seinen  fürstlichen  Wählern  ganz  abhängig, 
damals  ohne  militärischen,  sogar  ohne  ökonomischen  Rückhalt,  der  Ver- 

1)  Heinrich  VI.  bot  im  Jahre  1196  den  geistlichen  Fürsten  für  die  Anerkennung 
der  Erblichkeit  der  Krone  lediglich  den  Verzicht  auf  daa  „Spolienrecht  (oben  S.  456), 
—  ein  aofserordentlich  geringer  Preis,  wenn  man  die  ohnehin  bestehende  juristische 
Anfechtbarkeit  desselben  bedenkt.  Allerdings  scheiterte  er  mit  dem  Geschäft,  aber 
es  lälst  sich  ermessen,  wie  leicht  d-amals  noch  unter  günstigen  Verhältnissen  der 
Erfolg  zu  erringen  gewesen  wäre. 

2)  So  übereinstimmend  Jüuus  Ficker  (in  Böhmer,  Regesta  imperli,  V.  S.  17) 
und  Eduard  Winkelmann,  Friedrich  IL,  Bd.  I.  S.  54  ff.  Uneinigkeit  besteht  zwischen 
ihnen  nur  insofern,  als  Ficker  dem  König  Schuld  giebt,  weiterhin  die  deutschen 
Verhältnisse  vernachlässigt  und  so  persönlich  das  Einwurzeln  des  Partikularismus  ver- 
schuldet zu  haben.  Diese  Frage  kann  hier  dahingestellt  bleiben.  Es  steht  jedenfalls 
fest,  dafs  Friedrich  gegen  Deutschland  eine  Antipathie  besafs,  die  ihn  veranlafste^ 
dem  dsalpinischen  Königtum  weniger  Interesse  zuzuwenden,  als  dem  italischen 
(oben  S.  463).  Nur  ist  es  vollkommen  müfsig,  zu  fragen,  ob  diese  Stimmung 
mehr  Wirkung  der  faktisch  schon  vorhandenen   Zerrüttung  oder  Ursache  der 
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hältnisse  unkundig.  Er  mufste  deshalb  zunächst  die  weltlichen  und  geist- 
lichen Dynasten  für  sich  zu  gewinnen  suchen,  und  die  letzteren  verstanden 
die  Situation  sofort  für  sich  auszubeuten.  So  ward  während  des  einzigen 
längeren  Aufenthaltes,  den  König  Friedrich  in  Deutschland  nahm  (von 
1212 — 1220),  der  Keim  zu  allen  den  grundsätzlichen  Änderungen  des 
staaterechtlichen  Verhältnisses  gelegt,  die  in  der  Folgezeit  nur  immer 
fester  einwurzelten.  Am  rückhaltlosesten  kamen  seine  Konzessionen  den 
geistlichen  Herren  bez.  dem  an  der  Herrschaft  über  die  Prälaten 
interessierten  Papst,  der  ihm  damals  verbündet  war,  zu  gute.  Die  Egerer 
Goldbulle  von  1213  und  das  ^Privileg  zu  Gunsten  der  geistlichen  Fürsten** 
von  1220  enthielten  den  Bückzug  des  Königtums  an  allen  den  Punkten,  wo 
es  bisher  noch  auf  das  geistliche  Amt  wie  auf  die  Nützung  des  damit  verbun- 
denen Lohns  Einflufs  geübt  hatte  (S.  443).  Der  König  gewährte  die  Freiheit 
der  Bischofswahlen  und  behielt  sich  nur  die  hohle  Ceremonie  der  nachträg- 
lichen Scepterbelehnung  vor  (oben  S.  443).  Er  verzichtete  auf  Begalienrecht 
wie  auf  Spolienrecht  (oben  S.  407).  Er  versprach,  sich  der  Einmischung 
in  alle  Vergebungen  von  erledigten  Afterlehen  zu  enthalten,  keine  Burgen 
und  Städte  auf  bischöflichen  Territorien  anzulegen  und  die  vorhan- 
denen zu  zerstören,  keine  neuen  Zoll-  und  Münzstätten  einzurichten  und 
während  seines  Aufenthaltes  in  Bischofsstädten  das  Regal  der  Zollerhe- 
bung und  Gerichtsbarkeit  nicht  auszuüben.  Naturgemäfs  rückten  die 
welüichen  Fürsten  sehr  bald  durch  das  Statutum  in  favorem  principum 
(1231)  nach.^)  Die  Anlage  von  Burgen,  von  Märkten,  die  Erhebung  von 
Zöllen  ging  in  ihre  Hand  über,  und  besonders  folgenreich  war  es,  dafs 
auch  sie  sich  nach  dem  Muster  der  Markgrafschaften  und  der  alten 
Stammesherzogtümer  die  volle,  vom  König  unabhängige  Gerichtshoheit 
verschafften,  indem  sie  das  Erfordernis  der  königlichen  „Bannleihe", 
d.  h.  der  königlichen  Bestallung  und  Amtsvereidigung  für  ihre  Unter- 
grafen, abstiefsen  und  die  Beste  der  Bürger  ihrer  Territorien  somit  zu 
ihren  Unterbeamten  herabdrückten.*^).  Mit  diesen  Neuerungen  waren  so- 
wohl die  geistlichen  wie  die  weltlichen  Territorien  im  Hauptpunkte  schon 
beim  Tode  Friedrichs  IL  selbständige  Unterstaaten,  —  die  welt- 
lichen vor  allem  mit  Hilfe  des  gewohnheitsrechtlich  ausgebildeten  Prinzips, 
dafs  die  gröfseren  Territorien,  die  „Fahnlehen",  selbst  beim  Aussterben  des 
fürstlichen  Hauses  nicht  vom  König  eingezogen  werden  durften,  sondern 
wieder  ausgeliehen  werden  mufsten.-)    Und  zu  analoger  Stellung  stiegen 

immer  mehr  zunehmendi^p  war.  Im  Grunde  sind  auch  darüber  die  Streitenden  ein- 
verstanden (ver^l.  Winkelmann,  S.  74.  Anm.  1). 

1 )  Ursprünglich  von  dem  jungen  König  Heinrich  bewilligt,  als  sich  dieser,  um 
sich  gegen  seinen  Vater  Friedrich  II.  zu  erheben,  die  Fürsten  gewinnen  wollte,  — 
von  Friedrich  aber  schon  1232  bei  Niederwerfung  der  Empörer  bestätigt. 

2)  Über  die  Entwicklung  der  Bannleihe  vergl.  Schröder,  S.  563. 

3)  Vergl.  über  die  gegenteilige  Praxis  der  französischen  Monarchie  in  derselben 
Zeit  unten  §  76. 1. 
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jetzt  auch  die  königlichen  Städte  empor.  Von  den  Staufern  aus  Entgegenkom- 
men gegen  die  Fürsten  zurückgesetzt  und  zum  Teil  ihrer  Beichsunmittelbarkeit 
beraubt,  zogen  sie  aus  dem  Sturz  des  Hauses  den  Vorteil,  dals  sie  sich  in  ihrer 
Autonomie  und  im  Besitze  von  Besatzungsrecht,  eigner  Militärverwaltung, 
Münzhoheit;  Zollrecht  künftig  nicht  mehr  schmälern  zu  lassen  brauchten.  Nur 
die  Justiz  handhabte  in  den  Beichsstädten  und  in  den  Bischofsstädten,  die  ihnen 
gleichgekommen  waren,  vorläufig  der  königliche  Vogt  Innerhalb  des  Beicbs- 
verbands  beanspruchten  und  erhielten  sie  seit  den  Kaisern  des  Interregnums 
eine  Mitwirkung  an  dem  sich  seit  ca.llOOkonsolidierendenReichstag  neben 
Prälaten,  Fürsten  und  Herren,  —  mindestens  in  Fragen  der  Besteuerung  — . 

An  den  geschilderten  Veränderungen,  wie  sie  im  Laufe  des  13.  Jahr- 
hunderts eintraten,  zeigte  sich  nunmehr  deutlich,  um  wie  viel  jugend- 
licher die  deutsche  Staatsbildung  war,  als  die  der  westlichen  Nationen 
(S.  437).  Denn  im  Grunde  langte  Deutschland  jetzt  erst  bei  der  Gliederung 
an,  die  in  Frankreich  der  Staat  des  10.  und  1 1.  Jahrhunderts  besessen  hatte 
und  die  dort  soeben  (seit  1190)  durch  Philipp  IL,  Ludwig  VIII.  und  IX.  in 
eine  neue  Einheitsmonarchie  übergeführt  wurde.  Es  wäre  unrichtig,  dieses 
Ergebnis  gegenüber  der  Zeit  der  Ottonen  als  ein  in  jeder  Hinsicht  rückläu- 
figes zu  beurteilen.  Denn  wie  schon  betont  (S.  441),  war  das  gesicherte  Pro- 
dukt der  vergangenen  Jahrhunderte  das  Einheitsbewulstsein  der  deutschen 
Nation.  Gerade  das  kam  in  der  Nivellierung  der  Herzogtümer  durch  die 
geistlichen  und  weltlichen  Amtssprengel  sinnenfällig  zum  Ausdruck,  dafs 
der  Gegensatz  der  Stämme,  die  nationalfeindliche  Zusammengehörigkeit 
engerer  Landesgruppen,  gebrochen  war,  —  in  der  Blüte  der  Epik  und  Lyrik, 
die  das  Zeitalter  der  Staufer  verklärte,  in  Wolfram  und  Walther  trug  der 
nationale  Geist  seine  unvergängliche,  seitdem  immer  weiter  reifende  Frucht 
Aber  das  hinderte  nicht,  dafs  es  einen  deutschen  Staat  jetzt  nur  noch 
in  demselben  untergeordneten  Sinne  gab,  wie  einen  kapetingischen  Staat 
in  der  Zeit,  da  das  Rolandslied  entstand. 

Bestätigend  hierfür  ist,  dafs  Deutschland  wie  in  der  Gliederung  des 
Staatsgebiets  und  der  staatlichen  Thätigkeiten,  so  auch  in  der  Gliederung 
der  Stände  und  Gesellschaftsklassen  die  älteren  französischen  Verhält- 
nisse widerspiegelt.  Erst  in  der  Hohenstaufenzeit  kommt  das  Lehns- 
wesen fertig  zur  Ausbildung.  Mit  der  Schroffheit  wie  in  Frankreich  ist 
allerdings  auch  jetzt  die  feudale  Hierarchie  nicht  entwickelt  worden  >), 
auch  hieran  mufste  naturgemäfs  das  Dasein  der  in  dieser  Zeit  schon  voll 
entwickelten  Städte  hindern.    Aber  das  Lehnswesen  giebt  dem  sozialen 

1)  Das  zeigt  sich  einmal  daran,  dafs  das  Prinzip  „nalle  terre  sans  seigneur*^  in 
Deutschland  nie  gegolten  hat.  Freies,  nicht  lehnsruhriges,  bäuerliches  und  ritterliches 
Eigen  hat  es  in  Deutschland  immer  gegeben.  Femer  ist  in  der  Gerichtsverfassung 
das  ^Landgericht*  nie  vollständig  in  der  cour  de  baron  oder  de  seigneur  (oben  S.  405) 
aufgegangen.  Nur  in  lehnsrechtlichen  Streitigkeiten  steht  prinzipiell  der  deutsche 
Vasall  vor  dem  Lehnsherrn  zu  Recht. 

Schmidt,  Staatslehre.  II,  1.  31 
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Leben  doch  sein  Gepräge.  Insbesondere  bewirkt  es  auch  in  Deutschland 
nunmehr  die  grofse  Trennung  der  Volksschichten,  soweit  sie  nicht  dem  Stadt- 
bürgertum angehören,  —  die  Trennung  in  waffentragende  und  landbauende, 
in  Ritter  und  Bauern.  Das  Heer,  seit  Heinrich  V.  vollständig  zum  Berufsreiter- 
heer geworden  (S.  441),  hebt  die  unfreie  Kriegerklasse  der  Ministerialen  zu 
sich,  zum  »AdeP  herauf,  während  der  unfreie  und  hörige  Landarbeiter- 
stand die  freien  Bauern  als  zinspflichtige  Leute  zu  sich  herabzieht 

Dabei  wird  freilich  innerhalb  der  beiden  Hauptklassen  wiederum 
jene  stufenweise  Gruppenbildung  sichtbar,  die  auch  zwischen  den  Standes- 
genossen wieder  rechtliche  und  soziale  Unterschiede  begründete.*) 

Innerhalb  des  Adels  schliefst  sich  (seit  etwa  11 80)  als  oberster  „Heer- 
schild^  unter  dem  König  der  Fürstenstand  im  engeren  Sinne  ab,  den 
französischen  hauts  barons  entsprechend.  Als  fürstliche  Standesgenossen 
betrachten  sich  —  abgesehen  von  den  geistlichen  Herren,  Erzbischöfen, 
Bischöfen  und  Beichsäbten  —  nur  die  Ej'onvasallen  von  mindestens  gräf- 
lichem Stande.  Auch  unter  den  Fürsten  —  noch  1180  nur  16  an  Zahl, 
später  etwa  40  —  beansprucht  ein  engerer  Kreis  das  Privileg  des  Vorstimm- 
rechts bei  der  Königs  wähl,  das  seit  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  zu- 
nächst gewohnheitsmäfsig  in  ein  ausschlielsliches  Wahlrecht  der 
„Kurfürsten"  überging.  Er  umfafst  nur  die  drei  rheinischen  Erzbischöfe 
sowie  die  Träger  des  Keichstruchsessen-,  -marschall-  und  -kämmereramtes, 
den  Pfalzgrafen  bei  Rhein,  den  Herzog  von  Sachsen  und  den  Markgrafen 
von  Brandenburg ;  zu  ihnen  tritt  später  noch  der  König  von  Böhmen.  Aber 
auch  die  übrigen  Fürsten  ziehen'  sich  jetzt  in  einen  engeren  Verband  zu- 
rück. Sie  schalten  sowohl  die  Grafen,  welche  nicht  reichsunmittelbar, 
sondern  ihrerseits  Vasallen  eines  Lehnsmannes  sind,  aus,  als  auch  die- 
jenigen Lehnsleute  des  Königs,  die  nicht  Grafen  sind.  Die  letzteren  treten 
also  jetz  tmit  in  den  zweiten  Stand  der  freienHerren  (liberi  domini)  ein,  der 
ritterlichen  Grundherren  teils  mit  allodialem,  teils  mit  lehnsrührigem  Besitz. 
Unter  ihnen  schliefst  sich  die  unfreie  Ritterschaft,  die  Ministerialität  (S.  442), 
an,  und  zwar  trägt  es  zu  deren  raschem  Steigen  erheblich  bei,  dafs  wirtschaft- 
liche Nöte  (seit  etwa  1200)  viele  freie  Ritter  veranlafst  haben,  freiwillig  in 
den  Stand  der  Dienstmannen  einzutreten,  und  dafs  umgekehrt  die  Reichs- 
ministerialen und  Dienstleute  der  Fürsten  eine  erhöhte  Vornehmheit  erlangen. 

Entsprechende  Zwischenstufen  sondern  sich  gemäts  den  Reminiscenzen 
der  Vergangenheit  im  Bauernstand :  die  freien  Grundbesitzer,  die  zur  Ab- 
lösung des  Wehrdienstes  Abgaben  zahlen,  die  Biergelden  oder  Pfleghaften, 
und  die  zinspflichtigeh  Inhaber  fremden  Bodens,  die*  doch  nicht  schollen- 
gebunden sind,  die  Landsassen,  —  von  den  eigentlichen  Hörigen  und  den 

1)  Über  das  spezielle  Problem  der  Standegeschichte,  das  sich  dem  Ausleger  des 
SachseDspiegels  an  deo  freiwilligen  Übertritt  von  freien  Herren  Ostfalens,  Thüringens, 
Frankens  in  die  Ministerialität  unter  Vorbehalt  ihrer  Schoff enfahigkeit  für  das  Liandgericht 
des  Grafen  (der  „schöffenbar  Freien")  anknüpft,  vergl.  Schrödkr,  Rechtsgeschichte,  S.  440. 
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mehr  und  mehr  zusammenschmelzenden  Unfreien.  Sie  sondern  sich  endlich 
auch  im  Stadtbürgertum,  wo  die  Alt-  oder  Vollbürger  den  zur  Zeit  nicht 
amtsfähigen  Handwerkern  oderMinderbürgem  und  den  auf  serhalb  der  Stadt 
wohnhaften  halbbäuerlichen  „Pfahlbürgern^  gegenübertreten.  Dabei  thut 
die  ständische  Absonderung  der  Wohlfahrt  der  unteren  Klassen  keinen  Ab- 
bruch. 0  Es  sind  nicht  nur  die  Städte  die  im  13.  Jahrhundert  am  merk- 
barsten in  ihrer  Zahl,  in  der  Dichtigkeit  ihrer  Bevölkerung  und  ihrem  Reich- 
tum fortschreiten,  sondern  auch  der  Bauernstand  befindet  sich  auf 
einer  erfreulichen  Höhe  des  Wohlstandes  und  des  sozialen  Behagens.^) 
Im  nordwestdeutschen  Niedersachsen  haben  die  geldbedürftigen  Orund- 
herren  ihre  Villikationen  (S.  365)  geradezu  aufgelöst,  ihre  Hörigen  frei 
gelassen  und  ihnen  die  bisherigen  Latenhufen,  zu  mehreren  vereinigt,  zu 
vertragsmäfsiger  Zeitpacht,  „Meierrecht^,  gegeben.  In  Bayern,  Schwaben 
am  Ober-  und  Mittelrhein  verliert  die  „Leibeigenschaft^  der  Hörigen  min- 
destens ihr  Drückendes;  sie  verflüchtigt  sich  zu  blofser  Fron-  und  Zins- 
pflicht  und  zur  Unterstellung  unter  die  Gerichtsbarkeit  der  Orundherren. 
Im  Kolonisationsgebiet  des  Ostens  endlich  liegt  den  Bauern,  so  weit  sie 
freie  zugewanderte  deutsche  Ansiedler  sind,  überhaupt  nur  die  Abgaben- 
pflicht gegenüber  den  Unternehmern  des  Kolonialdorfes  ob. 

Das  ist  die  Schichtung  der  deutschen  Gesellschaft,  wie  sie  mitten  in 
der  grofsen  Umbildung  der  Verfassung  die  „Rechtsbücher^  der  Zeit,  voran 
der  Sachsenspiegel  und  der  Schwabenspiegel,  erkennen  lassen.  Welche 
von  diesen  gesellschaftlichen  Mächten  die  Neugestaltung  des  politischen 
Lebens  übernehmen  würde,  war  zweifelhaft  Naturgemäls  mufste  dies  in 
erster  Linie  von  den  politischen  Aufgaben  abhängen. 

IL  Die  mongolischen  Staatsgründungen,  der  Ordens- 
staat, Polen,  Ungarn  und  Rufsland.  Die  Zeit,  in  der  es  mit  der 
deutschen  Monarchie  zu  Ende  ging,  schien  für  Westeuropa  der  Vorabend 
einer  Erschütterung  zu  sein,  wie  sie  in  den  Tagen  Attilas  den  entscheidenden 
Wendepunkt  im  Verlauf  der  Völkerwanderung  gebildet  hatte.  Die  unge- 
zählten Nomadenhorden  mongolischer  Rasse,  die  bis  dahin  in  vielhundert- 
jährigen Raubzügen,  gröfseren  und  kleineren  Eroberungen  die  asiatischen 
Völker  belästigt  hatten,  einigten  sich  in  einem  grofsen  Zweige  unter  dem 
Häuptling  Temudschin  Dschingischan  und  wandten  bald  darauf  (1219) 
ihr  Interesse  den  vorderasiatischen  Gebieten  zu.  In  wenigen  Jahren  über- 
zogen sie  ganz  Persien,  überschritten  den  Kaukasus  und  besiegten  1223 
die  Russen.  Sie  standen  1237  in  Moskau,  1240  in  Krakau  und  schickten 
sich  an,  in  Deutschland  einzufallen.  Die  ersten  deutschen  Verteidiger,  die 
den  schlesisches  Heerbanns,  unterlagen  1241  bei  liegnitz.  Man  mufste  das 
Weiterschreiten  der  unerhörten  Verwüstungen  über  Westeuropa  erwarten. 

1)  Vergl.  hierüber  Sghmoller,  Grundrifs  der  VolkswirtBchaftslehre.  1900.  S.  265.. 

2)  Vergl.  zur  Orientierung  Fuchs,  Artikel  „Bauer"  im  Wörterbuch  der  Volks- 
wirtschaft, I.  S.  283  (erschöpfende  Litteraturangaben  daselbst,  S.  283). 
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Dieses  Ereignis  ist  nicht  eingetreten.  Der  damals  eintretende  Tod  des 
Grofschans  Ogotai^  femer  vermutlich  der  Widerstand,  den  die  Mongolen 
gefunden  hatten,  veranlafste  sie  zur  Umkehr.  Wohl  aber  begründeten  sie 
nun  ihr  ausgedehntes  Reich  in  der  ganzen  grofsen  Fläche  zwischen  dem 
Easpischen  Meer  und  dem  Don ;  von  hier  aus  hielten  sie  das  ganze  innere 
Rnfsland  über  Nowgorod  hinaus  in  Tributpflicht  So  zog  Deutschland  um- 
gekehrt aus  dieser  Verschiebung  der  östlichen  Verhältnisse  seinen  Nutzen. 
Es  blieb  nicht  nur  selbst  seitens  der  Mongolen  unbehelligt,  sondern  wurde 
nun  auf  lange  hinaus  auch  vor  Beunruhigung  durch  die  Ungarn  und 
Polen  gesichert,  die,  zunächst  stark  geschwächt,  ebenso  wie  die  Russen 
durch  die  grolse  Herrschaft  der  „Tartaren"  einerseits,  die  deutschen  Terri- 
torien anderseits  in  Schach  gehalten  waren.  Dazu  wollte  es  eine  eigen- 
tümliche Verkettung  der  Dinge,  dafs  die  deutsche  Nation  im  Osten  noch 
einen  ganz  besonders  wirksamen  Orenzwächter  erhielt  Die  Einstellung 
der  Kreuzzüge  hatte  die  Ritterorden  der  Schwertbrüder  und  der  Deutsch- 
herren veranlalst,  sich  im  Dienste  der  deutschen  Kolonisation  und  der 
deutlichen  Olaubensmission  eiiien  neuen  Wirkungskreis  zu  schaffen.  Wäh- 
rend von  Sachsen  aus  die  völlige  Germanisierung  der  Ostseeufer  (Schles- 
wigs und  Mecklenburgs)  im  Kampfe  mit  Dänemark  vollzogen  wurde,  bezw. 
(seit  1229)  unter  den  unterworfenen  heidnischen  Preufsen  ein  reichsunmittel- 
barer Ordensstaat  zwischen  Oder  und  Weichsel,  aristokratisch  organi- 
siert, regiert  von  dem  Land-  oder  Hochmeister  mit  dem  Rat  der  Ordens- 
komture, —  entsprechend  in  den  Bezirken  -der  Ordensburgen  verwaltet  von 
den  Komturen  mit  Ritterkonventen,  i)  In  jahrhundertelangem  Kampfe 
machte  er  sich  zur  militärischen  Hauptmacht  des  Ostens.  An  seinen  Kämpfen, 
vor  allem  gegen  Polen,  waren  gelegentlich  Brandenburg,  Sachsen,  Böhmen 
auf  eigene  Faust  beteiligt,  das  innere  Deutschland  dagegen  blieb  von  ihnen 
unberührt  Noch  gröfsere  Ruhe  war  dem  letzteren  von  Westen  her  beschie- 
den. Bis  zum  Anfang  des  1 4.  Jahrhunderts  konnte  die  wachsende  Macht  der 
französischen  Könige  die  Sorge  erwecken,  dafs  sie  sich  in  die  deutschen 
Fehden  einmischen  würden  (unten  §  76,  III).  Aber  seit  dem  Ende  der  Re- 
gierung Philipps  des  Schönen  verwirrten  sich  auch  die  französischen  Ver- 
hältnisse. Frankreich  wurde  zusehends  durch  die  Feindschaft  mit  England 
festgehalten,  und  fast  auf  ein  Jahrhundert  war  den  Kapetingem  eine  offene 
deutschfeindliche  Politik  unmöglich  gemacht 

III.  König,  Kurfürsten,  Fürsten  und  Städte  im  H.Jahr- 
hundert Die  für  Deutschland  fast  allzu  günstige  Lage  der  auswärtigen 
Politik,  die  eine  Sammlung  der  nationalen  Kräfte  nicht  zum  Bedürfnis 
machte,  erklärt  es,  warum  die  alte  CentralgewaJt  im  14.  Jahrhundert  nicht 
neu  erstarkte  und  eine  neue  sich  nicht  bildete.  Die  Zeit  Rudolfs  I.  stand 
noch  unter  dem  Eindruck  der  neuen  Kaiserwahl  und  des  Feldzugs  gegen 
1)  Vergl.  Ranke,  VIII.  465 ff.;  Brünner,  Grundzüge,  S.  141;  Lohmeyer,  Ge- 
schichte von  Ost-  und  Westpreufsen.  1880  ff. 
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Ottokar  von  Böhmen ;  sie  brachte  dieses  Land  mit  seinen  im  letzten  Jahr- 
hundert durch  deutsche  Kolonisten  germanisierten  Städten  aus  der  Hand  der 
alten  tschechischen  Dynastie  in  den  Besitz  des  schwäbisch-habsburgischen 
Hauses.  In  dieser  Zeit  mochte  also  noch  von  einer  gemeinsamen  politischen 
Aktion  unter  dem  Zeichen  der  Monarchie  gesprochen  werden.  Unter  den 
häufig  wechselnden  Dynastien  der  Folgezeit  aber  liefs  sich  die  Vorstellung 
emstUch  nicht  mehr  festhalten.  Das  Kennzeichen  der  Regierung,  das  wirk- 
same Ausüben  einer  dauernden  obersten  Verwaltung  gegenüber  dem 
ganzen  Volk  und  Gebiet^  ist  an  der  Person  des  Kaiser-Königs  im  Orunde- 
nicht  mehr  nachweisbar.  Der  Kaiser  hat  eine  chronische  Administrativ- 
gewalt nur  in  den  Reichsstädten,  deren  Stadtherr  er  ist,  und  in  den  Gebieten 
seiner  Hausmacht.  Um  die  Ausbildung  der  letzteren'dreht  sich  also  das 
hauptsächliche,  wo  nicht  alleinige  Streben  der  kaiserlichen  Politik.  Die 
beiden  ersten  Habsburger  verfolgen  es  in  Böhmen  und  Österreich,  später 
(1363)  in  Tirol,  Adolf  von  Nassau  in  Thüringen.  Das  Haus  Luxemburg 
verdrängt  unter  Heinrich  VII,  (1308)  die  Habsburger  aus  Böhmen.  Das 
Haus  Witteisbach  sucht  sich,  als  Ludwig  von  Bayern  (1314)  die  Krone 
erhält,  in  Brandenburg  festzusetzen,  aber  auch  hier  läuft  ihm  der  Luxem- 
burger Karl  IV.  (1347)  den  Rang  ab.  Mit  seinen  Söhnen  Wenzel  (1378) 
und  Siegmund  (1410)  beginnt  sich  das  Absehen  des  Kaiserhauses,  da  sie 
die  Mark  Brandenburg  (1415)  an  Friedrich  von  Hohenzollem  überlassen 
müssen,  auf  Mähren,  Schlesien  und  besonders  Ungarn  zu  richten,  hierin 
geben  sie  dem  Hause  Habsburg  den  Ton  an,  das  nach  Siegmunds  Tod  (1438) 
wieder  hervor-  und  in  den  Besitz  der  Krone  wie  in  die  luxemburgische 
Hauspolitik  eintreten  sollte  (unten  §  78).  In  allen  diesen  ephemeren  Bildungen 
bewegt  sich  der  Kaiser  durchweg  wie  einer  der  andern  deutschen  Terri- 
torialherren. Diese  leisten  ihm  Heeresfolge  oder  Geldunterstützung  nur 
als  freie  Verbündete,  lösen  je  nach  ihrem  Interesse  die  Allianz  auf  und 
bekriegen  ihn  selbständig  mit  eigenen  Alliierten.  Wie  eine  eigentliche 
Reichsmilitärverwaltung  fehlt  eine  Reichsfinanzverwaltung;  denn  der  Kaiser 
erhebt  Steuern  nicht  als  Reichssteuern,  sondern  nur  als  Stadtherr  oder 
Landesherr.')  Desgleichen  wird  eine  Reichsjustiz  in  Sachen  der  Fürsten 
wie  in  Sachen  ihrer  Unterthanen  wohl  offiziell  ausgeübt,  aber  auch  sie 
wird  nicht  praktisch  wirksam,  da  sowohl  das  ständige  Personal  für  die 
Rechtsprechung  als  auch  für  die  Vollstreckung  fehlt  0;  wenn  beispiels- 
weise die  Reichsacht  im  Königsgericht  gegen  einen  Fürsten  verhängt  wird, 

1)  Über  die  später  verkümmerten  Ansätze  einer  allgemeinen  Königssteuer  in 
Staufischer  Zeit  Zeumer,  Historische  Zeitschrift,  81.  24. 

2)  Vor  allem  macht  sich  das  Reichshofgericht  dadurch  leistungsunfähig,  dafs  es 
keine  ständigen  Beisitzer  ausbUdet,  sondern  nach  wie  vor  die  gerade  anwesenden 
Fiirsten,  Hofbeamten,  Beichministerialen  zuzieht.  Die  früher  so  wichtigen  Gerichts- 
reisen des  Königs  haben  seit  dem  13.  Jahrhundert  ganz  aufgehört  (Schbödeb,  S.  540). 
Infolgedessen  ist  das  jus  evocandi,  wonach  das  Reichsgericht  jede  Sache  aus  den 
unteren  Gerichten  an  sich  ziehen  kann,  für  die  Unterthanen  wesentlich  illusorisch. 
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SO  ist  dies  eben  nur  Begleiterscheinung  oder  diplomatische  Unterstützung 
eines  Krieges.  Endlich  ist  die  auswärtige  Verwaltung,  durch  die  der  Kaiser 
anscheinend  gegenüber  dem  Ausland  das  Reich  vertritt,  eine  Scheinreprä- 
sentation, die  sich  mit  dem  Verfolg  der  besonderen  territorialen  Pläne  des 
Kaisers  verbindet  So  zeigt  sich  der  Beichskörper  lebendig  nur  in  der  Ge- 
setzgebung, die  Kaiser  und  Reichstag  gemeinsam  ausübenOfUnddie 
Einsicht  dämmert  auf,  dals  auch  eine  Central  Verwaltung  durch  den  Kaiser 
allein,  nachdem  sich  die  Machtverhältnisse  so  nachhaltig  verschoben  haben, 
in  Zukunft  nicht  mehr  möglich  ist,  dals  nur  in  einem  kollegial  gestalteten 
Regierungsorgan  dafür  ein  Ersatz  geschaffen  werden  kann.  Ein  Rat  der 
grolsen  Fürsten  unter  Vorsitz  des  Kaisers  mag  wohl  durch  Vereinigung  ihrer 
territorialen  Autoritäten  und  Machtmittel  über  der  gesamten  Nation  eine  ge- 
meinsame Auslandspolitik,  Heeres-  und  Steuerverwaltung,  Polizei  und  Ge- 
richtsbarkeit durchführen.  Als  Frankreich  und  der  avignonesische  Papst 
(S.  467)  die  Kaiserwahl  Ludwigs  des  Bayern  bemängeln,  ist  der  Protest  der 
Kurfürsten  auf  dem  Tage  zu  Rense  (1338),  ihre  constitutio  ;, licet  iuris", 
dafs  jeder  rechtmäfsig  gewählte  deutsche  König  auch  ohne  päpstliche 
Krönung  von  Rechts  wegen  römischer  Kaiser  sei,  der  erste  Ausdruck  der 
neuen  politischen  Idee,  angewandt  auf  die  auswärtige  Politik.  Karl  IV. 
sucht  hieran  anzuknüpfen.^)  Indem  er  in  der  „Goldnen  Bulle"  (1356),  „um 
Kriege  über  den  Besitz  der  Krone  zu  verhüten",  die  Königswahl  durch  Majo- 
rität oder  das  Wahlrecht  der  Kurfürsten  (S.  482)  gesetzlich  anerkennt,  die 
Unteilbarkeit  und  Unveräufserlichkeit  der  Territorien,  an  denen  die  Kur- 
würde hängt,  und  deren  Reservatrechte  ^)  fixiert,  schafft  er  die  Grundlage 
eines  neuen  Reichsregierungsorgans.  Wären  dem  Reich  jetzt  neue  schwere 
Aufgaben  vom  Schicksal  gestellt  worden,  und  wären  die  persönlichen  Be- 
dingungen günstiger  gewesen,  so  wäre  ein  Weiterschreiten  auf  diesem  Wege 
nicht  undenkbar  gewesen.  In  Ermangelung  dessen  blieb  die  Anregung 
unbenutzt  Unter  Wenzels  unheilvoller  Zeit  verkümmerte  sie  ganz.  Sieg- 
mund griff  sie  wieder  auf,  aber  —  weniger  nüchtern  als  Karl  — •  in  dem 
Bestreben  eine  Gesamtaktion  des  Reichs  nicht  nur  für  die  nationalen  Ziele 
Deutschlands,  sondern  noch  einmal  für  die  universalistischen  der  ganzen 
Christenheit  herbeizuführen.    Ihm  galt  es,  die  deutschen  Fürsten  durch 

1)  Dafs  auch  der  Aufschwung,  den  die  Reichsgesetzgebung  des  Kaisers  und 
Reichstags  unter  den  Staufem  genommen  (Landfriedensgesetze  1152.  1186.  1223. 1284; 
Mainzer  Landfriedensgesetz  1235)  später  wieder  erlahmt,  vergl.  bei  Brunner,  S.  93. 

2)  In  diesem  Streit  Ludwigs  des  Bayern  gegen  den  Papst  versuchen  die 
Schriften  des  Marsilius  und  Occam  (oben  S.  467)  die  Rechtfertigung  des  Kaisers. 
Allerdings  ist,  wie  die  Theorie,  so  auch  der  Rechtssatz  von  Rense  nicht  geltendes 
Recht  geworden.  Die  Wahlpraxis  blieb  zunächst  dabei,  den  König  nur  als  ^rex  in 
imperatorem  promovendus"  zu  wählen.  (Brünner,  Grundzüge,  S.  119.) 

3)  Insbesondere  die  fast  völlige  Exemtion  von  der  Reichsgerichtsbarkeit  (Privile- 
gium de  non  appellando).  Über  das  Zustandekommen  der  Goldnen  Bulle  Lindner, 
Geschichte,  II.  49 ff. 
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das  Werk  der  Kirchenreform  zu  einigen,  das  Schisma  zwischen  den  beiden 
Päpsten  zu  Avignon  und  Born  und  damit  die  Unsicherheit  in  der  Bis 
tümerbesetzung  und  die  Ausbeutung  Deutschlands  durch  eine  doppelte 
kirchliche  Besteuerung  zu  heben.  Das  Konzil  von  Konstanz  (141 4— 18j 
begann  hoffnungsreich.  Aber  es  endete  kläglich.  Der  Bund  des  Kaisers  und 
der  Fürsten  mit  der  neuen  Staatslehre  der  Pariser  Universität,  die  die 
Gesamtheit  der  Bischöfe  über  den  Papst  stellen  wollte,  der  Bund  des 
Universalismus  mit  dem  „Episkopalismus^  scheiterte  ebenso  wie  finanziell 
die  Einheitsherrschaft  des  Kaisers  und  Papstes  an  dem  Widerstand  der  selb- 
ständigen Nationalitäten,  vor  allem  an  dem  der  spanischen  und  italienischen 
Bischöfe.  Das  Konzil  löste  sich  auf,  ohne  Hand  an  die  Kirchenreform 
gelegt  zu  haben,  um  später  in  seiner  Fortsetzung,  dem  Baseler  Konzil 
(1449),  sogar  in  das  Schisma  zurückzufallen.  Mit  dem  Fiasko  des  Kon- 
zils war  auch  der  Mifserfolg  der  Beicbspolitik  entschieden  (unten  §  78). 
Die  staatliche  Thätigkeit  verlegte  sich  somit  im  Laufe  des  14.  Jahr- 
hunderts mehr  und  mehr  in  die  Einzelterritorien,  die  städtischen  und 
die  fürstlichen  Oebiete.  Dafs  dies  —  vom  Standpunkt  der  Zeit  aus 
betrachtet  —  nicht  zum  Schaden  des  Volkes  geschah,  ist  bekannt  Bei 
der  äufserlich  gesicherten  Lage  Deutschlands  konnten  die  deutschen 
Städte  dieselbe  materielle  Kultur  und  dieselbe  vollendete  Form  der  re- 
publikanischen Stadtverfassung  erreichen  wie  die  italienischen  ein  Jahr- 
hundert früher.  An  Machtentfaltung  wie  an  Reichtum  der  rechtlichen 
Formen  thaten  sie  es  ihnen  fast  gleich.  Seit  1294  wuchs,  unter  Lübecks 
Führung  der  gewaltige  Bund  der  Hansa,  die  Verbrüderung  aller  be- 
trächtlichen Städte  der  Ostsee-  und  Nordseeküste  und  der  Centren  des 
Stromverkehrs  im  norddeutschen  Binnenlande.  Sie  nahm  den  flandrischen 
Städten  die  Handelshegemonie  im  Norden  aus  der  Hand  und  wurde  der 
siegreiche  Vorkämpfer  der  deutschen  Nation  gegen  Dänemark  (1370)  zu 
derselben  Zeit,  wo  der  Deutschorden  (S.  484),  das  Seitenstück  der  venetia- 
nischen  Aristokratie,  im  Osten  den  Gipfel  seines  Einflusses  erklommt  Im 
Süden  suchte  der  schwäbische  Städtebund  (seit  1331)  in  ähnlicher  Weise  dem 
Binnenhandel  mit  Italien  die  Grundlage  zu  sichern.  Der  Einung  der  Städte 
nach  aufsen  entsprach  das  Aufblühen  des  Einungswesens  im  Innern.  Unter 
dem  Städteregiment  der  patricischen  Ratsgeschlechter  schlofs  sich  der  Mittel- 
stand in  den  Zünften  zu  Organisationen  zusammen,  die,  wie  die  italienischen, 
das  ganze  Leben  des  Individuums  mit  dem  Schutz  des  genossenschaftlichen 
Verbandes  zu  umgeben  und  diese  Verbände  gleichzeitig  nach  oben  zu 
als  wohlfahrtspolizeiliche,  rechtspflegende,  militärische,  finanzverwaltende 
Glieder  des  städtischen  Gemeinwesens  auszubilden  strebten.  In  den  Zünften 
fand  vor  allem  die  westeuropäische  Stadt  dasjenige  Gebilde,  welches  sie 
vor  den  sonst  so  ähnlichen  Städten  der  Antike  auszeichnete. ') 

1)  Vergl.  die  schöne  Schilderung  des  Zunftwesens  nach  seiner  privatrechtlichen 
wie  seiner  offentlichrechtlichen  Seite  bei  Gierke,  Genossenschaft,  I.  S.  357  ff. 
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Aber  im  Grande  standen  alle  Neuschöpfnngen  eines  kraftvollen  Volks- 
tums und  Standesbewufstseins  doch  von  Yomherein  unter  demselben  Ver- 
hängnis wie  die  entsprechenden  Italiens,  —  unter  dem  Fluch,  dafs  sie  nach 
Lage  der  Sache  nicht  von  Dauer  werden  konnten.    Denn  als  Gegner  stand 
ihnen  von  vornherein  das  feudale  Fürstentum  gegenüber.   Darin  lag 
das  Ungesunde  der  städtischen  Einungen,  dafs  sie  nicht  wie  etwa  die 
griechischen  oder  italienischen  Städte  der  Antike  ein  geschlossenes  Gebiet 
zu  einer  höheren  staatlichen  Einheit  verknüpften,  sondern  dafs  sie 
innerhalb  des  Territoriums  oder  gar  innerhalb  des  Reichs  nur  den  Zusam- 
menschlufs  eines  Standes  darstellten.     Die  landesherrlichen  Gewalten 
mufsten  mit  ihnen  in  einen  unversöhnlichen  Konflikt  treten.    Nicht  nur 
weil  die  Fürsten  nach  dem  steuerkräftigen  Kapital  der  Städte  begehrlich 
waren,  sondern  weil  die  Städte  selbst  zum  Konflikt  reizten.   Wie  in  Italien 
(S.  475),  scheuten  sich  auch  in  Deutschland  die  im  Innern  so  sorgfältig 
geordneten  Gemeinwesen  nicht,  nach  auf sen  gewaJtthätig  und  egoistisch  vor- 
zugehen, wo  sie  konnten,  —  fremde  Einfuhr  zu  sperren  oder  durch  Zölle, 
Verkaufsordnungen,  „Stapelrechf",  Monopole  zu  schädigen  oder  auszubeuten, 
den  Auswärtigen  durch  Verweigerung  des  Rechtsschutzes  hilflos  zu  machen. 
Wie  in  Italien  trat  deshalb  der  Fürst  als  Verkehrs-  und  Rechtsordner  höherer 
Stufe  auf,  unterstützt  von  der  Sympathie  der  „landsässigen"  Städte  wie  von 
der  des  flachen  Landes.^)  Der  gehässige  „Städtekrieg",  der  darüber  geführt 
werden  mufste,  war  unheilvoll  für  die  freien  Gemeinden.   Nur  unter  ganz 
ausnahmsweise  günstigen  geographischen  Bedingungen  glückte  es  ihnen, 
eine  ganze  Landschaft  zu  einer  annähernden  Einheit  zusammenzuschliefsen. 
So  geschah  es  in  der  Schweizer  Eidgenossenschaft  Hier  scheiterte 
der  Versuch  der  Habsburger,  ihre  lokalen  Grafschafts-  und  Grundherren- 
rechte zur  Landesherrschaft  auszubauen,  an  der  Interessengemeinschaft  der 
bäuerlichen  Kantone  des  Vierwaldstätter  Sees  mit  den  städtischen  von 
Bern,  Zürich  und  Luzem,   am   geringen  Rückhalt  ritterlicher  Elemente 
und  an  den  Mauern  des  Hochgebirges;  die  Eifersucht  des  Luxemburger 
Hauses  auf  die  Habsburger  schaffte  den  Schweizern  den  Rechtstitel  der 
Reichsunmittelbarkeit^)    Aber  der  schwäbische  Städte bund  unter- 
lag, kurz  nachdem  (1386)  Leopold  von  Österreich  bei   Sempach  gegen 
die  siegreichen  Schweizer  gefallen  war,  gegen  den  Grafen  Eberhard  von 
Württemberg  (1388)  in  der  Schlacht  von  Döf fingen;  und  von  da  an  waren 
die  Reichsstädte,  zwar  fortdauernd  reichsunmittelbar,  aber  ihrer  Bündnifs- 
fähigkeit  und  damit  der  politischen  Macht  beraubt    Ihr  Verkehrsleben 
blühte  noch  immer.  Aber  es  war  in  den  breiteren  Rahmen  der  territorialen 
Wirtschaft  hineingezwungen.    Und  noch  während  der  Kampf  entbrannte 

1)  Vergl.  V.  PmuppovicH,  Gnmdrifs  der  politischen  Ökonomie.  3.  Aufl.  1899. 1.  §  16. 

2)  Heinrich  VII.  verlieh  den  später  sogenannten  Urkantonen  die  Unmittelbarkeit  mit 
der  Gerichtsbarkeit  eines  Reichslandvogts.  Wenzel  (1389)  und  Siegmund  (14 15)  verliehen 
ihnen  auch  eigene  Gerichtsbarkeit.  Zürich  trat  1351 ,  Glarus  und  Zug  1352 ,  Bern  1353  bei. 
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und  durchgeführt  wurde,  entfaltete  das  Zunftwesen  seine  unheilvolle 
Seite.  Gerade  die  geschlossene,  fast  militärische  Organisation  der  Hand* 
werkerverbände  hatte  dem  Mittelstand  rascher  als  in  den  antiken  Städten 
den  Anstofs  und  die  Kraft  gegeben,  von  seiner  blofs  kontrollierenden 
und  sdbstyerwaltenden  Bolle,  die  er  unter  dem  städtischen  Patriciat 
spielte,  nach  dem  Stadtregiment  selbst  zu  greifen.  Während  er  in  den  Hansa- 
städten meist  unterlag,  drang  er  in  den  rheinischen  und  schwäbischen 
Grolsstädten  fast  überall  mit  seiner  Herrschaft  durch.  Wie  in  Italien, 
wurden  die  Zünfte  und  die  Unterklassen  die  regierende  Körperschaft 
Aber  darüber  ging  der  Regierung  selbst  meist  die  Stetigkeit  und  Ge- 
schlossenheit verloren,  und  ihr  Verlust  war  es  vor  allem,  der  den  Fürsten 
den  Sieg  erleichtem  half.^) 

Die  Kulturarbeit  der  Stadt,  speziell  die  verfassungsrechtliche,  ging  auch 
in  Deutschland  nicht  verloren.  Die  territorialen  Fürstenstaaten, 
die  jetzt  der  eigentliche  Sitz  des  politischen  Lebens  wurden,  nahmen  nun 
kraft  ihrer  „Landeshoheit^  die  Aufgabe  für  ihre  kleineren  Gebiete  auf,  die 
den  Händen  des  Königtums  für  Gesamtdeutschland  entsunken  war,  —  näm- 
lich die  erblichen  Lehnsämter  allmählich  in  abhängige  und  absetzbare 
Amtmänner,  Vögte  oder  Landrichter  umzuwandeln.^)  Parallel  mit  dem 
Städtekrieg  hatten  sie  deshalb  den  Kampf  mit  den  Ritterschaften  zu  führen; 
er  verlief  dem  Gesamtergebnis  nach  für  sie  siegreich.  In  allen  Teilen 
Deutschlands  fingen  im  Kampfe  des  14.  Jahrhunderts  die  fürstlichen 
Territorien  an,. sich  zu  schlief sen  und  abzurunden.  Am  sichtbarsten  ge- 
schah es  im  Osten,  wo  die  alten  Markgrafschaften  Kursachsen  und  Kur- 
brandenburg und  Braunschweig  neben  Böhmen,  Österreich  und  dem 
Ordensland  ein  fast  lückenloses  System  von  Territorien  bilden.  Aber 
auch  im  Südwesten  wufsten  sich  neben  dem  Herzog  von  Bayern  zwei 
bisher  kleinere  Landesherren,  der  Graf  von  Württemberg  und  der  Mark- 
graf von  Baden-Durlach  einen  Gebietskem  zu  schaffen,  der  unter  den 
zahllosen  Bezirken  der  kleinen  Grafen,  der  reichsunmittelbaren  Ritter- 
schaft und  der  freien  Reichsstädte  als  weltliches  Gegengewicht  gegen 
die  im  Westen  überwiegenden  geistlichen  Herrschaften  dienen  konnte. 
Auf  diese  weltlichen  Fürstenstaaten  gingen  nun  zum  Teil  die  organi- 
satorischen Gedanken  über,  die  zuerst  in  den  Städten  gestaltet  worden 
waren. 3)  Sie  nahmen  auch  die  Verfassungsgedanken  der  Städte 
auf,  insofern  sie  —  anders  als  die  italienischen  Fürstentümer  —  genötigt 
waren,  sich  mit  ihren  Vasallen  und  Landstädten  als  Organ  der  Gesetzgebung 
und  Re^htskontrolle   ebenso   abzufinden,    wie   es  früher  der  König  mit 


1)  Vergl.  Brunneb,  Gnmdzüge,  S.  147. 

2)  ScHRÖDEBJ  Bechtsgeschicbte,  S.  585  ff. 

3)  Vergl.  die  Ausführung  dieses  Gedankens  vor  allem  bei  v.  Below,  Die 
stadtische  Verwaltung  des  Mittelalters  als  Vorbild  der  späteren  Territorialverwaltung. 
Historische  Zeitschrift,  XXXlXff.  S.  396  ff.  und  darüber  unten  §78,  ü. 
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Kronyasallen  und  Reichsstädten  gethan  hatte.  Doch  dies  waren  yorläofig 
unfertige  Gebilde.  Wenn  dieselben  seit  etwa  1400  strebten,  sich  zu  konsoli- 
dieren, hatten  sie  zu  dieser  Zeit  neben  den  Städten  bereits  andere  Vorbilder 
gröfseren  Stils  —  England,  Frankreich,  Spanien  und  Burgund  (§  75—77). 

§  75.  Die  Anfinge  und  ersten  Schicksale  des  englischen  Verfusungsstaats. 

Green,  Geschichte  des  englischen  Volks  (vergl. S. 415),  S.  140 ff.;  Stubbs,  Con- 
stitational  history,  IL;  Ranke,  Englische  Geschichte  im  17.  Jahrhundert.  Einleitung. 
L  (Werke,  Bd.  14);  Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte.  1882.  S.  240  ff.  (§  17  ff.); 
Plehn,  Der  politische  Charakter  des  Matheus  Parisiensis,  Schholi/Ebs  Staats-  und 
sozialwissenschaftliche  Forschungen,  XIV.  3.  1897. 

I.  Die  Revolution  der  Barone,  die  Magna  Charta  und 
die  Anfänge  des  Parlaments.  Während  Deutschland  unter  dem 
steigenden  Einfluls  der  Reichsfürsten  in  einen  Staatenstaat  überzu- 
gehen anfing,  und  während  die  französische  Monarchie  umgekehrt  in 
der  gleichen  Zeit  die  ständischen  Ambitionen  zurückdrängte  (§  76),  vollzog 
sich  in  England  ein  Kompromifs  zwischen  Königtum  und  Ständen,  aus 
dem  das  eindrucksvollste  Verfassungsgebilde  des  Mittelalters  hervorging. 
Dank  der  zerrissenen  Beschaffenheit  des  Volkskörpers  waren  die  Nor- 
mannenkönige nach  der  Eroberung  verhältnismäfsig  leicht  zu  der  ein- 
heitlichen Organisation  des  Staatswesens  gelangt,  an  der  sich  die  fran- 
zösischen und  deutschen  Herrscher  müde  arbeiteten.  Jetzt  trug  eben 
diese  ihre  centralistische  Politik  als  nächste  Frucht  den  Erfolg  ein,  dafs 
sich  das  Volk  einheitlich  gegen  sie  zusammenschlofs  und  ebenso  rasch 
einen  primitiven  Verfassungsstaat  schuf. 

König  Richard  I.  hatte  den  grofsen  territorialen  Besitz  und  die  fast 
unbeschränkte  Gewalt,  die  er  von  seinen  Vorgängern  (1189)  übernommen 
(S.  420),  in  seiner  zehnjährigen  Regierung  äufserlich  unvermindert  auf- 
rechterhalten. Aber  er  hatte  auf  dem  ererbten  Boden  der  monarchischen 
Autorität  einen  Raubbau  getrieben;  ein  System,  das  einer  unausgesetzten 
thätigen  Mitwirkung  des  Staatshauptes  bedurfte,  überliefs  er  sich  selbst. 
So  hatten  sich  in  der  Stille  die  Verhältnisse  von  ehedem  zu  verschieben 
angefangen.  In  England  wie  in  der  Normandie  hatte  das  Selstbewufstsein 
der  Barone  wie  der  Städte  und  ihr  Mifsvergnügen  über  den  andauernden 
finanziellen  und  militärischen  Druck  zugenommen.  Dadurch  war  zugleich 
eine  innere  Lockerung  der  beiden  Reichsteile  vorbereitet,  denn  die  Un- 
zufriedenheit mufste  bei  der  gegebenen  Sachlage  diesseits  und  jenseits  des 
Kanals  notwendig  verschieden  wirken.  Auf  der  Insel  war  es  den  eigenen 
Anstrengungen  der  Monarchie,  die  das  Überwiegen  einer  der  beiden 
Rassen  konsequent  verhindert  hatte,  zuzuschreiben,  wenn  sich  jetzt  die 
ersten  Anzeichen  einer  fortschreitenden  Verschmelzung  bemerkbar  machten. 
Eine  Einheit  des  Volkes  bereitete  sich  vor,  die  ebenso  sehr  das  Interesse 
der  englischen  ünterthanen  an  den  festländischen  Angelegenheiten  ab- 
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kühlen  0  wie  den  Eifer  der  Opposition  gegen  die  Regierung  schärfen 
mofste.  Auf  dem  Festlande  dagegen  bewirkte  die  Verstimmung  umge- 
kehrt eine  Spaltung  der  Elemente.  Den  Ständen  der  Normandie  war 
die  Herrschaft  des  Hauses  Anjou,  dieses  Nachbarterritoriums,  mit  dem 
sie  von  altersher  in  heftigerer  Fehde  gelebt  als  mit  dem  französischen 
Kronlande  selbst,  das  stärkste  Ärgernis.  Bei  ihnen  beförderte  die  Mifs- 
regierung  also  geradezu  eine  Annäherung  an  König  Philipp,  der  sie  eifrig 
umwarb,  und  der  soeben  die  mächtige  Bundesgenossenschaft  Innocenz'  III^ 
dieses  schärfsten  Censors  der  Könige,  auf  seiner  Seite  hatte.  Die  Situation 
war  gespannt.  Alles  kam  auf  die  Person  des  neuen  Königs  an. 

Die  Art,  wie  die  begabte,  aber  in  allen  Leidenschaften  maXslose 
und  jedes  monarchischen  Pflichtgefühls  bare  Natur  König  Johanns  (1199) 
die  gewohnte  Macht  weiter  auszuüben  begann,  verdarb  alles  vom  ersten 
Augenblick.  Der  Mord  an  seinem  Neffen  Arthur  von  Bretagne  lieferte 
Philipp  von  Frankreich  den  Vorwand,  Johann  seiner  französischen  Lehen 
verlustig  zu  erklären  und  ohne  Mühe  die  Normandie  (1203),  in  rascher  Über- 
rumpelung auch  Maine,  Anjou,  Touraine  und  Aquitanien  (1 204)  einzuziehen. 
Mitten  hinein  in  diese  Mifserfolge  fiel  nun  die  gehäufte  Anwendung  der  ge- 
hässigen Steuermarsregel,  die  die  Piantagenets  seit  zehn  Jahren  einzubür- 
gern versucht  hatten  (S. 428. 534),  des  Ausschreibens  einer  für  alle  Stände 
gemeinsamen  Steuer  vom  unbeweglichen  und  beweglichen  Vermögen,  einer 
Hufen-  und  Mobiliensteuer,  und  zwar  durch  eine  einseitige,  allge- 
m einbindende  Verfügung  des  Schatzamtes.  Um  das  Verlorene  wie- 
derzugewinnen, verhängte  Johann  die  Steuer  in  übertriebener  Steigerung 
und  Wiederholung  und  brachte  damit  den  Konflikt  zum  Ausbruch.^) 
Die  Barone  verweigerten  Heeresfolge,  bis  ihren  Beschwerden  Abhilfe  ge- 
schaffen sei  (1205).  Im  Kampfe  gegen  die  Barone  auf  den  Klerus  an- 
gewiesen, verwirkte  er  auch  dessen  Sympathie,  indem  er  zur  Unzeit  den 
Kandidaten,  den  Innocenz  III.  im  Streit  um  das  Erzbistum  Canterbury 
eigenmächtig  ernannt  hatte,  Stephan  Langton,  mit  Heftigkeit  von  seiner 
Würde  ausschlols.  So  zog  er  England  das  Interdikt  (1208),  sich  selbst  den 
Bann  und  schliefslich  die  Absetzung  zu  (1 212).  Noch  erzwang  er  durch  seine 
Unterwerfung  unter  den  Papst,  dem  er  (1213)  als  Vasall  huldigte,  den  Feld- 
zug gegen  Frankreich.  Aber  die  Niederlage  von  Bouvines  (1214;  S.  463) 
machte  ihn  von  neuem  waffenlos.    Inzwischen  hatten  sich  die  Barone 

1)  Um  so  mehr,  als  die  sich  bildende  elDheitliehe  Nationalität  ihr  Gepräge  über- 
wiegend von  dem  angelsächsischen  insularen,  nicht  von  dem  normannisch-französischen 
festländischen  Element  erhielt  (vergl.  Gneist,  S.  243.  Anm.  **). 

2)  Sdion  1199  erhöht  Johann  die  Grundsteuer  für  Bauern  und  Bürger  von  2 
auf  3  Schilling,  für  die  Vasallen  von  1  Pfd.  Sterl.  auf  2  Mark.  Er  erhebt  nun  diese 
Steuer  jährlich  weiter  (hierbei  ist  zu  beachten,  dafs  in  diesen  Anwendungsfällen 
nochmals  wie  früher  zwischen  carucagium,  Hufensteuer,  und  scutagium,  Lehnsstener, 
unterschieden  wird;  vergl.  oben  S.  434).  Vom  beweglichen  Vermögen  erhebt  er 
aufserdem  1203  einen  Siebenten,  1207  einen  Dreizehnten. 
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unter  dem  Earl  von  Pembroke  offiziell  geeinigt,  und  die  persönliche  That 
des  neuen  Primas  Stephan  Langton,  die  wichtige  Führerschaft  der  Frei- 
heitsbewegung zu  übernehmen,  machte  auch  das  nunmehrige  Einver- 
nehmen des  Königs  mit  dem  Papst  nutzlos.  Fast  alleinstehend,  fügte 
sich  Johann  auch  seinen  Vasallen.  Er  unterzeichnete  (15.  Juni  1215) 
auf  der  Themseinsel  bei  Windsor,  die  zur  Beratung  ausgewählt  worden 
war,  den  Freibrief,  den  die  Barone  mit  dem  Primas  nach  dem  Präcedenz 
der  Wahlkapitulation  Heinrichs  I.  (S.  433)  entworfen  hatten. 

An  und  für  sich  enthält  die  „Magna  Charta  Libertatum"^  nichts^ 
was  nicht  schon  in  den  gewohnheitsmäfsigen  Grundsätzen  der  bisherigen 
Zeit  anerkannt  gewesen  wäre.^  Sie  bestrebt  sich  in  erster  Linie  nur  die 
Leistungen  zu  fixieren,  die  nach  dem  Wesen  des  anglonormannischen  Staats 
der  Herrscher  von  den  Unterthanen,  der  ünterthan  von  der  Staatsgewalt  zu 
fordern  hatte.^)  Als  staatliche  Lasten  werden  fast  ausschliefslich  die  finan- 
ziellen ins  Auge  gefaf st,  gleichviel  ob  sie  unter  dem  Titel  von  Abgaben,  auxilia 
im  weitesten  Sinn,  als  lehnsmäfsige  (scutagia)  oder  ländliche  (taJlagia),  als 
städtische  Zölle,  als  Geldstrafen  oder  Polizeibufsen  (amercamenta)  oder 
als  Gebühren  und  Sportein  für  Akte  des  Civilprozesses  oder  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  erhoben  wurden.  Die  Hauptsorge  der  Charte  bildet 
gegenüber  ihnen  allen,  daXs  sie  nicht  willkürlich  („injuste  et  contra 
legem  terrae")  aufgelegt  werden  dürfen.  Die  Garantie  der  Rechtmäfsig- 
keit  wird  in  seltener  Beschränkung  auf  einen  gesetzlich  festgelegten  Satz 
gesucht,  so  bei  den  aktiven  Lehnslasten  und  den  Zöllen.  Bei  direkten  Ab- 
gaben soll  sie  die  Vereinbarung  mit  den  Betroffenen  im  EinzeUfall  schaffen, 
—  bei  Geldstrafen  jedoch  entsprechend  die  Beratung  des  Beamten  mit  den 
urteilenden  Beisitzern,  dem  Judicium  parium.  Nur  das  leitende  Prinzip 
der  Straf bemessung  wird  scharf  betont;  die  Strafe  soll  sich  nach  der 
Schwere  des  Delikts  (secundum  modum  delicti)  richten. »)  Mit  der 
pekunären  Seite  der  Justiz  und  Polizei  steht  sodann  in  engem  Zusam- 
menhange das  wichtige  Verbot  der  richterlichen  Beschränkung  der 
Person,  auch  Verhaftung,  Gefangenhaltung,  Verbannung,  Ächtung  soll 
nur  auf  legales  Urteil  erfolgen;  —  abgesehen  hiervon  werden  nur  gewisse 

1)  Es  ist  neuerdings  immer  mehr  hervorgetreten,  dafs  die  Barone  bei  ihrem  Vor- 
gehen streng  die  Formen  des  Rechts  za  wahren  bemüht  sind. 

2)  Hieraus  erklärt  sich,  dafs  die  Aufzeichnungen,  die  das  englische  Gewöhn- 
heitsrecht  im  13  Jahrhundert  in  den  Rechtsbüchem  von  Bracton,  Britton,  Fleta  (unten 
S.  517)  erfährt,  die  Magna  Charta  fast  gar  nicht  berücksichtigen  (Gneist,  S.  545) . 

3)  Dafs  in  dem  Satz  Artikel  21:  „comites  et barones  non  amerdentur,  nisi  per 
pares  suos  et  nonnisi  secundum  modum  delicti"  nur  die  Anerkennung  des  Volks- 
gerichts  im  Gegensatz  zum  Urteil  des  königlichen  Staatsrats  und  Hofgerichts 
und  damit  einer  allgemeinen  Form  der  Gerichtsverfassung  des  Lehnsstaats  liegt, 
nicht  die  Neuschaffung  eines  Pairsgerichtshofs,  siehe  bei  Gneist,  S.  253. 
Die  letztere,  früher  übliche  Anschauung  erledigt  sich  damit,  dafs  die  Pairs  im  spä- 
teren Sinne  damals  noch  gar  nicht  existierten;  die  maiores  barones,  Lords,  waren 
noch  gar  nicht  aus  der  Masse  der  Kronvasallen  heransjrohoben  hinton  S.  506). 
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Fronden  ausgeschlossenJ)  Ihrerseits  begnügen  sich  die  Unterthanen  im  we- 
sentlichen damit,  vom  König  rechtes  Mais  und  Gewicht  und  gute  Rechts- 
pflege zu  fordern.  Aber  die  Eigenart  des  ganzen  Aktes  liegt  gerade 
darin,  dafs  er  sich  in  solcher  Weise  beschränkt  Hier  zeigt  sich,  wie 
festgeschlossen  der  Staat  schon  durch  die  Monarchie  geworden  ist; 
die  Barone  und  die  Prälaten  streben  nicht  in  feudal-reaktionärer  Weise  zu 
französischen  Zuständen  zurück;  sie  verlangen  nicht  eigene  landesherr- 
liche Thätigkeit,  nicht  einmal  in  der  Justiz,  sondern  nur  rechtmäfsige  Thätig- 
keit  der  Centralregierung.  Und  nur  eine  andere  Seite  derselben  Eigen- 
art ist  es,  daXs  sich  die  Aufständischen  als  Vertreter  aller  Stände,  der 
„universitas^  oder  „communitas  regni^,  betrachten  und  bethätigen.  Wie 
dem  Baron  gegenüber  dem  König,  so  wird  auch  dem  Untervasallen  gegen- 
über dem  Baron  die  Freiheit  von  willkürlichen  auxilia,  dem  Kaufmann 
die  Freiheit  von  Abgaben  und  Zöllen  zugesichert,  und  sogar  dem  Bauern 
(villanus)  wird  bei  der  Eintreibung  von  Oeldbulsen  die  Unpfändbarkeit 
seines  Ackergeräts  (waJgnagium),  wie  dem  Kaufmann  die  seiner  Waren 
(marcandisa)  versprochen. 

Insoweit  war  also  die  Magna  Charta  nur  Kodifikation  des  Gewohn- 
heitsrechts. Aber  schon  darin  lag  ein  Fortschritt,  dafs  es  gelang,  dessen 
Bügeln  jetzt  in  solcher  Ausdehnung  zu  kodifizieren.  Was  auf  dem 
Festlande  oder  bisher  in  England  in  Wahlkapitulationen  für  ein  grofses 
Territorium  aufgeschrieben  worden  war,  bewegte  sich  in  allgemeinen 
Wendungen.  Nur  die  Städteurkunden  hatten  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
vergangenen  Jahrhunderts  in  ihrem  kleinen  Kreise  beurkundete  Ver- 
fassungsnormen erhalten  (S.  454).  Im  übrigen  setzte  soeben  erst  das 
Streben  der  Schriftsteller  ein,  durch  Privatarbeiten,  „Eechtsbücher",  Kennt- 
nis und  Beurteilung  staatsrechtlicher  Prinzipien  zu  ermöglichen.  Eine 
gesetzliche  oder  vereinbarte  Fixierung  derselben  durch  die  obersten  staat- 
lichen Organe  selbst  zerstiefs  sich  bereits  an  dem  Umstand,  dafs  die  zer- 
splitterten territorialen  Verhältnisse  des  Festlandes  es  gar  nicht  gestattet 
hätten,  für  ein  gröfseres  Gebiet  allgemeingültige  Sätze  zu  ermitteln^  selbst 
wenn  man  dies  gewollt  hätte.  Dafs  es  in  England  möglich  war,  be- 
wies wiederum  nur,  wie  einheitlich  dort  das  ganze  Staatsleben  arbeitete. 
Auch  das  also  verdankten  in  letzter  Linie  die  britischen  Stände  ihren 
Königen,  dafs  sie  jetzt  gegen  den  König  die  Aufzählung  der  einzelnen 
politischen  Rechte  und  Pflichten  unternehmen  konnten,  um  damit  den 
Vorteil  zu  erringen,  den  die  Aufzeichnung  eines  Bechtssatzes  immer  ge- 
währt, —  die  Garantie,  dafs  er  weniger  leicht  in  Frage  gezogen  und 
verletzt  werden  kann. 

Hiermit  hing  aber  eng  zusammen,  dafs  die  Charta  zu  allem  schon 

1)  ArtUcel  39:  „nullus  über  homo  capiatur  vel  imprisonetur  aut  dissaissiatur 
aut  utlagetar  aut  exuletur  aut  aliquo  modo  destruetur,  -—  nisi  per  legale  Judicium 
parium  suorum  vel  per  legem  terre". 
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Vorhandenen  schlief slich  doch  auch  ein  gewisses  Mals  neuen  Rechts  hinzu^ 
zufügen  suchte.  Sie  strebte  nach  stärkeren  For  malgarantien  der  neu 
aufgestellten  Bechtsgrenzen,  mit  andern  Worten  nach  Verfassungsfor- 
m  e  n.  Die  eine,  die  die  Barone  als  Schutzmittel  gegen  den  vorderhand  nur 
zu  leicht  zu  erwartenden  Bechtsbruch  des  Monarchen  ins  Auge  fafsten,  hatte 
den  halb  revolutionären  Charakter  der  Übergangsmafsregel  in  demselben 
Sinne,  wie  daa  Intercessions-  und  Tötungsrecht  der  römischen  Volkstri« 
bunen  (S.  208).  Sie  war  ein  „Widerstandsrecht"  wie  dieses.  Habß  der 
König  die  Pflichten  der  ^Charta^  verletzt,  so  solle  ein  Ausschufs  von 
25  Baronen  die  Befugnis  haben,  auf  Abhilfe  anzutragen  und  im  Falle 
der  Weigerung  die  „communia*'  aufzubieten  und  den  König  mittels  Be- 
schlagnahme seiner  Burgen  und  Liegenschaften  zu  „pfänden*^  (distringere).  0 
Den  Baronen  ward  also  eine  eigenmächtige  Vollstreckung  als  indirekter 
Zwang  zur  Abhilfe  staatlicher  Beschwerden  gewährt,  und  die  Charta  ging 
sogar  in  einem  Einzelfall  soweit,  dieses  Verfahren  auch  formell  zu  einer 
vollständigen  Staatsgerichtsbarkeit  der  Stände  über  den  König  auszubauen.^) 
So  war  es  nur  eine  spezielle  Anwendung  desselben  Gedankens,  wenn  in 
einer  besonders  wichtigen  Frage  der  CentraJverwaltung  der  König  direkt  an 
eine  Prüfung  und  Ermächtigung  der  Barone  gebunden  ward.  Wenn  er  ein 
aufserordentliches  Hilfsgeld  (auxilium)  oder  die  Ablösung  von  Lehns- 
diensten durch  Schildgeld  (scutagium)  verlangt,  soll  er  die  Zustimmung  des 
„commune  concilium  regni^  dazu  einholen.  Wohl  griff  dieses  „Steuer- 
bewilligungsrecht" der  Stände  historisch  auf  die  vertragsmäfsige  Einigung 
zurück,  die  dem  Lehnsherrn  mit  dem  einzelnen  Vasallen  über  die  Gewährung 
einer  Beihilfe  oblag  (S.  433),  sowie  das  Widerstandsrecht  nur .  die  alt- 
feudalen Grundsätze  über  Ausforderung,  Fehde  und  Selbsthilfepfändung 
im  Verhältnis  grofser  Lehnsherren  und  Vasallen  verwertete.  Aber  in  beiden 

1)  Artikel  61:  „Et  si  nos  excessum  non  emendaverimus,  intra  tempus  quadra- 
ginta  dierum,  producti  qaatuor  barones  referent  causam  illam  ad  residaos  de  Ulis 
25  baronibus,  et  illi  25  barones  com  communia  todus  terre  distringent  et  gravabunt 
noB  modis  omnibus,  quibus  poterunt,  sciiicet  per  captionem  castrorom,  terrarum, 
poBsessionum  et  aliis  modis  — ,  donec  fuerit  emendatum.'' 

2)  Nach  Artikel  52  der  Magna  Charta  sollen  die  25  Exekutoren  des 
Widerstandsrechts  den  Fall  prüfen,  wenn  der  König  einem  Vasallen  ohne  Richter- 
sprach ein  Lehen  oder  ein  anderes  Recht  entzieht  oder  vorenthält.  Plehn  (S.  25) 
bemerkt  hierzu,  es  habe  nahe  gelegen,  diese  Gerichtsbarkeit  des  Widerstandskomitees 
zu  verallgemeinem  und  von  ihr  die  Ausübung  des  Widerstands  selbst  abhängig  zu 
machen,  es  scheine  aber,  als  ob  die  Barone  „vor  dieser  Konsequenz  zurückgeschreckt 
wären".  Pi^hn  übersieht  jedoch  hierbei,  dafs  die  vorherige  Abhilfeforderung  u.  s.  w., 
kurz  das  ganze  Widerstandsverfahren  selbst  seiner  Natur  nach  schon  einen  gerichts- 
barkeitlichen Akt,  eine  Prüfung  und  Entscheidung  über  die  staatsrechtlichen 
Pflichten  des  Königs  in  sich  enthielt  Diese  Eri^enntnis  ist  wichtig.  Denn  ob- 
wohl das  Widerstandsrecht  nur  eine  Übergangserscheinung  war  und  wieder  ver- 
schwand, wirft  dasselbe  doch  ein  Licht  auf  die  gleichartige  Rechtsnatur  der  Steuer- 
bewilligung (vergl.  den  Text  und  unten  S.  505). 
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Institutionen  lag  insofern  etwas  von  Grand  aus  Neues,  als  die  Rechte,  die 
bisher  dem  Einzelvasallen  gewährt  worden  waren,  nunmehr  auf  ein 
neues  genossenschaftliches  Rechtssubjekt  übertragen  wurden,  auf 
die  communia  oder  communitas  regni,  d.  h.  in  dem  Sinne,  wie  es  zunächst 
von  den  Beteiligten  verstanden  ward,  auf  die  Gesamtheit  der  Eronvasallen, 
grofsen  und  kleinen  Barone,  die  sich  zugleich  als  Vertreter  des  Volks  be- 
trachteten und  das  letztere  äulserlich  in  der  Beiziehung  mindestens  eines 
Nichtstandesgenossen,  des  Mayors  von  London,  zum  Ausdrack  brachten.  >) 
Das  ständige  Organ  der  communia  sollte  jenes  Widerstandskomitee  von 
25  erwählten  Baronen  einschlief slich  des  Barons  sein,  —  das  perio- 
dische Organ  der  Gesamtheit  war  die  grofse  Reichsversammlung,  das 
magnum  concilium,  zu  der  der  König  alle  Kronvasallen  „in  generali  per 
vicecomites  et  ballivos"  mit  40  tägiger  Frist,  aufserdem  aber  —  eine  folgen- 
reiche Auszeichnung  —  die  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Äbte,  Grafen  und 
grofsen  Barone  (majores  barones)  speziell  „sigillatim  perlitteras^  laden 
sollte.  Zum  erstenmal  wurde  die  Auffassung,  die  bisher  nur  in  den 
mittelalterlichen  Stadtstaaten  (oben  S.  487)  Ausdruck  gefunden  hatte, 
für  einen  grofsen  Territorial  Staat  praktisch  angewendet,  dafs  die 
Nation,  das  Staatsvolk  als  solches  ohne  Unterschied  der  Stände,  eine 
durch  Organe  handelnde  Einheit  ist. 

Der  grofse  Akt  war  der  Anfang  einer  neuen  Staatsordnung,  aber 
nur  der  erste  Anfang;  noch  schwankte  sie  zwischen  den  Extremen.  Die 
nächste  Folgezeit  offenbarte,  in  wie  hohem  Grade  die  Mäfsigung  und  die 
fast  zur  Schau  getragene  Loyalität  der  Stände  einer  klugen  Berechnung 
entsprungen,  ja  durch  die  Notwendigkeit  unmittelbar  geboten  war.  König 
Johann  war  überrascht  worden.  Unmittelbar  nach  der  Unterzeichnung 
ging  er,  nun  in  engem  Bunde  mit  Innocenz,  der  die  Charte  annullierte^ 
die  Barone  bannte,  Langten  absetzte,  zum  Angriff  vor,  und  die  Festigkeit 
der  Monarchie  zeigte  sich  auch  darin,  dafs  er  rasch  wieder  ein  Sold-  und 
Lehnsheer  aufstellen  und  die  Aufständischen  zersprengen  konnte.  Bereits 
thaten  die  Stände  den  in  den  Folgen  schwer  absehbaren  Schritt,  den  franzö- 
sischen Kronprinzen  zu  Hilfe  und  auf  den  englischen  Thron  zu  berufen. 
Unter  diesen  Umständen  bedeutete  es  eine  Fügung  von  ausschlaggebendem 
Gewicht,  dafs  Johann  plötzlich  (1215)  starb  und  sein  Nachfolger  ein  neun- 
jähriger Knabe  wurde, —  es  war  weiter  eine  selten  glückliche  Verkettung^ 
dafs  die  nationale  Gesinnung  der  leitenden  Männer,  des  Earl  Pembroke 
und  des  Primas  Langton,  sie  augenblicklich  die  entscheidende  Schwen- 

1)  Dafs  das  Neue  des  Widerstands-  und  Steuerbewüligimgsrechts  nicht  in  der 
Befugnis  selbst,  sondern  in  der  Schaffung  eines  korporativen  Subjekts  des 
Rechts  liegt,  hat  gegenüber  der  unzureichenden  Darstellung  von  Gtneibt  u.  a.  vor 
allem  PLEHN(a.  a.  0.  S.  17.  25 ff.)  betont;  so  besonders  (S.  IS)  die  Zurückweisung  der 
eigentümlich  abweichenden  Konstruktion  von  Stubbs. 
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kung  vollziehen  und  die  Spitze  gegen  den  Prinzen  Ludwig  und  die  Fran- 
zosen kehren  liefs,  —  dals  es  ihnen  endlich  gelang,  die  Regentschaft 
des  Adels,  die  nunmehr  während  der  Minderjährigkeit  Heinrichs  IIL 
eintrat,  gleichwohl  mit  Energie  im  monarchischen  Sinne  durchzuführen, 
die  feudal-decentralistisch  gesinnte  Gruppe  des  Hochadels,  bezeichnender- 
weise hauptsächlich  Franzosen,  zu  zerdrücken  und  die  Grundsätze  der 
Magna  Charta  so  peinlich  zu  befolgen,  dafs  die  formellen  Garantien, 
Widerstands-  und  Steuerbewilligungsrecht,  einstweilen  ganz  verschwanden.  0 
Eine  neue  Gefahr  erwuchs,  als  der  junge  König  bei  der  Übernahme  der 
persönlichen  Regierung  (1227)  ganz  in  die  Bahnen  des  Vaters  einlenkte. 
In  dem  beinahe  fünfzigjährigen  Kampfe,  den  Heinrichs  Frivolität  entfachte, 
streifte  der  Zickzackweg  des  wechselnden  diplomatischen  und  kriegerischen 
Glücks  mehr  als  einmal  an  die  Extreme  einer  restaurierten  Absolutmonar- 
chie einerseits,  einer  vollständigen  Lähmung  der  Krongewalt,  wo  nicht 
gar  der  Absetzung  des  Königs  anderseits.  Obwohl  Heinrich  Eid  auf 
Eid  zur  Bestätigung  der  Magna  Charta  leistete,  hinderte  ihn  das  nicht, 
genau  so  despotisch  und  mit  denselben  Mifserfolgen  die  Kirchen-  und 
Festlandspolitik  zu  verfolgen,  wie  sein  Vater,  und  als  sich  endlich  (1258) 
der  bewaffnete  Aufstand  der  Barone  von  neuem  zu  organisieren  begann, 
führte  er  umgekehrt  zunächst  zu  nicht  minder  mafslosen  Ansprüchen 
der  Adelsgruppe,  die  in  den  „Provisionen  von  Oxford''  geradezu  eine 
ständisch-aristokratische  Regierung  mit  einem  Scheinkönigtum  ver- 
fassungsmäfsig  anerkannt  wissen  wollte.^)  Der  König  konnte  sich  diesem 

1)  In  der  Bestätigung  der  Magna  Charta  zu  Bristol  beim  Regierungsantritt 
Heinrichs  lü.  bez.  der  Regentschaft  (1216)  wurden  die  bezüglichen  Artikel  samtiich 
weggelassen,  ebenso, in  den  späteren  Bestätigungen.  Sie,  insbesondere  das  Steuer- 
bewilligungsrecht, können  also  in  dieser  Zeit  noch  nicht  als  wirklich  geltendes  Recht 
angesehen  werden. 

2)  Die  Oxforder  Provisionen,  die  die  Forderungen  erfüllen,  die  die  Barone 
schon  1248,  1249  und  1255  aufgestellt  haben,  sind,  obwohl  nur  eine  Episode,  doch 
um  deswillen  wichtig,  weil  sie  bereits  in  aristokratischer  Form  die  „Parlaments- 
regierung*' vorschreiben,  die  seit  der  Absetzung  Jakobs  IL  (1688)  thatsächlich 
in  oligarc bischer  Form  in  England  zum  Durchbruch  gekommen  ist.  Sie  enthält 
ferner  der  Magna  Charta  gegenüber  auch  in  der  Parteigestaltung  insofern  einen  Fort- 
schritt, als  neben  den  grofsen  Baronen  auch  die  kleinen  Kronvasallen  eine  Berück- 
sichtigung verlangen  und  deshalb  eine  komplizierte  ständische  Vertretung  notig  wird. 
Die  Versammlung,  zu  der  Prälaten,  Earls  und  etwa  100  Barone  bewaffnet  er- 
schienen sind,  soll  12  Vertreter,  desgleichen  soll  der  Konig  12  Mitglieder  seines 
Rats  bestellen,  diese  sollen  4  Wahlherren  und  diese  ein  Permanent  Council  von 
15  Personen  bezeichnen.  Der  letztere  besorgt  —  im  Prmzip  mit  dem  König  —  die  lau- 
fenden Regierungsgeschäfte.  Da  aber  Oberrichter,  Kanzler  und  Schatzmeister  jähr- 
lich von  der  Reichsversammlung,  die  jedes  Jahr  dreimal  zusammentreten  soll, 
nach  Rechenschaftslegung  bestätigt,  —  da  die  Sheriffs  von  den  Grafschaften 
gewählt,  die  königlichen  Schlösser  von  den  Baronen  besetzt  werden  sollen,  so  ist 
in  Wahrheit  die  Person  des  Monarchen  durch  Rechtssatz  (also  verfassungsmäfsig) 
ausgeschaltet.  Der  Staatsrat  der  Provisionen  ist  der  Keim  eines  „  Kabinettsministeriums"*. 


1.  Kapitel.    Ältere  Staatsgebilde.    VII.  National*  und  Territorialstaateu.     497 

Programm  nicht  unterwerfen,  ohne  sich  selbst  aufzugeben,  und  wenn 
die  Barone  ihrerseits  (1263)  ihr  „Widerstandsrecht"  gebrauchten,  um  der 
gesetzmäfsigen  Verpflichtung  des  Königs  Nachdruck  zu  geben,  so  mufsten 
sie  sofort  empfinden,  dafs  auch  das  vertragsmäfsig  gewährleistete  Recht 
den  „Baronenkrieg"  nicht  vor  dem  Fluch  und  der  Verantwortlichkeit  der 
Rebellion  schützte  und  mit  Notwendigkeit  die  geschlossene  Baronie,  die  ihr 
Widerstandsrecht  ausüben  sollte,  in  die  Spaltung  einer  royalistischen  und 
einer  ständischen  Partei  und  damit  in  die  Ohnmacht  hineinreifsen  mulste. 
Dafs  aus  diesem  heillosen  Zirkel  sich  schliefslich  ein  Ausweg,  und 
noch  dazu  der  denkbar  vollkommenste  eröffnete,  war  keineswe^  etwas 
Selbstverständliches,  sondern  wiederum  das  Produkt  einer  auserlesen  glück- 
lichen Verknüpfung  der  Verhältnisse.  Es  war  an  und  für  sich  schon 
ein  Glück,  dafs  auf  beiden  Seiten  der  Kämpfenden  die  Leitung  Per- 
sönlichkeiten zufiel,  die  für  Mäfsigung  und  Rechtsvorstellung  zugänglich 
waren.  Der  temperamentvolle  Südfranzose  Simon  von  Montfort,  der 
—  als  Erbe  seiner  Mutter  Earl  von  Leicester  —  an  die  Spitze  der 
Baronenpartei  getreten  war,  übernahm  aus  der  vorausgegangenen  Be- 
wegung neben  den  adligen  Standesprätensionen  doch  auch  den  klaren 
Blick  des  englischen  Patrioten  für  die  Interessen  aller  Stände  0;  —  der 
männliche  Prinz  Eduard,  der  mehr  und  mehr  die  Herrschaft  über  seinen 
unfähigen  Vater  gewann,  wufste  trotz  seines  soldatischen  Muts  und  des 
Glaubens  an  die  königliche  Souveränetät  zugleich  die  festen  moralischen 
und  populären  Grundlagen  der  gegnerischen  Bestrebungen  zu  würdigen  und 
abzuwägen.  Sodann  wirkte  alles  zusammen,  um  die  Interessengemeinschaft 
der  verschiedenen  Stände,  die  jene  Grundlagen  so  fest  gemacht  hatten, 
auch  fernerhin  zu  erhalten.  Während  Graf  Simon  von  den  meisten 
Baronen  im  Stich  gelassen  wurde,  verschmolz  der  Kern  seiner  Getreuen 
desto  fester  mit  dem  Zuzug  der  städtischen  Bürger,  denen  der  König 
weniger  durch  den  Druck  seiner  Beamten,  als  durch  den  Bund  mit  den 
päpstlichen  Agenten  gehässig  war.  Die  Einmischung  Roms  war  es  auch, 
die  ihm  die  dauernde  Sympathie  der  national  gesinnten  Welt-  und  Kloster- 
geistlichkeit sicherte;  aus  dem  Kreise  der  letzteren  vertrat  die  reiche 
und  unabhängige  Genossenschaft  der  Benediktiner  von  St.  Albans  be- 
wufst  die  Sache  der  Magna  Charta,  und  die  beiden  vornehmen,  welt- 
klugen und  in  den  Personen  erfahrenen  Chronisten  des  Klosters,  Roger 
von  Wendover  und  Matthäus  Parisiensis,  die  in  den  Jahren  des  heifsesten 
Kampfes  dessen  Ereignisse  schilderten,  bezeichneten  durch  die  Schärfe 
ihrer  Kritik,    wie   klar  sich  die  öffentliche  Meinung  seit  König  Johann 

1)  Dies  ißt  nicht  moderne  Konstruktion.  Schon  1232  wird  in  einem  Breve  des 
Königs  zur  Erhebung  des  Vierzigsten  ausdrücklich  hervorgehoben,  er  sei  bewilligt 
worden  von  den  Prälaten,  Grafen,  Baronen,  Rittern,  freien  Männern  und  Villanen 
des  Königsreichs.  Natürlich  waren  die  Freien  und  Bauern  nicht  selbst  bewilligend 
thätig,  sondern  wurden  als  repräsentiert  durch  den  Reichsrat  angesehen  (Plehn,  S.  16). 
Schmidt,  Staatslehre.  11,  l.  32 
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Über  die  schwebenden  staatsrechtlichen  Fragen  ein  Urteil  zu  bilden  Zeit 
gefunden  hatte.')  Der  thörichte  Schachzug  Heinrichs  III.,  den  fran- 
zösischen König  als  Schiedsrichter  über  seinen  Streit  mit  den  Ständen  an- 
zurufen, lieferte  Leicester  einen  neuen  Anlafs,  die  Ehre  der  Nation  zu- 
sammen mit  den  ständischen  Hechten  zu  verteidigen;  wilde  Vorstöfse  der 
Briten  von  Wales,  die  unter  einem  angestammten  Fürsten  Uevelyn  ap 
Gruffid  (seit  1 246)  wieder  zu  einem  nationalen  Einheitsstaat  zu  erstarken 
schienen  und  die  ganze  Westgrenze  des  „sächsischen"  England  verheerten, 
zeigten  die  Ohnmacht  der  Krone  und  die  Notwendigkeit  endlichen  Friedens 
m  klarem  Lichte.  Daa  diplomatische  Urteil,  durch  das  König  Ludwig  IX. 
zu  Amiens(1264)  die  Oxforder  Provisionen  „vorbehaltlich  der  älteren  eng- 
lischen Freibriefe*'  umstiefs,  entfesselte  den  letzten  Sturm  auf  dieKrongewalt. 
Aber  es  war  nur  ein  kleiner  Stamm  von  Anhängern,  sowie  die  Bürgerschaft 
Londons  und  der  fünf  Hafenstädte,  die  dem  Earl  seinen  Sieg  yonLewes  über 
den  König  und  dessen  Gefangennahme  ermöglichten,  und  konsequent  suchte 
Simon  von  Montf ort,  jetzt  im  Besitz  der  Regierung,  seinen  schwachen  Rück- 
halt im  hohen  Adel  durch  den  Beitritt  der  unteren  Stände  zum  Rate  der 
Reichsverwaltung  zu  verstärken.  Schon  im  Juni  1264  fügte  er  dem  Rat 
der  Barone  und  Prälaten  noch  Mitglieder  aus  dem  Kreise  der  After- 
vasallen ,  vier  Ritter  aus  jeder  Grafschaft  (knights  of  the  shire)  hinzu. 
Als  sein  Anhang  vor  dem  vereinigten  Widerstand  der  königlichen  Adels- 
gruppe und  der  päpstlichen  Legaten  immer  mehr  zusammenschmolz,  liefs 
er  im  Januar  1265  der  Berufung  von  zwei  Rittern  der  Grafschaften  die 
von  zwei  Abgeordneten  der  gröf seren  Städte  folgen ;  der  Schrit,  der  auf  dem 
Festland  nur  zaghaft  gethan  wurde  (S.  481),  geschah  in  England  syste- 
matisch; Kaufleute  und  Handwerker  beteiligten  sich  neben  Edelleuten 
an  den  Geschäften  des  Reichs.  2)  Die  Mafsregeln  der  Not  konnten  Simons 
Sturz  nicht  abwenden.  Dem  Prinzen  Eduard  gelang  es  durch  die  Schlacht 
von  Evesham  den  König  zu  befreien  und  das  unbequeme  Adelshaupt  zu 
beseitigen  (1265).  Aber  seine  Einsicht  in  die  Sachlage  hielt  ihn  ab,  den 
Kampf  bis  aufs  Messer  weiter  zu  führen.  Er  begnügte  sich,  die  poli- 
tische Macht  aus  dem  labilen  Gleichgewicht  der  Krone  und  der  Stände 
wieder  in  die  Richtung  des  königlichen  Übergewichts  zu  verschieben, 
insofern  er  dem  König  vor  allem  die  Ernennung  seiner  Räte  sicherta 
Im  übrigen  aber  bestimmte  unter  Eduards  bevormundender  Leitung  Hein- 
rich III.  im  Reichstag  zu  Mariebridge  (1267)  den  Anteil  der  drei  Stände 
—  der  Barone,  Ritter  und  Städtebürger  —  an  den  Staatsgeschäften  in 
dem  Mafse,  wie  er  ihn  aus  Simons  Zeit  vorfand;  nur  bildete  den  Inhalt 
ihrer   Mitwirkung    nunmehr  nach  den    Erfahrungen    der    letzten   Jahr- 

1)  Der  SchUdening  des  Gedankenkreises  in  der  Chronik   des  Matthäus  Pari- 
siensis  ist  vorzugsweise  die  oben  citierte  inhaltreiohe  Schrift  Plehns  gewidmet 

2)  Über  die  vielleicht  ältere  Einrichtung  in  Aragon ien  und  ihren  eventuellen 
Einflufs  auf  den  Südfranzosen  Simon  vergl.  Ranke,  Weltgeschichte  IX,  I.  S.  95. 
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zehnte  nicht  mehr  das  WiderstandBrecht,  sondern  die  Einwilligung  in 
auiSserordentliche  Geldhilfen  —  in  scutagia  oder  auxilia  —  und  die  Zu- 
stimmung zu  königlichen  Verordnungen.  Auch  während  seiner  eignen 
Regierung  war  Eduard  I.  (seit  1272)  trotz  schwankender  Haltung  j^en- 
falls  auf  die  Dauer  nicht  willens,  die  einmal  bewilligten  Zugeständnisse 
wieder  rückgängig  zu  machen.  Seine  ersten  Thaten,  die  endgültige  Unter- 
werfung von  Wales,  dessen  „prince"  künftig  dem  englischen  Thronfolger 
den  Titel  gab,  während  das  Gebiet  in  englischen  Verwaltungsbezirken  auf- 
ging (1277 — 82),  ebenso  wie  die  Verwicklungen,  in  die  Eduard  später  mit 
Schottland,  Frankreich  und  dem  Papst  geriet  (oben  S.  466),  alles  wies 
den  König  immer  wieder  auf  eine  nationale  Politik  und  die  Hilfe  der  Stände 
hin.  Aus  seiner  und  seiner  beiden  Nachfolger  Eduards  IL  (1 307 -- 1327) 
und  Eduards  III.  (1327 — 1377)  hundertjähriger  Begierungsepoche  ging 
der  englische  Verfassungsstaat  in  seinen  bleibenden  Formen  hervor. 

II.  Die  parlamentarisch  beschränkte  Monarchie  der  drei 
Eduarde.  Der  epochemachende  Fortschritt,  den  das  europäische  Staats- 
leben  im  Verlaufe  des  englischen  Verfassungskampfes  im  13.  Jahrhundert 
vollzog,  lag,  wie  sich  gezeigt  hat,  nicht  in  der  Entstehung  einer  stän- 
dischen Kontrolle  der  Monarchie  überhaupt,  sondern  darin,  dals  diese 
die  verbreiterte  soziale  Grundlage  aller  drei  oberen  Stände  gewann*), 
und  dafs  sie  sich  in  festen  Formen  und  Grundsätzen  niederschlug. 
Seit  der  Karolingerzeit  hatten  die  Magnaten  und  Prälaten  mit  dem  König- 
tum um  Gehör  bei  den  Staatsgeschäften  gehandelt  und  gerungen ;  —  der 

1)  Der  Verlauf  der  Kämpfe  zeigt  ein  stetiges  Aufsteigen  der  Untervasallenschaft 
Schon  unmittelbar  nach  den  Provisionen  (1258)  hatte  die  ^Communitas  Bachellaiiae 
AngUae*^  eine  Beschwerdeschrift  an  den  Kronprinzen  eingereicht,  dafs  die  Klein- 
Vasallenschaft  durch  den  Ausschufs  der  12  ungenügend  vertreten  sei.  ,  Zu  der  Ver- 
sammlung von  St  Albans,  die  Simon  sodann  nach  der  päpstlichen  EntbindusgsbuUe 
(S.  497.)  berief,  lud  er  demgemäfs  auch  3  Ritter  aus  jeder  Grafschaft  ein;  der 
König  liefs  jedoch  durch  die  Sheriffs  diese  Ritter  zu  sich  selbst  nach  Windsor  be- 
scheiden. Entscheidend  war  also  erst  das  Ausschreiben  zum  Reichsrat  nach  dem 
Baronenkrieg  (4.  Juni  1264),  durch  das  auch  „quatuor  de  legalioribus  et  discretioribus 
MilitibuB  Comitatus,  nobiscum  tractaturi  de  negotiis  praedictis^  eingeladen  wur- 
den (Gneist,  S.  265.  Anm.  36).  In  den  „genannten  Geschäften''  ist  hier  dem  Zusam- 
menhang nach  die  Wiederherstellung  des  Friedens  gemeint  In  der  nächsten  Ladung 
in  welcher  neben  den  Grafschaftsrittem  auch  die  Stadtbürger  geladen  werden  (Ja- 
nuar 1265),  tritt  zugleich  das  neue  auf,  dafs  ihre  Ladung  zur  Beratung  der  Staa  tsge  - 
Schäfte  überhaupt  erfolgt  „An  dieser  Stelle  liegt  also  der  Entstehnngsakt  des 
späteren  Unterhauses*'  (Gnxibt,  S.  278,  daselbst  die  englische  Litteratur).  Die  Ladung 
lautet:  „Item  mandatum  estsingulis  Vicecomitibus  per  Angliam,  quod  venire  fadaiit 
Duos  Milites  de  legalioribus  et  discretioribus  Militibus  Singulorum  Comitatuum  ad 
Regem  London.  —  Item  in  forma  praedicta  scribitur  civibus  Lincoln  et  caeteris 
Bnigis  Angliae,  quod  mittant  in  forma  praedicta  Duos  e  discretioribus  tarn  Civi- 
bus quam  Burgensibus  suis.  Item  mandatum  est  Baronibus  de  probis  Hominibus 
Quinque  Portunm  quod  mittant  Quatuor  de  legalioribus  et  disoretioribuB.*^ 

32* 
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Lehnsstaat  hatte  nur  allmählich  die  kleinen  Barone  neben  die  grofsen  ge- 
stellt, und  noch  beim  Ausbrach  des  Kampfes  mit  König  Johann  fand  die  Mo- 
narchie ihren  Gegner  in  Baronie  und  Klerus;  jetzt  hatten  sich  Ritt  er  und 
Städte,  wenn  auch  nicht  quantitativ,  so  doch  qualitativ  das  gleiche  Recht 
erstritten.  Und  femer:  im  Lehnsstaat  hatte  der  ei  nze  In  e  Kronvasall  gegen 
den  Rechtseingriff  der  Krone  sein  Widerstandsrecht  geltend  gemacht,  jeder 
Einzelne  für  sich ;  wenn  der  König  seine  Grofsen  um  Rat  befragte,  hatte  er 
die  Vasallen,  der  Sitte  folgend,  nach  freier  Wahl  des  königlichen  Ermessens 
vorgeladen,  wiederum  jeden  Einzelnen  für  sich.  Jetzt  war  die  Gruppe  der 
einzelnen  Standesgenossen  zur  Korporation  erwachsen,  hatte  die  That- 
sache  des  nachträglichen  Widerstands  gegen  ungesetzmäfsige  Verfügungen 
in  das  Prinzip  umgewandelt,  daf  8  ohne  vorherige  Zustimmung  die  könig- 
liche Verordnung  und  Steuerauflage  formell  ungültig  und  unrecht- 
mäf  sig  sei,  und  damit  die  formelle  Garantie  für  die  Einholung  ihres  Rats, 
mit  andern  Worten  die  Ausbildung  des  Reichsrats  zum  eigentlichen  Rechts- 
institut errungen.  Die  nächste  Folgezeit  —  das  14.  Jahrhundert  —  stand 
also  nur  vor  der  Frage,  ob  sich  diese  Rechtsformen  befestigen  würden. 
Für  die  ständischen  Gruppen  kam  es  darauf  an,  die  Zusammensetzung 
der  Reichsversammlung  aus  ihren  verschiedenen  Elementen  und  ihren 
Funktionen  der  Gesetzgebung  und  Rechtskontrolle  zu  behaupten. 
Anderseits  kam  es  aber  auch  für  den  König  darauf  an,  die  Macht  der  Stände 
nicht  ins  Unbegrenzte  weiter  wachsen  zu  lassen  und  seine  eignen  Hoheits- 
rechte, mit  anderen  Worten  die  Regierung  festzuhalten. 

Es  ist  die  Bedeutung  der  Herrschaftszeit  Eduards  I.,  II.  und  III., 
diese  Kontinuität  in  vollem  Mafse  hergestellt  zu  haben.  Ihrer  Thätigkeit, 
vor  allem  ihrem  gesetzgeberischen  Eingreifen  ist  es  zu  danken,  dafs 
die  Schöpfungen  des  königlichen  Absolutismus  der  Normannenzeit  nicht 
durch  die  eines  ständischen  Absolutismus  verdrängt  wurden,  sondern 
dafs  sich  die  monarchischen  Institutionen  mit  den  ständischen  auf  der 
obersten  Stufe  des  Staatslebens  zu  einem  eigenartigen  Ganzen  verschmolzen. 

Zunächst  war  es  ein  Sieg  der  Krone,  dafs  sie,  entgegen  den  Be- 
mühungen der  Barone  (S.  496),  die  sämtlichen  einflufsreichen  Central- 
organe  als  ihre  Organe  in  der  Hand  behielt,  indem  sie  dieselben  nach 
persönlichem  Ermessen  besetzte.  Die  beiden  grofsen  Kollegien  der  justi- 
ziellen und  der  finanziellen  Krongewalt,  bancum  regis  und  scaccarium, 
bestanden  also  fort;  bildeten  sich  aber  in  einer  Weise  aus,  dafs  in  ihnen 
allen  der  absolutistische  Charakter  gebrochen  ward.  Vom  „court  of  kings 
bench**  zweigt  sich  für  Ci  vi  Isachen  ein  zweites  Kollegium  mit  festem 
Sitz,  das  commune  placitum,  court  of  common  pleas,  abO«  so  dafs  das 
erstere  nun   vorwiegend   die  Strafsachen   behält    Entsprechend  sondert 

1)  Hauptsächlich  um  den  Übelstand  zu  vermeiden,  dafs  der  Sitz  des  Civilgerichts- 
hofes  nicht  mit  dem  Aufenthalt  des  Königs  fortwährend  wechselt.  Der  Common- 
Pleas,  der  —  wie  jetzt  erwiesen  —  erst  nach  der  Magna  Charta  entstanden  ist,  ist 
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sich  der  ;,coiirt  of  exchequer"  als  gerichtlich  prüfende  Kontrollstelle  in 
Steuersachen  unter  eignem  Vorsitzenden  (chief  baron)  von  dem  blols  ver- 
waltenden Oberschatzamt^  und  dieser  Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung 
im  Gebiet  des  öffentlichen  Rechts  schliefst  sich  die  Trennung  der  Civil- 
und  Straf  Justiz  von  der  Verwaltnngsjustiz  mit  dem  Prinzip  an,  dafs  erstere 
ausschliefslich  von  Kings-Bench  und  Common-Pleas,  nicht  mehr 
durch  den  Exchequer  verhandelt  werden  sollen.  Dient  Alles  dies  dem 
Zweck,  eine  Einmischung  persönlicher  ZweckmäXsigkeitsrttcksichten,  be- 
sonders der  finanzpolitischen,  in  die  ordentliche  Rechtspflege  (S.  430)  zu 
verhindern,  so  trifft  damit  die  weitere  Vorschrift  zusammen,  dafs  aufser- 
ordentliche  Delegierte  des  Königs  mit  den  ständigen  drei  Gerichtshöfen 
nicht  mehr  konkurrieren  sollen.  Die  Mitglieder  des  Reichsgerichts  be- 
sitzen deshalb  ein  für  allemal  (seit  1299)  die  Vollmacht  von  Kommissaren 
für  die  Grafschaften :  jeder  Richter  repräsentiert  ipso  jure  den  ganzen  Ge- 
richtshof *);  und  der  Kommissar  ist  nicht  mehr  vom  König,  sondern  vom 
Gerichtshof  delegiert  Der  ständischen  Abschliefsung  des  höchsten  Richter- 
standes steht  aber  auch  die  Abrundung  der  obersten  Verwaltungsstelle 
gegenüber.  Die  fliefsende  Gruppe  der  persönlichen  Berater  des  Königs 
gestaltet  sich  zum  ständigen  Staatsrat,  „continual  oder  permanent 
conciP,  der  neben  den  Entschliefsungen  in  der  äufseren  und  inneren  Politik 
die  Dienstaufsicht  über  die  Bezirksbeamten  (u.  S.  506)  führt  Er  funk- 
tioniert unter  Vorsitz  des  Kanzlers ;  im  Personal  ist  er  noch  nicht  fest  be- 
grenzt: neben  den  obersten  Bureaubeamten,  dem  Oberrichter,  dem 
Schatzmeister  und  Schatzkanzler,  sitzen  darin  auch  die  obersten  Hof- 
beamten, wie  Lordkämmerer  und  Lordstewart,  und  der  Privatsiegel- 
bewahrer des  Königs  (Keeper  of  the  privy  seal),  der  beides  vereinigt.  Darin 
dafs  die  Vorsitzenden  der  Gerichtshöfe  am  Staatsrat  teilnehmen,  zeigt  sich, 
dafs  die  Justiz  und  die  Verwaltung  noch  nicht  völlig  getrennt  sind.  Un- 
getrennt liegen  sie  vor  allem  noch  in  der  Hand  des  Königs.  Er  wahrt 
sich  gegenüber  allen  Oberbeamten,  auch  den  Richtern,  die  persönliche 
Einwirkung;  sie  funktionieren  nur  durante  bene  placito,  sind  absetzbar 
und  ihm  persönlich  verantwortlich,  seiner  Straf gewalt  unterworfen.  2)  Aller- 
dings waren  die  Spuren  der  Oxforder  Provisionen  nicht  vollständig  aus 
dem  Gedächtnis  der  Barone  verlöscht.  Die  Mifsregierung  Eduards  II. 
fährte  noch  einmal  (1311)  zu  einem  aristokratischen  Ausschuf sregiment 
von  21  „Lords-Ordainers",  dann  sogar  (1327)  zur  formellen  Absetzung 
des  Königs  durch  einen  Parlamentsbeschlufs,  der  die  Krone  auf  seinen 
minderjährigen   Sohn  übertrug.    Aber   die    lange   und   erfolgreiche  Re- 


also  schon  ein  Teil  der  Verfassungsreform.  Er  schliefst  sich  an  die  Zusicherung  der 
Charta  an :  ^communia  placita  non  scqnantur  curiam  Regis*^  (Gneibt,  S.  316.  Anm.  2). 

l)Die  besonderen  Reiserichter  sind  seit  Eduard  III.  verschwunden  (Belege 
bei  Gneist,  S.  818). 

2)  Belege  für  diese  unter  Eduard  I.,  II.,  III.  wiederholt  geübte  Macht  bei  Gneist,  8.320. 


Ö02  Zweiter  Teil.«   Die  verschiedenen  Formen  der  Staatsbildung. 

giening  Eduards  III.  (1327— 77)   bewegte   sich   in   den  monarchischen 
Ideen  der  Verfassung  seines  Grofsvaters  weiter. 

Gegenüber  der  kontinuierlichen  Fortdauer  der  königlichen  Gewalt 
befand  sich  die  neue  Gewalt  der  Stände  insofern  im  Nachteil,  als  sich 
durch  das  Statut  von  Mariebridge  von  1267  (S.  498)  ein  fester  Rechtszustand 
des  Reichsrats  oder  „Parlaments"  0  noch  nicht  herausgebildet  hatte.  Vor 
allem  war  augenfällig,  dafs  die  beiden  Ständegruppen,  die  eine  Mit- 
wirkung an  den  Staatsgeschäften  beanspruchten  —  die  Kronvasallen 
einerseits,  die  Aftervasallen  und  Stadtbiirger  anderseits  — ,  keineswegs 
die  gleiche  Rechtsstellung  einnahmen.  Auch  jetzt  verleugnete  sich  die 
Thatsache  nicht,  dafs  die  ständische  Bewegung  von  den  Prälaten  und 
Baronen  ausgegangen  war,  und  dafs  die  „comunitas"^  erst  in  zweiter  Linie 
und  später  zugezogen  worden  war  (S.  499). 

Der  Rat  der  Kronvasallen,  der  „tenentes  in  capite",  wurde  vom  König- 
tum nicht  mehr  angefochten,  weder  sein  Dasein  überhaupt,  noch  der  allge- 
meine Umfang  seiner  Befugnisse.  Die  letzteren  konnten  um  so  weniger 
zweifelhaft  sein,  als  sie  zu  drei  wesentlichen  Bestandteilen  nur  das  um- 
fafsten,  was  die  Sitte  seit  karolingischer  und  normannischer  Zeit  ohnehin 
den  Magnaten  zugebilligt  hatte,  —  die  Teilnahme  am  Königsgericht 
über  Krön  Vasallen,  die  Erteilung  des  Rats  zu  wichtigen  Regierungs- 
angelegenheiten und  die  Zustimmung  zu  Gesetzesakten.  Natur- 
gemäls  blieb  die  zweite  dieser  Kompetenzen  auch  jetzt  noch  etwas  Schwan- 
kendes. Da  sich  der  König,  wie  eben  erwähnt,  bei  dem  wichtigsten 
Regierungsakt,  der  Ernennung  seiner  Räte,  die  Freiheit  des  Entschlusses 
wahrte  und  im  übrigen  die  Barone  nur  zeitweise  zusammentraten,  so 
hielt  sich  die  Befragung  der  Barone  über  einzelne  Akte  der  Regierung 
in  den  Schranken  persönlichen  und  gelegentlichen  Achtungsbeweises,  und 
es  lag  gerade  hier  die  praktische  Hauptgrenze  zwischen  dem  magnum 
concilium,  dem  periodisch  berufenen  Ständerat,  und  dem  permanent 
Council,  dem  ständigen  Staatsrat,  dem  königlichen  Ministerium.^)  Von 
der  Regierun gsthätigkeit  der  Monarchie  hob  sich  also  die  Justiz- 
nnd  Gesetzesthätigkeit  der  Lords  in  staatsrechtlicher  Schärfe  ab,  und 
zwar  war   es   die  Funktion  im  Gericht,   was  den  Baronen  ihren  spe- 

1)  Der  Name  „parliamentum'^  wird  anscheinend  zum  ersten  Mal  von  MatthäuB 
ParisienBis  (S.  498.  Anm.  1)  von  der  Reichsversammlung  des  Jahres  1246  zu  London 
gebraucht.  Schon  vorher  spricht  König  Heinrich  III.  selbst  (1244)  in  einer  Instruktion 
an  den  Sheriff  von  Northampton  vom  Reichstag  zu  Runnimede,  auf  dem  die  Magna 
Charta  vereinbart  worden  war,  als  einem  Parlament  —  ^parliamentum  Runemede, 
quod  fuit  inter  Dom.  Joh.  Regem  patrem  Nostrum  et  Bai'ones  suos  Angliae** ;  Be- 
lege Gneist,  S.  242.  263.  Anm.  2a). 

2)  Insofern  der  König  der  Idee  nach  in  beiden  Räten  den  Vorsitz  fuhrt,  ist 
er  bald  „King  in  parliament^,  bald  „King  in  Council*^,  —  übrigens  ein  verdunkelnder 
Sprachgebrauch,  da  das  Parlament,  einmal  ausgebildet,  praktisch  ein  dem  Konig 
selbständig  gcgcnüberatehendes,  weil  korporativ  geschlossenes  Organ  ist 
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ziellen  Charakter  verlieh.  Dann  lag  die  Errungenschaft  ihres  Standes,  dafs 
sie  in  Civil-  wie  in  Strafsachen  gegen  den  Sprach  der  ordentlichen  Reichs- 
gerichte an  das  Parlament  der  Standesgenossen  als  Judicium  parium^  Be- 
rufung einlegen  konnten,  dafs  also  der  König  über  die  Barone  nicht,  wie 
über  andere  Unterthanen,  nur  mit  seinem  Staatsrat  einen  aufserordent- 
lichen  ßechtsspruch  fällen  konnte.  Und  weiter  verbarg  sich  hinter  dem 
Schutz,  den  das  Standesgericht  dem  Baron  vor  Übergriffen  des  Königs 
gewährte,  zugleich  eine  politische  Spitze  aller  Barone  gegen  die  Regierung. 
Da  den  Kronvasallen  ohne  weiteres  auch  die  Grofsbeamten  der 
Krone  zugehörten  oder  mindestens  gleichstanden,  so  hatten  die  Magnaten 
jetzt  von  vornherein  ein  Mittel  in  der  Hand,  um  ihrerseits  den  Ober- 
richter oder  Schatzmeister  oder  Kanzler  wegen  Verrats,  Erpressung^  Be- 
stechung vor  ihresgleichen  zur  Verantwortung  zu  ziehen. 

Von  allen  diesen  Geschäften  wurden  Grafschaftsritter  und  Städter 
naturgemäls  nicht  berührt.  Gerichtlich  unterstanden  sie  den  normalen 
Bezirksgerichten  und  den  obersten  Reichsgerichten,  über  denen  es  für  sie 
keine  höhere  Instanz  gab.  In  Gesetzgebungsfällen  wurden  sie  wohl 
gelegentlich  gehört,  aber  nicht  kraft  einer  grundsätzlichen  Anwartschaft 
und  nur  über  Fragen,  die  speziell  die  lokalen  Interessen  berührten,  als  eine 
Art  Gutachter.  Im  Gebiet  der  Reichsverwaltung  endlich  äufserten  sie 
sich  wohl  in  Petitionen  und  Beschwerden,  aber  in  sehr  demütiger  Form^ 
mehr  als  Bittsteller,  denn  als  Ratgeber,  —  ja  sie  weigerten  sich  wohl  gar, 
einen  direkten  Rat  zu  erteilen.  *)  Gleichberechtigt  traten  sie  neben  den 
Baronen  vielmehr  erst  in  der  vierten  Staatsangelegenheit  hervor,  deren 
parlamentarische  Behandlung  etwas  Neues  und  das  eigenste  Produkt  des 
Verfassungskampfes  war,  —  in  der  Steuerbewilligung.  Auch  hier 
wurden  milit^  und  burgenses  zunächst  formloser  behandelt,  nicht  ständig, 
sondern  nur  gelegentlich  zu  Steuerausschreibungen  zugezogen.  Aber 
schon  im  Laufe  der  Regierung  Eduards  I.  kam  es  zu  einem  nochmaligen 
Zusammenstofs  mit  dem  König,  als  dieser  in  höchster  Geldnot  mitten  im 

1)  Die  Petitionen  werden  meist  mit  der  Formel  eingeleitet  „vob  hnmbles,  pau- 
vres  eommunes  priont  et  supplient  pour  Dieu^  etc.  oder  ähnlich.  Werden  sie  aus- 
drücklich um  Rat  gefra^,  so  verfolgt  die  Regierung  damit  meist  den  Zweck,  sie 
für  die  Folgen,  z.  B.  eines  Krieges,  finanziell  verantwortlich  zu  machen,  und  sie 
suchen  sich  dieser  Verantwortung  zu  entziehen.  Besonders  bezeichnend  die  Antwort 
auf  die  Anfrage  Eduards  IlL  wegen  des  französischen  Kriegs  (unten  S.  511)  im 
Jahre  1354:  „Grofsmäohtigster  Herr.  In  Bezug  auf  Euren  Krieg  und  die  dazu 
nötige  Ausrüstung  sind  wir  so  unwissend,  dafs  es  nicht  in  unserer  Macht  steht,  Euch 
zu  raten.  Deshalb  bitten  wir  Ew.  Gnaden,  uns  m  dieser  Sache  zu  entschuldigen; 
möchtet  Ihr  geruhen,  nach  dem  Gutachten  Eurer  ausgezeichneten  und  erfahrenen 
Ratgeber  zu  beschlief sen,  was  Euch  zu  Ehren  und  zu  Nutzen  Eurer  selbst  und  de» 
Königreichs  am  besten  dünkt,  —  dem  pflichten  wir  bereitwilligst  bei''  u.  s.  w. 
(Green,  Geschichte,  deutsche  Ausgabe,  I.  S.  276).  ^  Ein  gewisses  Fortschreiten  der 
(üommons  ist  unter  Eduard  IIL  nur  darin  zu  erblicken,  dafs  sie  die  Steuerbewilligun- 
gen bisweilen  an  Bedingungen  knüpfen  (Belege  Gneist,  S.  369). 
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französischen  Kriege  zu  eigenmächtigen  Oelderhebungen,  zuerst  gegen  die 
Prälaten,  dann  gegen  die  Barone,  schlief slich  gegen  die  Kaufleute  gegriffen 
hatte.  Wiederum  drängte  der  König  alle  drei  Stände  zum  gemeinsamen 
Widerstand,  und  jetzt  erst  wurde  ihm  in  der  „Charte  von  Gent"  (1297)  die 
für  die  Zukunft  mafsgebende  Erklärung  abgezwungen,  dats  „abgesehen  von 
den  herkömmlichen  alten  Lehnsabgaben"  nur  für  Bedürfnisse  des  Seichs 
und  nur  „par  commun  assent  de  tout  le  roiaume"  Geldhilfen  erhoben  werden  " 
sollten.  0  Von  da  an  hat  sich  die  Monarchie  an  ihre  Zusage  gehalten.  Die 
Bewilligung  der  Grundsteuern,  der  Vermögenssteuern  und  der  Zölle  war 
nunmehr  gemeinsame  Sache  der  Prälaten,  Barone,  Ritter  und  Bürger. 

Aber  auf  die  Steuerbewilligimg  blieb  allerdings  ein  Zusammenhandeln 
aller  Stände  fast  ein  Jahrhundert  lang  beschränkt,  und  es  ist  wesentlich, 
diesen  Hergang  im  Auge  zu  behalten.^)  Denn  nur  aus  ihm  erklärt  sich 
zwanglos  sowohl  die  Rechtsnatur  dieses  hauptsächlichen  parlamenta- 
rischen Rechts,  wie  die  rechtliche  Organisation,  die  das  Parlament 
selbst  in  dessen  Ausübung  annimmt 

Einmal  zeigt  sich  nun,  dafs  man  die  Steuerbewilligung  unmöglich 
als  einen  Ausflufs  der  Gesetz gebungsthätigkeit  der  Kommunen 
verstehen  kann.  Dies  einfach  deswegen  nicht,  weil  ein  Zusammenwirken 
aller  Stände  bei  Gesetzesakten  damals  noch  gar  nicht  stattfand.  Die 
ganze  Funktion  kann  vielmehr  nur  aus  der  Staatsthätigkeit  verstanden 
werden,  in  die  sie  eingreift,  —  aus  der  Finanzverwaltung.  Sie  war 
herausgewachsen  aus  den  beiden  Entwicklungsphasen,  die  die  Erhebung 
aufserordentlicher  Geldhilfen  zuerst  in  der  Epoche  des  Lehnsstaates  und 
dann  in  der  Zeit  des  anglonormannischen  Absolutstaates  durchlaufen 
hatte.  Während  nach  feudalen  Grundsätzen  der  Monarch  nur  kraft  Ver- 
trags mit  den  einzelnen  Vasallen  eine  solche  Abgabe  erheben  konnte 
(S.  433),  während  später  Richard  I.,  Johann  und  Heinrich  IIL  die  Abgabe  kraft 
genereller  Verfügung  der  Regierung  erhoben  (S.  491),  wurde  jetzt  die 
generelle  Steuerverfügung  zwar  beibehalten,  aber  an  eine  generelle  Zu- 
Stimmung  aller  Stände  gebunden.  Diese  Zustimmung  stellte  sich 
somit  jetzt  als  eine  rechtliche  Prüfung  der  Notwendigkeit  und  Zu- 

1)  Über  die  dramatischen  EreignisBe  vor  und  bei  dem  Zustandekonmien  des 
Statuts  25  Edw.  I.  st.  1.  c,  5  ff.  —  der  König  war  bereits  nach  Flandern  auf  den 
Kriegsschauplatz  abgegangen  und  wurde  durch  die  aligemeine  Erhebung  in  Eng- 
land direkt  in  eine  Zwangslage  versetzt  —  vergl.  Ranke,  Englische  Geschichte,  I. 
S.  65 ;  Green,  Greschichte,  I.  S.  245 ;  Gneist,  Verfassungsgeschichte,  S.  365  f.  Der  ent- 
scheidende Passus :  ^E  ausi  avuns  graute  —  as  evesques  —  et  as  contes  barons  et  a 
tote  la  communaute  de  la  terre,  que  mes  pur  nul  busoigne  tieu  mauere  des  aydes, 
mises  ne  prises  de  notre  roiaume  ne  prendrons  fors  kepar  commun  assent  de 
tout  le  Roiaume  e  a  commun  profist  de  meismes  le  Roiaume,  sauve  les  aun- 
cienes  aydes  e  prises  dues  e  acoustumees."  (Stübbs,   Select  charters.  6.  ed.  p.  495.) 

2)  In  der  Darstellung  Gneists,  die  die  parlamentarische  Entwicklung  in  der 
Zeit  der  drei  Eduarde  mit  der  in  der  Zeit  Richards  IL,  Heinrichs  IV.  und  V.  (unten 
S.  513ff.)  zusammenzieht,  wird  er  verwischt 
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lässigkeit  des  Akts  der  centralen  Finanzverwaltung,  —  als  ein  Akt  der 
Verwaltnngsgerichtsbarkeit,  der  Rechtskontrolle  im  weiteren  Sinne, 
dar  (I.  S.  211),  vergleichbar  etwa  dem  Ansspruch,  den  nach  ältester  germa- 
nischer Eechtsgewohnheit  die  Völkerschafts-  und  Stammesversammlung  in 
der  Wahl  des  neuen  Königs  über  das  Thronfolgerecht  that^)  Sie  knüpfte 
an  die  Einsicht  an,  dafs  sich  Zeitpunkt  und  Umfang  des  Ausgabe- 
bedürfnisses eines  Staates  und  des  dementsprechenden  Einnahmebedürf- 
nisses durch  allgemeine  Regel  nicht  feststellen  lassen,  und  dafs  deshalb, 
wenn  die  Staatsleitung  dennoch  an  eine  rechtliche  Schranke  gebunden 
werden  soll,  dies  nur  durch  ein  sich  immer  wiederholendes  Urteil  unab- 
hängiger und  sachkundiger  Organe  erreicht  werden  kann.  Dieselben 
müssen  prüfen  können,  welche  Aufgaben  nach  Lage  des  Staates  notwen- 
dig und  zweckmäfsig  sind,  um  danach  auszusprechen,  dafs  die  ent- 
sprechenden Einnahmen  rechtmälsig  seien.  Es  war  damit  gelungen, 
das  System  der  antiken  Staaten,  deren  Finanzbeamte  die  Abgaben  grund- 
sätzlich als  einen  Verwaltungsakt  nach  ihrem  freien  Ermessen  erhoben 
hatten,  mit  dem  zu  engen  Grundsatz  des  Lehnsstaates  auszugleichen,  der 
die  Gefälle  der  staatlichen  Machtträger  durch  Rechtssatz  ein-  für  allemal 
fixierte;  —  es  war  gelungen,  die  Dehnbarkeit  des  Verwaltungsaktes  mit 
einer  Rechtskontrolle  nach  Ermessen  zu  vereinigen.  Jetzt  erst  erhielten 
auch  die  Ratschläge,  Petitionen  und  Beschwerden  der  Barone  wie  der 
Gemeinen  ihre  volle  Bedeutung.  An  und  für  sich  in  der  Luft  schwe- 
bende und  eindruckslose  Meinungsäufserungen,  wurden  sie  nunmehr  von 
Gewicht;  denn  sie  unterrichteten  die  Regierung  über  die  Stimmung  der 
Stände,  die  Subsidien  bewilligen  sollten,  und  die  Krone  konnte  sie  auf 
die  Dauer  nicht  ignorieren,  ohne  die  Steuerbereitschaft  zu  gefährden. 

Auf  der  andern  Seite  zeigte  sich  aber  nunmehr  auch  mit  voller 
Klarheit,  dafs  die  Prälaten  und  Barone  im  Verhältnis  zu  Rittern  und 
Städtern  über  eine  viel  gröfsere  Machtfülle  verfügten.  Ganz  abgesehen  da- 
von, dafs  der  Einfluls  der  Magnaten  der  ältere  war,  war  er  —  im 
Pairsgericht,  Kronrat  und  Gesetzesrat  —  für  jetzt  auch  der  gröfsere. 
So  ergab  sich  mit  einer  gewissen  Notwendigkeit,  dafs  sich  die  Prälaten 
und  Barone  von  vornherein  als  ein  Kollegium  für  sich  betrachteten. 
Dagegen  gehörten  Grafschaftsritter  und  Bürger  durch  ihre  Funktion 
ebenfalls  zusammen.  Anfangs  zwar  tagten  und  beschlossen  auch  die 
beiden  engeren  Gruppen,  die  Prälaten  und  die  Barone  hier,  —  die  Ritter 
und  die  Bürger  dort,  getrennt  für  sich.  Aber  schon  am  Beginn  der  Re- 
gierung Eduards  III.  traten  regelmälsig  sowohl  die  „grantz'^  wie  die 
^commons"  als  eine  einheitliche  Korporation  auf,  —  die  letzteren  (seit 
1343)  sogar  schon  durch  einen  Obmann,  den  späteren  „Sprecher",  ver- 
treten. Zur  Teilung  in  house  of  lords  und  house  of  commons,  Oberhaus 

1)  Vergl.  über  diese  besondere  von  Brünner  geförderte  Anschauung  oben 
S.  887  Anm.  4. 
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und  Unterhaus,  ward  der  Grund  gelegt.  Zugleich  bildete  sich  auch  für 
die  Hitgliedschaft  in  beiden  Vertretungskörpem  ein  gewisser  Mafsstab 
heraus.  Unter  den  Granden  werden  neben  den  2  Erzbiscböfen  und 
19  Bischöfen  die  geringeren  der  Äbte,  neben  den  Grafen  und  ^grofsen^ 
Baronen  die  kleineren  Eronvasalien  zurückgedrängt;  nur  die  ansehn- 
lichen Eronvasallen  sind  geneigt,  sich  als  Standesgenossen,  pares,  peers, 
im  eigentlichen  Sinne  zu  betrachten,  und  nur  diese  sieht  sich  der  König 
veranlafst  um  ihrer  sozialen  Stellung  und  ihrer  Steuerkraft  willen  durch 
seinen  „Briefe,  writ,  persönlich  zum  greisen  Kronrat  einzuladend)  Die 
kleinen  Kronvasallen  werden  deshalb  wie  die  Untervasallen  nur  durch  die 
beiden  „Knights"  vertreten,  die  von  der  county  court,  den  regelmäfsigen 
Versammlungen  aller  Prälaten,  Earls,  Barone,  Ritter  und  freien  Gutsbesitzer 
(Freeholder)  jeder  einzelnen  Grafschaft  gewählt  werden.  Wie  die  £eprär 
sentanten   der  cities  und  boroughs  gewählt  werden,  ist  nicht  bekannt.'^) 

III.  Königliche  Bezirksverwaltung  und  „Selfgovern- 
ment".  Die  politische  Logik  forderte,  dafs  in  derselben  Machtverteilung 
wie  der  königlichen  Gentralverwaltung  das  Parlament,  so  auch  den  könig- 
lichen Bezirksbeamten  die  Vertretung  der  Stände  in  Grafschaften  und 
Gemeinden  überwachend  zur  Seite  treten  würde.  In  der  That  ging 
die  Gesetzgebung  Eduards  I.  insofern  durchaus  folgerichtig  vor,  als  sie 
die  Organe  der  Normannenzeit,  den  vom  König  ernannten  Sheriff  und 
den  Kommissar  des  Staatsrats  und  Hofgerichts  (justiciarius)  mit  den 
verschiedenen  Ausschüssen,  Grafschaften,  Hundertschaften  und  Städten 
in  verfassungsmälsige  Beziehung  setzte.  Solche  Ausschüsse  waren  von 
den  Plantagenets  bereits  zu  Finanz-,  Militär-,  Justizverwaltung  verwen- 
det worden,  aber  durchweg  als  Werkzeuge  und  Auskunftsobjekte  der 
Beamtengewalt  Wenn  sie  jetzt  umgebildet  wurden,  so  bestand  das  Neue 
bei  ihnen  wie  beim  Parlament  einfach  nur  darin,  dals  sie  zu  unab- 
hängigen Körperschaften  mit  eigenem  Leben  erhoben  wurden. 

In  der  Heeresverwaltung  war  dies  System  schon  durch  die 
Heeresverfafisung  selbst  bedingt.  Dieselbe  wurde  dauernd  in  einer  Ver- 
bindung von  Lehnsaufgebot  und  Grafschaftsmiliz  (S.  426)  organisiert.  Die 
Reiterei  wurde  auch  jetzt  noch  von  den  Baronen  und  Vasallen  mit  deren 
selbstgeworbenen  und  selbstunterhaltenen  Gefolgschaften  (liveries)  gestellt, 
das  t^ifsheer  aber  bildeten  nach  Stat  v.  J.  1 284  ipso  iure  die  liberi  homines 

1)  Die  Earls  werden  immer  geJaden,  die  Zahl  der  zu  ladenden  Barone  ist 
fliefsend,  erst  anter  Eduard  III.  (1350)  wird  der  erste  „Heizog"  (Duke)  kreiert  und  damit 
eine  neue  bevorzugte  Rangstufe  geschaffen,  der  sich  später  (unter  Ridiard  U.  und 
Heinrich  IV.)  Marques  und  Viscount  anreihen.  —  Die  Gesamtzahl  der  geladenen 
schwankt  unter  Eduard  I.  zwischen  40  und  111,  unter  Eduard  IL  zwischen  38  und 
123,  unter  Eduard  III.  zwischen  24  und  96  (Gneist,  S.  350  ff.).  Unter  Eduard  II. 
werden  die  durch  Writ  geladenen  von  den  übrigen  Kronvasallen  als  ^pares  regni'' 
ausgezeichnet   Über  die  entspr.  Entwicklung  [in  Deutschland,  Fi:ankreich  S.  482. 52(). 

2)  Über  die  Repräsentation  der  Grafschaften  und  Städte  Stubbs,  History,  II.  8  202ff . 
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zwischen  15  und  60  Jahren.  Sie  hatten  sich  selbst  jeder  nach  fester  Ver- 
mögensstufe (15,  10,  5,  2,  unter  2  Pfund  Silber  Einkommen)  in  mehr 
oder  minder  ausgiebiger  Weise  zu  waffnen,  die  erste  Klasse  auch  mit 
einem  Pferde  zu  versehen  0«  für  jede  Hundertschaft  ward  ein  Konstabier 
als  Kompagnieführer  ernannt,  und  es  braucht  nicht  gesagt  zu  werden, 
was  diese  ständige  Wehrfähigkeit  fOr  die  Unabhängigkeit  der  Bezirke, 
auch  der  Bürger  und  Freisassen  bedeutete. 

In  der  Finanzverwaltung  wurde  die  Einschätzung  zur  Hufen- 
steuer (zuerst  1221,  definitiv  seit  1306)  in  die  Hand  einer  Kommission  von 
Eingesessenen  der  Hundertschaft  gelegt,  deren  Erhebungen  von  einer  von 
Ort  zu  Ort  gehenden  Grafschaftskommission  als  Überprüfer  kontrolliert 
wurden,zunächst  für  Kommunal-  und  Grafschaftssteuern  eingeführt,  darüber 
(seit  1334)  zugleich  als  Unterlage  der  Staatsbesteuerung. 

Im  gröfsten  Stil  bürgerte  sich  der  Gemeindeausschufs  in  der  Justiz 
ein.  Hier  blieb  es  in  Civil-  wie  in  Strafsachen  dauernd  dabei,  dafs  die 
hauptsächliche  Beweisfrage  von  einer  Gruppe  vom  Sheriff  aufgebotener 
Gemeindezeugen  beantwortet  wurde.  2)  Aber  diese  geschworenen  Zeugen, 
Jurors,  änderten  durch  eine  langsame  Verschiebung  der  praktischen  Funk- 
tionen ihre  Rechtsnatur.  Bisher  hatten  sie  aus  eigener  Lokalkenntnis 
über  die  Strafthat  oder  über  das  bestrittene  Grundeigentums-,  Besitz-, 
Erbschafts-  oder  Familienverhältnis  sich  geäufaert,  —  die  Auskunftsfunk- 
tion überwog,  während  die  Beurteilung  der  rechtlichen  Bedeutung  des 
Vorgangs  in  erster  Linie  dem  versitzenden  Richter  zukam.  Jetzt  machte 
sich  mit  der  wachsenden  Bevölkerung  die  Kompliziertheit  der  Geschäfts- 
und Rechtsverhältnisse  wie  der  Kriminalität  geltend.  Deren  Kenntnis  konnte 
jedem  beliebigen  Bürger  nicht  mehr  ohne  weiteres  angesonnen  werden. 
Wie  auf  dem  Festland  war  das  Bedürfnis  auf  die  Dauer  nicht  zurück- 
zuweisen, dals  die  Beweise  erst  für  den  einzelnen  Fall  gesammelt 
wurden.  Während  aber  auf  dem  Festland  das  neue  Bedürfnis  ein  Steigen 
des  Einflusses  des  berufsmälsigen  Richters  zur  Folge  hatte,  der  —  be- 
sonders in  Italien  —  als  Beamter  nun  die  einzelnen  Zeugen,  Urkunden, 
Parteieide   prüfend   entgegennahm,   kam   in   England,   dank   der  poli- 

1)  Die  Unterschiede  der  Bewaffnung  entsprechen  ungefJlhr  denen  der  römischen 
Centurien  (oben  S.  200;  Gneist  S.  288) :  erste  und  zweite  Klasse:  Harnisch,  Eisenhelm, 
Schwert,  Messer,  —  dritte  Klasse:  Lederkoller,  Eisenhut,  Schwert  und  Messer,  -  die 
unteren  Klassen  sind  vorzugsweise  nur  mit  Schwelt  und  Bogen  gerüstet.  —  Ander- 
seits wird  (1272)  die  Dienstpflicht  auf  den  Fall  der  Not  eines  feindlichen  Einfalles 
beschränkt  —  Die  Grenze  zwischen  Gefolgschaften  und  Milizen  ist  keine  scharfe, 
da  seit  25  Eduard  IIL  (1351)  sich  die  Regierung  häufig  die  Mobilmachung  dadurch 
erleichtert,  dafs  sie  Baronen  und  Grundherren  durch  Vertrag  die  Anwerbung  und 
Ausrüstung  von  Freiwilligen  gegen  Bauschsumme  in  Kommission  giebt  (Gmeist,  S.291). 

2)  Vergl.  hierüber  vor  allem  Biener,  Das  englische  Geschwomengericht.  1852. 
S.  57 ff.;  Bbunneb,  Die  Entstehung  der  Schwurgerichte.  1872;  Gneist,  Verfassungs- 
geschichte, S.  292  ff. 
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tischen  Lage,  der  Umschwung  den  bereits  korporativ  geschlossenen 
Zeugen  verbänden  zu  gute.')  Sie  bewahrten  von  der  gemischten  Funktion 
der  früheren  Zeit  jetzt  nur  die  eines  Ausspruchs  über  die  Hauptfrage, 
das  Material  hierfür  aber  entnahmen  sie  nun  ihrerseits  aus  Beweisakten, 
besonders  Zeugenverhören,  die  sich  vor  ihnen  selbst  zunächst  privatim, 
aufsergerichtlich  und  formlos  abspielten,  allmählich  aber  sich  zu  offiziellen 
Erhebungen  vor  der  Kommission  formierten,  —  sie  wurden  von 
Zeugen-  zu  Bichterkommissionen.'^)  Die  Geschworenenjustiz  gab  also 
nunmehr  dem  englischen  Justizwesen  sein  Gepräge.  In  Civil  Sachen 
erschienen  die  Reichsrichter  periodisch  in  den  Grafschaften,  um  die  auf- 
gelaufenen Sachen  mit  den  inzwischen  vom  Sheriff  geladenen  Geschwo- 
renen zu  erledigen,  während  die  Bagatellsachen  von  den  Sheriffs  kurzer 
Hand  entschieden  wurden.  In  Strafsachen  wurde  in  den  Grafschafts- 
versammlungen  (S.  506),  mit  denen  die  justiciarii  regelmäfsig  konferierten, 
zunächst  Alles,  was  von  schweren  und  gemeinen  Verbrechen  im  Bezirk  be- 
gangen worden,  durch  eine  Kommission  aus  allen  Gemeinden  —  im  Lauf  der 
Zeit  von  23  Personen  —  „gerügt'',  und  darauf  wurden  die  Rügen,  An- 
klagen (indictment)  dieser  „grofsen^',  grand  Jury  dem  „Wahrspruch''  klei- 
nerer Ausschüsse  von  12  Geschworenen  über  die  Schuld  (petty  jury)  unter- 
worfen, bei  deren  Auswahl  vorwiegend  die  Angehörigen  der  einzelnen  Ge- 
meindebezirke (hundreds)  Berücksichtigung  fanden.  Dieser  Geschworenen- 
dienst war  eine  starke  Belastung  des  Bürgers  und  wurde  zunächst  als  solcher 
empfunden,  die  auswählenden  Sheriffs  wälzten  ihn  hauptsächlich  auf  die 
kleineren  Gutsbesitzer  ab.^)  Aber  immerhin  bildete  der  Schwurgerichts- 
prozefs  in  allen  seinen  Anwendungsfällen  eine  neue  eigenartige  Grund- 
form der  Rechtspflege.    Ebenso  wie  der  gleichzeitige  italienische  Prozefs 

1)  DaTs  hierfür  in  erster  Linie  die  politische  Lage  aasschlaggebcnd  war,  beweist 
der  Umstand,  dafs  in  der  Zeit,  als  die  Büreaukratie  noch  mächtig  war,  unter  Hein- 
rich III.  Prozesse  bezeugt  sind,  in  denen  der  versitzende  Richter  die  Geschwomen 
ebenfalls  als  Zeugen  einzeln  verhörte,  also  ihre  korporative  Gruppenaussage  in  richter- 
liche Beweisakte  auflöste.  (Vergl.  eine  genauere  Analyse  der  ganzen  Umbildung 
KIC3IABD  Schmidt,  Staatsanwalt  und  Privatkläger.  1891.  Ö.  79;  ders.,  Herkunft  des 
Inquisitionsprozesses.  1901.  S.  96.) 

2)  Allerdings  vollzieht  sich  diese  flntwickluug  sehr  langsam.  In  Ci  vi  Isachen 
werden  die  Beweiserhebungen  durch  die  Geschwomen  (Zeugenverhöre  über  Rechtsge- 
schäfte u.  s.  w.)  schon  im  14.  Jahrhundert  teilweise  in  die  offizielle  Gerichtssitzung 
verlegt  Am  Ende  des  15.  Jahrh.  haben  die  Geschwomen  die  Eigenschaft  von  Richtern, 
die  nur  aus  gerichtlichen  Verhandlungen  schöpfen,  voll  ausgebildet  In  Strafsachen 
dauert  die  patriai-chale  Form,  dafs  sich  die  Geschwomen  privatim  über  das  zu  prüfende 
Verbrechen  informieren  —  also  die  Verschmelzung  der  Zeugen-  und  Richtereigen- 
schaft — ,  länger  an.  Der  alte  Zustand  wird  mit  dem  neuen  Bedürfnis  so  \'creinigt, 
dafs  seit  Eduard  III.  die  Zuziehung  einer  Minimalzahl  (6)  von  Gemeindegenossen  des 
Angeklagten,  bezw.  von  Bürgem  des  Orts  der  Verbrechensbegehung  (hundi-edors) 
zur  Jury  vorgeschrieben  wird. 

3)  Seit  Eduard  III.  sind  Freisassen  von  40  Schillinge  Grandrente  zum  Geschwor- 
nendienst  verpfiehtet. 
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(S.  472),  suchte  er  den  modernen  Bedürfnissen,  die  die  komplizierten  Ver- 
kehrsverhältnisse  des  Privatrechts  und  die  vielgestaltigeren  Verbrechens- 
fälle des  Strafrechts  sowohl  für  die  historische  Beweisaufgabe  wie  für 
die  juristische  Aufgabe  der  Bechtsanwendung  an  das  Prozefsgericht 
stellten,  dadurch  Rechnung  zu  tragen,  dafs  er  das  Beweisverfahren  in 
geschmeidigere  Formen  brachte  und  dem  rechtsgelehrten  Element  gröfseren 
Einflufs  verschaffte«  Aber  der  englische  Typus  erreichte  dieses  Ziel  nicht  wie 
der  italienische  so,  dafs  er  dem  rechtsgelehrten,  technisch  geübten  Berufs- 
richter  sowohl  Beweis-  wie  Rechtsfrage  zuschob  und  ihn  zur  Sicherung 
der  Parteien  gegen  Willkür  nur  an. strenge  Prozelsrechtsregeln  band.  Er 
erstrebte  die  Sicherung  vielmehr  wie  der  Prozefs  des  römischen  Verfassungs- 
Staats  (S.  228)  in  der  Art,  dafs  er  Beweisfrage  und  Rechtsfrage  zwischen 
den  Geschworenen  und  dem  Vorsitzenden  Beamten  teilte,  einen  Dualis- 
mus der  Organe  schuf J)  Im  übrigen  blieb  den  Geschworenen  bei 
Prüfung  und  Feststellung  der  Thatfrage  sehr  grofse  Freiheit  und  ebenso 
dem  Vorsitzenden  Richter,  der  die  Verhandlung  leitete,  die  Geschworenen 
belehrte,  das  Urteil  über  den  streitigen  Civilanspruch  verkündete  und  auf 
das  schuldig  sprechende  Verdikt  der  Geschworenen  die  Strafe  des  Ver- 
brechens verhängte.  Diese  Freiheit  in  der  Bewegung  des  Gerichts 
unterschied  die  neuen  Geschworenen  vor  allem  von  dem  germanischen 
Volksgericht  und  den  karolingischen  Schöffen,  die  jetzt  infolge  der  grund- 
sätzlichen Reorganisation  der  Justiz  zwischen  Vorsitzendem  und  Ge- 
schworenen zu  Boden  fielen  und  schliefslich  verschwanden.^)  Denn  die 
Geschworenen  übernahmen  als  Nachkommen  der  alten  Eidhelfer  und 
Zeugen,  die  sie  waren,  ihre  Funktion  auf  Kosten  der  Parteien,  die  ihrer- 
seits in  den  neuen  Verhältnissen  von  ihren  ehemals  einschneidenden  Be- 
fugnissen (S.  338)  nur  die  betreibende  und  stoffbeschaffende  Thätigkeit 
zurückbehielten.  Die  letzten  bewahrten  sie  sich  allerdings  gerade  dank 
der  Formlosigkeit  der  Beweisprüfung  in  höherem  Grade  als  im   italie- 

1)  Dabei  darf  natfirlich  nicht  verkannt  werden,  dafs  die  Technik  der  Teilung; 
eine  ganz  andere  ist  als  im  römischen  Prozefa.  Während  der  Prätor  in  der  fonnnla 
den  rechtlichen  Gesichtspunkt  hervorkehrt  und  die  schwebende  Thatfrage  dem  judex 
zyr  eigenen  und  unabhängigen  Beantwortung  übergiebt,  wird  im  englischen  Civil- 
und  Strafprozefs  die  Frage  der  Anspruchsexistenz  und  die  Schuldfrage  des 
Verbrechers  (an  culpabilis  sit  vel  non)  dem  gesamten  Gerichtshof  zur  Beant- 
wortung so  vorgelegt,  wie  sie  aus  den  Anträgen  des  Klägers  bezw.  Anklägers  (siehe 
unten  im  Text)  hervorgehen.  Der  rechtsgelehrte  Vorsitzende  und  die  Geschwomen 
wirken  also  in  einheitlichem  Verfahren  dahin  zusammen,  dafs  dieser  die  rechtlichen  Ge- 
sichtspunkte, die  Geschwomen  die  Thatsachen  prüfen,  —  der  Vorsitzende  durch  Rechts- 
belehrung und  Schlufsurteil,  die  Geschwomen  durch  den  Wahrsprach.  Die  Trennung 
ist  also  äufserlich  weniger  scharf,  aber  dafür  ist  die  gegenseitige  Kontrolle  um 
so  wirksamer. 

2)  Es  ist  daran  zu  erinnem,  dafs  die  Aufgabe,  die  das  altgermanische  Volksgericht 
(Umstand,  bezw.  Schöffen)  un  Prozefs  verrichtete,  die  Prüfung  des  rechtlichen  Gesichts- 
punktes (oben  S.  339),  nicht  an  die  Geschwomen,  sondern  an  den  Vorsitzenden  übergeht 
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nischen  Prozers.  Im  Civilprozefs  erhielten  die  Anwälte  eine  überaus  ein- 
flufsreicbe  Stellung  gegenüber  dem  Gericht,  indem  sie  durch  Schriften- 
wechsel unter  einander  das  Material  sammelten  und  sichteten,  um  es  bei 
Beginn  der  Verhandlung  fertig  vorzulegen.')  und  noch  mehr  blieb  den 
Parteien  und  ihren  Anwälten  im  Strafprozefs  überlassen.  Da  hier  für  die 
einleitenden  Schritte,  für  die  erste  Aufhellung  des  Verbrechens  und  das 
Ausfindigmachen  des  Thäters,  ein  amtliches  Organ  gar  nicht  vorhanden 
war,  mufsten  die  beteiligten  Privatpersonen  hierfür  die  Verantwortlichkeit 
übernehmen,  und  ganz  im  Gegensatz  zum  neuen  italienischen  Inquisitions- 
prozefs  nahm  das  neuenglische  Strafverfahren  aus  dem  Mittelalter  den 
Charaktereines  Privatklageprozesses  mit  hinüber,  in  welchem  ohne 
Initiative  des  Verletzten  regelmäfsig  das  Verbrechen  unverfolgt  blieb. ^) 

IV.  Staat  und  ünterthanen.  Die  englische  Verfassungsgesetz- 
gebung des  1 4.  Jahrhunderts  hat  der  europäischen  Welt  das  staatsrecht- 
lich konsequenteste  und  reichste  Gebilde  des  Mittelalters  beschert.  Er- 
richtet über  dem  Unterbau  der  territorial  geschlossenen  Nation,  reihte 
sich  die  Konstitution  Eduards  I.  ebenbürtig  dem  nationalen  Verfassungs- 
staat an,  den  Rom  nach  Besiegung  des  Pyrrhos  über  allen  Italikem 
errichtet  hatte;  ja  sie  war  dem  römischen  Bundesstaat  überlegen,  weil 
sie  den  inneren  Konflikt  vermied,  den  die  bevorzugte  Stellung  der  herr- 
schenden Stadt  gegenüber  den  Unterthanenstädten  von  vornherein  in  sich 
barg,  —  mit  den  Verfassungsgarantien  verband  sie  die  Monarchie  des  Diony- 
sios,  die  ausgleichend  über  allen  Landschaften  und  Ständen  stand.  Die 
Gesundheit  des  Zustandes  erwies  sich  an  dem  allseitigen  Aufschwung 
der  Nation.  Der  Glanz  des  Hofes  von  Windsor,  die  ritterliche  Baronie, 
die  reiche  Geistlichkeit,  das  vornehme  ubd  würdige  Reichsbeamtentum, 
der  breite  Stand  der  Bureaukratie,  die,  durch  eine  produktive  und  popu- 
läre Jurisprudenz  geleitet,  dem  Land  eine  einheitliche  Rechtsprechung 
und  Verwaltung  gab,  dies  alles  bildete  hier  nicht  nur  die  schimmernde 
Deckschicht  über  einem  verworrenen  und  parteizerrissenen  Volksleben 
wie  im  staufischen  Deutschland,  es  war  vielmehr  nur  der  Abglanz 
des  Vi^ohlstandes,  der  Behaglichkeit  und  Lebensfreude,  die  alle  Schichten 
der  zu  einer  seltenen  inneren  Einheit  zusammenwachsenden  Nation  durch- 
zogen, und  die  soeben  im  Epos  Chaucers  mit  munterer  Ilealistik  veranschau- 
licht wurden.    Durch  die  Virtuosität  seiner  neuen  englischen  Sprache^) 

1)  Die  Anwälte  organisieren  sich  seit  Eduard  L  in  Innungen,  so  dafs  unter  den 
attomeys,  die  den  Verkehr  mit  den  Parteien  vermitteln,  die  sergeants-at-law  (später 
barriBters)  als  vornehmere  Klasse  hervortreten.  (Geeist,  S.  822.1 

2)  Über  diese  Umbildung  vor  allem  Richard  Schmii>t,  Staatsanwalt  und  Privat- 
kläger. 1891.  S.  72ff. 

8)  Im  Parlament  ist  zum  ersten  Mal  1862  im  Unterhaus  der  Gebrauch  der  eng- 
lischen Sprache  in  den  Verhandlungen,  1365  in  der  Eröffnung  und  Verabschiedung 
durch  Eduard  m.  erweisbar.  (Gneist,  Verfassungsgeschichte,  S.  875.) 
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lieferte  das  führende  poetische  Talent  den  Beweis,  dafs  die  Kassen  der  ger- 
manischen Angelsachsen  und  Dänen  und  der  französierten  Normannen  jetzt 
völlig  mit  einander  verwachsen  waren,  und  die  gesamten  politischen  Schöpf- 
ungen der  Zeit  versinnlichten  nicht  minder  deutlich,  wie  auch  der  Gegen- 
satz der  Stände  durch  kaum  merkbare  Übergänge  überbrückt  wurde. 
Wie  die  mächtigsten  Barone,  die  die  Magna  Charta  erkämpft  hatten, 
selbst  erst  dem  jungen  Beamtenadel  Heinrichs  II.  entstammten,  wie  die 
Pipers  sich  soeben  erst  langsam  von  ihren  bisherigen  Standesgenossen, 
den  kl  einen  Kronvasallen,  ablösten  (S.  506),  so  lösten  sich  die  letzteren  in  der 
greisen  Hasse  des  vasallitischen  Landadels  auf,  und  der  Landadel,  die 
Gentry,  arbeitete  wiederum  mit  dem  Stadbürgertum  politisch  zusammen, 
das  noch  mit  allen  Fäden  an  das  agrarische  Hinterland  geknüpft  und 
in  dem  Hauptinteresse  des  Handels,  dem  Wollexport,  auf  das  Land  an- 
gewiesen war.  So  begegnete  sich  das  Interesse  aller  Stände  0  auch  auf 
dem  Gebiete  der  Kirchenpolitik,  die  unter  der  Regierung  Eduards  III.  Mo- 
narchie und  Parlament  zu  einer  energischen  Zurückweisung  des  Papsttums 
und  seiner  eigenmächtigen  Besteuerungsversuche  führte,  und  besonders  auf 
dem  der  ausländischen  Wirtschaftspolitik.  Allen  Ständen  lag  daran,  das 
gute  Verhältnis  zu  den  niederrheinischen  und  besonders  den  flandrischen 
Städten  nicht  gestört  zu  sehen,  und  als  seit  Eduard  I.  fortgesetzte  Grenzkriege 
mit  Schottland  immer  neue  Reibungen  auch  mit  Frankreich  erzeugten,  als 
die  Machtpolitik  der  französischen  Könige  unter  Philipp  dem  Schönen 
und  seinen  Nachfolgern  den  englischen  Hafenstädten  die  Kanalschiffahrt 
mehr  und  mehr  erschwerte  und  unausgesetzt  die  Einverleibung  Flan- 
derns in  die  kapetingischen  Kronlande  anstrebte  (u.  §  77),  erhob  sich  das 
Parlament  geschlossen  zur  Verteidigung  der  nationalen  Interessen.  Im 
Krieg  gegen  Philipp  VI.,  dessen  Thronfolgerecht  Eduard  III.  zu  seinen 
eigenen  Gunsten  bestritt  (unten  S.  534),  lieferte  die  englische  Nation  die 
Probe  ihrer  inneren  Geschlossenheit  und  ihres  Vorwärtsstrebens.  Der 
glänzende  Sieg  von  Crecy  (1345)  zeigte,  wie  aufserordentiich  ihr  Volks- 
heer, in  dem  sich  das  kleine  Lehnsaufgebot  und  die  Bürger-  und 
Bauemmilizen  der  Bogenschützen  taktisch  wirkungsvoll  unterstützten, 
dem  weit  zahbreicheren ,  aber  ungegliederten  und  schwerfälligen  Ritter- 
heer des  mächtigsten  Festlandsstaats  überlegen  war. 

Gerade  in  den  militärischen  Erfolgen  trat  hervor,  wie  glücklich  sich 
auch  das  Verhältnis  der  herrschenden  Klassen  zu  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  gestaltet  hatte.^)  Obwohl  an  den  politischen  Rechten,  die 
sich  die  drei  oberen  Stände  erworben  hatten,  nicht  direkt  beteiligt,  hatten 
doch   auch   die  Bauern  von   der  grofsen  Umwälzung  ihren  Vorteil  ge- 

1)  Vergi.  Ranke,  Englische  Geschichte,  I.  S.  65. 

2)  Zum  folgenden  Greek,  History  of  the  engUsh  people,  Kap.  5.  Abschn.  4. 
(Deutsche  Ausgabe  S.  291  ff.)  Grundlegend  für  die  bSruerUehen  Rechtsverhältnisse, 
12.  und  18.  Jahrhundert  Vinooradoff,  Villainage  in  England.  1892. 
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zogen.  Die  normannischen  Eroberer  hatten  die  angelsächsischen  ceorls 
nach  französischem  Muster  zu  vilains,  villani,  herabgedrückt  und  sie 
—  so  weit  sie  nicht  Leibeigene  mit  ungemessenen  Diensten,  servi,  waren  — 
an  dem  Gutshofe  in  den  strengen  Frondiensten  festgehalten,  —  die  besseren 
mit  Spanndiensten  zur  Aussaat  und  Ernte,  die  kleinen  mit  fortlaufenden 
Handdiensten.  Aber  die  Politik  der  Plantagenets  in  England  hatte  dann 
seit  dem  Ende  des  12.  Jahrhunderts  England  aus  den  Bahnen  der  übrigen 
westeuropäischen  Territorien  hinausgeführt.  Schon  der  voll  ausgebildete 
Absolutismus  hatte  in  manchen  Hinsichten  die  Herrschaft  der  Gutsherren 
über  die  Bauern  zurückgedrängt  und  die  Hörigen  sozial  gehoben,  indem 
er  dieselben  durch  sein  Beamtentum  zu  unmittelbaren  Unterthanen  des 
Königs  machte.  Die  Magna  Charta  sicherte  dann  auch  dem  Bauern  die 
Unpfändbarkeit  seines  Ackergeräts,  und  in  der  Folge  kam  ihnen  die  Ver- 
fassungsbewegung darin  zu  gute,  dafs  die  Art  und  Zahl  der  Dienste  in 
der  Rolle  des  Hermhofes  schriftlich  fixiert  und  der  Ausweis  in  einer 
Abschrift  den  „copyholders"  ausgefertigt  wurde.  Noch  nachhaltigeren 
Einflufs  übten  aber  die  Plantagenets  unmittelbar  auf  das  Verhältnis  zwischen 
Bauern  und  Gutsherrn  durch  ihre  Finanzpolitik.  Der  frühe  Einzug  der 
Geldwirtschaft  in  England,  auf  die  ihr  Steuerwesen  planmäfsig  zugeschnitten 
war^  brachte  seit  dem  1 3.  Jahrhundert  eine  Bewegung  in  Gang,  die  darauf 
hinlief,  die  Landarbeiter  in  wachsender  Zahl  zu  emancipieren.  Die  feudale 
Fronhofsverfassung  löste  sich  allmählich  auf.  Während  der  Hauptteil  der 
Hufen  den  gröfseren  Bauern  zur  Bewirtschaftung  überlassen  wurde,  be- 
schränkte der  Gutsherr  das  Land  eigener  Regie  „demesne**  auf  einen  kleinen 
Kern.  Für  die  ersteren  hefs  er  sich  nunmehr  statt  der  Dienst^  eine  Ablöstings- 
summe  in  Form  von  Geldrenten  zahlen,  sodafs  sich  der  Hofbauer  dem  freien 
Erb-  oder  jenachdem  Zeitpachter  (farmer)  und  dem  freien  Gutsbesitzer  (später 
freeholder)  annäherte.  Die  gutsherrliche  Domäne  wurde  vielfach  noch  mit 
Leibeigenen  weiter  betrieben.  Aber  auch  von  solchen  nahm  der  geldbedürf- 
tige Gutsherr  Geldzahlung  an,  um  ihnen  dafür  die  Freizügigkeit  zu  gewäh- 
ren; die  Leibeigenen  rückten  damit  in  die  Rolle  des  freien  Tagelöhners  (la- 
bourer),  der  sich  gegen  Lohn  verdingt.  Im  ersten  Teile  der  Regierung  Edu- 
ards in.  nahm  die  Bewegung,  die  der  gleichzeitigen  deutschen  in  Westfalen 
(S.  483)  entsprach,  grofse  Dimensionen  an.  Auf  den  königlichen  Domänen 
nahmen  Kommissare  die  Ablösungen  und  P>eilassungen  in  Masse  vor. 

So  war  am  Tage  der  Schlacht  von  Crecy  die  englische  Nation  in 
allen  ihren  Teilen  auf  dem  relativ  vollkommensten  Stadium  eines  natio- 
nalen Verfassungsstaates  angelangt.  Aber  der  Aufschwung  hatte  seinen 
Höhepunkt  erreicht.    Der  Umschwung  liefs  nicht  auf  sich  warten. 

V.  Die  herrschenden  Klassen  und  die  Bauern,  die  Frie- 
densrichter und  das  Vordringen  des  Parlaments.  Schon  von 
selbst   hätte   die   Bauernbefreiung   zu  einer  Krise  führen  müssen*    Der 
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,, schwarze  Tod*'  (1348),  der  in  England  fast  die  Hälfte  der  Bevölkerang 
dahingerafft  zu  haben  scheint,  beschleunigte  sie.  Plötzlicher  Arbeiter- 
mangel, Überforderungen  an  Lohn,  Ansprüche  auf  Herabsetzung  der  Renten 
und  Pachtzinse,  übermütiges  Auftreten  der  Bauern  erregten  explosionsartig 
eine  Gegenwehr  des  Landadels.  Sie  führte  rasch  (1349)  zu  dem  Statute 
of  labourers,  das  den  Arbeiter  durch  Zwangshaft  nötigte,  zu  den  üb- 
lichen Lohnsätzen  überall  Arbeit  zu  nehmen.  Bald  (1351)  wurde  dem 
Arbeiter  verboten,  das  Kirchspiel  zu  verlassen,  und  die  Gebundenheit  an 
die  Scholle  wieder  eingeführt;  entsprechend  wurde  gegenüber  den  halb- 
freien Bauern  die  Fronpflicht  neu  eingeschärft  ^  Eine  allgemeine  Gärung 
unter  den  ländlichen  Klassen  war  die  Folge.  Den  Unterdrückungs- 
mafsregeln  der  Barone  und  Landedelleute  antwortete  (seit  1360)  eine 
durch  den  Prediger  John  Ball  geschürte  Freiheits-  und  Gleichheits- 
bewegung unter  Pächtern,  Fronbauern  und  Tagelöhnern.  Mit  ihr  be- 
rührte sich  in  gewisser  Weise  der  Angriff,  den  John  Wykliff  (seit  1366) 
gegen  die  Tributmilsbräuche  der  römischen  Kirche,  allmählich  (seit  1376) 
gegen  ihre  ganze  Lehre,  auch  den  Primat  des  Papstes,  zu  richten  begonnen. 
Dazu  hatte  mittlerweile  die  Kriegsnot  mit  ihren  Opfern  von  neuem  ein- 
gesetzt. Der  Sieg  von  Poitiers  (1356)  hatte  England  einen  günstigen 
Frieden  verschafft.  Aber  unmittelbar  darauf  wufste  Karl  V.  alle  Erwer- 
bungen im  französischen  Westen  den  Engländern  wieder  zu  entreilsen,  und 
der  Tod  ihres  Heerführers,  des  schwarzen  Prinzen  (1 376),  der  Tod  Eduards  IIL 
selbst  (1377),  die  Minderjährigkeit  seines  Enkels  Richard  IL,  das  Zerwürf- 
nis, das  während  des  Übergangs  und  infolge  der  Übergriffe  des  Regenten 
Johann  von  Lancaster  zwischen  den  Gemeinen  und  den  Baronen  innerhalb 
des  „guten^  Parlaments  ausbrach  (S.  516),  machte  die  Wiederaufnahme  des 
Krieges  aussichtslos.  Mitten  in  der  Unsicherheit  der  Verhältnisse  entlud 
sich  die  Unzufriedenheit  der  unteren  Klassen  in  einem  allgemeinen 
Bauernaufstand  (1381).  Zugleich  gärte  Wykliff s  Lehre  in  den  Gemütern, 
und  der  „LoUardisraus"  erweckte  dem  gedrückten  Proletariat  auch  im 
Adel  und  Bürgertum  starke  Sympathien.  Die  stolze  Einheit  der  Nation  hatte 
sich  binnen  eines  Menschenalters  in  wilde  Zerrissenheit  verwandelt. 

Die  Versuchung  war  grofs  für  die  Monarchie,  im  Kampfe  der  vier 
Stände  gegeneinander  die  verlorene  absolute  Position  zurückzugewinnen, 
und  der  junge  Richard  wagte  den  Versuch.  Aber  das  unstete,  erregbare 
Naturell  des  begabten  Fürsten  reichte  für  das  Vorhaben  nicht  aus.    Die 


1)  Wie  weit  das  eine  oder  das  andere  überwog,  inwieweit  insbesondere  die  Guts- 
lierrcn  nur  danach  strebten,  das  (noch  unfreie)  Gesinde  festzuhalten,  oder  inwieweit 
sie  (durch  wirklichen  Bruch  des  formellen  Rechts)  die  schon  emancipierten  zinspflich- 
tigen Bauern  gewaltsam  wieder  in  die  Hörigkeit  und  Arbeits  Verfassung  zurückzu- 
führen trachteten,  ist  —  wie  alles  Einzelne  der  nun  folgenden  Bewegung  —  streitig. 
Vergl.  darüber  HASBAai,  Die  englischen  Landarbeiter,  Schriften  des  Vereins  für 
Sozialpolitik,  59.  1894.  S.  23  ff. 

Schmidt,  Staatslehre.  11,  I.  8H 
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Baneni,  die  er  zuerst  ermutigte,  lieferte  er  dann  planlos  und  wortbrüchig  der 
Bache  des  Adels  aus.  Dadurch  selbst  an  den  Adel  gebunden,  liefs  er  sich 
von  diesem  einen  ständigen  Regentscbaftsrat  beiordnen  (1386).  Schlaffe 
Kriegführung  gegen  Frankreich  verdarb  ihm  die  Sympathie  der  Kauf- 
mannschaft, die  aus  ihrem  flandrischen  Handelsgebiet  verdrängt  wurde, 
—  Begünstigung  der  Lollarden  die  der  Kirche.  Mit  verschlechterten 
Aussichten  griff  er  zum  Staatsstreich  mit  Hilfe  der  obersten  Reichs- 
gerichte und  erreichte  nach  Milserfolgen  in  der  That  den  Sturz  der 
Adelsgmppe.  £r  wufste  das  Parteitreiben  zu  benutzen  und  sich  vom  Parla- 
ment in  der  Weise  finanziell  unabhängig  zu  machen,  dafs  er  sich  die  Abgaben 
von  Wolle  und  Leder  auf  Lebenszeit  bewilligen  liefs.  Klug  verwendet, 
konnte  dies  dazu  dienen,  die  Körperschaft  ganz  überflüssig  zu  machen. 
Aber  der  Bückfall  in  die  frühere  Erpressungspolitik,  die  durch  keine 
kriegerischen  Thaten  aufgewogen  wurde,  bewog  die  herrschenden  Stände, 
sich  rasch  zu  einigen.  Wiederum  machte  das  Parlament  von  seinem 
Thronentsetzungsrecht  Gebrauch,  und  Richards  Vetter,  der  Erbe  des 
Hauses  Lancaster,  erhielt  unter  dem  Namen  Heinrich  IV.  den  Thron  als 
ein  ausgesprochen  ständischer  und  kirchlicher  Kandidat.  Als  Preis 
zahlte  er  der  Kirche  die  Verfolgung  der  Ketzer  (1401),  —  dem  Adel  die 
unumwundene  Anerkennung  der  ständischen  Bechte  und  die  endgültige 
Opferung  der  Bauern. 

Die  geschilderten  Ereignisse  sind  es,  aus  denen  die  bedeutsamen 
Wandlungen  verstanden  werden  müssen,  die  sich  seit  dem  Schlufs  der 
Begierung  Eduards  IIL  in  der  englischen  Verfassung  vollzogen  haben. 
Von  den  beiden  Tendenzen,  die  sich  in  ihr  bekämpften  —  der  monarchisch- 
büreaukratischen  und  der  ständisch-feudalen  — -,  ist  die  letztere  zwischen 
1350  und  1415  siegreich  zum  Durch bruch  gekommen,  und  der  Staat  hat 
gegenüber  der  Organisation  Eduards  L  einen  wesentlich  anderen  Cha- 
rakter erhalten. 

Die  Wendung  wurde  in  grundsätzlicher  und  entscheidender  Weise  in 
der  Bezirksverwaltung  vollzogen.  Gleich  im  Beginn  der  bäuerlichen 
Unruhen  gelang  es  1360  dem  Adel,  die  früher  unter  Eduard  IL  nur  vorüber- 
gehend erzwungene  Mafsregel  durchzusetzen,  dafs  die  „Bewahrung  des 
Friedens^,  d.  h.  eine  strammere  Polizei,  in  die  Hand  von  Provinzialadligen 
gelegt  wurde.')  Die  Geburt  des  Friedens  rieht  er  amts,  der  custodes 
pacis,    justices  of  the  peace",  war  der  Anfang  vom  Ende   des  Sheriff- 


1)  ProviBorisch  geschah  dies  in  unmittelbarem  Anschlafs  an  das  Statute  of  la- 
bourers  (oben  S.  513),  dauernd  durch  das  berühmte  Statute  34  Edward  III.  Kap.  1. 
(1360) :  „In  jeder  Grafschaft  soll  ernannt  werden  zur  Erhaltung  des  Friedens  ein  Lord 
und  mit  ihm  drei  oder  vier  der  Respektabelsten  in  der  Grafschaft  nebst  einigen 
Rechtsgclehrten,  und  sie  sollen  Gewalt  haben  zu  bändigen  die  Gesetzübertreter,  Auf- 
ruhrer und  alle  andern  Ruhestörer  und  sie  zu  verfolgen,  zu  ergreifen,  in  Haft  zu 
nehmen  und  zu  züchtigen  nach  Mafs  ihres  Vergehens  u.  s.  w,"  (Gneist,  S.  302.) 
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amts.  Der  Sberiff  bestand  allerdings  fort  und  konkurrierte  zunächst  mit 
den  Friedensrichtern  in  allen  Kompetenzen:  diese  konnten  nur  neben  dem 
Sheriff  die  Civil-  und  Strafrechtspflege  handhaben,  —  in  letzterer  konnten 
sie  sowohl  zu  mehreren  mit  Geschworenen  in  allen  schweren  Delikts- 
fällen entscheiden,  wie  in  leichten  allein  und  formlos,  sowie  sie  endlich 
auch  die  Voruntersuchung  mit  Verhaftung  für  die  schwersten  Fälle  über- 
nehmen konnten,  die  die  Assisenrichter  von  London  sich  reservierten. 
Aber  in  der  Konkurrenz  war  der  Friedensrichter,  der  lebenslänglich  er- 
nannte, ansäfsige,  durch  seine  Standesgenossen  gestützte  Magnat,  dem 
abhängigen,  absetzbaren  und  häufig  wechselnden  Sheriff  überlegen,  und 
im  Laufe  eines  Jahrhunderts  hatte  der  Sheriff  alle  wichtigen  Funktionen 
verloren  und  nur  die  Einberufung  der  Geschworenen,  die  ersten  Ermitt- 
lungsakte, die  Verhaftung  und  die  Sorge  für  den  Strafvollzug  behalten. 
Nur  darüber  kann  freilich  kein  Zweifel  sein,  dafs  die  Friedensrichterver- 
fassung einen  Rückschlag  in  den  Feudalismus  bedeutete.  DasParlar 
ment  strebte  sogar  danach,  dafs  das  Amt  der  freien  Wahl  der  Grafschaften 
ausgeliefert  werde;  mit  Mühe  wahrte  die  Krone  sich  das  Becht  des  „quo- 
rum^,  neben  den  Gutsbesitzern  auch  einen  oder  mehrere  Bechtsgelehrte 
in  die  Friedensrichterstellen  einzusetzen.  Aber  soviel  lag  jedenfalls  in 
der  Natur  der  Sache,  dafs  die  Grafschaftsaristokratie  dem  Amt  eine  feu- 
dale Färbung  gab,  und  dafs  mindestens  thatsächlich  eine  gewisse  Ver- 
erbung des  Amts  in  angesehenen  Familien  sich  ausbildete.  Das  Amt  war 
—  und  die  spätere  Entwicklung  hat  es  bewiesen  —  der  königlichen  Re- 
gierung nicht  zur  freien  Verfügung.  Und  entsprechend  leiteten  die  Frie- 
densrichter eine  ständische,  klassenpolitiscbe  Amtsführung  ein. 
Einem  Klassenkampf  waren  sie  entsprungen.  Sofort  war  ihre  Wirksam- 
keit an  einer  schonungslosen  Strafjustiz  gegen  die  Bauern  bemerkbar,  und 
wie  der  Autorität  der  Krone,  so  stellte  ihre  Funktion  auch  dem  englischen 
Bauerntum  in  den  Graf  Schaftsbezirken  ein  übles  Prognostikon.^) 

Aber  der  Einflufs  der  oberen  Stände  stieg  nicht  nur  gegenüber  dem 
Beamtentum  in  den  Bezirken,  sondern  auch  gegenüber  der  Monarchie 
und  dem  Staatsrat  in  der  Centralsver  waltung. 

Zunächst  war  das  Produkt  der  neuen  Verfassungskänipfe,  dafs  die 
Grafschafts-  und  Stadtvertreter  sich  immer  mehr  zu  der  höheren  Rechts- 
und Autoritätsstellung  der  Prälaten  und  Barone  emporhoben,  und  dafs 
deshalb  die  beiden  ständischen  Gruppen  zusehends  zu  einem  einzigen, 
in  sich  zusammenhängenden  Organ,  dem  Parlament,  als  einer  einheitlichen 

1)  Belege  für  die  Parteilichkeit  and  Härte  dieser  Justiz  nach  Blomefiixd  bei  Has- 
bach, Die  englischen  Landarbeiter,  S.  25.  Anm.2.  So  verwirkt  beispielsweise  1365  ein 
Copyholder  sein  Gut  nnd  alle  Fahrhabe,  weil  er  ^fälschlich  und  boshafterweise*^  ge- 
sagt hat,  der  Lord  habe  einen  Dieb  aufgenommen  und  wissentlich  vier  gestohlene 
Schafe  auf  seine  Weide  genommen, —  im  Jahre  1368  ein  anderer,  weil  er  behauptet 
hatte,  er  sei  nicht  Copyholder,  sondern  freier  Gutsbesitzer. 

33* 
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Körperschaft  in  zwei  Kollegien,  verwuchsen.  Es  kam  darin  zum  Aus- 
druck, dafs  sich  nunmehr  die  Commoners  nicht  nur  in  der  Steuerbe- 
willigung^  sondern  auch  in  Gesetzgebung  und  Batserteilung,  in  gewissem 
Sinne  sogar  in  der  Rechtspflege  den  Lords  gleichstellten.  Die  Bewegung 
nahm  ihren  Ausgang  von  der  unbestrittenen  Hauptfunktion  der  Gemeinen, 
der  Steuerbewilligung.  Während  der  fünfzigjährigen  Begierung  Eduards  III. 
war  diese  durch  beinahe  jährliche  Einberufung  des  Unterhauses  bis 
zum  Übermafs  in  Anspruch  genommen  worden.  Die  Gemeinen  hatten 
ganz  entsprechend  auch  ihr  Petitionsrecht  immer  häufiger  und  mit  stei- 
gendem Nachdruck  ausgeübt,  —  so  nachdrücklich,  dafs  die  zahllosen 
Petitionen  über  Beamtendisciplin,  Handel,  Gewerbepolizei  u.  s.  w.  that- 
sächlich  die  Bedeutung  von  Gesetzesvorschlägen,  beziehungsweise  einer 
zum  voraus  erteilten  Zustimmung  zu  Gesetzen  annahmen.  In  der  Publi- 
kation der  Parlamentsbeschlüsse  ward  neben  dem  Konsens  der  Barone  und 
Prälaten  nunmehr  auch  der  der  Gemeinen  regelmäfsig  erwähnt')  Schon 
1341  wurde  den  in  dieser  Form  in  die  Bolle  der  Parlamentsbeschlüsse 
eingetragenen  Festsetzungen  die  schwerwiegende  Bedeutung  des  dauernden 
und  unwiderruflichen  „Statuts^  im  Gegensatz  zur  beliebig  abänderlichen 
,,Ordonnanz^  des  Königs  vindiziert,  und  als  im  letzten  Jahre  des  erkrank- 
ten Eduard  III.  (1376)  die  Gemeinen  des  „guten  Parlaments^  zum  ersten- 
mal die  eigentlichen  Träger  der  Opposition  gegen  die  Mifsregierung  des 
Begenten  John  von  Lancaster  wurden,  erzwangen  sie  das  grundsätzliche 
Zugeständnis,  dafs  ,,die  im  Parlament  gemachten  Statuten  nicht  anders 
annulliert  würden,  als  mit  gemeinsamer  Zustimmung  im  Parlament''. 
Von  hier  war  es  in  den  folgenden  Begierungen  nur  ein  kleiner  Schritt 
bis  zu  der  positiven  Begel,  dafs  die  Zustimmung  sowohl  der  Lords  als 
auch  der  Gemeinen  Bedingung  der  Gültigkeit  nicht  nur  für  die  Auf- 
hebung, sondern  auch  für  den  Erlafs  eines  Statuts  sei.^)  Zugleich  war 
damit  in  die  Bechtssetzung  ein  Gegensatz  hineingetragen,  der  dauernd 
wurde,  —  der  Gegensatz  zwischen  den  einseitigen  königlichen,  beziehungs- 
weise staatsrätlichen  Erlassen  oder  Verordnungen  (ordinances)  und 
den  verfassungsgemäfs  zwischen  Begierung  und  Ständen  vereinbarten 
Gesetzen  (Statutes  im  engeren  Sinne).  Die  letzteren,  das  statute-law, 
bildeten  zusammen  mit  dem  ^common-law**,  dem  Gewohnheitsrechte,  das 

1)  Vergl.  Belege  Gnetst,  S.  376.  Anm.  3  b. 

2)  Im  5.  Jahr  Richards  II.  (1381)  wird  bestätigt:  ^Es  sei  des  König»  Wille,  den  Rat 
und  die  Zustimmung  der  Gemeinen  zu  haben  bei  Feststellung  und  Einregistrierung 
der  Gesetze,  der  Geldbewilligungen  und  aller  sonstigen  Dinge  für  den  gemeinen 
Nutzen  des  Königreichs".  Dies  wird  in  der  Folgezeit  oft  wiederholt,  obwohl  unter 
Heinrich  IV.  und  V.  auch  wieder  nur  von  der  „Bitte"  der  Gemeinen  gesprochen  wird. 
Seit  Heinrich  VI.  (1422)  wird  stets  die  „Zustimmung**  beider  Häuser  erwähnt,  seit  1482 
mit  der  Formel  .,by  the  authority  of  parliament".  —  Der  wachsenden  Teilnahme 
des  Unterhauses  geht  parallel  der  zunehmende  Gebrauch  der  englischen  Sprache  in 
den  Statuten. 
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die  Praxis  der  Gerichte  aus  dem  angelsächsischen  und  fränkisch-nor- 
mannischen Elementen  allmählich  zusam  mengeschweifst  hatte,  und  das 
in  den  Bechtsbüchem  des  t3.  und  14.  Jahrhunderts,  vor  allem  den  con- 
suetndines  regni  Angliae  von  Henry  de  Bracton  (etwa  1270)  und  in  den 
^Precedents^  der  Gerichtshöfe  erkennbar  war,  den  festen  Stamm  eines 
über  der  Regierung  stehenden  Staats-,  Verwaltungs-,  Straf-,  Prozefs-  und 
Civilrechts. 

Wie  aus  dem  Petitionsrechte  der  Gemeinen  deren  Gesetzgebungsrecht 
herauswuchs,  so  veränderte  sich  unter  seinem  Einflufs  auch  ihr  Steuer  be- 
willigungsrecht  Während  ursprünglich  die  Beschwerden  und  Anträge 
neben  der  Zusage  der  Subsidien  hergegangen  waren,  wurde  seit  Richard  IL 
häufiger  die  Abgabe  von  der  vorherigen  Antwort  der  Regierung  auf 
die  Petition  abhängig  gemacht  Ebenso  wurde  den  Königen  über  die  Ver- 
wendung der  früher  gewährten  Geldmittel  Rechnungslegung  abverlangt  und 
von  ihnen  trotz  mannigfachen  Sträubens  gewährt,  —  auch  wohl  eine  Sub- 
sidie  für  bestimmte  Zwecke  oder  unter  Auflage  einer  Reform  bewilligt. 
Die  geringfügige  Prüfung,  die  die  Gemeinen  unter  Eduard  I.  übten  — 
die  Prüfung  des  Bedürfnisses  von  Ausgaben  im  allgemeinen  (S.  504)  — , 
verbreiterte  sich  also  zusehends  zu  einer  Nachprüfung  oder  beratenden 
Begutachtung  der  gesamten  Staatsverwaltung.  <)  Auch  darin  also  traten 
die  Gemeinen  mit  dem  Oberhaus  auf  eine  Linie,  dafs  sie  am  „Reichsrat^ 
im  weitem  Sinne,  an  der  Kontrolle  der  Regierung  in  allen  ihren  Funk- 
tionen teilnahmen.  Die  Steuerbewilligung  erschien  nunmehr  als  ein  in- 
direktes Zwangsmittel  dieser  Überwachung.  Sie  trat  deshalb  in  die  engste 
Berührung  mit  einer  zweiten  formellen  Garantie,  wodurch  das  Unterhaus  in 
dieser  Zeit  seine  Aufsicht  sicherte.  Wie  erwähnt,  hatten  die  Gemeinen  zuvor 
keinen  Teil  an  der  Pairsgerichtsbarkeit  der  Lords  über  den  Lord,  —  diese 
Kompetenz  über  Standesgenossen  blieb  auch  in  der  Zukunft  ein  Vor- 
recht des  Oberhauses,  und  zwar  besonders  da,  wo  der  Angeklagte  zugleich 
Rat  des  Königs  war.  Aber  das  Unterhaus  eignete  sich  als  communitas 
regni  als  etwas  Selbstverständliches  das  Recht  an,  was  auch  die  Ver- 
sammlung der  einzelnen  Grafschaften,  die  im  Unterhaus  vertreten  waren, 
kraft  Prozefsrechts  ausübten  (S.  508),  —  das  der  Anklage  des  Ver- 
brechers. Wie  die  grofse  Jury  ihr  „presentment"  vor  dem  Reichsrichter,  so 
reichten  die  Gemeinen  ein  „impeachment^  vor  dem  Oberhaus  ein.  An- 
scheinend eine  Einzelanwendung  der  normalen  Formen  der  Strafrechts- 


1)  Ein  Überschlag  der  Einnahme-  und  der  Ausgabebedürfnisse  wird  zuerst 
unter  Richard  U.  (1379)  vorgelegt  Wenn  es  zur  Subsidienbewilligung  (meist  am 
Schlnfs  der  Sitzung)  kommt,  so  öffnet  der  Kanzler  einen  Lederbeutel  (normannisch-fran- 
zösisch ^jbouge*^,  ^^bougette*^,  vielleicht  vom  keltischen  «bulga^),  in  welchem  die  aktcn- 
mäfsige  Vorlage  an  die  Häuser  enthalten  ist  Doch  entstammt  die  Übeitragung 
des  ^fBudgets*^  auf  den  Voranschlag  selbst  noch  nicht  dieser  Zeit  (vergl.  v.  Heckel, 
Das  Budget,  Bd.  II.  4  dieses  Handbuchs.  1898.  S.  1.  57). 
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pflege,  bahnte  das  Impeachment  doch  zugleich  einem  neuen  staatsrecht- 
lichen Institut  den  Weg.  Denn  in  Fällen,  wo  ein  Rechts verstofs  von  einem 
der  obersten  Reichsbeamten  begangen  wurde,  wurde  die  Verfolgung 
häufig  nur  das  Mittel  zum  Zweck,  einen  den  Ständen  mifsliebigen  Minister 
zu  beseitigen,  und  in  dem  sensationellen  Falle,  da  das  Parlament  ( 1 388) 
das  Haupt  der  Regentschaft  Richards  IL,  den  Grafen  Suffolk,  seinen  Hel- 
fer, den  Lordoberrichter  Richard  Tressilian,  und  deren  Anhänger  zum 
Urteil  brachte,  näherte  sich  die  Strafanklage  bereits  einer  „Ministeran- 
klage",  die  den  Verfassungsbruch,  wo  nicht  die  ünpopularität  oder  Un- 
regelmäfsigkeit  des  Regierungssystems  als  solchen  rügte. 

Indem  die  Gemeinen  schliefslich  auch  in  die  Justiz  der  Lords  ein- 
griffen, zwar  nicht  urteilend,  aber  das  Urteil  betreibend,  machten  sie  die 
Einheit  der  parlamentarischen  Körperschaft  vollständig.  Zwar  war  da- 
mals die  ursprünglich  durch  die  Natur  der  Sache  gebotene  Gliederung, 
welche  die  Barone  und  Prälaten  abgesondert  von  den  Gemeinen,  —  die 
Grafschaftsrichter  und  Bürger  gemeinschaftlich  mit  einander  beraten  und 
beschliefsen  liefs,  schon  so  eingebürgert,  dals  hieran  nichts  mehr  ge- 
ändert wurde.  Aber  man  darf  urteilen,  dafs  gerade  diese  Gliederung 
ganz  besonders  dazu  beitrug,  beide  Kollegien  über  das  Niveau  blofser 
Repräsentanten  der  einzelnen  Stände  hinaus  und  zur  geschlossenen  Ver- 
tretung des  ganzen  englischen  Volks  emporzuheben.  Denn  der  Umstand, 
dafs  die  kleineren  Vasallen  und  Ritter  nicht  mit  den  ihnen  sozial  am  nächsten 
stehenden  Baronen,  sondern  mit  den  ihnen  sozial  ferner  gerückten  Bürgern 
tagten,  war  es  vornehmlich,  der  eine  ständische  Spaltung  von  Adel  und 
Bürgertum  verhinderte,  vielmehr  den  durch  Lebensweise  und  Interessen- 
kreis begründeten  Gegensatz  auf  das  wirksamste  ausglich.  Dies  um  so 
mehr,  weil  die  ritterlichen  Elemente  des  Ober-  und  Unterhauses  mit  den 
städtischen  ziemlich  im  Gleichgewicht  standen.  Während  seit  Eduard  I.  der 
Grundsatz  im  wesentlichen  feststand,  dafs  die  37  Counties  je  zwei  Ritter  oder 
wenigstens  ritterfähige  Edelleute  (esquires),  zu  wählen  in  der  Grafschafts- 
versammlung unter  Leitung  des  Sheriff,  beschicken  sollten,  war  die  Zahl 
und  Auswahl  der  städtischen  Vertretungskörper  zwar  im  Prinzip  dem 
Ermessen  der  Regierung  überlassen,  aber  die  Übung  dehnte  frühzeitig  den 
Kreis  der  regelmäXsig  auch  vom  König  geladenen  cities,  towns  und  bo- 
roughs  auf  ca.  1 50  mit  einem  oder  zwei  Abgeordneten  je  nach  der  Gröfse 
aus.  Da  aber  immer  nur  ein  Teil  der  Städte  wirklich  Vertreter  wählte 
und  beschickte,  viele  wegen  der  Umstände  und  Kosten  von  ihrem  Recht 
keinen  Gebrauch  machten,  so  standen  den  etwa  60  Lords  (S.  506)  zusammen 
mit  den  74  Grafschaftsvertretern  durchschnittlich  nur  ungefähr  die  gleiche 
Zahl  von  Abgeordneten  der  Städte  und  Burgflecken  gegenüber. ') 

Bei  solcher  Geschlossenheit  der  Stände  —  eine  Erscheinung,  die 
mindestens  im  Vergleich  zu  den  festländischen  Verhältnissen  die  ganze 

1)  Belege  und  Zusammenstellungen  bei  Stubbs,  Constitutional  history,  IL  §  29H. 
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Nation  in  relativ  sehr  vollkommener  Weise  zu  einheitiichem  Handeln 
organisierte  —  lag  es  nahe,  dals  das  Parlament  sich  bei  den  einmal  ge- 
wonnenen Gesetzgebungs-  und  Kontrollrechten  nicht  beruhigte.  Durch  den 
Übergang  der  Bezirksverwaltung  und  -Rechtspflege  vom  Sheriff  an  den 
Friedensrichter  waren  die  Kreise,  die  im  Parlament  den  Ausschlag  gaben, 
thatsächlich  schon  in  den  Grafschaften  die  herrschenden  geworden; 
sie  hatten  dort  das  unmittelbare  königliche  Beamtentum,  wenn  nicht  ver- 
drängt, doch  zurückgedrängt  Begreiflicherweise  richtete  sich  jetzt  das 
Streben  des  Parlaments  dahin,  der  Monarchie  selbst  die  Central  Ver- 
waltung zu  entziehen.  Seit  der  verhängnisvollen  Spätzeit  Eduards  III. 
folgt  Versuch  auf  Versuch,  einerseits  den  königlichen  Staatsrat  in  seinen 
Kompetenzen  zu  beschränken,  —  anderseits  dem  Parlament  einen  Ein- 
flufs  auf  die  Ernennung  der  obersten  Räte  der  Krone,  also  auf 
die  wichtigste  Funktion  der  Regierung  zu  sichern.  Das  zu  erreichen, 
ist  ihm  damals  nicht  gelungen.  Die  Krone  bewahrte  sich  in  diesen 
Kämpfen  sogar  den  letzten  Rest  des  alten  Absolutismus,  die  oberste 
Rechtsprechungsgewalt  des  Staatsrats.  Sie  wies  die  Forderung  der 
Stände,  dafs  die  Regierung  nicht  befugt  sein  solle,  eine  Sache,  besonders 
eine  Strafsache,  den  regelmäfsigen  Reichsgerichten  zu  entziehen,  zurück 
und  insofern  folgerichtig,  als  Unterhaus  und  Oberhaus  sich  im  impeach- 
ment  soeben  die  gleiche  Befugnis  errungen  hatten  und  die  Kabinetts- 
justiz des  Königs  somit  keineswegs  aus  prinzipiellen  verfassungsrecht- 
lichen Bedenken  als  unzulässige  Vermischung  der  obersten  Rechtsprechung 
mit  der  Central  Verwaltung,  sondern  aus  politischen  Machtrücksichten  be- 
kämpften. Ehe  hierüber  eine  grundsätzliche  Entscheidung  erfolgte,  traten 
neue  Ereignisse  ein,  die  den  ganzen  Streit  auf  absehbare  Zeit  vertagten. 
Aber  das  war  für  die  Zukunft  immerhin  bedeutungsvoll,  dafs  sich  seit 
den  Thronwirren  Richards  II.  und  der  lancastrischen  Usurpation  das  Ver- 
hältnis zwischen  Monarchie  und  Ständen  —  wie  in  der  Zeit  Heinrichs  III.  — 
wieder  zu  einer  Konkurrenz  um  die  Regierungsgewalt  zugespitzt  hatte. 
Es  ist  irrig,  wenn  man  den  ganzen  Zeitraum  zwischen  der  Thronbesteigung 
Eduards  I.  und  Heinrichs  V.  als  Periode  einer  einzigen,  in  sich  zusammen- 
hängenden „organischen  Gesetzgebung''  zu  verstehen  suchtJ)  Auf  den 
Ausgleich,  zu  dem  sich  das  siegreiche  Königtum  mit  den  Ständen  her- 

1 )  Dies  ist  die  Hauptschwäche  der  Darstellung  von  Gneist,  Verfassungsgeschichte, 
S.  282  ff.  Er  betrachtet  die  Zeit  seit  Eduard  I.  als  planmäfsigen  Ausbau  halb 
monarchisch-bureaukratischer,  halb  ständischer  Einrichtungen,  welche  Central-  und 
Bezirksverwaltung  mit  einander  verknQpfen.  Dabei  verkennt  er,  was  erst  die  For- 
schungen der  neueren  Wirtschaftsgeschichte  (oben  S.  513)  klar  gemacht  haben,  dafs 
es  sich  in  dem  fraglichen  Zeitraum  um  zwei  Bewegungen  verschiedener  Tendenz  han- 
delt, —  um  eine  Verfassungsbewegung,  in  der  die  oberen  Klassen  das  Volk  gegen 
die  Übergriffe  der  älteren  Monarchie  sichern,  und  eine  Klassenbewegung,  in  der  die 
oberen  Klassen  auf  Kosten  des  Königs  und  der  unteren  ihre  eigne  Herrschaft  zu 
begründen  suchen. 
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beigelassen  hatte,  und  aus  dem  ein  vom  Parlament  garantierter  monar- 
chischer Verfassungsstaat  hervorgegangen  war,  war  vielmehr  eine  Zeit 
beginnender  Parlamentsherrschaft  gefolgt 

§  76.    Die  ttandiiche  Monarchie  in  Frankreich. 

Vergl.  die  Litteratur  oben  zu  §67,  insbesondere  Warmkonio  und  Stein,  Franzo- 
siscshe  Staats- und  Rechtsgeschichte,  I.  S.  202  ff.  2.  Ausg.  1875;  Daniels,  System  und 
Geschichte  des  französischen  Civiiprozefsrechts,  I.  (alleiniger)  Bd.  1849.  (nur  in  ver- 
einzelten Punkten  noch  für  diesen  Zeitraum  von  Bedeutung);  im  Erscheinen:  Cab- 
TELLiERi,  Philipp  II.  August»  1S99;  Boutamc,  La  France  sous  Philippe-ie-Bel.  1861. 
Eine  erschöpfende  Gesamtdarstellung  dieses  Zeitraums,  bes.  der  Zeit  des  heiligen 
Ludwig,  fehlt 

I.  Die  Anfänge  der  königlichen  Centralisierung.  Die 
Wendung,  die  sich  im  Geschick  des  englischen  Königtums  seit  dem  Be- 
ginn des  13.  Jahrhunderts  vollzogen  hatte,  war  von  entscheidendem  Ein- 
fluTs  auch  auf  die  Monarchie  der  Eapetinger  und  auf  den  französischen 
Staat  gewesen.  Schon  unter  der  Regierung  Richards  L  hatte  sich  der  Nach- 
folger Ludwigs  VII.,  Philipp  II.  (oben  S.  415.  459.  463),  mit  der  bisher  an- 
scheinend übermächtigen  Dynastie  Plantagenet  messen  lernen  und  im 
Erwerb  derNormandie  (1204)  die  innere  Festigkeit  erprobt,  die  die  bis- 
herige Entwicklung  (S.  410)  dem  Königtum  allmählich  beigebracht  hatte. 
Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  die  Politik  angegeben,  die  nunmehr  hun- 
dert Jahre  lang  mit  gröfstem  Erfolg  weiter  beschritten  wurde.  Die  Gunst 
der  äulseren  Verhältnisse  erleichterte  auch  jetzt  wieder  der  Monarchie 
die  geschickte  Benutzung  ihrer  bisherigen  Hauptstützen,  —  der  strammen 
Organisation  des  Kronlandes,  ihres  gesicherten  Erbrechtes,  das  sich 
nach  den  glänzenden  Regierungen  Philipps  IL,  Ludwigs  VIII.  und  vor 
allem  des  Heiligen  Ludwig,  definitiv  seit  Philipp  III.  (1270)  zu  dem 
Grundsatz  „le  roi  ne  meurt  pas"*  verdichtete  0?  und  der  Freundschaft  der 
Kirche,  die  sich  jetzt  nicht  mehr  nur  mit  den  französischen  Klöstern  und 
Bischöfen,  sondern  unter  dem  Druck  des  Kampfes  gegen  die  Staufer  und 
gegen  die  englischen  Könige  (S.  491)  mit  dem  Papsttum  selbst  in  den 
Dienst  des  französischen  Staats  stellte.^)  Zur  Bundesgenossenschaft  mit 
dem  Reiche  fügte  Philipp  IL  aber  noch  die  mit  den  Städten.  Auf  das 
mittel-  und  nordfranzösische   Bürgertum   gestützt,   wurde   es  ihm  allein 

1)  Bereits  Philipp  U.  verschmähte  es,  seinen  Sohn  Ludwig  VIII.  vor  seinem 
Tode  von  den  Grofsen  anerkennen  zu  lassen.  Ludwig  VIII.  kehrte  jedoch  (1226) 
noch  einmal  zu  der  früheren  (Gepflogenheit  zurück,  die,  wie  sich  in  den  Unruhen  bei 
seinem  plötzlichen  Tode  und  während  der  Minderjährigkeit  Ludwigs  IX.  zeigte,  sehr 
zweckmäfsig  gewesen.  Dagegen  sah  der  heilige  Ludwig  selbst  am  Ende  seiner  langen 
Regierung  davon  ab,  so  dafs  die  Grofsen  nunmehr  bis  zum  Aussterben  der  Hauptlinie 
(1228,  unten  S.  485)  beim  Thronfall  nicht  mehr  in  Aktion  traten.  (Daniels,  S.  136; 
unrichtig  Warnkökio  I.  206.) 

2)  Eine  Gefährdung  des  Friedens  mit  der  Kirche,  die  durch  Philipps  Ehe« 
handel  mit  Ingeborg  von  Dänemark  (1196)  nahegelegt  wurde,  vermied  Philipp,  in- 
dem er  sich  nachträglich  dem  Konzil  von  Soissons  (1200)  unterwarf. 
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möglieb,  dem  gesammelten  Angriff  Englands,  Flanderns  und  Deutschlands 
zu  widerstehen  und  den  normannisch-plantagenetischen  Besitz  festzuhalten, 
vor  allem  eine  vom  Lehnsaufgebot  unabhängige  Söldnertruppe  wie  die  der 
englischen  Könige  zu  unterhalten. ')  Mit  Hilfe  des  Bürgerturas  konnte  auch 
die  nicht  unbedenkliche  Krise  überwunden  werden,  in  die  die  Monarchie 
während  der  Minderjährigkeit  des  Heiligen  Ludwig  durch  den  Aufstand 
der  Barone  geriet,  und  in  der  nichts  Geringeres  als  eine  Adelsregierung  im 
Sinne  des  gleichzeitigen  Baronenparlaments  Heinrichs  VL  im  Werke  war. 
Jedenfalls  gab  die  Stetigkeit  der  Dynastie  und  die  Solidität  des  Domänen- 
besitzes, die  Sympathie  der  Geistlichkeit  und  der  Städte  dem  Königtum 
eine  Popularität  ^)  und  moralische  Autorität,  dals  es  ein  Hervortreten  aus 
seiner  Zurückgezogenheit  auch  in  den  innern  Verhältnissen  des  Staats 
nicht  mehr  zu  scheuen  brauchte. 

Die  Krone  benutzte  ihre  Macht,  um  systematisch  ihren  Eigenbesitz  auf 
Kosten  der  Lehnsterritorien  zu  erweitem.  Dem  Erwerb  Philipps  II.,  Nor- 
mandie,  Anjou,  Maine,  Touraine,  Picardie,  Auvergne,  fügte  Ludwig  VIII.,  in 
die  albigensischen  Unruhen  eingreifend  (1224),  Teile  der  Grafschaft  Tou- 
louse hinzu  ^);  1271  ging  diese  und  Poitou  durch  Heirat  ganz  in  den  Kron- 
besitz über.  Ludwig  IX.  erwarb  durch  Kauf  (1234)  Blois,  Dun,  Ghartres, 
durch  die  Heirat  seines  Bruders  Karl  von  Anjou  (1246)  Provence,  durch 
die  seines  Sohnes  Narbonne  und  das  bisher  aragonische  Land  nördlich  von 
den  Pyrenäen.  Gewaltsam  annektierte  Philipp  der  Schöne  (1310)  Lyon. 
Durch  Heimfall  kamen  später  unter  Philipp  VI.  (seit  1328)  Champagne- 
Brie,  Burgund  (Dijon)  u.  a.  hinzu,  durch  Vermächtnis  des  Inhabers  (1349) 
die  Dauphin6,  die  seitdem  dem  Thronfolger  seinen  Titel  gab.  Seine 
eigentliche  Bedeutung  erlangte  aber  der  steigende  Gebietszuwachs  erst 
dadurch,  dafs  das  Königtum  die  in  seine  Disposition  zurückfallenden 
Territorien  zur  Grundlage  einer  weit  engeren  Verbindung  mit  der  Krone 
zu  machen  wufste.  Allerdings  konnten  nicht  alle  Neuerwerbungen  zur 
Domäne  geschlagen  und  damit  der  Person  des  Herrschers  unmittelbar 
unterstellt  werden.  Dies  geschah  zunächst  nur  bei  den  Ankäufen  des 
Königs  oder  bei  den  Gebieten,  die  der  König  als  verwirkt  eingezogen 
oder  erobert  hatte,  wie  vor  allem  bei  der  Normandie  oder  den  Erwerbungen 
der  Albigenserkriege.  Aber  anderseits  vermieden  die  Könige  doch.  Fremde 
mit  den  heimgefallenen  Lehen  zu  beleihen.  Durchweg  wurden  diese 
nur  als  Apanagen   an   Mitglieder  der   kapetingischen  Familie,  jüngere 

1)  Die  Entscbeidongsschlacht  von  Bouvines  (1214,  oben  S.  468)  gewann  er  mit 
HUfe  der  städtischen  Zuzüge  und  seiner  Söldner. 

2)  Nach  der  Schlacht  von  Bouvines  ist  die  Erregung  in  allen  Teilen  Frankreichs 
so  grofs,  dafs  man  hier  zum  erstenmal  von  einer  „nationalen  Begeisterung'^  reden 
kann.  (Bamke,  Französische  Geschichte  im  16.  und  17.  Jahrhundert,  I.  27.) 

S)  Cahors,  Carcassone,  Beziers,  Ntmes.  Die  Annexion  des  englischen  Landes 
sudlich  von  der  Graronne  (Guyenne,  Gascogne)  wurde  durch  Vertrag  Ludwigs  IX. 
mit  Heinrich  IIL  1259  rückgängig. 
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Brüder  oder  jüngere  Sohne  ausgetban,  die  im  Zweifel  der  Begierang  ein 
stärkeres  Eingreifen  in  die  Verwaltung  und  Rechtspflege  gestatten  mochten, 
—  der  Komplex  der  Lehnsterritorien  verwandelte  sich  zum  grofsen  Teil 
in  eine  grofse  Domäne  des  Königshauses.^  Das  neue  politische 
Manöver  glückte  nicht  immer ;  in  der  Folgezeit  sollte  die  Gestaltung  des 
burgundischen  Kronlehens  zu  einer  solchen  Sekundogenitur  den  Staat  in 
die  schwersten  Verlegenheiten  stürzen  (S.  535).  Aber  im  allgemeinen  war 
die  Methode,  den  Lehnsstaat  allmählich  von  oben  her  aufzusaugen,  von 
Erfolg  begleitet.  Die  Regierung  behielt  in  der  Tbat  die  grofsen  und  kleinen 
Kronlehen  fester  in  der  Hand.  Das  Aussterben  der  Sekundogenituren  liefs 
die  Grafschaften  häufig  von  neuem  an  den  Souverän  zurückfallen;  ja  es 
gelang  der  Regierung  schon  1258  und  unbestritten  seit  1271,  den  Rechts- 
satz zur  Anerkennung  zu  bringen,  dafs  der  Rückfall  schon  beim  Aussterben 
der  Des cen den z  des  Apanagierten  ohne  Rücksicht  auf  Seitenverwandte 
erfolgte.  Immer  gröfser  wurde  auf  diese  Weise  der  Bestand  des  direkt 
regierten  und  nach  Art  der  Domänen  organisierten  Staatsgebietes,  immer 
mehr  sank  die  Kronvasallenschaft  zur  Titulatur  oder  zum  Rententitel 
herab.  Hatten  nach  der  Thronbesteigung  Philipps  IL  (etwa  12o0)  nur 
45  königliche  Prövots  existiert,  so  war  deren  Zahl  beim  Tode 
Ludwigs  IX.  (1267)  auf  139  angewachsen.^)  Soweit  grofse  Lehns- 
träger fortbestanden,  strebten  die  Könige  mindestens  danach,  sich  die 
Huldigung  der  Vasallen  als  „hominium  ligium^  leisten,  mit  andern  Worten 
sich  unbedingte  Heeresfolge,  neben  dem  gewöhnlichen  Lehnsdienst  per- 
sönliche Unterthänigkeit  versprechen  zu  lassen,  —  ein  Druckmittel,  das 
freilich  auch  von  den  haut-seigneurs  gegenüber  ihren  üntervasallen  zum 
Ausbau  einer  stärkeren  Landesherrschaft  angewendet  wurde.  3) 

In  gleichem  Schritt,  wie  sich  die  Monarchie  vordringend  ein  immer 
weiteres  Gebiet  erschlofs,  schaffte  sie  sich  auch  die  Organe,  mit  denen 
sie  es  beherrschte.  Seit  Philipp  IL  formierten  sich  die  grofsen  Stellen  der 
Centralverwaltung  der  Reichsgerichtsbarkeit,  Rechnungskammer,  Staats- 
rat und  Parlament,  und  die  von  ihr  geleiteten  neuen  Beamten  der  Bezirks- 
verwaltung und -Rechtsprechung,  baillis  und  procureurs. 

Die  grundlegende  Mafsregel  der  neuen  Amtsorganisation  war  die 
Einsetzung  der  Grofsbaillis  durch  die  Ordonnance  von  1190. 
König  Philipp  suchte  zunächst  nur  provisorisch  für  die  Zeit  seines  Kreuz- 

1 )  So  ist  z.  B.  Anjou  nach  dem  Tode  Ludwigs  VIII.  als  Apanage  an  Karl,  Lud- 
wigs IX.  Bruder  (S.  464),  übergeben  worden.  Von  dessen  Nachfolger  kam  es  als 
Ueiratsgut  an  Karl  von  Valois,  Sohn  Philipps  III.,  1382  durch  Heimfall  an  Konig 
Johann.  1356  wurde  es  wieder  an  dessen  Sohn  Ludwig  gegeben.  1480  starb 
auch  diese  Linie  wieder  aus,  und  erst  dann  kam  es  endgültig  an  die  Krone. 

2)  Nach  Ludwigs  IX.  Tod  kamen  durch  den  Heimfall  der  Grafschaft  Toulouse 
(1272)  und  der  Champagne  (1287)  wieder  95  hinzu.  (Vergl.  Warnkönig  und  Stein 
I.  S.  143.  215.  Anm.  2.) 

3)  Danibiä,  Geschichte,  S.  199  ff. 
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zuges  eine  bessere  Disciplin  der  Prövots  vorzukehren,  als  er  an  Stelle 
des  bisher  alleinigen  Grofsseneschalls,  eine  Mehrheit  von  ^baillivi*'  für 
je  einen  grötseren  Sprengel  der  Domäne  als  Träger  der  höheren  Ad- 
ministrativgewalt  bestellte.*)  Aber  die  Neuerung  wurde  von  Dauer  und 
zum  Anfang  eines  prinzipiell  neuen  Verwaltungssystems.  Die  Regierung 
brach  durch  sie  mit  der  feudalen  Gestaltung  der  Bezirksämter.  Hatte  der 
König  in  den  Domänen  schon  für  das  Amt  der  PrövAts  die  Erblichkeit 
und  die  eigene  Regie  der  Amtsführung  zu  unterdrücken  gesucht,  und 
waren  ihm  die  grofsen  Territorien  mit  der  Organisation  der  Kleinbaillis 
darin  gefolgt,  so  bog  die  Monarchie  nunmehr  rückhaltlos  in  die  eng- 
lisch-normannische Politik  ein,  mindestens  die  oberen  Verwaltungsfunk- 
tionen in  die  Hand  eines  abhängigen  Organs  der  Regierung  zu  legen, 
das  von  ihr  besoldet,  aber  auch  von  ihr  versetzt  und  abgesetzt  ward. 
Die  ^baillivi  capitales''  —  schon  durch  den  Namen  scharf  von  den  eben- 
falls als  baillis  bezeichneten  Lokalvögten  der  Provinzen  unterschieden  2)  — 
entsprachen  also  den  Reichsjustitiarien  der  Plantagenets,  wenn  sie  auch 
ihre  Sprengel  nicht  nur  periodisch,  sondern  fest  auf  Zeit,  meist  auf  drei 
Jahre  versahen.^)  Sie  repräsentierten  für  die  Zukunft  die  vornehmste 
soziale  Gruppe  des  königlichen  Beamtentums.     Immer  ritterlichen  Stan- 

1)  In  erster  Linie  die  richterliche  Gewalt  Sie  »ollen  jeden  Monat  m  ihrem 
Sprengel  Gerichtstag  (assisia)  halten,  zu  jedem  der  drei  Gerichtstage,  die  die  Re- 
gentschaft zu  Paris  abhält,  vor  dieser  erscheinen  und  über  ihre  Amtsführung  Rechen- 
schaft ablegen.  Wegen  Mord,  Totschlag,  Raub,  Verrat  des  Bailli  kann  diesen  die 
Regentschaft  absetzen.  —  Für  die  richtcriiche  Natur  der  Baillis  in  ihrer  ältesten  Ge- 
stalt sind  die  Untersuchungen  von  Brüssel  I.  S.  467.  524  epochemachend  geworden. 
Erst  durch  ihn  wurde  die  ältere  Anschauung  definitiv  widerlegt,  wonach  König 
Philipp  sofort  für  das  ganz  Reich  vier  Baillis  mit  Aufrichtsrecht  über  die  Kron- 
vasallen eingesetzt  hatte.  Dies  war  bei  dem  Veriassungszustand  des  12.  Jahrhun- 
deitsfoben  S. 404 ff.)  natürlich  ganz  undenkbar.  Vergl.  jetzt  Warnkönto-Stein,  Staats- 
und Rechtsgeschichte,  I.  S.  2I6f. 

2)  Darin  liegt  das  hauptsächliche  Mifsverständis  der  neueren  Litteratur,  dafs 
sie  die  Grofsbaillis  des  Königtums  aus  den  Kleinbaillis  der  grofsen  Barone  (Flanderns, 
Champagne)  (S.  412)  ableiten  (so  besonders  Warnkönig  I.  216;  ders.,  Flandrische 
Rechtsgeschichte,  I.  297  f.).  Sic  verkennt,  dafs  deren  Geschäftskreis  ein  niedriger,  dem 
der  franz.  Prevöts  entsprechender  ist;  auch  sind  wir  gar  nicht  näher  dariiber  in- 
foi-miert,  ob  dieselben  nicht  erblich,  mindestens  zeithch  unbeschränkt  funktionieren, 
also  mindestens  noch  halb-feudal  sind,  wie  die  Pr6vöts.  Vielmehr  können  die 
Grofsbaillis  nur  durch  den  Vergleich  mit  den  anglonormannischen  Justitiarien  ver- 
standen werden.  Die  beste  Probe  liefert  der  Umstand,  dafs  sie  in  der  Normandie 
nach  der  französischen  Occupation  sofort  an  die  Stelle  der  barones  jurati  (der  Kom- 
missare des  Hofgerichts)  treten  (vergl.  unten  S.  524). 

3)  Ein  Beispiel  bietet  die  Karriere  des  Philipp  des  Beaumanoir,  des  Haupt- 
autors für  die  Verfassung  dieses  Zeitraumes  (vergl.  unten  S.  528).  Er  erscheint  zu- 
nächst 1273  (unter  Philipp  IIl.)  als  Bailli  von  Senlis,  1280—1283  als  Bailli  von  Cler- 
mont-Beauvais,  1288  als  Seneschall  (vergl.  unten  S.  524)  von  Saintonge,  1292  als 
Amtmann  von  Tours,  seit  1293  wieder  als  Amtmann  von  Senlis  (gest.  spätestens 
1296).    Vergl.  Daniels,  System  und  Geschichte  des  Prozefsrechts,  S.  37. 
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des,  übten  sie  auf  der  höheren  Stufe  und  in  einem  gröfseren  Sprengel, 
der  ungefähr  der  alten  Grafschaft  entsprach,  die  Fülle  der  Finanz-, 
Militär-  und  Gerichtsgewalt,  die  auf  der  niederen  die  ihnen  nunmehr  unter- 
stellte Gruppe  von  Prövöts  handhabte.  Als  Oberbefehlshaber  der  Prövöts 
boten  sie  den  Heerbann  der  baillage  auf.  Als  Rechnungsbeamte  zogen  sie 
die  Gefälle  des  Bezirks,  jetzt  regelmäfsig  in  Form  einer  Pachtsumme  von 
den  Pr^vöts  als  Amtspächtern  ein.  Als  Richter  waren  sie  die  obere  Instanz 
für  die  Entscheidungen  des  Pr^vötalgerichts  in  Civilsachen  und  geringeren 
Straffällen,  —  aber  ihr  Gerichtshof,  den  sie  entweder  mit  ritterlichen  ürteilern 
oder  rechtsverfahrenen  Beisitzern  bildeten,  entschied  zugleich  in  erster  In- 
stanz über  die  todeswürdigen  Verbrechen,  —  später  über  alle  Verbrechen 
der  Edelleute.')  Sie  schlugen  sogar  die  für  Verpachtung  der  Prevot^en  ge- 
eigneten Personen  vor.  In  dieser  Machtstellung  drangen  sie  als  die  Pioniere 
der  monarchischen  Autorität  in  alle  jene  Gebiete  vor,  die  sich  das  Königtum 
unmittelbar  unterwarf,  —  in  die  Normandie,  nach  Anjou,  Maine,  Berri, 
nach  Garcassonne,  ßeaucaire,  Toulouse,  hier  im  Süden  unter  dem  landes- 
üblichen Namen  der„Seneschälle''.  Speziell  in  der  Normandie  hat  der 
kapetingische  Amtmann  schon  unter  Ludwig  IX.  den  Kommissar  des 
6chiquier  der  Plantagenets  verdrängt. 

Mit  der  Durchführung  der  baillages  war  die  Verwandlung  der  Lehns- 
verfassung in  eine  bureaukratische  Amtshierarchie  eingeleitet  Sie  ent- 
faltete sich  im  14.  Jahrhundert  weiter  durch  Hinzutreten  der  neuen  Be- 
amtengruppe der  procureurs  du  roi.  Philipp  der  Schöne  führte  sie 
in  den  ersten  Jahren  des  1 4.  Jahrhunderts  ein,  damit  seine  procuratores 
vor  den  Gerichten  die  Ansprüche  des  königlichen  Fiskus,  vor  allem  in 
Domänensachen,  wirksam  verträten.*^)  Aber  der  unmittelbare  Dienst  im 
königlichen  Interesse  machte  diese  Bevollmächtigten,  die  der  König  als 
,)gentes  nostrae^^  auch  aus  bürgerlichem  Stande  entnehmen  konnte,  für 
die  Wahrnehmung  beliebiger  anderer  Hoheitsrechte  der  Krone  geschickt»), 
und  im  Laufe  von  hundert  Jahren  bildeten  die  Könige  aus  ihnen  das  er- 

1)  In  der  früheren  Zeit  (nach  Beaumanoir,  Coutames.  I.  n.  13 1  besteht  hierbei  ein 
—  nur  prozessualisch  bedeutsamer —  provinzieller  Unterschied.  Wo  die  germa- 
nische Tradition  fortwirkt,  sind  die  Baillis  nur  Vorsitze  des  Gerichts,  die  beisitzen- 
den Ritter  urteilen  (assises  des  Chevaliers).  In  anderen  Provinzen  besteht  schon  im 
18.  Jahrhundert  die  neue  Form,  dafs  der  Bailli  selbst  urteilt  und  nur  Ritter  oder 
Bürger  (prudhommes)  als  beratende  Beisitzer  zuzieht  i  assises  du  bailli).  Wahnkönig, 
Französische  Hechtsgeschichte,  I.  336. 

2)  Die  Entwicklung  der  procureurs  entbehrt  noch  genauer  Darstellung.  Ansätze 
zu  diesem  Amt  sind  offenbar  schon  unter  Ludwig  dem  Heiligen  in  den  ^commis- 
saires*^  des  Königs  (gens  du  roi,  gentes  regis)  vorhanden. 

8)  Sie  üben  die  Obhut  über  die  der  königlichen  Obervormundschaft  unter- 
stehenden Personen  (Witwen,  Waisen,  geistlichen  Anstalten),  —  handhaben  die 
königlichen  Prärogativen  in  den  Städten  (Prüfung  der  Zunftstatuten),  in  der  Ge- 
werbepolizei (Prüfung  der  Mafse  und  Gewichte),  berichten  über  Kandidaten  für  die 
Ämter.    Über  die  Ausbildung  der  procureurs  Wabnkönig  I.  427. 
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gebene  Werkzeag,  um  eine  fortlaufende  Dienstüberwachung  der  ritter- 
lichen Bezirksbeamten  zu  ermöglichen  und  deren  Bückfall  in  feudale 
Selbstherrlichkeit  zu  verhindern.  So  wurden  die  procureurs  das  eigent- 
liche Bindeglied  zwischen  Distriktsbehörden  und  Gentralverwaltung  und 
entwickelten  sich  in  enger  Fühlung  mit  den  Organen  der  Re^ernng  selbst 

Nach  allem  war  es  nur  das  Abbild  der  unteren  Organisation  in  der 
oberen  Stufe,  wenn  sich  aus  der  primitiven  Form  der  Centralgewalt  ganz 
wie  schon  früher  in  England  eine  Mehrheit  technisch  geschlossener  Cen- 
tralbehörden  loslöste.  Aus  dem  nach  Gutdünken  berufenen  Bat  der 
Agnaten,  Günstlinge,  Hofbeamten,  geistlichen  und  weltlichen  Kronvasallen, 
mit  denen  der  König  Bechtsnormen  erläfst,  in  Fragen  der  auswärtigen  und 
inneren  Politik  beschliefst,  zu  Gericht  sitzt  und  Bechnungen  prüft,  bildeten 
sich  für  die  Justiz  und  für  die  Finanzverwaltung  und  Bechnungslegung  ana- 
log dem  kings  bench  und  dem  court  of  exchequer  das  oberste  Reichs- 
gericht curia  parlamenti,  und  die  Bechnungskammer,  chambre  de  comptes, 
als  zwei  ständige  Kollegien,  die  nun  auch  ohne  persönliche  Mitwir- 
kung des  Monarch en  vorgingen.  Die  Bechnungskammer  überwachte 
die  Schatzmeister  (trösoriers)  und  mit  diesen  zusammen  die  baillis  und 
pr^vöts,  denen  die  Einhebung  der  königlichen  Gefälle  oblag;  sie  war 
oberster  Gerichtshof  in  Bechnungssachen.  Im  übrigen  erstreckte  das  „  Par- 
iamen t**,  seit  Philipp  IV.  fest  organisierte,  seine  Kompetenz  in  letzter  In- 
stanz über  alle  Streitsachen  der  Civiljustiz,  Strafjustiz  und  Verwaltung. 
Der  Vertrauensrat  des  Königs  blieb  damit  als  ein  drittes  Kollegium  der 
engeren  Verwaltungsgeschäfte,  als  Staatsrat,  conseil  priv6,  unter  dem 
Vorsitz  des  Kanzlers,  eines  göttlichen  Beamten,  zunächst  noch  weniger 
fest  organisiert  zurück. 

So  ist  die  französische  Monarchie  den  Spuren  der  anglonormannischen 
mit  Erfolg  nachgegangen.  Hundert  Jahre  später  als  diese  trat  sie  ebenfalls  in 
die  Entwicklungsphase  ein,  in  der  das  Band,  das  sie  mit  dem  Volksganzen 
verknüpfte,  nicht  mehr  die  zersplitterte  Vielheit  faktisch  unabhängiger 
Prälaten  und  Barone  ist,  sondern  die  geschlossene  Klasse  der  vom  König 
abhängigen,  durch  ihn  emporgehobenen  Beamten,  deren  Spitzen  später 
als  noblesse  de  robe  bezeichnet  worden  sind.^)  Es  fehlte  jedoch  viel  daran, 
dafs  sie  ihr  Muster  vollständig  erreichte.  Was  im  Staat  Heinrichs  II.  die  fort- 
dauernd politische  Thätigkeit  ausschliefslich  an  sich  gezogen  hatte  (S.  431), 
war  hier  nur  ein  ITberbau  über  den  lokalen  Gewalten,  die  aus  der  früh- 
kapetingischen  Zeit  fürs  erste  unverändert  fortbestanden. 

II.  Königtum  und  Stände.  Das  ganze  System  der  königlichen 
Ober-  und  Bezirksbehörden,  welches  geschildert  wurde,   fand  an  und 

1)  Ea  wird  1319  für  ständig  erklärt;  die  Räte  werden  nicht  mehr  für  die  ein- 
zelne Session,  sondern  auf  unbestimmte  Zeit  (thatsächlich  auf  Lebenszeit)  ernannt 

2)  Es  wird  deshalb  von  einer  genaueren  Schilderung  zur  Vermeidung  von 
Wiederholungen  (oben  S.  420 ff.)  abgesehen. 
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für  sich  darin  seine  Schranken,  dafs  es  in  allen  seinen  Teilen  grund- 
sätzlich nur  in  den  Kronländem  zur  Geltung  kam.  Zwar  war  deren  Um- 
kreis stetig  im  Wachsen  (S.  521).  Aber  neben  ihnen  blieb  die  zerstreute 
Masse  der  grolsen  und  kleinen  Landesherrschaften  in  der  Weise  von 
Bedeutung,  dafs  hier  die  Barone  und  Seigneurs  (S.  401  ff.)  persönlich  oder 
durch  ihre  Organe  ihre  Kommandogewalt,-  Steuer-,  Justiz-  und  Polizei- 
hoheit weiter  ausübten.  0  Ja  das  Wachstum  des  unmittelbaren  königlichen 
Einflusses  auf  der  einen  Seite  wurde  auf  der  anderen  in  derselben  Zeit 
sogar  durch  eine  neue  Schmälerung  desselben  aufgewogen.  Einmai 
war  der  Einflufs  der  Monarchie  auf  den  französischen  Klerus  in  dem 
Mafse  erschwert  worden,  als  im  13.  Jahrhunderl  während  und  nach 
dem  Kampfe  mit  den  Staufem  der  Gegeneinflufs  des  Papsttums  stieg 
(oben  S.  465).  Obwohl  im  allgemeinen  mit  dem  Papst  im  Bundes- 
genossenverhältnis (S.  520),  waren  doch  sogar  unter  Ludwig  dem  Heiligen 
Reibungen  nicht  zu  vermeiden,  und  eine  unbedingte  Verfügung  über  die 
Bistümer  erlangte  der  König  keineswegs.'^)  Eine  zweite  Schranke  fand  die 
Krone  an  den  Städten,  die  ebenso  wie  die  italienischen  und  deutschen 
jetzt  erst  ihre  volle  Lebenskraft  entfalteten.  Auch  sie  nützten  durch 
das  Einvernehmen  mit  dem  König  nicht  nur  der  Monarchie,  sondern 
auch  sich  selbst.  Eine  unabsehbare  Reihe  königlicher  Schutzbriefe 
sicherte  den  Kommunen  besonders  seit  der  Regierung  Ludwigs  VH. 
(S.  413)  ihre  Rechte  und  darunter  neben  dem  Umfang  der  Besteuerung, 
den  Formen  der  Justiz,  des  Handels  u.  s.  w.  in  erster  Linie  durchgehends 
eine  aus  der  Stadtbürgerschaft  gewählte  Obrigkeit,  —  meist  den  major 
communis  (maire)  mit  einem  Ratskollegium  (jurati).  Im  einzelnen  waren 
die  Organisationen  sehr  verschieden.»)  Aber  darin  traten  die  Städte  dem 
Adel  und  dem  Klerus  an  die  Seite,  dafs  sie  in  gröfserem  oder  geringerem 
Umfang  eigene  Thätigkeit  entfalteten. 

Die  innere  Militär-  und  Finanzverwaltung  des  königlichen  Beamten- 
tums, wie  sie  durch  die  königlichen  „Ordonnanzen^  vom  Staatsrat  aus 

1)  Am  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  bildet  sich  der  Sprachgebrauch,  der  unter 
den  Krön  Vasallen  die  sechs  mächtigsten  weltlichen  (Normandie,  Aquitanien,  Bnrgund, 
Flandern,  Toulouse,  Champagne)  und  sechs  geistliche  als  die  12  Pairs  de  France 
im  engeren  Sinne  heraushebt  (im  Gegensatz  zu  S.  402).  £r  wurde  von  praktischer 
Bedeutung  als  Grundlage  eines  besonderen  Gerichtsstandes  des  Judicium  parium  (be- 
sonders beim  Vorgehen  gegen  König  Johann  als  Herzog  der  Normandie  1204,  — 
oben  S.  491).  Eine  nachhaltige  Wirkung  hat  jedoch  diese  Abgrenzung  eines  hohen 
Adels,  die  der  Ausbildung  der  englischen  Lordschaft  und  des  deutschen  Reichs- 
fürstenstandes (8.  482)  parallel  geht,  nicht  geübt  (vergl.  darüber  Wabnkönio  I.  341). 

2)  Eine  angebliche  „Pragmatische  Sanktion"  Ludwigs  IX.,  durch  die  bereits 
dieser  König  das  System  des  „Gallikanismus",  die  vom  Papst  unabhängige  Natio- 
nalkirche, geschaffen  haben  soll,  ist  eine  Fälschung  (endgültig  durch  ScnilFFBR- 
BoiCHORST,  Mittheilungen  des  österreichischen  Instituts.  1887.  VIII.  353  ff.  bewiesen). 

3)  Übersicht  über  die  französischen  Stadtverfassungen  dieser  Zeit  vergl.  bei 
Warnkönig  I.  276 ff. 
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geleitet  wurde^  blieb  also  zunächst  eine  ungleiche.  Nur  im  Kronland 
verfügte  die  Monarchie  unmittelbar  über  das  Aufgebot,  bezog  sie  die 
Kopf-  und  Grundsteuer  der  Bauern  und  Bürger  (taille).  Im  übrigen  war 
sie  militärisch  auf  den  Lehnszuzug,  finanziell  auf  aufserordentliche  Bei- 
hilfen (aides)  angewiesen.  0  Nur  im  Kronland  konnte  sie  ihre  besonders  in 
der  40jährigen  Regierung  des  Heiligen  Ludwig  reichhaltige  Wohlfahrts- 
und Ordnungspolizei  im  Münzwesen,  Handel,  Gewerbewesen,  gegen  Fried- 
brüche, Wucher,  Luxus-)  u.  s.  w.  durchsetzen,  und  auch  hier  traten  ihnen 
die  Freiheiten  der  Städte  oder  anderer  Korporationen,  in  Paris  selbst 
vor  allem  die  Privilegien  der  mächtigen  Universität  der  Sorbonne,  einer 
ihrer  Grundanlage  nach  rein  geistlichen  Anstalt,  hindernd  entgegen.^) 
Immerhin  war  jedoch  auch  in  den  Gebieten,  die  sich  dem  direkten  Eingreifen 
der  königlichen  Bezirksbeamten  entzogen,  eine  gewisse  Festigung  ihres 
Verhältnisses  zum  Gesamtstaat  nicht  zu  verkennen.  Abgesehen  von  dem 
mehr  quantitativen  Gegensatz  zur  älteren  Zeit,  dafs  die  finanziellen  und 
militärischen  Verpflichtungen  der  Vasallen  jetzt  mit  mehr  Nachdruck 
von  der  Monarchie  geltend  gemacht  werden  konnten,  lag  ein  grundsätz- 
licher Fortschritt  in  der  zunehmenden  Einheit  d^r  Rechtspflege.  Seit 
Philipp  II.  konnte  es  als  Prinzip  gelten,  dafs  das  Königsgericht  — 
im  neuen  Sprachgebrauch  das  Parlament  —  auf  Klagen  und  Beschwer- 
den aus  allen  Teilen  des  Reichs  zu  urteilen  befugt  sei.  Die  Wirkung 
des  Grundsatzes  war  weittragend.  Nicht  nur,  dafs  damit  die  königliche 
Bureaukratie  auch  in  den  Landesherrschaften  einen  Einflufs  auf  zahl- 
reiche privatrechtliche,  strafrechtliche  oder  verwaltungsrechtliche  Verhalts 
nisse  erhielt  Sondern  die  gemeinsame  Autorität  des  obersten  Rechts- 
sprechungsorgans  ebnete  auch  der  einheitlichen  Geltung  der  Rechtsnormen 
den  Weg,  die  das  Parlament  bei  seinen  „enquetes^  und  „arrgts^  zu  Grunde 
legte.  Es  war  eine  besonders  glückliche  Fügung,  dafs  die  Praxis  des  könig- 
lichen Hofgerichts  die  Führung  in  einem  Augenblick  übernahm,  wo  gleich- 
zeitig das  Bedürfnis  nach  schriftlicher  Aufzeichnung  des  Gewohnheits- 
rechts neu  erwachte.    Unter  den  zahlreichen  offiziellen  Zusammenstel- 

1)  Finanztechnisch  ausgebildet  ist  die  taille  nicht.  Sie  ist  bald  taille  reelle 
(Grandsteuer),  bald  taille  pei-sonelle  (Kopfsteuer),  bald  taille  mixte.  Ebensowenig 
besteht  ein  scharfer  Unterschied  zwischen  taille  und  aides,  da  die  taille  auf  Grand 
der  Verpachtung  der  Prevotes  in  Banschsummen  abgeführt  [wird  (S.  524)  und  von  den 
Städten  die  aides  durch  Bauschzahlung  abgelöst  und  repartiert  werden. 

2)  Für  die  Erweitcrang  der  staatlichen  Aufgaben  in  die  Gebiete  der  Polizei 
im  weiteren  Sinne  sind  epochemachend  die  ordonnances  pour  la  rßforme  des  Moeurs 
dans  le  Languedoc  et  le  Languedoil  v.  J.  1254.  1256.  Sie  enthalten  u.  a.  Regle- 
ments über  Glücksspiel,  Trachtcnmifsbrauch,  Prostitution.  Aus  der  gleichen  Zeit 
datieren  die  Hauptgesetze  zum  Schutz  des  Landfriedens  und  der  Unterdrückung  der 
Fehde  (1255.  1257).  1262  erhalten  die  königlichen  Hünzen  in  den  Kronlanden  aus- 
schlief slichen  Kurs. 

3)  Vergl.  Stein,  Akademische  Gerichtsbarkeit,  S.  29. 
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langen  der  ^coutumes'^,  die  im  13.  Jahrhundert  für  die  Nonnandie,  für 
Champagne,  Bourgogne  u.  s.  w.  entstanden,  erhielten  nunmehr  sofort  die- 
jenigen ,,Rechtsbücher''  das  Übergewicht,  die  den  Gerichtsbranch  in  den 
Rechtssprechungshöfen  der  Kronlande  schilderten,  neben  anderen  das 
ausgezeichnete  Werk,  das  (etwa  1280)  der  Bailli  der  Konigsgrafschaft  Cler- 
mont-en-Beauvoisis  Philipp  de  Beaumanoir  (S.  523  Anm.  d)  als  „coutumes 
de  Beauvoisis"  bearbeitete.  0  Auch  diese  Schriftsteiler  der  mittelfranzö- 
sischen Landschaften  rechneten  bereits  mit  der  Kenntnis  der  von  den 
italienisch-römischen  Quellen  und  Schriftstellern  beeinflulsten  Judikatur 
der  Provence  und  des  Languedoc.  Sie  steckten  sich  bewufst  das  Ziel, 
das  heimisch-französische  Recht  mit  diesem  modernen  Fremdrecht,  beson- 
ders im  Privatrecht,  zu  verschmelzen.  Aber  ihre  Stellung  in  der  königlichen 
Nähe  unter  den  Genossen  der  monarchischen  MachtfüUe  machte  sie  doch 
zu  berufenen  Anwälten  der  nationalen  Entwicklung,  und  den  Franzosen 
fiel  damit  wie  den  Engländern  das  unschätzbare  Geschenk  in  den  Schols, 
dafs  die  ersten  Träger  einer  heimischen  Rechtswissenschaft  das  über- 
lebte Recht  des  Mittelalters  in  neue  Formen  des  Vermögens-  und  Fami- 
lienrechts, des  Prozelsg^ges,  der  Verbrechungsverfolgung,  der  Verwal- 
tung überleiteten,  ohne  die  Fühlung  mit  den  nationalen  Rechtsgedanken 
zu  verlieren.  Zugleich  erhielt  das  Königtum  selbst  die  Handhabe,  ge- 
setzgeberisch einzugreifen.  Seine  „ordonnances^.  obwohl  an  sich  nur 
Anweisungen  an  seine  Beamten  und  deshalb  ebenfalls  zunächst  nur  für 
die  Kronlande  berechnet,  konnten  im  Bunde  mit  den  Urteilen  des  Parla- 
ments ebenso  wie  die  Rechtsbücher  der  domanialen  Gerichtspraxis  all- 
mählich die  Bedeutung  von  Gesetzen  für  ganz  Frankreich  erlangen,  und 
diesem  Bunde  war  fürs  erste  die  noch  in  frischer  Erinnerung  lebendige 
Verschwisterung  von  Staatsrat  und  Parlament,  von  König  und  Königs- 
gericht förderlich :  registrierte  das  Parlament  die  Ordonnanz  ein,  so  war 
ihr  die  Anerkennung  im  Rechtsleben  gesichert 

Wenn  das  französische  Recht  ein  geistiges  Band  um  alle  französischen 
Landesteile  schlang,  auch  um  die,  welche  die  politische  Organisation  noch 
absonderte,  so  war  der  Monarchie  der  Weg  geebnet,  aus  der  nationalen 
Einheit  die  staatsrechtlichen  Konsequenzen  zu  ziehen.  Der  entscheidende 
Akt  war  vollzogen,  wenn  es  gelang,  neben  dem  centralisierenden  Be- 
hördensystem auch  die  Elemente  der  Decentralisation,  die  landschaftlichen 
und  kommunalen  Mächte,  zusammenzuschliefsen  und  in  den  Dienst  der 
nationalen  Aufgaben,    der   königlichen  Politik  zu  stellen.    Ein  sensatio- 

1)  Aufser  Beaumanoir  (Ausg.  u.  S.  580)  kommen  vor  allem  der  „Conseil" 
dee  Pierre  de  Fontaines,  Baillis  von  Vermandois  und  Parlamentsrats  (etwa  1250),  — 
die  sog.  „Etablissements  de  Saint  Louis"  (etwa  1273),  eine  freie  Verarbeitung  von 
Gerichtsbräuchen  von  Paris,  Anjou,  Orleans  und  der  „Livre  de  Justice  et  de  Plet* 
(etwa  1270),  eine  Darstellung  der  Praxis  von  Orleans,  in  Betracht  (vergl.  Bkunner, 
Französische  Rechtsquellen  in  Holtzendorfs  Encyklopädie,  S.  285). 
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nelles  Zusammentreffen  der  auswärtigen  Verwicklungen  mit  der  Kirchen- 
politik gab  hierzu  den  AnlaTs.  Die  Kriegssteuem,  die  Philipp  IV.  dem 
Seich,  auch  der  Qeistlichkeit,  für  die  englischen  Erieg;e  auflegte,  hatte 
(1296)  den  Protest  Bonifaz' VIII.  in  der  Bulle  ,,clericis  laicos^  herbeigeführt 
Nach  vorübergehenden  Ausgleichstraktaten  ((1302)  hatte  die  Verhandlung 
mit  der  offenen  Absage  des  Papstes  geendet;  mit  seiner  Bulle  ,,ausculta 
filii**  wagte  das  Papsttum  den  letzten  Versuch,  die  weltliche  Oberherr- 
lichkeit über  den  Königen  herzustellen.  Da  ergriff  —  im  günstigen 
Augenblick  eines  Höchststandes  der  monarchischen  Popularität  —  Philipp 
den  Ausweg,  neben  Adel  und  Geistlichkeit  Abgeordnete. der  Städte  ein- 
zuberufen, nach  englischem  Muster  die  „drei  Stände^  um  sich  zu  ver- 
sammeln und  durch  den  Patriotismus  des  Adels  und  der  Städte  den 
schwankenden  Klerus  zur  Bestätigung  der  königlichen  Verfügung  mitzu- 
reifsen,  die  Wirkung  der  neuen  Bulle  „unam  sanctam*^  zu  vereiteln.  Zaghaft 
schlössen  sich  die  Bischöfe  an,  und  der  Gewaltstreich  von  Anagni  (1303 
—  oben  S.  466),  dem  das  Wiedereindringen  der  I^Yanzosen  in  die  päpstliche 
Würde  (1305)  folgte,  machte  den  Sieg  des  Königs  vollständig.  Die  erste 
namhafte  Lebensäuf  serung  der  Reichsstände  0  hatten  ihm  die  Verfügung  über 
die  Bistümer  und  Abteien,  ihre  Geldmittel  und  ihre  Gerichtsbarkeit,  ja  über 
den  jetzt  in  Avignon  residierenden  Papst  und  seine  Machtmittel  verschafft 
Sie  funktionierten  auch  in  Zukunft  als  dienstwilliges  Werkzeug  der  Geld- 
bewilligung.'i)  Als  solches  wurden  sie  von  Philipp  dem  Schönen  im  Fort- 
gang des  unheilvollen  englisch-flandrischen  Krieges  wiederholt  einberufen. 
Der  königliche  Vasallen-  und  Bearatenrat  der  Lehnszeit  schied  also  nach 
Absonderung  von  Staatsrat,  Parlamentsgericht  und  Schatzkammer  nunmehr 
auch  den  Grofsen  Rat,  die  „6tats  g^nC^raux**,  als  ein  neues  und  selb- 
ständiges Organ  aus  sich  aus.  Folgte  dasselbe  in  seiner  korporativen  Ab- 
schliefsung  dem  englischen  Beispiele,  so  blieb  doch  anderseits  mit  den 
gleichzeitigen  deutschen  Verhältnissen  die  Ähnlichkeit  bestehen,  dafs  auch 
in  den  gröfseren  Einzelterritorien,  besonders  in  den  landesherrlichen,  land- 
schaftliche Ständeversammlungen,  Provinzialstände^  fortdauerten. 

Der  Erfolg  war  für  den  französischen  Staat  ein  grofser.  Über  der 
Vielheit  der  einzelnen  weltlichen  und  geistlichen  Landesherren  und 
der  Städte  hatte  sich  nun  auch  in  Frankreich  der  Zusammenschlufs 
einer  neuen  Einheit,  der  Gesamtheit  der  königlichen  und  nicht  könig- 
lichen Reichsteile,  zu  einem  Organ  vollzogen,  das  im  Effekt  einheitlich 
handelte,  wenn  es  auch  in  den  getrennten  drei  Kollegien  der  Barone,  der 

1)  Natürlich  waren  grundsatzlich  die  Generalstande  in  Frankreich  so  wenig 
etwas  Neues  als  in  den  übrigen  Lehnsstaaten.  Vergl.  über  die  durch  Caxlert 
nachgewiesenen  Übergangserscheinungen  Koseb,  Histor.  Zeitschrift,  61.  255. 

2)  In  ziemlich  geordneter  Form.  Schon  1302  wird  den  Generalstanden  ein 
Überschlag  der  Einnahmen  und  Ausgaben  —  besonders  mit  Rücksicht  auf  den 
flandrischen  Krieg  (unten  S.  538)  —  vorgelegt,  (v.  Heckel,  Budget.  1898.  S.  57.) 

SoHMiDT,  StaaUlehre.  II,  l.  8  t 
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Prälaten  und  der  Stadtvertreter  beriet  und  beschlofs.  Für  die  Barone  be- 
deutete dies  das  unwiderrufliche  Ende  eines  Zustands,  in  welchem  sie 
unabhängige  Landesherren  gewesen  waren.  Wenn  auch  jetzt  noch 
Beaum anoir  das  Prinzip  aufrecht  erhielt:  ^cascuns  baron  est  souvrains  en 
se  baronnie^^  (S.  404),  so  konnte  das  jetzt  nur  noch  heifsen,  dafs  die  Barone 
kraft  eigenen  Kechts  eine  Selbstverwaltung  und  eine  selbständige 
Rechtspflegegewalt  besafsen,  —  jedoch  überall  unter  der  das  ganze  Reich 
ergreifenden  Verwaltungs-  und  Justizhoheit  des  Königs  und  seiner  Reichs- 
organe.') Der  Übergang  des  Konglomerats  französischer  Landesherr- 
schaften in  einen  Nationalstaat  war  also  damit  abgeschlossen.  Aber  auch 
für  die  —  augenblicklich  auf  der  ganzen  Linie  siegreiche  —  Monarchie 
waren  die  Dinge  in  ein  neues  Stadium  getreten.  Die  einzelnen  Barone 
hatte  sie  in  den  Staatsverband  eingegliedert.  Aber  nunmehr  besafs  sie  in 
der  Herrschaft  über  den  geeinten  Staat  einen  Konkurrenten  in  der  Stände- 
versammlung.  Der  Zusammenstofs  mit  dieser  war,  wenn  unglückliche 
Zeiten  kamen,  nach  dem  englischen  Vorgang  mit  Sicherheit  zu  erwarten. 
Wenn  sie  jetzt  unbedingt  zur  Monarchie  gehalten  hatte,  so  lag  das  vor 
allem  daran,  dafs  die  französische  Nation  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts 
eine  im  allgemeinen  besonders  gesunde  Periode  hinter  sich  sah. 

IIL  Staat  und  Unterthanen.    Das  Gleichgewichtsverhältnis  der 
Krone  zu  den  lokalen  Gewalten  brachte  für  Frankreich  eine  Zeit  inneren 


l)  In  der  That  ist  bei  Beaumamoir  (Coutumes  de  Beauvoisis,  ed.  Beuqnot. 
1842.  t  IL  p.  22.;  neue  Ausgabe  von  Salmon.  1900.  t  II.  p.  23)  die  \'ielcitiertc 
Parömie  nur  auf  die  Selbstverwaltung  zu  beziehen,  und  es  ist  deshalb  wichtig,  zu 
beachten,  in  welchem  Zusammenhang  sie  auftritt.  Sie  findet  sich  im  Kap.  34  „Des 
convenances**.  Beaumanoir  behandelt  die  Wirksamkeit  der  Verträge  und  deren  Be- 
dingungen und  erörtert  am  genannten  Ort  die  Frage,  ob  eine  Leistung  oder  das  Ver- 
sprechen einer  Leistung  gültig  sei,  das  ein  wegen  Verbrechens  Verhafteter  ablegt, 
um  aus  der  Haft  und  Untersuchung  frei  zu  kommen.  Beaumanoir  entscheidet:  „Der 
Schuldner  könne  das  Geleistete  zurückfordern  oder  das  Versprechen  anfechten  in  der 
Weise,  dafs  er  sich,  falls  er  im  Kerker  seines  Gerichtsherrn  war,  diesem  wegen  des 
Verbrechensfalls  zu  Recht  stellen  mufs  (en  tele  maniere  que  s'il  estoit  en  la  prison 
du  souvrain,  il  se  remet  ä  droit  du  cas  por  le  qucl  il  estoit  tenusi;  war  er  dagegen  im 
Kerker  eines  Unterthanen  (des  sougißs),  „li  souvrains  li  doit  fere  rendre  ce  qu'ii  li 
dona  ou  convenanga"^.  Beaumanoir  macht  also  die  Entscheidung  davon  abhängig, 
ob  der  Gläubiger  Sonveränet&t,  Gerichtsgewalt,  mit  andern  Worten  Selbstverwaltung 
im  weiteren  Sinne  besafs.  Gerade  bezüglich  dieser  Thatigkeit  hat  sich  aber  zwischen 
dem  12.  und  dem  13.  Jahrhundert  der  prinzipielle  Wechsel  vollzogen,  der  im  Vor- 
stehenden, im  Gegensatz  zu  dem  oben  S.  404  Ausgeführten,  geschildert  worden  ist. 
Die  übliche  Erörterung  des  Souveränetätsproblems  (Rehm,  Staatslehre,  S.  40;  Jellinek, 
Recht  des  modernen  Staats,  S.  407)  ignoriert  dies  und  legt  dem  Ausspruch „cascuns  baron 
est  souvrain '^  willkürlich  den  Sinn  unter,  dafs  damit  die  unabhängige  Gerichtsge- 
walt des  Barons  betont  werden  soll.  Sehr  deutlich  thut  dies  Rehm,  wenn  er  die  Parömie 
durch  den  Ausspruch  der  etablissements  de  Saint  Louis  erklären  will,  „bers  si  a  toute 
justice  en  sa  terre  ne  li  rois  ne  puet  mectre  ban  en  la  tcrre  au  baron  sans  son 
assantemenf^.     Von  diesen  Verhältnissen  ist  in  der  Stolle  gar  nicht  die  Rede. 
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Aufschwunges,  der  in  dem  frischen  Geistesleben  wie  in  dem  Wohlstand 
des  klassischen  Zeitalters  der  Gotik  seinen  Ausdruck  gefunden  hat  Der 
Hittelpunkt  des  Kulturlebens  waren  hauptsächlich  die  Städte.  Aber  auch 
das  Bauerntum  zog  davon  Vorteil,  und  das  13.  Jahrhundert  ist  deshalb 
für  Frankreich,  ähnlich  wie  das  14.  für  England  (S.  546),  durch  starke 
Zunahme  der  Bevölkerung  in  den  landarbeitenden  Klassen  und  durch 
eine  weitgreifende  Bauernbefreiung  gekennzeichnet.^)  Zugleich  wurden 
auch  für  Frankreich  die  neueren  Formen  der  Rechtspflege  eingebürgert, 
die,  wie  erwähnt,  die  Spitzen  des  königlichen  Beamtentums,  die  oberen 
Gerichtshöfe  und  die  von  seiner  Praxis  beeinflulsten  Rechtsgelehrten  vor- 
zeichneten- In  der  Civil-  wie  in  der  Strafjustiz  bestand  die  Neuerung 
darin,  dafs  die  veralteten  germanischen  Beweisformen,  in  erster  Linie  der 
Zweikampf,  durch  die  freie  richterliche  Prüfung  und  Beurteilung  des  Sach- 
verhalts verdrängt  wurden  2),  und  dafs  die  Gerichte  des  bailli  und  prövöt 
mit  ihren  zugezogenen  Beisitzern  sich  aus  Schöffenbänken  allmählich  in 
Kollegien  zünftiger,  teilweise  bereits  studierter  Berufsrichter  umwandelten. 
Folgte  Frankreich  in  der  Gerichtsverfassung  wesentlich  dem  italienischen 
EinfluXs(S.472),so  nahm  doch  in  der  Verteilung  der  prozessualen  Funktionen 
sein  Verfahren  ein  dem  englischen  Recht  verwandtes  Gepräge  an,  vor  allem 
in  Gestalt  einer  starken  Einwirkung  der  Parteien  und  ihrer  rechtserfahrenen 
Beistände  ^)  und  vermöge  einer  starken  Bindung  durch  das  geltende  ku- 
tümiäre  Recht.  Vor  allem  zeigte  sich  dies  deutlich  an  der  Strafrechts- 
pflege. Allerdings  sind  auch  in  Frankreich  seit  etwa  1270  die  Anfänge 
eines  üntersuchungsverfahrens  zu  beobachten,  in  welchem  der  bailli  oder 
prövöt  wegen  Verdacht  nach  italienischer  Art  von  Amts  wegen  zu  Verhaf- 
tung und  Überführung,  unter  Umständen  zur  Folter  schreitet  Aber  dies 
war  ein  Ausnahmeverfahren,  das  auf  schwere  Delinquenten  beschränkt  er- 
scheint.*) Im  allgemeinen  ging  die  Verfolgung  auf  Anklage  des  Ver- 
letzten weiter,  nur  so  dafs  das  die  alten  Reinigungsformen  abgestofsen 
und  dem  Ankläger  die  Überführung  durch  Zeugen  (enquöte)  unmöglich 
wurden.  Desgleichen  war  im  Verhältnis  von  Verbrechen  und  Strafen  in  den 

1)  In  grofsem  Mafsstabe  findet  unter  Ludwig  IX.  auf  den  Domänen  der  Krone 
eine  Ablösung  der  Ilörigkeit  durch  Geldrenten  statt  Die  nähere  Darstellung  ist  hier 
unmöglich. 

2)  Ursprünglich  durch  die  einzelnen  Stadturkunden  bestätigt,  wurde  der  Zwei- 
kampf von  Ludwig  dem  Heiligen  (1260)  für  alle  Gerichte  des  unmittelbaren  Kron- 
gebietes untersagt.  Philipp  der  Schöne  verbot  ihn  hierauf  (1296)  zunächst  provisorisch, 
dann  definitiv  für  alle  Gerichte  des  Reichs.  Doch  liefs  sich  das  Verbot  für  schwere 
Kriminaianklagen  noch  auf  länger  als  ein  Jahrhundert  nicht  ganz  durchsetzen.  ( Vergl. 
Daniels,  Geschichte,  S.  28  ff.) 

3)  Aus  der  Zeit  Ludwigs  IX.  stammen  die  Anfänge  des  zunftmäfsigen  Zusammen- 
schlusses der  „avocats*",  entsprechend  dem  der  englischen  „barristers''. 

4)  Über  die  Ausbildung  des  französischen  Strafprozesses  vergl.  Esmbin,  Histoire 
de  la  procedure  criminelle.  1882.  p.  66 ff.;  Riguabd  Schmidt,  Staatsanwatt  und  Pri- 
vatkläger. 1891.  S.  99  ff. 

34* 
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Coutumes  und  BecbtBbücbera  des  Siöcle  de  Saint-Louis  ein  grundsätzliches 
Streben  unverkennbar,  das  freie  Ermessen  des  Ricbters  in  der  Wahl 
zwischen  Leibes-  und  Geldstrafen  und  in  der  Bemessung  der  Höhe  der 
Geldstrafensätze  zu  beseitigen  und  durch  feste  Bestimmungen  zu  ersetzen, 
wie  in  Italien  (S,  473)  und  in  England  (S.  493) J)  Dieser  Bewegung  ent- 
sprechen die  ernstlichen  Bemühungen  des  grofsen  Monarchen,  eine  feste 
Regelung  auch  für  die  Steuerverhältnisse  zu  schaffen,  die  scharfe  Dis- 
ciplin  seines  Beamtentums,  durch  das  er  gleichzeitig  die  baronalen  und 
die  städtischen  Organe  im  Ausgleich  hielt  Alles  in  allem  betrachtet,  be- 
zeichnet das  zweite  Drittel  des  13.  Jahrhunderts  für  Frankreich  genau  die 
gleiche  Entwicklungsphase  eines  nationalen  Verfassungsstaats  mit  Steige- 
rung der  kulturellen  Leistungsfähigkeit  wie  für  England,  wenn  auch  die 
Verfassungsformen  stärker  in  feudalen  Traditionen  verfangen  bleiben. 

IV.  Die  Loslösung  Flanderns  und  das  Vordringen  der 
französischen  Stände.  Am  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  befand  sich 
Frankreich  auf  der  gleichen  Bahn  wie  England,  auf  der  Bahn  zu  einem 
nationalen  Staat,  dessen  Monarchie  und  monarchische  Büreaukratie  durch 
ein  wohlausgebildetes  Gesetzesrecht,  eine  reichsständische  Eontrolle,  eine 
provinzielle  und  städtische  Selbstverwaltung  im  Gegengewicht  gehalten 
wurde.  Aber  während  diese  Einrichtungen  in  England  so  sehr  ausreifen 
konnten,  dafs  auch  eine  starke  gesellschaftliche  Erschütterung  sie  nicht  zu 
beseitigen  vermochte  (S.  513),  kamen  in  Frankreich  sehr  frühzeitig  die  neuen 
Grundsätze  der  Verfassung  wieder  ins  Wanken.  Der  Anstofs  ging  von  der 
Macht  aus,  die  der  Monarchie  mit  emporgeholfen  hatte,  von  den  Städten. 

Bald  nach  dem  Tode  Ludwigs  IX.  brach  in  den  reichsten  und  ent- 
wickeltsten Städten  Frankreichs,  den  westflandrischen,  der  Konflikt  aus, 
der  um  die  gleiche  Zeit  auch  die  italienischen  und  deutschen  Grofsstädte 
erfafste  (S.  475,  389).^)  Das  egoistische  Klassenregiment  der  patricischen 
Schöffengeschlechter,  der  Kapitalisten,  der  Tuch-  und  Wollhändler,  entfesselte 
in  Brügge,  Gent,  Ypem  und  Douai  (1280)  den  wilden  Aufruhr  der  Zünfte 
der  Handwerker,  löste  aber  damit  zugleich  den  Gegensatz  aus,  der  zwischen 
der  landesherrlichen  Selbständigkeit  der  Grafen  von  Flandern  und  den 
Centralisationsbestrebungen  der  französischen  Krone  hier  wie  in  den  ge- 
samten Verhältnissen  Frankreichs  begründet  war.  Während  der  Graf  die 
Sache  des  Volkes  zu  benutzen  suchte,  um  gegen  die  unbotmäfsigen  Herren 
der  städtischen  Selbstverwaltung  die  Macht  seines  Beamtentums,  seiner 
baillis  (S.  412)  zur  Geltung  zu  bringen,  schlofs  Philipp  der  Schöne  den 
Bund  mit  den  Patriciem,  um  endlich  das  Kleinod  des  nördlichen  Europa, 
den  Mittelpunkt  des  französischen,  englischen  und  niederdeutschen  Ver- 
kehrs, den  unmittelbaren  Kronlanden  einzuverleiben  und  Flandern  damit 

1)  Belege  bei  Richard  Schbodt,  Aufgaben  der  Strafrechtspflege.  1895.  S.  206  ff. 

2)  Vergl.  zum  Folgenden  Pirenne,  Geschichte  Belgiens.  1899.  L  410  ff. 
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gleichzeitig  den  starken  Einflüssen  Englands  zu  entziehen.  Einmal  im  Besitz, 
mochte  Frankreich  seinen  Einflufs  mühelos  aaf  Westdeutschland  ausdehnen. 
Aber  nach  flüchtigen  Erfolgen  der  ^ Lilienpartei",  der  Leliaerts  (1301), 
machte  die  Niederlage,  die  dem  nordfranzösischen  Adelsheer  durch  die 
Weber  und  Metzger  von  Brügge  bei  Courtray  (1302)  bereitet  wurde,  die 
Hoffnungen  Frankreichs  zu  nichte,  und  der  Friede  von  Athis-8ur-Orge(1305) 
trennte  „Belgien''  dauernd  von  Frankreich  ab.  So  wenig  günstig  derselbe 
auch  für  die  flandrischen  Städte  selbst  und  ihre  Freiheit  ausfiel,  so  vorteil- 
hafte Bedingungen  auch  Philipp  für  sich  in  letzter  Stunde  herauszuschlagen 
wuXste*),  den  eigentlichen  Nutzen  zog  aus  allen  Kämpfen  der  Territorialherr. 
Indem  der  Graf  von  Flandern  gleichzeitig  Seeland  (Middelburg)  unter  seine 
Lehnshoheit  brachte,  schuf  er  zwischen  Frankreich  und  Deutschland  den 
Kern  eines  halbselbständigen  Zwischenreichs,  dessen  Kleinheit  durch  seine 
wirtschaftliche  Bedeutung  aufgewogen  wurde.  Einem  Territorialstaat,  nicht 
mehr  den  Stadtrepubliken  kam  der  mächtige  Aufschwung  der  beiden  grofsen 
Stapelplätze  Brügge  und  Gent  zu  gute,  deren  Häfen  im  folgenden  Jahr- 
hundert die  Schiffe  aller  Nationen  hier  zusammenführte,  deren  Mauern  das 
Hauptkontor  der  hansischen  „Osterlinge'',  die  Magazine  der  Londoner 
Wollhändler  und  die  Filialen  der  Florentiner  Bankhäuser  in  sich  beher- 
bergten. Hier  wie  überall  (S.  475, 489)  wurde  das  Geschick  des  Stadtataats 
besiegelt  und  gröfseren  Staatsgemeinschaften  dienstbar  gemacht  „Der  Bo- 
den für  die  Aufgabe  der  Herzöge  von  Burgund  war  vorbereitet"  (Pirenne.) 

Für  Frankreich  bedeutete  der  flandrische  Krieg  scheinbar  die  höchste 
Steigerung  der  monarchischen  Autorität  und  des  nationalen  Gemeingefühls. 
Er  war  es,  der  die  Stellungnahme  der  Stände  im  Streit  mit  dem  Papst  und 
mit  England  (S.  529)  beförderte.  Die  folgenden  Jahre  zeigten,  wie  unfehl- 
bar das  Beamtentum  im  Dienst  der  Krone  funktionierte,  und  was  sich  das- 
selbe dem  Volk  gegenüber  bereits  erlauben  durfte.  Eine  Kette  von  Gewalt- 
mafsregeln  mufste  der  plötzlichen  finanziellen  Erschöpfung  der  könig- 
lichen Kasse  aufhelfen.  Der  Offizial-  und  Inquisitionsprozefs  (S.  531) 
nahm  jetzt  einen  raschen  Aufschwung.  Als  ein  Verfahren,  das,  auf  der 
Autorität  der  Beamten  ruhend,  nur  einen  „proc^s  extraordinaire*'  dar- 
stellte, konnte  es  zu  peinlicher  Strafe  nicht  führen,  wohl  aber  zur  Ächtung, 
Haft  und  vor  allem  zu  Geldstrafen  und  Konfiskationen  aller  Grade  nach 
Mafsgabe  eines  königlichen  Antrags,  und  die  Centralverwaltung  trug  jetzt 
Sorge,  dieses  Verfahren  systematisch  auszubauen,  indem  sie  die  procu- 
reurs  du  roi  mit  der  Antragstellung  und  damit  mit  der  Aufsicht  über  den 
straffen,  vor  allem  fiskalpolitisch  ergiebigen  Betrieb  der  Untersuchungen 
des  bailli  oder  pr6v6t  betraute.*)    Damit  wurde  die  Strafrechtspflege  von 

1)  Vor  allem  die  Auslieferung  von  Lille  und  Douai.  Von  1305  beginnt  deshalb 
zugleich  die  Trennung  zwischen  dem  wallonischen  Flandern  von  dem  „dytschen*^, 
obwohl  sie  damals  noch  nicht  definitiv  wurde.  2)  Eine  genauere  Darstellung  des 

Vorganges  bei  R.  Schmidt,  Staatsanwalt  und  Privatkläger.  1891.  S.  101  ff. 
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ihrer  gesunden  Bahn  ab-  und  in  eine  wesentlich  büreaukratische  Hand- 
habung hineingelenkt,  —  das  Bestreben  fester  Strafgesetzgebung  brach 
ab  und  ging  in  die  Tendenz  über,  die  Grenzen  des  strafbaren  Handelns 
und  des  Strafmafses  möglichst  im  unbestimmten  Ermessen  der  Behörde 
zu  belassen.')  Alles  überbot  1307  der  fürchterliche  Templerprozefs,  der 
Grofsmeister  und  Ritter  des  mächtigen  Ordens  durch  einen  Justizmord, 
die  fingierte  Anklage  wegen  Zauberei  und  Ketzerei,  des  grolsen  Kor- 
porationsvermögens beraubte. 2)  Im  Zusammenarbeiten  von  geistlichen 
und  weltlichen  Inquisitoren  enthüllte  er,  wie  bar  aller  rechtsstaatlichen 
Garantien  gegen  mafslose  Folterung  und  Verfälschung  des  Prozefs- 
materials  das  neue  Strafverfahren  bei  geeigneter  Handhabung  war. 

Aber  in  Wahrheit  beschleunigten  die  Milsbräuche  nur  den  Wende- 
punkt im  Schicksal  der  Monarchie.  Unmittelbar  nach  dem  Tode  Phi- 
lipps (1314)  begann  unter  seinen  schwachen  Söhnen  die  Abwehrbewegung 
des  Adels  zum  Schutze  seiner  ständischen  und  seiner  provinziellen  Rechte 
gegen  die  Central  Verwaltung  wie  gegen  die  Übergriffe  der  Bezirksbeamten. ») 
Ein  plötzliches  Verhängnis  der  Dynastie  steigerte  die  Kraft  der  Bewegung 
aufserordentlich.  Der  Monarchie  wurde  das  seltene  Glück  untreu,  das  seit 
der  Thronbesteigung  des  Hugo  Capet  stets  dem  regierenden  König  einen 
Sohn  als  direkten  Nachfolger  beschert  hatte  (S.414).  Rasch  hinter  einander 
starben  die  drei  Söhne  Philipps  des  Schönen  erbenlos.  Die  Alternative  der 
Thronfolge  stand  (1328)  zwischen  dem  Bruderssohn  und  dem  Tochtersohn 
Philipps  IV.,  dem  Grafen  Philipp  von  Valois  und  Eduard  III.  von  England. 
In  Voraussicht  des  Kommenden  hatten  die  Stände,  widerwillig  gegen  den 
Gedanken  einer  Personalunion  mit  England,  schon  1317  die  weibliche 
Linie  ausgeschlossen  und  damit  zum  Ausdruck  gebracht,  welchen  Fort- 
schritt der  Gedanke  der  nationalen  Geschlossenheit  Frankreichs  seit  den 
Tagen  des  Heinrich  Plantagenet  gemacht  hatte.*)  Aber  nun  galt  es,  den 

1)  Vergl.  Richard  Schmidt,  Aufgaben  der  Strafrechtspflcge.  1895.  S.  211. 

2)  Vergl.  über  den  Templerprozefs  Döllinger,  Akademische  Vorträge,  III.  S.  250  ; 
daselbst  Littcratur.  Bezeichnend  ist,  dafs  der  König  auch  hier  scheinbar  als  Organ  der 
Volksmeinung  auftritt  Er  bringt  die  geistlichen  Inquisitionen  vor  allem  durch  eine 
in  Tours  abgehaltene  Volksversammlung  in  Gang,  in  der  die  Verfolgung  zur  National- 
sache erklärt  wird. 

3)  Vergl.  über  den  Beginn  der  standischen  Bewegung  die  ^dolöances  et  r6mon- 
trancea"  der  ßtats  gßn^raux  und  der  Provinzialstände  und  die  darauf  in  grofser 
Anzahl  verliehenen  Abhilfeverordnungen,  sogenannte  ^chartes  de  provinces**, 
Daniei^,  S.  52. 

4)  Wenn  die  Stände  dabei  das  ^Salische  Gesetz"  zur  Anerkennung  bra<;hten, 
so  war  dies  um  so  weniger  ein  juristischer  Akt,  als  bis  dahin  in  der  französischen 
Staatsgeschichte  jeder  Anlafs  gefehlt  hatte,  die  staatsrechtliche  Frage  als  solche  auf- 
zuwerfen. Der  Akt  der  Stande  war  demgem&fs  rein  politisch,  aber  als  solcher  von 
grofser  Wichtigkeit.  £s  handelte  sich  um  die  ^instinktive  Reaktion"  des  nationalen 
Komplexes  gegen  die  willkürliche  d3'na8ti8che  Bildung  grofser  Reiche.  Dafs  darin 
auch  oder  in  erster  Linie  eine  Reaktion  des  romanischen  Elements  gegen  die  That- 
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Nationalsinn  und  die  Solidität  der  Anfänge  eines  nationalen  Staats  in  einer 
Feuerprobe  zu  bewähren.  Denn  durch  jenen  BeschluTs  stürzten  sich  die 
Stände  selbst  in  einen  hundertjährigen  Krieg  mit  England.  Er  hatte  nichts  ge- 
ringeres als  die  Ergebnisse  der  gesamten  bisherigen  Entwicklung  Frank- 
reichs zum  Kampfobjekt  und  sollte  die  französischen  Institutionen  thatsäch- 
lich  an  den  Band  des  Abgrunds  bringen.  Auch  auf  der  gegnerischen 
Seite  vollzog  sich  ein  politischer  Willensakt  einer  ganzen  Nation :  das  eng- 
lische Parlament  forderte  (1337)  König  Eduard  III.  auf,  die  Rechte  seiner 
Mutter  auf  den  französischen  Thron  zur  Geltung  zu  bringen. 

Als  erstes  stand  jetzt  von  neuem  die  Einheit  des  französischen  Staats- 
gebiets auf  dem  Spiele,  die  sich  seit  Philipp  August  schon  völlig  durch- 
gesetzt zu  haben  schien.  Mufste  Eduard  III.  trotz  der  Bundesgenossen- 
schaft der  vlämischen  Städte,  trotz  der  Seeschlacht  von  Sluys  (1340),  der 
Siege  von  Crecy  (1346)  und  Poitiers  (1356)  auf  die  Krone  des  Heiligen 
Ludwig  verzichten,  so  zog  die  unglückliche  Kriegführung  Philipps  VI. 
und  Johanns  des  Guten  als  reale  Folge  doch  den  Verlust  von  ganz  Aqui- 
tanien  an  England  nach  sich.  Nicht  genug  damit,  belebte  die  Schwächung 
der  Monarchie  von  neuem  die  Teilungsgelüste  im  königlichen  Hause(S.521). 
König  Johann  mufste  dazu  die  Hand  bieten,  neben  den  Kronlanden,  die 
seinem  Sohn  Karl  zufielen,  seinem  zweiten  Sohn  Philipp  dem  Kühnen  Bur- 
gund  zu  überlassen.  Vereinigt  mit  den  Besitzungen  seiner  Gemahlin,  der 
Erbtochter  von  Flandern,  bildete  Burgund  im  Herzen  der  Monarchie  den 
Keim  eines  halb  unabhängigen  Nebenstaats,  der  —  gestützt  auf  die  Feinde  der 
Krone,  die  flandrischen  Grofsstädte  —  von  Anfang  an  einen  Rivalen  bedeutete. 
Es  flankierte  das  Krongebiet  im  Osten  wie  der  englische  Staat  im  Westen 

Schlimmer  noch  war  es,  dafs  alle  diese  Ereignisse  nur  möglich  wurden, 
weil  auch  im  Innern  der  kaum  beruhigte  Gegensatz  politischer  Interessen 
in  voller  Hitze  aufflammte.  Die  Stände,  bisher  stets  der  Regierung  ge- 
fügig, wandten  sich  jetzt,  als  sie  sich  unfähig  zeigte,  zum  erstenmal  gegen 
die  Monarchie.  Wie  hundert  Jahre  früher  die  englischen  Stände  die  Mils- 
erfolge  des  englischen  Königs  gegen  Frankreich  (S.  491),  so  benutzten  jetzt 
die  französischen  die  Niederlage  ihres  Fürsten  im  englischen  Kriege,  um 
Steuerbewilligungen  an  die  Zusage  von  Reformen  zu  knüpfen  (1343.  1346) 
und  sogar  das  Zugeständnis  einer  Rechenschaftslegung  zu  erzwingen 
(1355).  Kurz  darauf  folgte  die  Katastrophe  von  Poitiers.  Die  Gefangen- 
nahme König  Johanns  und  die  schwere  moralische  Niederlage,  die  der  Lehns- 
adel, zugleich  durch  die  Schlacht  völlig  decimiert,  erlitt,  drängte  in  einer 
neuen  Ständeversammlung  zu  Paris  (1357)  den  Repräsentanten  der  nord- 
französischen Kommunen  die  Itiitiative  auf.  Unter  dem  Einfluls  des  Vor- 
sache lag,  dafs  in  England  gegenüber  dem  romanischen  König  das  germanische 
Parlament  zu  Einflufs  gelangt  war  (Ranke,  Weltgeschichte,  IX.  97),  mit  andern 
Worten  eine  Reaktion  von  Rasse  gegen  Rasse,  drang  den  Standen  wohl  kaum  ins 
Bewufstsein. 
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gehens  der  flandrischen  Städte  (S.  532)  behielten  sie  sich  für  die  Bewilligung 
der  neuen  Steuern  die  Rechte  vor,  die  Steuern  selbst  zu  erheben  und  aus- 
zuzahlen, auch  ohne  Einberufung  auf  bestimmte  Tage  zusammenzutreten 
und  durch  einen  ständigen  Ausschuls  an  der  Geschäftsleitung  des  Dau- 
phin-Regenten teilzunehmen.  Das  Niveau  der  Oxforder  Artikel  (S.  496) 
schien  erreicht,  —  aber  durch  die  Städte,  nicht  durch  den  Adel ;  der  letz- 
tere war  der  Anarchie  verfallen  und  tobte  marodierend  im  Kleinkrieg 
gegen  die  Standesgenossen,  das  Landvolk,  die  Städte.  So  entbrannte 
mitten  unter  den  Schrecken  des  Krieges  gegen  den  Landesfeind  der 
Bürgerkrieg  in  fürchterlichster  Form.  Während  der  Pr^vot-des-Mar- 
chands,  Etienne  Marcel,  gedeckt  durch  die  Autorität  eines  Prinzen  von 
Geblüt,  des  Königs  von  Navarra,  das  aufständische  Paris  gegen  die 
Dynastie  führte  und  mit  Waffengewalt  das  Kommuneregiment  durch- 
setzte, erhob  sich  in  ganz  Nordfrankreich  (135S)  „Jaques*  der  Bauer  und 
stürmte  die  Schlösser  der  adligen  Grundherren.  Aber  das  Aufsteigen  des 
dritten  Standes  war  ein  zu  plötzliches  und  zu  gewaltsames.  In  England 
hatte  er  sich  als  bescheidener  Bundesgenosse  des  Adels  allmählich  seinen 
EinfluXs  verschafft,  —  hier  trat  er  revolutionär  gegen  Adel  und  König 
zugleich  auf.  Die  Rückwirkung  trat  in  der  Weise  ein,  dafs  der  Klein- 
adel sich  zusammenschlofs  und  sich  wieder  dem  König  unterordnete. 
Die  Schlacht  von  Meaux  (1358)  unterdrückte  die  Bauernbewegung  und 
ermöglichte  die  Wiederbesetzung  von  Paris.  Es  war  der  Moment,  in  wel- 
chem über  das  fernere  Schicksal  des  französischen  Volks  und  Staats  die 
Würfel  geworfen  wurden.  Hatte  der  englische  Bürgerkrieg  des  13.  Jahr- 
hunderts zum  Bündnis  des  Landadels  mit  dem  Stadtbürger, 
tum  und  damit  zur  Einheit  des  politischen  Lebens  der  Nation  geführt, 
so  hinterliels  der  französische  Bürgerkrieg  des  14.  Jahrhunderts  als  end- 
gültige Nachwirkung  die  Kluft  zwischen  Ritterschaft  und  Kommunen. 
Mit  der  nochmaligen  Zerspaltung  des  ehemaligen  Gebiets,  wie  sie  der 
Friede  von  Bretigny  (1360,  S.  513.  535)  brachte,  ging  Hand  in  Hand  ein 
viel  schlimmeres,  die  dauernde  Spaltung  der  grofsen  sozialen  Gruppen.*) 
Der  Friede  und  die  Thronbesteigung  des  Dauphin  —  König  Karls  V. 
des  Weisen  —  brachte  eine  vorübergehende  Ruhezeit  ( 1 364 — 80).  Das  Ein- 
vernehmen mit  dem  Papste^  dann  der  Tod  Eduards  IIL  und  die  Minder- 
jährigkeit Richards  IL  (S.  513)  gaben  die  günstige  Gelegenheit,  Süd- 
frankreich den  Engländern  wieder  zu  entreifsen  und  festzuhalten.  Aber 
die  nationale  Einheit  der  Zeit  des  Heiligen  Ludwig  war  verloren. 

1)  Es  ist  häafig  dai*auf  hingewiesen  worden,  dafs  im  Aufstand  des  Etienne 
Marcel  und  in  der  Revolte  der  Jacquerie  bereits  die  Vorgänge  des  Jahres  1789, 
Kommune  und  Bauemcrhebnng,  vorgebildet  sind.  Jedenfalls  ist  die  Revolution  und 
die  schliefsliche  Vernichtung  des  Adels  in  erster  Linie  die  Folge  der  Vorgänge  des 
Jahres  1358.  (Ranke,  Weltgeschichte,  IX.  107;  Französische  Geschichte,  137.  L  S. 
und  unten  §  85.  III.) 
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§77.  Die  Formation  der  westlichen  Staatengpnippe:  Frankreich,  Bnrgnnd, 

Spanien  nnd  England. 

I.  Der  Beginn  der  Eroberungspolitik  und  dieKrisis  des 
französischen  Staats.  Bis  zu  den  letzten  Decennien  des  H.Jahr- 
hunderts —  derselben  Zeit,  wo  Deutschland  den  neuen  Bedingungen  seines 
politischen  Daseins  durch  die  Goldne  Bulle  Rechnung  zu  tragen  begann 
—  war  jedem  der  drei  grofsen  Kulturgebiete  des  Nordens  durch  den 
Gang  der  Dinge  gestattet  worden,  sich  den  wechselseitigen  Einwirkungen 
der  in  ihrem  Innern  lebendigen  Gesellschaftsgruppen  zu  überlassen.  Trotz 
aller  kriegerischen  Verwicklung  hatten  die  Gebietsansprüche  der  Dynastien 
im  Hintergrunde  der  Ereignisse  gestanden.  Auch  der  Gegensatz  der 
Nationen,  der  im  Kriege  Eduards  III.  gegen  Johann  von  Frankreich  her- 
vorgetreten war,  war  sehr  rasch  durch  den  viel  stärkeren  Gegensatz  der 
Stände  in  England  wie  in  Frankreich  zurückgedrängt  worden. 

Aber  der  Regierungsantritt  Heinrichs  V.  von  England  (1418)  leitete  eine 
neue  Epoche  ein.  Die  Unruhe,  die  die  Bauern-  und  Bürgerkriege  in  allen 
Ständen  und  besonders  im  Adel  hervorgerufen  hatten,  und  die  Heinrich  IV. 
mit  Hilfe  der  Kirche  mühsam  beschwichtigt  hatte,  suchte  der  neue  König 
zu  bändigen,  indem  er  sie  in  das  Bett  einer  nationalen  Expansion  ab- 
leitete. Grundsatzloser  Opportunist  in  der  Art  der  italienischen  Staats- 
männer der  Zeit,  entnahm  er  aus  dem  erledigten  Verteidigungskrieg 
Eduards  III.  die  Anregung  zu  einer  grundsätzlichen  Eroberungspolitik 
gegen  Frankreich,  und  er  hatte  dabei  um  so  leichteres  Spiel,  als  dort 
nach  dem  Tode  Karls  V.  (1380)  die  innere  Verhetzung  durch  keinen 
obersten  Willen  mehr  gezügelt  wurde.  Die  Geistesumnachtung  Karls  VI. 
(seit  1396)  begünstigte  ein  mafsloses  Verwildem  der  Adelsgruppen. 
Unter  Führung  des  Regenten  und  Bruders  des  Königs,  des  Herzogs 
von  Orleans,  einerseits,  und  seines  Vetters  Johann,  des  zweiten  Herzogs  von 
Burgund,  anderseits  führte  die  Fehde  zwischen  „Armagnacs^  und  „Bour- 
guignons^  zur  Spaltung  zwischen  dem  Reich  und  seiner  burgundischen 
Sekundogenitur.  Noch  ehe  das  blutige  Drama  mit  der  Ermordung  Jo- 
hanns des  Unerschrockenen  (1419)  endete,  griff  der  englische  König  ein 
und  überwältigte  das  schmählich  überrumpelte  Frankreich  bei  Azincourt 
(1415).  Ein  völliger  Umschwung  der  europäischen  Lage  schien  die  Folge 
werden  zu  sollen.  Dem  neuen  Burgunderherzog  Philipp  dem  Guten  gab 
die  Ermordung  seines  Vaters  den  trefflichsten  Vorwand,  um  seinem  Lehns- 
herrn den  Gehorsam  zu  kündigen  und  dann  in  Ruhe  umfassende  Gebiets- 
erwerbungen in  Flandern  und  Holland  (S.  54 1)  zu  betreiben,  für  die  auch 
der  apathische  Zustand  des  deutschen  Reiches  günstig  war.^)  Er  schlofs  sich 
den  Engländern  an,  und  diese  liefsen  es  jetzt  nicht  mehr  bei  blofsen 
Landabtretungen  bewenden.    Der  französische  Staat  wurde  zertrümmert. 


1)  Vergl.  hierüber  jetzt  Pirenne,  Geschichte  Belgiens,  IL    1902.  S.  274. 
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Während  sich  im  Osten  eine  burgundische  Grofsmacht  zusammenzog 
(unten  III.),  ging  Krone  und  Residenz  verloren,  und  das  Hauptgebiet 
Frankreichs  wurde  auf  ein  Jahrzehnt  ein  Anhängsel  Englands,  wie  nach 
den  Siegen  Heinrichs  IL  England  eine  Zeit  lang  ein  Nebenland  West- 
frankreichs gewesen  war.  Als  Nebenkönig  residierte  der  junge  Karl  VII. 
(seit  1422)  nur  südlich  der  Loire- in  Bourges. 

Es  war  eine  neue  besondere  Verkettung  der  Umstände,  die  auch  jetzt 
wieder  die  Umkehr  herbeiführte.  Der  frühe  Tod  Heinrichs  V.  (1422), 
die  Minderjährigkeit  Heinrichs  VI.,  der  Umschlag  in  der  Stimmung  Bur- 
gunds,  das  inzwischen  seinen  Zweck  erreicht,  die  Bourgogne  mit  den 
Niederlanden  verbunden  und  deshalb  nun  den  Einflufs  Englands  in 
Flandern  mehr  zu  scheuen  hatte,  als  den  des  geschwächten  Frankreich,  — 
endlich  und  vor  allem  die  grofse  Volkserhebung,  die  durch  das  Phänomen 
des  Mädchens  von  Orleans  ausgelöst  wurde  (1429),  haben  den  französischen 
Staat  gerettet  1431  schied  Burgund  aus  dem  Krieg  durch  Sonderfrieden 
aus.  1 436  kapitulierte  Paris.  Der  Krieg  war  thatsächlich  entschieden,  wenn 
es  auch  noch  zwanzig  Jahre  dauerte,  bis  Frankreich  von  Feinden  geräumt 
war.  Aber  als  es  sich  nun  darum  handelte,  eine  neue  Ordnung  aufzu- 
richten, zeigte  sich,  wie  die  Bedingungen  des  politischen  Lebens  im  Be- 
griff waren,  sich  von  Grund  aus  zu  verändern.  Aus  dem  englischen  Krieg 
ging  ein  neuer  französischer  Staat  hervor. 

II.  Die  Anfänge  des  französischen  Absolutismus.  Die 
staatsrechtlichen  Folgen  des  allgemeinen  Umsturzes  traten  sogleich  hervor, 
als  Karl  VII.  beim  Wiedereinzug  in  Paris  (1437)  die  dringlichsten  Be- 
dürfnisse des  Staates  zu  befriedigen  versuchte.  Noch  stand  der  Feind  im 
Lande,  aber  zugleich  war  bereits  ein  neuer,  gefährlicherer  Feind  in  Ge- 
stalt der  zahllosen  Söldner-  und  Marodeurbanden  erwachsen,  die  sich 
überall  auf  eigene  Rechnung  im  platten  Lande,  teilweise  sogar  hinter 
Stadtmauern  festgesetzt  hatten.  Geldmittel  und  Truppen  waren  trotz  der 
Erschöpfung  des  Landes  nicht  nur  für  jetzt,  sondern  voraussichtlich  auf 
länger  unentbehrlich.  Da  in  der  Zwangslage  verstanden  sich  Adel  und 
Klerus  zu  dem  bisher  hartnäckig  verweigerten  Zugeständnis,  das  den 
König  mit  einem  Schlage  zum  unmittelbaren  Beherrscher  des  ganzen  fran- 
zösischen Bodens  machte,  —  sie  übertrugen  ihm  zu  ausschliefslichem  Ge- 
brauch die  beiden  wichtigsten  Eegierungsrechte  —  Steuererhebung  und 
Soldaten  Werbung  — ,  wie  er  es  bisher  in  den  Domänen  besessen  hatte, 
in  allen  seigneurialen  Gebieten  und  leisteten  ihrerseits  für  sich  und  ihre 
Vasallen  darauf  Verzicht.  Beide  Stände  waren  vorher  gefügig  gemacht 
worden.  Dem  Klerus  wurde  auf  einer  Synode  zu  Bourges  (14:i8)  durch  die 
„Pragmatische  Sanktion"  die  Freiheit  der  französischen  Natio- 
nalkirche  bestätigt;  im  Anschluf«;  an  die  grofsen  Reformkonzilien  (oben 
S.  487)  wurde  einerseits  das  Abgaben-  und  Ernennungsrecht  des  Papstes 
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verworfen,  anderseits  aber  auch  die  Einmischung  des  Königs  in  die  Bistums- 
und Abteiwahlen  fallen  gelassen  und  die  freie  Wahl  der  Kapitel  und 
Konvente  anerkannt  Dem  Adel  wurde  die  Zustimmung  durch  Zusage 
grofser  Provisionen,  abfindungsweise  ihm  zufliefsender  Tagegelder  aus 
den  königlichen  Einnahmen  abgelockt  Aber  den  Haupterfolg  trug  der  ge- 
schickte Politiker  doch  für  die  Krone  davon,  unabhängig  von  der  Ein- 
willigung des  überlasteten  und  überstimmten  dritten  Standes  sah  sich 
Karl  VII.  auf  der  Ständeversammlung  von  Orleans  (1439)  im  Besitz 
der  Steuerhoheit  über  Bürger  und  Bauern  und  noch  dazu  in  dehnbarem 
Umfange:  insoweit  die  taille  zur  Ausrüstung  einer  stehenden  Kemtruppe 
erforderlich  sein  würde. 

Die  gesamte  Mafsregel  war  als  eine  Übergangsmarsregel  gedacht 
gewesen.  Aber  die  lange  Fortdauer  des  Krieges  (bis  1453)liefs  sie  ein- 
wurzeln, und  das  Land  fand  sich  um  so  mehr  damit  ab,  als  die  Gunst 
der  Umstände  ihr  das  Drückende  nahmen.  Die  Nation  war,  vom  Landes- 
feind befreit,  nach  der  gemeinsamen  Not  und  dem  gemeinsamen  Sieg 
im  vollen  Genuls  des  Austausches  zwischen  Norden  und  Süden.  Durch 
die  Städte  der  Languedoc  und  der  Provence  ungehindert  in  den  brausen- 
den Verkehr  mit  der  mittelländischen  Kultur,  vor  allem  mit  der  italienischen 
Renaissance  hineingezogen,  ging  sie  jetzt  einer  Zeit  höchster  Blüte  ent- 
gegen, und  es  war  in  erster  Linie  der  dritte  Stand,  das  handeltreibende 
Bürgertum  der  Städte,  das  von  der  neuen  starken  Ordnung  den  Vorteil 
zog  und  nicht  nur  in  Paris,  sondern  auch  in  den  Verkehrscentren  des 
Südens  und  der  Mitte,  in  Toulouse,  Lyon,  Nimes,  Bourges,  einen  Wohl- 
stand schuf,  der  die  Unterlage  des  neuen  königlichen  Steuer-  und  Heeres- 
systems im  Laufe  eines  Menschenalters  rasch  verstärkte.  Diesem  Ver- 
kehr kam  vor  allem  das  grofse  Werk  der  Vereinheitlichung  des  nationalen 
Rechts  zu  gute,  das  Karl  VII.  durch  die  Ordonnanz  von  Montiz-les- 
Tours  (1453)  einleitete;  die  x\ufzeichnung  und  „Homologierung"  der  un- 
geschriebenen und  verschiedenartigen  „Coutumes"  der  Landschaften  im 
Wege  einer  gemeinsamen  königlichen  Redaktion.')  Schnell  erkannte  die 
Krone  die  günstigen  Chancen,  und  in  rascher  Frontveränderung  verliefs 
sie  den  Bund  mit  Kirche  und  Adel  gegen  die  Städte,  um  —  nun  ge- 
stützt auf  die  Städte  —  von  neuem  den  Kampf  gegen  ihren  bisherigen 
Hauptgegner,  den  Hochadel,  aufzunehmen.  Die  Regierung  des  Bürger- 
königs Ludwigs  XI.  (1461 — 83)  bezeichnete  die  letzte  Phase  dieses  ver- 
jährten Streites,  die  in  Wahrheit  die  Entscheidung  brachte.  Während  seine 
erste  Sorge  war,  die  an  Burgund  verpfändeten  picardischen  Städte  wieder- 
zugewinnen, verstrickte  er  die  Häupter  der  Baronie  in  das  weitangelegte 

1)  Das  Werk  wurde  allerdingB  1459  nur  für  Burgund  begonnen.  Es  bedurfte 
neuer  Erlasse  (1481.  1493.  1497.  1505),  um  es  in  Gang  zu  erhalten,  —  annähernd  ab- 
geschlossen wurde  es  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts.  ( Vergl.  Brunnbr, 
Die  französischen  Rechtsquellen  in  von  Holtzendorffs  Encyklopädie,  S.  292 ff.) 
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Spiel  seiner  Ränke;  zehn  Jahre  lang  rang  er  mit  ihrer  ^Ligue  du  bien 
public''.  Es  gelang  ihm  schlielslich,  sie  zu  sprengen  und  seinen  gefähr- 
lichsten Gegner,  den  Hörzog  von  Burgund,  zu  isolieren.  Dann  begann 
er  die  letzten  grofsen  Territorien,  die  noch  eine  gewisse  Selbständigkeit 
bewahrt  hatten,  Guyenne,  LÄUguedoc,  eines  nach  dem  andern  einzuziehen. 

Am  Beginn  der  siebziger  Jahre  des  15.  Jahrhunderts  war  es  eine 
fertige  Thatsache,  dafs  der  französische  Staat  ein  neues  Gewand  ange- 
zogen hatte.  Der  bisherige  Gegensatz  zwischen  den  absoluten  Kleinstaaten 
Italiens  und  den  ständischen  Grofsstaaten  des  übrigen  Europa  hatte  sich 
dadurch  verschoben,  dafs  Frankreich  die  unbeschränkte  Monarchie  im 
italienischen  Stil,  aber  in  grofsem  territorialen  Mafsstab  nachgebildet  hatte. 
Persönlich  ein  Bewunderer  des  Francesco  Sforza,  war  Ludwig  XI.  in  Mitteln 
und  Zielen  bewuXst  den  Renaissancetyrannen  gefolgt  i),  und  ein  Englän- 
der mufste  bereits  jetzt  Frankreich  als  ein  fremdartiges  politisches  Wesen 
beurteilen.^)  Denn  nicht  mit  den  Ständen,  sondern  ohne  sie,  durch  sie 
gebunden,  die  eine  der  sozialen  Gruppe  gegen  die  andere  wechsel- 
weise ausspielend  und  sich  über  alle  emporhebend,  hatte  das  Königtum 
seine  Position  gewonnen.  Das,  worauf  es  sich  stützte,  waren  die  beiden 
Elemente,  die  von  ihm  selbst  ihre  Macht  herleiteten,  —  sein  Heer,  sein 
Beamtentum,  teilweise  bereits  sein  Klerus.  Nur  das  konnte  zweifelhaft 
sein,  ob  eine  solche  Monarchie  nicht  den  Widerstand  aller  Stände  ver- 
einigt hervorrufen  werde. 

Aber  zweierlei  bewirkte,  dafs  der  geschaffene  Zustand  dauernd  wurde, 
und  dafs  Frankreich  in  die  englische  Bahn  nicht  mehr  zurückkehren 
konnte.  Einmal  hatte  die  neue  Regierung,  indem  sie  die  Einnahme  des 
Staats  auf  eine  Steuer  gründete,  die  eine  persönliche  Abgabe  nur  der 
unteren  Stände  war,  eine  Ungleichheit  der  Interessen  zwischen  den  Be- 
völkerungsgruppen hervorgerufen .  Ein  feiner  historischer  Beobachter  des 
Zeitalters  hat  schon  damals  geurteilt:  „Karl  VII.,  welcher  es  durchsetzte, 
nach  eigenem  Gutdünken  ohne  Bewilligung  der  Stände  die  taille  zu  er- 
heben, beschwerte  sein  Gewissen  und  das  seiner  Nachfolger  mit  einer 
grofsen  Bürde  und  schlug  seinem  Reich  eine  Wunde,  die  lange  bluten 
wird^'.^j  Die  ganze  Gefährlichkeit  dieser  Wunde  blieb  damals  noch 
verborgen.  Denn  zur  Zeit  war  das  Leben  und  Interesse  der  Nation  ein 
so  geschlossenes*),  dafs  eine  Ausgleichung  und  Wiederannäherung  der 

1)  Vergl.  BuRKHARDT,  Kultur  der  Renaissance,  S.  15. 

2)  Das  thut  um  1470  John  Fortescuo  (the  Governance  of  England,  Aasgabe 
von  Plummer.  1885).  Das  bekannte  Schlagwort,  durch  das  er  den  neufranzösischen 
AbaolutiBmus  kennzeichnet  :„  The  frenche  kynge  reignith  uppon  is  peple  dominio  regali*^. 

3)  Aufserung   des  Philipp  von  Comines:  Toqueville,  Ancien  regime,  Ch.  10. 

4)  Ein  Berichterstatter  der  Zeit  urteilt  im  Gegenteil  gerade  damals,  dafs  nirgends 
die  Nation  eine  so  einheitliche  sei,  als  in  Frankreich,  —  nirgends  sei  das  Aufrücken  von 
einem  Stand  in  den  anderen  mehr  erleichtert.  „Geschähe  dies  nicht,  so  könnte  leicht 
eine  Empörung  erfolgen"   d/odovico  Canossa,  bei  Kanke,  Franz.  Geschichte,  I.  66). 
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Stände  das  wahrscheinliche  sein  mufste.  Da  waren  es  die  Verhältnisse 
der  auswärtigen  Politik,  die  gerade  umgekehrt  dafür  sorgten,  die  gegen- 
sätzlichen Elemente  immer  schroffer  werden,  aus  ihnen  die  volle  Un- 
umschränktheit der  Kegierung,  aber  auch  die  grofse  nationale  Spaltung 
herauswachsen  zu  lassen,  an  der  350  Jahre  später  die  neue  monarchische 
Organisation  zu  Grunde  gehen  sollte.  Die  Abwehr  des  westlichen 
Nachbarn  war  für  Frankreich  nur  das  Vorspiel  zu  viel  schwereren  Ver- 
wicklungen im  Osten  und  Süden  gewesen. 

III.  Burgund.  Der  gefährliche  Rival,  der  dem  französischen  König 
unter  dem  eigenen  Dache  in  der  Person  des  Herzogs  von  Burgund  er- 
wachsen war,  hatte  von  dem  siegreichen  Ausgang  des  englichen  Kriegs 
noch  viel  unmittelbareren  Vorteil  gezogen  als  Frankreich  selbst  Nachdem 
schon  der  Gründer  der  Lehnsdynastie,  Philipp  der  Kühne  (S.  535),  mit  dem 
Kern  des  Landes,  dem  Herzogtum  Bourgogne  (Dijon),  auch  die  Freigrafschaft 
Burgund  (Franche-Comt6  mit  Besangon)  und  Flandern,  Artois,  Mecheln  und 
Antwerpen  vereinigt  hatte,  erwarb  der  dritte  Herzog,  Philipp  der  Gute, 
(1419—1467)  weiter  (S.537)  Brabant,  Limburg,  Namur,  Hennegau,  Holland, 
Seeland,  Luxemburg,  —  sein  Sohn  Karl  der  Kühne  (1467—1477)  Geldern. 
Schon  vor  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  sahen  sich  die  Herzöge  im  Besitz 
eines  Teritoriums,  das  zwar  sehr  zersprengt  und  ungleichartig  war,  aber 
das  Gebiet  des  französischen  Staats  weit  in  die  Lehnsgebiete  der  deutschen 
Krone  hinein  überragte  und  in  der  Zugehörigkeit  zu  zwei  Lehensherren 
die  beste  Garantie  seiner  politischen  Unabhängigkeit  von  beiden  fand. 

In  der  rechtlichen  Durchbildung  konnte  der  burgundische  Grolsstaat 
freilich  die  Konkurrenz  mit  seinem  Meister,  dem  französischen,  nicht 
aufnehmen.')  Auch  der  kluge  und  energische  Organisator  des  Ganzen, 
Philipp  der  Gute,  konnte,  so  sehr  er  auf  Abrundung  bedacht  war,  vor- 
derhand nicht  mehr  erreichen  als  eine  Personalunion  der  verschiedenen 
Landesteile,  deren  jeder  seine  eigentümliche  Verfassung  behielt  Die 
CentraJverwaltung,  die  der  Landesfürst  hier  als  Herzog  von  Bourgogne, 
dort  als  Graf  von  Flandern,  da  wieder  als  Graf  von  Holland  oder  Herzog 
von  Brabant  beanspruchte  und  hauptsächlich  in  der  Einsetzung  der  Bezirks- 
verwaltungsorgane, seiner  „baillis'',  ausübte,  war  noch  eine  höchstpersön- 
liche, ihre  Stetigkeit  wurde  nur  durch  ungewöhnlich  hervorragende  In- 
haber des  Kanzleramts  gesteigert.^)  Kollegiale  Oentralbehörden  wur- 
den nur  für  die  einzelnen  Ländergruppen   eingerichtet  und  auch  sie 

1)  Zum  Folgenden  Pirenne,  Geschichte  Belgiens,  Bd.  II.  1902.  S.  434  ff.  Eine 
eingehende  Darstellung  der  burgundischen  Organisation  verbietet  sich  von  selbst 
Vergl.  dazu  unten  die  Charakteristik  des  spanischen  Staats  §  84,  IL 

2)  Philipps  des  Guten  „Grofser  Rat"  (Staatsrat  und  Hofgericht)  befindet  sich 
noch  ganz  in  dem  Stadium  der  patriarchalen  Ungegliedertheit,  wie  etwa  der  eng- 
lische vor  Heinrich  H.  (S.  421».  Erst  1454  versuchte  Philipp  ein  besonderes  Gerichts- 
konsistorium abzuzweigen. 


542  Zweiter  Teil.    Die  veneliiedenen  Formen  der  Staatsbildung. 

nur  nach  and  nach,  —  die  Batekammer  von  Lille  (1386)  als  Bechnnngs- 
hof  und  Obergericht  für  Artois  nnd  Flandern  0  nebst  Antwerpen  und 
Mecheln,  für  Brabant  (1406)  ein  „raed""  als  Finanz-  und  Justizbehörde, 
später  in  Brüssel,  —  für  Holland,  Seeland  und  Friesland  der  ,,Hof  von 
Holland^,  mit  der  Zeit  (1446)  im  Haag  lokalisiert  Für  das  Stammland 
Bourgogne  hatten  die  französischen  Könige  selbst  die  Errichtung  eines 
^fParlaments"^  zu  Dijon  konzedieren  müssen.  Sogar  diese  provinziellen 
Centralorgane  hatten  Mühe,  sich  gegenüber  dem  Adel  und  den  städtischen 
Batsherren  durchzusetzen.  Jedenfalls  wurden  unter  ihnen  die  verfassungs- 
mäfsigen  Bechte  derselben  nicht  angetastet  Das  Steuerbewilligungs- 
recht der  „staeten**  bestand  fort 

Die  Einheit  des  neuen  Staats  wurde  deshalb  wesentlich  durch  den 
einheitlichen  Zug  hergestellt,  den  Philipp  der  Gute  seiner  Politik  mitzu- 
teilen verstand.  Der  Wohlstand  seiner  Gebiete  gewährte  dem  Herzog 
die  finanzielle  Unabhängigkeit  und  damit  vermöge  einer  gutgehaltenen 
Söldnertuppe  auch  ganz  von  selbst  die  militärische  Macht,  die  sich  die 
französischen  Könige  künstlich  hatten  schaffen  müssen.  Mit  Hilfe  seiner 
Geldmittel  fesselte  er  den  Adel,  der  ohnehin  in  den  Fehden  der  Nach- 
barlandschaften und  der  Städte  zurückgekommen  war,  an  seinen  glän- 
zenden und  lohnenden  Heeres-,  Beamten-  und  Hofdienst;  mit  Hilfe  seines 
ergebenen  Beamtentums  wiederum  bändigte  er  die  unruhigen  Grofsstädte 
wie  den  Klerus.  So  beendete  er  das  von  den  früheren  Grafen  begonnene 
Werk,  die  flandrischen,  brabantischen  und  holländischen  Städte  aus  selb- 
ständigen Stadtrepubliken  in  Glieder  eines  Territorialstaats  zu  verwan- 
deln. Nur  teilweise  bedurfte  es  dazu  des  Zwangs.  Im  allgemeinen  ge- 
nügte das  thatkräftige  Eintreten  gerade  für  die  Handelsinteressen  der 
Städte,  um  sie  der  Monarchie  fügsam  zu  machen,  und  die  beiden 
Waffenkonflikte,  zu  denen  es  kam  —  ein  Aufstand  von  Brügge  (1436) 
und  von  Gent  (1451)  — ,  hatten  ihren  Ursprung  gerade  in  dem  gerechten 
und  ausgleichenden  Vorgehen  Philipps  gegen  partikularistische  Monopole 
zu  Gunsten  der  übrigen  Städte.'^)  Seine  Malsregeln  kamen  in  erster 
Linie  der  Handelsfreiheit  zu  gute  und  beförderten  auf  deren  Grundlage 
den  Aufschwung  neuer  Plätze,  vor  allem  des  Scheidehafens  Antwerpen, 
ohne  die  älteren  zu  schädigen. 

Hiemach  war  zu  erwarten,  dafs  der  Fortgang  langsam,  aber  sicher 
ein  Zusammenwachsen   der  burgundischen  Teile  zu  einem  auch  staats- 

1)  Die  Jußtizfunktion  wurde  dann  —  nach  dem  üblichen  Verlauf  der  Differen- 
zierung solcher  Centralstellen,  wie  sie  auch  in  England  (S.  421,  501)  und  Frankreich 
(S.  525)  stattgefunden  hatte  —  in  dem  ^Grofoen  Rat  von  Flandern",  zuletzt  ständig 
in  Gent,  abgelöst. 

2)  PiRENNE,  S.  416  ff.  (Abschaffung  des  ausschliefslichen  Anrechts  von  Brügge 
am  Hafen  von  Sluys,  —  Einbeziehung  Gents  in  eine  allgemeine  flandrische  Salz- 
Bteuer,  die  bestimmt  war,  das  Landvolk  zu  entlasten.) 
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rechtlich  einheitlichen  Ganzen  bringen  werde.  Aber  es  mulste  nun  die 
Aussicht  nur  yerschlechtem,  wenn  Kaxl  der  Kühne,  ungeduldig  und  erfüllt 
von  mafBlosem  autokratischen  Selbstgefühl,  wie  er  war,  den  Abschlufs 
des  Werkes  übereilte.  Wenn  er  durch  seinen  Machtspruch  (1472)  die 
bisher  fehlenden  Reichscentralbehörden,  zunächst  in  Gestalt  einer  „cour 
souveraine",  eines  allgemeinen  ;,Reichs-Parlaments^  zu  Mecheln  und 
eines  obersten  Polizeichefs  (pr^vöt  des  mar^chaux)  zu  schaffen  und  die 
sämtlichen  Rechnungskamraern  von  Lille,  Brüssel,  Haag  zu  einer  ein- 
zigen, ebenfalls  in  Mecheln,  zu  vereinigen  suchte,  so  reizte  er  sofort  zum 
Widerstand.*)  Der  Erfolg  der  Mafsregeln  hing,  wie  in  Frankreich,  an 
dem  Schicksal  der  eng  damit  verbundenen  auswärtigen  Politik. 

IV.  Spanien.  Ungefähr  in  der  gleichen  Zeit,  wo  Burgund  sich 
konsolidierte,  hatte  auch  die  südliche  Nachbarin  der  französischen  Nation, 
die  spanische,  ihre  Brausejahre  überwunden  und  den  Grad  der  politischen 
Reife  erreicht  Es  wäre  unangebracht,  die  einzelnen  Stufen  ihres  Bil- 
dungsganges hier  genauer  zu  verfolgen.  Denn  er  vollzog  sich  in  einer 
Weise  und  unter  Bedingungen,  die  den  Verhältnissen  Frankreichs  ähnlich 
waren,  —  nur  stürmischer,  wechselvoller  und  schwankender  als  dort 

Ein  Gegensatz  wie  der  Frankreichs  zu  England  hatte  auch  Spaniens 
Geschick  bestimmt^  —  sein  über  die  Jahrhunderte  sich  hinziehender  Kampf 
gegen  die  Araber.  Aus  ihm  waren  die  vier  christlichen  Territorien 
Spaniens  —  Castilien,  Portugal,  Navarra  und  Aragon-Catalonien  —  hervor- 
gegangen. Er  beherrschte  auch  das  Interesse  des  folgenden  Jahrhunderts, 
denn  es  galt  fortdauernd,  eine  neue  Erhebung  des  Islam  auf  der  Halb- 
insel zu  verhindern,  seinem  letzten  Stützpunkt  Granada  die  immer  nach- 
drängenden Helfer,  die  afrikanischen  Mauren  Marokkos,  abzuschneiden.  So 
erhielt  der  Sieg  von  Tolosa  (1212;  oben  S.  463)  seine  völlige  Bestätigung 
erst  durch  den  neuen  Sieg,  den  wiederum  die  drei  verbündeten  Könige 
von  Castilien,  Portugal  und  Aragon  (1340)  am  Salado  erfochten.  Aber 
das  Ringen  der  beiden  Rassen  und  Religionen  war  viel  schwerer  und 
andauernder  als  die  Kämpfe  Frankreichs  gegen  England.  Es  hielt  die 
spanische  Nation  —  von  der  früheren  Zeit  abgesehen  —  nunmehr 
300  Jahre  hindurch  in  Atem,  und  so  begreift  sich,  dafs  es  im  Innern 
der  Nation  soziale  Probleme  zwar  ähnlicher,  aber  viel  schrofferer  Art 
wie  in  der  französischen  hervorrief.  Die  „jahrhundertlange  Kreuzzugs- 
stimmung^  (v.  Bezold)  hatte  den  engen  Bund  zwischen  Krone  und 
Landesgeistlichkeit,  der  sich  als  roter  Faden  durch  die  französische  Ge- 
schichte zieht,  auch  in  Spanien  geschaffen  und  zusammengehalten;  was 
die  Könige  erkämpften,  gewannen  sie  unmittelbar  für  die  Kirche,   aber 

1)  Es  mufs  vorgreifend  schon  hier  bemerkt  werden,  dafs  nach  Karls  Tod  (1477 ; 
unten  §  67  a.  A.)  diese  Einrichtungen  von  Stauden  und  Städten  sofort  wieder  beseitigt. 
wurden. 
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es  war  unvermeidlich,  dals  im  Kampf  mit  den  Heiden  sich  die  Kirchen- 
freundlichkeit  der  Monarchie  viel  schroffer  ausprägte.  Entsprechend 
schroffer  entwickelte  der  Kampf  die  ritterliche  Geistesrichtung  und  den 
entsprechenden  Militärstolz  im  grofsen  und  kleinen  Adel.  Es  ergab  sich 
von  selbst,  dals  Landgewinn  durch  Eroberung  und  Lehnnahme  das  normale 
Streben  des  „Hidalgo"  wurde;  —  auf  die  Waffen  des  Adels  angewiesen, 
wie  er  war,  mufste  sich  der  König  immer  von  neuem  seines  Domänen- 
besitzes wieder  entblöfsen.  Schon  der  Ritterschaft  landfremder  Nationen 
fühlte  sich  der  Adel  als  Vorkämpfer  gegen  die  Mauren  weit  überlegen.  Um 
so  mehr  verachtete  er,  aulserhalb  des  Kriegs  schlaff,  unthätig,  genufs- 
süchtig,  den  Gewerbfleils  der  Städte  leidenschaftlicher  als  jeder  andere 
Lehnsadel  Europas.  Und  doch  waren  auch  die  Städte  keineswegs  mehr 
geneigt,  sich  nur  dienend  zu  fügen.  Einerseits  durch  die  Kriege  immer 
wieder  in  ihrer  Entfaltung  bedroht,  waren  sie  von  ihnen  doch  anderseits 
im  Verkehr  mit  dem  Ausland  ständig  angeregt  und  gefördert  worden. 
Vor  allem  hatte  sie  die  Notwendigkeit  des  Küstenschutzes  in  Seefahrt  und 
Seeverkehr  hineingezogen,  und  allen  voran  bildeten  sich  die  Hafenstädte 
Portugals,  Cataloniens  und  Valencias  unter  der  Führung  von  Lissabon  dort, 
Barcelona  hier  im  14.  und  15.  Jahrhundert  zu  Seemächten  ersten  Banges 
aus,  die  mit  Genua  und  Venedig  rivalisierten.  Schon  früh  (1282)  hatte 
der  Unternehmungsgeist  der  Katalanen  dem  König  Peter  von  Aragon 
die  Oecupation  Siziliens  ermöglicht  (S.  469). 

Das  Jahrhundert  verhältnismäfsiger  auf  serer  Ruhe,  das  nach  der 
Schlacht  am  Salado  anbrach,  löste  den  Hader  der  widerstreitenden  Kräfte 
aus;  —  der  Zwiespalt  zwischen  den  drei  Schwesterreichen  und  eine 
Reihe  von  Thronstreitigkeiten  innerhalb  der  einzelnen  Dynastien  ent- 
fesselte ihr  Toben  in  so  schonungsloser  Form,  dafs  gerade  die  letzte 
die  beste  historische  Probe  auf  den  überreizten  Egoismus  aller  Parteien 
gestattete.  Im  Kampfe  Peters  des  Grausamen  mit  seinem  Bruder  Heinrich 
von  Trastamare  (seit  1 360)  wirkte  noch  dazu  der  grolse  Kampf  zwischen 
England  und  Frankreich  über  die  Pyrenäen  herüber.  Seit  sich  dann 
mit  Johann  L  (1379—1399)  die  Successionsverhältnisse  befestigten,  ging 
das  Wechselspiel  von  Krone,  Klerus,  Grandezza,  Kleinadel  und  Bürgertum 
wie  die  Rivalität  von  Castilien  und  Aragon  resultatlos  ihren  Gang.  Auf 
politische  Selbsthilfe  war  jede  Interessengruppe  angewiesen,  — die  „Heilige 
Hermandad*^  —  die  geweihte  Brüderschaft  der  gegen  den  Adel  ver- 
bündeten Städte—  wurde  deren  vornehmstes  Produkt.  So  bedurfte  es  eines 
ungewöhnlichen  staatsmänniscben  Talents  und  einer  besonders  günstigen 
Gelegenheit,  um  die  Gegensätze  zu  binden.  Das  erstere  fand  sich  in 
Ferdinand  von  Aragon.  Gleichzeitig  bot  sich  aber  auch  die  zweite  in 
dem  Ausweg,  durch  die  Heirat  mit  der  Erbtocht«r  von  Castilien  (1479)  die 
Personalunion  der  beiden  gröfseren  Reiche  zu  stände  zu  bringen. 

Durch  die   beiden   „katholischen  Könige'^   Ferdinand  und  Isabella 
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wnrde  das  Programm  der  Einheit  des  Bpanischen  Staatsgebiets  und 
der  Einheit  der  in  den  Monarchen  verkörperten  Staatsgewalt  etwa 
im  gleichen  Zeitpunkt  anfgerolit^  da  es  Ludwig  XI.  von  Frankreich  voll- 
ständig durchführte.  Lange  verzögert,  in  der  Yolksanschauung  noch 
nicht  festgewurzelt,  erzielte  es  zunächst  geringere  Erfolge  und  auch  diese 
nur  in  Castilien,  aber  seine  Erfolge  waren  noch  immer  grofs  genug. 
Ganz  im  Sinne  der  französischen  Politik  ergriff  Ferdinand,  der  eigent- 
liche Leiter  des  Staats,  die  Partei  der  Städte  gegen  den  Adel.  Mit  Hilfe  der 
Hermandad  wurde  der  Adel  geschlagen,  der  Sieg  zu  ungeheuren  Konfis- 
kationen ausgenutzt  Anderseits  bot  ein  enger  Bund  mit  dem  Paffst  die 
Handhabe,  die  Administration  der  drei  geistlichen  Bitterorden  und  damit 
ein  Mittel  zu  erwerben,  durch  das  die  Monarchie  einen  Keil  zwischen 
Grofs-  und  Kleinadel  trieb.  Eine  weitere  Konzession  Sixtus'  IV.  (1482) 
übertrug  dem  König  die  Besetzung  aller  Bistümer  und  damit  die  Herr- 
schaft über  die  Landeskirche.  Endlich  mufste  der  Papst  dem  Könige  auch 
die  grofse  Masse  des  niederen  Volkes  ausliefern,  indem  er  (1478)  die 
Organisation  der  „heiligen  Inquisition^  bewilligte,  —  eines  Gerichtshofes 
mit  geistlichem  Charakter,  dessen  Mitgliederstellen  der  König  besetzte; 
ursprünglich  auf  Glaubenssachen  und  zur  Kontrolle  der  maurischen 
Unterthanen  berechnet,  war  der  Gerichtshof  mit  derart  dehnbarer  Kom- 
petenz ausgestattet,  dafs  er  in  der  Lage  war,  unter  dem  Titel  des 
geistlichen  Delikts  auch  alle  möglichen  Verletzungen  der  Staatsautorität, 
die  mit  der  der  Kirche  so  eng  verschwistert  war,  vor  seine  Kognition 
zu  ziehen.  Vor  dem  geistlichen  Tribunal  verschwanden  die  Standesunter- 
schiede, und  Ferdinand  erhielt  somit,  indem  er  über  die  kirchlichen 
Würdenträger  und  durch  sie  über  die  Inquisition  verfügte,  zugleich  die 
sicher  treffende  Waffe,  die  er  nach  Belieben  auch  gegen  die  ihm  unbe- 
quemen Elemente  des  Adels  oder  Stadtbürgertums  schleudern  konnte.  Alles 
in  allem  begründete  Ferdinand  im  Hauptlande  Gastilien  eine  monarchische 
Gewalt,  die  an  äulserer  Geschlossenheit  der  französischen  kaum  etwas 
nachgab,  wenn  sie  auch  an  Popularität,  wie  sie  nur  die  lange  Tradition  und 
der  Rückblick  auf  alte  Verdienste  des  Königtums  hatten  schaffen  können, 
hinter  der  der  Valois  weit  zurückstand.  Mit  solchen  Machtmitteln  konnte 
er  die  letzte  Hand  an  das  Werk  der  Maurenvertreibung  legen;  1492 
wurde  Granada  als  letztes  den  Kronländern  von  Castilien  einverleibt; 
der  Grofsinquisitor  Jimenez  bekrönte  die  weltliche  Eroberung  mit  einer 
allgemeinen  Austreibung  der  Juden.  Nur  an  den  Nebenländem  fand 
die  monarchische  Machtfülle  ihre  Grenzen.  Versuche,  durch  eine  kluge 
Ehepolitik  auch  Portugal  in  ihren  Kreis  zu  ziehen,  mifsglückten  zu- 
nächst.»)   und  vor  allem   in  Ferdinands  Erbreich   nahm  die  Adelsherr- 

1)  Die  ältere  Tochter  Ferdinands  und  Isabellas,  die  jüngere  Isabella,  wurde  mit 
dem  portugiesischen  Infanten  Alfonso  verlobt,   der  aber  noch  als  Bräutigam  starb. 
Nunmehr  mit  König  Manuel  selbst  verheiratet,  starb  sie  1498,  —  1500  ihr  Söhnchen 
Schmidt,  Staatslehre.  11,  i.  35 
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Schaft  der  aragonischen  Stände  und  die  Selbstverwaltung  der  katalani- 
schen und  valencianischen  Städtegemeinden  ungemindert  ihren  Fortgang. 
Hier  war  das  Königtum  augenblicklich  fast  machtlos.  0  Aber  daran  war 
nichts  mehr  zu  ändern,  dafs  die  Monarchie  in  Spanien  die  allein  treibende 
Kraft  des  Staats  geworden  war  wie  in  Frankreich  und  Burgund. 

V.  Der  Rosenkrieg  und  die  Anfänge  des  monarchischen 
Übergewichts  in  England.  Während  Frankreich,  Burgund  und 
Spanien  sich  durch  eine  Verfallperiode  zu  frieden  und  Blüte  hindurch- 
kämpften, sah  die  herrschende  Klasse  Englands  die  Zuchtrute,  die  sie 
über  das  Festland  ausgestreckt  hatte,  auf  sich  selbst  zurückfallen.  Hein- 
rich V.  hatte  die  Unternehmungslust  des  Lehnsadels  durch  den  franzö- 
sischen Krieg  nach  aufsen  abgeleitet  (S.  537) ;  der  unglückliche  Ver- 
lauf des  EMeges  unter  Heinrich  VI.  staute  sie  auf  die  Insel  zurück,  und 
die  unmittelbare  Folge  war,  dafs  die  erhitzte  Leidenschaft  der  kriege- 
rischen Barone  und  ihrer  Gefolgschaften  sich  in  inneren  Parteifehden  zu 
entladen  begann,  die  denjenigen  der  Armagnaks  und  Bourguignons  an 
Wildheit  nichts  nachgaben.  Keine  einzige  der  in  der  Gesellschaft  vorhan- 
denen Mächte  erwies  sich  geeignet,  im  Aufruhr  der  Elemente  als  ordnende 
Autorität  aufzutreten.  Die  York,  die  jüngere  Linie  des  Königshauses, 
behaupteten  (1453)  mütterlicherseits  besseres  Recht  an  die  Krone  zu  haben, 
als  die  regierende  lancastrische;  das  gab  den  Vor  wand,  eine  verjährte  Blut- 
rache zwischen  den  beiden  Häusern  der  „weifsen"  und  der  „roten"  Rose 
auszutragen.  In  der  Fehde  löste  sich  bei  der  bis  zu^  Idiotismus  gesteigerten 
Schwäche  des  Königs  die  Regierunggewalt  der  Königin,  einer  französischen 
Prinzessin,  und  ihres  Günstlings  auf.  Durch  sie  spalteten  sich  auch  die  Lords- 
familien des  Oberhauses.  Sie  entwürdigte  diePairsgerichtsbarkeit  des  Parla- 
ments zum  Werkzeug  eines  blutigen  Prozefskrieges,  der  durch  Ächtungen 
(bills  of  attainder)  nicht  weniger  unter  den  Angehörigen  der  Adelsgruppen 
aufräumte,  wie  die  zahlreichen  barbarischen  Schlachten  des  Bürgerkrieges. 
Die  grofsen  Geschlechter,  die  sich  seit  dem  12.  Jahrhundert  aus  dem  Be- 
amtenadel der  Plantagenets  zu  einem  neuen,  bisher  an  feudaler  Selbständig- 
keit immer  wachsenden  Adel  erhoben  hatten,  wurden  in  einer  Weise  deci- 
miert,  dafs  die  oberste  Schichte  der  englischen  Gesellschaft,  deren  Macht- 
bewufstsein  der  gefährlichste  Konkurrent  der  Monarchie  war,  zum  zweiten- 
mal imd  ebenso  gründlich  ausgerottet  wurde,  wie  im  12.  Jahrhundert  die 
Gruppen  der  angelsächsischen  Thane  und  der  normannischen  Barone  im 
Drange  und  unter  den  Folgen  der  Eroberung.  Aber  keineswegs  trafen  die  ver- 
Miguel, —  der  präsumtive  Erbe  aller  drei  Reiche.  Inzwischen  rückte  die  Verbin- 
dung der  zweiten  Tochter  Juana  (später  „der  Wahnsinnigen")  mit  Philipp  von  Bur- 
gund, Sohn  Kaiser  Maximilians,  in  den  Vordergrund  (vergl.  unten  S.  565). 

1)  Schon  Isabella  der  Katholischen  wird  der  Wunsch  nacherzählt,  die  Arago- 
nosen  möchten  sich  empören,  damit  man  sich  in  ihre  innere  Politik  einmischen  könne. 
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hängnisvollen  Wirkungen  des  Bosenkrieges  nur  den  hohen  Adel.')  Die 
ungesunden  sozialen  Zustände,  die  sich  ohnehin  seit  einem  Jahrhundert 
eingefressen  und  in  erster  Linie  zu  der  Kontinentalpolitik  geführt  hatten, 
nahmen  nach  deren  Fehlschlagen  naturgemäls  erst  recht  akute  Formen 
an.  Die  Landwirtschaft  siechte  auf  allen  ihren  Stufen.  Während  der  Klein- 
adel durch  die  auswärtigen  und  durch  die  inneren  Kriege  zu  immer 
grölserem  Aufwand  gezwungen  wurde^  war  der  Ertrag  der  Grundstücke 
für  ihn  wie  für  den  Kleinbauern  und  Pächter  seit  dem  Anfang  des 
1 5.  Jahrhunderts  in  stetem  Sinken.^)  Allerorten  wandelte  deshalb  der 
Bauer,  der  Landedelmann  wie  der  Baron  seinen  Grundbesitz  von  Getreide- 
aoker  in  Viehweide  um,  um  eine  billigere  und  bequemere  Bewirtschaf- 
tung zu  erhalten,  und  vor  allem  für  die  adligen  Grundbesitzer  gab  der 
Hafs,  der  seit  dem  Bauernkrieg  zwischen  ihnen  und  ihrem  Gesinde, 
Hörigen  und  Pächtern,  aufgebrannt  war,  den  Anstofs,  die  „Einhegungen^ 
(inclosures)  ins  grofse  zu  übertreiben.  Die  Bewegung,  die  bis  ins  erste 
Drittel  des  16.  Jahrhunderts  ununterbrochen  weiter  verlief  und  schlielslich 
über  die  Hälfte  des  ganzen  englischen  Bodens  ergriff,  machte  massen- 
hafte Tagelöhner,  Fronbauern  und  Pächter  brotlos  und  äulserte  sich  schon 
um  1460  in  dem  beginnenden  Ruin  des  Bauernstands  und  dem  krankhaften 
Anschwellen  eines  unterstandslosen  und  arbeitslosen  Gesindels.^)  Die  Städte 
bot^n  für  dasselbe  keinen  Abzug.  Denn  auch  die  Kaufmannschaft  lag 
darnieder,  da  infolge  der  Kriege  und  der  Schwäche  der  Staatsgewalt  die 
Handelsverbindungen  mit  dem  Festland,  vor  allem  mit  Flandern,  nach- 
haltig gestört  und  die  Konkurrenz  der  Vlamen,  Franzosen  und  beson- 
ders  der  deutschen  Hansa  in   rücksichtslosem  Vordringen   war.*)    So 

1)  Vor  allem  der  NationalBtolz  englischer  Schriftsteller  hat  die  Auffassung  aus- 
gegeben, dafs  die  Rosenkriege  nur  eine  „Vendetta*^  im  Schofse  der  grofsen  Familien 
dai^gestellt  hätten;  das  Kultur-  und  Staatslebender  Nation  sei  von  ihnen  unberührt  ge- 
blieben. Man  stützt  sich  dabei  vor  allem  auf  eine  Äufserung  des  Philipp  de  Comines, 
des  burgundischen  Geschichtsschreibers  der  Zeit,  wonach  trotz  des  Bürgerkrieges  in 
England  ^kein  Gebäude  zerstört  oder  verheert  wurde  und  das  Unheil  auf  die  fiel, 
die  den  Krieg  führten.  (Vergl.  Green,  Geschichte,  1. 344  der  deutschen  Ausgabe.)  Die 
Wirtschaftsgeschichte  lehrt  jetzt  das  Unzulängliche  dieserAuffassung  (vgl.  das  folgende). 

2)  Vergl.  Hasbach,  Englische  Landarbeiter.  1894  (o.  S.  513)  S.  27  ff.  Auf  die 
Gründe  des  Sinkens  der  Getreidepreise  ist  hier  nicht  einzugehen .  Am  nächstliegenden 
erklärt  es  sich  daraus,  dafs  im  13.  und  14.  Jahrhundert  in  Verbindung  mit  der  aufser- 
ordentlichen  Bevölkerungszunahme  in  grofsem  Umfange  Waldrodungen  stattgefunden 
und  das  Ackerland  erweitert  worden  war,  dafs  dann  durch  die  Pest  (1348)  und  die 
hundertjährigen  inneren  und  äufseren  Wirren,  die  ihr  folgten,  die  Bevölkerung  verhält- 
nismäfsig  rasch  —  angeblich  auf  die  Hälfte  —  gesunken  war  und  deshalb  eine  starke 
Überproduktion  von  Getreide  stattfand. 

3)  Vergl.  die  Zusammenstellung  der  neueren  Ergebnisse  der  sorgfältigen  eng- 
lischen Untersuchungen  bei  Hasbach,  a.  a.  0.  S.  20  ff. 

4)  Thatsache  ist  jedenfalls  ein  Fallen  der  Preise  für  Englands  Hauptexport- 
artikel, die  Wolle,  von  1401—1490  um  mehr  als  die  Hälfte.  Hasbach  (S.  28) 
sucht  damit  die  vielfach  verbreitete  Meinung  zu  wideriegen,  dafs  die  Einhegungen 

3.5* 
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langte  England  im  letzten  Drittel  des  1 5.  Jahrhunderts  bei  einer  allge- 
meinen politischen  und  wirtschaftlichen  Zerrüttung  an.  Seine  Lage  war 
innerhalb  der  westeuropäischen  Welt  zweifellos  die  ungünstigste. 

Im  politischen  Leben  traten  die  Wirkungen  rasch  zu  Tage.  Durch 
den  Sieg  von  Towton  (1461)  entschied  sich  der  Besitz  der  umstrittenen 
Krone  für  den  jungen  Erben  der  Prätendentenlinie,  Eduard  von  York.  Nach 
weiteren  zehn  Jahren  der  Rebellionen  und  Kämpfe  sah  sich  Eduard  IV. 
in  annähernd  ruhiger  Herrschaft,  aber  die  Herrschaft  zeigte  gegenüber 
der  lancastrischen  Heinrichs  lY.  und  V.  einen  völlig  veränderten  Charakter. 
Die  ermüdete  Bevölkerung  war  nicht  im  stände,  den  verfassungsmäfsigen 
Garantien  Nachdruck  zu  geben.')  Das  Parlament,  nur  selten  einberufen, 
bewilligte  wie  früher  in  absolutistischen  Zeitläuften  (S.  514)  die  Ein- 
nahmen des  Zolltarifs,  das  Pfund-  und  Tonnengeld,  auf  Lebenszeit  des 
Königs  und  diente  willig  den  Ächtungsbills,  die  dieser  verfügte.  Die 
Regierung  vergab  eigenmächtig  Monopole,  machte  dem  Klerus  Auflagen 
und  schritt  zum  erstenmal  wieder  seit  den  Tagen  Johanns  zu  der  will- 
kürlichen Besteuerung  der  Reichen  in  Form  erzwungener  „Geschenke" 
(benevolences).  In  den  Grafschaften  beugten  sich  die  Geschworenen  wie 
während  des  Bürgerkrieges  vor  den  Einschüchterungen  der  bewaffneten 
Gefolgschaften,  so  jetzt  vor  den  königlichen  Beamten.  Kurz,  der  kalte, 
aber  entschlossene  und  ritterliche  Fürst  führte  eine  Bureauregierung  wie 
die  ersten  Plantagenets.  Er  benutzte  sie,  um  nach  Kräften  wenigstens  dem 
Londoner  Handel  wieder  Luft  zu  schaffen.  Zum  erstenmal  stellte  ein  eng- 
lischer König  das  Interesse  des  Grofsbürgertums  in  den  Vordergrund.  Aber 
der  englische  Verfassungsstaat  war  in  der  Auflösung,  und  die  rühmende  Dar- 
stellung der  rechtsstaatlichen  Institutionen,  die  gerade  jetzt  John  Fortescue 
(S.  520  Anm.  2)  als  Erzieher  eines  der  Prinzen  verfafste,  war  ein  Anachronis- 
mus wie  die  Darstellung  des  Polybios,  die  den  römischen  Verfassungsstaat 
aus  der  Vergangenheit  in  die  Zeit  des  Verfalles  übertragen  hatte  (S.  248). 

Wenn  sogar  England,  die  Hochburg  der  ständischen  Rechte,  sich 
einer  autokratischen  Monarchie  beugte,  so  war  der  Beweis  von  neuem  ge- 
liefert, dafs  schwere  äuXsere  und  innere  Unruhen  mit  dem  Weiterleben 
des  Verfassungsstaats  unverträglich  sind.  Dessen  Wiederbelebung  war  nur 
möglich,  wenn  die  Periode  der  Kriege,  die  den  Westen  erschüttert  hatten,  ihren 
Abschluls  fand.  Statt  dessen  nahmen  jetzt  die  Verhältnisse  im  Osten  eine 
Gestalt  an,  die  für  die  Folgezeit  nur  noch  schwerere  Verwicklungen  verhiefs. 

gerade  mit  der  Wollmanufaktur  zusammenhingen  und  vorgenommen  worden,  weil 
die  Schafzucht  lohnender  war  als  der  Oetreidebau.  Sein  SchluTs  ist  aber  nicht 
zwingend.  Denn  zu  der  Zeit  da  die  Einhegungen  begannen,  waren  die  Wolipreise 
noch  hoch,  und  ihr  Sinken  könnte  ebenfalls  durch  die  nunmehrige  Überproduktion 
der  Wolle  in  erster  Linie  veranlafst  sein.  Das  Nähere  mufs  der  Wirtschaftsge- 
schichte überlassen  bleiben. 

1)  Vergl.  Kankk,  Englische  Geschichte,  I.  S.  91  ff.;  Green,  I.  Kap.  6.  Abschn.  3. 
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§  78.    Die  irmgeitaltung   dei  Ostens:  Osmanen,  Russen,  Polen,  Böhmen, 
irngarn  und  ihre  Rftdkwirkong  auf  Dentsohland  und  Italien. 

1.  Die  Formation  der  osmanischen,  slavischen,  magy- 
arischen und  skandinavischen  Staaten.  Der  lebensgefährliche 
Zusammenprall  und  dann  der  gewaltige  Aufstieg  der  Weststaaten  zog  die 
Gebiete  dec  Mitte  des  Erdteils,  Deutschland  und  Italien,  zunächst  nicht 
in  Mitleidenschaft.  Um  so  heftiger  gärte  es  in  den  Volksgruppen,  die 
sich  an  der  Nord-  und  Ostgrenze  der  beiden  mitteleuropäischen  Haupt- 
territorien in  einem  ähnlichen  Zustand  zunehmender  Konkurrenz  befanden 
wie  Frankreich,  Burgund,  Spanien  und  England. 

Im  äufsersten  Osten  vollzog  sich  seit  dem  Beginn  des  15.  Jahrhunderts 
in  entgegengesetztem  Sinne  ein  Umschwung  in  den  Schicksalen  der 
beiden  asiatischen  Völker,  die  bisher  in  endlos  wechselnden  Kombinationen 
eine  ausgedehnte  Herrschaft  an  der  Scheide  von  Europa  und  Asien  zu 
bilden  oder  zu  erhalten  bestrebt  gewesen  waren,  —  in  den  Schicksalen 
der  Mongolen  und  der  Türken  (S.  445.  483).  Das  Reich  des  Tartaren- 
chans  der  goldenen  Horde,  das  von  jeher  an  seinem  europäischen  Unter- 
tbanenvolke,  den  Russen,  einen  unbotmäfsigen  Vasallen  besessen  hatte, 
erleichtert  dessen  Angriffe  durch  inneren  Verfall.  Der  Grofsfürst 
von  Moskau  bildete  sich  langsam  erstarkend  den  Kern  einer  neuen 
selbständigen  Slavennation,  und  die  Regierung  Iwan  Wasiljewitschs 
(1462 — 1505)  konnte  mit  endgültigem  Erfolg  die  oft  vergeblichen  Versuche 
wiederholen,  die  Herrschaft  der  Mongolen  abzuschütteln  und  dann 
völlig  zu  zertrümmern.  Statt  dessen  hatte  sich  während  der  gleichen  Zeit 
im  Innern  Vorderasiens  die  Herrschaft  der  vom  Ural  einwandernden  Tiirken 
fortschreitend  befestigt.  Schon  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts  (1299) 
hatte  Osman,  der  Neubegründer  der  „Osmanischen^  Nation,  die  Küste 
des  Schwarzen  Meeres  erreicht,  —  mit  Hilfe  einer  eigentümlichen  Mili- 
tärorganisation 0  waren  die  Sultane  Murad  (1361 — 1389)  und  Bajazeth 
(1389 — 1403)  nach  Europa  übergesetzt  Sie  hatten  den  Norden  und  den 
Süden  des  byzantinischen  Reichs,  Adrianopel  und  Morea,  occupiert,  einen 
Kreuzzug  ungarischer  und  französischer  Ritterschaft  (1396)  vernichtet. 
Die  Eintagsschöpfung,  die  im  Reich  der  innerasiatischen  Mongolen  unter 
Timur-Lenk  entstand,  hemmte  (1402)  vorübergehend  die  türkischen  Feld- 
züge. Schon  mit  Murad  II.  aber  (1421 — 51)  setzten  diese  wieder  ein.  Bei 
Vama  (1444)  sank  die  Gegenwehr  der  Ungarn  und  Polen  zusammen. 
Dann  führte  (1453)  Mohammed  IL  gegen  Konstantinopel  den  mit  Zittern 
erwarteten  Gnadenstofs.  Die  ganze  Balkanhalbinsel  und  das  Donauthal  bis 
an  die  ungarische  Grenze  wurde  mit  Vorderasien  zu  einem  neuen  Riesenreich, 
das  den  ehemaligen  Bereich  des  Alexanderreiches  überschritt,  vereinigt. 

1)  Vergl.  über  die  Eigenart  derselben  die  wesentlichsten  Notizen  in  Bd.  I. 
S.  123.  Eine  nähere  Schilderang  des  Osmanenstaats  kann  hier  nicht  gegeben  werden. 
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Das  Erstarken  der  beiden  neuen  Elemente  einer  rücksichtslosen 
Offensive,  der  Russen  und  Türken,  nötigte  jetzt  auch  die  beiden  an- 
grenzenden Nationen,  die  Polen  und  die  Magyaren,  sich  politisch 
mehr  als  bisher  zu  konsolidieren.  Durch  die  weit  nach  Osten  vorgrei- 
fende kolonisierende  Städtegründung  deutscher  Bürger  war  der  herrschen- 
den Klasse  der  landsässigen  Grundherren  ein  gewisses  Mafs  von  Bil- 
dung und  Wohlstand  gebracht  worden.  Jetzt  gaben  die  Aufgaben  der 
Verteidigung  gegen  den  Osten  den  Anstofs,  dafs  sich  der  Adel  kriegerisch 
entfaltete  und  korporativ  fester  zusammenschlofs.  Zwei  unruhige  Aristo- 
kratien, die  ihren  gewählten  König  aus  häufig  wechselnden  Herrscher- 
geschlechtem  in  strenger  Abhängigkeit  hielten,  bildeten  sich,  um  nunmehr 
—  ihrer  wachsenden  Kraft  bewufst  —  auch  ihrerseits  den  deutschen  Grenz- 
ländem  bedrohlich  zu  werden.  Die  Wahl  des  Kaisers  Sigmund  zum  König 
von  Ungarn  und  seine  ruhmlose  Regierung  (1387—1437)  hatte  nur  beige- 
tragen, die  Gegensätze  zwischen  Österreich  und  Ungarn  zu  schärfen.  Polen 
ging  seit  dem  Anfang  des  1 5.  Jahrhunderts  siegreich,  wenn  auch  zunächst  er- 
gebnislos, gegen  die  bisher  dominierende  Macht  des  Nordostens,  den  Deutsch- 
orden, vor,  dessen  eigene  harte  Herrschaft  seinen  zum  Teil  slavischen  Landes- 
adel und  seine  Landstädte  zum  Bündnis  mit  Polen  trieb.  Aus  anderen  An- 
lässen, aber  mit  ähnlichem  Ergebnis  nahm  gleichzeitig  das  tschechische 
Böhmen  eine  f eindhche  Stellung  gegen  Deutschland.  Hier  war  es  das  Auf- 
treten des  antipäpstlichen  Apostels  Hufs,  das  zugleich  Adel  und  niederes  Volk 
gegen  das  deutsche  Stadtbürgertum  fanatisiert  hatte.  Seine  Hinrichtung  auf 
dem  Konstanzer  Konzil  (1415)  brachte  den  Rassenhafs  der  Tschechen  zur 
Entladung;  Gewaltmafsregeln  gegen  das  Deutschtum  in  Böhmen  und  (seit 
1419)  wilde  zerstörende  Einfälle  in  allen  Grenzländem  waren  die  Folge. 

Um  das  Mafs  voll  ?u  machen,  schickte  sich  endlich  auch  die  Gruppe 
der  skandinavischen  Staaten,  die  ursprünglich  ebenfalls  ein  deutsches 
Kolonisations-  und  Wirtschaftsgebiet  gewesen  waren,  eine  eigene  Politik  zu 
treiben  an.  Wenn  die  Hansa  bisher  mit  Erfolg  die  Gegnerschaft  zwischen 
Dänemark  und  Schweden  und  innerhalb  der  Reiche  die  zwischen  Königtum 
und  Adel  oder  zwischen  den  wechselnden  Kronprätendenten  sich  hatte  zu 
Nutzen  machen  können,  hatte  die  Tochter  Waidemars  IV.,  die  Königin  Mar- 
garethe  (1397),  neben  der  Herrschaft  über  das  ohnehin  von  Dänemark  ab- 
hängige Norwegen  auch  bei  den  schwedischen  Ständen  ihre  Wahl  durchge- 
setzt, und  trotz  neuer  Schwankungen  nach  ihrem  Tode  behauptete  sich  die 
bedrohliche  Union  unter  Erich  VIL,  dann  (seit  J448)  unter  Christian  L,  dem 
Begründer  der  dänisch-oldenburgischen  Dynastie.  Sie  war  rasch  bestrebt,  nun 
auch  in  Schleswig  und  Holstein  in  unmittelbarer  Nähe  des  seegebietenden 
Lübeck  Fufs  zu  fassen. 

IL  Deutschlands  Lage  in  15.  Jahrhundert  Der  fanatische 
Angriff  der   Hussiten    rifs   Deutschland  aus  dem  Zustand  scheinbarer 
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Sicherheit  heraus,  in  den  das  Reich  im  Laufe  des  1 4.  Jahrhunderts  ein- 
gewiegt worden  war.  Der  wirtschaftliche  Schaden  der  tschechischen 
Raubzüge,  deren  Verwüstungen  in  Sachsen,  Schlesien,  Österreich  an 
Gründlichkeit  von  keinem  Schicksalsschlag  der  folgenden  Jahrhunderte 
überboten  worden  sind,  die  moralische  Schmach  der  Niederlagen,  die 
die  deutschen  Heere  erlitten,  machten  die  Frage  einer  gemeinsamen 
nationalen  Organisation  dringend.  Der  Tod  Sigmunds  (oben  S.  486)  brachte 
die  Krone  (1438)  von  dem  luxemburgischen  Haus  zum  erstenmal  wieder 
an  einen  Habsburger,  Albrecht  II.  von  Österreich;  er  schien  eine  Ära 
politischer  Regeneration  einzuleiten.  Der  kriegstüchtige  Fürst,  der  zugleich 
seine  Wahl  in  Böhmen  und  Ungarn  durchgesetzt  und  diese  für  das  Reich 
zurückgewonnen  hatte,  legte  auf  dem  Nürnberger  Reichstag  das  Projekt 
einer  Kreisverfassung  Deutschlands  vor,  die  bestimmt  sein  sollte,  die  Grund- 
lage einer  Heeres-  und  Steuerorganisation  zu  bilden.  0  Hier  war  die  veränderte 
Aufgabe  des  Kaisers,  die  durch  die  thatsächliche  Gestaltung  Deutschland 
nun  einmal  notwendig  bedingt  war  (S.  486),  die  Aufgabe,  eine  starke 
Staatsgewalt  nicht  durch  eine  Monarchie,  sondern  durch  eine  vom  Kaiser 
geleitete  Föderation  der  territorialen  Gewalten  zu  bilden,  klar  erkannt 
Aber  zum  drittenmal  in  seiner  Geschichte  erlebte  Deutschland  das 
Schicksal,  dafs  es  seinen  fähigsten  Herrscher,  wie  Führer  Heinrich  III.  und 
Heinrich  VI.  durch  den  Tod  in  jugendlichem  Alter  (1439)  verlor.  Die 
unheilvolle  fünfzigjährige  Regierung  von  Albrechts  Vetter  Friedrich  IIL 
(1440 — 1493)  hat  die  politische  Impotenz  der  Gesamtnation  besiegelt  Von 
jetzt  an  begegnete  das  Reich  bei  dem  nunmehr  endgültig  zum  Kaisertum 
berufenen  Hause  Habsburg  einer  traditioi\ellen  Verständnislosigkeit  für 
die  alldeutschen  Aufgaben.  Der  Kaiser  zog  sich  völlig  auf  die  Politik 
des  österreichischen  Landesherm  zurück  und  überliefs  es  damit  auch 
den  übrigen  territorialen  Machthabem,  die  gleiche  Politik  zu  treiben. 
Die  Landesherren  waren  deshalb  die  einzigen,  die  auch  im  15.  Jahr- 
hundert wieder  einen  Schritt  an  politischer  Leistungsfähigkeit  vorwärts 
thaten.  Aus  der  grofsen  Menge  der  Reichsfürsten  (S.  489)  hatten  sich 
allmählich  einige  zu  einem  abgerundeten  Territorialbesitz  durchgekämpft, 
der  eine  bleibende  Organisation  und  eine  stetige  Verwaltung  und  Justiz 
mindestens  nach  innen  ermöglichte.  Der  zunehmende  Sinn  hierfür 
äufserte  sich  in  dem  Streben,  diesen  Besitz  ungeteilt  zu  erhalten.  Die 
braunscbweigischen  Weifen,  die  wittelsbachischen  Pfalzgrafen  und  die 
sächsischen  Wettiner  verspielten  zwar  ihre  günstige  und  machtvolle 
Position  in  der  Mitte  des  Reichsgebietes  dadurch,  dafs  sie  sich  von  der 

1)  Das  Projekt  sieht  ursprünß^lich  4,  dann  6  Ki-eise  vor  (fränkischen,  bayerischen, 
schwäbischen,  rheinischen,  niederländischen,  jülichischen).  In  jedem  Kreise  soll  aus 
allen  Reichsständen  eine  Versammlung  beschickt  und  von  dieser  ein  Kreishauptmann 
gewählt  werden. 
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gaben,  die  wie  in  England,  Frankreich,  Burgund  durch  die  Bevölke- 
rungsvermehrung,  den  allmählichen  Übergang  von  National-  zu  Geld- 
wirtschaft,  durch  das  Umsichgreifen  des  Tauschverkehrs  zwischen  Stadt 
und  Land  und  zwischen  den  verschiedenen  Landesteilen,  durch  die  Ver- 
schiebung der  Preisverbältnisse  und  der  Lebensbedürfnisse,  durch  die 
Zuchtlosigkeit  und  Auflösung  der  Kirche  an  den  Staat  herangetragen 
wurden.  Es  mulste  auch  in  Deutschland  die  Civilrechtspflege  wie  das 
darin  anzuwendende  Vermögensrecht  in  die  Hand  von  Richtern  ge- 
bracht werden,  die  durch  gröfsere  Beweglichkeit  in  Thatsachenprüfung 
und  Bechtsanwendung  den  vielseitigen  Formen  und  Zwecken  des  Ge- 
Schäftsverkehrs  Rechnung  tragen  konnten.  Friedbrecher,  Fahrende  Leute 
und  Gewerbsverbrecher  machten  auch  in  Deutschland  strengere  Polizei 
und  Strafe  wünschenswert,  sowie  die  Verfolgung  und  Überführung  der 
Delikte  von  Amtswegen.  Heeres-  und  Steuerorganisation,  Ordnung  von 
Mafs  und  Gewicht,  von  Handelskonkurrenz  wie  von  Konflikten  zwischen 
Grundherrn  und  Bauern,  Regelung  des  kirchlichen  Abgabenunwesens,  der  ge- 
fährlichen geistlichenGrundbesitz-  undKapitalansammlung  waren  notwendig. 
In  der  That  blieb  nun  auch  auf  keinem  dieser  Gebiete  das  vorhandene 
Bedürfnis  ganz  unbefriedigt.  0  Wenn  früher  nur  die  Städte  für  ihr  unter- 
thäniges  Gebiet  die  neuen  Kulturaufgaben  gelöst  hatten,  so  befleilsigten  sich 
dessen  jetzt  die  Landesherren  für  ihr  ganzes  Territorium,  vielfach  in  er- 
weisbarem Anschluls  an  das  städtische  Beispiel,  teilweise  auch  der  natür- 
lichen Entwicklung  folgend  oder  vom  Ausland,  von  Frankreich,  Burgund, 
Italien  angeregt.  Die  Behördenorganisation  mit  dem  Zuschnitt  auf  absetz- 
bare, besoldete  Amtmänner  als  Verwallungsbeamte  und  Bezirksrichter 
(S.  487)  machte  Fortschritte,  die  Rechtspflege  der  Oberinstanz  fürstlicher 
Hofgerichte,  die  Ceütralverwaltung,  begann  geordnete  Formen  anzunehmen 
(unten  S.  558).  Im  Gebiet  der  Strafrechtspflege  hatte  die  eigentümliche 
Usurpation  einer  peinlichen  Strafjustiz  durch  westfälische  Bauemgemein- 
den,  die  „Feme",  dem  modernen  Rechtsgedanken  Durchbruch  verschafft, 
dafs  eine  Verfolgung  der  Frevel  von  Amts  wegen  —  in  der  Art,  dafs  das 
Mitglied  des  Schöffenkollegiums  die  Rolle  des  Anklägers  übernimmt  -—  er- 
laubt und  pflichtmäfsig  sei.  Obwohl  sich  die  Hoffnung  auf  eine  Reichsjustiz- 
reorganisation durch  den  Femebund  nach  einer  kurzen  Glanzzeit  seiner 
Autorität  (etwa  1 400—30)  als  trügerisch  erwies,  so  hinterliefs  sein  Auftreten 
doch  die  Wirkung,  dafs  in  vielen  Gebieten  beim  Hof-  oder  Stadtgericht  ein 
„Kläger  von  Amts  wegen''  bestellt  und  das  germanische  Gerichtsverfahren 
das  Offizialprinzip  (S.  473)  in  einer  eigenartigen,  nationalen  Form  in  sich 
aufnahm. 2)    Die   fürstlichen  Gerichte  und  Polizeibeamten  unterdrückten 

1)  Vergl.  zum  Folgenden  besonders  G.  v.  Below,  Die  stadtische  Vei-waltung  des 
Mittelalters  als  Vorbild  der  späteren  Temtorialverwaltung,  Historische  Zeitschrift 
Bd.  75  (N.  F.  39).  S.  396  ff.  mit  grofsem  Material. 

2)  Vergl.  Brunnenmeister,  Quellen  der  Bambergensis.  1879.  VI.  216. 
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jetzt  stetiger  sowohl  das  kleine  Gaunergesindel  wie  das  Fehdewesen  und 
Raubrittertum.*)  Eng  damit  zusammen  hing,  dals  die  fürstliche  Militär- 
verwaltung, zunäohst  in  bescheidenen  Grenzen,  die  innere  Ordnung 
durch  eine  Soldtruppe  sicherte^),  und  hiermit  wiederum  ging  Hand  in 
Hand  der  Anfang  eines  besser  abgewogenen  Steuersystems,  in  welchem 
zu  der  direkten  Grundsteuer  der  älteren  Zeit,  der  „Bede''  (exactio,  precaria), 
(oben  S.  485)  jetzt  die  Accise,  die  indirekte  Verbrauchssteuer  auf  Ge- 
tränke, Salz  u.  s.  w.,  aus  deit  städtischen  Finanzwesen  herübergenommen 
ward.3)  Die  fürstliche  Regierung  machte  sogar  mit  einer  geordneten  Auf- 
stellung von  Wirtschaftsvoranschlägen  und  Rechnungsübersichten  den 
Anfang. 4)  Ansätze  von  Münz-,  Mafs-,  Gewichts-,  Gewerbe-,  Strafsen-, 
Gesundheits-,  Luxuspolizei  zeigten  sich.  Handelspolitisch  bemühten 
sich  die  Fürsten,  ein  abgeschlossenes  Handelsgebiet  nach  Art  des  früheren, 
durch  das  Stapelrecht  abgeschlossenen  städtischen  herzustellen,  wie  dies 
in  grofsartiger  Weise  die  burgundischen  Herrscher  thaten  (S.  542).  Auch 
über  die  Kirche  wussten  manche  Landesherren  das  jus  reformandi  (S.  467 
Anm.  2)  etwa  in  dem  Sinne  wie  der  franzosische  Eonig  zu  erwerben, 
die  Besetzung  der  Bistümer  und  Stifter,  die  Beschränkung  des  kirchlichen 
Vermögenserwerbs  und  der  Abgabenerhebung*),  die  Visitation. 

Aber  während  alle  jene  Anstalten,  die  in  ihrer  Gesamtheit  die  Aus- 
bildung der  Organe  und  des  Aufgabenkreises  eines  neuen  Staats  bedeuteten, 
von  der  englischen  und  französischen  Monarchie  für  die  ganze  Nation 
planmäfsig  seit  dem  13.  Jahrhundert  in  Angriff  genommen  worden  waren, 
wurden  sie  in  Deutschland  jetzt,  am  Ende  des  15.  Jahrhunderts,  hier 
und  da  vereinzelt  und  versuchsweise  eingeführt.  Errungenschaften  des 
durchschnittlichen  Eulturstandes  des  Reiches  wurden  sie  nicht.  Civil- 
rechtspflege  wie  Strafrechtspflege  entbehrten  in  der  Zersplitterung  der 
Territorien,  vor  allem  derer  des  Westens,  des  Zusammenhanges,  der  sowohl 
für  den  Verkehr  wie  für  die  sachgemälse  Verfolgung  des  gewerbsmäfsigen 
Verbrechertums  notwendig  war ;  sie  entbehrte  thatsächlich  nicht  minder 
der  obersten  Spitze  eines  nachprüfenden  Reichshofgerichts  (S.  485).   und 

1)  Ausgangspunkt  der  Landfriedensbund  von  1355  (v.  Below,  S.  426). 

2)  In  grofserem  Mafsstab  geschieht  dies  erst  durch  Schaffung  der  Landsknechte 
^laximilians  (unten  S.  563). 

3)  Gerade  hier  läfst  sich  die  vorbildliche  Bedeutung  der  städtischen  Einrich- 
tungen für  den  Staat  erweisen  (v.  Below,  S.  434). 

4)  In  Brandenburg  unter  Albrecht  Achilles:  Schmoller,  Epochen  der  preufsi- 
schen  Finanzpolitik,  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  N.  F.  I.  44  ff.  (1877).  Auch  dies  läfst 
sich  an  städtische  Einrichtungen  anknüpfen  (Gierke,  Genossenschaf tsrecht,  n. 
744  ff.),  aber  auch  auf  französisch-burgundische  Einflüsse  (S.  529.  Anm.  2)  zurückführen. 

5)  Für  Brandenburg  sichert  1447  Nicolaus  V.  dem  Kurfürsten  Friedrich  ü.  zu, 
lediglich  ihm  genehme  Personen  zu  Bischofen  von  Brandenburg,  Havelberg  und 
Lebus  bestellen  zu  wollen;  das  Recht  erweitert  sich  rasch.  Ähnlich  in  Sachsen, 
Bayern,  Württemberg,  Cleve  („Dux  Cliviae  est  Papa  in  terris  suis'').  —  Belege  vergl. 
bei  RiEKEB,  Rechtliche  Stellung  der  evangelischen  Kirche.  1893.  S.  37  ff. 
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aach  im  einzelnen  Gerichtssprengel  litt  die  Justiz,  besonders  die  Strafjostiz, 
an  schweren  Schäden.  Neben  der  Fortdauer  der  fiberlebten  germanischen 
Geldbulsen,  des  die  Anklage  lähmenden  Beinigungsbeweises,  der  die 
Staatsorgane  hemmenden  willkürlichen  Vereinbarungen  der  Verletzten 
mit  dem  Verbrecher,  der  Fehde,  stand  unvermittelt,  besonders  in  den 
Städten,  eine  brutale  Verwendung  der  Leibesstrafen,  die  überreichlich  auch 
gegen  geringe  Delikte  verwendet  wurden,  die  Untersuchung  von  Amts- 
wegen, die  nach  italienischem  Vorbild  (S.  473),  aber  ohne  die  Schranken 
des  italienischen  Rechts,  auf  dem  Bathaus,  heimlich,  mit  mafslosem  Ge- 
brauch der  Folter,  unter  Umgehung  des  rechtgemäfsen  öffentlichen  „Bechts- 
tags",  vorgenommen  wurde.  ^)  Ebenso  versagten  in  vielen  Gegenden  die 
Begnügen  einer  Sicherheits-  und  Wohlfahrtspolizei  gänzlich.  Und  vor 
allem  war  im  Gesamtbild  Deutschlands  das  Hauptübel  von  allen,  die  kirch- 
liche Mif  swirtschaft,  in  den  meisten  Gebieten  sich  selbst  überlassen.  An  keinem 
Punkte  vermiXste  der  einzelne  Bürger  und  Bauer  die  helfende  und  ordnende 
Hand  so  schwer  wie  gerade  hier,  wo  sich  das  feste  Durchgreifen  des  eng- 
lischen und  französischen  Königs  und  des  burgundischen  Herzogs  so  segens- 
reich geltend  machte  (S.  513. 529).  Unausgesetzt  flössen  tausende  und  aber- 
tausende  von  Goldgulden  unter  der  verschiedensten  Firma  nach  Born.  Von 
den  Bischofs-  und  Erzbischofsstellen  wurden  die  Konfirmations-  oder  Pal- 
liengelder,  von  den  niederen  Stellen  die  „Annonen",  die  Hälfte  des  ersten 
Jahreseinkommens,  als  Abgabe  für  die  Stellenbesetzung,  tbatsächlich  als 
Eaufsumme  für  die  Pfründe  erlegt  und  mit  allen  geistlichen  Gewalt- 
mitteln, mit  der  Hilfe  des  Bankiers,  unter  Ausbeutung  des  naiven  deut- 
schen Volksglaubens  wie  des  krassen  Aberglaubens  von  den  Diöcesanen 
und  Pfarrkindern  eingetrieben.  Umgekehrt  wurden  die  staatlichen  Funk- 
tionen der  Bischöfe  und  Äbte,  sowie  die  seelsorgerischen  Leistungen  der 
Geistlichen  immer  geringer,  und  der  Klerus  fiel  bei  manchen  würdigen 
Ausnahmen  in  wachsendem  Umfang  der  Stellenjägerei,  dem  Nichtsthun, 
der  Sittenlosigkeit  anheim.'^)  Am  unheilvollsten  trafen  diese  Zustände 
die  Bauern,  weil  sie  gleichzeitig  unter  den  Übergriffen  der  Grund- 
herren ins  Gedränge  gerieten.  Allerdings  gab  es  Gebiete,  wo  sich  der 
Bauernstand  auf  der  Höhe  der  wirtschaftlichen  Freiheit  und  des  Wohl- 
standes der  vergangenen  Jahrhunderte  (S.  483)  erhielt,  vor  allem  die 
nordwestlichen.  Aber  besonders  im  Südwesten,  sowie  in  Mitteldeutsch- 
land (Thüringen  und  Franken)  verschlechterte  sich  die  Lage  der  zinspflich- 
tigen Bauern  vermöge  der  politischen  Schwäche  der  höheren  Gewalten,  die 
die  bisherigen  adligen  Grundherren  selbst  zu  kleinen  Landesherren 
oder  mindestens  zu  Gerichts-  und  Polizeiherren  der  Bauern  werden  liefs.^) 


1)  Vergl.  hierüber  vor  allem  Lonino,   Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechts- 
wissenschaft, Bd.  V. 

2)  Anschaul.  Schilderung  bei  v.Bezold,  Geschichte  d.  deutsch.  Reformation,  S.74. 

3)  Vergl.  hierüber  Näheres  unter  §  86,  II. 
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Mit  Hilfe  der  grölseren  Macht,  die  die  Beichsritter  und  Beichsgrafen 
kraft  der  „Standesherrschaft^  oder  der  „Patrimomalgerichtsbarkeit^  er- 
langten, beuteten  auch  sie  die  Bauern  aus,  indem  sie  die  Fronden  und  Ab- 
gaben schärfer  anzogen  oder  neue  fingierten,  die  Hörigen  von  Gemeinde- 
wald und  -Weide  ausschlössen,  die  Forstpolizei  erbarmungslos  handhabten. 
In  rasch  erweitertem  Kreise  glimmte  ein  früher  unbekannter  sozialer 
Hals  zwischen  Bauern  und  Qrundadel  auf,  und  seit  etwa  1420  rissen 
hier  und  dort  Bauernaufstände  und  Gewaltthätigkeiten  nicht  abJ) 

Die  Ungleichheit  in  den  deutschen  Zuständen  des  15.  Jahrhunderts 
hat  das  Urteil  über  die  Leistungen  der  Zeit  oft  verwirrt.  Aber  diese  könnten 
einem  ungünstigen  Urteil  nur  dann  entgehen,  wenn  es  in  dieser  Zeit  noch 
möglich  gewesen  wäre,  den  Zustand  eines  deutschen  Territoriums  iso- 
iert  von  dem  der  übrigen  zu  ordnen.  Gerade  das  war  nicht  möglich. 
Das  Entscheidende  war,  dafs  es  sich  bei  allem  guten  Streben  um  blofs 
lokale  Ansätze  neuer  Formen  handelte,  —  dals  diesen  gänzliche  Verwahr- 
losung an  anderen  Stellen  gegenüberstand,  und  dafs  mit  solchen  Ab- 
schlagszahlungen der  Nation  nicht  mehr  gedient  war.  Dahin  war  die 
politische  Entwicklung  der  westeuropäischen  Welt  einmal  gelangt,  dafs 
eine  Volksgruppe  sich  innerhalb  des  lebendigen  Austausches  der  Kultur- 
gebiete  nur  dann  noch  im  Krieg,  im  Handel,  in  der  Theilnahme  an  den 
kirchlichen  Interessen,  in  der  geistigen  Produktion  behaupten  und  zur 
Geltung  bringen  konnte,  wenn  innerhalb  eines  grofsen  Gebietes  oder 
mehrerer  gröfserer  Gebiete  eine  gemeinsame  und  einheitliche  Begelung 
des  Heeres,  der  Finanzwirtschaft,  der  Handelspolitik,  der  Bechtspflege, 
des  Unterrichtswesens,  der  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  platzgriff. 
Und  auch  für  das  Innenleben  und  die  innere  Gesundheit  der  Nation 
war,  wie  die  Sachen  standen,  die  Gemeinsamkeit  der  Organisation  Be- 
dürfnis. Das  letzte  Jahrtausend  hatte  als  eine  unveränderliche  That- 
sache  festgestellt,  dafs  die  Landschaften  deutscher  Zunge  trotz  aller  Ver- 
schiedenheiten des  Stammes,  der  Lebensweise,  der  Interessen  sich  als 
Glieder  eines  Körpers  betrachteten  (S.  481).  Die  Verhältnisse  am  einen 
Ort  gaben  am  anderen  den  Mafsstab  für  die  Anforderungen,  die  die  Be- 
völkerung an  ihre  Staatsgewalt  erhob,  und  die  Ungleichheit  der  Befrie- 
digung, die  dieselben  durch  die  geteilten  und  verschiedenartigen  Macht- 
faktoren erfuhren,  war  deshalb  nach  den  Erfahrungen  des  bisherigen 
geschichtiichen  Verlaufes  ein  Schaden  an  und  für  sich  und  zwar  ein 
fundamentaler  Schaden.  Leidlicher  Landfrieden  hier,  zügellose  Räuberei 
und  Fehdeübung  des  Landadels   dort,   verjährte   Monopole    städtischen 

1)  Lamprbcht,  Deutsches  WirtschaftBleben  im  Mittelalter.  1886.  Bd.  III;  Der»., 
Schicksale  des  Bauernstandes  bis  zu  den  ünrahen  des  15.  und  16.  Jahrhunderts, 
Preufsische  Jahrbücher,  56,  1885;  Ders.,  Entwicklung  des  deutschen  Bauernstandes 
und  seine  Lage  im  15.  Jahrhundert,  Westdeutsche  Zeitschrift,  VI.  1887.  Über- 
sicht bei  Fuchs,  Art  „Bauer**  im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft". 
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Handels  im  Vergleich  mit  Handelsfreiheit  anderer  Gebiete,  über- 
mütige Bauern,  die  auf  Kosten  der  verarmten  Grundherren  stolzierten, 
im  Gegensatz  zu  den  gedrückten  Hörigen,  die,  verlassen  von  jeder  un- 
parteiischen Rechtspflege,  den  unverschämten  Anmafsungen  neirw  Ab- 
gaben und  Fronden  preisgegeben  waren,  fleilsige  Seelsorge  und  Armen- 
pflege unter  wohlwollenden  Kirchenfürsten  in  einem  Gebiet,  während 
das  andere  von  schamlosem  Pfründenhandel  ausgebeutet  wurde,  —  alles 
dies  und  noch  mehr  mufste  in  sämtliche  Stände  der  Nation  tausendfältige  Un- 
ruhe, Mifsgunst,  Unzufriedenheit,  Begehrlichkeit  und  Verworrenheit  hinein, 
tragen  und  einen  Zustand  schaffen,  der  viel  unheilvoller  war,  als  das 
I^eiden  aller  Glieder  unter  einem  gemeinsamen  Milsstand.  Was  aber  das 
Schlimmste  war,  die  Zersplitterung  der  staatlichen  Gewalten,  die  ursprüng- 
lich durch  die  ungleichen  Lebensbedingungen  der  einzelnen  Landschaften 
und  Stände  befördert  worden  war,  trug  auf  diesem  Wege  dazu  bei,  ihrer- 
seits die  Zerrissenheit  des  Volkes  erst  recht  zu  steigern  und  so  das  Hindernis 
der  wünschenswerten  politischen  Neuorganisation  immer  mehr  zu  ver- 
stärken. Während  das  Bedürfnis  nach  einer  neuen  Centralgewalt  dringen- 
der wurde,  wurden  die  Aussichten  für  sie  in  merkwürdiger  Verkettung 
von  Ursache  und  Wirkung  immer  schlechter. 

Unter  solchen  Umständen  war  es  jedenfalls  von  hohem  Wert,  dafs 
mindestens  in  einem  Kulturgebiete  die  Einheit  des  deutschen  Staats  ein 
neues  Bindemittel  erhielt,  in  den  Normen  des  Rechts,  vor  allem  in  den 
den  Wirtschaftsverkehr  und  die  Gviljustiz  beherrschenden  Normen  des 
Privat-  und  Prozefsrechts.  Der  merkwürdige  und  einzigartige  Vorgang  der 
„Rezeption  des  römischen  Rechts",  durch  den  eine  Nation  ein  frem- 
des Recht  nicht  als  Material  für  eigene  Gesetzesarbeiten,  wie  die  Engländer 
und  Franzosen,  sondern  als  unmittelbar  zwingendes  Surrogat  einer  hei- 
mischen Gesetzgebung  aufnahmen,  findet  nur  in  dem  starken  Drange  nach 
einer  gemeinsamen  Rechtsautorität  seine  volle  Erklärung.  GewiXs 
wirkten  zahllose  Kräfte  zusammen,  um  den  Erfolg  schliefslich  herbeizu- 
führen, —  das  Streben  der  Fürsten,  das  römische  Staatsrecht  für  monar- 
chische Autokratie,  fiskalische  Befugnisse  und  Strafgewalt  auszunutzen, 
nicht  minder  wie  die  Sucht  des  gelehrten  und  zünftigen  Beamtentums, 
die  Schöffen  der  Städte  und  die  Edelleute  der  Hofgerichte  von  der 
Richterbank  und  von  den  sonstigen  Ämtern  zu  verdrängen,  weiter  das 
Streben  der  im  1 5.  Jahrhundert  vermehrten  Universitäten,  sich  durch  das 
gelehrte  Rechtsstudium  zur  Geltung  zu  bringen,  wie  endlich  das  Be- 
dürfnis der  Kaufleute  und  städtischen  Kapitalisten,  sich  im  Geschäfts- 
verkehr auf  ein  biegsames  und  modernes  Vertragsrecht  berufen  zu  können, 
und  das  der  Grundherren,  ein  Grundstücksrecht  zu  besitzen,  das  freies 
„Obereigentum"  über  den  Bauern  und  stärkere  Gewalt  gab.  Aber  neben 
allen  diesen  ständischen  und  klassenegoistischen  Tendenzen  wirkte  für 
alle  die  Idee  einer  leicht  erkennbaren,  einheitiichen  Rechtsquelle  zusam- 
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men.  Von  diesem  Standpunkt  aus  war  trotz  aller  Härten  des  neuen 
Rechts  die  Rezeption  ein  grolser  Gewinn.  Sie  verhinderte  dafs  Deutschland 
in  Partikeln  zerfiel,  deren  Glieder  sich  nicht  einmal  über  die  Grundsätze, 
die  das  individuelle  Leben  beherrschen,  verständlich  machen  konnten, 
und  gab  Deutschland  allmählich  in  dem  durch  eine  einheitliche  Rechts- 
wissenschaft vertieften  Rechtsstoff  einen  Ersatz  ftlr  die  Gesamtredaktion 
der  französischen  Coutumes,  die  eben  damals  die  französischen  Könige 
einleiteten  (S.  539).  Gleichzeitig  läfst  sie  verstehen,  wie  heftig  allmählich  der 
Drangerwachen  mulste,  in  den  dem  Volke  nicht  minder  heiligen  Gedanken 
und  Formen  seines  religiösen  Glaubens  eine  ähnliche  Einheit  zu  erreichen.^) 

III.  Italien  seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts.  Wie 
Deutschland  durch  die  slavischen  Übergriffe,  so  wurde  Italien  wenig 
später  durch  die  Bedrängnis,  die  die  Osmanen  seinem  Handel  und 
seinen  Küsten  zu  bereiten  begannen,  in  letzter  Linie  durch  die  Er- 
oberung Konstantinopels  auf  neue  politische  Aufgaben  hingewiesen. 
Die  beiden  seefahrenden  Staaten  —  Genua  und  Venedig  —  wurden  wie 
die  Gatalanen  (S.  544)  und  Portu^esen  in  ihren  Faktoreien  im  östlichen 
Mittelmeer,  in  den  Handelswegen  nach  Arabien  und  Indien  empfindlich 
beschränkt.  Ihr  Sinn  richtete  sich  notgedrungen  auf  die  alten  Pläne, 
um  die  Südspitze  Afrikas  herum  Asien  su  erreichen  oder  die  westliche 
Durchfahrt  nach  Indien  zu  erschlief sen,  —  Pläne,  die  wenige  Jahr- 
zehnte später  von  Vasco  und  Columbus  in  so  glänzender  Weise  ver- 
wirklicht wurden.  An  die  Territorialmächte  Italiens  selbst  aber  stellten 
die  gleichen  Umstände  dringend  die  Forderung  der  politischen  Einigung 
gegen  die  Ungläubigen.  Noch  unter  dem  Eindruck  der  Konzilsbewegung 
gab  der  patriotische  Idealist  Aeneas  Sjlvius  Piccolomini,  als  politischer 
Schriftsteller  der  letzte  Vertreter  der  weltlichen  und  geistlichen  Einheit  der 
Christenheit  (I.  S.  554 ;  oben  S.  465),  nun,  da  er  als  Pius  II.  Papst  geworden, 
den  Plan  des  allgemeinen  Türkenkriegs  ein  (1456).  Aber  in  den  Regierungen 
der  italienischen  Staaten  hatte  sich  der  Gegensatz  der  territorialen  und 
persönlichen  Interessen  in  den  zwei  Jahrhunderten,  da  sie  sich  selbst 
öberlassen  gewesen  waren,  schon  so  festgesetzt,  dafs  der  Gegenantrieb 
gegen  die  praktischen  und  idealen  Motive  einer  gemeinsamen  Aktion 
zu  stark  war;  —  gerade  damals  war  das  Verhältnis  gereizter  denn  je 
geworden,  nachdem  Cosimo  dei  Medici  (1450)  dem  Francesco  Sforza 
zum  Herzogtum  Mailand  verhelfen  und  gleichzeitig  von  dem  Bündnis 
mit  Venedig  und  der  Partei  der  Republiken  zur  Entente  mit  Mailand 
und  zur  Partei  der  Tyrannen  abgeschwenkt  war.  So  mifsglückte  der 
„Kreuzzug",  und  in  den  nächsten  Jahren  verdüsterten  sich  die  Verhält- 
nisse noch  mehr.    Der  Tod  Cosimos  (1467)  unterbrach  zwar  die  regel- 

1)  Die  Litteratur  über  die  Rezeption  vergl.  Brunner,  Grandrifs  der  deutschen 
Rechtsgeschichte,  S.  232;  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte.  3.  Aufl.  S.  767  (§  66). 
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mälsige  Succession  der  verkappten  mediceischen  Monarchie  nicht*)  Aber 
er  brachte  in  seinem  Sohn  Piero  einen  bei  aller  Fähigkeit  kränklichen, 
dann  (1469)  in  seinem  Enkel  Lorenzo  einen  hochbegabten,  aber  blutjungen 
Begenten  ans  Ruder  und  gefährdete  fürs  erste  die  Stetigkeit  der  floren- 
tinischen  Politik.  Dazu  veränderte  vor  allem  das  Papsttum  jetzt  ganz 
seinen  Charakter.  Mit  dem  Genueser  Rovere,  Sixtus  IV.  (1473),  lenkte 
es  selbst  in  die  Eroberungspolitik  der  Territorialherren  ein.  Nur  bemüht, 
für  seinen  Nepoten  Riario  in  Ober-  und  Mittelitalien  ein  weltliches 
Fürstentum  zu  begründen,  stürzte  Sixtus  dadurch  ganz  Italien  in  neue  Fehde. 
Er  entzog  Neapel  dem  Bündnis  mit  Florenz,  stachelte  gegen  die  Medid  in 
der  eigenen  Stadt  das  konkurrierende  Bankierhaus  der  Pazzi  (1478)  zur 
Verschwörung  auf,  die  Lorenzos  Bruder  Giuliano  das  Leben  kostete,  und 
trieb  es  nach  deren  Scheitern  zum  Kriege.  Nur  Lorenzos  Diplomatie  und 
die  Landung  der  Osmanen  in  Otranto  brachten  Ferrante  von  Neapel 
zum  Frieden,  nötigten  dem  Papst  die  Ruhe  auf  und  ermöglichten  dem 
grolsen  Mediceer,  in  den  nächsten  fünfzehn  Jahren  das  Gleichgewichts- 
verhältnis der  italienischen  Territorien  nach  dem  Muster  Cosimos  wieder- 
herzustellen. Aber  weiter  geschah  nichts  nach  aulsen,  und  im  Innern 
der  Einzelstaaten  hinterliefs  die  neue  Unsicherheit  Nachwirkungen  zwei- 
felhaften Wertes.  In  Florenz  selbst  wurde  ein  Schritt  vorwärts  zur 
reinen  Tyrannis  gethan  2),  während  zugleich  die  finanzielle  Stellung  des 
herrschenden  Hauses  im  Norden  ins  Wanken  geriet »)  Um  die  gleiche 
Zeit  erfuhr  in  Venedig  die  Aristokratie  ihre  letzte  Steigerung,  deren 
sie  fähig  war,  ohne  in  die  Tyrannis  überzugehen.  Der  Rat  der  Zehn, 
der  bereits  seit  1310  das  ständige  Exekutivkomitee  des  grolsen  Rats 
ausmachte,  gab  die  Leitung  der  Geschäfte  an  die  bisher  nur  periodisch 
funktionierende  üntersuchungskommission  von  3  Mitgliedern,  die  nun- 
mehrige ständige  Staatsinquisition,  ab.'*) 

1)  VerBchwörangdesLacaPitti  (1466)  im  Bunde  mit  Venedig,  darauf  unentschiedener 
Krieg  Venedigs  gegen  die  Allianz  von  MaUand,  Florenz  und  Neapel  (bis  1468).  In  dieselbe 
Zeit  fallt  der  Tod  Francesco  Sforzas  und  die  Nachfolge  Galeazzo  Marias  in  Mailand. 

2)  Durch  die  Ausscheidung  eines  engeren  Ausschusses  aus  dem  grofsen  Rat 
der  Signoria  (S.  471).  Dieser,  von  Anfang  nur  mit  mediceischen  ParteigSngem  be- 
setzt, soll  sich  femer  aus  gewesenen  Beamten  ergänzen  und  anderseits  alle  Ämter  be- 
setzen, damit  die  Kontinuität  der  mediceischen  Herrschaft  sichernd.  Für  Lorenzo 
wird  der  verhüllende  Titel  „Magnificenz"  geschaffen,  der  ihn  bereits  über  den  Privat- 
mann hinaushebt  Schon  die  Friedensverhandlungen  mit  Ferrante  von  Neapel  hatte 
Lorenzo  aus  eigener  Initiative  ohne  Mandat  des  Rats  eingeleitet 

3)  Bankerott  der  mediceischen  Filiale  in  Brügge.  Um  den  Zusammenbruch  des 
Haupthauses  in  Florenz  abzuwenden,  mufste  derZinsfufs  herabgesetztund  die  Aussteuer- 
kasse für  Florentiner  Bürgertöchter  (monte  delle  doti)  angegriffen  werden.  Hier  zeigte 
sich  bereits  ein  Ineinanderfliefsen  der  mediceischen  Privatkasse  und  der  Staatskasse. 

4)  Wann,  ist  nicht  sicher  festzustellen.  Leo  (Geschichte  Italiens,  I.  466)  setzt 
sie  erst  auf  1504,  in  Wahrheit  gehört  sie  schon  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhun- 
derts an.   Vergl.  Röscher,  Politik,  S.  148. 
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So  bewies  Italien  wie  Deutschland  seine  Unfähigkeit,  sich  national 
zu  gestalten,  Ordnung  nach  aufsen  und  im  Innern  zu  schaffen.  Basch 
erzeugte  seine  Schwäche  neue  Gefahren  zu  den  alten.  In  Mailand  be- 
mächtigte sich  ein  Bastard  aus  dem  Hause  Sforza,  Lodovico  der  Mohr, 
der  Begierung,  und  er  sowohl  wie  die  soeben  (1492)  zur  Papstwfirde  ge- 
langende neapolitanische  Familie  der  Borgia,  Alexander  VI.  und  sein  Sohn 
Oesare,  erf fillten  das  Land  in  verschlimmertem  Malse  mit  ihren  Intriguen  und 
Eroberungsplänen.  Dazu  kam  aber  jetzt  das  viel  Bedenklichere,  dafs  die 
2errütteten  Verhältnisse  die  Aufmerksamkeit  und  Begehrlichkeit  der  aus* 
wärtigen!  Staaten  Europas  reizten,  in  erster  Linie  die  von  Frankreich 
und  Spanien.  In  völliger  Verworrenheit  ihrer  politischen  Vorstellungen 
sah  die  Nation  dem  kommenden  Unheil  entgegen.  Ihre  mafsgebenden 
Persönlichkeiten  waren  auf  einem  Punkte  der  Verlogenheit  und  Menschen- 
verachtung, der  Blasiertheit  und  des  Egoismus  angelangt,  auf  dem  sie 
den  Unterschied  ihrer  gegenseitigen  Staatenfehden  und  Parteihändel  von 
dem  Angriff  der  Franzosen  oder  Türken  nicht  mehr  unterscheiden 
konnten.  1)  Und  von  den  wenigen,  die  die  Lage  übersahen,  wurde  noch 
der  beste^  Lorenzo  il  Magnifico,  im  kritischen  Augenblick  (1494)  aus  dem 
lieben  abgerufen  und  durch  seinen  haltlosen  Sohn  Piero  ersetzt. 

§  79.  Vorboten  einer  allgemeinen  Ersohütternng:  firansöaisoh-spanisohe 
Expaniivpolitik  und  deutsoh-italieniiohe  Verfassungsbewegimg. 
I.  Der  Beginn  der  gesamteuropäischen  Verwicklung 
im  Übergang  zum  15.  Jahrhundert.  Seit  dem  Emporkommen  Karls 
des  Kühnen  war  in  das  wechselseitige  Verhältnis  der  Staaten  eine  zu- 
nehmende Unruhe  gekommen.  Wie  ein  unheilverkündender  Komet  leuch- 
tete das  Licht  des  „neuen  Alexander^  über  Europa.  Schon  drohten  seine 
verwegenen  Eroberungspläne  einen  allgemeinen  Krieg  sowohl  mit  Frank- 
reich wie  mit  dem  Deutschen  Reich  zu  entfesseln,  als  sie  nach  dem  Schei- 
tern der  Unternehmungen  gegen  die  Schweizer,  deren  Botmäfsigkeit  dem 
Herzog  die  Linie  von  der  Nordsee  bis  zum  Genfer  See  und  damit  die 
Operationsbasis  gegen  beide  Reiche  sichern  sollten,  bei  seinem  Angriff  auf 
Lothringen  plötzlich  (1477)  ein  Ziel  fanden.  Aber  je  mehr  der  Tod  des 
Burgunders  alle  Mächte  erleichterte,  desto  freier  liefsen  diese  —  mindestens 
in  den  drei  westlichen  Staaten  für  den  Augenblick  aller  inneren  Bedräng- 
nisse ledig  —  selbst  ihrer  Begehrlichkeit  und  ihrem  Expansionsdrang 
freien  Lauf.  Zwei  von  ihnen,  Valois  und  Habsburg,  warfen  sich  augen- 

1)  Es  wird  überliefert,  dafs  die  Landscliaften  der  Ostküste  (besondere  Ancona) 
einen  Anschlufs  an  die  Türken  direkt  wünschten.  Später  (1498)  arbeiteten  die  Boi^ia 
und  Lodovico  Moro  in  Konstantin opel  für  einen  osmanischen  Angriff  auf  Venedig. 
Nacii  CoMiNES  (S.  540  A  3)  empfing  man  die  Franzosen  bei  ihrem  Einmarsch  in  Oberitalien 
^comme  saints'^;  man  setzte  in  unklarer  Weise  mit  Karl  Vlll.  die  ghibellinische  Kaiser- 
idee  in  Verbindung.  Lorenzo  de'  Medici  sagte  allerdings  für  den  Fall,  dafs  der  An- 
griff der  Franzosen  erfolgen  solle,  den  Untergang  Italiens  voraus. 

Schmidt,  Staatslehre.  11,  1.  36 
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blicklich  auf  die  Erbschaft  Karls  des  Kühnen  und  fafsten  sich  zu  dem 
Ringkampf,  in  dem  sie  sich  nunmehr  volle  zwei  Jahrhunderte  in  ver- 
zweifelter Anstrengung,  ohne  Entscheid  umklammert  halten  sollten. 

Beim  ersten  Gang  blieb  der  junge  Erzherzog  Maximilian,  Kaiser  Fried- 
richs III.  Sohn,  vor  dem  alten  Ludwig  XL  im  Vorteil.  Er  gewann  mit  Hilfe 
des  flandrischen  Bürgertums  die  Hand  der  Erbtochter  Maria  (1477),  schlug 
Frankreich  bei  Guinegate  (1479)  und  behauptete  auch  nach  dem  Tode  der 
Herzogin  (1482)  in  den  wilden  Parteifeh  den  desStadtpatriciats  und  der  Neu- 
bürger, der  „Hoeks*^  und  „Kabeljaus",  notdürftig  die  Regentschaft  und  die 
Vormundschaft  seines  Sohnes  Philipp  (1485).  Im  falschen  Olanz  seiner 
unsicheren  Erfolge  gelang  ihm  im  Verein  mit  dem  Kaiser  seine  Wahl  zum 
römischen  König  auf  dem  Reichstag  zu  Frankfurt  durchzusetzen  (1486). 

Hierbei  blieb  es  nicht.  In  ihrem  Bestand  gesichert,  erfuhr  die  habs- 
burgische  Dynastie  sofort  auch  eine  nationale  Stärkung.  Sie  verstand  es, 
in  dem  zerklüfteten,  ihrem  Einfluf s  bisher  gänzlich  entrückten  Gebiete  Ober- 
deutschlands, in  Schwaben,  Fufs  zu  fassen,  indem  sie  die  streitenden  und 
im  Streite  erschöpften  Gruppen  des  Adels  und  der  Städte  (oben  S.  488) 
zum  Schwäbischen  Bunde  einigte  (1486).  Vermöge  des  Beitritts 
der  beiden  gröfsten  Landesherren,  Eberhards  von  Württemberg  und  Sig- 
munds von  Vorderösterreich  (1488),  machte  hier  die  landschaftliche  Einheit 
einen  Fortschritt  wie  seit  langem  nicht;  zugleich  gewann  das  Haus  Öster- 
reich einen  Stützpunkt  im  Westen,  der  seine  Rivalen,  die  Witteisbacher 
in  Bayern,  zwischen  seine  beiden  Machtsphären  stellte.  Seine  Position 
wurde  dadurch  noch  wirksamer,  dafs  Maximilian  (1490)  von  seinem  kinder- 
losen Geschlechtsvetter  Sigmund  den  vorderösterreichischen  Breisgau 
und  Tirol  freiwillig  überlassen  erhielt  und  im  gleichen  Jahre  durch  den 
Tod  des  Matthias  Corvinus  sein  Stammland  mit  Wien  zurückgewann. 
Inzwischen  bewältigte  ein  deutscher  Landesfürst,  Albrecht  von  Sachsen, 
dienstwillig  für  den  römischen  König  den  Aufstand,  den  Gent  und  Brügge 
(1489 — 92)  gegen  seine  Regentschaft  erhoben  hatten. 

Jetzt  hatte  allerdings  das  Glück  des  Habsburgers  vorerst  seine 
Grenze  erreicht.  Die  erledigte  Ungamkrone  wurde  an  Wladislaw  von 
Polen  gegen  eine  blofse  Erbanwartschaft  für  die  Zukunft  überlassen  (1491). 
Die  geplante  Heirat  mit  Anna  von  Bretagne  schlug  fehl;  hatte  Maxi- 
milian dem  Sohn  Ludwigs  XL  früher  die  Braut  genommen,  so  verdrängte 
ihn  dieser,  jetzt  König  Karl  VIIL,  aus  dem  Besitz  der  zweiten;  er  brachte 
so  (1491)  das  letzte  unabhängige  Kronlehen  des  französischen  Nordens 
zur  Krone,  und  Maximilian  empfing  dafür  lediglich  aus  dem  burgun- 
dischen  Besitztum  die  Franche-Comtö  und  Artois  zurück.  Aber  immerhin 
war  durch  alles  Geschehene  über  Nacht  eine  neue  Grofsmacht  entstanden^ 
die  dem  bisherigen  burgundischen  Staat  den  Rückhalt  des  Deutschen  Reichs 
gab.  Anderseits  verfügte  die  Kaiserkrone,  die  Maximilian  durch  den  Tod 
seines  Vaters  (1493)  zugefallen,  über  eine  seit  langem  unerhörte  Territorial- 
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macht,  die  nur  auf  eine  leitende  Kraft  zu  warten  schien.  Schon  hatte 
Maximilian  seine  Kriege  benutzt,  um  sich  ein  Soldheer  zu  schaffen  dem- 
jenigen ähnlich,  das  Karl  VII.  als  Werkzeug  zur  Unterwerfung  Frank- 
reichs gebraucht  hatte,  nämlich  das  Korps  der  Landsknechte;  mit 
ihrer  aus  Spiefs,  Hellebarde  und  Büchse  gemischten  Bewaffnung  und 
der  Taktik  des  durch  Artillerie  unterstützten  Angriffs  in  geschlossener 
Front  verkörperten  sie  den  entschiedenen  Bruch  mit  dem  Ritterheer.  ^) 
So  war  die  Gelegenheit  günstig  für  den  Kaiser,  sich  an  die  Spitze  einer 
Bewegung  zu  stellen,  die  sich  die  Ordnung  des  Keichs  zum  Ziel  setzte, 
endlich  den  lange  schwebenden  Fragen  des  Beichskriegs-  und  Beichssteuer- 
Wesens,  einer  Beichsjustiz  und  Beichspolizei  näher  zu  kommen.  Gerade 
jetzt  begann  die  tüchtigere  Gruppe  der  deutschen  Fürsten,  geführt  von 
Erzbischof  Berthold  von  Mainz  und  Friedrich  von  Sachsen,  eine  solche 
Organisation  in  Worms,  auf  dem  ersten  Reichstag  nach  Maximilians  Be- 
gierungsantritt (1495),  ernstlich  zu  betreiben.  Aber  nur  die  Einsetzung  des 
Beichskammergerichts  zu  Frankfurt  und  ein  dürftiger  Ansatz  einer 
Beichsfinanzreform  in  dem  Ausschreiben  des  ^gemeinen  Pfennigs^  kam  zu 
Stande.  Das  wichtigste  dagegen,  die  Schaffung  eines  ständigen  Organs 
der  Centralverwaltung,  eines  „Beichsregiments'',  unterblieb.  Der  Kaiser, 
nicht  mehr  mächtig  genug,  es  allein  zu  sein,  verschmähte  auch  das  Haupt 
eines  Fürstenkollegiums  zu  werden,  auf  dessen  Ausbildung  Deutschland 
durch  die  bisherige  Entwicklung  (oben  S.  486.  551)  hingewiesen  war. 
Die  Verfassung  des  deutschen  Staatenstaats  war  das  erste,  was  dem  aus- 
brechenden Konflikt  der  europäischen  Mächte  zum  Opfer  fiel.  Maximilian 
stiefs  die  Aufgabe  der  vaterländischen  Organisation  von  sich  und  liefs 
sich  in  die  ausländischen  Wirren  ohne  Not  verstricken. 

DaXs  Frankreich  jetzt  ein  Entgelt  für  den  entgangenen  Gewinn  an 
seiner  Westgrenze  suchte,  beruhte  nur  auf  einem  Fortwirken  der  bur- 
gundischen  Ereignisse.  Es  richtete  seine  Blicke  auf  den  Süden,  auf 
Neapel.  Die  alten  Erbansprüche  aus  der  Zeit  der  Angiovinen  (oben  S.  468) 
gaben  den  Bechtstitel,  das  Interventionsgesuch  des  Hazardspielers  in  Mai- 
land, Lodovico  Moro,  den  äufseren  Anlafs.  Aber  eine  Folge  der  letzten  Jahre 
war  es,  dafs  Frankreich  hier  seinen  beiden  Nachbarn  begegnete,  die  ebenfalls 
in  eine  expansive  Auslandspolitik  eintraten.  Seit  1 492  war  Ferdinand  von 
Aragonien  mit  der  Eroberung  Granadas  Beherrscher  der  ganzen  Halb- 
insel mit  Ausnahme  von  Portugal  und  Navarra  geworden ;  im  Innern  in 
seiner  Bewegung  nicht  gehindert,  ohnehin  mit  Frankreich  wegen  der 
Pyrenäengrenze  im  Streit,  im  sichern  Besitz  Siziliens,  natürlicher  Verbün- 
deter der  aragonischen  Nebenlinie  von  Neapel  (S.  475),  war  er  bei  einer 
Aktion  gegen  Italien  ohne  weiteres  beteiligt.  Aber  auch  England  hatte 
seit  kurzem  die  Hände  wieder  frei.    Durch  die  Schlacht  von  Bosworth 

i)  Die  Landsknechte  werden  1486  znm  erstenmal  urkandlich  genannt  (v.  Be- 
zoLD,  Geschichte  der  deutschen  Reformation,  S.  69.) 
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(1485)  hatte  der  30jährige  Thronstreit  zwischen  York  und  Lancaster 
endUch  seine  Erledigung  gefunden;  Heinrich  Tudor  hatte  gegen  Richard  III. 
von  der  Krone  Besitz  ergriffen  und  sah  sich  nunmehr  als  König  Hein- 
richs VII.  endgültig  ohne  Konkurrenten.  Seine  nüchterne  Klugheit  wie 
die  Schwäche  seines  verwirrten  Staats  hiefsen  ihn  zwar  sofort  auf  einen 
Bückfall  in  die  alte  festländische  Eroberungspolitik  Eduards  III.  und 
Heinrichs  V.  verzichten.  Aber  anderseits  war  er  von  vornherein  entschlossen, 
Englands  Selbständigkeit  im  Export  und  Seehandel  gegen  Hansa,  Nieder- 
länder und  Venezianer  wieder  herzustellen.  Da  selbstverständlich  alle 
italienischen  Mächte,  der  Papst  und  die  Medici,  Venedig,  Mailand  und 
Genua,  Partei  ergriffen,  da  auch  Maximilians  Vielgeschäftigkeit  für  sich 
etwas  zu  erringen  trachtete,  so  gab  Karls  VIII.  Zug  über  die  AJpen  das 
Signal  zu  einem  Kampf  aller  gegen  alle,  der  in  einer  Kette  rasch  gebil- 
deter, sich  ebenso  rasch  wieder  lösender  und  verschiebender  Gruppierungen 
der  Mächte  zum  erstenmal  eine  allgemeine  europäische  Verwicklung 
heraufführte.  Die  äufseren  Folgen  waren  nach  zwanzigjährigem  Ringen 
keine  bedeutenden.  Zweimal  suchte  Frankreich  in  Italien  Fufs  zu  fassen, 
beide  Male  ohne  festes  Ergebnis.  Karl  VIIL  wurde  auf  dem  Siegeszug 
nach  Rom  und  Neapel  (1494)  durch  die  Allianz  der  Mächte  zur  Umkehr 
gezwungen;  er  hatte  nur  bewirkt,  dals  nun  auch  Ferdinand  von  Aragon 
als  Bewerber  um  Neapel  auftrat,  und  hatte  im  übrigen  der  Herrschaft 
(S.  561)  der  Medici  in  Florenz  ein  Ende  gemacht;  Lorenzo  Magnificos  Sohn 
Piero,  der  feig  vor  den  Franzosen  zu  Kreuze  gekrochen  war,  war  verjagt 
worden,  und  seitdem  bestand  die  Republik  wieder,  eine  Zeit  lang 
durch  den  ekstatischen  Dominikaner  Girolamo  Savonarola  in  extrem 
demokratisch-religiösem    Gewände  i),   dann    gemäfsigt   in    möglichstem 

1)  Die  Verfassung  Savonarolas,  die  1 497  nach  einem  mifsglückten  Putsch  Pieros 
unter  Beseitigung  der  mit  den  Medici  einverstandenen  Patricierfamilien  proklamiert 
wurde,  gehört  äufserlich  besonders  eng  zu  den  ^Theokratien'^,  denn  sie  erhebt 
Christus  zum  Konig  von  Florenz  und  betraut  den  Mönch  als  dessen  Statthalter  mit 
dem  Regiment.  Sie  ist  jedoch  besonders  geeignet,  das  Vieldeutige  des  Begriffs  der 
Theokratie  deutlich  zu  machen,  da  sie  im  geraden  Gegensatz  zu  den  älteren  Verbin- 
dungen des  religiösen  Gesichtspunktes  mit  monarchischen  oder  aristokratischen  Ele- 
menten in  Wahrheit  eine  ultrademokratische  Verfassung  darstellt:  alle  Vollb&rger 
nach  vollendetem  29.  Lebensjahre  bilden  den  grofsen  Rat;  jedoch  abwechselnd  nur 
ein  Drittel  aller  (etwa  3200)  Vollberechtigten,  —  also  etwa  1000  Köpfe.  Der  grofse 
Rat  wählt  den  Rat  der  80  aus  den  über  40  Jahre  alten  Bürgern.  Im  übrigen  hat  der 
Grofsrat  nur  die  debattelose  Verwerfung  oder  Sanktion  der  Gesetze.  Aber  auch 
der  Rat  der  80  hat  nicht  selbst  die  chronischen  Regierungsgeschäfte.  Hierfür  bildet 
die  Aufsicht  der  Signoria  (Gonfaloniere  della  Giustizia  und  8  Frieren)  und  des  Rats 
der  Zehn  für  Kriegswesen  und  innere  Verwaltung,  jedoch  alle  2  Monate  wech- 
selnd. Nach  seinem  Sturz,  der  beim  Nachlassen  des  religiösen  weltverachtenden 
Enthusiasmus  der  Masse  des  Kleinbürgertums  schon  infolge  jeden  militärischen  Rück- 
halts (1498)  eintrat,  wechselten  die  Verfassungs versuche  rasch.  Von  1502  an  führte 
ein  lebenslängliches  Gonfalionerat  des  Tommaso  Soderini  zu  einem  relativ  sta- 
bilen Zustand  (bis  1512,  —  über  sein  Ende  vergl.  oben  im  Text). 
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Anschlufs  an  die  vormediceische  Überlieferung.  Mit  nachhaltigerem  Er- 
folg bemächtigte  sich  (1499)  Karls  Nachfolger,  der  Orleans  Ludwig  XII., 
durch  Vertreibung  der  Sforza  Mailands,  um  von  diesem  Stützpunkt  aus 
die  Occupation  von  Neapel  zu  erneuern.  Er  sah  sich  diesmal  mit  den 
Borgia  wie  mit  Ferdinand  von  Spanien  im  Einvemehmea  Aber  er 
wurde  von  beiden  getäuscht.  Nachdem  Spanier  und  Franzosen  gemein- 
sam Neapel  erobert,  behielt  es  Ferdinand  für  sich  allein.  Und  ebenso 
benutzte  der  neue  Papst  Julius  IL,  Sixtus' IV.  Neffe,  (1503)  die  Fran- 
zosen, um  das  ihm  verhafste  Venedig  aus  seiner  Vormachtstellung  in 
Oberitalien  zu  verdrängen  (1508),  um  darauf  Venedig  selbst  in  seine 
Liga  mit  England  und  Spanien  hineinzuziehen  und  umgekehrt  (1512) 
Ludwig  XII.  wieder  aus  Italien  hinauszudrängen.  Da  Mailand  den 
Schweizer  Söldnern  der  Sforza  wieder  anheimfiel,  kamen  alle  Verschie- 
bungen zunächst  Spanien  und  dem  Papst  zu  gute.  Ferdinand  behauptete 
nunmehr  wieder  alle  beide  Sizilien  im  Umfang  der  Monarchie  Fried- 
richs IL  (S.  463).  Die  Truppen  seines  Vicekönigs  warfen  die  neue  floren- 
tinische  Republik  über  den  Haufen  und  setzten  die  beiden  kraftlosen 
Erben  Lorenzo  Magnificos,  seinen  jüngsten  Sohn  Giuliano  und  seinen 
Enkel  Lorenzo,  den  Sohn  des  vertriebnen  Piero,  als  spanische  Klientel- 
fürsten mit  Waffengewalt  wieder  in  ihrer  Vaterstadt  ein.  Der  Papst 
aber  war  ganz  an  die  Stelle  Lorenzos  von  Medici  getreten  und  der 
Mittelpunkt  der  italienischen  Diplomatie  geworden.  Julius  IL  hatte  der 
eitlen  Papstpolitik  seiner  Vorgänger  Valet  gesagt,  die  sich  in  immer  neuen 
Versuchen  erschöpfte,  den  päpstlichen  'Nepoten  lebensunfähige  Fürsten- 
tümer zu  schaffen.  Statt  dessen  hatte  Julius  dem  grofsartigen  Gedanken 
Innocenz'  III.  endlich  Nachdruck  gegeben,  der  Papstkrone  selbst  ohne 
Rücksicht  auf  ihren  zeitweiligen  Träger  den  Rückhalt  einer  gefestigten 
territorialen  Macht  zu  sichern :  das  römische  Gebiet,  verbunden  mit  Um- 
brien,  der  Romagna,  Modena,  Reggio,  Parma  und  Piacenza,  gab  von  nun 
an  dem  Kirchenstaat  die  Unterlage. 

Auch  im  Norden  ging  Frankreich  zwischen  seinen  beiden  Nachbarn 
leer  aus.  Heinrich  VII.  hatte  die  Kriegszeit  benutzt,  um  dem  englischen 
Handel  die  Küsten  der  Nordsee  und  Ostsee  aufzuschlielsen ;  die  Angriffe 
des  französischen  Bundesgenossen  Schottland  schlugen  fehl.  Kaiser 
Maximilian  anderseits  hatte  zwar  die  schlechteste  Rolle  gespielt.  Mit 
immer  neuen  Plänen  und  Bündnissen,  alle  betrügend,  allen  treulos,  von 
allen  gelegentlich  umworben  und  wieder  im  Stich  gelassen,  hatte  er 
äufserlich  nichts  davongetragen  und  (1499)  den  letzten  Einflufs  auf  die 
Schweizer  Eidgenossenschaft  verloren  0.  Aber  immerhin  war  er  auf  fried- 
lichem Wege  in  Verbindungen  eingetreten,  die  die  weitesten  Aussichtea 
eröffneten.    Seinen  Sohn  Philipp,  den  Erben  Burgunds,  hatte  er  mit  der 

1)  Die  Gründung  des  kollegialen  „Reichsregiments"  (1500;  unten  S.  579  untea 
§  86,  I)  hatte  nur  bis  1502  Bestand. 
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Tochter  Ferdinands  und  Isabellas,  der  gemeinsamen  Erbin  sowohl  Ara- 
goniens  wie  Kastiliens,  verheiratet,  und  nach  Isabellas  Tod  (1504)  hatte 
Philipp  wirklich  von  Kastilien  Besitz  ergriffen.  Sein  frfiher  Tod  (1506) 
und  die  Minderjährigkeit  seines  Sohnes  Karl  führte  zwar  eine  unleidliche 
Eifersucht  der  beiden  Grofsväter  Ferdinand  und  Maximilian  mit  sich; 
Ferdinand  selbst  suchte  die  dauernde  Verbindung  von  Aragon  und 
Kastilien  zu  hindern  und  knüpfte  an  Frankreich  an.  Aber  es  gelang 
Maximilian  doch,  Frankreich  von  Burgund  durch  den  zweiten  Sieg  von 
Ouinegate  (1513)  zurückzuhalten.  Und  zugleich  paktierte  Maximilian  mit 
dem  polnischen  und  dem  ungarischen  König  und  suchte  seinem  zweiten 
Enkel  Ferdinand  durch  die  Verlobung  mit  der  ungarischen  Erbin  deren 
Thron  zu  sichern.  So  war  die  Luft  voll  neuer  Projekte.  Es  war  sicher, 
dafs  die  augenblickliche  Buhe  nicht  von  Dauer  werden  konnte.  Eine 
Umwälzung  der  bestehenden  MachÜage  war  vor  der  Thür. 

IL  Macchiavelli  und  die  neue  Staatslehre.  Der  brutale 
Kampf  politischer  Egoisten  stiefs  das  unglückliche  Italien  im  Laufe  von 
zwei  Jahrzehnten  aus  dem  vertrauensseligen  Fürsichsein  und  aus  einem 
Zustand  verhältnismäfsiger  Ordnung  und  soliden  Wohlstandes  in  Unruhe, 
Abhängigkeit,  Anarchie  und  Verarmung  hinein.  Aber  diese  Zeit  des 
Kampfes  und  Wandels  alles  Bestehenden  weckte  in  einem  Denker  der 
gebildetsten  Stadt  Europas,  des  mediceischen  Florenz,  die  schöpferische 
Grundidee  der  modernen  Staatslehre.  Das  fünfzehnte  Jahrhundert  hatte 
seine  vornehmsten  politischen  Köpfe,  wie  den  Italiener  Aeneas  Sylvius 
(S.  559)  und  den  Deutschen  Nikolaus  von  Cues  (S.  552),  noch  immer 
im  Bann  der  scholastischen  Idealvorstellung  festgehalten.  Niccolö  Mac- 
chiavelli, nicht  minder  patriotisch,  pflichttreu  und  gottesfürchtig  als 
sie,  lernte  über  alle  Dogmen  göttlicher  Menschheitsbestimmung  hinweg 
der  harten  Bealität  und  den  Aufgaben  ins  Auge  schauen,  die  nach 
der  gegebenen  historischen  Situation  dem  Staat  gesteckt  sind. 
Auch  er  mufste  es  erst  durch  die  Erfahrung  lernen. ^)  Republikaner  von 
Überzeugung  und  nach  der  Verjagung  des  Piero  de'  Medici  (S.  564)  im 
Dienst  der  Signoria,  verfolgt  er  noch  die  Eroberungen  Cesare  Bor- 
gias,  die  Besetzung  Mailands  durch  die  Franzosen  (1499),  die  Begrün- 
dung des  Kirchenstaats  durch  Julius  IL  ganz  vom  Standpunkt  des  floren- 
tiner  Partikularisten,  der  das  Bündnis  mit  Frankreich  als  richtige  Politik 
gegen  den  Papst  zu  erkennen  meint,  an  die  Vertreibung  der  Fremden 
gar  nicht  denkt.  2)  Mehr  und  mehr  fafst  er  nur  soviel  ins  Auge,  dafs  auch 

1)  Zum  Folgenden  besondere  Fester,  Macchiavelli.  1900.  Mit  dieser  Schrift  be- 
findet sich  die  hier  gegebene  Daretellnng  Macchiavellis  vor  allem  in  der  Unterscheidang 
der  Zeit  vor  und  nach  1512  im  Einklang  (vergl.  besonders  S.  84.  138ff.  164ff.)  Die 
Einwendungen  Menzels  (Frank.  Zeitschr.  Bd.  29)  dagegen  scheinen  mir  nicht  begründet. 

2)  Unmittelbar  kam  Macchiavelli  mit  diesen  Ereignissen  in  Berührung,  als  er 
(1499)  als  Gesandter  des  Florentiner  Rats  Cesare  Borgia  in  Sinigaglia  aufsuchte,  um 
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Florenz  waffentüchtig  sein  müsse,  er  agitiert  für  Organisation  einer 
Bürgerwehr  und  wirkt  (1506)  bei  Einrichtung  der  Miliz  mit')  Aber  die 
Schlacht  von  Prato,  die  (1512)  diese  Miliz  ruhmlos  vor  den  Spaniern 
auseinandeslaufen  macht  und  Florenz  wieder  an  die  Medici  bringt 
(S.  565),  verschiebt  den  Mittelpunkt  seines  Denkens.  Zur  politischen  ün- 
thätigkeit  verurteilt,  legt  er  in  den  Folgejahren  in  seinen  beiden  Haupte 
werken,  in  den  „Discorsi"  über  Livius'  römische  Geschichte  und  im  „Prin- 
cipe" (1513)  die  Anschauung  nieder,  die  bei  empirischer  Betrachtungs- 
weise das  Programm  für  die  italienische  Kation  hätte  bilden  sollen.^) 
Die  Regierungs-  und  Verfassungsform  der  einzelnen  Territorien  Italiens 
ist  ihm  jetzt  etwas  Nebensächliches.  Was  vor  allem  notthut,  ist  die  ein- 
mütige Erhebung  des  Volkes  in  Waffen  unter  einem  tüchtigen  Führer, 
sei  es  wer  es  sei.  Deshalb  sind  ihm  in  den  Einzellandschaften  Zustände 
verwerflich,  die  diese  Aufgabe  hindern.  Vor  allem  die  Kirche,  die  in 
ihrem  unnationalen  Ehrgeiz  der  einzige  Grund  ist,  weshalb  Italien  so 
lange  zersplittert  geblieben  ist  Aber  auch  die  Gruppen  des  Kaubadeis, 
der  niedergehalten  werden  mufs;  aus  diesem  Gesichtspunkt  ist  in  Neapel, 
Bomagna,  Lombardei  eine  feste  Monarchie  unerläfslich.  Endlich  und 
vor  allem  ist  aber  auch,  was  nach  früher  Gesagtem  (S.  475)  als  seine 
tiefste  Weisheit  sich  offenbart,  die  bisherige  Verfassung  seiner  Väterstadt 
selbst  unhaltbar,  derzufolge  Florenz  als  herrschender  Stadtstaat  über  dem 
unfreien,  entwaffneten  Unterthanenland  von  Pisa,  livomo,  Arezzo  oder 
Pistoia  steht.  Wie  Macchivelli  aus  dem  Gegensatz  Athens  und  Roms  mit 
Recht  entnimmt,  wird  durch  den  Hafs  der  Unterdrückten  und  durch  ihre 
Waffenlosigkeit  die  Wehrkraft  des  Gemeinwesens,  sein  wesentiichstes  Er- 
fordernis, gelähmt;  hier  hilft  nur  ein  Bund  freier  Städte,  wie  den  Roms 
mit  den  Italikerstädten  in  der  Zeit  der  Republik.  ^)  Den  Wegweiser  für 
die  monarchisch-militärische  Einigung  Gesamtitaliens  aber  giebt 
ihm    nicht  das  Bücherstudium    der  Antike,    sondern  der  auf  Reisen  er- 

dort  Zeuge  von  dem  Verrat  Cesares  an  den  beiden  Soldnei-führem  Vitellozzo  und 
Oliverotto,  den  Haupthindernissen  der  Borgiaschen  Hauspolitik,  zu  sein.  Er  ninunt 
damals  an  Cesare  sicher  keinen  sympathischen  Anteil  und  freut  sich  über  seinen  Sturz. 
Anderseits  ist  er  Anhänger  des  Kriegs  von  Florenz  gegen  Pisa,  der  seinen  späteren 
Anschauungen  (vergl.  unten)  scharf  widersprach. 

1)  Auf  seinen  Antrag  wird  (1506)  von  dem  Gonfalionere  Soderini  (S.  564  Anm.l),  eine 
eigene  Milizverwaltungsbehörde,  die  „Zehn  der  Miliz"  eingerichtet,  deren  Sekretär  er  wird. 

2)  Die  beiden  Schriften  sind  erst  nach  dem  Tode  des  Autors,  —  dieDiscorsi 
1531,  der  Principe  1532  gedruckt  worden.  Der  Principe  wird  jedoch  schon  1513 
in  seinen  Briefen  als  der  Vollendung  nahe  erwähnt.  Es  ist  ursprünglich  Giuliano 
de'  Medici,  Herzog  von  Nemours,  gewidmet  Vor  August  1516  mufs  es  fertig  ge- 
wesen sein,  da  er  es  nach  dem  Tode  Giulianos  „al  magnifico  Lorenzo  di  Piero 
de'  Medici''  widmete,  ehe  dieser  vom  Papst  zum  Herzog  von  Urbino  ernannt  war. 

3)  Hauptstelle  das  4.  Kap.  des  II.  Buches  derDiscorsi.  (Grund  der  GröfseRoms: 
„perche  bavendosi  ella  fatti  di  molti  compagni  — im  Gegensatz  zu  „sudditi"  — 
per  tutta  Italia'' ;  vergl.  ganz  entsprechend  oben  S.  236). 
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worbene  klare  Blick  für  das  Staatensystem  seiner  eigenen  Zeit  Ganz 
befreit  von  dem  kurzsichtigen  Dünkel  des  übergebildeten  Italiens  der 
mediceischen  Zeit  erkennt  er,  dafs  Frankreich  und  Spanien  am  meisten 
vorangekommen  sind,  weil  ihre  Fürsten  die  Aufgabe  der  Zeit  klar  erkannt 
haben,  Ludwig  XI.  und  vor  allem  der  von  ihm  aufs  höchste  geschätzte 
Ferdinand  von  Aragon,  der  es  so  meisterhaft  versteht,  ^immer  etwas 
Grofses  zu  beginnen",  und  der  seinen  ünterthanen  dadurch,  dafs  er  sie 
in  steter  Spannung  erhält,  zur  Opposition  keine  Zeit  läfst.  Demgegenüber 
bewertet  er  den  wetterwendischen  Maximilian  gering,  der  seine  Projekte  vom 
einen  Tage  am  folgenden  wieder  vernichte ;  er  sieht  Deutschlands  beste  Kraft 
—  damals  schon  etwas  anachronistisch  —  in  den  Reichsstädten,  die  der 
Kaiser  ungenutzt  läfst.  Deshalb  begleitet  jetzt  den  „Fürsten",  vorausgesetzt 
dafs  er  die  Aufgabe  des  nationalen  Waffenschutzes  leistet,  Macchiavellis 
Sympathie.  Nur  hieraus  erklären  sich  die  so  oft  mifsverstandenen  und  über- 
triebenen Ratschläge,  die  er  dem  Fürsten  im  allgemeinen,  besonders  dem 
durch  Usurpation  und  Eroberung  erhobenen  „principe  nuovo"  —  nicht 
einem  bestimmten  Einzelnen  0  — ,  darüber  giebt,  wie  er  seine  Herrschaft  am 
wirksamsten  befestigt,  sich  den  Bürgern  nützlich  und  beliebt  macht,  aber  auch 
Konkurrenten,  Erben  früherer  Dynastien  beseitigt  Die  Hauptsache  bleibt 
ihm  bei  allem,  dafs  der  Fürst  die  militärische  Organisation  bewerkstelligt^}. 
Macchiavellis  Hoffnungen  haben  sich  innerhalb  seines  eigenen  Inter- 
essenkreises nicht  erfüllt  Er  blieb  persönlich  den  Medici  als  alter  Republi- 
kaner, den  Demokraten  als  monarchistischer  Renegat  verdächtig,  zur  Thaten- 
losigkeit  verurteilt^)  Und  der  Mann,  der  nach  seiner  Idee  für  sein  Vaterland 
die  Mission  Ludwigs  XI.  übernehmen  sollte,  fand  sich  nicht.  Italien  hatte  wie 
bisher,  so  auch  künftig  dieZeche  bei  der  grofsen  Abrechnung  aller  Mächte  zu 
zahlen.  Aber  die  Gedanken  seines  Buchs  wurden  die  leitenden  Gedanken  für 
den  Aufbau  der  neuen  Staatenwelt,  die  aus  dem  grofsen  Kampfe  hervorging. 
Der  Zeitpunkt  war  erreicht,  wo  die  Staatengeschichte  mit  der  empirisch- 
historischen Staatslehre  in  Deckung  zu  treten  begann.  (I.  S.  56.) 

Vili.  Die  Entstehung  der  modernen  Staatenweit 

§  80.  Das  Beioh  Karls  V.  und  die  Eeformation. 

Zu  den  folgenden  Paragraphen  (§  80—82)  vergl.  aus  dem  grofsen  Apparat  der 
neuen  Geschichte  vor  allem  die  Hauptwerke:  Ranke,  Französische  Geschichte,  vor- 
nehmlich im  16.  und  17.  Jahrhundert,  Bd.  I-IV.  (Werke,  Bd.  8 ff.);  Englische  Ge- 
schichte,  vornehmlich   im    17.  Jahrhundert,   Bd.  I— VIII.   (Werke,   Bd.  14 ff.);   zur 


1)  Auf  die  bestimmte  Person  Giulianos  oder  Lorenzos  de'  Medici  hat  er  nicht 
abgehoben.  Cesare  Borgia  wird  nur  —  nach  seinem  Tode  —  in  idealisierter  Ge- 
stalt als  Beispiel  des  principe  nuovo  aufgeführt.   Vergl,  oben  S.  566  Anm.  2. 

2)  Die  technischen  Gedanken  für  die  Heeresreform  legte  er  in  der  „Arte  della 
guen-a'*  nieder. 

8)  Nach  Lorenzos  Tod  (1519)  machte  ihn  Kardinal  Giulio  Medici  (Bastard  des 
in   der  Pazziverschwörung   ermordeten  Giulio   und   Neffe  des   Lorenzo  Magnifico, 
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deutschen  Geschichte  vom  Religionsfrieden  bis  zum  Dreifsigjährigen  Krieg  (Werke, 
Bd.  7);  Die  Osmanen  und  die  spanische  Monai-chie  im  16,  und  17.  Jahrhundert  (früher: 
Fürsten  und  Völkern  Südeuropas,  —  Werke,  Bd.  35.  36);  Zwölf  Bücher 
preufsischer  Geschichte,  Bd.  I— V.  (Werke.  25 ff.);  Die  römischen  Päpste,  Bd.  I— IIT. 
(Werke,  Bd.  87 ff.).  Femer  Baumoarten,  Geschichte  Karls  V.  1885  ff.;  v.  Bezoli> 
Geschichte  der  deutschen  Reformation.  1890;  Ritter,  Deutsehe  Geschiebe  im  Zeit- 
alter der  Gegenrefomation  und  des  Dreifsigjährigen  Kriegs,  I.  II.  lSS9ff.;  Erich  3Iarcks, 
Gaspard  von  Coligny  und  das  Frankreich  seiner  Zeit,  1. 1.  Hälfte.  S.  892;  Erdmanns- 
dörfer,  Deutsche  Geschichte  vom  Westfälischen  BVieden  bis  zum  Regierungsantritt 
Friedrichs  des  Grofsen.  2  Bde.  lS92ff.;  Koser,  König  Friedrich  der  Grofse,  I.  1S93; 
V.  NooRDEN,  Europäische  Geschichte  im  18.  Jahrhundert,  Bd.  I— III.  1870— S3; 
.\IicHAEL,  Geschichte  Englands  im  1 8.  Jahrhunderts,  I.  1899. 

I,  Die  nationalen  Gegensätze  am  Beginn  des  16.  Jahr- 
hunderts. Das  erste  Decennium  des  16.  Jahrhunderts  hatte  die  viel- 
fältig verschlungenen  Interessen  der  Nationen  zu  einem  Knäuel  verwirrt, 
der  in  der  stets  wechselnden  Durchkreuzung  seiner  Fäden  einer  Lösung 
zu  spotten  schien.  Da  brachten  Veränderungen  in  den  leitenden  Per- 
sonen seit  dem  zweiten  Jahrzehnt  einen  Umschlag  der  Machtverhält- 
nisse hervor,  der  die  überall  arbeitenden  Gegensätze  unter  stetigen  und 
einfacheren  Ideen  ordnete,  aber  freilich  auch  die  Wucht  ihres  Zusammen- 
pralls ins  Gewaltige  steigerte.  Europa  trat  in  den  Bann  einer  alles  be- 
herrschenden Kombination. 

Schon  im  Jahre  1513  hatten  sich  die  Chancen  für  die  Fortdauer 
des  Zustandes,  den  die  Schlachten  von  1512  geschaffen  hatten,  wieder 
erheblich  verschlechtert.  Italien  verlor  in  Julius  II.  den  geborenen  Führer, 
und  statt  dessen  zog  in  den  Vatikan  mit  Giovanni  de'  Medlci,  Leo  X.,  die 
alte  Franzosenfreundschaft  des  florentinischen  Hauses  ein,  die  der  Natio- 
nalpolitik der  französischen  Monarchie  eine  neue  Stütze  lieferte.  Kurz  darauf 
(1515)  folgte  dem  vorsichtigen  Orleans  Ludwig  XII.  aus  einer  zweiten 
Nebenlinie  des  Hauses  Valois  ein  unternehmender  Draufgänger:  auf  den 
ersten  Ansturm  gewann  der  junge  Franz  I.  den  Sieg  von  Marignano  über 
die  Schweizer  und  damit  das  verlorene  Mailand,  die  Garantie  für  den 
Kirchenstaat  und  im  Bund  mit  Venedig  die  Herrschaft  über  Oberitalien 
zurück.  Dieser  aufserordentliche  Erfolg  gab  für  die  endgültige  Gruppierung 
aller  Staaten  den  Ausschlag;  denn  er  klärte  endlich  das  widerspruchs- 
volle Verhältnis  zwischen  den  feindlichen  Verwandten  Spanien  und 
Österreich-Burgund.  Der  sterbende  Herrscher  Aragoniens  überwand 
jetzt  den  Widerwillen  gegen  seinen  Enkel.  In  letzter  Stunde  (1516) 
wandte  Ferdinand  dem  jungen  Karl  zu  dessen  mütterlichem  kastilischen 
Erbteil  auch  den  eigenen  aragonischen  Besitz  mit  Neapel-Sizilien  zu,  noch 

später  Papst  Clemens  VII.)  zum  Hofhistoriographen  der  Mediceer.  Infolgedessen  er- 
hielt er  später,  als  1527  beim  Anrücken  der  Spanier  mit  den  deutschen  Lands- 
knechten Karls  V.  (unten  S.  578)  die  Bastarde  Lorenzos  und  Giulianos  aus  Florenz 
fliehen  mufsten  und  noch  einmal  vorübergehend  (bis  1530)  die  Republik  proklamiert 
wurde,  kein  Amt.    Zwölf  Tage  darauf  ist  er  gestorben. 
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kurz  vorher  durch  die  Occupation  Navarras  (1512 — 1515)  erweitert. 
Er  half  so  den  kühnsten  Plänen  Maximilians  Wirklichkeit  werden.  Seit 
1516  sah  sich  der  junge  Karl  als  Herrscher  eines  spanischen  Staats,  der 
zum  erstenmal  auf  serlich  geschlossen  auftrat,  und  drei  Jahre  darauf 
fielen  ihm  (1519)  zum  burgundischen  Erbe  seines  Vaters  durch  den 
Tod  des  anderen  Grofsvaters  auch  die  habsburgischen  Lande  zu.  So 
hatte  Franz  von  Frankreich,  im  Geiste  schon  auf  der  Schwelle  einer 
europäischen  Hegemonie,  ganz  plötzlich  einen  Rivalen  gefunden,  der 
im  Hinblick  auf  seine  Territorialmacht  mit  mehr  Grund  als  er  selbst 
eine  solche  Vorherrschaft  beanspruchen  konnte,  und  der  Sieg  des  Spa- 
niers im  Wettbewerb  der  beiden  fremden  Herrscher  um  die  römisch- 
deutsche Krone  (1519)  verschaffte  dem  nunmehrigen  Kaiser  Karl  V.  auch 
das  ideale  Übergewicht,  das  mit  dem  alten  Titel  des  Weltmonarchen 
verknüpft  war.  Mochte  Karl  auch  (seit  1521)  seinem  Bruder  Ferdinand 
—  zunächst  in  geheimer  Abkunft  —  die  österreichischen  Gebiete  im 
Reich  abtreten,  so  konnte  das  bei  dem  einmütigen  Vorgehen  der  beiden 
Brüder  nichts  an  der  Thateache  ändern,  dafs  Frankreich  an  allen  seinen 
festländischen  Grenzen  von  einem  und  demselben  Feinde  umschlossen 
war.  Der  Kampf  um  die  Welt  war  deshalb  nicht  zu  vermeiden.  Alle 
zwischenstehenden  Mächte  mufsten  Partei  ergreifen.  Erlangte  Franz  I. 
den  nicht  zu  unterschätzenden  Vorteil,  dafs  ihm  die  Schweizer  Kantone 
(1521)  den  Zuzug  eidgenössischer  Reisläufer  für  jeden  Verteidigungs- 
krieg zusicherten,  also  das  beste  Landsknechtmaterial  dauernd  zu  einem 
Teil  der  französischen  Wehrmacht  machten,  so  gewann  Karl  den  Bund 
mit  den  oberitalischen  Fürsten  und  Venedig.  Schwankend  gestaltete  sich 
dagegen  die  Stellung  des  Papstes;  denn  der  Erfolg  der  Papstwahl  eines 
burgundischen  Prälaten,  Adrians  von  Utrecht,  wurde  dem  Kaiser  (1523) 
rasch  durch  dessen  frühen  Tod  und  die  Succession  eines  zweiten  Medi- 
ceers,  des  intriguanten  und  haltlosen  Clemens  VIL,  zu  nichte.  Und  noch 
unberechenbarer  wurde  die  Haltung  Englands,  wo  (1509)  mit  Heinrich  VIH. 
ein  selten  leidenschaftlicher  und  eigenwilliger  Mensch  seinem  kühlen  Vater 
gefolgt  war.  Durch  seine  ganze  Geschichte  und  durch  seine  Feindschaft 
gegen  das  mit  Frankreich  eng  verbündete  Schottland  war  England  auf  die 
Eifersucht  gegen  Frankreich  sowie  durch  seinen  Handelsverband  mit  den 
flandrischen  Küstenplätzen  auf  gute  Beziehungen  zu  Spanien-Burgund  hin- 
gewiesen. Aber  abgeschlossen,  wie  es  war,  widerstrebte  es  am  allermeisten 
einer  Politik,  deren  Gedanke  darauf  gerichtet  war,  die  Selbständigkeit 
der  einzelnen  Staaten  zu  Gunsten  einer  einzigen  zurückzudrängen,  und 
persönliche  Motive  kamen  hinzu,  eine  spanische  Antipathie  zu  schärfen. 
Der  Sinn  König  Heinrichs  wurde  in  den  entscheidenden  Jahren  mehr  und 
mehr  durch  den  Überdrufs  an  seiner  Gemahlin  Katharina  von  Aragonien, 
Karls  Tante,  beherrscht,  und  die  grofse  Diplomatie,  mit  dem  sein  talent- 
voller Minister  Kardinal  Wolsey  die  „Insularpolitik"  Heinrichs  VII.  weiter 
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verfolgte,  wurde  durch  einen  nicht  minder  grolsen  Ehrgeiz,  dessen  Haupt- 
ziel die  Papstkrone  war,  zur  Rücksicht  auf  Frankreich  getrieben. 

Nach  der  europäischen  Lage  der  verschiedenen  Nationen  und  Terri- 
torien traf  deshalb  das  Ideal,  das  den  jungen  Kaiser  von  früh  an  be- 
seelte und  nicht  verliefs  —  die  mittelalterliche  Stellung  eines  kaiser- 
lichen Schutzherren  der  einheitlichen  Christenheit  und  ihrer  Kirche  mit 
aller  göttlichen  Autorität  zu  erneuern  — ,  auf  mindestens  ebensoviel  Wider- 
stand wie  Entgegenkommen.  Und  genau  das  Gleiche  war  der  Fall  in 
den  Interessen,  die  allen  Nationen  gemeinsam  waren.  Im  entschei- 
denden Moment  gewann  die  Gefahr  von  Osten  ein  drohenderes  Angesicht 
denn  je.  Das  osmanische  Heer,  das  unter  Selim  gegen  Persien  gebil- 
det worden  war,  wandte  sich  siegreich  nach  dem  Mittelmeer  zurück,  und 
jetzt  (1517)  brach  die  Mamlukenherrschaft  in  Ägypten  vor  ihm  zu- 
sammen. Ein  schwerer  Riegel  legte  sich  vor  die  Handelswege  der  Italiener 
nach  Indien,  und  als  nächstes  Ziel  ihrer  Eroberungen  rückten  die  mittel- 
ländischen Küsten  und  Ungarn  in  den  Gesichtskreis  der  Türken.  Aber 
während  der  Angriff  des  Heidentums  geeignet  war,  alle  christlichen  Streit- 
kräfte zu  einander  zu  führen,  trieb  ein  innerer  Feind  in  den  Körper 
dieser  Christenheit  einen  Keil,  der  sie  grimmiger  spaltete  als  die  Neben- 
buhlerschaft der  Könige,  —  die  Ketzerei.  Mitten  hinein  in  die  Ereig- 
nisse, die  stärker  als  jemals  seit  dem  Tode  Karls  des  Grofsen  daran 
arbeiteten,  die  ständischen,  lokalen  und  individuellen  Tendenzen  den  ge- 
meinsamen Interessen  grofser  nationaler  oder  internationaler  Komplexe 
unterzuordnen,  fiel  die  That  eines  Einzelnen,  der  unter  dem  Zwang  per- 
sönlicher Überzeugung  alles  gegen  das  Seelenheil  des  Individuums  setzte 
und  damit  den  treibenden  politischen  Kräften  den  stärksten  Gegenantrieb 
entgegenstellte.  Ein  deutscher  Universitätsprofessor  aus  dem  Kreise  der 
Augustiner-Klosterbrüder  zu  Wittenberg  hatte  den  Mut,  die  von  Kirche 
und  Staat  gebilligten  Einrichtungen  der  abendländischen  Christenheit  an 
der  Hand  einer  Autorität,  deren  ausschliefslichen  Wert  ihm  nur  sein  Ge- 
wissen lehrte,  auf  Grund  der  Heiligen  Schrift,  einer  mifsbilligenden  Kritik 
zu  unterziehen  und  damit  überhaupt  Kirche  und  Staat,  so  wie  sie  waren, 
in  Frage  zu  stellen. 

II.  D  i  e  R  e  f  0  r  m  a  1 0  r  e  n.  Es  ist  jetzt  als  verfehlt  erkannt,  das  Auf- 
treten Martin  Luthers  auch  nur  zu  einem  Teil  auf  politische  Motive 
zurückführen  zu  wollen.  Darin  liegt  im  Gegenteil  das  Geheimnis  seines 
beispiellosen  Erfolgs,  dafs  er  im  Gegensatz  zu  seinen  Vorläufern  die 
Kirchenreform  mit  der  genialen  Einseitigkeit  des  rein  religiösen  Gemüts- 
bedürfnisses angriff.  Wie  Jesaias  oder  Paulus,  wie  Augustinus  oder  Sankt 
Franziskus  war  auch  er  nur  der  Mensch,  der  sich  —  vom  BewuXstsein 
durchdrungen,  dafs  er  sich  mit  der  eigenen  Willenskraft  im  Kampfe  des 
Lebens  nicht  nach  den  Forderungen  seines  Gewissens  behaupten  könne  — 
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mit  aller  Gewalt  an  die  göttliche  Hand  anklammerte  und  die  trennende 
Scheidewand  niederzureifsen  strebte,  die  die  Tradition  zwischen  ihn  und 
das  göttliche  Heilswort  stellte.  Was  ihn  unter  gleich  religiös  gerichteten 
Geistern  früherer  Zeit  hervortreten  liefs,  war  nur  die  höchstpersönliche 
Mischung  der  Bestandteile  seines  Naturells.  Die  aufs  äufserste  gestei- 
gerte Empfänglichkeit  gegenüber  allen  Eindrücken  und  Problemen  der 
sinnlich-praktischen  Welt  erzeugte  im  Konflikt  mit  der  nicht  minder 
stark  redenden  inneren  Stimme  der  Sittlichkeit  jenen  glutvollen  Durst 
nach  der  Gerechtigkeit,  jene  unbegrenzte  Kraft  zum  rechtfeitigenden  Glau- 
ben an  die  Gotteshilfe,  die  sein  Leben  lang  seine  Entschlüsse  und  Ideen 
bestimmte.  In  der  Menschlichkeit  und  Leidenschaftlichkeit  des  Em-* 
pfindens  überragte  er  die  anreflektierte  Weltverachtung  Augustins  und 
schied  er  sich  tief  von  der  weltflüchtigen  Gefühlsseligkeit  des  heiligen  Franz ; 
hierin  kennzeichnete  er  sich  auch  von  den  beiden,  die  bald  darauf  seinen 
Spuren  folgten,  aber  bei  aller  Abhängigkeit  von  ihm  die  Reform  doch 
in  eigenartigem  Geiste  in  Angriff  nahmen,  —  von  dem  Züricher  Ulrich 
Zwingli,  der  sich  bei  seinen  reforraatorischen  Ideen  in  erster  Linie 
von  seinen  humanistischen  Sympathien  für  eine  freie,  harmonische,  den 
Menschen  veredelnde  Geistesbildung  leiten  liefs,  und  von  dem  Picar- 
den  Johann  Calvin,  der  an  den  Kampf  mit  den  weltlichen  Mifsbräu- 
chen  der  alten  Kirche  mit  dem  sittenstrengen  Hafs  gegen  das  Unsaubere 
und  dem  fanatischen  Eifer  für  einen  reinen  Wandel  herantrat. 

So  lag  Luther  im  Augenblick  seines  Auftretens  ein  Gedanke 
wie  der,  eine  neue  Kirche  zu  gründen  und  einen  Wandel  in  den  geist- 
lichen oder  gar  staatlichen  Verfassungsformen  herbeizuführen,  ganz  fem.O 
Wohl  stellte  er  dem  bisherigen  Dogma,  dafs  das  Heil  an  die  eine  allge- 
meine sichtbare,  d.  h.  an  die  von  Christus  in  Papst  und  Konzil  auf  serlich 
eingesetzte  Kirche,  gebunden  sei,  die  Vorstellung  einer  unsichtbaren 
Kirche  gegenüber.  Aber  dieser  Gegensatz  war  für  ihn  ein  ausschliefslich 
dogmatischer.  Er  sollte  nur  ausdrücken,  dafs  die  wahre  Funktion  der 
Kirche  nicht  die  sei,  durch  ihre  Herrschaft  das  Mysterium  darzustellen^ 
sondern  das  Volk  zum  Glauben  zu  unterweisen,  sowie  dafs  die  Mit- 
gliedschaft der  Kirche  nicht  in  der  Erfüllung  der  äufseren  kirchlichen 
Pflichten,  sondern  im  Glauben  selbst  liege. *^)  Abgesehen  davon  hielt 
auch  Luther  daran  fest,  dafs  die  Kirche  eine  lebendige  göttliche  Insti- 
tution zur  Verbreitung  des  Evangeliums  durch  Sakrament  und  Lehre 
sei,  und  vor  allem  daran,  dafs  sie  eine  einheitliche,  in  der  gesamten 

1)  Zum  Folgenden  vergl.  vor  allem  die  umfassende  Kritik  der  Anschauungen, 
die  in  der  bisherigen  (theologischen,  historischen,  juristischen)  Litteratur  über  die 
rechtliche  Bedeutung  dei  Reformation  verbreitet  sind,  in  der  Monographie  Kiekers, 
Die  rechtliche  Stellung  der  evangelischen  Kirche  Deutschlands  in  ihrer  geschichtlichen 
Entwicklung.  1893;  neuerdings  Brandenburg,  Luthers  Anschauung  vom  Staat, 
Schriften  des  Vereins  für  Reformationsgeschichte,  19. 1.  1900. 

2)  Ranke,  Deutsche  Geschichte  im  Zeitalter  der  Reformation,  IL  311. 
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gläubigen  Christenheit  verkörperte  sei.^)  Ganz  nach  mittelalter- 
licher Auffassung  erschien  auch  ihm  die  christliche  Gesellschaft  des 
heiligen  römischen  Reichs  nur  zerteilt  in  Territorien,  die  sich  durch  ihre 
Gewalten,  Regimenter,  ^Obrigkeiten"  unterscheiden,  und  es  war  wiederum 
nur  die  bekannte  mittelalterliche  Zweiheit  der  Begimenter  oder  ^Schwerter"^ 
des  weltlichen  und  des  geistlichen,  der  potestas  civilis  und  ecclesiastica, 
was  ihm  mit  der  Zeit  ein  ordnendes  oder  abgrenzends  Prinzip  nötig  er- 
scheinen liefs.^)  Gerade  weil  es  nun  für  Luther  nicht  zwei  Gemeinwesen 
,,Staat"  und  „Kirche'',  sondern  nur  ein  Gemeinwesen,  die  „Christen- 
heit" gab,  konnte  er  den  Ausgangspunkt  für  das  Verhältnis  von 
weltlicher  und  geistlicher  Gewalt  nicht  anders  wählen,  als  so,  dafs  auch 
die  Obrigkeit  geistliche  Katur  habe,  ein  Glied  von  Christi  Körper  sei  und 
auf  göttlicher  Einsetzung  ruhe,  und  dafs  sie  deshalb  nicht  als  irdisch 
und  blutig  eine  Stufe  tiefer  stehe  als  der  „Klerus".  Hier  schied  sich 
Luthers  Gedankengang  von  dem  Vorstellungskreis  des  mittelalterlichen  Ka- 
tholizismus, wie  er  aus  der  Grundidee  Augustins  (S.  325)  entwickelt  worden 
war.  Aber  beseitigt  wissen  wollte  er  darum  Papst  und  Bischöfe  sowenig 
wie  Kaiser  und  Fürsten,  Was  er  von  ihnen  verlangte,  war  nur  die  Rück- 
kehr zu  dem,  was  er  als  das  Wichtigste  und  Wesentlichste  ihrer  Funktion 
erkannte:  zu  einer  Evangeiiumslehre  die  von  allen  solchen  Beisätzen 
späterer  Zeit,  die  nach  Luthers  Auffassung  nur  der  Herrschafts-  oder 
Erwerbssucht  der  Prälaten  entsprungen  waren,  wieder  gereinigt  sei. 

Und  doch  bekundete  das  atemlose  Auflauschen  und  dann  das  Feuer 
der  Debatte,  das  vom  Augenblick  des  Thesenanschlags  an  alle  Stände 
der  deutschen  Nation  —  Fürsten,  Ritter,  Weltgeistliche,  Mönche,  Bürger 
und  Bauern  —  durchlief,  um  sich  den  Nachbarstaaten  unverzüglich  mit- 
zuteilen, —  es  bekundete  nur  zu  sicher,  dafs  so,  wie  Luther  sie  sich 
dachte,  die  Reformation  eine  ungeheure  praktische  Zumutung  war.  In 
seiner  Weise  war  sie  nur  dann  möglich,  wenn  Papst  und  Bischöfe  sich 
einmütig  und  freiwillig  dazu  entschlossen,  auf  ihre  hierarchische  Gewalt 
samt  deren  nationaler  Grundlage,  ihren  politischen  Territorialbesitz  und 
ihre  privatrechtlichen  Liegenschaften  und  Einkünfte  zu  verzichten.  Kein 
Zweifel,  dafs  seine  naive  und  kindliche  Ehrfurcht  vor  den  bestehenden 

1)  Diese  Auffassung  wurde  von  den  Reformatoren  auch  noch  festgehalten,  als 
die  thatsächliche  Trennung  sich  bereits  als  unvermeidlich  herausgestellt  hatte.  Sie 
zogen  nunmehr  aus  dem  Prinzip  der  Einheit  der  Kirche  die  Konsequenz,  dafs  die 
Päpstlichen  nicht  die  Kirche  seien  ( Schmalkaldischo  Artikel  1537  libr.  symbol 
S.  324),  bez.  (wie  Melanchthon),  die  dafs  Evangelischen  die  eine  wahre  katho- 
lische Kirche  seien  (Rieker,  S.  50). 

2)  Besonders  in  dem  Fall,  wo  der  Kirchenfürst,  besonders  der  Bischof,  zugleich 
Landesherr  und  geistlicher  Beamter  ist.  Wie  hier  der  Bischof  sich  verhalten  solle, 
damit  er  seine  weltliche  und  seine  geistliche  Funktion  nicht  vermische,  die  eine  dui-ch 
die  andere  nicht  trübe,  aber  auch  nur  diese  konkrete  Frage  bildet  später  (1530) 
den  Inhalt  der  Conf essio  Augustana.    Vergl.  unten  S.  5S4 ;    Rieker,  S.  54  ff. 
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Gewalten  ihn  an  solche  Wendung  glauben  liefs;  gerade  deshalb  war  er 
von  Natur  nichts  weniger  als  Revolutionär.  Aber  der  Milserfolg  seiner 
Verbandlungen  mit  den  päpstlichen  IjCgaten  klärte  rasch  die  Situation 
um  ihn  und  in  ihm.  In  der  Leipziger  Disputation  (1519)  vollzog  er 
grundsätzlich  den  Bruch  mit  seinen  kirchhchen  Oberen:  er  behauptete 
in  aller  Form,  dals  Papst  und  Konzil  irren  könnten,  und  bekannte 
sich  mannhaft  zu  den  Manen  des  gerichteten  Ketzers  Hufs,  und  un- 
mittelbar darauf  zog  er  (1520)  in  der  Schrift  „An  den  christlichen  Adel 
deutscher  Nation  von  des  christlichen  Standes  Besserung"  die  Konse- 
quenz: „Was  wider  Gott  ist  und  den  Menschen  schädlich  an  Leib  und 
Seele,  hat  nicht  allein  eine  jegliche  Gemeinde,  Bat  oder  Obrigkeit  Ge- 
walt, abzuthun  und  zu  wehren  ohne  Wissen  und  Willen  des  Papstes 
oder  Bischofs,  ja  ist  auch  schuldig  bei  seiner  Seelen  Seligkeit,  dasselbe 
zu  wehren,  ob  es  gleich  Papst  und  Bischof  nicht  wollten,  die  doch  die 
ersten  sein  sollten,  solches  zu  wehren".  Damit  gab  er  seine  gewich- 
tige Stimme  für  die  Machtbefugnis  der  Staatsgewalt  ab,  für  die  reine 
Lehre  und  den  wahrhaft-christlichen  Kultus  zu  sorgen,  —  für  die  custo- 
dia, das  jus  reformandi.^)  An  sich  war  dieser  Gedanke  nichts  Neues. 
Er  war  nichts  anderes,  als  was  die  konziliare  Bewegung  in  manchen 
Staaten,  Frankreich,  Burgund,  Spanien,  auch  in  deutschen  Territorien 
(S.  555),  schon  zu  Tage  gefördert  hatte.  Aber  er  gewann,  so  wie  die 
deutschen  Verhältnisse  lagen,  eine  neue  Bedeutung.  Denn  in  Luthers 
Munde  bedeutete  er  ein  Programm  für  die  ganze  Nation.'^)  Indem  er  der 
„Obrigkeit"  die  Heilung  der  kirchlichen  Schäden  für  ganz  Deutschland 
ansann,  stellte  er  dem  Staat  eine  Aufgabe,  die  eine  einheitliche  poli- 
tische Organisation  voraussetzte  und  damit  unmittelbar  in  die  Ein- 
heitsbestrebungen einmündete,  die  ohnehin  das  Leben  des  deutschen  Volks, 
vor  allem  im  Plan  des  „Reichsregiments"  (S.  563)  bewegten.  Und  ferner 
griff  Luthers  Forderung  und  ihre  verinnerlichte  Auffassung  umgestaltend 
auch  in  das  Verhältnis  zwischen  der  Staatsgewalt  und  den  Bürgern  ein. 
Wenn  die  Lehre,  deren  Pflege  er  dem  Staat  ins  Gewissen  schob,  als 
ihren  Hauptsatz  die  rechtfertigende  und  beseeligende  Kraft  der  gläubigen 
Hingabe  des  Einzel  willens  aufstellte,  so  gab  er  auch  dem  Einzelnen 
und  zwar  jedem  Individuum  in  Sachen  des  Glaubens  eine  selbständige 
Kritik  über  den  Staat  in  die  Hand,  die  bei  der  üngetrenntheit  von  geist- 
lichen und  weltlichen  Sphären  das  Pflichtverhältnis  des  Staats  gegenüber 
dem  Volk  in  bisher  unbekannter  Weise  einschärfte.  Zwar  waren  Luther 
und  seine  Gehilfen  und  Nachfolger  auch  von  dem  Prinzip  einer  indivi- 


1)  DaTs  Luther  darunter  nicht  ein  eigentliches  „  Kirch enregiment'^,  die  staatliche 
Herrschaft  über  die  Kirche  (später:  „cuius  regio,  ejus  religio")  versteht,  siehe  bei 
RiEKER  a.  a.  0.  S.  97  ff. 

2)  Diesen  Gehalt  der  älteren  Schriften  Luthers  im  Gegensatz  zu  den  späteren 
(unten  S.  582)  scheint  Brandenburo  a.  a.  0.  zu  übersehen. 
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duellen  Glaubensfreiheit,  sowohl  im  Sinne  der  Kultus-  wie  der  Bekenntnis- 
freiheit, weit  entfernt,  ebenso  von  einem  daraus  abgeleiteten  „Gemeinde- 
prinzip^,  vennöge  dessen  die  Kirche  sich  von  unten  herauf  in  staatlich 
unabhängigen  Gemeinden  frei  zu  organisieren  berufen  sei.  Er  ging  viel- 
mehr, durchdrungen  von  der  Bichtigkeit  seiner  eigenen  Überzeugung, 
von  dem  Anspruch  aus,  dafs  ein  Staat,  in  dem  die  Wahrheit 
herrsche,  die  Wahrheit  auch  durch  Bekenntniszwang  durchsetzen  dürfe. 
Aber  er  mufste  doch  von  vornherein  die  naive  Inkonsequenz  begehen, 
dafs  er  den  Unterthanen  eines  Staats,  in  welchem  die  Irrlehre,  ins- 
besondere die  katholische,  herrsche,  das  Recht  freien  Bekenntnisses 
wahrte.*)  So  trug  sein  Evangelium  in  das  Staatsleben  nicht  nur  für 
Deutschland  den  Einheitsgedanken,  sondern  über  Deutschland  hinaus 
den  Gedanken  der  politischen  Freiheit  hinein.  Indem  er  die  Herrschaft 
der  mittelalterlichen  Kirche  über  die  Geister  brach,  legte  er  mit  zwingender 
innerer  Logik  Einspruch  gegen  die  politische  Herrschaft  der  alten 
Kirche  und  eines  mit  ihr  verbündeten  Staats  ein.2) 

Die  Thatsache  der  Reformation  war  demnach  trotz  alles  persönlichen 
Konservativismus  ihres  Urhebers  der  Anfang  einer  politischen  Umwälzung 
Ganz  abgesehen  davon,  dafs  von  nun  an  ein  neues  Bedürfnis  des  reli- 
giösen Lebens  in  breiten  Schichten  der  Völker  und  mit  ihm  ein  Wechsel  in 
den  Rechtsanschauungen  über  die  Organisation  der  Kirche  vorhanden 
war,  lagen  in  der  reformatorischen  Lehre  gleichzeitig  die  Keime  zu  einer 
entgegengesetzten  Entwicklung  in  der  Organisation  des  Staats,  —  einer- 
seits der  eines  Zuwachses  der  Staatsauf  gäbe  und  Staatsmacht  auf  Kosten 
der  Kirche,  anderseits  der  einer  Beschränkung  der  Staatsmacht  zu 
Gunsten  des  Individuums.  Es  lag  in  ihr  gleichzeitig  der  Antrieb  zu  einem 
gewaltsam  centralisierenden,  absolutistischen  Gebrauch  der  Staatsgewalt 
wie  zu  einem  Aufschwung  der  verfassungsmäfsigen  Freiheit  des  Einzel- 
bürgers. Welche  Kraft  zunächst  überwiegen  werde,  blieb  dahingestellt 
und  hing  vor  allem  davon  ab,  wer  die  Bewegung  in  die  Hand  nehmen 
werde.  Dafs  Papst  und  Bischöfe  das  thun  würden,  war  eine  psycholo- 
gische Unmöglichkeit.     Wohl   aber  war  es  denkbar,  dafs  die  grofsen 

1)  Über  diese  schwierigen  Gedankengänge,  einerseits  über  die  Übertreibung 
der  Ansichten,  welche  in  der  Lehre  der  Reformatoren  allgemeines  Priestertum,  so- 
wie Gemeindebildung,  überhaupt  in  ei'stcr  Linie  individualistische  Elemente  ausge- 
sprochen finden,  —  anderseits  über  den  zutreffenden  Kern  dieser  Ansichten  vergl. 
vortrefflich  Kieker,  S.  71  mit  erschöpfendem  Material. 

2)  Den  praktischen  Beweis  dafür,  dafs  diese  Ideen  von  vornherein  in  der 
Lehre  Luthers,  bezw.  in  den  hierin  mit  ihr  zusammentreffenden  der  Schweizer 
Reformatoren  enthalten  sind,  bietet  zwar  nicht  die  Entwicklung  der  deutschen  Re- 
formation im  16.  und  im  Anfang  des  17.  Jahrhunderts,  wohl  aber  die  des  franzö- 
sischen Hugenottismus,  der  ohne  Einsicht  in  jenen  scheinbaren  Widerspruch  nicht 
verständlich  ist.  Vergl.  besonders  Riekbb,  S.  91:  ^Es  ist  der  Standpunt  Augustins: 
dem  herrschenden  Irrtum  gegenüber  ist  die  Bekenntnisfreiheit,  der  herrschenden 
Wahrheit  gegen  über  der  B  ek  enntnis  zwang  gerecht** . 
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Massen  der  stäDdischen  Schichten,  der  Bauern,  Bürger,  Ritter,  die  soeben 
Lutbem  zujubelten,  —  es  war  ferner  möglieb,  dafs  die  Fürsten  der 
deutschen  Territorien,  dafs  französische,  englische  oder  spanische  Könige 
sich  zum  Träger  der  Bewegung  machen  würden,  und  hier  war  es 
eine  von  Anfang  an  gegebene,  in  ihrer  Seltsamkeit  nicht  genug  zu  be- 
tonende Verkettung  der  Umstände,  dafs  gerade  Luthers  Landesherr,  der 
Kurfürst  von  Sachsen- Wittenberg,  Friedrich  der  Weise,  mit  äufserlicher 
Vorsicht,  aber  mit  unwandelbarer,  wohlwollender  Festigkeit  auf  die  Pläne 
dieses  seines  ,, eigenen  Doktors"  einging.')  Aber  die  Lage  der  Sache 
wurde  dadurch  zugespitzt,  dafs  im  gleichen  Augenblick,  wo  der  Reformator 
die  christliche  Kirche  auf  die  Funktion  ihrer  Stiftungszeit  zurückzuführen 
strebte  verlangte,  der  Kaiser  eine  Zurückführung  der  Staatenwelt  zum 
Reich  des  Augustus  unternahm.  Wie  wenn  der  Kaiser  es  war,  der  die 
Reformaufgabe  über  den  Kopf  des  Papstes  hinweg  als  eine  einheitliche 
für  die  ganze  Christenheit  an  sich  zog,  —  für  jene  Christenheit,  deren 
Einheit  Luthern  vorschwebte?  2) 

Es  war  für  die  gesamte  Zukunft  entscheidend,  dafs  der  geborene 
Erneuerer  des  Imperiums  im  Jahre  1519  obwohl  ehrgeizig,  fleifsig  und 
fromm,  im  G  runde  eine  beschränkte  und  verstandesmäfsige  Natur  in  sich 
barg.  Für  Karl  V.  stand  es  von  Anfang  an  bis  zum  Ende  seines  Lebens 
unabänderlich  fest,  dafs  für  seinen  spanisch-burgundischen  Weltstaatsbau 
die  alte  Kirche  und  der  römische  Papst  zwar  blofse  Werkzeuge,  aber 
doch  nicht  zu  entbehrende  Werkzeuge  seien.  Damit  war  zwischen  der 
Renaissance  des  antiken  Staatsideals  und  der  Errichtung  des  neuen 
Kirchenideals  der  Krieg  eröffnet  Hatten  die  Vorläufer  der  habs- 
burgischen  Dynastie  auf  dem  Wege  zum  Universalismus,  die  Staufer,  im 
Papst  ihren  natürlichen  Gegner  gefunden,  an  dessen  Widerstand  sie  zu 
Grunde  gingen,  so  sah  sich  Karl  V.,  ganz  abgesehen  von  seinem  französischen 
Rivalen,  zwei  Gegnern  gegenüber,  —  dem  Papsteund  Luther.  Er  wollte 
den  Papst  in  Abhängigkeit  unter  dem  Kaiser.  Aber  er  wollte  ihm 
eben  deshalb  im  Gegensatz  zu  Luther  die  politische  Macht  erhalten. 

1)  Dabei  ist  freilich  zu  bedenken,  dafs  gerade  im  Ausgangspunkt  der  Refor- 
mation eine  unleugbare  Interessengemeinschaft  zwischen  Luther  und  der  kursäch- 
sischen Regierung  bestand :  der  Ablafshandel,  den  in  erster  Linie  der  Erzbischof  von 
Mainz  betrieb ,  um  die  Kapitalaufnahme  für  sein  Palliengeld  (S.  556)  an  das  Haus 
Fugger  tilgen  zu  können,  bedrohte  die  ünterthanen  Friedrichs  des  Weisen 
mit  einer  Steuer  zu  Gunsten  der  Erzdiöcesc  Mainz-Magdeburg,  Luther  legte  er 
in    der   Seelsorge  unter  seinen  Pfarrkindem  lahm. 

2)  Dies  ist  nicht  nur  eine  müfsige  Spekulation.  £s  ist  Thatsache,  dafs  Maximilian 
in  seiner  unsteten  Art  auch  gelegentlich  für  die  Idee  schwärmte,  den  Kirchenstaat  zu 
säkularisieren  und  sich  zum  Papet  machen  zu  lassen.  Noch  nach  Luthers 
Auftreten  liefs  er  Friedrich  den  Weisen  ermahnen,  den  Mönch,  „den  man  vielleicht 
noch  brauchen  könne,  fleifsig  zu  bewahren'*  (v.  Bezold,  S.  271).  Man  mag  sich  zu- 
recht legen,  was  geschehen  wäre,  wenn  die  deutsche  Lebendigkeit  des  Empfindens, 
yvie  sie  Maximilian  besafs,  mit  der  Zähigkeit  seines  Enkels  zusammengetroffen  wäre. 
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§  81.   Der  Kampf  um  die  habeburgiieh-katholiiche 
TTniTenalmoiiaiehie. 

I.  Die  Anfänge  des  spanischen  Übergewichts  und  das 
Vordringen  des  Protestantismus  im  Zeitalter  Karls  V.  Es 
war  für  die  Folgezeit  bestimmend,  daXs  das  katholische  Kaisertum  an- 
gesichts seiner  beiden  Gegner  —  der  auswärtigen  Feinde  und  der  luthe- 
rischen Neuerer  im  Innern  —  die  Ketzerei  zu  Anfang  für  den  minder  ge- 
fährlichen hielt.  Es  kehrte  zunächst  nicht  seine  katholische,  son- 
dern fast  ausschlielslich  seine  dynastische  Seite  heraus,  um  hier  dem 
Franzosenkönig  samt  dem  französisch  gesinnten  Papst  ebenso  die  Stirn 
zu  bieten,  wie  dem  Sultan  Soliman.  Der  Reichstag  von  Worms  (1521)  lehrte 
nur  soviel,  dals  jede  Hoffnung  aussichtslos  sei,  Kaiser  Karl  werde  sich 
an  die  Spitze  der  nationalen  Bewegung  steUen,  etwa  die  Reformation 
samt  den  hinter  ihr  stehenden  Kräften,  der  reform  eifrigen  Gruppe  der 
deutschen  FUrsten,  den  Städtern  und  Bauern,  zum  Hebel  einer  populären 
deutschen  Monarchengewalt  benutzen.  Karl  ächtete  Luther  und  verletzte 
den  Fiirstenstand,  indem  er  das  Land  eines  Parteigängers  Frankreichs 
Ulrichs  von  Württemberg,  der  soeben  vom  Schwäbischen  Bund  verjagt 
worden*  war,  dem  Bund  abkaufte  und  unter  MiXsachtung  der  Erbfolge- 
rechte zu  Österreich  schlug.  Aber  Nachdruck  gab  er  im  Reich  weder 
seinem  katholischen  noch  seinem  absolutistischen  Programm,  ebensowenig 
wie  er  sich  der  kurz  darauf  (1521)  ausbrechenden  Insurrektion  der  spa- 
nischen Städte  irgendwie  thätig  annahm  (darüber  unten  §  84. 1).  Im  Gegen- 
teil waren  die  nächsten  zehn  Jahre  ganz  von  der  Arbeit  erfüllt,  die 
territorialen  Bindeglieder  zwischen  Spanien,  Burgund,  Österreich  und 
Süditalien  herzustellen.  Die  Konstellation  beim  Beginn  des  Kirchenkam- 
pfes war  hierfür  günstig :  sie  brachte  den  Bund  mit  England,  mit  Ober- 
italien und  Venedig,  den  Verrat  des  ersten  französischen  Prinzen,  des 
Connetable  von  Bourbon,  verhiefs  eine  Zeit  lang  wohl  gar  die  Eroberung 
ganz  Frankreichs  für  den  Kaiser.»)  Immerhin  brachte  der  erste  Zusam- 
menstofs  mit  Franz  I.  und  der  Sieg  von  Pavia  (1525)  nicht  einmal  die 
erhoffte  Rückgewähr  des  Reichs  Karls  des  Kühnen.  Sie  scheiterte  an  der 
bemerkenswerten  Einmut  der  französischen  Nation'^)  und  dem  Übertritt 

1)  Der  Effekt  wäre  noch  wesentlich  erleichtert  worden,  wenn  seinerzeit  der 
Plan  der  Anna  von  Bretagne  (S.  562)  verwirklicht  worden  wäre,  die  ihre  Tochter 
Claudia,  die  spätere  Gemahlin  Franz'  I.,  mit  Karl  V.  hatte  vermählen  wollen. 

2)  In  Madrid  versprach  Franz  I.  eidlich  die  Herausgabe  von  Bourgogne  und 
der  ganzen  französischen  Flotte,  die  sofort  nach  seiner  Riickkehr  einberufene  Notabehi- 
versammlung  (vergl.  darüber  unten  §  85,  n.)  —  Adel,  Prälaten,  Städte  und  Parla- 
ment —  verweigerte  jedoch  die  Zustimmung  und  entband  den  König  des  Eides. 
Für  den  endgültigen  Frieden  (den  „Damenfrieden")  von  Cambray  1529)  gab  Karl  Buj> 
gund  auf,  Franz  verzichtete  lediglich  auf  Mailand  und  Genua  und  die  französische 
Lehnsherrlichkeit  an  Artois-Flandem.  Dafür  besetzte  Franz  unmittelbar  darauf 
Piemont  (vergl.  Ranke,  Französische  Geschichte,  I.  S.  SO  ff). 
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Wolseys  auf  die  Seite  Frankreichs.  Auch  den  eigentlichen  Siegespreis,  die 
Herrschaft  über  Mailand,  sowie  seinen  Hansbesitz  Neapel  mulste  Karl 
erst  gegen  die  Bänke  Clemens'  VII.  und  den  Widerstand  aller  italienischen 
Mächte  —  Genua,  Florenz,  Venedig  und  Rom  —  verteidigen,  und  eine  Zeit 
lang  schien  es,  als  wenn  das  längst  prophezeite  Losbrechen  des  volkstum- 
lichen  Sturmes  (S.  568)  der  Fremdenpolitik  auf  italienischem  Boden  doch 
noch  ein  Ende  machen  könne.  Erst  die  Zerfahrenheit  der  italienischen  Na- 
tion, die  im  schroffsten  Widerspiel  zu  der  Einheit  der  französischen  hervor- 
trat, die  Unentschlossenheit  und  Thatenlosigkeit  der  Verbündeten,  der 
Mangel  des  grofsen  Führers,  auf  den  Macchiavelli  vergebens  hoffte,, 
die  haltlosen  Bänke  des  Papstes  bewirkten  von  innen  heraus  den 
politischen  Zusammenbruch  Italiens  und  die  äufserste  Demütigung  des 
Papsttums:  in  der  wüsten  Plünderung  Boms  durch  das  führerlos  gewor- 
dene Landsknechtsheer  (1527),  im  Abfall  Genuas  (1528)  und  der 
schlielslichen  Eroberung  von  Florenz  (1530)  trat  beides  sichtbar  zu  Tage. 
Das  kriegsmüde  Frankreich  konnte  Karl  nicht  mehr  hindern,  England 
war  durch  den  Ausbruch  der  Ministerkrisis,  die  wegen  Heinrichs  VIIL 
Drängen  auf  Scheidung  von  seiner  spanischen  Gemahlin  Katharina  (S.  570) 
zum  Bruch  mit  dem  Papst  und  zum  Sturz  Wolseys  führte,  gelähmt,  — 
so  konnte  der  Kaiser,  indem  er  sich  mit  dem  Papst  und  Franz  I.  einigte 
(seit  1529),  die  Umgestaltung  Italiens  zu  einem  spanischen  Nebenland 
vollziehen.  Im  Alleinbesitz  von  Neapel,  Sizilien  und  Mailand,  als  Ge- 
bieter über  Genua,  Florenz  und  Ferrara,  wo  Andrea  Doria,  der  medi- 
ceische  Bastard  Alessandro  und  Alfons  von  Este  als  spanische  Klientel- 
fürsten regierten,  umschlofs  er  den  Kirchenstaat  von  allen  Seiten,  so 
wie  es  einst  die  Hohenstaufen  erstrebt  hatten.  Südeuropa  lag  also 
nun  gänzlich  im  Bann  des  Hauses  Burgund,  denn  auch  Spanien  selbst  war 
in  den  Kriegsjahre^p  zur  vollen  Botmälsigkeit  gebracht  worden;  es  waren 
diese  Jahre,  in  denen  der  junge  Herrscher  begann,  den  Stützpunkt  seiner 
Monarchie  von  seinem  väterlichen  Stammland  Flandern  vorwiegend  nach 
seinem  mütterlichen  Kastilien  zu  verlegen.  Und  inzwischen  hatte  die 
habsburgische  Dynastie  auch  nördlich  von  den  Alpen  einen  ungeahnt 
grofsen  Erfolg  zu  verzeichnen.  Sultan  Soliman  hatte  im  Osten  sieg- 
reich die  Türkenzüge  gegen  den  Westen  wiederaufgenommen  und  mit 
einem  Schlag  die  ungarische  Streitmacht  samt  ihrem  König  Ludwig  II. 
bei  Mohacz  (1526)  vernichtet  Aber  die  Katastrophe  war  dem  Infanten 
Ferdinand  (S.  570)  sofort  zum  Vorteil  ausgeschlagen.  Bascbes  und  ge- 
schicktes diplomatisches  Eingreifen  hatte  dem  alten  Projekt  Friedrichs  IIL 
und  Maximilians  I.  zur  Verwirklichung  verhelfen,  und  wiederum  in  Kon- 
kurrenz mit  dem  französischen  König  hatte  Ferdinand  sowohl  bei  den 
böhmischen,  wie  bei  den  ungarischen  Ständen  die  Wahl  auf  die  beiden 
erledigten  Throne  durchgesetzt  Mit  einem  Schlag,  fastüber  Nacht,  war  hier 
eine  weitgedehnte  österreichische  Monarchie  entstanden,  die  sich. 
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vom  Oberrhein  über  Württemberg  —  Bayern  umklammernd  —  bis  znr 
unteren  Donau  erstreckte.  Indem  sie  den  zweiten  Türkenzng  und  Soli- 
maus  Sturm  auf  Wien  glücklich  abschlug,  bestand  sie  ihre  erste  Probe 
in  demselben  Augenblick  (1529),  wo  Kaiser  Karl  aus  Italien  zum  ersten- 
mal wieder  in  Deutschland  erschien. 

Zur  selben  Zeit  hatten  aber  auch  die  dem  katholischen  Kaisertum 
feindlichen  Mächte,  die  standische  Selbstherrlichkeit  und  das  Luthertum, 
die  fiichtung  genommen,  in  der  sie  vereinigt  Aussicht  hatten,  der  alten 
Kirche  und  der  neuen  Monarchie  Stand  zu  halten. 

Als  der  Kaiser  (1521)  nach  dem  Süden  abging,  suchte  er  der  Für- 
stengewalt so  wenig  Spielraum  zurückzulassen  als  möglich.  Er  mufste 
zwar  der  Beformpartei  das  Zugeständnis  machen,  dals  das  „Reichsregi- 
ment^  (S.  565)  wiederhergestellt  als  dauernder  ständischer  Ausschufs  die 
oberste  Verwaltungsfunktion  während  seiner  Abwesenheit  übernahm.^) 
Aber  der  Kaiser  hinterliefs  das  Kollegium  nur  als  provisorische  Schöpfung 
und  aufserdem  so,  dafs  seinen  Leitern,  den  Kurfürsten,  im  Schwäbischen 
Bund  und  in  den  Reichsstädten  aufsässige  Geister  genug  auf  dem  Nacken 
safsen.  An  der  Opposition  der  Städte,  die  der  Kaiser  aus  der  Feme 
unterstützte,  scheiterte  sofort  das  Reichszollprojekt,  das  dem  Verfassungs- 
werk —  wie  es  Nikolaus  Cusanus  (oben  S.  552)  empfohlen  —  die 
finanzielle  Grundlage  schaffen  sollte  (1523).  Schon  damit  war  ein  übles 
Präjudiz  für  die  Wirksamkeit  des  Reichsregiments  geschaffen,  für  die 
sich  rasch  die  schwersten  Aufgaben  darstellten. 

Die  gehässige  und  doch  schlaffe  Haltung  des  Wormser  Reichstags 
hatte  die  zu  Luüier  neigenden  Elemente  des  Volkes  zur  Selbsthilfe  ge- 
trieben. Die  Reformation  begann  sich  mit  der  Revolution  zu  vermischen. 
Die  Verborgenheit  des  Meisters  benutzte  sein  Kollege  Karlstadt,  um  in 
Wittenberg  selbst  auf  der  Grundlage  des  Kleinbürgertums  und  mit  stark 
hussitischen  Reminiscenzen  eine  christlich-demokratische,  sich  selbst  regie- 
rende Idealgemeinde  zu  stiften  (1522).  Mit  rascher  Erkenntnis  der  Lage 
verliefs  Luther  die  Wartburg,  das  Schicksal  des  neuen  Glaubens  vom 
politischen  Umsturz  zu  trennen  und  ihn  wenigstens  an  dessen  Geburts- 
stätte zu  vernichten.  Es  war  für  den  Fortgang  des  Reformationswerkes 
der  „entscheidende  Moment".  2)  Aber  binden  liefsen  sich  die  revolutio- 
nären Kräfte  nicht  mehr.  Noch  im  gleichen  Jahre  schlug  im  Westen 
Franz  von  Sickingen  los,  um  als  Vertreter  der  Ritterschaft  die  fürstlichen 
Bedrückungen  abzuwehren.  Er  selbst  ging  in  der  Fehde,  die  er  gegen 
Trier,  Pfalz  und  Hessen  vom  Zaune  gebrochen,  unter  und  verflocht 
seinen  ganzen  Kreis,  auch  Hütten,  in  seinen  Sturz;  vor  allem  gab 
jedoch  sein  Mifserfolg  nun  das  Signal  für  Fürsten  und  Reichsstädte,  mit 
der  räuberischen  Anarchie  des  Kleinadels  aufzuräumen:  im  Süden  legte 

1)  Verg].  darfiber  näher  unten  §  86. 1.         2)  v.  Bezoij)  a.  a.  0.  S.  378. 
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der  Schwäbische  Bund  (1523)  die  Schlösser  Frankens  dutzendweise  in 
Asche,  —  im  Norden  vollzog  Joachim  von  Brandenburg  ein  grofses  Blut- 
gericht an  den  märkischen  Junkern.    Inzwischen  hatte  der  Gedanke  des 
Aufruhrs  schon  weiter  gegriffen.    Als  letzter  und  gewaltigster  Teil  der 
Bewegung  erhob  sich,  mit  Elementen  des  Bürgertums,  ja  sogar  des  nie- 
deren Adels  vermischt,  das  Bauerntum.^)    Zuerst  im  Süden,  während 
gleichzeitig  Zwingli  im  Einklang  mit  der  städtischen  Obrigkeit  das  be- 
nachbarte Zürich  auf  seine  Art  reformierend  ordnete,  schlugen  die  offenen 
Flammen  auf.    Der  Aufstand,  zu  dem  sich  Stühlinger  Bauern  der  Schaffe 
hauser  Gegend  wegen  Überlastung  mit  Fronden  und  Abgaben  gegen  ihre 
Herrschaft  erhoben,   verschmolz    sofort    mit  evangelischen  Erhebungen 
schwarzwäldischer  Kleinstädte,  wie  Waldshut  (1524)2),  und  die  Verknüpfung 
der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Beschwerdepunkte  mit  dem  „göttlichen 
Recht"  blieb  das  Kennzeichen  für  die  ganze  Bewegung,  die  binnen  sechs 
Monaten  30  000  Mann  stark  über  ganz  Oberfranken  anwuchs :  die  „zwölf 
Artikel"  (1525)  verlangten  unter  Berufung  auf  die  Freiheit  und  Gleich- 
heit, wie  sie  das  Evangelium  anerkannt,  in  mafsvollen  Formen  Einflufs 
der  Gemeinde  auf  Umlage  und  Verwertung  der  Zehnten,  Freigabe  von 
Jagd,  Fischfang  und  Holzbezug,   vor  allem  die  Aufhebung   der  Leib- 
eigenschaft, die  Freizügigkeit  der  Bauern.    Mit  Landsknechten  unter- 
mischt, vielfach  unter  adligen  Führern,  von  niederen  Klerikern  beraten, 
zogen   die  Haufen  rasch  die  gesamte    unterste  Schicht  der  Gesellschaft 
an  sich  und  traten  vor  allem  in  Wechselwirkung  mit  den  unzufriedenen 
Elementen  der  Städte.    Die  Revolution  ergriff  das  Elsafs  und  Lothringen, 
anderseits  Mitteldeutschland,   schlug   auch   in  den  österreichischen  Erb- 
landen auf;   im  Frühjahr  1525  standen  300000  Empörer  unter  Waffen, 
und  im  Gebiet  ihres  stärksten  Anschwellens,  besonders  in  Franken  unter 
Florian  Geyer,  in  Thüringen  unter  Thomas  Münzer,  begannen  sie  bereits 
vom  wirtschaftlichen    zum    politischen    Programm    überzugehen.     Jetzt 
tauchten   die  Forderungen   auf,   die  Menge  der  kleinen  Grundherren  zu 
beseitigen  und  durch  den   mächtigen  Territorialherrn,  den  Bischof  oder 
Fürsten,  oder  gar  durch  den  Kaiser  zu  ersetzen,  dem  die  Fürsten  nicht 
als  selbständige  Standesherren,  sondern  als  Beamte  dienen  sollten;  mit 

1)  Vergl.  hieizu  noch  Adler,  Geschichte  des  Sozialismas  und  Kommunismus 
(I.  3  dieses  Handbuchs),  S.  113 ff. 

2)  Die  Beschwei*den  der  Stühlinger  entbehren  noch  jeder  geistlichen  Beimisch- 
ung, sie  betreffen  nur  das  agrarische  Progamm  (S.  556),  die  willkürlich-finanzielle  Aus- 
beutung der  Justiz,  Eingriffe  in  die  Allmende,  Belästigung  ihrer  Felder  durch  die 
Jagd  und  das  Wild,  Sperrung  der  FischwSsser,  vor  allem  die  übermäfsigen  per- 
sonlichen Dienste.  Anderseits  ist  die  Waldshuter  Bewegung  eine  reine  Prediger- 
bewegung.  Aber  im  Gegensatz  zu  dem  getrennten  Verlauf  des  englischen  Bauern. 
aufStandes  von  13S1  und  des  Lollardismus  (oben  S.  513)  gehen  hier  beide  Aufstände 
sofort  in  einander  über  und  bezeichnen  damit  auch  von  Anfang  an  die  enge  Füh- 
lung zwischen  Bauern  und  ständischen  Demokraten  (vergl.  v.  BszoiiD,  S.  465  ff.). 
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dem  Ideal  der  individuellen  Gleichheit  und  Freiheit  verband  sich  also 
das  der  Beichseinheit,  einer  unitarischen  Kaisergewalt  auf*  demo- 
kratischer Grundlage^),  ja  in  den  Entwürfen  Münzers  und  seiner 
Genossen  überwog  sogar  durchaus  der  kommunistische  Gedanke, 
dafs  die  ständischen  Unterschiede  beseitigt,  der  Landbau  zur  allgemeinen 
Beschäftigung  erhoben,  Bergbau,  Handel  und  Industrie  dem  Staatsbetrieb 
vorbehalten  werden  sollen'^);  als  organisierende  Macht  ward  dabei  stets 
die  „Gemeine'',  das  souveräne  Volk,  vorgestellt 3)  Schon  schickte  sich 
die  Revolution  an,  international  zu  werden;  wie  die  Ideen  Münzers  sich 
eng  mit  denen  berührten,  die  in  England  Thomas  Morus  soeben  (1516)  in 
den  „ütopia''  auf  humanistischer  Grundlage  entwickelt  hatte  (§88. 1),  so  lag 
jetzt  das  Projekt  in  der  Luft,  die  ausländischen  Bauernschaften  durch 
Einfälle  in  die  Nachbarländer  mitzureifsen.-^)  Aber  alle  Träume  einer 
Reichsreform  von  unten  her  verflogen,  als  die  Fürsten  und  Herren, 
Geistliche  und  Weltliche,  sich  vereinigt  ermannten  und  zum  Gegenangriff 
schritten.  Gegen  Hessen,  Sachsen  und  Braunschweig  erlagen  die  thürin- 
gischen, —  gegen  das  Bundesheer  und  den  Pfalzgrafen  die  schwäbischen 
und  fränkischen  Haufen.  Der  „Bauernkrieg^  des  16.  Jahrhunderts  folgte 
dem  Verhängnis  der  englischen  und  französischen  Aufstände  des  14.  Jahr- 
hunderts (oben  S.515. 536),  und  das  monatelange  wilde  Rachegemetzel  unter 
den  Besiegten  verbreitete  Klarheit  über  die  Ziele  und  Grundsätze  einer 
neuen  Staatsgewalt,  der  die  Wünsche  und  Hoffnungen  der  Nation  als 
erste  Aufgabe  den  inneren  Ausbau  des  Gemeinwesens  angesonnen  hatten, 
und  die  sich  soeben  anschickte,  gerade  diese  Aufgabe  auf  Jahrhunderte 
hinaus  in  die  letzte  Reihe  treten  zu  lassen. 

Denn  jetzt,  nachdem  die  Interessen  des  Adels,  der  Kleinbürger  und 
der  Bauern  mit  gleicher  Härte  niedergetreten  waren,  bestand  wenigstens 
darüber  Gewifsheit,  zwischen  welchen  Gewalten  die  Zeit  zunächst  eine 
Auseinandersetzung  verlangte.    Die  Reformation  selbst  hatte  das  entschei- 

1)  Das  reifste  Projekt  dieser  Art  ist  der  Entwurf  einer  „Evangelischen  gött- 
lichen Reformation"  von  Hipler  und  Weigant,  dem  pfälzischen  Kreis  angehörig.  An- 
schlief send  an  die  sogenannte  „Reformation  Friedrichs  III. '^  (v.  Bezold,  S.  463)  verlangt 
sie  durchgeführte  Säkularisation,  Priesterwahl  durch  die  Gemeinde,  Reichsmünz- 
System,  Reiehsgerichtsveiiassnng  auch  in  den  unteren  Bezirken,  Bezirksverwaltung 
durch  die  Fürsten  und  Herren  als  kaiserliche  Beamte.  Sie  nähert  sich  also  dem  Plan 
des  Cnsanus  (o.  S.  552). 

2)  Diese  phantastischeren  Projekte,  besonders  Geissxayrs,  wollen  konsequent 
alle  ständischen  Unterschiede  beseitigen  (die  Schlösser  brechen  u.  s.  w.),  während 
der  realpolitische  Zug  Weioants  und  Hiflebs  (Anm.  1)  auch  in  der  Wahrung  der 
Ständegliederung  der  Gesellschaft  hervortritt  (vergl.  v.  Bezoij),  S.  496.  498). 

3)Münzer:  „WieGottdie  Gewalt  der  Gemeine  gegeben  hat"^  (v.BEzoij>a.a.O.S.  498). 

4)  Auch  in  den  Niederlanden  und  in  Italien  sprach  man  vom  bevorstehenden 
Einrucken  der  Baaemheere.  Münzer  sagt  in  einem  seiner  Schreiben  an  die  mn- 
liegenden  Städte:  ^Das  ganze  Deutsch-Französisch-  und  Welschland  ist  erregt''  (bei 
Adler  a.  a.  0.  S.  123). 
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dende  Wort  gesprochen.  Als  Wortführerin  der  idealen  Empfindungen 
aller  Stände  war  sie  emporgekommen.  Jetzt  hatte  sie  den  Bund  mit  der 
Masse  des  Volkes  bewufst  von  sieh  gestofsen.  Mit  Leidenschaft,  fast  mit 
Fanatismus  hatte  Luther  selbst  zum  Blutgericht  gegen  die  rebellischen 
Bauern  gerufen  und  die  grausamsten  Eonsequenzen  der  Reaktion  gutge- 
heifsen.  Der  volkstümliche  Held  war  in  den  Augen  des  kleinen  Mannes 
von  jetzt  an  ein  „neuer  Papst^,  ein  Gegenstand  des  Mifstrauens,  wo  nicht 
des  Hasses;  er  hatte  die  Fühlung  mit  allen  sozial  oder  poUtisch  unzu- 
friedenen Elementen  verloren,  und  soeben  vollzog  er  auch  den  Bruch 
mit  den  geistigen  Führern  der  deutschen  Renaissance,  den  Huma- 
nisten. Die  gesamten  Aussichten  für  das  praktische  Gedeihen  seines 
Werkes  knüpfte  er  folglich  seit  diesem  Jahre  an  die  Macht,  die  ohnehin 
der  Mittelpunkt  seines  dogmatischen  Denkens  (S.  753)  gewesen  war,  an 
die  „Obrigkeit",  die  Träger  der  territorialen  und  kommunalen  Staats- 
gewalten und  der  Gang  der  kirchlichen  Dinge  legte  somit  den  mais- 
gebenden  Einflufs  in  dieselben  Hände,  die  auch  in  den  politischen  Ereig- 
nissen immer  entschiedener  die  Zügel  ergriffen  hatte  (S.551).  Denn  während 
das  Reichsregiment  der  Adelsrevolution  wie  der  Bauemrevolution  geldlos 
und  waffenlos,  in  notgedrungener  Unthätigkeit  und  Unentschlossenheit  zu- 
geschaut und  in  der  dritten  grofsen  Frage,  in  der  der  Kirchenreform, 
eine  Stellungnahme  ganz  absichtlich  umgangen  hattet?  schritten  die 
Fürsten  der  Einzelterritorien  und  die  Patriciate  der  Reichsstädte  über 
den  allgemeinen  Ruin  zur  Macht.  Die  Bauern  waren  nach  ihrer  Nieder- 
lage der  fürstlichen  Städtegewalt  doppelt  unterworfen.  Niederer  Adel 
Klerus  und  Landstädte  waren,  durch  die  Unruhen  geschwächt,  mehr 
denn  je  auf  fürstliche  Unterstützung  angewiesen,  so  wie  auch  die  Ma- 
gistrate der  unabhängigen  Grofstädte  durch  die  Abwehr  ihr  Regiment 
verstärkt  hatten.  Vor  allem  aber  waren  sie  es,  die  aus  der  Reformation 
jetzt  den  greifbarsten  materiellen  Vorteil  zogen.  Die  wirtschaftliche 
Seite  der  Reformation,  die  von  Luther  zugleich  mit  der  religiösen  er- 
griffen worden  war,  forderte  allmählich  eine  feste  Regelung,  die  Güter 
und  Stiftungen,  die  der  verweltlichten  Kirche  entrissen  wurden,  drohten 
in  Verschleuderung  oder  in  die  Hände  des  grundherrlichen  Adels  zu 
verfallen,  und  Luther  selbst  ergriff  die  Initiative,  um  die  ordnende 
Fürsorge  des  Staats  als  des  gegebenen  Schützers  und  Verwalters  des 
kirchlichen  Werkes  anzurufen.-^)    So  erwuchsen  die  Anfänge  territorialer 

1)  Die  Indifferenz  des  Regiments  trat  1522  bei  der  Einberufung  des  Nürn- 
berger Reichstags  hervor.  Dieser  selbst  setzte  einen  Ausschuf s  zur  Prüfung  nie* 
der,  in  dem  aber  auf  Betreiben  Johanns  von  Schwarzenberg  die  päpstlichen  An- 
träge auf  Zwangsmafsregeln  zu  Fall  gebracht  wurden. 

2)  An  den  Kurfürsten  Johann  (1526):  ^Dem  sichs  sonst  Niemand  annimmt,  noch 
annehmen  kann  und  soll'^  (v.  Bezold,  S.  564).  Zugleich  kommen  bei  Luther  die 
Forderungen  der  grundsätzlichen  Fügsamkeit  des  Unterthans  gegenüber  der  Obrigkeit 
zum  Durchbruch.    (Brandekbuko,  Luthers  Anschauungen  vom  Staat.  1901.  S.  17  ff.) 
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und  reichsstädtiBcher  „Landeskirchen ^^  Unter  den  ersteren  ging  Kur- 
sachsen, —  unter  den  letzteren  Nürnberg  voran«  Schon  auf  dem  Speyerer 
Beichstag  von  1526  erschienen  die  evangelischen  Reichsstädte  als  poli- 
tische Partei;  ihrem  Auftreten  war  es  zu  danken,  dals  trotz  aller  Ver- 
folgungsgelüste der  altkirchlichen  Elemente  nochmals  dilatorisch  be- 
schlossen und  jedem  Reichsstand  sein  Verhalten  in  Glaubenssachen  „auf 
eigene  Verantwortung  gegen  Gott,  Kaiser  und  Reich''  überlassen  wurde. 
Freilich  kam  nun  die  blutige  Reaktion  gegen  die  Evangelischen  in  Gang  0, 
und  auf  dem  zweiten  Speyerer  Reichstag  (1529)  erfolgte  der  erste  prinzipielle 
Schlag:  der  Kaiser,  der,  siegreich  und  zur  Heimkehr  aus  Italien  fertig- 
nun  auf  seine  absolutistische  Reichspolitik  zurückgriff,  befahl  die  Auf, 
hebung  des  Speyerer  Abschieds  und  die  Einstellung  jeder  staatlichen  Re- 
formmalsregel  vor  dem  Zusammentritt  eines  allgemeinen  Konzils.  Aber 
schon  war  es  zu  spät.  In  dem  jungen  Landgrafen  Philipp  von  Hessen 
hatte  sich  inzwischen  die  willenskraftbegabte  Persönlichkeit  gefunden, 
die  das  Haupt  der  evangelisch-politischen  Gruppe  zu  bilden  geeignet  war 
und  den  Bund  mit  Johann  von  Sachsen  geschlossen  hatte.  Mit  Anhalt 
und  Braunschweig  erklärten  sie  den  ^^Protest''  gegen  die  kaiserliche 
Proposition;  Strafsburg,  Ulm,  Nürnberg,  Konstanz  und  zehn  kleinere 
Städte  folgten.  Damit  war  unter  Zurückdrängung  aller  anderen  Gegen- 
sätze der  Streitstand  offen  gelegt  Karl  V.  hatte  sich  verrechnet,  wenn 
er  gemeint  hatte,  durch  das  Reichsregiment  die  deutsche  Frage  bis 
zur  Lösung  der  italienischen  hinzuhalten.  In  dem  Moment,  wo  Italien 
endgültig  zertrümmert  dem  spanischen  Weltreich  einverleibt  wurde,  trat 
ihm  bei  der  Heimkehr  die  geschlossene  Gruppe  der  „protestantischen** 
Reichsstände  kampfbereit  gegenüber,  und  es  war  für  die  Neuheit  der 
Situation  bezeichnend,  dafs  diese  Gruppierung  die  Kluft  zwischen  Fürsten 
und  Städten  überbrückt  hatte,  die  zu  Deutschlands  Verhängnis  bisher  jede 
Neugestaltung  vereitelt  und  soeben  noch  daA  Zollprojekt  zu  Falle  gebracht 
hat  (S.  597).  Es  handelte  sich  nicht  mehr  wie  zehn  Jahre  früher  darum, 
ob  der  Kaiser  oder  die  Kurfürsten  den  massgebenden  Einflufs  auf  die 
Reichsgeschäfte  üben  sollten,  nicht  mehr  darum,  welcher  von  den  Ständen 
im  nationalen  Leben  das  Übergewicht  haben  solle,  Grolsadel,  Rittertum, 
Städter  oder  Bauern,  auch  nicht  um  die  Frage:  Reichsgewalt  oder  Fürsten- 
gewalt, sondern  um  die  Alternative:  Weltstaat  oder  Vielheit  unab- 
hängiger Söndergewalten.  Die  Kraftprobe  der  letzteren  aber  wurde  die 
Abwehr  einer  Unterwerfung  unter  die  alte  Kirche  und  die  Durchführung 
4er  Landeskirche,  im  Punkte  des  Glaubeps  wie  in  dem  der  Säkularisation. 
Auf  dem  Augsburger  Reichstag  (1530)  trat  der  Bruch  offen  zu  Tage. 

1)  Enthauptung  eines  Wiener  Bürgers  schon  1524.  Seit  1527  Ketzerverbren- 
nungen in  München,  Köln  u.  s.  w.  Mai  1527  Zosammenkilnfte  Joachims  von  Bran- 
denburg und  Georgs  von  Sachsen  mit  Ferdinand  von  Österreich  wegen  zu  ergreifender 
Mafsregeln.  Über  dies  und  die  anschlief  senden  Packischen  Händel  v.  Bezold,  S.  590  ff. 
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Aller  EompromiXsyersuche  ungeachtet,  durch  die  der  Bedaktor  des  ^Be- 
kenntnisses^, Melanchthon,  den  Spalt  zu  überkleistem  suchte,  bereit, 
sich  sogar  dem  ganzen  Aufbau  der  römisch-bischöflichen  Hierarchie  zu 
fügen,  —  blieben  die  Verhandlungen  resultatlos,  und  es  waren  die  Fürsten 
und  Städte  selbst,  die  standhaft  dem  Kaiser  den  Gehorsam  weigerten.^) 
Der  Reichsabschied  war  die  Absage  an  die  Protestanten  (Nov.  1530). 
Unmittelbar  darauf  (Jan.  1531)  belehnte  der  Kaiser  offiziell  seinen  Bruder 
mit  den  österreichischen  Gebieten  einschliefslich  Württembergs  und  er- 
zwang Ferdinands  Wahl  zum  römischen  König.  Die  habsburgische 
Macht  schlofs  sich  zusammen.  Ihr  gegenüber  konzentrierte  sich  (De- 
zember bis  Februar)  zu  Schmalkalden  der  Bund  der  protestantischen 
Landesherren  und  Städteboten  zur  Abwehr  jedes  Angriffs  wegen  des 
göttlichen  Wortes.  Freilich  war  es  für  die  neue  Gründung  ein  böses  Omen, 
dafs  in  Speyer  und  Augsburg  sich  das  Mifsverstehen  zwischen  der 
schweizerischen  und  der  sächsischen  Reformation  mehr  und  mehr  zuge- 
spitzt hatte.  Der  verstandeskühle  nüchterne  Ritus  Zwingiis  und  vor  allem 
die  politisch-stadtrepublikanische  Tendenz  seiner  Züricher  Organisation 
hatte  sich  allem  Betreiben  des  Landgrafen  entzogen,  sich  mit  dem  neu- 
religiösen Glaubenswerk  zu  verständigen,  durch  das  Luthers  Feuer  die 
alte  Kirche  mit  neuem  Leben  zu  erfüllen  strebte,  und  gerade  jetzt  (1531) 
trieb  die  landschaftliche  Nähe,  die  Stammesverwandtschaft  und  das  städ- 
tische Interesse  die  grofsen  oberdeutschen  Städte  —  Strafsburg,  Ulm,  Reut- 
lingen, Augsburg  —  eine  nach  der  andern  in  Zwingiis  Lager.  Aber  der 
Zusammenstofs  Zürichs  und  Berns  mit  den  katholischen  Kantonen  und 
Zwingiis  Untergang  bei  Kappel  (Okt  1531)  redeten  zu  rechter  Zeit  ein 
Mahnwort,  trennten  seitdem  die  Grofsstädte  Süddeutschlands  von  den 
schweizerischen  und  drängten  sie  zugleich  mit  den  niederdeutschen  — 
Magdeburg,  Bremen,  Lübeck,  Braunschweig,  Goslar  —  in  die  schmal- 
kaldische  Allianz,  sowie  sie  innerhalb  derselben  das  Übergewicht  in  die 
fürstlichen  Hände  legte.^)    Im  Dezember  1531  erhielt  dieser  Keim   eines 

1)  Es  ist  bezeichnend,  dafs  auch  Luther  selbst  erst  von  den  Raten  seines  Kur- 
fürsten ungestimmt  und  mit  der  Idee  eines  Kriegs  vertraut  gemacht  werden  muTs, 
—  nicht  minder  bezeichnend  das  Argument  der  sächsischen  Juristen,  der  Kaiser  sei 
für  Deutschland  kein  eigentlicher  Monarch;  er  stehe  zu  den  Reichsständen 
nur  im  Verhältnis  des  romischen  Konsuls  zum  Senat,  des  Dogen  von  Venedig  zur 
Signoria.  Allerdings  pafste  diese  Konstruktion  auch  nur  zu  dem  vaganten  Rechts- 
zustand (des  Reichsregiments)  (v.  Bezoij>,  S.  630). 

2)  Der  erste  Abschlufs  des  Bundes  erfolgte  nur  zwischen  Kursachsen,  Hessen, 
Lüneburg,  Anhalt,  dem  mansfeldiscben  Grafen,  Magdeburg  und  Bremen  (22.— 31. 
Dez.  1530).  Nachdem  der  Schweizer  Städtetag  zu  Basel  (Febr.  1531)  sich  gegen  den  Bei- 
tritt erklärt,  traten  (27.  Febr.  1581)  die  oberländischen  Städte  (Strafsburg,  Ulm,  Kon- 
stanz, Reutlingen,  Memmingen,  Lindau,  Biberach,  Isny)  und  Lübeck  bei,  •—  im  Juni 
Braunschweig,  Göttingen,  Goslar,  Eimbeck.  Aber  erst  in  Nordhausen  und  Frank- 
furt (Dezember)  gewann  die  Organisation  ihre  endgültige  Gestalt  (Baxtmgartkk, 
Karl  V.,  Bd.  III.  252  ff.) 
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gegen  Habsbnrg  geeinigten  neuen  Deutschlands  seine  endgültige  Verfas- 
sung.») Von  vornherein  erwies  er  sich  eines  weiteren  und  zwar  eines 
politischen  Wachstums  fähig:  schon  im  Okt  1531  schlössen  die  schmal- 
kaldener  Fürsten  ihren  Bund  auch  mit  dem  wittelsbachischen  Bayem- 
herzog,  dem  katholischen  Ge^er  Österreichs.  Kurz  darauf  (Mai 
1532)  thaten  sie  den  schwerwiegenden  Schritt,  auch  mit  dem  grofsen 
Feind  des  Kaisers,  mit  Franz  von  Frankreich,  abzuschliefsen.  Inzwischen 
begann  auf  der  anderen  Seite  das  Beichskammergericht  einen  ^Rechts- 
kriegt;  auf  prozessualem  Weg  verfügte  es  gemäXs  dem  Reichsabschied 
von  Fall  zu  Fall  die  Wiederherstellung  der  säkularisierten  Güter. 

Wider  alles  Erwarten  kam  der  Krieg,  der  sich  anscheinend  nicht 
mehr  zurückdämmen  liefs,  zunächst  nicht  zum  Ausbruch.  Ein  weiteres 
Jahrzehnt  verstrich  und  liefs  beiden  Gegnern  Zeit,  ihre  Kräfte  zu  sammeln* 

Gerade  jetzt  setzte  Soliman  den  längst  vorbereiteten,  neuen  Zug 
gegen  Ungarn  ins  Werk.  Von  Venedig  unterstützt,  von  Franz  I.  be- 
günstigt, brachte  er  den  Kaiser  von  neuem  in  eine  Lage,  in  der  er  bei 
dem  Übelwollen  Englands,  der  feindseligen  französischen  Diplomatie  Cle- 
mens' VII.  und  der  Unsicherheit  der  katholischen  Fürsten  fast  gezwungen 
war,  zum  Nürnberger  Religionsfrieden  mit  den  Protestanten  (1532)  zu 
greifen  und  ihnen  die  Einstellung  der  Kammergerichtsprozesse  zuzusichern. 
Wieder  zog  ihn  die  auswärtige  Politik  in  ihre  Kreise,  in  denen  er  sich 
mit  dem  alten  Glück  bewegte.  Dem  opfervoll  zusammengebrachten  statt- 
lichen spanisch-deutschen  Reichsheere  ersparte  Solimans  Rückzug  die  Ar- 
beit; dieser  schlofs  (1533)  mit  Ferdinand  Frieden  und  wandte  sich  gegen 
den  Orient.  Eine  andere  Despotenlaune  entzweite  Karls  europäische 
Gegner:  Heinrich  VIII.  verfügte  endlich  eigenmächtig  die  Scheidung  von 
Katharina  und  die  Heirat  mit  Anna  Boleyn  und  trieb  den  Papst  aus 
den  Armen  des  mit  England  verbundenen  Frankreich  in  die  des  Kaisers 
(1534);  ja  kurz  darauf  brachte  Clemens'  Tod  in  Alexander  Farnese, 
Paul  III.,  den  Papst  ans  Ruder,  der  neben  seinen  nepotistischen  Trieben 
auch  den  Entschlufs  zur  Erneuerung  der  Hierarchie  mitbrachte  und  auf 
Karls  Konzilsidee  einging.  Jetzt  konnte  der  letztere  als  Türkenbesieger 
das  westliehe  Mittelmeer  von  den  osmanischen  Korsaren  säubern  und 
Tunis  erobern  (1535).  Der  Erfolg  war  von  wenig  Heil.  Er  brachte  nun  den 
für  die  Christenheit  ungeheuerlichen  Bund  zwischen  Franz  I.  und  dem 
Grolsherm  zur  Wirksamkeit  und  entfesselte  von  neuem  einen  zweijährigen 
Kampf  um  Oberitalien  und  Ravenna.  Dieser  endete  resultatlos,  aber  trotz 
des  Friedens  (1538)  blieb   die  Lage   zwischen  Frankreich   und  Spanien 

1)  Wechselnde  ^Hauptmannschaff^  zwischen  Hessen  und  Karsachsen;  der 
Hauptmann  Vorsitzender  des  „Kriegsrats"^ :  9  Stimmen,  geteilt  zwischen  Sachsen, 
Hessen,  oberlSndischen  und  niederländischen  Städten  (je  2)  und  den  übrigen  Fürsten 
und  Herren  (eine),  —  Fixierung  der  „eilenden  Hilfe*^  (2000  Reiter,  10  000  Mann  FuTs- 
truppen),  —  Aufbringung  des  Solds  hälftig  durch  Fürsten  und  Städte. 
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gespannt,  während  sich  das  Einyemehmen  zwischen  Kaiser  und  Papst 
von  neuem  verschlechterte.  Ein  unklarer  Zustand  druckender  Gewitter- 
schwüle hielt  die  europäischen  Mächte  bis  in  den  Anfang  der  vierzigee 
Jahre  hinein  gefangen. 

Während  dessen  hatte  sich  das  Gestirn  der  evangelischen  Sache  in 
aufsteigender  Bahn  bewegt 

In  Deutschland  wurden  die  beiden  vornehmsten  Stützen^  auf  die 
sich  Habsburg  im  Reich  noch  verlassen  konnte,  durch  den  Schmalkai- 
dischenBund  weggeräumt:  der  Schwäbische  Bund,  das  Werkzeug  Maxi- 
milians (S.  562)  war  durch  den  Anschluls  der  oberdeutschen  Städte  an 
die  protestantischen  Fürsten  thatsächlich  gesprengt,  —  das  Beichskammer- 
gericht,  im  Dienst  des  Kaisers  mit  der  Wiederherstellung  der  säkularisierten 
Güter  beschäftigt  (S.  585),  drang  nicht  durch,  i)  Statt  dessen  gelang  den 
Schmalkaldenem  (1534)  die  Zurückführung  des  geächteten  Ulrich  von 
Württemberg  in  sein  I^and^);  sie  legte  einerseits  Bresche  in  die  ge- 
schlossene Macht  Ferdinands  und  bedeutete  anderseits  den  Gewinn  eines 
neuen  evangelischen  Territoriums. 5)  Bei  dem  rapiden  Fortschreiten  der 
Reformation  in  den  deutsch-österreichischen  Landen  selbst  war  sogar 
König  Ferdinand  genötigt,  mit  Sachsen  und  Hessen  sich  freundschaft- 
lich zu  stellen.  In  dem  „Wittenberger  Konvent"  (1536)  schien  sich  end- 
lich der  Ausgleich  zwischen  den  Wittenbergem  und  den  Oberländern 
vorzubereiten.  Noch  glücklicher  gestaltete  sich  die  Lage,  als  die  beiden 
konsequentesten  Parteigänger  des  Katholizismus  und  Östereichs,  Joachim 
von  Brandenburg  (1535)  und  Georg  von  Sachsen  (1539),  mit  Tode  ab- 
gingen. Kurfürst  Joachim  IL  und  Herzog  Heinrich  der  Fromme  be- 
gannen ziemlich  gleichzeitig  (seit  1539)  ihre  Territorien  zu  evangelisieren, 
wenn  sie  auch  beide  das  Interesse  der  Säkularisation  in  den  Vordergrund 
stellten  und  einen  Anschlufs  an  die  Schmalkaldener  vermieden. 

Während  dessen  bürgerte  sich  die  Reformation  auch  im  Norden 
Europas  ein,  —  freilich  in  Verbindung  mit  schwerer  Einbufse  Deutsch- 
lands an  politischem  und  wirtschaftlichem  Einflufs.  König  Christian  II. 
von  Dänemark,  Schweden  und  Norwegen  hatte  die  alte  Freundschaft 
mit  den  Niederlanden  durch  eine  Verschwägerung  mit  ihrem  Herrn, 
Karl  V.,  fester  geknüpft  und  suchte  mit  ihrer  Hilfe  die  Unabhängigkeit 

1)  Mit  Recht  betont  hierzu  v.  Bezold  (S.  678),  dafs  der  Widerspruch  gegen  die 
Unparteilichkeit  des  Reichskammergerichts  und  die  Befürchtung  der  Evangelischen, 
dafs  die  aitkirchiichen  Inhaber  geistlicher  Güter  als  ^Anführer*^  machtlos  seien,  in 
Wahrheit  Revolution  gegen  das  Reich  bedeutete. 

2)  Rechtlich  allerdings  in  der  Form,  dafs  Ferdinand  (im  Frieden  von  Kadan) 
Württemberg  nicht  mehr  als  Reichslehen,  sondern  als  österreichisches  Afteriehen  an- 
erkannte. 

3)  Im  Widerspruch  mit  dem  Nürnberger  Frieden  nahm  der  Bund  (1&35)  alJc 
auf,  die  sich  zur  Augsburgischen  Konfession  hielten  (Württemberg,  Pommern,  Anhalt, 
Augsburg,  Frankfurt,  Hannover,  Kempten). 
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der  Krone  planmäfsig  zu  erhöhen,  -—  im  Innern  die  Unabhängigkeit 
vom  dänischen  und  schwedischen  Adel,  die  er  (1520)  durch  das  Stock- 
hohner  Blutbad  befestigte,  nach  aulsen  die  Unabhängigkeit  von  den 
Handelsmonopolen  der  Hansa.  Das  Gegenbündnis  Lübecks  mit  den 
Ädelsparteien  war  mächtiger  als  er,  und  das  Haupt  der  Hansa  hatte  noch 
einmid  den  Triumph,  die  skandinavische  Union  (1523)  zu  zerreilsen  und 
die  Throne  sowohl  von  Dänemark  wie  von  Schweden  zu  vergeben :  an 
Stelle  des  vertriebenen  Christian  wurde  in  Dänemark  sein  Oheim  Fried- 
rich von  Holstein,  in  Schweden  der' junge  aristokratische  Parteiführer 
Gustav  Wasa  König.  Lübeck  erntete  von  ihnen  keinen  Dank.  Zu  seinem 
Unheil  wurde  der  Versuch,  die  alte  hansische  Grofsmachtspolitik  zu 
behaupten  und  in  den  eigenen  Mauern  den  neuen  Glauben  ans  Ruder 
zu  bringen,  von  einer  revolutionären  Bewegung  des  niederen  Volkes 
unternommen.  Der  Führer  dieser  radikalen  Bewegung,  der  neue  Bürger- 
meister WuUenwever,  ward  naturgemäls  in  seinem  Kampf  gegen  die  Skandi- 
navier und  Niederländer  von  allen  fürstlichen  Elementen  Deutschlands  im 
Stich  gelassen  und  unterlag  (1535)  gegen  Christian  III.  von  Dänemark  wie 
in  Lübeck  selbst,  so  wie  auch  Gustav  Wasa  die  der  Hansa  zugestan- 
denen Privilegien  brach.  Für  die  Hansa  war  dies  der  Anfang  vom  Ende  ihrer 
alten  Macht  Es  war  zugleich  das  Ende  jeder  demokratischen  Be- 
gnüg in  Deutschland;  im  gleichen  Jahre  (1535)  scheiterte  eine  solche  auch  in 
dem  extrem-phantastischen  Gewände,  das  die  von  Amsterdam  ausgehende 
wiedertäuferisch-kommunistische  Sekte  ihrem  „Gottesstaat^  zu  Münster 
gegeben  hatte.  ^)  Aber  an  der  evangelischen  Sache  hielten  die  beiden 
neuen  Herrscher  doch  konsequent  fest,  —  Gustav  Wasa  erzwang  sie  durch 
königlichen  Machtspruch,  um  sich  durch  eine  umfassende  Säkularisation 
des  Kirchenguts  die  finanzielle  Grundlage  schaffen  zu  können. 

Nicht  minder  bedeutsam  für  die  Gesamtlage  war  es,  dafs  jetzt 
England^)  unter  dem  Druck  eines  gemeinen^  aber  herrschenskräftigen 
Einzelwillens  gewaltsam  aus  dem  Kreis  der  katholischen  Mächte  heraus- 
gestofsen  wurde.  Was  ursprünglich  nur  Willkürakt  einer  Laune  ge- 
wesen, wuchs  sich  zu  verfassungsmäfsiger  Institution  aus.  In  dem  grund- 
satzlosen Primas  Thomas  Cranmer  fand  sich  der    „englische   Gegen- 

1)  Über  den  Staat  des  täuferischen  Propheten  Matthys  und  seines  Nachfolgers, 
des  Schneiders  und  Gastwirts  Jan  Beukelssen  von  Leyden  vergl.  Adler,  Geschichte 
des  Sozialismus,  S.  124.  Er  macht  mit  der  Beseitigung  des  Privateigentums  in  der 
That  Ernst  (Verwaltung  des  gesamten  Vermögens  durch  die  Obrigkeit,  gemeinsame 
Mahlzeiten),  fuhrt  jedoch  nicht  zur  Weibergemeinschaft  (es  soll  nur  keine  ledige 
Frau  geduldet  werden,  —  deshalb  zwangsweise  durchgeführte  Polygamie).  Daneben 
hat  jedoch  Johann  von  Leyden  selbst  politischen  Takt  genug,  um  auf  militärische 
Disdplin  von  Anfang  an  Gewicht  zu  legen.  Infolgedessen  wird  sein  Regiment  rasch 
zur  Tyrannis  und  zwar  in  despotischem  Sinne,  da  er  für  Verwaltung  und  Recht- 
sprechung nur  augenblicklichen  göttlichen  Winken  nachgeht. 

2)  Zum  Folgenden  Ranke,  Englische  Geschichte,  I.  117  ff. 
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papsf^.  Von  ihm  beraten,  beseitigte  der  König  zuerst  (1533)  alle  päpstliche 
Jurisdiktion,  um  schliefslich  (1534)  in  der  ^Suprematsakte^  sich  selbst 
als  „höchstes  irdisches  Haupt  der  Kirche  Englands^  zu  proklamieren 
und  so  die  zaghaft  keimende  fürstliche  Landeskirche  der  deutschen 
Territorien  in  grolsem  nationalen  Mafsstabe  aus  dem  Boden  zu  stampfen. 
Die  Neuerung  entsprach  zwar  zunächst  nichts  weniger  als  der  Stimmung 
des  Volkes.  Die  drohende  Erhebung  nötigte  zu  blutiger  Massenverfol- 
gung.  Ihr  treibender  Mann  Thomas  Cromwell,  ein  überzeugter  Schüler 
MacchiavelliS;  schickte  sich  an,  England  nach  dem  Muster  der  italieni- 
schen Despotien  umzuformen,  und  jetzt  forderte  die  freiheitliche  Bewe- 
gung auch  in  England  ihre  Opfer,  allen  voran  (1535)  Thomas  Monis  (S.  581). 
Um  so  mehr  aber  war  die  Monarchie  gezwungen,  die  Fühlung  mit  dem 
auf  gesicherten  Boden  stehenden  deutschen  Protestantismus  zu  suchen. 
Ein  moralisch  noch  gewichtigerer  Parteigänger  erstand  dem  letzteren 
zugleich  im  französischen  Volksgebiet 0  Ein  Kaufmannssohn  aus 
dem  nordfranzösischen  Noyon,  Jean  Cauvin,  hatte  den  neuen  Glauben, 
der  in  Frankreich  ursprünglich  nur  in  kleinen  und  verstreuten  Ge- 
meinden Wurzel  geschlagen  hatte,  im  Exil  zu  Basel  (1535)  zu  einem 
eigenartigen  Gedankenbau  entwickelt.  Zufälle  verschlugen  ihn  nach 
Genf,  das  im  Kampf  gegen  den  Herzog  von  Savoyen  und  dessen  Bun- 
desgenossen, seinen  eigenen  ungeistiichen  Bischof,  gerade  damals  An- 
schluls  an  Bern  und  Zürich  suchte;  Calvin  wurde  (1541)  halb  wider 
Willen  der  Organisator  des  neuen  Stadtstaats.  Aus  dem  bisherigen 
kommunalen  Organ,  dem  oligarchisch-gefärbten  Regierungsausschufs  des 
„Kleinen  Rats*',  und  der  süddeutschen  Geistiichkeit  schuf  er  als  neues 
oberstes  Organ  das  ^Konsistorium^,  zusammengesetzt  aus  den  Pfarrern 
und  zwölf  vom  Kleinen  Bat  Gewählten'^).  In  dieser  Centralgewalt,  die 
Kirche  und  Staat  zugleich  repräsentierte,  behauptete  die  Kirche,  ver- 
körpert in  ihm  selbst,  das  Übergewicht,  und  Calvin  begründete  deshalb 
für  Genf  dauernd  jene  stadtaristokratische  Theokratie,  die  Zwingli  in 
Zürich  nur  vorübergehend  zu  schaffen  gelungen  war.  Sein  Konsistorium 
wurde  das  politische  Werkzeug  seiner  Lehre.  War  es  der  Grundgedanke 
seiner  „institutio  christianae^^  religionis,  dals  der  Mensch  nur  durch  die  gött- 
liche Prädestination  zum  Glauben  und  zum  Heil  gelange,  so  war  es  nur 
die  praktische  Konsequenz,  wenn  die  Erwählten  —  unter  ihnen  Calvin 


1)  Stand  der  Litteratur  über  die  Entwicklung  des  CalvinismuB  bei  Mabcks, 
Coligny,  I.  256  ff. 

2)  Das  KonsiBtorium  bildet  ein  Inquisidonstribunal,  das  auf  Anzeige  jedes  seiner 
Mitglieder,  also  ex  officio  vorgeht,  zu  geistlichen  Strafen  (Rüge  und  Bnfse)  verur- 
teilt und  den  Schuldigen  eventuell  zur  weiteren  Verfolgung  den  weltlichen  Behörden 
überweist  Auch  hier  ist  aber  die  Grenze  keine  scharfe,  denn  es  kann  selbst  den 
Kirchenbann  verhängen,  der  den  Verurteilten  rechtlos  macht,  und  implicite  bereits  zu 
Achtung,  Konfiskation  und  Hinrichtung  verurteilten. 
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selbst  zn  allererst  im  Bewulstsein  seiner  göttlichen  Mission  —  sich  zu 
scharfer  Zucht  der  aulserhalb  der  Gnade  Stehenden  ermächtigt  fühlten. 
Das  Konsistorium  handhabte  mit  Nachdruck  diese  fast  unbeschränkte 
Kirchenzucht,  Sittenpolizei  und  Strafgewalt,  und  die  Genfer  Eepublik  unter- 
warf sich  einem  strengen  geistlich-weltlichen  Absolutismus.  Aber  er  wurde 
aufgewogen  durch  die  überaus  starke  propagandistische  Kraft,  die  Calvin 
und  Genf  nunmehr  nach  aulsen  entfalteten.  Im  Laufe  eines  Jahrzehntes 
bedeckte  sich  Frankreich  mit  einem  Netz  calvinischer  Gemeinden  aus  Ele- 
menten aller  Stände, einer  freien  Organisation  urchristlicher  Gemein de- 
kirchen, deren  Organ,  die  „Konsistorien^  von  Predigern,  Diakonen  und 
Ältesten  im  Gegensatz  zu  Deutschland  von  der  Staatsgewalt  ganz  los- 
gelöst erschienen  und  eine  höhere  Einheit  nur  in  der  „Synode^  aller  Pro- 
yinzgemeinden  fanden.^)  Von  Frankreich  setzte  der  Galvinismus  nach 
dem  nahe  befreundeten  Schottland  über. 

Trotz  alledem  war  das  Bild  des  allgemeinen  Aufschwungs  des  Evan- 
geliums und  der  mit  ihm  verbündeten  deutschen  Fürstengewalt  trügerisch. 
Nicht  nur  Spanien  blieb  dank  der  Wirksamkeit  der  Inquisition  von 
der  Bewegung  ausgeschlossen,  auch  Italien  gelang  es  nicht  in  sie  hinein- 
zuziehen. Die  kleine  Gruppe  der  Reformfreunde  im  humanistischen  Kreise 
fand  weder  in  den  Regierungen,  noch  in  den  Massen  des  Bürgertums  einen 
Rückhalt.  Statt  dessen  begannen  sich  mit  Paul  III.  (S.  585)  alle  ernsteren 
christlichen  Elemente  dem  Gedanken  einer  Wiedergeburt  der  mittelalter- 
lichen Papstkirche  zuzuwenden ;  in  zahlreichen  neuen  Ordensgründungen, 
vor  allem  im  Wachstum  der  „Gesellschaft  Jesu^  des  spanischen  Offi- 
ziers Ignaz  Loyola  (seit  1534)  bildete  sich  die  künftige  Armee  des  er- 
neuerten Papsttums  aus,  und  mit  Peter  Caraffa  gewann  im  Kardinals- 
kollegium die  intolerant  hierarchische  Gruppe  die  Oberhand.  Sie  be- 
thädgte  durch  Einführung  der  Inquisition  in  Italien  (1542)  den  Bund 
mit  dem  spanischen  System  des  Jesuitismus  und  vernichtete,  indem  sie 
das  allgemeine  Konzil  (1545)  nach  Trient  einberief,  die  letzten  Hoff- 
nungen, die  die  deutschen  Protestanten  noch  immer  auf  ein  die  Reform 
der  deutschen  Kirche  ordnendes  Nationalkonzil  gesetzt  hatten.  Zwar  war 
es  auch  jetzt  wieder  für  die  Protestanten  günstig,  dals  Caraffa  mit  seinem 
düsteren  Katholizismus  den  wilden  Hafs  des  Neapolitaners  gegen  den 
spanischen  König  verband,  und  dals  das  Verhältnis  zwischen  Kaisertum 
und  Papsttum  um  so  schlechter  wurde,  je  mehr  sie  sich  gegenseitig  in 
ihren  universalistischen  Bestrebungen  näherten.  Aber  die  günstige  Chance 
wurde  durch  die  zersetzenden  Einflüsse,  die  sich  innerhalb  der  Evange- 
lischen geltend  machten,  mehr  als  aufgewogen.  Der  ungeschulten  Diplo- 
matie der  deutschen  Fürsten')   blieb  es  verborgen,   wie  der  Kaiser  mit 

1)  SchUdemng  der  Organisation  bei  Mabcks,  Coligny,  I.  326  ff. 

2)  V.  BEzoiiD,  S.  687.  —  Ihr  entsprach  voUkommen  der  naive  Glaube  Luthers 
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wortkarger  Zähigkeit  stets  den  Plan  festhielt,  seinen  spanisch-katholischen 
Absolntismns  schliefslich  doch  mit  Gewalt  durchsetzen,  und  in  unheilvoller 
Weise  verstrickte  sie  ihr  Sicherheitsgefühl  in  ihre  persönlichen,  territo- 
rialen  und  ständischen  Eifersüchteleien.  Innerhalb  des  Schmalkaldischen 
Bundes  hielt  das  gespannte  Verhältnis  zwischen  Städten  und  Fürsten^ 
zwischen  Hessen  und  Sachsen  die  Bundesglieder  in  gegenseitigem  Mils- 
trauen,  so  wie  anderseits  der  Bund  mit  den  isolierten  Fürsten  in  Kon- 
flikt stand,  und  vor  allem  erstand  dem  schwerfälligen  Haupt  des  kur- 
fürstlichen Hauses  zu  Wittenberg  in  dem  Erben  des  albertinischen  Sachsen, 
dem  jungen  Herzog  Moritz,  ein  ehrgeiziger  Konkurrent,  den  Karls  Kanzler 
Granvella  geschickt  benutzte,  um  den  emestinischen  Vetter  in  Schach  zu 
halten.  Direktionslos,  unthätig,  liefsen  sie  den  Kaiser  gewähren,  als  er  — 
seit  1543  mit  einem  spanischen  Heer  in  Deutschland  —  von  dem  lässig 
geführten  französischen  Krieg  langsam  zur  Bändigung  der  protestan- 
tischen und  ständisch-selbstherrlichen  Widersacher  überging.  0  Sein  Er- 
folg war  ungeheuer.  Diplomatie,  handelspolitischer  Druck,  Gewalt  brachte 
eine  der  Reichstädte  nach  der  andern,  der  offene  Krieg  die  Fürsten, 
der  Sieg  von  Mühlberg  und  die  Bundesgenossenschaft  des  Herzogs  Moritz 
vor  allem  den  gefährlichsten,  Johann  von  Sachsen  (1546),  in  seine  Ge- 
walt Und  nun  suchte  er  rasch  alle  Konsequenzen  aus  seinem  Überge- 
wicht zu  ziehen,  um  so  ungehinderter,  als  er  im  gleichen  Moment  von 
aufsen  her  fast  volle  Aktionsfreiheit  erhielt.  Kurz  nach  einander  starben 
jetzt  (Januar  und  März  1547)  Heinrich  VIII.  und  Franz  L,  zwischen  den 
Nachfolgern,  dem  Protektor  des  minderjährigen  Eduard  VI.,  dem  evan- 
geüsch  gesinnten  Herzog  von  Somerset,  und  dem  König  Heinrich  IL 
entbrannte  zunächst  die  alte  englisch-französische  Fehde,  und  dazu  warf 
sich  Heinrich  II.  sofort  mit  Entschiedenheit  in  die  Richtung  streng  intole- 
ranter Gegenreformation.^)  Nur  die  Eifersucht  des  Papstes,  der  seine 
Truppen  aus  Deutschland  abrief  (Januar  1547)  und  (März)  das  Konzil 
von  Trient  aus  der  kaiserlichen  Machtsphäre  eigenwillig  nach  Bologna 
verlegte,  war  es  zu  danken,  dafs  die  Protestanten  der  vollen  Vernichtung 
entgingen.  Immerhin  blieb  Karls  Auftreten  herrisch  genug.  In  Opposition 
gegen  den  Papst  und  Luther  zugleich  dekretierte  er  auf  dem  „gehar- 
nischten" Reichstag  von  Augsburg  seine  kaiserliche  Reformation;  seine 


an  seinen  „lieben,  frommen,  anschuldigen  Kaiser'^,  „Karolus,  das  edle  Blnt*^  (ebenda 
S.  616). 

1)  Der  evangelische  Berater  des  Landgrafen  Philipp  hielt  im  Winter  1546  „den 
Untergang  Deutschlands  und  den  Ruin  Europas  für  unmittelbar  bevorstehend" 
(V.  Bezold,  S.  746). 

2)  Sofort  (1547)  Eröffnung  der  „chambres  ardentes'',  die  nun  mit  der  Ketzerver- 
folgung bis  1550  ununterbrochen  thätig  sind.  In  25  Monaten  werden  etwa  600  Ur- 
teile erlassen,  —  von  450  sicher  bezeugten  60  auf  Tod,  die  übrigen  auf  Verbannung, 
Konfiskation,  Geifselung  u.  s.  w.  (Marcks,  Coligny,  1.  307). 
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^Zwischenreligion^;  durch  die  er  für  die  protestantischen  Stände  neben  dem 
provisoriBchen  Zugeständnis  ihrer  Kommunion  und  Priesterwahl  den  ge- 
samten altkirchlichen  Kultus  —  Messe,  Sakramente,  Reliquien  —  und  die 
bischöfliche  Jurisdiktion  wieder  eingeführt  wissen  wollte.  Lag  schon 
darin,  daXs  er  das  „Interim'^  allen  protestantischen  Fürsten,  auch  den 
treuen,  wie  Albrecht  Yon  Brandenburg  und  Moritz  von  Sachsen,  auf- 
zwang, eine  Negation  der  fürstlichen  Selbstbestimmung  in  der  stän- 
dischen Legislatur,  so  kündigten  sich  sofort  weitere  Reformen  rein  poli- 
tischen Charakters  an.  Die  sächsische  Kur  wurde  mit  dem  Hauptteil  des 
emestinischen  Landes  auf  den  Albertiner  Moritz  übertragen,  die  Städte  wurden 
aus  den  Beichstagsberatungen  (S.  481;  herausgedrängt,  das  Kammergericht 
dem  Kaiser  unterstellt,  die  spanischen  Niederlande  mit  dem  Reich  ver- 
knüpft 1),  in  Italien  weiter  gebaut^)  Alles  in  allem  trat  die  Tendenz  her- 
vor, die  Fürsten  als  kaiserliche  Stellvertreter,  die  Städte  als  Regierungs- 
kreise im  Sinne  der  französischen  Kronpolitik  zu  behandeln^),  aber  freilich 
ganz  im  Dienste  des  spanischen  Universalreiches,  denn  als  Haupt- 
punkt seines  Programms  verfolgte  der  Kaiser  leidenschaftlich  die  Idee, 
die  Nachfolge  im  Reich  seinem  Neffen  Maximilian,  dem  Sohn  König 
Ferdinands,  zu  entziehen  und  sie  seinem  Sohn,  dem  Infanten  Philipp,  zu- 
zuwenden, also  die  ganze  Ländermasse  bei  seinem  Hause  zusammenzuhalten- 
Und  doch  zeigte  sich  im  entscheidenden  Augenblick,  dafs  Karls  V. 
Hoffnungen  trügerische  gewesen.  Gerade  in  dem  Mafse,  als  es  klar  wurde, 
dass  seine  Arbeit  nicht  nur  der  Aufrichtung  kaiserlicher  Autorität  im 
Reiche  gelte,  sondern  den  Interessen  der  spanischen  Weltherrschaft  und  dem 
bedrückenden  System  der  spanischen  Staatskirche,  schlofs  sich  die  Koali- 
tion fester  gegen  ihn  zusammen,  entfremdete  sich  ihm  sogar  der  eigene 
Bruder.  Heinrich  von  Frankreich  wandte  sich  wieder  gegen  seinen 
Hauptfeind,  und  die  thatkräftige  Schwenkung,  die  Kurfürst  Moritz  voll- 
zog, indem  er  seinen  Fürstenbund  auf  eine  Allianz  des  Reichsfeinds 
Frankreich  stützte,  geschah  doch  im  Einklang  mit  dem  stärkeren  Ge- 
fühl, das  die  allgemeine  Meinung  gegen  den  Fremdherrscher  leitete,  und 
rechtfertigte  in  diesem  Augenblick  äufserster  Gefahr  sogar  das  Opfer  der 
drei  lothringischen  Bistümer,  die  die  Franzosen  occupierten  (1552).  Dafs 
in  der  nun  folgenden  Verwirrung  die  Opposition  ihr  Haupt,  den  einzigen 

1)  Als  „burgundischer  lüreis'^  mit  Beitrag  zu  den  ReichBlasten,  wofür  aber 
nunmehr  das  Reich  für  die  militäriBche  Sicherung  Bui'gnnds  eintreten  sollte. 

2)  Ermordung  des  Nepoten  des  Papstes  Pier  Luigi  Famese  zu  Piacenza  und 
Besetzung  Piacenzas  durch  kaiserliche  Truppen,  —  Protest  gegen  die  Rechtste- 
stftndigkeit  des  Konzils  (Januar  1548),  —  Vermählung  des  Thronfolgers  und  Regenten 
von  Toskana,  des  späteren  GrofsherzogsiFerdinand,  mit  einer  österreichischen  Prinzessin. 

3)  An  die  Politik  Ludwigs  XL  (S.  539)  erinnert  vor  allem  das  Streben,  in  den 
Städten  die  Zünfte  zu  Gunsten  der  oUgarchischen  Regierung  lahm  zu  legen  (v.  Bezold 
S.  804.  806).  —  Der  Kaiser  behält  sich  die  Besetzung  des  Kammergerichts  vor.  £r 
denkt  bereits  an  eine  Finanzierung  der  Reichsgewalt. 
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deatschen  Politiker  grofaen  Stils,  Moritz  selbst,  (1553)  zweiunddreilsigjährig 
verlor,  war  einer  der  Schicksalsschläge ,  die  in  solcher  Häufung  nur 
Deutschland  beschieden  gewesen  sind  (S.  551).  Immerhin  wax  fiirs  erste 
sein  Zweck  erreicht.  Der  Kaiser,  vor  Metz  geschlagen,  der  deutschen 
Händel  im  innersten  überdrüssig,  gab  Philipps  Thronfolge  auf.  Der  Tod 
des  jungen  Eduard  VI.  (1553)  eröffnete  in  England,  wo  nunmehr  seine 
Schwester  Maria  die  Katholische  succedierte,  der  Gegenreformation  neue 
Aussichten,  —  er  gab  zugleich  dem  Infanten  Philipp,  mit  dem  sich  die 
neue  Königin  verheiratete,  einen  neuen  Stützpunkt,  von  dem  aus  auch  der 
Kampf  gegen  Frankreich  wirksamer  wieder  aufgenommen  werden  konnte. 
Im  Angesicht  einer  Ära  blutiger  Verfolgungen,  die  Philipp  und  Maria 
soeben  gegen  die  englischen  Ketzer  einleiteten,  trat  deshalb  Karl 
von  den  Begierungsgeschäften  zurück.  Spanien,  Burgund  und  Italien 
überliefs  er  Philipp,  die  deutsche  Ketzerei  und  die  deutschen  Fürsten 
unter  ihrem  Kaiser  Ferdinand  sich  selbst.  Und  dessen  erste  Mafsregel 
war  es,  das  gute  Verhältnis  mit  den  Ständen  durch  den  Augsburger 
Land-  und  Beligionsfrieden  (1555)  wieder  herzusteUen.  Er  gestand  zu, 
dafs  die  Fürsten  und  Städteobrigkeiten  der  Augsburgischen  Konfession 
das  jus  ref ormandi  für  ihre  Gebiete  ausüben  könnten,  —  das  Zugeständnis 
eines  neuen  grolsen  Stücks  Unabhängigkeit  der  Stände  gegenüber  dem 
Beich.  Die  Protestanten  gestanden  den  „geistlichen  Vorbehalt"  zu,  dafs 
geistliche  Beichsstände  durch  ihren  Übertritt  Bistum,  Land  und  Ein- 
künfte verlieren  sollten.  Doch  fügten  sie  sich  dieser  Ausnahme  gegen  die 
weitere  Ausnahmedeklaration,  dafs  der  katholische  Bischof  seine  evan- 
gelischen Unterthanen  nicht  in  ihrer  Beligion  beeinträchtigen  solle. 

IL  Die  Gegenreformation  und  die  habsburgische  Vor- 
herrschaft im  Zeitalter  Philipps  II.  Die  Ereignisse  der  letzten 
Jahre  hatten  die  Politik  Karls  V.  zum  Stocken  gebracht,  —  entschieden 
war  über  sie  noch  nichts.  Im  Gegenteil  griff  Philipp  IL  die  Pläne 
seines  Vaters  sofort  auf,  zwar  mit  geringeren  territorialen  Machtmitteln, 
aber  mit  wachsenden  finanziellen  Hilfsmitteln  und  vor  allem  unter 
wesentlich  günstigeren  Bedingungen.  Allerdings  gelang  ihm  der  Erwerb 
der  Kaiserkrone  nicht;  sie  blieb  bei  der  jüngeren  Linie  und  ging  von 
König  Ferdinand  (1564)  auf  seinen  Sohn  Maximilian  über.  Sehr  bald 
wurde  auch  die  gehoffte  Union  zwischen  Spanien  und  England  durch 
das  Ableben  der  Königin  Maria  (1558)  zu  nichte.  Mit  der  Thronbestei- 
gung Elisabeths  verlor  der  Katholizismus  in  England  seine  Stütze  und 
Spanien  seinen  Bundesgenossen  gegen  Frankreich.  Aber  trotzdem  schlug 
der  Feldzug  von  1557 — 1559  für  Spanien  günstig  aus.  Der  Friede  von 
Cäteau-Cambrösis  liefs  den  Franzosen  nur  die  geraubten  deutschen  Bis- 
tümer, —  dagegen  lieferte  der  Verzicht  auf  Piemont  und  Italien  das 
Hauptobjekt   des   halbhundertjährigen  Kampfes   an  Spanien  aus.    Noch 
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vorteilhafter  war,  dafs  mit  Paul  IV.  auch  der  alte  Hader  zwischen  Spanien 
und  Rom  begraben  wurde,  der  in  der  Zeit  Karls  V.  das  meiste  gethan 
hatte,  sowohl  die  habsburgische  Macht  wie  den  Katholizismus  zu  schär 
digen.  Pius  IV.,  geängstigt  durch  sein  Konzil,  bestrebt,  vor  allem  die  papale 
Unabhängigkeit  gegen  die  Bischöfe  zu  retten,  warf  sich  (1563)  dem  Kaiser 
und  dem  spanischen  König  in  die  Arme,  und  ein  enger  Bund  Philipps 
mit  ihm  und  seinem  Nachfolger  Pius  V.  gewährleistete  fortan  den  Fort- 
schritt der  spanischen  Weltmacht  wie  des  katholischen  Prinzips.  Jedes 
Vordringen  der  Gegenreformation  kam  direkt  oder  indirekt  auch  Spanien 
zu  gute.  Unmittelbar  darauf  (1565)  begann  nun  die  gewaltsame  Hispani- 
sierung  und  Katholisierung  der  Niederlande  durch  Alba;  bis  1570  waren 
die  Führer  des  Aufstandes  gezüchtigt,  neue  Bischöfe  eingesetzt,  die  Gene- 
ralstände gefügig  gemacht,  der  Königszehnte  durchgeführt.  Aber  auch  im 
Süden  trat  Spanien  als  Vorkämpfer  der  Christenheit  auf.  Ein  letzter 
grofser  Aufstand  der  spanischen  Mauren  wurde  gebrochen  (1571),  und  in 
engem  Zusammenhang  damit  stand  es,  dals  endlich  der  Bund  gegen  die 
Türken  zur  Wirklichkeit  wurde:  im  gleichen  Jahre  führte  Don  Juan 
d'Austria  mit  spanischer,  päpstlicher  und  venezianischer  Macht  den  yer- 
nichtenden  Schlag  von  Lepanto  gegen  die  Flotte  des  Grofsherm.  Parallel 
ging  im  Westen  die  rationellere  Organisation  und  Ausbeutung  der  ameri- 
kanischen Kolonien.  0  Für  das  alles  behielt  Philipp  freie  Bahn,  weil 
inzwischen  die  Nachbarmächte  sämtlich  durch  die  inneren  Konflikte 
gefesselt  waren,  die  die  ausbrechende  Gegenreformation  hervorrief. 

Vor  allem  in  Frankreich  hatte  die  Gegenreformation  nun  ihre 
Arbeit  begonnen.  Heinrich  IL  hatte  den  demütigenden  und  die  Nation 
demoralisierenden  Frieden  von  Cateau-Cambresis  nur  deswegen  so  rasch 
verschmerzt,  weil  er  ihm  ermöglichte,  nunmehr  desto  energischer  den 
Bund  von  Monarchie  und  Kirche  gegen  den  aufstrebenden  Calvinismus 
zur  GeltuDg  zu  bringen.  Aber  den  Kampf  gegen  die  Ketzerei  sahen  die 
Reformierten  durch  den  jähen  Tumiertod  ihres  Bedrängers  (1559)  wie 
durch  ein  Gottesurteil  unterbrochen,  und  jetzt  traf  der  Rückschlag  die  so 
machtvolle  Monarchie  mit  verdoppelter  Wucht  Kaum  hatt«  die  Königin- 
Witwe  als  Vormünderin  ihrer  minderjährigen  Söhne  begonnen,  auf  dem 
Wege  ihres  Gatten  weiterzuschreiten,  als  sie  sich  in  einen  doppelten  Konflikt 
verwickelt  sah.  Die  Berater  der  Katharina  von  Medici,  die  spanisch-papis- 
tischen Parteiführer  Karl  und  Franz  Guise,  reizten  den  national  gesinnten 
Hochadel;  gegenüber  den  Männern  von  neuem  Blut  forderte  er  für  Navarra 
und  Cond^,  die  Prinzen  von  Geblüt  aus  der  bourbonischen  Seitenlinie,  die  Re- 
gentschaft. Unter  der  guisischen  Bedrückung  begannen  aberauch  die  „Huge- 
notten" aller  Stände,  Kleinadel,  Städter,  Bauern  vereint,  sich  zum  Glaubens- 
kriege zu  rüsten.  Ein  kopfloser  Handstreich  reformierter  Verschwörer  gegen 

1)  Auf  die  Vorgänge  beim  Erwerb  der  mittel-  und  BÜdamerikanischen  Terri- 
torieni  bes.  Mexikos  mid  Peras,  kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 
Schmidt,  Staatslehre,  n,  1.  38 
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den  Hof  zu  Amboise  führte  zu  blutigem  Strafgericht  Doch  kam  es  nun  (1560) 
zu  einer  Ständeversammlung,  in  der  sich  —  unter  dem  Eindrucke  eines 
neuen  Thronwechsels,  der  die  Krone  von  einem  siebzehnjährigen  an  einen 
elfjährigen  Knaben  brachte  —  aller  Unmut  und  alle  Wirrsal  der  englischen 
Kriegszeit  zu  wiederholen  schien.*)  Die  Verhandlungen  verliefen  er- 
gebnislos, und  Frankreich  verfiel  von  neuem  dem  offenen  Bürgerkrieg. 
Mit  ihm  war  die  nationale  Geschlossenheit  des  Reiches  gesprengt.  Spanisch- 
katholische Hilfe  hier,  deutsch-protestantische  dort  machten  den  Kampf  zu 
einem  Teil  des  internationalen  Bingens  der  beiden  Glaubensprinzipien,  und 
sein  Verlauf  verhalf  bis  auf  weiteres  der  universalen  Hierarchie  zum 
Siege.  Schon  hatte  der  patriotische  Idealismus  und  das  Feldhermtalent 
des  Führers,  der  dem  Hugenottismus  in  dem  ersten  Mann  Frankreichs, 
in  Gaspard  von  Coligny,  erstanden  war,  (1570)  einen  Frieden  erstritten, 
der  dem  neuen  Glauben  seine  Übung  und  sichernde  Waffenplätze 
Bochelle,  Cognac,  garantierte,  da  trieb  die  Übermacht  des  protestan- 
tischen Staatsmannes  die  Königin  Katharina  und  den  jungen  Karl  IX. 
zu  dem  ungeheuerlichen  Attentat  der  Bartholomäusnacht  Durch  den 
Mord  von  mehr  als  20000  Protestanten  in  Paris  und  den  Provinzen 
(1572)  wurde  die  französische  Regierung  freiwillig  das  Werkzeug 
Philipps  IL  Eine  zweite  Verbündete  hatte  Philipp  inzwischen  in  der 
jungen  Königin- Witwe  Franz'  II.,  Maria  Stuart  von  Schottland,  gewonnen. 
In  ihrem  heimischen  Königreich  hatte  sie  (seit  1561)  ihre  Stände  und 
den  Galvinismus  (S.  589)  zugleich  zu  unterdrücken  unternommen;  sie  war 
weiterhin  sogar  mit  dem  Anspruch  hervorgetreten,  ihre  katholische  Monar- 
chie auch  auf  England  auszudehnen.  Der  Verlust  hatte  (1558)  allerdings 
zum  Aufstand  der  Schotten,  zur  Thronentsetzung  der  Maria,  ihrer  Flucht 
nach  England  geführt,  aber  ihre  Intemierung  als  englische  Staatsge^ 
fangene  schuf  eine  chronische  Successionsfrage  und  trug  den  Widerstreit 
des  konfessionellen  Problems  und  der  Auslandpolitik  auch  in  den  eng^ 
lischen  Staat  hinein. 

Auch  in  Deutschland^)  legte  sich  ein  Mehltau  über  die  hoff- 
nungsvolle Blüte  der  neuen  beruhigteren  Verfassungszustände.  Die 
liebenswürdige  Persönlichkeit  Kaiser  Maximilians  IL,  der  (1569)  von 
seinem  Vater  Ferdinand  die  Krone  übernommen,  hatte  durch  ein  fast 
freundschaftliches  Einverständnis  mit  der  massgebenden  Gruppe  trefflicher 
Territorialfürsten,  mit  August  von  Sachsen,  Albrecht  von  Brandenburg, 
Christoph  von  Württemberg,  und  durch  die  unverhohlene  Sympathie 
ftlr   den  neuen  Glauben   noch  einmal  eine  Situation  geschaffen,  in  der 

1)  Am  5.  Dezember  1560  starb  Franz  IL,  am  13.  Dezember  wurden  die  Stände 
in  Anwesenheit  des  jungen  Karl  IX.  eröffoet.  Vergl.  über  die  Bedeutung  diesea 
Reichstags  unten  S.  651. 

2)  Hierüber  vor  allem  Ranke,  Zur  deutschen  Geschichte,  I.  Über  die  Zeiteii 
Ferdinands  I.  und  MaximUians  IL  S.  1  ff. 
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endlich  der  Anfban  eines  Ffiretenbundes  unter  kaiserlichem  Vorsitz  und 
auf  Grundlage  einer  evangelischen  Nationalkirche  seiner  Verwirklichung 
nahe  schien.  Auch  in  den  Territorien  katholischer  Landesherren,  in 
Bayern,  Österreich,  den  rheinischen  und  fränkischen  Bistümern,  war  der 
Protestantismus  im  Steigen;  um  1570  galt  der  Adel  fast  durchgehend 
als  neugläubig,  trotz  mancher  Schlappen  hielten  sich  Handel  und 
Wohlstand  der  Städte,  mindestens  der  süddeutschen  —  Nürnbergs,  Augs- 
burgs, Lindaus,  Frankfurts  —  auf  ihrer  Höhe.  Aber  an  anderen  Stellen 
dauerten  Hader  und  Eifersucht  fort;  von  ihnen  wurden  schlief slich  auch 
die  Ansätze  friedlicher  und  nationaler  Gesinnung  wieder  angefressen  und 
ertötet  Der  alte  Hafs  zwischen  Reichsstädten  und  Fürsten  gab  jetzt 
der  Hanse  den  Todesstols.  Seit  dem  Emporkommen  des  dänischen  und 
schwedischen  Nationalstaates  (S.  587)  konnten  der  Stadtstaat  Lübeck  und 
seine  Verbündeten  die  erforderliche  Macht  nicht  mehr  aufbringen,  um  sich 
gegen  sie,  sowie  gegen  die  Niederländer  und  Engländer  zu  behaupten.  Der 
festeste  Stützpunkt  der  Hanse  ging  ihr  verloren,  seit  die  fortschreitende 
Zerstückelung  des  Ordensstaats  (S.  553)  mit  der  Besitzergreifung  Liv- 
lands  durch  Schweden  endete  und  Erich  XIV.,  Gustav  Wasas  Sohn,  (1562) 
die  hansischen  Schiffe  auch  von  den  baltischen  Ostküsten  ausschlofs.^) 
Lübecks  letzte  Siege  konnten  auf  die  Dauer  nichts  daran  ändern.  Zudem 
drangea  neben  den  Niederländern  jetzt  die  Engländer  vor.  Nicht  nur 
auf  Kosten  der  Spanier  durch  die  beginnende  Guineafahrt  (1553),  son- 
dern auch  gegen  die  Hansen  mit  einer  neugegründeten  Ostland-,  Moskau- 
und  Türkenkompanie  breiteten  sie  sich  aus,  und  seit  Elisabeth  (1558)  hörte 
auch  die  bisherige  Bücksicht  ihrer  B,egierung  auf  die  Deutschen  auf.  In 
London  wurde  der  hansische  „Stahlhof"  unter  Vernichtung  seiner  ver- 
brieften Rechte  geschlossen,  in  Deutschland  lieferte  der  egoistische  Ab- 
fall Hamburgs  vom  Bunde  den  Engländern  den  Stapelplatz,  von  dem  aus 
sie  den  gesamten  Tauschhandel  Norddeutschlands  an  sich  zogen.  Lübeck 
fand  gegen  alle  GewaJtmafsregeln  weder  beim  König  noch  bei  den  Fürsten 
Hilfe.  Der  deutsche  Seehandel  wurde  endgültig  ruiniert,  weil  die  See- 
staaten keine  Macht  und  die  mächtigen  Territorialstaaten  keine  Seeinteressen 
hatten.  Und  gleichen  Schaden  wie  die  Uneinigkeit  zwischen  Städten  und 
Fürsten  brachten  auf  geistigem  Gebiet  die  Eifersucht  der  fürstlichen 
Gruppen  unter  einander.  Der  theologische  Streit  zwischen  der  streng- 
lutherischen und  der  Calvin  zugeneigten  „reformierten"  Richtung  spal- 
tete  die    Evangelischen  in   zwei  Lager    und   erweckte  zwischen  Kur- 

1)  Anschauliche  Übersicht  bei  DietbichScuäpbr,  DeutBchland  zur  See.  1897.  S.  18. 
Der  Friede  von  Stettin  (1570)  gestand  den  Hansen  die  Narwafahrt  noch  einmal  zu, 
1572  wurde  sie  aber  wieder  verboten.  Übrigens  war  der  Sieg  über  Schweden  nur 
durch  die  Bundesgenossenschaft  Dänemarks  (Friedrichs  II.,  1559—1588)  möglich  ge- 
worden. Mit  dessen  Nachfolger  Christian  IV.  begann  die  Unterdrückung  auch  von 
der  dänisch-norwegischen  Seite. 
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Sachsen  und  Knrpfalz  eine  erbitterte  Feindschaft,  die  den  protestan- 
tischen Ständen  jedes  zielbewofste  Vorgehen  gegen  die  katholischen 
Feinde  unmöglich  machte.  Dieser  Streit  vor  allem  lähmte  alle  Versuche^ 
dem  geistlich -weltlichen  Zwitterding  der  Fürstbistümer  ein  Ende  zu 
machen  und  so  zugleich  das  Hindernis  einer  deutsch-evangelischen 
Nationalkirche  und  eines  geschlossenen  homogenen  deutschen  Fürsten- 
bundes zu  beseitigen;  die  Hauptwidersacher  der  Säkularisation,  die 
deutsche  Beichsritterschaft  und  das  Kleinfürstentum,  die  für  ihre  jüngeren 
Söhne  in  den  Stiftern  eine  Versorgung  fanden,  konnten  bei  der  Zwietracht 
der  Nächstbeteiligten  nicht  überwunden  werden.  Statt  dessen  wurden 
gerade  die  Stifter,  zuerst  (1576)  Fulda,  nun  der  Herd  der  Gegenrefor- 
mation, die,  allenthalben  von  Jesuiten  geleitet,  gewaltsam  die  evan- 
gelische Bevölkerung  zum  katholischen  Glauben  zurückzuführen  begann. 
Der  Protest  gegen  diese  Milsachtung  der  Augsburger  Deklaration  (S.  562) 
erstarb  ebenfalls  in  dem  Gezänk  der  Evangelischen.  Von  ihm  angewidert, 
im  Türkenkrieg  erfolglos,  wendete  sich  schon  Maximilian  selbst  ( — 1576) 
in  seinen  späteren  Jahren  dem  spanisch-katholischen  EinfluXs  wieder  zu. 

Allerdings  rief  jeder  Erfolg  Spaniens  die  nationalen  Kräfte,  jeder  Fort- 
schritt des  Katholizismus  die  protestantischen  Gruppen  zu  energischerem 
Zusammenschlufs  auf.  In  den  Niederlanden  begann  Wilhelm  von  Oranien 
von  den  nördlichen  Provinzen^ aus  den  bewaffneten  Widerstand  zu  orga- 
nisieren; der  Vorstofs  der  Wassergeusen  gegen  Briel  und  Vlissingen 
(1572)  bewirkte  Albas  Abberufung;  bald  folgte  (1576)  die  Genter  Paci- 
fikation,  die  sämtUche  Staaten  zur  Vertreibung  der  Spanier  einigte. 
In  Frankreich  wuchsen  aus  der  Bartholomäusnacht  zwei  neue  Bürger- 
kriege, an  deren  Ende  der  neue  König  Heinrich  III.  (1576)  den  Hugenotten 
die  Garantien  der  Beligionsübung  gewähren  mulste,  wie  sie  Coligny  (1570) 
bedungen  hatte  (S.  594).  Ebenso  setzten  sich  in  den  vom  Jesuitismus  über- 
zogenen Gebieten  Deutschlands,  in  Bayern,  den  österreichischen  Ländern, 
Adel  und  Gemeinden  zur  Wehre,  nicht  anders  in  Polen  und  in  Schweden, 
wo  das  Königshaus  nach  längerem  Schwanken  zur  Beformation  zurück- 
kehrte. In  England  drängten  die  Umtriebe  der  Maria  Stuart,  die  im  eng- 
lischen Kerker  ihren  Anspruch  auf  die  vereinigten  Kronen  aufrechterhielt, 
die  Königin  Elisabeth  und  ihre  Staatsmänner  zu  immer  entschiedenerem  pro- 
testantischen Auftreten,  das  sie  Spanien  entfremdete  und  an  die  Nieder- 
lande und  an  die  französischen  Hugenotten  annäherte. 

Aber  in  den  Schwankungen  des  riesigen  Kampfes,  der  überall 
entbrannte,  neigte  sich  im  nächsten  Jahrzehnt  überall  die  Wage  auf  die 
Seite  Spaniens  und  der  alten  Kirche.  Der  steigende  Einflufs  des  Oraniers 
und  seines  protestantisch-niederdeutschen  Gebiets  weckte  die  Eifersucht 
der  wallonischen  Südprovinzen,  die  gemälsigt  katholisch  geblieben  waren. 
Die  Genter  Pacifikation  wurde  gesprengt,  der. Spalt  zwischen  „Holland^ 
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und  ^Belgien"  klaffte  auf,  und  1579  nnterwarfen  sich  die  Südstaaten 
gegen  die  Zusage  eigener  Regierung  von  neuem  der  spanischen  Bot- 
mäXsigkeit;  das  Geschick  und  Eriegsglück  des  Alexander  Famese  sicherte 
(1580—1584)  den  Besitz  gegen  die  ^ Utrechter  Union ^  der  Holländer;  unter 
ihrem  ^erblichen  Statthalter^  wurden  diese  im  Freiheitskampf  allein  gelassen, 
und  1584  entrifs  ihnen  auch  noch  der  Meuchelmord  den  genialen  Führer. 
In  den  österreichischen  Erblanden  trieb  der  Aufruhr  bei  der  Wiener  Fron- 
leichnamsprozession (1578)  den  Kaiser  Rudolf  aus  der  Toleranzhaltung 
seines  Vaters  heraus  und  immer  entschiedener  in  die  katholische  Reaktion 
hinein,  bald  (1586)  begann  in  den  Alpenl&ndern ,  in  den  geistlichen 
Fürstentümern,  Köln,  Würzburg,  die  Austreibung  der  Protestanten.  In 
Frankreich  bewirkte  das  verschwenderische  eigenmächtige  und  dabei  kirch- 
lich-laue Mifsregiment  Heinrichs  III.,  dafs  der  langvorbereitete  Gegensatz 
des  gemäfsigten  und  des  extremen  Katholizismus  innerhalb  der  Regierung 
zum  Durchbruch  kam.  Der  Abschlufs  der  „Ligue^  zwischen  der  guisischen 
Adelsgruppe  und  den  fanatischen  Städten,  besonders  Paris,  (1587)  machte 
offen  Front  gegen  den  nationalen  Herrscher  zu  Gunsten  eines  Protekto- 
rats Philipps  II. ;  der  Bürgerkrieg  zwischen  Hugenotten  und  Royalisten, 
Heinrich  von  Navarra,  dem  Thronerben,  und  Heinrich  von  Valois,  dem  König, 
gebar  einen  zweiten  zwischen  dem  König  und  dem  Parteigänger  der  spanischen 
Weltmacht,  Heinrich  von  Guise;  man  sah  das  Schauspiel,  wie  der  katho- 
lische König  aus  Paris  verjagt  und  gezwungen  wurde,  dem  Hugenottenführer, 
seinem  bourbonischen  Vetter,  jetzt  dem  nächsten  Anwärter  auf  seine  Krone, 
zum  Kampf  gegen  die  rebellische  Hauptstadt  die  Hand  zu  reichen.  Sogar 
in  der  Schweiz  trat  der  Waldstätter  Bund  mit  Philipp  zusammen  (1587). 
Immer  mehr  sah  sich  England  isoliert,  gegen  das  Papst  Gregor  XIII. 
unermüdlich  zum  Kreuzzug  drängte.  Und  mitten  in  allen  diesen  Un- 
ruhen, in  denen  die  spanischen  Heere  oder  noch  wirksamer  die  „spa- 
nischen Priester^,  die  Jesuiten,  ihre  Keile  in  die  nationale  Einheit  der 
Nachbarstaaten  trieben,  hoben  sich  gerade  jetzt  die  Machtmittel  Spaniens 
zu  erschreckender  Höhe.  Zu  allem  anderen  gelang  Philipp  IL  sein 
gröfster  Erfolg,  der  Erwerb  der  Krone  Portugals  und  ihrer  ungemessenen 
Besitzungen  (1580).  Nun  umfafste  das  Territorium  des  Hauses  Habsburg 
alle  Erdteile,  von  der  Westgrenze  des  Osmanenreichs,  von  Ungarn  und 
Sizilien,  breitete  es  sich  über  den  ganzen  Umfang  der  Erdkugel  aus, 
bis  es  in  Ostindien  wieder  die  türkische  Ostgrenze  erreichte.  So  bot  sich 
dem  König  die  Herrschaft  über  ganz  Westeuropa  ganz  von  selbst  dar. 
Es  schien  nur  nötig,  den  kleinen  englichen  Inselstaat  zu  überrennen  und 
das  bereits  halbspanische  Frankreich  von  zwei  Seiten  zu  fassen. 

Da  trat  in  der  äulsersten  Krisis  der  Umschwung  ein.  Schlag  auf 
Schlag  vollzogen  sich  die  Erschütterungen  des  spanisch -katholischen 
Übergewichts.  Die  blutige  Katholikenverfolgung,  durch  die  Elisabeth  von 
England  sich  der  katholischen  Agitation  zu  erwehren  suchte  (seit  1584),  und 
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in  der  das  Todesurteil  gegen  Maria  Stuart  (1587)  nur  der  letzte  Akt  war, 
gab  das  Signal  zum  Doppelangriff  auf  England  von  Spanien  und  von  den 
niederländischen  Häfen  aus.  Aber  die  Expedition  Famese«  blieb  stecken, 
—  die  besiegte  Armada  fafste  der  Orkan  (1588).  Unmittelbar  darauf 
wurde  durch  die  blutige  Kabinettsjustiz,  die  Heinrich  III.  gegen  Heinrich 
Guise  zu  Weihnachten  1588  in  Blois  vollstrecken  liefs,  die  spanisch 
gesinnte  Partei  in  Frankreich  ihres  populären  Führers  beraubt;  die 
vergeltende  Ermordung  König  Heinrichs  (1589)  kostete  Philipp  IL  auch 
den  Vorteil,  einen  unfähigen  Gegner  zu  bekämpfen,  denn  für  seinen  gefähr- 
lichsten Feind  Heinrich  von  Navarra  wurde  der  Weg  zum  Throne  frei. 
An  der  Spitze  der  neugeeinten  Royalisten  hugenottischen  und  katho- 
lischen Bekenntnisses  begann  Heinrich  IV.  die  Eroberung  seines  Reichs. 
Noch  konnte  Alexander  von  Parma,  ihm  als  Staatsmann  und  Feldherr 
gewachsen,  der  Erbfolge  der  Infantin  Isabella  unter  ihres  Vaters  Philipp 
Protektorat  Nachdruck  geben:  gestützt  auf  seine  Waffen,  auf  die  ligu- 
istischen  Gouverneure  auf  die  strengkatholischen  Städte,  auf  die  Universität 
Paris,  auf  die  autoritäre  und  militärische  Hilfe  des  Papstes  Gregors  XIV. 
glaubte  König  Philipp  noch  im  Sommer  1591  über  die  französische  Krone 
verfügen  zu  können,  —  aber  im  Herbst  starb  Gregor,  und  im  Dezember 
1592  wurde  Famese  von  der  Krankheit  hinweggerafft.  Nicht  mehr  ge- 
hindert durch  den  edelsten  Vorkämpfer  des  spanischen  Katholizismus, 
sah  Heinrich  IV.  seine  Anhängerschaft  rapid  wachsen.  Die  Ligue  zerfiel, 
Venedig,  Toskana  erkannten  ihn  an,  durch  den  Rücktritt  zum  katholischen 
Bekenntnis  erkaufte  er  den  Besitz  seiner  feindseligen  Hauptstadt  (1594) 
und  die  Absolution  des  Papstes  (1595),  durch  beides  die  Unterwerfung 
von  Gesamtfrankreich.  Im  Jahre  darauf  (1596)  gingen  Heinrich  IV.  und 
Elisabeth  im  Bunde  zu  Wasser  und  zu  Lande  gegen  Spanien  vor.  Der 
Friede  von  Verviers  (Mai  1598)  und  das  im  gleichen  Augenblick  zu  Nantes 
verkündete  Edikt,  durch  das  der  bekehrte  Hugenott  seinen  ehemaligen 
Glaubensgenossen  in  weiten  Grenzen  Duldung  zusicherte,  brachten 
greifbar  zum  Ausdruck,  dals  wie  England  und  Holland,  so  nunmehr  auch 
Frankreich  seine  nationale  Selbständigkeit  vor  Spanien  und  seine  kon- 
fessionelle Unabhängigkeit  vor  Rom  gesichert  hatte.  Im  September  schlof  s 
Philipp  II.  angesichts  der  fertigen  Thatsache  die  Augen,  dafs  der  Plan  einer 
spanisch-kathoUschen  Universalmonarchie  zum  zweitenmal  gescheitert  sei. 

III.  Die  erste  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  und  der  all- 
gemeine europäische  Krieg.  Auch  am  Schlufs  des  Jahrhunderts  war 
das  Ergebnis  der  bisherigen  Kämpfe  kein  endgültiges.  Allerdings  trat  jetzt 
zunächst  die  glänzende  Persönlichkeit  Heinrichs  IV.  in  den  Mittelpunkt  der 
europäischen  Welt  Das  thatlose  Naturell  Philipps  III.  von  Spanien  (1598 
— 1621)  bot  keinen  Ersatz  für  die  strenge,  thätige  Pflichttreue  Philipps  IL 
Auch  entzogen  sich  die  nördlichen  Provinzen  der  Niederlande  dauernd 


1.  Kapitel.    Ältere  Staatsgebilde.    Vm.  Entstehung  der  modernen  Staatenwelt.   599 

der  Abhängigkeit  Aber  eine  positive  Einbulse  ihrer  äulseren  Macht  erlitt 
die  Bpanisehe  Monarchie  nicht.  Der  Seekrieg  trug  England  wenig  Früchte^ 

—  er  hatte  nicht  den  beabsichtigten  Erfolg;  Portugal  wieder  von  Spanien  los- 
zureilsen.  Der  Tod  Elisabeths  und  die  Vereinigung  Englands  mit  Schottland 
unter  Marias  Sohn  Jakob  I.  brachte  sogar  (1603)  ein  freundschaftliches  Ver- 
hältnis. Daneben  behauptete  Spanien  unbestritten  die  Hegemonie  in  Italien 
und  hielt  im  Osten  die  Türken  im  Schach.  Im  Norden  wahrten  ihm 
die  flandrisch-brabantischen  Provinzen  jetzt  ohne  weitere  ELämpfe  den 
Gehorsam.  Noch  war  die  Konkurrenz  Amsterdams  gegen  den  aJten 
Glanz  Antwerpens  erst  im  Entstehen.  Auch  in  Ostindien  waren  die 
Anfeindungen  der  freien  Holländer  ohne  wesentlichen  Einflufs  auf  die 
spanische  Kolonialmacht  Den  Aufwiegelungsversuchen,  durch  die  Frank- 
reich die  spanische  Regierung  im  Innern  zu  beunruhigen  suchte,  begegnete 
diese  durch  die  Massenausw eisung,  die  gegen  eine  halbe  Million  Morisken 
verhängt  wurde.  Schon  mufste  sich  Heinrich  IV.  entschlielsen,  es  noch 
einmal  auf  den  Krieg  ankommen  zu  lassen,  den  er  stets  vermieden  hatte. 
Da  befreite  ein  neuer  Fiirstenmord  Spanien  von  seiner  letzten  Sorge. 
Der  Tod  Heinrichs  IV.  brachte  (1610)  die  Regentschaft  Frankreichs  in 
die  Hand  seiner  Witwe,  einer  mediceischen  Prinzessin,  die  mit  streng 
katholischer  Gesinnung  die  Sympathie  für  Spanien  verband.  Das  Regi- 
ment der  Maria  von  Medici,  von  Priestern  und  Günstlingen  beeinflufst, 
rief  sofort  jene  doppelte  Gegenbewegung  hervor,  die  gegenüber  der  Vor- 
mundschaft der  Katharina  von  Medici  (1580)  den  ersten  Bürgerkrieg  erregt 
hatte,  die  des  Hochadels,  der  Prinzen  von  Geblüt,  Cond6  an  der  Spitze, 

—  die  der  Hugenotten,  getrieben  vom  Provinzialadel  von  B^m,  der  Lan- 
guedoc,  der  Dauphinöe;  —  in  beide  verschmolz  sich  wie  ehedem  der  Wider- 
stand landschaftlicher  Autonomie,  dort  der  der  grofsen  Gouverneure,  hier 
der  der  Provinzen  und  Kommunen,  wie  der  Hugenottenfestung  La  Rochelle. 
Eine  neue  Ständeversammlung  zu  Paris  förderte  (1614)  nur  mal slose  Reform- 
forderungen, die  alle  Sonderinteressen  begünstigten,  zu  Tage.  Dazu  weckte 
der  unreife  Selbständigkeitsdrang  des  siebzehnjährigen  Ludwigs  XIII. 
(1617)  einen  unheilvollen  Konflikt  mit  der  Regentin-Mutter.  Man  trieb 
der  Anarchie  entgegen,  und  bald  darauf  stand  man  wieder  im  offenen 
Bürgerkrieg.  Das  Ministerium  des  jungen  Königs,  Luynes,  errang  zu- 
nächst nur  einen  halben  Sieg  über  die  nun  mit  Maria  von  Medici  ver- 
bündete Adelsgruppe  (1619);  eine  flaue  Aussöhnung  zwischen  Mutter 
und  Sohn,  —  eine  entsprechende  Kompromifsunterwerfung  der  Huge- 
notten (1622)  schlofs  sich  an.  So  waren  den  Franzosen  wieder  ganz 
die  Hände  gebunden.  Spanien  hatte  für  seine  eigne  Politik  freie  Bahn. 
Es  hatte  die  Genugthuung,  dafs  nach  dem  Tode  Rudolfs  II.  (1612)  unter 
der  Regierung  des  Kaisers  Matthia«  ausbrechende  Verwicklungen  im 
Erzhause  auch  die  österreichische  Linie  des  Hauses  Habsburg  wieder 
zu  enger  Interessengemeinschaft  mit  der  spanischen  Politik  zurückführte. 
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In  der  That  keimte  zwischen  1610  und  1620  in  den  spanischen 
Politikern  langsam  der  Plan,  noch  einmal  die  Herstellung  der  universellen 
katholischen  Hegemonie  über  Europa  zu  unternehmen.  Mit  dem  Jahre  1618 
begann  Spanien  mit  dem  Plan  ernst  zu  machen;  —  vorwiegend  unter 
dem  Gesichtspunkt  dynastischer  Machtpolitik,  aber  Hand  in  Hand  mit 
einem  Programm  streng  katholischer  Gegenreformation^  das  dem  treibenden 
Mann  im  habsburgischen  Erzhause,  dem  Erzherzog  Ferdinand  von  Kärnten, 
vorschwebte.  War  zu  Anfang  die  Mattherzigkeit  Philipps  III.  in  Spanien, 
die  des  Matthias  in  Deutschland  ein  Hemmnis,  so  rifs  die  Wahl  Ferdi- 
nands IL  zum  römischen  König  (1619),  die  Thronbesteigung  Philipps  lY. 
(1621)  jeden  Damm  nieder.  Am  hierarchischen  Fanatismus  des  Hauses 
Österreich  und  an  dem  kastilischen  Hochmut  der  burgundischen  Dy- 
nastie, vor  allem  an  dem  unbelehrbaren  Ehrgeiz  des  neuen  spanischen 
Günstling -Ministers,  des  Grafen  Olivarez,  entzündete  sich  nochmals 
ein  Weltkrieg,  der  die  beiden  vorangegangenen  an  Hitze  überbot  An 
das  Ringen  zwischen  Karl  V.  und  Franz  I.  und  an  den  Lebens- 
kampf zwischen  Philipp  IL  und  Heinrich  IV.  reihte  sich  der  dritte 
Akt  des  grofsen  Dramas,  der  sich  binnen  kurzem  um  die  Personen  der 
leitenden  Politiker  zusammenziehen  sollte,  um  die  Rivalität  zwischen 
Olivarez  und  Richelieu. 

Wie  die  Ära  Philipps  IL,  begann  die  neue  Kriegszeit  mit  einem 
blendenden  Aufleuchten  des  habsburgischen  Gestirns.  Im  Laufe  von 
zehn  Jahren  machten  sich  Österreich  von  der  einen,  Spanien  von  der 
anderen  Seite  zu  Herren  ganz  Mitteleuropas. 

Ferdinand  von  Österreich  erhielt  durch  den  Aufstand  der  calvini- 
stischen  Stände  Böhmens  den  Vorwand,  die  Katholisierung  Ostdeutsch- 
lands mit  allem  Aufwand  der  Waffen  in  Angriff  zu  nehmen.  Indem 
die  Böhmen  den  Habsburger  absetzten  und  den  Kurfürsten  Friedrich  von 
der  Pfalz  zu  ihrem  König  wählten  (1619),  verbanden  sie  nach  dem  Muster 
der  Hugenotten  die  konfessionell-protestantischen  mit  den  aristokratischen 
und  den  landschaftlichen  Interessen  (S.  599),  —  der  Gegenstofs,  der  Bund 
Ferdinands  mit  der  katholischen  Liga  Maximilians  von  Bayern,  die  Schlacht 
am  Weifsen  Berge  (1620),  die  Ächtung  des  Winterkönigs  und  Beschlag- 
nahme der  Pfalz  diente  entsprechend  ebenso  der  Gegenreformation  wie 
dem  monarchischen  Absolutismus  und  der  Einheit  des  österreichischen 
Staats.  Im  Vordringen  blieben  die  Feldherren  des  Katholizismus  über  alle 
Verteidiger  der  protestantischen  Sache  einen  nach  dem  anderen  Sieger, 
über  den  Markgrafen  von  Baden  (1622),  den  Prinzen  Christian  von  Braun- 
schweig (1623),  den  Grafen  von  Mansfeld  (1626),  den  König  von  Dänemark 
(1626/1627).  Dabei  fiel  dem  Kaiser  dank  dem  kühnen  Organisations- 
werke, durch  das  der  Söldnerführer  Wallenstein  aus  eigener  Initiative 
und  auf  eigene  Rechnung  dem  habsburgischen  Staate  die  fehlende  Armee 


1.  Kapitel.     Ältere  StaatBgebilde.   VIII.  Entstebung  der  modernen  Staatenwelt   601 

schuf,  mehr  und  mehr  das  Übergewicht  zu.  Durch  die  Eroberung 
von  Schleswig-Holstein  und  Mecklenburg  umgriff  er  das  ganze  ostelbische 
Deutschland.  Er  nahm  Eurbrandenburg  und  Kursachsen  zwischen  die 
Macht  Österreichs  und  die  des  ihm  eng  verbündeten  katholischen  Polen,  — 
das  Bestitutionsedikt  (1629),  das  die  Wiederherstellung  aller  seit  1555 
säkularisierten  östlichen  Bistümer  dekretierte,  war  der  erste  Schritt,  um  die 
territoriale  Einheit  dieser  gröfseren  Fürstentttmer,  die  soeben  hergestellt 
worden,  von  neuem  zu  zersprengen. 

Inzwischen  begründeten  die  spanische  Ejiegführung  und  Diplo- 
matie eine  nicht  minder  gewaltige  Position  im  Westen.  Die  spanischen 
Truppen  entfalteten  sich  am  Nieder-  und  Mittelrhein,  und  gleichzeitig 
setzten  sie  sich  (1622)  vom  Süden  her,  vom  norditaJienischen  Veltlin 
aus,  in  den  Besitz  der  Älpenpässe  Graubündens  und  Tirols.  Gedeckt 
durch  daß  österreichische  Tirol,  verfolgten  sie  den  grolsartigen  Plan, 
von  Mailand  aus  eine  ununterbrochene  Verbindungslinie  nach  dem  Rhein 
bis  Belgien  zu  ziehen,  deren  Lücke  Bayern  durch  den  Eintausch  gewisser 
Alpenländer  gegen  die  Pfalz  ausfüllen  sollte.  Sie  schickten  sich  an, 
von  hier  aus  Westdeutschland  zu  katholisieren,  Frankreich  in  seiner 
ganzen  Flanke  zu  bedrohen  und  da&  verlorene  Holland  zurückzugewinnen. 
Die  wenigen  noch  unabhängigen  Mächte  Italiens,  Savoyen,  Venedig,  mufsten 
dann  isoliert,  der  Papst  wieder  ganz  in  spanischer  Abhängigkeit  sein.  Der 
Einspruch  Englands,  der  bei  der  Verwandtschaft  des  Winterkönigs  mit 
Jakob  I.,  seinem  Schwiegervater,  nahe  genug  lag,  wurde  durch  ein 
Heiratsversprechen  an  den  Thronfolger  abgeschnitten. 

Bei  allen  ihren  Erfolgen  blieben  die  beiden  habsburgischen  Dynastien 
zunächst  ganz  imbehelligt  Anstatt  dazwischen  zu  treten,  hatte  sich  Frank- 
reich seit  1620  immer  tiefer  in  seine  eigenen  inneren  Händel  (S.  599)  ver- 
wickelt Aber  ein  Glücksfall  ohnegleichen  hatte  ihm  im  gefährlichsten 
Augenblicke  das  zweite  staatsmännische  Genie  beschert,  das  fähig  war,  der 
Fortsetzer  der  Politik  Heinrichs  IV.  zu  werden.  In  kurzer  Karriere  auf- 
steigend, hatte  sich  der  Kardinal  Richelieu  sofort  der  gesamten  Staats- 
leitung bemächtigt.  Sowohl  in  der  inneren  wie  in  der  auswärtigen  Po- 
litik drängte  er  im  Sinne  König  Heinrichs  das  katholische  Interesse  hinter 
das  allein  mafsgebende  Interesse  der  Ordnung  und  Macht  des  französi- 
schen Staates  zurück.  In  dem  langwierigen  Kampfe  um  La  Bochelle 
(1628)  machte  er  zunächst  die  Elemente,  die  den  Hugenottismus  im  In- 
teresse kommunaler  und  adliger  Selbstherrlichkeit  verfochten,  botmäfsig, 
ohne  sie  doch  nach  ihrer  Niederlage  in  ihrer  rehgiösen  Glaubensübung 
zu  unterdrücken;  er  erreichte  diesen  Erfolg,  indem  er  die  englischen  Poli- 
tiker glänzend  überlistete,  sie  zunächst  als  Bundesgenossen  ausbeutete, 
um  sodann  ihre  verspäteten  Angriffe  auf  La  Rochelle  abzuschlagen.  So 
warf  er  zugleich  den  Funken  in  die  längst  bereiteten  Zündmassen,  die 
in  der  englischen  Nation  gegen  das  Regiment  der  Stuarts  aufgespeichert 
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waren  und  entfesselte  (1628)  einen  Kampf  des  Parlaments  gegen  Karl  I., 
in  dessen  Verlauf  England  aus  den  weiteren  Verwickelungen  gänzlich  aus- 
schied. Sodann  that  Richelieu  den  weiteren  Zug,  bei  einer  mafsvoU  ka- 
tholischen Politik  im  Innern  doch  die  katholische  Hauptmacht  Spanien- 
Österreichs  im  Ausland  zu  bekämpfen,  indem  er  ihre  protestantischen 
Gegner  unterstützte.  Während  er  selbst  in  die  mantuanische  Thronfolge 
eingriff ,  dort  die  Dynastie  eines  Prinzen  vonNevers  einsetzte  und  in  der  Wie- 
deraufnahme der  Politik  Franz'  I.  einen  Stützpunkt  in  Oberitalien  gewann, 
erspähte  er  in  dem  Schwedenkönig  das  geeignete  Werkzeug,  dem  Ein- 
flüsse Frankreichs  auf  Deutschland  vorzuarbeiten.  Gustav  IL  Adolf,  der 
Erbe  der  jüngeren  Linie  von  Gustav  Wasas  Hause,  befand  sich  in  einer 
Lage,  die  ihn  geradezu  zwang,  in  den  deutschen  Verhältnissen  zu  inter- 
venieren und  Richelieus  ausgestreckte  Helferhand  zu  ergreifen.  Seit  sei- 
nem Regierungsantritt  (1611)  fühlte  er  seinen  Thron  unter  sich  schwanken. 
Noch  immer  hatte  er  mit  der  Rivalität  des  älteren  Zweiges  Wasa  zu 
rechnen,  der  um  den  Preis  des  Übertritts  zum  Katholizismus  die  pol- 
nische Ej-one  erworben  hatte,  und  dem  von  den  schwedischen  Ständen 
die  Nachfolge  verweigert  worden  war.  Die  Verhältnisse,  die  hierzu  ge- 
führt hatten,  dauerten  fort  Der  schwedische  Staat,  der  mit  Hilfe  des 
Protestantismus  sich  aus  der  Abhängigkeit  von  Dänemark  gelöst  hatte, 
sah  einer  neuen  Katholisierung  und  einer  neuen  Abhängigkeit,  diesmal 
der  von  Polen,  entgegen,  wenn  die  erstgeborene  Dynastie  ihre  Ansprüche 
durchsetzte,  und  das  Umsichgreifen  der  katholischen  Macht  des  Kaisers 
in  Nordostdeutschland  und  am  Ostseeufer  rückte  die  Möglichkeit  einer 
Thronerhebung  des  polnischen  Sigismund  als  habsburgischen  Verbündeten 
in  bedrohliche  Nähe.  So  wirkte  eine  Notwehrlage  mit  dem  Ehrgeiz  und 
dem  protestantischen  Glaubenseifer  Gustavs  zusammen,  um  den  sonder- 
baren Helfer  der  deutschen  Reformation  aus  dem  Norden  in  Bewegung 
zu  setzen,  —  die  französischen  Subsidien  gaben  seinem  armen  Land, 
seinem  Adels-  und  Bauemheer  den  finanziellen  Rückhalt  Sein  rasches 
Vordringen,  das  ihn  nach  dem  Sieg  von  Leipzig  (1631)  die  Fühlung  mit 
Frankreich  in  Mainz  zu  gewinnen  erlaubte,  verlieh  dem  protestantischen 
Widerstand  einen  neuen  Mittelpunkt  und  warf  die  Herrschaft  der  Gegen- 
reformation in  Norddeutschland  mit  einem  Male  über  den  Haufen. 

Das  folgende  Jahrzehnt  hat  über  das  Schicksal  einer  katholischen  Uni- 
versalmonarchie unter  habsburgischer  Führung  entschieden.  Ihre  Sache 
stand  noch  immer  glänzend  genug  und  verbesserte  sich  von  neuem.  Das 
Wiedererscheinen  Wallensteins  hielt  die  Schweden  auf,  Gustavs  Tod  (1632), 
das  rasche  Zusammenschmelzen  der  kleinen  national-schwedischen  Truppe 
nahm  der  neuen  Macht  viel  von  ihrer  Gefährlichkeit  In  Frankreich  sah 
sich  Richelieu  von  der  streng  katholisch-spanischen  Partei  der  Königin- 
Mutter  in  einen  erbitterten  Intriguenkampf  um  das  königliche  Vertrauen 
und,  als  er  darin  gesiegt,  (1631)  in  Unruhen  Südfrankreichs  und  Lothringens 
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verstrickt  Als  er  sodann  (1632)  zum  Angriff  vorging  und  mit  Loth- 
ringen sowie  mit  Kolmar  und  Schlettstadt  im  Elsafs  eine  Eroberung 
Frankreichs  in  Deutschland  eröffnete,  war  dieses  Abwerfen  der  Maske 
in  Verbindung  mit  der  seit  Gustavs  Tode  immer  mehr  entartenden  Krieg- 
führung der  Schweden  wirksam  genug,  um  die  mächtigsten  Fürsten  des 
deutschen  Protestantismus,  Johann  Georg  von  Sachsen  und  Georg  Wil- 
helm von  Brandenburg,  zum  Ausgleich  mit  dem  Kaiser  zu  drängen; 
einem  nochmaligen  grolsen  Erfolge  der  Katholischen,  dem  Sieg  der  Kaiser- 
lichen, Spanier  und  Bayern  über  die  Schweden  bei  Nördlingen  (1634) 
folgte  der  Friede  von  Prag  (1635),  durch  den  die  östlichen  Territorien 
sich  gegen  den  Kaiser  sicherstellten  und  den  Westen  und  Süden  der  furcht- 
baren Zerstörungslust  der  verschiedenen  Söldnertruppen  überliefsen.  Das 
härteste  Schicksal  traf  jetzt  den  ehemaligen  Kern  der  alten  deutschen  Mo- 
narchie. Aber  gleichzeitig  sank  nun  auch  rasch  das  Gestirn  der  beiden 
habsburgischen  Mächte.  Das  wohlangelegte  System  ihres  Länderverban- 
des wurde  Stück  für  Stück  zerrissen.  Prinz  Bernhard  von  Weimar  setzte 
«ich  (1638)  im  Einverständnis  mit  Richelieu  in  Breisach  fest  und  sprengte 
damit  jene  Verbindung  Spaniens  zwischen  Norden  und  Süden  (S.  601);  mit 
seinem  Tode  (1639)  fiel  auch  diese  Position  Frankreich  zu.  Der  Sieg  des 
Holländers  Tromp  bei  Dünkirchen  hob  den  geordneten  Seeweg  der  spani- 
schen Niederlande  nach  Spanien  auf.  Bichelieus  neugeschaffne  Mittel- 
meerflotte zerschnitt  die  Kommunikation  zwischen  Italien  und  Spanien, 
und  während  die  Franzosen  in  Italien  selbst  eindrangen  (1640)  und  zu- 
gleich die  spanische  Flotte  in  Brasilien  erlag,  brach,  von  Richelieu 
lang  vorbereitet  und  stetig  geschürt,  ein  nur  schwer  zu  unterdrücken- 
der Aufstand  der  Gatalanen  aus,  und  Portugal  fiel  ab,  um  nie  wieder 
gewonnen  zu  werden.  Es  folgte  die  Niederlage  der  Kaiserlichen  gegen 
die  Schweden  bei  Leipzig  (1642)  und  die  der  Spanier  gegen  Condö  bei 
Rocroy  (1643).  Zwar  starb  mitten  in  diesem  wilden  Ringen  (1642)  Ri- 
chelieu. Aber  während  sich  für  ihn  in  seinem  Schüler  Mazarin  der 
fähigste  Ersatz  fand  —  eine  Kraft,  auch  nach  dem  Tode  Ludwigs  XIII. 
(1643)  die  Regierung  für  den  kleinen  Ludwig  XIV.  weiterzuführen  — , 
wurde  Spanien  ganz  führerlos.  Die  treibende  Persönlichkeit  des  Kampfes 
um  die  Welt,  Olivarez,  war  nicht  mehr  zu  halten.  Sein  Rücktritt  (1643), 
seine  unwürdigen  Nachfolger  bestärkten  den  neuen  Kaiser  Ferdinand  III., 
(seit  1637)  Österreich  ganz  aus  dem  Kriege  zurückzuziehen,  und  in  vier- 
jähriger Verhandlung  (seit  1644)  reifte  der  Frieden  zu  Münster,  der  das  Reich 
mit  den  Schweden  und  den  Franzosen,  die  deutschen  Landesherrn  und  Städte 
mit  dem  Kaiser  auseinandersetzte.  Spanien  gab  noch  immer  die  Hoffnung 
nicht  auf,  obwohl  (1 647)  seine  Herrschaft  bereits  in  dem  stets  gehorsamenNe- 
apel  (S.  627)  schwankte.  Sie  wurde  durch  den  letzten  Versuch  des  französi- 
schen Hochadels  genährt,  an  der  königlichen  Vollgewalt  zu  rütteln.  Der 
Aufstand  der  Fronde,  der  Bürgerkrieg  zwischen  Mazarin  und  dem  Prinzen 
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voü  Cond^  (1648—53)  wiederholte  die  Vorgänge  von  1613  (S.  599)  und 
legte  Frankreich  lahm.  Aber  die  Zeit  der  Unruhe  wurde  von  dem  müden 
und  verarmten  Spanien  nicht  mehr  benutzt,  und  zu  alledem  stellte  dne 
Glücksfügung  den  Franzosen  einen  unerwarteter  Helfer  an  die  Seite.  Die 
ungeheure  Umwälzung,  die  in  der  Zwischenzeit  die  englischen  Verhält- 
nisse im  Doppelkampf  des  Königs  mit  dem  adligen,  geistlichen  und  Stadt- 
patricischen  Parlament  und  dies  Parlament  selbst  mit  dem  Bürgertum  er- 
schüttert hatte,  endete  soeben  (1648)  damit,  dals  sich  alle  Gewalt  in  der 
Hand  des  siegreichen  Feldherm  des  Volks,  Oliver  Cromwells,  vereinigte. 
Im  innern  Staatsleben  Englands  bedeutete  das  den  Sieg  der  Glaubens- 
freiheit der  Einzelnen  über  das  in  wechselnden  Formen  seit  Heinrich 
VIII.  herrschende  bedrückende  System  der  Staatskirche,  —  im  Grunde  den- 
selben Sieg  der  Glaubensfreiheit,  der  für  Deutschland  den  teuer  erkauften^ 
aber  unschätzbaren  Gewinn  des  Dreifsigjährigen  Krieges  bildete.  Aber  un- 
gleich der  völligen  politischen  Ohnmacht  Deutschlands,  brauchte  England^ 
dank  dem  Besitz  seines  bedeutenden  Staatsmannes,  nicht  auf  auswärtige 
Früchte  zu  verzichten.  Kaum  an  die  Macht  gelangt,  griff  Cromwell  mit  gigan- 
tischer Thatkraft  (seit  1654)  in  die  festländischen  und  maritimen  Kriege 
ein.  Um  dem  englischen  Seehandel  Luft  zu  schaffen  und  zugleich  die 
stuartische  Restauration  abzuschneiden,  warf  er  sich  auf  die  beiden  Mächte, 
die  ihm  hier  am  bedrohlichsten  erschienen,  einerseits  Holland,  anderseits 
Spanien.  Unter  der  Wucht  des  Stofses,  den  Frankreich  und  England  ver- 
eint zur  See  an  den  Dünen  führten,  brach  Spanien  zusammen.  Im  Pyre- 
näenfrieden (1659)  unterzeichnete  es,  finanziell  gänzlich  zerrüttet,  den 
Verzicht  auf  die  europäische  Hegemonie. 

Hiermit  war  nach  150  jähriger  Ungewifsheit  anscheinend  der  Beweis 
dafür  erbracht,  dafs  die  Staatsrechtszustände  nicht  in  die  antiken  Formen 
eines  Weltstaats  zurückfallen,  sondern  im  Bahmen  einer  Vielheit  gleich- 
berechtigter Grofsstaaten  fortbestehen  sollten.  Gleichwohl  war 
dies  nicht  der  Ausgang  des  Weltkriegs.  Nur  um  so  gewaltiger  erhob  sich 
jetzt  die  französische  Monarchie,  um  die  Früchte  ihrer  langen  Waffen- 
arbeit einzuziehen.  Nach  ihrer  Absicht  sollten  die  Trümmer  des  spanischen 
Universalreichs  nur  die  Werkstücke  für  ein  französisches  liefern. 

§  82.  Das  firanzösiich-schwedlBche  Übergewicht  und  die  Herstellung  des 
europäischen  Gleichgewichts,  i) 
I.  Die  französische  Vorherrschaft  und  die  Herstellung 
des  Gleichgewichts  im  Westen.  Frankreich  hatte  vermöge  seiner 
innern  Verhältnisse  freie  Bahn.  Während  in  Deutschland  gerade  jetzt 
die  ehemaligen  Kronvasallen  und  Königsbeamten  die  letzten  Fesseln 
ihrer  ständischen  „libertät''  abstreiften  und  vom  Kaiser  vertragsmäTsig 

1)  Vergl.  die  Litteraturangaben  zu  §  80. 
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die  fast  unumschränkte  Ausübong  ihrer  Landesherrliehkeit  zugesichert 
erhielten,  hatte  der  Krieg  Mazarins  gegen  die  Fronde  die  letzten  Zuk- 
knngen  der  baronalen  Selbstherrlichkeit  erdrückt.  Kurz  daranf  konzen- 
trierten sich  durch  den  Tod  des  leitenden  Staatsmanns  (1661)  die  staat- 
lichen Kräfte  in  unerhörter  Weise,  da  Ludwig  XIV.  nunmehr  die  per- 
sönliche Gesamtregierung  ergriff  (u.  §  85, 1).  Von  vornherein  war  sein 
Plan  nach  allen  Seiten  hin  fest  entworfen.  Durch  den  ersten  „Rhein- 
bund"' mit  den  drei  geistlichen  Kurfürsten  (1658)  1660—1665,  fafste  Frank- 
reich in  Westdeutschland  gegen  den  Kaiser  Fufs,  der  ohnehin  durch 
das  plötzliche  Wiederaufflackem  des  Türkenkriegs  in  Ungarn  bedrängt 
und  dadurch  dauernd  gebunden  wurde.  Englanif  verwandelte  sich  mit 
Cromwells  Tod  (1658)  und  der  Restauration  der  Stuarts  (1660)  aus  einem 
starken  Konkurrenten  in  einen  unschädlichen  Gegner,  da  die  wachsende 
Abneigung  des  englischen  Volkes  gegen  Frankreich  durch  eine  wachsende 
französisch-katholische  Sympathie  König  Karls  IL  paralysiert  wurde. <) 
Mit  der  führenden  Grofskaufmannsgruppe  der  Brüder  de  Witt  in  Holland 
wurde  zum  Schein  eine  republikanische  Emanzipation  der  spanischen 
Niederlande  verabredet  (1663),  während  Ludwig  schon  jetzt  die  Absicht 
fest  ins  Auge  fafste,  den  Verzicht,  den  seine  spanische  Gemahlin  auf  ihre 
Thronfolgerechte  geleistet  hatte,  umzustofsen  und  ihre  Ansprüche  zunächst 
auf  Flandern*-)  und  bei  Gelegenheit  später  auf  das  Hauptland  Spanien 
selbst  geltend  zu  machen. 

Ein  zwanzigjähriger  Erfolg  begleitete  die  neue  Politik.  Die  Eröffnung 
des  „Devolutionskriegs^  gegen  Flandern  und  die  Occupation  der  Küsten- 
plätze und  Grenzfestungen  (1667)  sowie  der  Vorstofs  gegen  das  alte  Streitob- 
jekt derFranche-Comt6(1668,o.S.562)  riefen  keinen  ernstlichen  Widerstand 
hervor.  Die  Tripelallianz  zwischen  Holland,  England  und  Schweden 
(1667)  wurde  durch  Bündnisse  mit  Bayern  und  Savoyen  und  eine  ge- 
heime Teilungsabkunft  mit  dem  Kaiser  über  die  spanischen  Besitzungen 
(1667)  ausgeglichen;  ja  1670  begab  sich  Karl  Stuart  durch  den  Geheimver- 
trag von  Dover  ganz  unter  französische  Vormundschaft.  Erst  die  Be- 
setzung Lothringens  (1670)  und  die  siegreiche  Invasion  in  Holland  selbst 
(1672)  entfesselte  den  Sturm.  Sie  brachte  in  Holland  wo  sich  die  Massen 
durch  grausige  Lynchjustiz  der  Brüder  de  Witt  entledigten,  den  ebenbürtigen 
Gtegner  Ludwigs,  den  jungen  Oranier  Wilhelm  IIL,  ans  Ruder.  Wie  seine 
Vorgänger  als  erblicher  Statthalter  auf  die  Demokraten  gestützt,  legte  er  in 
gemeinsamem  Vorgehen  mit  dem  Feinde  der  Schweden,  dem  Kurfürsten 
Friedrich  Wilhelm  von  Brandenburg,  den  Grund  zur  „Grofsen  Allianz^, 


1)  Über  die  englische  Politik  der  Zeit  u.  §  87,  IV. 

2)  Die  Behauptung  des  Erbrechtes  der  Königin- Inf autin  Maria  Theresia,  der 
Tochter  Philipps  lY.,  an  den  flandischen  Provinzen  wurde  staatsrechtlich  auf 
das  privatrechtlich  anerkannte  ^Devolutionsrecht^  gestützt,  wonach  Töchter 
erster  Ehe  vor  den  Söhnen  zweiter  Ehe  (König  Karl  II.  von  Spanien)  erben. 
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zunächst  mit  Spanien  and  ÖBterreich.  Aber  diese  Gegenwehr  blieb 
umsonst  Der  Friede  von  Nym wegen  (1678)  sicherte  Frankreich  die 
Herrschaft  über  Flandern  und  Lothringen  und  den  dauernden  Besitz 
der  Franche-Comtö  ')y  ja  sogar  den  des  Breisgaus  mit  Freiburg.  Unge- 
hindert konnte  Ludwig  (1679)  ans  Werk  gehen,  durch  seine  ^Reunions- 
kammem^  unter  dem  Schein  staatsgerichtlicher  Rechtssprüche  erklären  zu 
lassen,  welche  weitere  Territorien  infolge  der  letzten  Friedensschlüsse  auf 
feudale  Berechtigungen  hin  der  französischen  Krone  zugefallen  seiend), 
und  durch  den  Überfall  Strafsburgs  (1681)  die  Occupation  des  Elsafs  zu 
besiegeln ;  zugleich  bemächtigte  er  sich  Casales  und  damit  des  Schlüssels 
zu  Oberitalien  wieder,  um  den  Richelieu  gekämpft  hatte,  um  endlich  mit 
der  Eroberung  Luxemburgs  (1684)  die  ganze  Ostgrenze  Frankreichs 
abzuschliefsen.  Das  Reich,  soeben  durch  das  Erscheinen  des  Veziers 
Köprili  vor  Wien  (1683)  in  Atem  gehalten,  war  ohnmächtig  zu  Gegen- 
mafsregeln.  Der  Regensburger  Stillstand  (1684)  belief s  den  König  offi- 
ziell im  Besitz  seines  mühelos  errungenen  Raubes  und  gestattete  ihm, 
denselben  innerlich  an  den  Staat  anzugliedern.  Zum  letzteren  half  ihm 
vor  allem  die  Katholisierung.  Gerade  die  Kriege  hatten  Ludwig 
mehr  und  mehr  auf  die  Hilfe  der  Geldmittel  des  Klerus  angewiesen; 
der  Bund  zwischen  Staat  und  Kirche  gegen  den  Papst  wurde  jetzt  (1682) 
erneuert,  um  so  bedeutsamer,  als  der  Jesuitenorden  seit  der  Niederlage 
Spaniens  und  in  rascher  Erkenntnis  der  veränderten  Umstände  seine 
ganze  Sympathie  der  französischen  Krone  zugewendet  hatte.  3)  Von  der 
fanatisch-hierarchischen  Richtung  vorwärts  getrieben  und  in  der  Sucht, 
auch  die  locker  anhängenden  Teile  des  Südens  der  unbeschränkten 
monarchischen  Gewalt  ganz  zu  unterwerfen,  that  Ludwig  XIV.  den  Schritt, 
der  ihn  ganz  auf  die  Bahn  der  spanischen  Ideale  brachte.  Die  Auf- 
hebung  des  Ediktes  vonNantes(1685)entzogdenHugenotten, nachdem 
sie  durch  Richelieu  politisch  gelähmt  worden,  auch  die  Duldung  und  leitete 
eine  neue  Ära  härtester  Glaubensverfolgung  ein.  Im  gleichen  Jahre  folgte  der 
Fanatiker  Jakob  Stuart  seinem  Bruder  auf  dem  englischen  Thron,  um  sich 
noch  rückhaltloser  als  dieser  den  Instruktionen  Ludwigs  XIV.  hinzugeben 
und  England  im  Schlepptau  der  französischen  Politik  zu  katholisieren. 

1)  Durch  den  Frieden  zu  Aachen  war  sie  (1668)  nochmals  aufgeg^eben,  erst 
1674  von  Turenne  nochmals  und  nun  endgültig  besetzt  worden. 

2)  Durch  die  Reunionsabteilung  des  Parlaments  zu  Metz  werden  die  angeblichen 
Vasallen  der  lothringischen  Bistfimer  Metz,  Toul,  Verdun  (Herzog  von  Zweibriicken,  Graf 
Salm  etc.),  als  Graf  von  Mömpelgard  (Montb^liard  und  Franche-Comt^)  wird  der  Herzog 
von  Württemberg,  durch  das  Provinzialgericht  zu  Breisach  werden  die  elsässischen 
Ii^ürsten  und  Stände  als  angebliche  Vasallen  Vorderösterreichs  zu  Unterthanen  des 
Königs  von  Frankreich  erklärt  Speziell  über  die  Abtretung  der  kaiserlichen  Lehn- 
rechte über  das  Elsafs  im  Westfälischen  Frieden  vergl.  Ranke,  Französische  Ge- 
schichte, ILI.  322. 

3)  Vergl.  über  die  Veränderung  des  Gallikanismus  u.  §  S5.  HI. 
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Eine  europäische  Situation  ergab  sich  sehr  ähnlich  derjenigen,  welche 
hundert  Jahre  vorher  bestanden  hatte,  ehe  Philipp  den  Stofs  der  Armada 
fährte.  Der  gesamte  Westen  stand  unter  dem  Zeichen  einer  fast  unab- 
wendbaren Herrschaft  des  ELatholizismus  französischen  Gepräges,  wie 
vordem  der  spanischen  KatholizitätO  Ludwig  schickte  sich  an,  immer 
weitere  Kreise  deutschen  Gebiets  und  vor  all^m  das  verhafste  Holland 
an  sich  zu  reifsen.^)  Aber  fast  mit  der  gleichen  Gewaltsamkeit  trat  wie 
damals  der  Umschlag  ein.  Wieder  wurde  England  der  Ausgangspunkt 
des  Gegenstofses.  Schon  hatte  Ludwig  (September  1688),  sich  Hollands 
sicher  glaubend,  sein  Heer  in  die  Pfalz  einrücken  lassen,  um  das  nächste 
Stück  des  Programms,  die  Herstellung  der  Rheingrenze  (S.  553),  zu  ver- 
wirklichen, als  er  inne  wurde,  dafs  er  gerade  hierdurch  seinem  gefähr« 
liebsten  Feind  die  Hände  frei  gemacht  hatte.  Die  Excesse  Jakobs  IL 
hatten  alle  hadernden  Parteien  des  englischen  Parlaments  zur  einmütigen 
Revolution  beinahe  gezwungen.  Prinz  Wilhelm  als  Gemahl  der  Maria 
Stuart  auf  den  Thron  seines  Schwiegervaters  berufen,  vollzog  mühelos 
schon  im  November  1688  die  Personalunion  zwischen  Holland  und  Eng- 
land und  sah  sich  nun  am  Ziel  seines  fünfjährigen  Strebens.  Das  Netz  der 
„Wiener  Allianz"  zog  sich  um  Ludwig  zusammen;  dem  schon  seit  1686  er- 
neuerten Bund  Österreichs,  Brandenburgs,  der  Reichsfürsten  mit  Holland, 
Spanien  und  Schweden  traten  nun  auch  England  und  Savoyen  bei  und 
die  Verwüstungen  der  Pfalz  (1689),  in  denen  sich  die  dem  Streben 
der  Universalmonarchie  charakteristische  Mifsachtung  des  Völkerrechts  '^y 
deutlich  offenbarte,  hatten  den  Erfolg,  dafs  diesmal  kein  deutscher  Reichs- 
fürst auf  französischer  Seite  stand ;  sogar  im  Nationalgefühl  Deutschlands 
wurde  wieder  ein  gewisses  Steigen  bemerkbar.^)  Obwohl  in  den  folgenden 

1)  Mit  dem  Unterschied,  dafs  der  französischen  Hegemonie  der  Bund  mit  dem 
Papsttum  fehlte,  der  den  Tendenzen  Phiilipps  IL  einen  gewissen  Adel  verlieh,  dafs 
sie  also  einen  wesentlich  mehr  dynastischen,  wenn  man  will,  roheren  Charakter  an« 
nahm  (Ranke,  Französische  Geschichte,  III.  372.) 

2)  Auf  diesem  ihren  Höhenpunkte  läfst  sich  jedenfalls  die  Politik  der  fran- 
zösischen Monarchie  nicht  mehr  auf  die  Formel  einschränken,  dafs  Ludwig  XIV. 
Frankreich  zu  einer  „unangreifbaren,  grofsen  Festung*^  machen  wollte,  —  eine  offi- 
zielle Wendung,  die  Ranke  (a.  a.  0.  S.  329  u.  ö.)  wohl  überschätzt.  Ludwig  wird 
im  Gregenteil  jetzt  zum  reinen  Eroberer  des  alten  Schlags,  wie  denn  schon  die  Be- 
setzung des  Elsafs  und  Luxemburgs  nicht  mehr  blofs  als  Deckung  der  Grenzen  von 
Franche-Comt^  und  Lothringen  angesehen  werden  konnte.  Das  allmähliche  Vor- 
schieben französischen  Gebiets  ins  Herz  Europas  wird  dadurch  noch  anschaulicher, 
dafs  mit  dem  Besitz  des  Elsafs  und  der  Franche-GomtS  auch  die  Schweiz  in  ein 
ganz  anderes  Verhältnis  zu  Frankreich  trat,  —  in  Anbetracht,  dafs  sie  ohnehin  eine 
regelmäfsige  Zufuhrquelle  von  Soldaten  für  das  französische  Heer  bildete  (S.  570). 
Zudem  mufs  festgehalten  werden,  dafs  die  Ansprüche  auf  die  spanischen  Besitzungen 
stillschweigend  bei  allen  diesen  Unternehmungen  festgehalten  werden. 

3)  Vergl.  PsEXJSs,  Gemeinde,  Staat,  Reicii,  S.   115. 

4)  Erdmannsdobffer,  Deutsche  Geschichte,  I.  734. 
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Jahren  von  den  Franzosen  siegreich  gekämpft  wurde,  wurde  das  Vor- 
dringen Ludwigs  am  Rhein  und  in  Holland  und  das  Jakobs  II.  in 
Irland  doch  verhindert,  und  der  holländisch-englische  Seesieg  von  La 
Hogue  (1692)  bedeutete  den  Wendepunkt,  mit  dem  die  bisher  gröfste 
Seemacht,  die  französische,  vor  der  künftigen  Beherrscherin  der  Meere, 
der  englischen  Marine,  den  Platz  räumte.  Der  Friede  von  Ryswiyk 
(1697)  befestigte  die  protestantische  Thronfolge  in  England  und  damit 
die  Gewichtsverteilung  in  Europa;  Ludwig  gab  er  nichts.  0 

Der  Entscheidungskampf  stand  freilich  noch  aus.  2)  Erst  der  längst 
erwartete  erbenlose  Tod  Karls  IL  von  Spanien  (1700)  liefs  den  letzten 
Akt  des  zweihundertjährigen  westeuropäischen  Kriegsdramas  anheben. 
Um  die  „spanische  Erbfolge"  des  Enkels  Ludwigs  XIV.  oder  des  Sohnes 
Kaiser  Leopolds  entwickelte  sich  noch  einmal  eine  Fehde,  deren  Schauplatz 
alle  Land-  und  Seegebiete  des  Kulturkreises  wurden,  als  deren  Mitkämpfer 
alle  Nationen  —  auf  Seiten  Ludwigs  nur  der  bayrische  Kurfürst,  auf 
der  Seite  seiner  Gegner  England,  Holland,  Österreich ,  Brandenburg, 
Hannover,  Savoyen,  Portugal  —  erschienen,  der  in  Spanien  selbst  noch 
einmal  den  alten  Gegensatz  der  kastilischen  Hauptlande  unter  „König 
Philipp  V."  zu  den  aragonischen  Nebenlanden  unter  „König  Karl  III.'' 
erneuerte.  Auch  nach  dem  Tode  des  genialen  Schöpfers  der  „Grofsen 
Allianz  '^  führten  Lord  Marlborough  und  Prinz  Eugen  sein  Werk  weiter, 
den  Waffenruhm  der  französischen  Armee  zu  vernichten,  und  nach  den 
Siegen  von  Höchstedt (1704),  Ramillies,  Turin  (1706)  und  Oudenaarde(l708) 
war  fast  schon  der  Erfolg  errungen,  Philipp  von  Anjou  zum  Verzicht  und 
die  spanische  Krone  an  den  Habsburger  zu  bringen.  Ein  plötzlicher 
Glückszufall  änderte  zu  Gunsten  Ludwigs  XIV.  die  Lage.  Der  unvor- 
hergesehene Tod  Kaiser  Josephs  I.  machte  Karl  III.  von  Spanien  zum 
Kaiser  Karl  VI.  und  drohte,  Spanien  statt  mit  Frankreich  vielmehr  mit 
Österreich  zu  vereinigen  und  so  die  gesamte  Kombination  am  Schluls- 
punkt  des  Weltkampfes  auf  dessen  Ausgangspunkt,  auf  die  Weltlage 
beim  Regierungsantritt  Karls  V.  (S.  570),  zurückzuwerfen.  Das  gab  für  die 
englischen  Parteien  den  Ausschlag,  Frieden  mit  Ludwig  zu  machen. ») 
Das  Hauptergebnis  war  nicht  mehr  abzuwenden.  Philipp  V.  wurde  im 
Utrechter  Frieden  (171 1 — 171 3)  nunmehr  als  König  von  Spanien  und  seiner 
Kolonien  anerkannt.  Aber  diesem  scheinbaren  Machtzuwachs  des  bour- 
bonischen  Hauses  wurde  der  Wert  dadurch  genommen,  dafs  die  bleibende 
Trennung  der  französisch-bourbonischen  und  der  spanisch-bourbonischen 
Linie  festgesetzt  wurde,  und  zudem  löste  der  Übergang  von  Neapel, 

1)  Er  giebt  sogar  Lothringen  heraus.  Auch  Strafsburg  wäre  wieder  zu  erlangen  ge- 
wesen, wenn  die  Diplomatie  des  Reichs  nicht  zn  ungeschickt  vertreten  gewesen  wäre* 

2)  Über  den  Spanischen  Erfolgekrieg  vergl.  v.  Noobden,  Europäische  Geschichte 
im  18.  Jahrhundert  1870  ff. 

3)  Über  die  mitwirkenden  Verschiebungen  in  den  engl.  Parteiverhältnissen  u.  §  88. 1. 
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Mailand,  Sardinien  und  Belgien  an  das  Haus  Österreich  (1714),  Siziliens 
an  Savoyen  den  eigentlichen  Bestand  der  Monarchie  Philipps  IL  auf  J) 
Den  Hauptrorteil  trug  zweifellos  England  davon.  Nach  einer  hundert- 
jährigen Periode  des  Bürgerkriegs  und  des  Bückgangs  seines  auswärtigen 
Einflusses  gewann  es  in  der  französischen  Anerkennung  der  protestan- 
tischen Erbfolge  des  Kurfürsten  von  Hannover  nicht  nur  seine  Selb- 
ständigkeit, sondern  auch  in  des  nunmehrigen  Königs  Georg  I.  Stamm- 
land  einen  wichtigen  Stützpunkt  auf  dem  Festland.  Es  gewann  dazu 
in  Gibraltar  den  Schlüssel  zum  Mittelmeer  und  vor  allem  in  den  weiten 
Strecken  der  Hudsonbaigebiete,  Neufundlands  und  Neuschottlands,  die 
ihm  Frankreich  abtrat,  neue  Teile  eines  ungeheuren  Kolonialreichs.  Das 
Monopol  des  Negerhandels  ging  ebenfalls  von  Frankreich  auf  England 
über  und  sicherte  ihm  den  Handel  auch  mit  den  spanischen  Kolonien.^) 

IL  Die  schwedische  Vorherrschaft  und  die  Herstellung 
des  europäischen  Gleichgewichts  im  Osten.  Mit  den  wechseln- 
den Schicksalen  der  französischen  Macht  nahe  verbunden,  durch  sie  teil- 
weise ganz  direkt  bedingt,  waren  die  Schicksale  ihres  Bundesgenossen 
im  Norden.  Schweden  war  aus  dem  30jährigen  Krieg  als  Herr  des  Ost- 
seegebietes hervorgegangen  und  war  gezwungen,  diese  Position  zu  be- 
haupten, wenn  es  überhaupt  Grofsmacht  bleiben  wollte;  denn  dem  geld- 
armen Land  konnten  nur  die  Seezölle  den  finanziellen  Rückhalt  bieten. 
Aber  jetzt  hatte  es  am  Meer  nicht  nur  in  Polen  als  Besitzer  von  West- 
preufsen  und  Lehnsherrn  des  ostpreufsischen  Ordenslandes  den  alten 
Konkurrenten,  sondern,  seit  die  evangelische  Sache  im  Reich  gesichert 
war,  einen  neuen  in  Brandenburg,  das  den  Schweden  sowohl  hier 
an  der  Ostsee  wie  an  ihren  Nordseestützpunkten  Bremen  und  Verden  von 
den  seit  1619  im  rheinisch-westfälischen  Gebiet  erworbenen  Besitzungen 
Cleve-Mark-Ravensberg  aus  entgegentrat  Der  neue  Kurfürst  Friedrich 
Wilhelm  (1640)  suchte  lavierend  seine  unabhängige  Stellung  zwischen 
dem  Wiener  Hofe  und  dem  Stockholmer  zu  behaupten,  zunächst  er- 

1)  Im  Frieden  von  Rastatt  —  Dem  Frieden  von  Utrecht  (1713)  trat  der 
Kaiser  nicht  bei.  Er  führte  den  Krieg  noch  ein  Jahr  ergebnislos  weiter.  Für  das 
Heich  blieb  es  im  Frieden  von  Baden  (1714)  bei  den  Abmachungen  des  Friedens  von 
Ryswijk  (1697),  d.  h.  Frankreich  behielt  alle  Eroberungen  und  bekam  noch  Landau. 
Noch  1709  war  für  das  Reich  die  Wiederherstellung  des  Standes  des  Westfäli- 
schen Friedens  in  Aussicht  genommen  worden. 

2)  Die  Auffassung,  dafs  der  ütrechter  Friede  für  England  keine  Niederlage 
war  (wie  es  die  Whigs  darstellten),  sondern  ein  Gewinn,  ist  neuerdings  herrschend 
geworden.  (Vergl.  darüber  Michael,  Geschichte,  I.  277.)  Sie  wird  durch  den  Ver- 
gleich der  innerpolitischen  Verhältnisse,  die  sich  auf  der  Basis  von  1713  ergeben 
(u.  §  88. 1),  bestätigt.  Den  Abfall  Englands  von  seinen  Bundesgenossen,  besonders  vom 
Kaiser  wird  man  in  der  That  kaum  mifsbilligen  können,  wenn  man  —  wie  nach 
dieser  Obersichtsskizze  besonders  deutlich  wird  —  festhält,  dafs  die  gesamte  Verwick- 
lung ursprünglich  von  der  habsburgischen  Übermacht  ausgegangen  war  (S.  577). 

Schmidt,  StaatBlehre.  II,  1.  '  39 
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folglos ;  er  vermochte  seine  Anwartschaften  weder  in  Jülich,  noch  in 
Schlesien,  noch  endlich  an  der  Ostsee  zu  verwirklichen,  wo  ihm  Schweden 
nur  Hinterpommem  überlief s,  das  um  der  maritimen  Bedeutung  willen 
heifs  begehrte  Vorpommern  aber  mit  der  Odermündung,  Stettin  und 
Stralsund  vertragswidrig  vorenthielt.  Endlich  gab  der  Angriff  Karls  X. 
Gustav  gegen  Polen,  dem  nun  auch  das  östliche  Mittelmeerbecken  ent- 
rissen werden  sollte  (1655),  dem  Kurfürsten  die  Handhabe  zur  Intervention, 
und  während  Schweden  zwischen  Polen  und  Dänemark  seine  Kräfte 
teilte  und  nutzlos  verbrauchte,  erreichte  Friedrich  Wilhelm  durch  die 
Verträge  von  Labiau  und  Wehlau  (1656 — 1657)  die  Anerkennung  als 
Herzog  von  Ostpreulsen,  unabhängig  sowohl  von  schwedischer  wie  von 
polnischer  Lehnshoheit.  Er  erwarb  Preufsen  , jure  supremi  dominii  cum 
summa  atque  absoluta  postestate^^  Brandenburg  hatte  damit  zugleich  den 
wichtigen  Schritt  zum  Erwerb  eines  territorialen  Besitzes  gethan,  in  welchem 
es  auch  frei  von  der  Lehnsherrlichkeit  des  Kaisers,  als  „souveränes"  euro- 
päisches Fürstentum,  dastand.  Aber  hierbei  blieb  es  zunächst  Im  Besitze 
Vorpommerns  wurde  Schweden  durch  den  Machtspruch  Frankreichs  (1668) 
auch  fürderhin  geschützt.  In  den  nun  folgenden  Devolutions-  und  Raub- 
kriegen Ludwigs  XIV.  wurde  Brandenburg,  immer  durch  Österreich  und 
Holland  gehemmt,  ohne  Ruhm  am  Rhein  festgehalten.  Dann  zwang 
es  der  neue  Einbruch,  den  Schweden  im  französischen  Sold  in  die 
Mark  vollzog,  die  Heimat  zu  verteidigen.  Aber  auch  die  Waffenthat 
von  Fehrbellin  und  ihre  Folgen  verschafften  dem  grofsen  Kurfürsten 
Vorpommern  nicht.  Schweden  behielt  (1679)  alle  deutschen  Gebiete.  Alle 
hochfliegenden  Pläne,  durch  die  Brandenburg  zum  erstenmal  im  Rahmen 
eines  Territorialstaats  die  Politik  der  Hansestädte  wieder  aufnehmen,  eine 
Kriegsflotte,  eine  Guinea-Kompagnie  schaffen  wollte,  verliefen  im  Sand. 
Auch  die  Folgezeit  brachte  keinen  Wechsel  in  den  Machtverhältnissen 
innerhalb  Deutschlands.  Der  Türkenzug  gegen  Österreich  (1683),  die 
rasche  Verschärfung  der  Mafsregeln  Ludwigs  XIV.  gegen  Westdeutsch- 
land und  den  Protestantismus  (1687)  isolierten  Brandenburg  von  neuem 
und  zwangen  es,  wieder  einen  Anschlufs  an  Holland  und  Österreich  zu 
suchen.  So  kam  es,  dafs  beim  Tod  des  grofsen  Kurfürsten  (1688)  der 
neue  Kurfürst  Friedrich  durchaus  im  loyalen  Gefolge  Kaiser  Leopolds  I. 
und  Josefs  I.  wandelte,  während  ihn  auf  der  andern  Seite  die  Initiative 
seines  oranischen  Verwandten  Wilhelms  III.,  der  die  Führung  gegen 
Ludwig  XIV.  ergriffen  und  (1688)  Holland  mit  England  vereinigt  hatte 
(S.  607),  zur  Gehilfschaft  an  der  antifranzösischen  Allianz  heranzog.  An 
Österreich  fesselten  den  Kurfürsten,  von  anderen  drückenden  Abhängig- 
keiten abgesehen,  das  Streben  nach  der  Königskrone  von  Preufsen,  das  um 
so  brennender  wurde,  als  August  von  Sachsen  (1689)  durch  den  Übertritt 
zum  Katholizismus  die  Krone  von  Polen  erkauft  hatte,  —  an  Holland 
und  England  die  Subsidienzahlungen ,  ohne  die  er  bei  steigendem  Auf* 
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wand  den  Unterhalt  seines  Heeres  nicht  mehr  decken  konnte.  Die  Um- 
wandlung der  Markgrafschaft  und  des  Kurfürstentums  Brandenburg  in 
ein  Königreich  Preufsen  wurde  endlich  (1701)  erreicht,  ohne  dafs  Fried- 
rich der  evangelischen  Sache  untreu  geworden  wäre.  Aber  in  der  aus- 
wärtigen Politik  erntete  der  Staat  keine  Früchte.  Die  brandenburgischen 
Heere  kämpften  gegen  die  Türken  in  Ungarn,  in  Italien  gegen  den  Papst 
und  am  ßhein  gegen  die  Franzosen,  um  schlief slich  kärgliche  Gebiets- 
erweiterungen in  den  Rheinlanden  davonzutragen.  Auch  nach  Wilhelms  III. 
Tode  hielten  die  englischen  Staatsmänner  die  neue  Methode  fest,  preufsische 
Staatsmänner  als  Werkzeug  englischer  Handelspolitik  mit  Erfolg  zu  be- 
nutzen. So  stand  Preufsen  beschäftigt  abseits,  während  sich  im  Osten 
der  entscheidende  Wandel  vollzog. 

Seit  dem  Anfang  des  Jahrhunderts  waren  an  Ruisland  die  Ein- 
flüsse der  westlichen  Kulturstaaten  immer  sichtbarer  hervorgetreten.  Die 
Zaren  des  Hauses  Romanow  hatten  (seit  1613)  begonnen,  auch  hier  die 
feudale  Decentralisation  durch  ein*  centralisiertes  Beamtentum  zu  ver- 
drängen. Soeben  war  dieses  Werk  von  dem  jüngsten  Sprofs  der  Dy- 
nastie, Peter  I.  (1689),  mit  verstärkter  Energie  aufgenommen  worden. 
Seine  Leistung  war  die  Umwandlung  der  feudalen  Milizen  in  ein  nach 
der  Weise  der  Weststaaten  discipliniertes  Heer.  Aber  mit  der  modernen 
Armee  war  ein  wirtschaftlicher  Verkehr  mit  dem  Westen  unzertrennlich  ver- 
bunden; das  Gedeihen  der  neuen  Grofsmacht  hing  deshalb  von  der  Aufgabe 
ab,  den  Schweden  die  Zugänge  zur  Ostsee  abzugewinnen.  Peters  Pläne 
trafen  mit  Hoffnungen  Augusts  von  Polen  auf  Livland,  mit  dem  Aufstreben 
Friedrichs  von  Dänemark  zusammen ;  und  bei  dem  Thronwechsel  in  Schwe- 
den sah  sich  der  junge  König  Karl  XII.  (1697)  plötzlich  drei  Gegnern  gegen- 
über. Er  erwies  sich  ihnen  als  ebenbürtig.  Während  sich  im  Westen  der 
Spanische  Erbfolgekrieg  entwickelte,  schlug  Karl  hinter  einander  (1700)  die 
Dänen,  Russen  und  Polen  und  legte  den  Grund  zu  einem  neuen  Wachstum 
Schwedens.  Aber  der  Fortgang  seines  Unternehmens  entsprach  dem  Anfang 
nicht,  in  erster  Linie  zufolge  der  problematischen  Eigenart  von  Karls  eigner 
Natur.  Nach  verwickelten  Wechselfällen  endete  der  Nordische  Krieg,  in 
den  nach  dem  Wendepunkt  von  Pultawa  (1709)  auch  die  Türkei  und 
später  (1713)  Friedrich  Wilhelm  I.  von  Preufsen  eintraten,  mit  dem  völligen 
Zusammenbruch  der  schwedischen  Hegemonie  an  den  Küsten  der  Ostsee. 
Der  Frieden  am  Pruth  (1711)  und  später  die  Nystadter  Vereinbarungen  nach 
Karls  Tode  (1721)  brachten  für  Osteuropa  dieselbe  Verschiebung,  wie  die 
Traktate  von  Utrecht  und  Rastatt  für  den  Westen.  Schweden  verlor  fast  alle 
seine  auswärtigen  Besitzungen.  Hannover  rundete  sich  durch  Bremen  und 
Verden  ab,  Preufsen  durch  Vorpommern.  Den  Hauptgewinn  jedoch  erhielt 
Rufsland  in  den  baltischen  Provinzen ;  nur  mit  Mühe  entging  Schweden 
auch  dem  Verlust  Finlands.  Auch  im  Osten  verstärkte  deshalb  der  Krieg 
das  System  einer  Vielheit  geschlossener  und  unabhängiger  Grofsstaaten, 
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das  sich  der  Hegemonie  eines  einzigen  entgegenstellte.  Denn  die  Er- 
weiterungsabsichten der  neuen  Grolsmacht  Bulsland  richteten  sich  zunächst 
vorwiegend  nach  dem  Schwarzen  Meer  gegen  die  Türken,  deren  immer 
erneute  Vorstöfse  nach  Westen  soeben  von  Österreich  endgültig  zurück- 
gewiesen worden  waren  *).  Sie  waren  das  Seitenstük  der  Politik,  die 
England  über  den  Ocean  und  nach  Indien  führte.  Zugleich  mit  dem 
Projekt  einer  weltlichen  Hegemonie  war  aber  auch  der  letzte  Kest  des 
antiken  Staats,  der  unentwegt  festgehaltene  Plan  des  Papsttums,  eine  uni- 
verselle Leitung  des  politischen  Daseins  der  Christenheit  wiederherzustellen, 
praktisch  vernichtet.  Den  drei  katholischen  Grolsmächten  hielten  das 
protestantische  England  im  Westen,  das  schismatische  Bufsland  im  Osten, 
dazu  drei  neue  Mittelstaaten,  Holland,  Preufsen,  Piemont-Savoyen,  von 
denen  zwei  ebenfalls  protestantisch  waren,  die  Wage. 

HI.  Die  internationale  Lage  im  18.  Jahrhundert).  Die 
Reizbarkeit  des  Verhältnisses,  das*  zwischen  den  verfehdeten  europäi- 
schen Staaten  sich  gebildet  hatte,  hat  auch  nach  den  Friedensschlüssen 
von  Utrecht  und  von  Nystadt  das  1 8.  Jahrhundert  hindurch  angedauert  ^^) 
Ja  die  Ruhe  wurde  sogar  sofort  durch  ein  Nachspiel  des  Krieges  wie- 
der gestört,  das  der  spanische  Minister  Alberoni  (1718)  vom  Zaune  brach, 
und  dessen  Spitze  sich  im  Kern  gegen  Sizilien  richtete,  das  zu  Utrecht 
an  Savoyen  gegeben  worden  war.  Aber  schon  hier  zeigte  sich  die  ver- 
änderte Lage  darin,  dafs  jetzt  Frankreich  selbst  mit  England,  Savoyen 
und  Österreich  in  der  Quadrupelallianz  zur  Wahrung  der  Utrechter 
Abkünfte  zusammenstand.  Die  Zerstörung  der  spanischen  Flotte  durch  die 
englische  bei  Messina  und  Alberonis  Sturz  (1720)  stellte  rasch  den  Status  quo 
ante  wieder  her  mit  der  Mafsgabe,  dafs  Österreich  zu  Neapel  und  Mailand 
auch  Sizilien  erhielt  und  Savoyen  (S.  609)  mit  dem  Rang  eines  „Königreich 
Sardinien '^  schadlos  gehalten  wurde.  3)  Diese  Politik  blieb  trotz  aller 
Reibungen  für  die  Folgezeit  mafsgebend.  Offensichtlich  machte  sich  eine 
Abneigung  gegen  kriegerische  Verwicklungen'  geltend.  In  Frankreich 
war  sie  durch  die  lange  Minderjährigkeit  Ludwigs  XV.  (seit  1715)  ohne- 

1)  Diese  Kämpfe  (Sieg  des  Prinzen  Eugen  bei  Belgrad)  wurden  gleichzeitig 
durch  den  Frieden  von  Passaro witz  (1718)  abgeschlossen. 

2)  Das  zeigt  sich  insbesondere  daran,  dafs  die  Diplomatie  der  folgenden  Jahr- 
zehnte durch  die  alten  Pläne  bestimmt  wird.  Kaiser  Karl  VI.  rechnet  noch  immer 
mit  seiner  Einsetzung  in  Spanien  und  erkennt  Philipp  V.  nicht  an.  Philipp  V.  ist 
nie  gesonnen  gewesen,  sich  an  den  Verzicht  auf  Frankreich  zu  binden.  Die  Stuarts 
haben  —  nach  wie  vor  von  Frankreich  untei-stutzt  (unten  S.  614)  —  bis  1765  die 
Ansprüche  auf  die  spanisch-englische  Krone  festgehalten. 

3)  Ein  analoges  Eingreifen  der  englischen  Flotte  hatte  kurz  vorher  stattge- 
funden, um  Schweden  (Karl  XII.)  von  einem  Versuch  zur  Wiedererlangung  von 
Bremen  und  Verden  abzuschrecken,  das  Dänemark  während  der  Abwesenheit  Karls 
annektiert  und  dann  an  Hannover  verkauft  hatte.  Diese  Sache  erledigte  sich  durch 
Karls  XII.  Tod  im  Krieg  gegen  Norwegen  (17 IS). 


1.  Kapitel.   Ältere  Staatsgebilde.    VII.  Entstehung  der  modernen  Staatenwelt    613 

hin  begünstigt.  In  England  verfocht  unter  der  neuen  Dynastie  Hannover 
der  leitende  Staatsmann  Robert  Walpole  planmälsig  den  Grundsatz  der 
Nichteinmischung.  So  ergab  sich  von  selbst,  dafs  bis  auf  weiteres  Stö- 
rungen im  Frieden  des  europäischen  Staatslebens  nicht  eintraten,  und  dafs 
sie,  als  es  im  Verlauf  zu  solchen  kam,  eine  wesentlich  andere  Richtung 
nahmen  und  ganz  andere  Wirkungen  erzielten  als  früher. 

Innerhalb  eines  Zeitraumes  von  fast  fünfzig  Jahren  bahnte  sich  die 
Einsicht  in  die  veränderten  Aufgaben  langsam  an.  Die  Erledigung  des 
polnischen  Thrones  (1733)  gab  zum  erstenmal  wieder  Gelegenheit, 
das  Machtverhältnis  der  Festlandstaaten  auf  die  Probe  zu  stellen,  und 
Frankreich  ging  auf  den  ausgetretenen  Bahnen  seiner  traditionellen  Politik 
vor,  das  Erzhaus  durch  französische  Schutzgenossen  in  Österreichs  Nähe 
zu  schwächen.  Der  Erfolg,  den  der  Wiener  Frieden  (1738)  nach  lang- 
wierigen Kämpfen  brachte,  war  dürftig  genug.  In  der  Konkurrenz  zwi- 
schen dem  Schwiegervater  Ludwigs  XV.,  Stanislaus  Leczinski,  und 
August  III.  von  Sachsen,  behauptete  der  letztere,  der  Kandidat  Öster- 
reichs und  Rufslands,  das  Feld,  die  bourbonischen  Mächte  erhielten  als 
Gegenleistung  nur  den  endgültigen  Zuwachs  Lothringens  zu  Frankreich 
und  die  Errichtung  einer  spanisch-bourbonischen  Sekundogenitur  in  Ne- 
apel und  Sizilien,  während  sie  ihrerseits  den  Herzog  Franz  Stefan  von 
Lothringen  mit  Toskana  und  das  Haus  Habsburg  mit  ParmarPiacenza 
entschädigten.  Auch  zwei  Jahre  später  machte  das  alte  Programm  der 
Bourbonen  seinen  Einflufs  geltend.  Jetzt  trat  mit  dem  Tode  Kaiser 
Karls  VI.  (1740)  die  langbefürchtete  Kombination  ein,  dafs  der- öster- 
reichische Thron  selbst  ohne  direkten  männlichen  Erben  erledigt  wurde, 
und  die  „Pragmatische  Sanktion^^^  durch  die  der  Kaiser  die  Nachfolge 
seiner  Erbtochter  Maria  Theresia  (schon  1718)  geordnet  hatte,  geriet  mit 
den  Successionsansprüchen  des  „Regredienterben^  O?  Karl  Alberts  von 
Bayern,  in  offenen  Konflikt.  Wieder  setzte  sich  der  Hof  von  Versailles 
gegen  die  habsburgische  Macht  ein,  die  diesmal  ihrer  gänzlichen  Zer- 
trümmerung nahe  schien.  In  dem  hergebrachten  Streben,  die  deutschen 
Traditionen  auf  Kosten  des  Kaiserhauses  zu  stärken,  vertrat  Frankreich 
die  Kaiserwahl  „Karls  VII."  und  die  Annexion  Böhmens  und  Österreichs 
durch  Bayern,  während  es  gleichzeitig  die  Forderung  unterstützte,  die 
der  junge  Friedrich  von  Preufsen,  der  kurz  vorher  (1740)  Friedrich  Wil- 
helm I.  gefolgt  war,  aus  alten  Verträgen  auf  Schlesien  erhob.^)  Zugleich 
machte  Frankreich  im  Einvernehmen  mit  Spanien  und  Neapel  einen 
neuen  Vorstols  gegen  die  Vorherrschaft  des  englischen  Seehandels,  der 
sich  während  der  friedlichen  Jahrzehnte  steigend  befestigt  hatte,  und 

1)  Die  Ansprüche  der  bayerischen  Kurfürsten  datieren  von  einer  älteren  weib- 
lichen Seitenlinie  (der  Tochter  Kaiser  Ferdinands  I.). 

2)  Zar  Charakteristik  der  neuen  Lage:  Dove,  Deutsche  Geschichte,  Bd.  6.  1883. 
S.  Iff.;  Koser,  Kaiser  Friedrieh,  I.  1893.  S.  69ff. 
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wieder  war  es  England,  das  von  Hannover  aus  die  bedrängte  Erzher- 
zogin, die  auf  Ungarn  gestützt  ihr  Erbrecht  verfocht,  gegen  Bayern  und 
Frankreich  beschirmte.  Der  Spanische  Erbfolgekrieg  schien  sich  zu 
erneuern.  In  fünfjährigem  Kampfe  fochten  die  alten  Gegner  in  alter 
Gruppierung,  nur  mit  der  neuen  Wendung,  dats  Brandenburg-Preufsen 
mit  Frankreich  Seite  an  Seite,  die  überlief erungsgemäfsen  Lehnsbande 
mit  der  Kaiserkrone  zerrissen  und  sich  in  zweifachem  Angriffe  (1740. 
1744)  auf  Schlesien  geworfen  hatte.  Im  übrigen  kämpfte  Frankreich 
in  Hannover  und  Österreich  wieder  gegen  englische  und  habsburgische 
Heere.  Es  fafste  den  englischen  Handel  in  Ostindien  wie  in  West- 
indien und  benutzte,  nachdem  Walpole  durch  die  erwachende  Kriegslust 
seiner  eignen  Partei  gestürzt  worden  war,  den  Übergang  des  Throns  auf 
Georg  II.,  um  den  letzten  Prätendenten  des  Hauses  Stuart  (1745)  auf 
französischen  Schiffen  an  der  Küste  Schottlands  landen  zu  lassen  und 
diesen  seinen  alten  Bundesgenossen  wieder  gegen  England  mobil  zu  machen. 
Aber  so  herrisch  sich  Frankreich  geberdete,  so  deutlich  erwies  doch 
gerade  der  Gang  der  Ereignisse,  dals  die  alte  Zeit  und  die  alte  Gefahr 
einer  französischen  Hegemonie  thatsächlich  nicht  mehr  bestand.  Die 
österreichischen  Länder  hielten,  über  alle  Anfechtung  erhaben,  fest  zu 
der  letzten  Habsburgerin,  die  mit  ihrem  Gemahl  Franz  Stefan  von  Tos- 
kana (S.  613)  beim  Tod  Karl  Alberts  (1745)  auch  die  Kaiserkrone  erhielt. 
Wie  der  französisch-bayrische  Angriff  hier,  so  mifsglückte  der  französisch- 
schottische Angriff  auf  England  und  die  Dynastie  Hannover.  Statt  dessen 
trat  in  dem  nächsten  Jahrzehnt  allmählich  die  ganz  neue  Lage  ans  Licht, 
die  sich  unvermerkt  gebildet  hatte.  Entrüstet  hatte  Maria  Theresia,  als 
sie  (1745)  ihr  väterliches  Erbe  in  Sicherheit  brachte,  Schlesien  in  der 
Hand  Friedrichs  IL  lassen  müssen.  Sie  erkannte,  dafs  der  preufsische 
Staat  unter  diesem  genialen  Lenker  nicht  mehr  auf  eine  selbständige  Aus- 
landspolitik verzichtete  wie  bisher,  sondern  dafs  er  als  werdender  Grofs- 
staat  den  nichtösterreichischen  Territorien  des  alten  deutschen  Reiches 
einen  neuen  Bückhalt,  den  Anfang  der  Möglichkeit  zu  selbständiger  poli- 
tischer Gestaltung  gewährte.  Ihr  Kanzler  Kaunitz  lehrte  sie,  das  „Preufsen 
muTs  übern  Haufen  geworfen  werden,  wann  das  durchlauchtigste  Erz- 
haus aufrecht  stehen  soll".  Hierin  begegnete  sie  sich  ohne  weiteres  mit 
Rufsland,  wo  nach  langen  Thronwirren  Elisabeth,  die  Tochter  Peters  des 
Grofsen,  Friedrich  persönlich  abgeneigt,  und  ihre  Staatsmänner  in  Preufsen 
das  gleiche  Hemmnis  einer  russischen  Ausbreitung  nach  Westen  erkannten. 
Aber  auch  Frankreich  wurde  dieser  Kombination  zugetrieben.  Seine  Re- 
gierung begann  aus  der  Hand  kluger  Staatsmänner  in  die  Harems-  und 
Günstlingswirtschaft  der  Maitresse  Ludwigs  XV.,  der  Pompadour,  unter- 
zutauchen. Sie  verlor  in  den  sich  rasch  mehrenden  Konflikten,  die  ihm  Eng- 
land durch  Festsetzung  in  Bengalen  wegen  Ostindiens,  durch  Vordringen 
neuenglischer  Kolonisten  vom  Ohio  und  Mississippi  aus  an  den  Grenzen  von 
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Kanada  und  Louisiana  bereitete,  an  Stetigkeit  und  Besonnenheit.  Seine  alten 
Bundesgenossen ,  Schweden,  Spanien,  der  Sultan,  waren  bedeutungslos 
geworden.  Als  nun  lYiedrich  II.,  der  die  Gefahr  riesengrofs  sich  an 
allen  Seiten  erheben  sah,  der  dringendsten  zu  entgehen  suchte  und  die 
Umgarnung  von  Rufsland,  Österreich  und  England-Hannover  dadurch 
zerrifs,  dafs  er  sich  der  Geldmacht  Englands  versicherte  und  dessen  neuen 
Minister  William  Pitt  die  Hand  reichte,  gab  Frankreich,  nun  seinerseits 
isoliert  und  vom  Verlust  seines  Einflusses  über  Westdeutschland  bedroht, 
seine  ganze  Tradition  preis  und  schlofs  sich  dem  Bündnis  Österreichs, 
Sachsens  und  BuTslands  an.  Damit  war  der  neue  Krieg  unvermeidlich ; 
der  Ausbruch  wurde  durch  König  Friedrichs  Kühnheit,  die  durch  den  Ein- 
fall in  Sachsen  (1756)  die  Gegner  erst  halb  vorbereitet  überraschte,  noch 
beschleunigt.  Aber  es  zeigte  sich  nun  auch,  dafs  dieser  Krieg  einen  ganz 
anderen  Charakter  hatte,  als  die  des  16.  und  17.  Jahrhunderts.  So  hitzig 
der  Kampf  sich  anlief s,  er  drehte  sich  doch  keineswegs  mehr  um  die 
Frage:  Übergewicht  einer  Nation  über  die  andere  oder  Gleichgewicht  aller, 
—  üniversalstaat  oder  Vielheit  gleichberechtigter  Staaten.  Jetzt  stand 
lediglich  in  Frage,  wie  das  seit  dem  ütrechter  Frieden  gesicherte  Gleich- 
gewicht sich  gestalten  sollte. 

Der  Verlauf  des  Krieges  selbst  bestätigte  dies.  -  Sein  Anfang  zeigte 
staunenerregende  Erfolge  der  beiden  alliierten  protestantischen  Mächte. 
Friedrich  warf  (1757)  bei  Rofsbach  die  Franzosen,  bei  Leuthen  die  Öster- 
reicher, (1758)  bei  Zomdorf  die  Russen  zurück,  während  Clives  Sieg  bei 
Plassey  (1757)  die  mit  den  Franzosen  verbündeten  Fürsten  des  Ganges- 
deltas unterwarf  und  mit  dem  Erwerb  Bengalens  Englands  Herrschaft  über 
Indien  begründete ;  bald  darauf  besiegelte  der  Landsieg  von  Minden  und 
der  Seesieg  von  Quiberon  (1759)  Englands  Übergewicht  über  Frankreich  in 
Europa  und  die  Eroberung  Kanadas  im  gleichen  Jahre  das  gleiche  Über- 
gewicht in  Nordamerika.  Aber  schon  während  dieser  Triumphe  zog  sich 
England  vom  Festlandkrieg  in  Deutschland  zurück  und  überliefs  Fried- 
rich den  sorgenvollen  Kampf  mit  seinen  übermächtigen  Feinden.  Seit 
dem  folgenden  Jahre  drängte  sogar  die  neue  Regierung  Georgs  III. 
(1760)  Pitts  Einflufs  ganz  zurück,  um  nun  eifrig  nach  dem  Frieden  zu 
streben.  Indem  sie  treulos  auch  ihre  Geldsubsidien  einstellte,  stürzte  sie 
Preufsen  in  die  fürchterliche  Bedrängnis,  in  der  nur  das  übermenschliche 
Pflichtbewufstsein  seines  Herrschers  den  Ruin  des  preufsischen  Staates 
hinzögerte,  bis  das  Erschlaffen  Frankreichs,  der  Tod  der  russischen  Eli- 
sabeth und  die  Freundschaft  des  neuen  Zaren  Peter  und  seiner  Gemahlin 
Katharina  rettend  dazwischentrat  Der  Frieden,  der  (1763)  zwischen  Frank- 
reich, Spanien  und  England  zu  Paris,  zwischen  Preufsen  und  Österreich  zu 
Hubertusburg  zu  stände  kam,  wahrte  —  abgesehen  von  Englands  Neu- 
erwerb jenseits  des  Oceans  —  in  Europa  nur  den  bisherigen  Bestand;  er 
sicherte  vor  allem  die  Existenz  des  um  Schlesien  vergröfserten  Preufsen. 
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So  zeigt  sich,  dals  das  t8.  Jahrhundert  einen  andern  Geist  über 
Europa  gebracht  hatte,  als  der  der  beiden  vorangehenden  gewesen  war. 
Es  war  trotz  aller  Verwicklungen  ein  friedlicheres  Jahrhundert  Und  es 
war  deshalb  kein  Zufall,  wenn  nach  dem  grofsen  zweihundertjährigen 
Weltkrieg,  der  in  seinem  ganzen  Verlauf  die  modernen  Staaten  äul serlich 
geformt  hatte,  der  Abschlufs  dieses  Kriegs  im  ütrechter  Frieden  die  für  den 
inneren  Ausbau  derselben  entscheidende  Zeit  einleitete. 

§  83.    Die  neue  Staatenwelt. 

Koser,  Die  Epochen  des  Absolutismus,  Histor.  Zeitschrift,  Bd.  61.  S.  246.  1889. 

Aus  dem  zweiundeinhalbhundertjährigen  Kampf,  der  alle  europäischen 
Mächte  in  Mitleidenschaft  ziehend^  im  16.  und  17.  Jahrhundert  um  das 
Übergewicht  einer  katholischen,  sei  es  spanischen,  sei  es  französischen 
Vormacht  und  schlief slich  im  18.  Jahrhundert  um  die  Befestigung  des 
erkämpften  Gleichgewichtsverhältnisses  geführt  wird,  ist  im  äufserlichen 
ümrifs  die  Staatenwelt  hervorgegangen,  wie  sie  jetzt  besteht 

Vor  allem  ist  aus  diesem  Kampf  endgültig  der  Bechtszustand  hervor- 
gegangen, der  die  Grundlage  jeder  weiteren  staatsrechtlichen  Organisation 
geworden  ist,  —  die  völkerrechtliche  Koexistenz  einer  Vielheit 
gleichberechtigter  Kulturstaaten.  Vorgebildet  war  freilich  dieser 
Zustand  längst.  Er  beherrschte  sogar  seit  der  Auflösung  des  Karolingerreichs, 
wie  gezeigt  wurde  (o.  399  ff.),  zunehmend  die  Situation.  Aber  nicht  nur 
wurde  die  nationale  Geschlossenheit  durch  den  Konflikt  der  Stände  ge- 
hemmt, sondern  das  ganze  Mittelalter  hindurch  war  dieser  Zustand  ein 
angefochtener.  Fortgesetzt  trat  mit  ihm  der  Gedanke  einer  kirchlichen  und 
politischen  Einheit  der  Geistlichkeit  in  Widerspruch.  Mit  der  Ära  Karls  V. 
wurde  diese  universalistische  Tendenz  die  überwiegende.  Sie  bedeutete 
also  erst  die  Feuerprobe  auf  die  nationale  Selbständigkeit  im  staatlichen 
wie  im  geistlichen  Leben.  Während  die  Beformation  der  Welthierarchie 
entgegentrieb,  hatte  sie  die  nationale  Selbstbestimmung  gegen  den  Welt- 
staat zu  behaupten,  und  dabei  drohte  auch  die  Beformation  selbst  wieder 
die  nationalen  Interessengegensätze  in  dem  gemeinsamen  und  internatio- 
nalen Interesse  der  Glaubensfreiheit  aufzulösen.  Das  16.  Jahrhundert  zeigt 
ein  Bild  der  Zersetzung  aller  der  national-geographischen  und  ständischen 
Gruppen,  deren  Gegensätze  das  Mittelalter  bewegt  und  die  Landesformen 
des  14.  und  15.  Jahrhunderts  hervorgetrieben  hatte.  Im  Schmalkaldischen 
Bund  wie  in  den  französischen  Hugenottenheeren  stritten  Fürsten,  Land- 
adlige, Stadtbürger  vereint  wider  die  katholische  Monarchie,  sowie  um- 
gekehrt die  katholischen  Ligafürsten  Deutschlands  mit  dem  Kaiser  zu- 
sammen gegen  die  ungläubigen  Standesgenossen,  die  Stadt  Paris  mit 
der  Adelsgruppe  des  Heinrich  von  Guise  gegen  die  protestantische  Thron- 
folge zusammenstanden.  Deutsche  Landsknechte  kämpften  in  der  Armee 
Colignys,  der  Schwedenkönig  neben  deutschen  Fürsten  für  die  Glaubens- 
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freihält,  während  spanische  Truppen  unter  kastilischen  Feldherren  in  den 
Niederlanden,  in  liankreich,  in  Deutschland  eingriffen^  um  mit  den  an- 
sässigen Katholiken  die  alte  Kirche  wiederherzustellen.  Aber  mitten  aus 
dem  allgemeinen  Chaos,  das  den  Zusammenstols  der  Menschheitsinteressen 
aufrührte,  rang  sich  allmählich  und  mit  steigender  Energie  das  Interesse  der 
durch  Gebiet,  Kulturgemeinschaft  und  Geschichte  geschlossenen  Nation 
als  das  bestimmende  durch,  und  immer  deutlicher  erwiesen  sich  die 
Mächte  als  die  aufsteigenden,  die  wie  das  England  Elisabeths,  das  Frank- 
reich Bichelieus,  die  Niederlande  und  der  brandenburgische -preulsische 
Staat  des  grolsen  Kurfürsten  Ordnung,  Wohlfahrt  und  Ideale  der  Volks- 
gemeinschaft zum  Leitgedanken  der  politischen  Thätigkeiten  setzten, 
während  die  treibenden  Gewalten  einer  die  Nationalitäten  nach  einem 
religiösen  oder  dynastischen  Ideal  nivellierenden  Staatsbildung  —  Spanien, 
Österreich  und  Schweden  —  ihren  Stern  seit  1650  immer  tiefer  sinken  sahen. 
Das  Überspringen  Frankreichs  in  den  Fehler  Spaniens  verzögerte  die  Ent- 
scheidung zum  Unheil  Frankreichs  selbst  Aber  seit  dem  Spanischen  Erb- 
folgekrieg und  dem  Nordischen  Krieg  war  die  Vielheit  gleichberechtigter 
Staaten  festbegründet  Schon  das  18.  Jahrhundert  beschäftigte  sich  eingehend 
(S.  612ff.)  nur  noch  mit  der  Machtverteilung  unter  den  mehreren 
Staaten.  Seitdem  ist  es  dabei  —  abgesehen  von  einer  zehnjährigen  aben- 
teuerlichen Episode,  der  Ära  Napoleons  (u.  §  90.  III),  —  geblieben. 

Das  Zeitalter  der  grolsen  Kriege  hat  aber  für  die  heutigen  Zustände 
noch  mehr  geschaffen,  —  nämlich  im  allgemeinen  Umrifs  die  geographischen 
und  nationalen  Komplexe,  die  der  modernen  Staatenwelt  zur  Grundlage 
dienen.  Teils  natumotwendig  durch  Abstammung,  Gebietscharakter  und 
Kulturbedürfnis  bedingte  Einflüsse,  teils  willkürlich  zufällige  und  persön- 
liche Ereignisse  haben,  sich  durchkreuzend  oder  unterstützend,  ein  Neben- 
einander von  gröfs6ren  und  kleineren  Volkskörpem  geschaffen,  die  ihr 
individuelles  Gepräge  bis  heute  behalten  oder  noch  schärfer  ausgebildet 
haben.  Unter  den  beginnenden  Stürmen  am  Anfang  des  16.  Jahr- 
hunderts vollzog  Karl  V.  die  dauernde  Verknüpfung  der  spanischen 
Landschaften  zum  Einheitsstaat,  während  gerade  dieser  Vorgang  die 
Trennung  von  Portugal  mehr  und  mehr  verschärfte  (S.  603).  Auf  der 
anderen  Seite  bildete  sich  unter  den  Händen  seines  Bruders  Ferdinand 
das  merkwürdige,  ungleichartige,  zu  gleichen  Teilen  deutsche,  magyarische, 
slavische  Gemisch  der  habsburgischen  Monarchie  mit  den  Hauptge- 
bieten Böhmen,  Österreich  und  Ungarn  (S.  578).  Die  religiösen  Kämpfe 
schieden  den  bisherigen  Klientelstaat  Frankreichs,  Schottland,  von  seinem 
alten  Bundesgenossen  und  lielsen  ihn  mit  Irland  zu  einem  Bestandteil  der 
britischen  Monarchie  werden  (S.  599. 614).  Frankreich,  dasjenige  Terri- 
torium der  westeuropäischen  Gebietsgruppe,  das  sich  durch  den  ganzen 
Verlauf  der  Geschichte  am  meisten  selbst  gleichgeblieben  war,  erlangte  doch 
immerhin  erst  jetzt,  indem  es  Franche-Comt6  (S.  606;  und  Lothringen  (S.  613) 
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einverleibte  und  die  stid-  und  westfranzösischen  Provinzen  ganz  aufsaugte, 
seine  kompakte  Formation,  die  es  von  da  ab  auszeichnet  In  den  Kämpfen 
zA\dschen  Valois  und  Habsburg  sonderte  sich  die  Schweizer  Eidgenossen- 
schaft wie  bisher  national,  so  auch  politisch  als  ein  Körper  eigener  Art  aus  der 
deutschen  Staatsgruppe  aus  (S.  565),  —  nicht  minder  Holland,  das  doch 
seinerseits  durch  den  Verlauf  des  spanischen  Kriegs  in  seine  scharfe  halb 
religiös,  halb  rassemäfsige  Gegensätzlichkeit  zu  Belgien  trat  (S.  596. 597). 
Italien,  der  kostbare  Preis  aller  Kriege,  erlangte  durch  deren  Ausgang 
sein  politisches  Fürsichsein  zurück,  aber  in  solcher  Form,  dafs  sich  zwischen 
den  älteren  Partikulärgebilden  infolge  der  spanischen,  französischen  und 
habsburgischen  Einflüsse  und  der  schärf eren  Ausprägung  des  Kirchenstaats, 
(S.  565)  die  Unterschiede  Süd-,  Mittel-  und  Oberitaliens  noch  verschärften, 
dafs  sich  also  das  Problem  der  Einheit  noch  erschwerte,  während  zu- 
gleich die  geschickte  Benutzung  des  habsburgisch-französischen  Dualis- 
mus in  Savoyen-Piemont  aus  kleinen  Anfängen  eine  neue  Mittel- 
macht von  monarchisch-territorialer  Geschlossenheit  geschaffen  hatte,  die 
künftig  bei  der  Gestaltung  der  italienischen  Verhältnisse  nicht  ignoriert 
werden  durfte.  Ganz  entsprechend  hatte  sich  die  Lebensbedingung  der  feu- 
dalen Masse  von  kleinen  und  gröfseren  deutsche  n  Territorien  verändert. 
Durch  den  Beligionskrieg  waren  sie  aus  der  unheilvollen  Einflutszone 
Habsburgs,  das  sie  vernachlässigte,  ohne  ihnen  doch  eine  freie  eigene 
Gestaltung  gestatten  zu  wollen,  herausgerückt  und,  obwohl  als  Ganzes 
hilflos,  hatten  sie  in  ihrer  Mitte  wenigstens  einen  gröfseren  Kern  in  dem 
brandenburgisch-preufsischen  Staat  erhalten.  Noch  war  dieser 
nicht  fähig,  auf  die  übrigen  Mittelstaaten  unmittelbar  einzuwirken,  aber 
schon  konnte  er  sich  dem  Ausland  als  Hindernis  eigenmächtiger  Inter- 
ventionen in  deutsche  Verhältnisse  entgegenstellen,  vor  allem  dem  neuesten 
und  gefährlichsten  Konkurrenten  um  die  Macht,  RuIsland  (S.  611). 
Endlich  hatte  auch  die  römische  Kirche  die  eigentümliche  halbstaat- 
liche Physiognomie  angenommen,  durch  die  sie  bis  in  neueste  Zeit 
hinein  das  politische  Leben  Europas  beeinflufst  hat  Der  Beginn  des 
Weltkriegs  schuf  den  Kirchenstaat  in  seiner  neuen,  dem  neuen 
Staatensystem  angepafsten  Gestalt  (S.  565).  Die  Gegenwirkung  gegen 
die  Reformation  rief  mittels  der  Tridentinischen  Beschlüsse  die  an 
seine  territoriale  Basis  angelehnte  internationale  Organisation  her- 
vor (S.  589),  mit  deren  Hilfe  sich  das  Papsttum,  des  hemmenden  Konzils 
entledigt  (S.  593),  wie  eine  absolute  Weltmonarchie  eine  politische  Position 
in  und  über  allen  Staaten  sicherte.  Die  grofsen  propagandistischen  Orden,  in 
erster  Linie  der  Jesuitenorden,  bildeten  jetzt  das  Bindeglied  zwischen 
dem  in  zahlreichen  feingegliederten  Centralbehörden  ausgebauten  Ober- 
regiment und  der  Weltgeistlichkeit  der  einzelnen  Nationen;  ihre  Thätigkeit 
brachte  die  Geistlichkeit  und  die  katholischen  Gläubigen  in  die  Doppel- 
stellung, in  der  sie  teils  Beamte  und  Unterthanen   ihres  Heimatstaats, 
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teils  Organe  und  Bürger  des  grofsen  geistlichen  Universalreichs  waren. 
Da  das  letztere  seine  aus  dem  Imperium  Romanum  übernommenen  Macht- 
ansprüche als  eines  Obervormunds  und  Beherrschers  der  Christenheit  wohl 
bisweilen  zurückstellte  (S.  612),  aber  niemals  ganz  darauf  verzichtete,  so 
ergab  sich  hieraus  eine  bald  verschwiegne,  bald  offenliegende  Verwicklung, 
die  bald  zu  Gunsten  dieses,  bald  jenes  Staats  eingreifend  nicht  nur  für 
die  Kirchenpolitik,  sondern  ebenso  oft  für  auswärtige  Politik,  Militär- 
verwaltung, Finanzwesen,  Justiz  eigenartige  Probleme  hervorrief. 

Es  war  kein  Zufall  und  entsprach  nur  dem  gesamten  älteren  Entwick- 
lungsgang, dafs  gerade  die  Zeit  besonders  eingreifender  auswärtiger  Um- 
wälzungen —  die  Zeit  seit  dem  Beginn  des  16.  Jahrhunderts  —  auch  den 
Innern  Grundcharakter  der  modernen  Staaten  in  ihrer  Verschieden- 
heit feststellte. 

Anscheinend  freilich  drängte  die  harte  Not  dazu,  die  älteren  Unter- 
schiede, die  die  einzelnen  territorialen  Gruppen  aus  dem  Mittelalter  mit- 
brachten, zu  verwischen  und  in  erster  Linie  hat  sie  wirklich  diesen  Er- 
folg in  einem  wesentlichen  Punkt  des  Staatslebens  mit  sich  geführt 
Die  Erfahrung,  dals  wenn  einmal  in  der  europäischen  Staatenwelt  der 
territoriale  Grofsstaat  die  politischen  Funktionen  übernimmt,  alle  politischen 
Gruppen  sich  in  dieser  Grundform  ausbilden  müssen,  wenn  nicht  die  k  1  e  i  n  e  n 
von  einigen  wenigen  grofsen  aufgesogen  werden  sollen,  —  diese  Erfahrung 
begründete  überall  den  Zwang,  sich  im  gröfseren  Gebiet  der  leistungs- 
fähigsten Organisationsgewalt  um  der  selbständigen  staatlichen  Existenz 
willen  unterzuordnen.  Hieraus  erklärt  sich,  warum  dieses  Zeitalter  mit 
einer  gewissen  gesetzmätsigen  Notwendigkeit  eine  Epoche  des  steigen- 
den Absolutismus  werden  mufste.  Die  alte  Erfahrungsregel,  die  die 
gesamte  frühere  Staatengeschichte  beherrschte,  erwies  sich  auch  an  der 
dem  modernen  Staatensystem  zunächststehenden  Zeit  wirksam  und  zwar 
bei  allen  Staaten  der  westeuropäischen  Familie  ohne  Ausnahme.  Wie 
Spanien,  Italien,  Österreich,  Deutschland,  Frankreich,  hatte  sich  ihm  auch 
England  zu  beugen,  und  obwohl  es  so  scheinen  konnte,  als  ob  der  Inselstaat 
sich  gegen  einen  blolsen  Versuch  absolutistischer  Umbildung  frühzeitig  und 
mit  Erfolg  zur  Wehr  gesetzt  habe,  zeigt  doch  eine  vorurteilslose  Betrach- 
tung, dafs  die  Revolutionen  des  1 7.  Jahrhunderts  ihn  im  Gegenteil  nur  aus 
einer  Form  unbeschränkter  Regierung,  der  monarchischen,  in  eine  andere, 
eine  aristokratisch-oligarchische,  überführten  (u.  §  87.  88). 

Aber  freilich,  die  Gemeinsamkeit  gewisser  Erscheinungen,  die 
man  geneigt  sein  kann,  zu  einem  Typus  der  gesamten  Staatengruppe 
des  17.  Jahrhunderts  zu  verallgemeinern,  tritt  hinter  sehr  starken  indivi- 
duellen Verschiedenheiten  zurück,  wenn  man  die  einzelnen  Nationen 
genauer  ins  Auge  fafst. 

Schon  die  Entwicklungsphasen,  die  die  verschiedenen  Staaten  durch- 
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laufen,  indem  sie  die  altüberkommenen  Verfassungsformen  zerträmmern^ 
sind  verschiedenartig.  Man  hat  mit  Becht  betont,  wie  die  Monarchien  sich 
zunächst  nur  in  der  Art  über  die  verfassungsmälsigen  Schranken  hinweg- 
setzen, dafs  sie  dieselben  ihres  praktischen  Gehaltes  entleeren,  ohne  sie 
zu  vernichten,  wie  sie  erst  allmählich  sie  auch  äufserlich  vollkommen 
bei  Seite  schieben;  wie  sie  also  erst  auf  dem  Umwege  des  „prak- 
tischen" Absolutismus  zum  „grundsätzlichen''  Absolutismus  ge- 
langen.*) Aber  ganz  abgesehen  davon,  dafs  die  Grenzen  zwischen  beiden 
Formen  des  Absolutismus,  der  milderen  und  der  schrofferen,  völlig  fliefsend 
sind,  und  dafs  eine  ganz  schroff  durchgeführte  Ablehnung  der  Verfassungs- 
formen sogar  nur  in  sehr  seltnen  Fällen  vorkommt^),  treten  die  ver- 
schiedenen Staaten  in  die  eine  oder  andere  Phase  zu  sehr  ungleichen 
Zeiten,  fallen  auch  wohl  aus  der  späteren  wieder  in  die  frühere  zurück. 
Hierin  liegt  vor  allem  die  Eigenart  der  englischen  Staatsentwicklung,  die 
aus  einem  praktischen  Absolutismus  der  Tudormonarchie  von  den  Stuarts 
gewaltsam  in  einen  grundsätzlichen  Absolutismus  übergeführt  werden  soll^ 
schlielslich  aber  nach  revolutionären  Schwankungen  in  eine  neue  unbe- 
schränkte Begierung  mit  äufserlich  verfassungsmäfsigen  Formen,  in  den 
praktischen  Absolutismus  der  Oligarchie  des  18.  Jahrhunderts  ausläuft 
(S.  619).  Die  Ungleichheit  der  Verhältnisse  verschärft  sich  femer  dadurch 
noch  mehr,  dafs  die  unbeschränkte  Begierung,  auch  wo  sie  äufsere  An- 
stalten der  Verfassung  nicht  respektiert,  sich  doch  teilweise  an  sehr  strenge 
Schranken  rechtlicher  Grundsätze  bindet,  also  die  Stellung  der  Be- 
gierung als  eines  pflichtmäfsig  handelnden  Organs  der  Gesamtheit,  eines 

1)  Den  Gegensatz  aufgestellt  und  historisch  beleuchtet  zu  haben,  ist  das  Verdienst 
des  oben  citierten  Aufsatzes  Reinholb  Kosers.  Mit  ihm  erledigen  sich  ältere  Syste- 
matisierungsversuche ,  insbesondere  die  von  Röscher  (Politik,  S.  2 50  ff.)  aufgestellte 
Scheidung  voi)  „konfessionellem'^  und  „höfischem*^  Absolutismus.  Diese  Unterscheidung 
berfihrt  den  Grad  der  Emanzipation  der  Regierung  von  den  Verfassungsschranken 
(also  das  Wesen  einer  absolutistischen  Regierung)  überhaupt  nicht,  sondern  betont 
gewisse  Hauptbestrebungen  oder  Begleiterscheinungen  eines  solchen,  also  etwas 
Minderwesentiiches.  Dabei  sind  das  konfessionelle  und  das  höfische  Element  nicht  ein- 
mal zwei  sich  ausschliefsende  Elemente.  Im  Gegenteil  ist  z.  B.  der  Typus  des  höfischen 
Absolutismus  nach  Röscher,  der  Ludwigs  XIV.,  von  seinen  Vorläufern  gerade  da- 
durch unterschieden,  dafs  er  zugleich  wieder  konfessionell  gefärbt  ist  (wie  der  spa- 
nische); anderseits  wohnt  dem  konfessionellen  Absolutismus  Karls  V.,  Philipps  IL, 
Philipps  IV.  ein  vielleicht  viel  stärkeres  höfisches  Element  inne  als  dem  französischen, 
insbesondere  die  dem  französischen  noch  unter  Ludwig  XIV.  fremde  Erscheinung 
des  „Günstiing- Ministers*^.  Wenn  dann  Röscher  mit  konfessionellem  und  hößschem 
Absolutismus  den  „aufgeklärten'^  Absolutismus  als  dritte  Form  in  Vergleich  stellt, 
so  läfst  er  ein  einheitliches  principium  individuationis  gänzlich  fallen  (vergl.  u.  im 
Text).  Vor  allem  aber  ist  Röscher  von  dem  Vorurteil  beherrscht,  als  sei  der  Ab- 
solutismus nur  als  „Absolutmonarchie*^  denkbar.  Hierin  liegt  auch  die  Schwäche 
des  EosERSchen  Aufsatzes  (vergl.  damit  I.  S.  263). 

2)  Nicht  z.  B.  in  Frankreich,  Spanien,  Brandenburg-Preufscn  (vergl.  u.  §  84 ff., 
insbes.  für  Frankreich  S.  660),  sondern  nur  in  Dänemark  (u.  §  86,  11.  a.  A.,  Rufsland. 
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^Dieners  des  Staats^  mehr  oder  miDder  betont  und  sich  dementsprechend 
bald  als  ^aufgeklärter^,  bald  als  egoistischer,  selbst  despotischer  Absolutis- 
mus darstellt^)  Und  hiermit  hängt  endlich  wieder  eng  zusammen,  dafs 
die  absolute  Staatsgewalt  in  ganz  verschiedener  Weise  zu  den  Interessen 
des  Volkslebens,  insbesondere,  woran  alles  übrige  hängt,  zu  den  Partei- 
interessen der  mehreren  Volksklassen  Stellung  nimmt.  Eine  verein- 
fachende Betrachtungsweise  hat  zwar  hier  überwiegend  unter  wirtschafts- 
geschichtlichem Gesichtspunkt  überall  dem  Absolutismus  die  Funktion 
zugesprochen,  den  dritten  Stand  gegenüber  den  herschenden  Gruppen 
des  Feudalzeitalters,  Klerus  und  Adel,  emporzuheben.  Aber  schon 
die  Vorstellung  wäre  unrichtig,  als  ob  hierin  das  bestimmende  Motiv 
zum  allgemeinen  Bruch  mit  den  Verfassungsprinzipien  gelegen  hätte. 
Die  eigenüiche  Ursache  eines  absolutistischen  Zeitalters  lag,  wie  gezeigt, 
einzig  und  allein  auf  dem  Gebiet  der  auswärtigen  Politik,  sie 
lag  im  Weltkrieg  und  zwar  in  dem  Ausbruch  des  Kampfes  um  den 
Universalismus.  Zu  der  Zeit,  als  dieser  Kampf  ausbrach,  hatte,  wie 
ebenfalls  hinlänglich  geschildert,  der  Ausgleich  zwischen  den  Ständen 
und  die  Hebung  des  Mittelstands  bereits  energisch  begonnen.^)  Es  ist 
also  kein  Grund  abzusehen,  warum  er  nicht  beim  Fortbestand  der  ver- 
fassungsmäfsigen  Verhältnisse  ruhig  und  allmählich  seinen  Fortgang  hätte 
nehmen  sollen;  ja  es  ist  ganz  unleugbar,  dafs  die  Aufrichtung  eines 
absoluten  Regiments  überall  den  oberen  Ständen  —  der  Geisflichkeit, 
dem  grundherrlichen  Adel,  dem  städtischen  Geburts-  und  Kapitalisten- 
patriciat  —  einen  neuen  Aufschwung  geliehen  und  damit  im  Konflikt 
zwischen  Monarchie  und  „Ständen''  nicht  nur  dem  einen,  sondern 
auch  dem  andern  Gegner  neue  Kräfte  und  Leidenschaft  gegeben  hat. 
Es  gab  am  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  einen  Moment,  wo  ange- 
sichts der  Eegierung  des  engherzigen  Pedanten  Jakob  L,  des  unreifen 
Ludwig  XIIL,  des  schwachsinngen  Philipp  IIL,  des  schlaffen  Matthias 
in  England  ebenso  wie  in  Frankreich,  in  Spanien  wie  in  Österreich  das 
allgemeine  Ende  der  monarchischen  Staatsform,  der  Anbruch  einer  Aristo- 

1)  Man  sieht  hieraus,  dafs  es  unrichtig  ist,  wenn  Koser  den  aufgeklärten  Ab- 
solutismus als  dritte  Erscheinungsform  neben  praktischen  und  grundsätzlichen  Abso- 
lutismus stellt  Sowohl  der  praktische  wie  der  grundsätzliche  Absolutismus  können 
als  aufgeklärter  aufti-eten.  Der  oligarchische  Absolutismus  Walpoles  und  Pitts  läfst 
sich  am  ehesten  als  ein  praktischer  Absolutismus  mit  aufgeklärten  Grundsätzen  ver- 
stehen, im  Gegensatz  zu  dem  Friedrichs  des  Grofsen.  Im  übrigen  kann  man  den 
aufgeklärten  Absolutismus,,  einen  äufserst  problematischen  Begriff,  der  im  Grunde 
auch  nur  seine  historische  Berechtigung  aus  dem  „Aufklärungszeitalter**  schöpft, 
einigermafsen  fest  nur  im  Gegensatz  zum  ^Despotismus^  (I.  S.  259)  charakterisieren. 

2)  Er  ist  in  England  sogar  fertig  vollzogen  (S-  510),  im  französischen  Staat  ist  er 
seit  Ludwig  dem  Heiligen  mindestens  im  Fortschreiten  wenn  auch  mit  Unterbrechungen. 
In  Italien  ist  der  Gegensatz  durch  den  Stadtstaat  längst  überwunden.    Scharf  war 

'der  Gegensalz  durch  das  ganze  Mittelalter  hindurch  nur  in  Deutschland  geblieben, 
und  hierdurch  läfst  sich  der  deutsche  Betrachter  leicht  blenden. 


622  Zweiter  Teil.    Die  verschiedenen  Formen  der  Staatsbildung. 

kratisirung  der  europäischen  Grofsstaaten  prophezeit  werden  konnte  0,  — 
einen  Moment,  in  dem  man  nicht  ahnte,  dafs  das  unmittelbar  bevorstehende 
Zeitalter  die  grölsten  Vertreter  des  monarchischen  Prinzips,  Oiivarez, 
Richelieu,  Wallenstein,  Gustav  Adolf  und  den  grofsen  Kurfürsten,  dafs  es 
in  Cromwell  einen  demokratischen  Diktator  bringen  werde.  Mit  der  Zeit 
freilich  ward  es  überall  ein  wichtiger  Faktor,  dafs  der  Fürst,  wenn  er  die 
„ständische  Freiheit'',  die  „libertät",  bekämpfte,  zugleich  gegen  egoistische 
Elassenprivilegien  der  oberen  Schichten  kämpfte;  und  es  gilt  mehr  oder 
weniger  für  alle  Staaten,  dafs  das  Unterliegen  der  Verfassungsformen  dem 
Mittelstand  im  Gegensatz  zur  Aristokratie  oder  Oligarchie  zu  gute  kam.^) 
Aber  auch  diese  Klassenverschiebungen  fanden  in  jeder  Nation  in  andrer 
Weise  statt,  und  das  Ergebnis  der  sozialen  Schichtung,  bei  dem  die  abso- 
lutistisch organisierte  Welt  schliefslich  anlangte,  war  überall  ein  anderes. 
Gerade  darin,  dafs  die  Gruppierung  der  Gesellschaft  in  den  modernen 
Staaten  unter  den  Händen  der  scheinbar  gleichförmigen  Regierung  erst 
voll  ihr  individuelles  Gepräge  empfing,  liegt  die  besondere  Bedeutung 
des  16.,  17.  und  18.  Jahrhunderts.  Wenn  ihnen  auch  wie  selbstver- 
ständlich überall  schon  die  vorangegangenen  Jahrhunderte  vorgearbeitet 
hatten,  so  verhielten  sich  doch  die  Charakterzüge  und  die  Physiognomie 
der  europäischen  Staaten  jener  früheren  Zeit  zu  der  der  absolutistischen 
Epoche,  wie  die  individuellen  Verschiedenheiten  in  den  kindlichen  Ge- 
sichtern zu  den  prononcierten  Zügen  der  ausgearbeiteten  Männerköpfe. 
Mit  der  Schilderung  des  innern  Zustands  der  europäischen  Nationen 
zwischen  dem  Beginn  des  16.  und  dem  letzten  Drittel  des  18.  Jahr- 
hunderts hat  die  Staatslehre  die  letzten  vorbereitenden  Fragen  zu  be- 
antworten, von  der  das  Eingehen  auf  die  politische  Organisation  des 
19.  Jahrhunderts  abhängt. 

§  84.    Das  spaniBohe  Eeioh  und  die  politisehe  Gestaltung  Italiens. 

Ranke,  Die  OsmaDen  und  die  spanische  Monarchie  (ehemals:  Fürsten  und  Völker 
Sudeuropas).  4.  Aufl.  1S77;  Baumgakten,  Geschichte  Karls  V.  3  Bde.  1885;  Schikr- 
MACHEB,  Geschichte  Spaniens,  Bd.  6 — 7.  19Ü0ff.  Marcks,  Philipp  IL,  Preufsische  Jahr- 
bücher, Bd.  73.  1893.  S.  193.  Baumgarten,  Geschichte  Spaniens  zur  Zeit  der 
franzosischen  Revolution.  3  Bde.  1861.  Wertvolles  Material  zur  Illustration  der  öffent- 
lichen Zustande  bei  Justi,  Diego  Velasquez   und  sein  Jahrhundert.  2  Bde.   1888. 

I.  Die  spanische  Monarchie  Karls  V.  und  seiner  Nach- 
folger und  die  Verfassungsformen  in  Kastilien,  Aragon,  Ne- 
apel, Sizilien,  Mailand,  Flandern.   In  der  grolsen  Bewegung,  von 

1)  Ranke,  Französische  Geschichte,  II.  117  u.  ö. 

2)  Dies  ist  immer  der  Hauptgedanke  in  der  grofsen  RANKEschen  Darstellung 
der  europäischen  Nationen  im  16.,  17.  und  18.  Jahrhundert  (vergl.  o.  S.  568).  Am 
präcisesten  bezeichnet  den  Zusammenhang  ein  viel  besprochenes  Wort  des  Florentiner 
Patriciers  Strozzi,  des  Hauptgegners  des  mediceischen  Fürstentums  im  16.  Jahr- 
hundert: „libertas  aut  potius  ä^iotox^arla'^. 
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der  die  Umgestaltung  des  politiscben  Europa  ausging,  hatte  Spanien  die 
Rolle  der  leitenden  und  treibenden  Kraft  ergriffen;  sein  Schicksal  wurde 
deshalb  am  unmittelbarsten  in  sie  verflochten  und  am  nachhaltigsten  von 
ihr  bestimmt.  Als  Karl  V.  die  Regierung  über  das  nunmehr  vereinigte 
Kastilien  und  Aragonien  antrat,  sah  er  sich  an  der  Spitze  zweier  nichts 
weniger  als  gleichartiger,  nur  äufserlich,  nicht  innerlich  zusammengehöriger 
Territorien  (S.  545);  mit  ihnen  verknüpfte  er  durch  dasselbe  lockere  Band  der 
Personalunion  seine  burgundischen,  süd-  und  norditalienischen  Besitzungen, 
und,  während  er  absichtlich  die  österreichischen  Lande  ihren  eignen  Weg 
weiter  gehen  liefs  (S.  570. 578. 592),  war  ihm  für  sein  west-  und  südeuro- 
päisches Machtgebiet  der  Plan  gegeben,  aus  ihnen  allen  einen  Einheitsstaat 
mit  dem  Haupt  Kastilien  zusammenzuarbeiten.  Die  im  Monarchen  prak- 
tische Einheit  war  das,  wodurch  Karls  französischer  Rival  ihm  trotz  der  ver- 
hältnismäfsigen  Unbedeutendheit  des  räumlichen  Machtbestands  überlegen 
war  (S.  538).  Folgerichtig  war  es  das  gegebene  Ziel  für  das  neue  Regenten- 
haus, eine  solche  politische  Einheit  in  vergröfsertem  Mafsstab  nachzubilden, 
um  schliefslich  auch  das  zertrümmerte  Frankreich  selbst  in  der  gottge- 
wollten katholischen  Weltmonarchie  aufzusaugen,  und  in  der  That  sind 
die  Nachfolger  Karls  V.  dem  Programm  des  Ahnherrn  sämtlich  getreu 
geblieben.  Bald  überwog  das  Streben  nach  äufserer  Macht,  bald  die 
Tendenz  der  Katholizität,  insbesondere  war  bei  Karl  mehr  die  dyna- 
stische, bei  Philipp  mehr  die  ideal-hierarchische  Seite  der  Sache  vor- 
herrschend, aber  immer  waren  beide  Seiten  verbunden,  und  immer  über- 
wog der  beiden  gemeinsame  internationale  Grundzug  der  spanischen 
Politik  alle  anderen  staatlichen  Aufgaben.  Von  Anfang  an  bedeutete  des- 
halb die  Regierung  des  habsburgisch-burgundischen  Hauses  ein  grund- 
sätzliches Verlassen  der  alten  spanisch-nationalen  Traditionen,  die  in 
Ferdinand  und  Isabella  (R.  545)  ihre  mächtigste  Verkörperung  gefunden 
hatten.  Karl  selbst  fühlte  und  benahm  sich  als  Weltkaiser.  Daneben  war 
er  in  erster  Linie  Herzog  von  Burgund,  der  französisch  sprach,  regelmäXsig 
in  Gent  residierte  und  seine  Räte  und  Offiziere  aus  burgundischen  Edlen 
entnahm,  und  auch  als  Philipp  den  immer  wiederholten  Bitten  der 
kastilischen  Cortes  nachkam  und  seine  Residenz  in  Spanien  aufschlugt 
blieb  es  dabei,  dats  er  anstatt  des  ehrwürdigen  Herrschersitzes  Toledo 
nach  dem  Vorgang  seines  Vaters  Madrid  am  Manzanares  zum  „Mittel- 
punkt seiner  Reiche^  machte  und  dort  in  dem  Maurenkastell  des  Alkazar, 
das  er  zum  Kaiserpalast  ausbaute,  den  schwerfälligen,  prunkhaften,  ver- 
schwenderischen Hofhalt  der  Burgunderherzöge  mit  seinem  unspanischen 
Ceremoniell  weiterführte.  Wie  in  den  Äulserlichkeiten,  so  trieb  auch  im 
inneren  Leben  ein  neuer  Geist  die  spanische  Monarchie  vorwärts,  er  be- 
stimmte alle  ihre  Formen  und  Funktionen.  0 

1)  Über  die  Verlegung   der  Residenz  und   die  Geschichte  Madrids  und   des 
Alkazar  vergl.  die  Schilderungen  bei  Justi  a.  a.  0. 1.  S.  168  ff.  Madrid  ist  ursprünglich 


624  Zweiter  Teil.    Die  verschiedenen  Formen  der  StaatobiMung. 

Wie  man  weiXs^  war  das  eine  falsche  Bahn,  auf  der  man  sich  be- 
wegte. Unter  Philipp  IV.  erwies  sich  der  ganze  Plan  als  gescheitert 
(S.  604)  und  ein  grolser  Teil  der  organisatorischen  Arbeit  der  Regierung  und 
der  aufgewendeten  politischen  Leistungen  des  Volks  als  verlorne  Arbeit: 
der  spanische  Staat  hatte  sich  in  eine  Sackgasse  verrannt.  Dennoch  ist 
der  Verlauf  und  das  Ergebnis  gerade  in  ihrer  Fruchtlosigkeit  eines  der 
lehrreichsten  Kapitel,  das  die  Staatslehre  zu  schildern  hat 

Die  neue  Wendung  der  Dinge  äufserte  ihren  Einflufs  naturgemäfs  zu- 
nächst an  den  obersten  Organen  des  Staats.  Wurde  der  Zusammen- 
halt heterogener  Teile  die  Hauptaufgabe  der  Regierung,  so  mulste  es  wie 
im  persischen  oder  im  römischen  Reich,  im  fränkischen  Staat  oder  im 
deutsch-lombardisch-sizilischen  Staat  Friedrichs  IL  innerhalb  der  einzelnen 
Gebiete  das  Ziel  werden,  die  Monarchie  möglichst  von  allen  Schranken 
der  Verfassung  zu  befreien.  Das  bedeutete  gegenüber  der  bisherigen 
Monarchie,  die,  zwischen  den  Ständen  vermittelnd,  mit  den  Ständen  regiert 
hatte,  einen  System  Wechsel,  und  es  war  ebenso  bezeichnend  wie  folgen- 
schwer, dafs  sich  der  letztere  gerade  im  mütterlichen  Erbland  Eastilien 
gleich  zu  Anfang  von  Kaiser  Karls  Regiment  mit  aller  Schroffheit  vollzog. 

Der  leitende  Gedanke  König  Ferdinands  war  der  gewesen,  mit  Hilfe 
des  steuerkräftigen,  städtischen  Geldpatriciats  den  Adel  niederzuhalten; 
auf  diesem  Wege  hatte  er  begonnen,  was  die  französischen  Könige  des 
15.  Jahrhunderts  schon  vollendet  hatten,  Spanien  zu  einem  National- 
staat mit  einer  bürgerfreundlichen  und  populären  Monarchie  auszubauen. 
(S.  545).  So  war  nur  folgerichtig,  dafs  die  an  Wohlstand  und  Machtbe- 
wulstsein  erstarkten  Kommunen  nunmehr  bei  Karls  erstem  Erscheinen 
(1^20)  auch  Schutz  gegen  die  geistlichen  Erpressungen  und  dazu 
Garantie  für  eine  national-spanische  Regierung,  Ausschlufs  burgundischer 
Minister  verlangten.  Es  war  weiter  folgerichtig,  dafs  Karls  Verhalten, 
als  er  die  verlangten  Steuern  eintreiben  liefs,  ohne  den  „88  Bitten"  Abhilfe 
zu  schaffen,  als  er  unthätig  abreiste,  die  antiaristokratische  Revolution 
der  Komuneros  in  Kastilien  und  Valenzia  losbrach.  Die  Gemeinden  er- 
griffen die  Selbstverwaltung,  und  ihre  Abgeordneten  traten  zur  „Heiligen 
Junta^^  zusammen,  um  sich  auch  der  Staatsverwaltung  zu  bemächtigen, 
—  nicht  in  demokratischem  Sinn,  denn  sie  bemühten  sich,  ihrem  Regi- 
ment durch  die  formale  Sanktion  der  wahnsinnigen  Königin-Mutter  Jo- 
hanna den  legal-monarchischen  Charakter  zu  wahren.  Der  abwesende 
König  ignorierte  diesen  kritischsten  Moment  seines  Staats  völlig,  und  so 


eine  von  Toledo  vorgeschobene  Bastion  der  Mauren  gegen  Asturien  und  Altkastilien 
1083,  kurz  vor  Toledo  (o.  S.  462) ;  dem  Islam  abgenommen,  steigt  es  seit  Pedro  dem 
Grausamen  an  Bedeutung.  Unmittelbar  nach  dem  Aufstand  der  Komuneros  von 
1520  (vergl.  oben  im  Text)  verlegte  Karl  die  Residenz  in  den  stark  befestigten  Alkazar, 
an  dem  ihn  aufserdem  die  gute  Luft  anzog.  Für  Philipp  II.  war  dann  die  centrale 
Lage  der  Stadt  innerhalb  der  Monarchie  mafsgebend. 
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mufste  in  Ermangelung  eines  ausgleichenden  Eingreifens  des  Königtums 
die  Gewalt  alles  entscheiden.  Der  zunehmende  Badikalismus,  der  sich  der 
Bewegung  unter  dem  Druck  des  Handwerker-  und  des  Bauerntums  mit- 
teilte nötigte  den  Adel,  sich  zu  organisieren,  und  die  unfähige  Führung 
der  Aufständischen  kam  ihm  zu  statten.  So  ist  bei  Villalar  (1521)  diese 
erste  und  letzte  Freiheitsbewegung  des  kastilischen  Volks  niedergetreten 
worden.  Nicht  nur  die  Landbevölkerung,  sondern  auch  das  Bürgertum 
wurde  und  blieb  fortan  machtlos,  und  eben  seine  Ohnmacht  gab  der 
Monarchie  die  Macht,  nun  auch  den  Adel  unschädlich  zu  machen. 

Die  Knebelung  der  Stände  beginnt  bei  den  Städten.  Karl  Y.  benutzt 
ihreNiederlage  sofort,  als  er  die  ersten  Cortes  nach  seiner  Bückkehr  (1523) 
einberuft. ')  Die  Repräsentanten  der  Stadtgemeinde  werden  jetzt  —  gerade 
umgekehrt  wie  bisher  —  zu  Beschwerden  erst  zugelassen,  wenn  sie  das 
geforderte  „servizio"  bewilligt  haben.  Sie  tagen  nur  in  Gegenwart  des 
königlichen  Präsidenten.  Die  Vollmacht,  die  ihnen  ihre  Mandanten 
geben,  ist  ein  vom  König  vorgezeichnetes  Formular.  Durch  Ämter 
und  Gratifikationen  werden  die  einzelnen  Vertreter  vom  Hofe  abhängig, 
und  seit  Philipp  IL  werden  die  Wahlen  sogar  planmäfsig  in  der  Rich- 
tung beeinflufst,  dafs  in  groXsem  Umfang  Hofleute,  königliche  Richter  und 
andere  ohnehin  Abhängige  in  die  Cortes  gewählt  werden.  Zwar  werden  die 
Sitzungen  auch  jetzt  nicht  zu  blofsem  Ceremoniell.  Die  Beschwerden  der 
Stände  behalten  auf  dem  Gebiet  der  Justiz  wie  der  Wohlfahrts-  und 
Sicherheitspolizei  einen  eindringlichen  und  sachlichen  Charakter.  Aber 
es  fehlt  ihnen  die  alte  Handhabe,  um  auf  die  Regierung  einen  Druck  zu 
üben.  In  der  Bewilligung  der  Steuern  für  die  Nation  richten  sie  sich  notge- 
drungen nach  dem,  was  „der  König  für  gut  fand,  ihr  aufzubürden'^.^) 
Die  Gemeinen  treten  damit  in  dieselbe  Abhängigkeit  von  der  Monarchie 
ein,  in  der  sich  die  Geistlichkeit  schon  seit  König  Ferdinand  befand 
(S.  545).  Denn  trotz  aller  Kirchlichkeit  und  trotz  des  hundertjährigen  engen 
Bundes  mit  dem  Papst  (oben  S.  593)  halten  alle  Könige  der  Dynastie  konse- 
quent an  dem  ausschliefslichen  Recht  fest,  die  geistlichen  Stellen  zu  be- 
setzen. Infolgedessen  bleibt  der  Klerus  —  auf  die  allerhöchste  Gunst  ange- 
wiesen, wie  er  ist  —  der  Monarchie  ergeben  und  zinsbar.  Im  17.  Jahrhundert 
fällt  ein  volles  Dritteil  seiner  Einkünfte  an  den  königlichen  Schatz.') 

Im  Besitz  der  finanziellen  Machtmittel,  die  die  Städte  und  der  Klerus 
lieferten,  war  die  Monarchie  auf  die  Hilfe  ihres  bisherigen  Bundesge- 


1)  Ranke,  S.  183  ff. 

2)  Ranke  a.  a.  0.,  S.  191.  Über  den  Inhalt  der  ständischen  Vorstellungen  an 
die  Krone  siehe  ebenda  S.  187  ff.  Sie  betreffen  Fragen  der  Rechtspflege  (Rüge  von 
Fällen  der  Justizverweigening  oder  Gewaltthätigkeit),  Wirtschaftspolitik  (Protest  gegen 
Verwandlung  von  Wiesen  in  Ackerland,  gegen  den  Luxus  des  Adels  [vergl.  unten] 
und  die  dadurch  bedingten  Preissteigerungen  etc.). 

3)  Ranke  a.  a.  0.,  S.  193. 

Schmidt,  Staatslehre.  II,  t.  40 
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nossen,  des  Adels,  nicht  länger  angewiesen.  Da  in  Spanien  selbst  keine 
Kriege  mehr  zu  führen  waren,  erübrigte  sich  ds&  Aufgebot  zum  Heeres- 
dienst von  selbst  Karl  Y.  machte  nun  den  Versuch,  dem  Adel  anstatt 
der  Wehrpflicht  die  Abgabenpflieht  aufzuerlegen  (1538),  und  dieser  Ver- 
such mifsglückte:  als  der  erste  Stand  sich  zur  Wehr  setzte,  liefs  es  der 
König  auf  eine  Adelsrevolution  nicht  ankommen.  Aber  er  vergalt  dadurch, 
dafs  er  die  Aristokratie  von  da  an  nie  wieder  zu  den  Cortes  einberief. 
Sie  wurde  von  der  Begierungskontrolle  ausgeschlossen  und  versank  in  eine 
politische  Apathie,  aus  der  sie  kein  Ereignis  wieder  herausgerissen  hat 
Die  Grandezza  zog  sich  auf  den  thatlosen  Genufs  ihrer  bedeutenden 
Reichtümer  zurück.  Der  mittellose  Kleinadel,  die  Hidalgos,  fanden  bei 
den  Granden  keine  Beschäftigung  mehr  und  wandten  sich  den  geist- 
lichen, militärischen  und  bürgerlichen  Ämtern,  durch  die  auch  sie  un- 
löslich mit  den  Interessen  der  Krone  verbunden  wurden,  zu  (S.  633).  So 
wurde  in  Kastilien  ein  Zustand  staatlicher  Einheit  erreicht,  wie  ihn  in 
dieser  Zeit  nicht  einmal  Frankreich  verwirklicht  hatte.  Die  gesamte  Re- 
gierungsgewalt und  die  oberste  Bezirksverwaltung  konzentrierte  sich  im 
König  und  in  seinen  Beamten. 

Während  Kastilien  sich  aus  einer  ständischen  in  eine  absolute  Mo- 
narchie verwandelte, behielt  Aragon  mit  Catalonien  seine  aristokratische 
Regierung  (o.  S.  545)  das  ganze  16.  Jahrhundert  hindurch.  Der  Adel  führte 
die  Territorial  Verwaltung  und  Justiz  selbst;  zum  Reich  fehlte  fast  jede  Be- 
ziehung. Zum  königlichen  Schatz  wurde  nicht  gesteuert,  weil  der  König 
sich  um  des  dürftigen  servizio  willen  nicht  die  Mühe  nahm,  die  Cortes 
einzuberufen.  Anderseits  erwehrte  man  sich  des  Eingriffs  der  kastilischen 
Centralbehörden,  vor  allem  der  Inquisition.  Aber  die  Vorstöfse  der  Mo- 
narchie, die  durch  die  letztere  einen  unmittelbaren  Einflufs  auf  die  Justiz 
auszuüben  suchte,  hörten  nicht  auf,  und  endlich  führte  ein  eklatanter  Ein- 
griff solcher  Art  zur  offenen  Erhebung  der  Aragonesen  und  damit  zu  der 
lange  gesuchten  Gelegenheit,  mit  kastilianischen  Truppen  in  Saragossa  ein- 
zurücken (1591).*)  Mit  deren  Hilfe  konnte  sich  der  Verfassungssturz  voll- 
ziehen :  auswärtige  Vicekönige,  willkürliche  Zusammensetzung  der  Cortes 
mit  Majoritätsbeschlüssen,  königliche  Ernennung  der  Lugartenienten  des 
Justizia,  Garnisonen  und  Inquisition  sorgten  dafür,  dafs  die  fast  selb- 
ständige Provinz  zum  abhängigen  Teil  des  Gesamtstaates  herabsank.  Die 
nochmalige  Erhebung,  zu  der  sich  die  Catalanen  durch  Richelieu  treiben 
liefsen,  hat  eine  verhängnisvolle  Wirkung  auf  die  spanische  Regierung 


1)  Es  ist  dies  der  Fall  des*  Antonio  Perez,  des  Ministers  Ptdlipps  II.,  den  der 
König  wegen  seiner  Beteiligung  und  Mitwissenschaft  am  Mord  des  Escovedo,  des 
Agenten  Don  Johanns  von  Österreich,  zu  beseitigen  wünschte,  und  der  sich  dera  Haft- 
b^ehl  der  Inquisition  durch  Flucht  nach  Aragon  zu  entziehen  suchte  (Ranke  a.  a.  0., 
S.  147  ff.  207). 
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im    letzten  Stadium  des  Dreilsi^ährigen  Krieges  ausgeübt  (o.  S.  603); 
an  der  Lage  des  Landes  hat  sie  nichts  ändern  können. 

Das  Verhältnis  von  Kastilien  und  Aragon  wiederholte  sich  ziemlich 
genau  an  dem  der  beiden  italienischen  Hauptgebiete  der  spanischen 
Krone,  dem  Verhältnis  von  Neapel  und  Sizilien.*)  Über  das  erstere 
verfügte  die  Monarchie  in  derselben  unumschränkten  Weise  weiter,  die 
durch  die  Normannen,  dann  durch  Friedrich  IL,  (S.  463)  schliefslich  durch 
die  Anjou  zur  Gewohnheit  geworden  war.  Ein  seit  der  frühesten  Zeit  sich 
fortpflanzendes  Verhältnis  der  Feindseligkeit  zwischen  Adel  und  Bürger- 
tum wurde  von  den  spanischen  Vicekönigen  mit  Erfolg  zu  ihren  Gun- 
sten ausgebeutet,  und  es  gelang,  das  aussaugende  Pumpwerk  der  Be- 
steuerung, das  die  staufische  Zeit  geschaffen  hatte  —  Aus-  und  Einfuhr- 
zölle, Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern  aller  Art,  direkte  Steuern  als 
ordentliche  Feuerherdabgabe  und  als  aulserordentliche  Donative  — ,  in 
unausgesetztem  Betrieb  zu  erhalten.  In  Sizilien  dagegen  waren  die  Statt- 
halter des  Königs  gegenüber  dem  guten  Einvernehmen  des  Klerus  mit 
einer  sehr  selbstbewulsten  Baronie  und  den  reich  privilegierten  Städten, 
Messina  und  Palermo  voran,  ziemlich  machtlos.'^)  Geldbewilligungen 
waren  ohne  Zustimmung  der  „drei  Bracci""  nicht  zu  erreichen.  3)  Nicht 
minder  zurückhaltend  stellten  sich  aus  ähnlichen  Gründen  die  beiden  an 
wirtschaftlichem  Wohlstand  und  an  Bildung  blühendsten  Kronländer,  Mai- 
land und  die  Niederlande.  In  Mailand  hielt  vor  allem  das  autoritäre 
und  hochangesehene  Amt  des  Erzbischofs,  in  den  Niederlanden  die  Pri- 
vilegien der  Provinzen  den  Kronrechten  das  Gleichgewicht.  Denn  in 
den  Niederlanden,  ihrem  eigentlichen  burgundischen  Stammland,  hatten 
Karl  V.  und  Philipp  II.  die  weitgehenden  Freibriefe  ihrer  Vorfahren 
(S.  541)  sämtlich  bestätigen  müssen^),  so  eifersüchtig  auch  anderseits  die 
Könige  die  fürstlichen  Rechte,  wie  vor  allem  das  Recht,  die  Geistlichen 
und  die  Mitglieder  der  städtischen  Ratskollegien  nach  Vorschlag  der 
Kommunen  zu  ernennen,  bewachten.^; 

1)  Vergl.  zum  Folgenden  Rai^ke,  S.  209  ff. 

2)  Daa  stärkere  Recht  zor  Kontrolle  der  Central  Verwaltung  geht  auch  hier 
parallel  einer  höheren  Bewahrung  der  Selbstverwaltung.  Die  sizilischen  Barone 
besitzen  noch  unter  spanischer  Herrschaft,  ungleich  den  neapolitanischen,  Rechte  der 
Polizei,  die  niedere  Civil-  und  Straf gerichtsbarkeit. 

3)  So  fordert  man  sogar  noch  im  Jahre  1591  Einstimmigkeit  zur  Bewilligung  I 
Das  heilige  Consilium  setzte  jedoch  die  Meinung  durch,  dafs  Zustimmung  von  zwei 
Ständen  genüge. 

4)  Sie  besitzen  samtlich  ihr  kutümiäres  Privatrecht.  Mecheln  behauptet  die 
Freiheit  von  jeder  Grundsteuer;  Brabant  sein  Abgabenbewiliigungsredit  mit  Hilfe  der 
Klausei  seines  Freibriefs,  dafs  es  vom  Unterthaneneid  ledig  sein  solle,  falls  der 
F&rst  die  Rechte  des  Landes  bricht  etc. 

5)  Auch  die  Kronrechte  sind  weitgehend.  Ranke,  Spanische  Monarchie, 
S.  247 :  ^  Alles  wohl  überlegt,  kann  man  nicht  sagen,  daTs  die  Niederlande  unter 
dem  Hause  Burgund,  unter  Karl  V.,  besonders  frei  gewesen  seien**. 

40» 
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Das  Ansehen  der  Centralgewalt  war  hiemach  bis  zum  Ende  der 
Regierung  Philipps  IL  unverändert,  wo  nicht  gar  im  Steigen,  und  eine 
doktrinäre  Auffassung,  die  wie  die  des  Juan  Mariana  in  dieser  Zeit  die 
Volkssouveranetät  als  das  beherrschende  Prinzip  des  Staatslebens  betonte, 
war  gegenüber  der  praktischen  Rechtslage  eine  eben  so  grofse  Unge- 
reimtheit, wie  viele  andere  subjektiv  tendenziöse  Konstruktionsversuche 
politischer  Schriftsteller.  0  Eine  ganz  andere  Seite  der  Sache  berührt  es  je- 
doch, daf  strotz  der  zunehmenden  Einbufse,  die  alle  Landesteile  an  ihrer  Frei- 
heit erlitten,  auffallenderweise  eine  Zunahme  der  organisatorischen  Einheit 
des  Staates  nicht  zu  beobachten  war.  Schon  für  die  einzelnen  Provinzen 
der  Halbinsel  wurde  kein  einheitliches  oberstes  Regierungsorgan  ausge- 
bildet; jede  besafs  durch  das  ganze  16.  und  1 7.  Jahrhundert  ihren  eigenen 
„Consejo*'  am  Hofa  Die  Nebenländer  aber  waren  überhaupt  nur  durch 
die  Vicekönige,  die  dem  König  oder  dem  Justizminister  unterstanden, 
mit  dem  Hauptland  verknüpft.  Neapel  hatte  sein  eigenes  Obergericht, 
den  heiligen  Rat  von  Santa  Chiara,  seine  Oberrechnungskammer,  die 
Sommaria  della  Camera",  seinen  Staatsrat,  den  „Conseglio  coUaterale*', 
ebenso  Sizilien  und  Mailand  2)  und  nun  gar  die  niederländischen  Pro- 
vinzen, deren  jede  mit  den  besonderen  Oberbehörden  weiterarbeitete,  wie 
sie  unter  Philipp  dem  Guten  bestanden  hatten  (oben  S.  541).  Die  spanische 
Regierung  erkannte  den  Mangel  wohl  und  bemühte  sich,  ihm  abzuhelfen. 
Der  Aufstand  der  Niederlande  wurde  in  erster  Linie  durch  emen  Ver- 
such der  Centralisierung  hervorgerufen.  Aber  wenn  der  äuXsere  Verlauf 
dieses  Krieges  zunächst  keineswegs  so  ungünstig  für  Spanien  war,  wie 
es  dem  rückwärtsschauenden  Blick  der  Späterlebenden  heute  erscheint, 
wenn  auch  der  definitive  Abfall  der  holländischen  Provinzen  des  Oraniers 
damals  kaum  im  Verhältnis  stand  zu  dem  entschiedenen  Sieg  Alexander 
Fameses  und  der  spanischen  Vermittlungspartei  in  den  belgischen  Pro- 
vinzen (S.  599),  —  eines  konnte  das  kastilische  Königtum  in  dem  opfer- 
vollen Kampfe  doch  nicht  erreichen,  eben  die  Centralisierung.    Denn  das 

1)  Das  Buch  des  Juan  Mariana  (De  rege  ac  regni  institutione,  1599),  dem  In- 
fanten Philipp,  späteren  König  Philipp  III.,  gewidmet  and  erst  unmittelbar  nach 
dessen  Thronbesteigung  (1 598)  erschienen,  entstammt  dem  scholastischen  Gedanken- 
kreis, dem  der  Verfasser  als  Mitglied  des  Jesuitenordens  anj^hörte.  Es  vertrat 
theoretisch  eigentümlicherweise  die  gleichen  Ideen,  wie  die  Schriften  der  fran- 
zösischen und  schottischen  Monarchomachen  (vergl.  I.  57  und  unten  §  85,  11),  obwohl 
es  von  dem  dem  kalvinistischen  Standpunkt  der  letzteren  entgegengesetzten  kon- 
fessionellen Standpunkt  geschrieben  ist  Zu  berücksichtigen  ist  jedenfalls,  dafs  der 
praktische  Effekt,  den  der  Autor  im  Auge  hat,  wenn  er  den  Vertrag  des  Herrschers 
mit  dem  Volk  als  Grundlage  der  Monarchie  nachzuweisen  sucht,  ein  ganz  anderer 
ist  als  der  Hotmans,  Buchanans  etc.  Die  letzteren  wollen  das  Recht  der  ünter- 
thanen  auf  Glaubensfreiheit,  eventuell  das  standische  Recht  der  Kontrolle  recht- 
fertigen, -  Mariana  das  Recht  der  Kirche,  die  Monarchie  in  der  Einhaltung  ihrer 
rechtlichen  Schranken  zu  überwachen. 

2)  In  Sizilien  Appellationsgericht  der  Gran  Corte,  darüber  das  „Konsistorium 
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war  die  EonzeesioD,  die  man  Flandern  und  Brabant  mit  ihren  noch  immer 
alle  andern  Städte  überragenden  Centren  Brüssel  und  Antwerpen  machen 
mufste,  dafs  sie  unter  der  Infantin  Isabella  und  ihrem  Gemahl  eine 
selbständige  Provinzialregierung  erhielten.  Und  deshalb  war 
staatsrechtlich  betrachtet  der  Ausgang  des  flandrischen  Krieges  doch  der 
Anfang  vom  Ende  des  spanischen  Weltstaats.  Er  besiegelte  die  Unfähigkeit 
des  Weltstaates,  sich  in  seinem  gesamten  Bestände  zu  organisieren. 

Diese  Thatsache  war  nur  die  Kehrseite  der  andern  Thatsache,  dafs  der 
Staat  nicht  im  stände  war,  seinen  Territorien  das  zu  leisten,  was  sie  er- 
warten durften. 

IL  Das  Weltreich  und  die  ünterthanen.  Der  spanische 
Staat  besafs  für  seinen  ungeheuren  Gebiets-  und  Machtbesitz  in  den  be- 
herrschten Volksgruppen  zweifellos  eine  Stütze,  nämlich  das  Bedürfnis, 
die  kastilische  Nation,  die  burgundische  Handelsherrschaft,  die  katho- 
lische Religion  wirksam  zur  Geltung  zu  bringen.  Für  bedeutende 
Kulturleistungen  aufgewendet,  konnte  diese  Macht  behauptet  werden. 
Der  Verlauf  des  16.  Jahrhunderts  bewies  jedoch,  dafs  die  Regierung 
ihre  Autorität,  Finanz-  und  Truppenkraft  einseitig  in  dem  Zusammen- 
halt ihrer  Ländermassen  und  in  dem  Ausbau  ihres  Staats  zur  vollen 
Weltherrschaft  verbrauchte,  dafs  sie  im  übrigen  thatlos,  steril  blieb, 
ja  zerstörend  wirkte  und  den  Leistungen  der  ünterthanen  die  Gegen- 
leistung schuldig  blieb.  Die  Leistungen  der  ünterthanen  waren  im 
Hinblick  auf  die  durchgeführte  Einrichtung  des  stehenden  und  vorüber- 
gehend geworbenen  Soldheeres  (S. 626)  nur  Steuerleistungen.  Aber 
■ebendeshalb  war  es  verhängnisvoll,  dafs  die  Abgaben  vollständig  für  die  Be- 
dürfnisse der  auswärtigen  Politik  und  des  Zusammenhalts  der  Staatsteile 
aufgingen,  ja  dafs  sie,  von  vornherein  unzulänglich,  für  diesen  Zweck 
immer  gesteigert  wurden  und  doch  nie  zureichten.  Es  war  in  allererster 
Linie  der  Aufwand  für  das  Heer  und  die  Flotte,  für  deren  Bewaffnung, 
Verpflegung  und  Besoldung,  was  das  meiste  verschlang.  Hierzu  kamen 
ungeheure  Summen  für  Geschenke,  Bestechungen,  Jahrgelder,  Subsidien, 
die  an  Parteigänger,  Parteiführer,  Parteien  der  auswärtigen  Staaten,  — 
an  deutsche  Kurfürsten,  italienische  Barone,  römische  Kardinäle,  fran- 
zösische Liguisten  (S.597)  gezahlt  wurden.  Daneben  standen  für  die  innere 
Staatsthätigkeit  nur  die  Ausgaben  für  die  Beamten,  und  auch  unter 
diesen  spielte  der  monströse  Hof  mit  seinen  Tausenden  von  Haupt-  und 
Nebenämtern  eine  übergebührliche  Rolle  durch  die  Notwendigkeit,  nach 
aufsen  zu  wirken,  das  spanische  Weltreich  und  die  Majestät  seines 
Trägers  bei  Glanz  und  Ansehen  zu  erhalten.  0 


des  heüigen  Gewissens"  (Gericht  des  Vieekönigs) ;  —  in  Mailand  der  den  Justiz- 
rat und  den  Geheimrat  der  Sforza-Zeit  aufsaugende  Senat. 

1)  Unter  Philipp  IV.  kostet  der  Hofhalt  jährlich  eine  MilUon  Escudos,  blofs 
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Karl  V.  begann  mit  den  Einnahmen  zu  wirtschaften,  mit  denen 
Ferdinand  und  Isabella  ausgekommen  waren;  er  entnahm  aus  Kastilien 
die  Zölle  des  auswärtigen  Handels,  die  „Alcavala",  von  zehn  Prozent 
jedes  Kauf-  und  Tausehgeschäftes  im  Lande  ^),  die  Anteile  vom  Zehnten 
der  Geistlichkeit,  die  Konfiskationen  der  Inquisition  und  ähnliche  aufser 
ordentliche  Gefälle  ^j,  im  ganzen  etwa  eine  Million  Dukaten.  Hierzu 
brachten  das  harte  Steuersystem,  das  man  in  Neapel  von  Friedrich  IL 
und  den  Angiovinen  (S.  627)  übernahm,  die  Einahme  vom  Salz  in  Mai- 
land, vom  sizilischen  Getreidehandel  und  von  dem  riesigen  Warenver- 
kehr der  niederländischen  Städte  3  weitere  Millionen,  da  die  Hilfs- 
quellen der  amerikanischen  Kolonien  bis  zur  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
kaum  ins  Gewicht  fielen.  3)  Aber  jene  vier  Millionen  erwiesen  sich  nicht 
entfernt  als  zureichend.  Schon  seit  1 520  mulste  der  Kaiser  unausgesetzt 
aufserordentliche  Zuschüsse  verlangen,  die  von  den  Ständen  —  also 
regelmäfsig  den  Städten  —  als  freie  Donative  bewilligt  werden  muXsten; 
fast  jedes  Jahr  zahlte  Kastilien  eine  viertel,  Mailand  und  Neapel  je  eine 
drittel,  Sizilien  weniger,  die  Niederlande  eine  halbe  Million  Dukaten. 
Und  da  hierzu  ein  selbständiges  Entgegenkommen  der  Städte  nötig  war, 
griff  Karl  gegen  Ende  seiner  Regierung  zu  Anleihen,  die  ihm  entweder 
durch  Verpfändung  an  die  Gläubiger  die  laufenden  Einnahmen  entzogen 
oder  ihn  durch  die  Zinsen  —  bis  zu  30  Prozent  —  immer  mehr  be- 
lasteten.4)  Die  Unerträglichkeit  der  Schuldenlast  war  ein  Hauptgrund 
für  Karls  V.  Abdankung.  Aber  unter  Philipp  schritt  ihr  Anschwellen 
immer  weiter  fort.  Gleich  seine  ersten  Erfolge  gegen  Frankreich  (S.  592) 
wurden  mit  wucherischen  Anlehen  und  Beisteuern  der  Niederlande  erkauft. 
Nun  fielen  die  Niederlande  ab,  zum  Teil  um  der  spanischen  Aus- 
nutzung zu  entgegen;  und  da  in  Aragon  kaum  etwas,  von  Sizilien  sehr 
wenig  zu  erhalten  war,  die  Einnahmen  von  Mailand  und  Neapel  nur 
deren  eigne  militärische  Bedürfnisse  zum  Türkenkrieg  deckten,  so  senkte 
sich  der  Druck  mit  stets  grölserer  Wucht  auf  Kastilien.  Die  Mafsregeln 
wurden  immer  gewaltsamer;  sie  gingen  von  Monopolen  auf  Salz  und 

die  Wachskerzen  60  000  Dakaten  (Justi  I.  178).     Die  Klagen  der  kastilischen  Corte» 
gegen  den  Aufwand  des  Hofs  dauern  seit  der  Regierung  Karls  V.  ununterbrochen  fort 

1)  Sie  wird  unter  Karl  meist  in  der  Weise  abgelöst,  dafs  Städte  und  Gutebezirke  ihn 
für  die  Einzelnen  in  Form  eines  Pauschalanschlags  (Encabazamiento)  übernehmen  und 
diese  aus  den  lokalen  Einnahmen  tilgen  (Ranke  a.  a.  0.,  S.  266).  Dieselben  äufsem 
sich    deshalb  als  besondere  Steuern  lokaler  Natur,  z.  B.  die  auf  Seide  für  Granada. 

2)  Hierzu  gehört  besonders  die  Cruzada,  der  Ertrag  eines  aller  8  Jahre  für 
den  Heidenkampf  verkündeten  Ablasses  (Ranke,  S   267). 

3)  Noch  um  1530  nur  50—150  000  Dukaten  pro  Jahr  und  sogar  1550,  als  bereits 
die  Bergwerke  vor  Potosi  entdeckt  und  3  Jahre  in  Betrieb  waren,  im  ganzen  nur 
400000  Dukaten  (Ranke,  270  ff.). 

4)  Im  Jahre  1550  sind  von  den  festen  Einnahmen  sämtlicher  Teile  des  Reichs 
über  zwei  Drittel  verpfändet,  der  Rest  geht  für  die  Zinsen  der  nicht  verpfändeten 
auf  (Ranke,  S.  273). 
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AnsfuhrzölleQ  auf  die  spanische  Wolle,  ja  auf  alle  Aasfuhr  in  die  eigenen 
indischen  Kolonien,  zur  Veräufserang  reichsunmittelbarer  Ortschaften  an 
Granden  über,  zum  Verkauf  der  Ämter,  zu  direkter  Expropriation,  z.  B. 
des  Geldes  der  aus  der  Kolonie  ankommenden  Kaufleute  ^).  1575 
begann  der  Staatsbankrott  mit  einem  Edikt,  das  die  Herabsetzung  der 
Anleihezinsen  dekretierte.  Das  letztere,  verbunden  mit  einer  Erhöhung 
der  Alcavala  und  starkem  Brandschatzen  der  geistlichen  Güter,  schaffte 
für  denAugenblick  eine  geordnete  Finanzlage.  Zugleich  näherte  sich  jedoch 
Philipps  Leitgedanke  eines  katholischen  Imperiums  seinem  Gipfelpunkt 
/Der  Krieg  gegen  die  Vlamen  wuchs  sich  zum  Krieg  gegen  Frankreich 
und  England  aus  (S.  596)  und  machte  nun  den  wirtschaftlichen  Zusammen- 
bruch vollständig.  Obwohl  der  Papst  seinen  Bundesgenossen  nach 
Kräften  unterstützte,  obwohl  die  Kolonien,  seit  1580  mit  den  portugiesischen 
vereinigt  (S.  597),  jetzt  reiche  Ausbeute  lieferten^),  war  die  Schuld  doch 
schon  so  aufgelaufen,  dafs  schon  mit  den  Rüstungen  für  die  Armada 
das  Land,  unnatürlich  für  den  britischen  Kreuzzug  fanatisiert,  bis  an 
die  Grenze  seiner  Kräfte  angestrengt  wurde.  Als  die  Katastrophe  da  war, 
gab  eine  neue  Wehrsteuer  —  die  berüchtigte  „Millionensteuer"  auf  Öl 
und  Fleisch  —  Spanien  den  Rest  1596  folgte  der  zweite  Staatsbankrott, 
der  alle  europäischen  Handelshäuser  erschütterte  und  den  letzten  Kredit 
von  Krone  und  Land  vernichtete. 

Alles  folgende  bedeutete  ein  Weitertaumeln  auf  dem  betretenen  Wege. 
Das  Ministerium  des  Herzogs  von  Lerma  brachte  unter  Philipp  III.  den 
Frieden,  aber  dafür  anstatt  der  Sparsamkeit  Philipps  IL  eine  verschwende- 
rische Hofhaltung  und  planlose  Ausgabenverwaltung.  Trotz  der  skanda- 
lösen Münzverschlechterung  (1603),  trotz  der  noch  immer  wachsenden 
Kolonialreichtümer  waren  im  Jahre  1619  noch  immer  alle  festen  Ein- 
nahmen des  Staats  verpfändet,  und  doch  that  der  König  und  der  Hat  in 
solcher  Sachlage  mit  klarem  Bewufstsein  den  Sprung  in  den  Abgrund, 
den  Weltkrieg  von  neuem  zu  beginnen  (S.  600).  Der  Dreifsigjährige  Ejrieg 

1)  Dabei  wurde  jede  dieser  Mafsregeln  immer  wieder  verschärft  Z.  B.  wird 
als  Zoll  eines  Ballens  Wolle  bei  Ausfuhr  nach  Flandern  1558  nur  ein  Dukaten,  nach 
Frankreich  und  Italien  von  fremden  Exporteuren  2  bezw.  4  Dukaten  verlangt, 
1566  von  jedem  Ballen  schlechtweg  4  Dukaten.  Gleichzeitig  wird  der  Ausfuhrzol 
auf  Seide,  Früchte,  Zucker,  Wein,  Öl  von  2  V«  auf  7  7»  Prozent,  auf  Edelsteine, 
Perlen,  Leder  von  2  V«  auf  18  Prozent  erhöht 

2)  Zusammenstellungen  bei  Hanke,  S.  289.  Man  kann  aus  den  Einkünften  seit 
1613  (zehn,  ja  bis  vierzehn  Millionen  Dukaten  jährlich)  auf  die  letzten  Jahrzehnte 
des  17.  Jahrhunderts  schlufsfolgem.  Seit  1575  fielen  bereits  die  Bezüge  von  Potosi 
ins  Gewicht  (S.  630.  Ajim.8).  Betrug  der  königliche  Quinto  früher  nur  eine  halbe  Mil- 
lion, so  belief  er  sich  1579  auf  eine,  1589  auf  einundeinhalb  Millionen.  Allerdings 
wurde  auch  dieser  Ertrag  nicht  ohne  Opfer  gewonnen.  Von  1545 — 1628  dauert  mit 
Unterbrechung  der  Krieg,  der  von  Chile  aus  gegen  die  araukanischen  Indianer  im 
Innern  geführt  wird.  Angeblich  sind  15000  Spanier  und  60000  befreundete  Indios 
dabei  umgekommen  (Ranke,  S.  584). 
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nnd  die  ganze  auswärtige  Politik,  die  sich  an  die  unheilvolle  Person 
des  Grafen  Olivarez  knüpfte^  war  ein  verzweifeltes  Ringen,  auf  Kosten 
der  fremden  Nationen  das  eigene  Elend  hinauszuzögern.  0  Als  auch 
dieser  Plan  scheiterte,  wie  er  scheitern  mufste,  war  das  spanische  Haupt- 
land auf  lange  hinaus  ein  ohnmächtiger  und  leistungssunfähiger  Staat 

Allerdings  genügt,  um  die  letzte  Katastrophe  verständlich  zu  machen, 
nicht  der  Hinweis  auf  den  steigenden  Abgabendruck.  Es  hätte  ihm  auf 
der  andern  SeiteeinSteigendermateriellen  und  geistigen  Energie  des  Volkes 
und  vor  allem  ein  Wachstum  seiner  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
entsprechen  können.  Erst  dadurch  also  machte  die  Monarchie  ihre 
Schuld  voll,  dals  sie  nichts  that,  solche  Kräfte  in  den  einzelnen  Gliedern 
oder  in  den  gröfseren  Gruppen  der  Nation  zu  entwickeln  und  zu  fördern, 
ja  dafs  sie  sogar  mit  sehenden  Augen  die  vorhandenen  verwüstete.  Es 
ist  eine  Thatsache,  dafs  sich  unter  der  spanischen  Herrschaft  nur  die 
Gebietsteile  eine  verhältnismäfsige  Blüte  erhielten,  die  sich  möglichst 
ihre  Unabhängigkeit  von  ihrer  Herrschaft  zu  wahren  wuXsten,  nämlich 
Sizilien,  dessen  Stände  gegen  den  Vicekönig  zusammenstanden  (S.  627),  Mai- 
land und  im  höchsten  Grade,  mindestens  währeud  der  Zeit  Karls  V.,  die 
flandrischen  Provinzen.  Das  Kemland  der  Monarchie  dagegen  —  Spanien 
selbst  —  befand  sich  in  stetigem  Bückgang.  Der  Volkswirtschaft  Ära- 
gons  wurde  mit  dessen  Eintritt  in  die  Monarchie  eine  Quelle  nach  der 
andern  abgegraben.  Der  Seehandel  der  Katalanen  erhielt  im  Westen 
einen  Konkurrrenten  in  den  kastilischen  Häfen,  die  den  Verkehr  mit  den 
Niederlanden  und  über  den  Atlantischen  Ocean  an  sich  zogen  und  von 
der  Krone  um  so  mehr  begünstigt  wurden,  je  mifsfälliger  diese  die  ara- 
gonischen Freiheiten  betrachtete;  die  Schiffahrt  im  Osten  wurde  durch  das 
Vordringen  der  Türken  gelähmt.^)  Nicht  minder  wurde  der  reiche  Fruchtbau 
Valencias  durch  die  Rivalität  des  von  der  Krone  ausgenommenen  Anda- 
lusien gedrückt;  die  vom  Grofsinquisitor  verfügte  Verjagung  der  Morisken, 
fast  einer  Million  fleiXsiger  Anbauer,  versetzte  ihm  (1609)  einen  Stofs, 
von  dem  es  sich  nie  wieder  erholte.  3)  Aber  auch  Kastilien  selbst  teilte 
das  gleiche  Schicksal.  Natürlich  konnte  nicht  ausbleiben,  dafs  das  arme, 
bis  dahin  gewerblich  äufserst  wenig  betriebsame  Land  als  Mittelpunkt 
eines  neuen  Staats,  als  Ausgangsquelle  neuer  Kolonisationen,  gehoben 
durch  die  südlichen  Provinzen,  die  den  Mauren  jetzt  erst  ganz  entrissen 
worden,  zunächst  lebhafter  und  verkehrsreicher  wurde.  Aber  der  Auf- 
schwung war  nicht  nachhaltig,  und  die  Regierung  wufste  ihn  nicht  zu 

1)  Es  darf  dabei  nicht  verkannt  werden,  dafs  die  Verwaltung  des  Grafen 
Oüvarez  keine  absolut  schlechte  war.  Er  strebte  Ersparnisse  an:  1634  erreichte  er  z.  B. 
dafs  von  18  Millionen  Einkünften  nur  7  zum  voraus  verpfändet  sind  (Ranke,  S.  459). 

2)  Beispielsweise  tritt  ein  katalanischer  Konsul  in  Alexandrien  zum  letztenmal 
im  Jahre  1539  auf  (Ranke,  S,  315).  3)  Über  die  frühere  Ausweisung  der 
Juden  (1493,  oben  S.  545)  Schirrmacher  7,  11. 
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befördern.  Die  wachsenden  Steuern  suchte  sie  dadurch  zu  praralysieren, 
dafs  sie  die  Wohlfeilheit  der  Lebensmittel  und  Gewerbserzeugnisse  er- 
zwang. Das  Ausfuhrverbot  auf  Getreide,  Vieh,  Schuhleder,  Tuche 
ward  für  Philipp  IL  das  Komplement  der  gehäuften  Zölle  und  Verbrauchs- 
abgaben. Um  die  Konsumenten  steuerfähig  zu  erhalten,  lähmte  man  die 
Bewegungsfreiheit  der  Produzenten,  die  die  Steuerfähigkeit  des  Landes 
vor  allem  zu  steigern  berufen  gewesen  wären.  Ja  die  Regierung  ruinierte 
die  einheimische  Industrie  direkt,  indem  sie  ihr  ausländische  Konkurrenz 
schaffte.  Die  niederländichen,  genuesischen,  deutschen  Handelshäuser 
und  Banken,  denen  der  Staat  verschuldet  war,  wurden  nicht  nur  durch 
Verpfändung  von  Gefällen  (S.  630),  sondern  auch  durch  Überweisung 
von  Monopolen  und  Befreiung  von  Ausfuhrverboten  abgefunden  oder 
hingehalten;  der  gröfsere  Teil  der  reinen,  bald  auch  der  rohen  Aus- 
fuhr und  des  entsprechenden  Warenimports  kam  allmählich  in  die 
Hände  von  Ausländem.  ^)  Und  die  Mafsregeln  waren  um  so  verhängnis- 
voller, als  der  Unternehmungsgeist  des  spanischen  Gewerbes  ohnehin 
im  Abnehmen  war.  Die  hohen  Steuern  nahmen  die  Freude  am  Beruf. 
Das  Beispiel  des  trägen  Grofsadels,  der  nur  dem  Genufs  lebte,  und 
des  arroganten  Kleinadels,  der  nur  Dienst  in  Armee  und  Amt  erstrebte 
und  die  produktive  Arbeit  verachtete,  drückten  auch  auf  den  Bürger, 
dessen  Ehrgeiz  nun  ebenfalls  darauf  aus  war,  den  Hidalgo  nachzuahmen.'^) 
Der  kleine  Mann  suchte  Unterkommen  in  den  Klöstern,  die  zahlreich 
schon  unter  Philipp  IL,  massenhaft  unter  Philipp  III.  errichtet  wurden, 
nicht  nur  von  den  Königen,  sondern  auch  von  den  Granden.  Verarmte 
Bauern  oder  Kleinbürger  ergaben  sich  dem  Bettel,  dem  die  Klöster  Vor- 
schub leisten.  An  allen  diesen  Mängeln  vermochte  auch  das  blendende 
Phänomen  nichts  zu  ändern,  das  eine  Kehrseite  darzustellen  scheint,  der 
Goldglanz  litterarischer  und  künstlerischer  Kleinodien  echtester  Art,  die 
die  Krone  Philipps  III.  und  IV.  zieren.  Mit  Erstaunen  nimmt  man  mitten 
im  Verfall  wahr,  wie  die  Nation  im  stände  war,  eine  solche  Fülle  kon- 
kurrierender Talente  von  üppiger  Fruchtbarkeit,  unter  ihnen  ein  Dutzend 
Kräfte  ersten  Banges,  zu  erzeugen.  Aber  in  der  That  beweist  die  Er- 
scheinung nur  für  die  ursprüngliche  glückliche  Anlage  der  Nation  und 
gegen  das  Urteil  solcher,  die  den  Verfall  eines  Staats  stets  aus  Rassen- 
eigenschaften erklären  möchten  (S.  37).  Sie  giebt  nur  den  Mafsstab  für 
den  idealen  Aufschwung  und  die  Hoffnungsfreudigkeit,  die  die  Mauren- 
siege und  die  Abenteuer  der  Entdecker  verbunden  mit  der  Vormacht- 


1)  Schon  1534  werden  für  die  Ausrüstung  der  Artillerie  Holz  und  Pulver  aus 
den  Niederlanden,  Kanonenmetall  und  Arbeiter  aus  Italien  bezogen  (Ranke,  S.  308). 

2)  Eine  verfängliche  Gelegenheit  hierzu  liefern  vor  allem  die  beiden  Staats- 
bankrotte von  1575  und  1598;  vermöge  deren  wurden  die  Staatsschuldbriefe  von 
den  Gläubigem  massenhaft  nach  Spanien  abgestofsen,  sodafs  nun  auch  der  Mittel- 
stand solche  billig  an  sich  bringen  kann  (Rakke,  S.  303). 
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Stellung  der  Monarchie  in  einem  gesunden  Material  hervorgebracht  hatten. 
Wie  anders  würde  ein  andrer  Staat,  eine  Dynastie  bedeutender  Menschen 
diese  wie  alle  andern  nationalen  Kräfte  benutzt  haben.  Die  Poesie  Lopes 
und  Calderons  mulste  ihr  Objekt  dem  hohlen  Bombast  des  höfische 
Ceremoniells  und  des  aristokratischen  Eavalierdienstes  entlehnen,  der 
Pinsel  des  Velasquez  die  starre  Larve  Philipps  IV.  porträtieren  und 
die  Vertreibung  der  Morisken  von  Valencia  verherrlichen.  Das  littera- 
rische Hauptwerk  der  Epoche  aber,  der  Don  Quixote  des  Cervantes,  ver- 
sinnbildlichte geradezu  die  Tragikomödie  der  Nation,  den  glänzenden 
Traum  ritterlicher  Weltherrschaft,  der  in  der  herben  Ernüchterung  und 
Enttäuschung  des  ärmlichen  und  erbärmlichen  Alltagslebens  verflog. 

Es  war  also  das  Eegierungssystem,  was  Fleifs,  ünternehmersinn, 
Kapitalkraft  der  Nation  verdarb.  Dasselbe  System  ruinierte  aber  auch  das 
im  nationalen  Leben  bestehende  Recht  und  den  Sinn  für  die  Gerechtig- 
keit. Denn  zu  allen  MiXsgriffen  der  Verwaltung  kam  deren  Willkürlich- 
keit und  Ungleichmäfsigkeit.  Sie  traf  die  verschiedenen  Landschaften 
und  Stände  mit  ganz  ungleichem  Mafse,  und  sie  traf  die  einzelnen  Unter- 
thanen  launisch  und  grundsatzlos.  Nachdem  die  Monarchie  zuerst  die 
Verfassungsschranken  beseitigt  hatte,  die  sich  ihr  in  Form  der  ständischen 
Vertretungen  entgegenstellten,  setzte  sich  die  Selbstherrlichkeit  ihrer  eigenen 
Centralverwaltung  und  der  ihrer  Behörden  auch  über  die  rechtlichen 
Grundsätze  hinweg. 

Das  schon  Gesagte  läfst  ohne  weiteres  die  groben  Verstöfse  gegen  die 
Gleichheit  der  verschiedenen  Landesteile  erkennen.  Es  wurde 
schon  gezeigt,  wie  sich  Sizilien  und  Mailand  und  in  früherer  Zeit  die 
Niederlande  der  ungemessenen  Besteuerung  zu  entziehen  wufsten,  wie 
auch  von  Aragon  bis  1 592  so  gut  wie  nichts  zu  erlangen  war.  Fast  die 
ganze  Last  trug  Kastilien  allein,  aber  es  war  allerdings  die  Kehrseite 
hiervon,  dafs  Kastilien  auch  fast  ausschliefslich  die  herrschende  Klasse 
stellte.  Die  hochtönende  Verheifsung  des  jungen  Kaiser  Karl,  er  wolle 
die  Kastilianer  zur  ersten  der  Nationen  machen,  hatte  sich  verwirklicht 
Von  Kastilien  kommen  die  Vicekönige  von  Mailand,  Neapel  und  Sizilien 
und  deren  Eäte,  Kastilianer  kommandieren  die  Silberflotten  von  Amerika 
und  halten  als  Festungskommandanten  in  der  Zwingburg  von  Saragossa, 
die  Aragonesen  in  Respekt  Im  16.  Jahrhundert  beginnt  ein  Einströmen 
von  Kastiliauem  in  die  ganze  Centralverwaltung  zu  Gent  und  Brüssel. 
Aber  wenn  auch  der  Besitz  der  Weltherrschaft  das  Entgelt  für  die  Kosten 
dieser  Herrschaft  war,  eine  Gefahr  für  das  Reich  war  diese  Ungleich- 
heit nichtsdestoweniger.  Volkstümlich  konnten  diese  hochfahrenden, 
ausbeuterischen  Herren  mit  laxem  Gefühl  für  ihre  Amtspflicht  in  den  unter- 
worfenen Landschaften  nie  werden,  es  war  von  vornherein  dem  allmählichen 
völligen  Zusammenwachsen  zur  Einheit   ein  schweres  Hindernis  vorge- 
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schoben;  es  wurde  dem  vorgearbeitet,  was  das  Ende  von  allem  war, 
die  Loslösnng  der  italienischen  und  niederländischen  Besitzungen  aus 
dem  Gesamtbund. 

Das  Gleiche  wiederholte  sich  jedoch  auch  innerhalb  der  herrschen- 
den Nation  selbst  Nicht  nur  dals  auch  hier  wieder  je  nach  Aussicht 
auf  Ertrag  bald  dieser,  bald  jener  Gewerbszweig,  bald  diese  oder  jene 
Landschaft  als  Finanzquelle  herangezogen  wurde,  dafs  nur  um  des  Zoll- 
ertrags willen  uralte  Zollschranken,  äulserst  empfindlich  für  das  Verkehrs- 
leben und  angesichts  der  politischen  Einheit  ohne  Sinn  —  so  die  Zoll- 
grenze des  Hauptlands  gegenüber  Galizien  und  Asturien  — ,  aufrecht  er- 
halten wurden.  Sondern  es  wurden  vor  allem  nur  die  ^Pecheros'',  die 
grolse  Masse  der  bäuerlichen  und  stadtbürgerlichen  Bevölkerung,  zur 
Abgabenlast  herangezogen,  während  die  Hidalgos  frei  ausgingen.  Das 
Steuerprivileg  des  Adels  war  der  Keil,  den  die  Weltmonarchie  in  die  Volks- 
einheit des  alten  Nationalstaats  getrieben  hatte.  Die  Hauptabgabe  der 
älteren  Zeit,  die  Alcavala,  hatten  Not  und  Hitze  der  Maurenkriege  allen 
Ständen  gemeinsam  aufgelegt.  Jetzt  kam  sie  kaum  noch  in  Betracht 
gegenüber  der  Unzahl  neuer  Abgaben,  und  indem  die  Monarchie  den 
Adel  politisch  entmündigte,  die  Cortes  zur  blolsen  Beschwerde-  und 
Einschätzungskammer  der  Städte  verstümmelte,  gewann  sie  die  Hand- 
habe, willkürlich  alle  neuen  Steuern  den  Kommunen  aufzuwalzen.  Und 
doch  ist  es  anderseits  gerade  der  Adel,  der  sich  als  Entschädigung  für 
den  Verlust  seines  politischen  Einflusses  die  alleinige  Anwartschaft  auf 
Militärstellen  und  Ämter,  auf  geistliche  Pfründen  und  weltliche  Sinekuren 
vorbehielt.  Eine  Spaltung  der  Nation  in  Herrschende  und  Beherrschte 
vollzog  sich,  die  das  Seitenstück  für  das  Verhältnis  des  herrschenden 
Kastiliens  zu  den  beherrschten  Landschaften  bildete,  nur  dafs  sie  auf  einem 
viel  ungerechteren  Prinzip  der  Trennung  beruhte.  Denn  wenn  Kastilien 
im  Vergleich  zu  Aragon,  Neapel  und  Sizilien  zu  der  Macht  auch  die  Laat 
trug,  herrschte  der  Adel  lastenfrei  über  die  Pecheros,  die  nur  Pflichten 
und  Mühen  und  gar  keine  Beeilte  als  Äquivalent  besafsen.  Dabei  war 
die  Kluft  eine  ewige  und  unüberbrückbare.  Wohl  stiegen  fortwährend 
neue  Leute  aus  dem  Bürgerstand  in  geistliche  Stellen,  Hofchargen,  Richter- 
ämter auf.  Aber  das  geschah  durch  Akt  der  königlichen  Gnade,  der  sie 
nobilitierte  und  sie  dadurch  ihren  Standesgenossen  für  immer  entzog. 
Nach  unten  blieb  die  trennende  Linie  stets  scharf  gezogen.  Der  ganze 
Erfolg,  den  die  Ergänzung  des  Adels  aus  dem  Volke  bewirkte,  bestand 
deshalb  in  widerwärtiger  Partei-  und  Cliquenbildung  innerhalb  der  Be- 
amtenschaft Es  war  eine  Thatsache,  dafs  die  Comuneros  ihren  Haf s  gegen 
ihre  alten  Feinde  aus  der  Aristokratie  auch  in  die  administrative  Praxis 
mit  hineintrugen.  Hofintriguen,  Kabinettsränke,  Kabalen  der  Minister 
gegen  die  Vicekönige  hatten  hier  ihre  Wurzel,  und  in  solcher  Form  ward 
die  Bürgerschlacht  von  Villalar,  die  der  Anfang  von  Spaniens  Zersetzung 
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(S.  625)  war,  unausgesetzt  weitergekämpft.  Angesichts  dieser  üneinheit- 
lichkeit  der  Nation  in  ihren  herrschenden  Klassen  ward  es  begreiflich, 
dafs  die  Regierang  mit  der  sich  stets  gleichbleibenden  Maxime  strenger 
Kirchlichkeit  trotz  aller  ihrer  Mifserfolge  die  Oberhand  behielt  Ihr  charakte- 
ristischstes Werkzeug,  das  Gericht  der  Staatsinquisition  (S.  545),  obwohl  nach 
Titel  und  Kompetenz  geistlicher  Natur,  wurde  doch  konsequent  als  ein  vom 
König  besetztes,  seiner  Politik  dienendes,  durch  die  Konfiskationen  seinen 
Schatz  füllendes  Institut  angewendet  Sie  entschied  keineswegs  nur  über 
Abfall  vom  Glauben  selbst,  sondern  konnte  unter  dem  gleichen  Titel  jeden 
beliebigen  Eingriff  in  die  Autorität  des  Staats  als  des  Hüters  der  Religion 
vor  ihr  Foram  ziehen  und  hielt  thateächlich  alle  Stände,  auch  die  obersten, 
unausgesetzt  unter  dem  Zwange  einer  Gefahr,  die  jeden  wegen  eines  ins 
Ermessen  des  Gerichts,  beziehentlich  der  Regierang  gestellten  Thatbestands 
mit  einer  ebenfalls  dem  Ermessen  anheimgegebenen  Strafe  bedrohte.*) 
Freilich  entwertete  die  Inquisition  durch  diese  dehnbare,  im  Verfahren 
aufserdem  jede  Verteidigung  und  Kontrolle  ausschliefsende  Ausnahme- 
justiz, die  in  Wahrheit  eine  Kabinettsjustiz  war,  durchaus  die  Sicherheit 
der  ordentlichen  Rechtspflege,  die,  wie  es  scheint,  nicht  schlecht  war.'^) 
Aber  durch  nichts  konnte  sie  ihre  eigne  Macht  wirksamer  fördern,  als 
indem  sie  sich  jeder  Denunziation  zur  Verfügung  stellte,  um  dadurch 
alle  im  Volkskörper  vorhandenen  Risse  unausgesetzt  offen  zu  halten.^) 

III.  Die  Auflösung  des  spanischen  Reichs  und  der  Be- 
ginn der  Neubildung  in  Italien  und  Holland.  Aus  dem  Ge- 
sagten erklärt  sich  nun  hinlänglich,  waram  die  Monarchie  trotz  ihrer 
extensiven  Macht  in  allen  Kronlanden  zur  intensiven  organisatorischen 
Verarbeitung  des  ganzen  Komplexes  nicht  vordringen  konnte  (S.  628).  Auch 
hier  wieder  bewährte  sich,  dafs  die  Staatsgewalt  nicht  nur  in  der  Herrschaft 
besteht,  sondera  in  beherrschender  Ausübung  politischer  Kulturthätigkeit. 
Die  kastilische  Regierang  arbeitete  schon  dadurch  sich  selbst  bei  allen 
unterthänigen  Landesteilen  entgegen,  dafs  sie  deren  Gebiete  —  Aragon 
wie  Mailand,  Neapel  wie  Sizilien  und  die  Niederlande  —  offensichtlich 
nur  ausbeutete  und  verdarb,  ohne  ihrerseits  etwas  dagegen  zu  leisten. 
Aber  das  war  noch  nicht  das  Schlimmste.  Vollverständlich  wird  die 
Opposition,  die  sich  allerorten  regte,  wenn  Kastilien  seine  Institutionen 

1)  Die  Inquisition  ist  im  stände,  als  Ketzerei  jeden  Verstofs  gegen  die  Ilandels- 
oder  Steuergesetze,  gegen  die  Presse  etc.  zu  strafen,  z.  B.  den,  dafs  Pferde  und  Mu- 
nition nach  Frankreich  verkauft  werden  (Ranke,  Spanische  Monarchie,  S.  195  ff.). 

2)  Über  die  Justizorganisationen  Ferdinands  I.  (1480)  verg.  Schirrmacheb, 
Geschichte,  6,  597  ff. 

3)  Ein  Haupthebel  ihrer  Wirksamkeit  ist  die  Kontrolle  des  „reinen  Bluts",  der 
Limpieza,  der  als  Bedingung  des  reinen  Glaubens  zugleich  als  Bedingung  für  die 
Qualifikation  zu  allen  Ämtern  gilt.  Ihretwegen  kann  sich  das  Gericht  jederzeit  in 
die  gesamte  Privatexistenz  jedes  Individiums  einmischen. 
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auf  die  ünterthanenstaaten  übertragen  wollte,  erst  daraus,  dals  es  jeder- 
zeit nur  die  Lasten  übertragen  wollte,  nicht  zugleich  die  politischen 
Rechte,  ja  daTs  auch  gemeinsame  Institutionen  von  an  sich  segensreicher 
Bedeutung,  wie  vor  allem  die  in  der  Staatsinquisition  verkörperte  gemein- 
same Rechtspflege,  hier  nur  zu  dem  Zweck  aufgezwungen  werden  sollten, 
ihrer  bestiromungsgemäXsen  Funktion  untreu  zu  werden  und  finanzielle 
und  geistige  Opfer  aufzuerlegen,  wiederum  nur  zu  Gunsten  des  kasti- 
lianischen  Regiments.  Am  schroffsten  wirkten  diese  sämtlichen  aufreizenden 
Mafsregeln  natürlich  gegenüber  den  Niederlanden,  wo  zu  aller  sonstigen 
Abneigung  noch  die  protestantische  gegen  die  Gegenreformation  hinzu- 
trat. Aber  es  wäre  ganz  irrig  zu  meinen,  dafs  der  konfessionelle 
Zwiespalt  der  einzige  oder  auch  nur  der  hauptsächlichste,  dafs  die  einzige 
Beschwerde  die  Einführung  der  Inquisition  gewesen  sei.  In  erster  Linie 
war  der  Beschwerdegrund  doch  die  Furcht  vor  der  spanischen  Finanz- 
schraube, i)  Hatten  die  Städte  bei  ihrer  grölseren  Selbstständigkeit  bis- 
her den  Hauptvorteil  vom  Verkehr  mit  Spanien  genossen,  so  bedrohte  sie 
der  Versuch  der  Centralisierung  mit  dem  gleichen  wirtschaftlichen  Schick- 
sal, das  die  spanischen  Häfen  schon  zum  Teil  erlitten  hatten^)  (o.  S.  632), 
und  der  Erfolg  bewahrheitete  die  Besorgnis,  insofern  der  Sieg  Fameses 
über  die  „belgischen"  Provinzen  (S.  599)  der  Hauptgrund  für  derenRuin  und 
für  das  Aufblühen  der  befreiten,  holländischen  Provinzen,  vor  allem  Amster- 
dams, wurde.  Und  femer  gehörte  zu  den  ersten  Forderungen  der  Aufstän- 
dischen, dafs  die  oberen  Ämter  nicht  nur  mit  Kastihanem  besetzt  werden 
sollten. 3)  Die  sicherste  Probe  gestattete  aber  die  Thatsache,  dafs  im  Grunde 
die  gleichen  Konflikte  bei  den  übrigen  dem  Hauptland  nach  Rasse  und 
Konfession  weit  näher  stehenden  Gebieten  wiederkehrten.  Gerade  Olivarez' 
Plan,  auch  Aragon,  Navarra,  Katalonien  und  Valenzia  in  das  kastilische 
Abgabensystem  hereinzuziehen,  war  das,  was  1640  den  allgemeinen  Auf- 
stand dieser  Provinzen  hervorrief,  und  es  war  dieser  Auf  stand,  dessen  Kost- 
spieligkeit und  Kriegführung  im  kritischsten  Moment  des  30jährig6n  Krieges 
den  endgültigen  Umschwung  zu  Gunsten  Frankreichs  herbeiführte  (S.  603) 
626).  Nicht  anders  haben  wiederholte  Aufstände  zu  Mailand,  Neapel 
und  Sizilien  auch  dort  die  Einführung  einer  Reichsverfassung,  insbesondere 
auch  trotz  der  katholischen  Färbung  dieser  Länder  die  Einführung  der  Staats- 
inquisition verhindert 4)  So  kam  es,  dafs  in  gefahrvoller  Zeit  auch  die 
italienischen  Länder  trotz  ihrer  langen  Zusammengehörigkeit  mit  Spanien 
leichten  Herzens  sich  von  der. Monarchie  trennten  (S.  608).  Das  Haupt- 
land aber  war  um  so  weniger  fähig,   dies  auf  die  Dauer  zu  hindern, 

1)  Als  1572  die  Stände  die  Abberufung  Albas  durchsetzten  und  die  Regierung 
von  Madrid  noch  einmal  einlenkte,  ehe  sie  zur  Wiederaufnahme  des  Kriegs  schritt 
(8.  596),  war  die  Hauptbedingung,  dafs  nicht  die  direkte  Kriegssteuer,  die  Alcavala 
(S.  630),  sondern  nur  Bauschquanten  gezahlt  werden  sollten. 

2)  Raijkb,  S.  420.  n)  Ranke,  S.  471.  491.  4)  Ranke.  S.  221. 
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als  auch  in  Eastilien  selbst  der  Gegensatz  der  Provinzen  und  yor  allem 
der  Gegensatz  und  die  Absonderung  der  Stände  einer  wahrhaft  einheit- 
lichen nationalen  Machtentfaltung  im  Wege  stand. 

Das  Gesamturteil  über  den  spanischen  Staat  darf  hiemach  dahin 
lauten,  dals  nicht  in  erster  Linie  der  Absolutismus  als  solcher  oder  gar 
nur  die  religiöse  Intoleranz,  die  von  der  absolutistischen  Begierungsweise 
nur  ein  Stück  war,  den  Zerfall  des  Staates  verschuldet  hat,  sondern  die 
Ungerechtigkeit  der  Organisation.  Die  Monarchie  wollte  ihren 
Gebieten  eine  äufsere  Einheit  aufzwingen  und  scheiterte,  weil  die  inneren 
Vorbedingungen  dafür  fehlten,  das  gerechte  Verhältnis  zwischen  Last  der 
Unterthanen  und  Leistung  des  Staats  und  die  yerhältnismäfsige  Verteilung 
der  Lasten  zwischen  den  Gliedern  des  Staats. 

Der  Zerfall  trat  mit  dem  Ausgang  des  Spanischen  Erbfolgekrieges 
ein.  Die  Niederlande,  Neapel,  Mailand  und  Sizilien  gingen  nunmehr 
der  kastilischen  Krone  verloren  (S.  608,  609),  und  es  fehlte  nicht  viel,  dafs 
die  erbitterte  Parteinahme  Aragoniens  für  den  österreichischen  Kandi- 
daten im  Gegensatz  zu  dem  Anschlufs  Kastiliens  an  den  bourbonischen 
auch  die  beiden  Hauptgebiete  der  Halbinsel  selbst  wieder  in  zwei  selbst- 
ständige Staatswesen  gespalten  hätte.  Der  schlief sliche  Sieg  der  fran- 
zösischen Nebenlinie  lieferte  zwar  dem  neuen  König  Philipp  V.  den 
Vorwand,  nunmehr  den  letzten  Rest  der  aragonischen  und  katalanischen 
Freiheiten  zu  unterdrücken.  Er  begründete  deshalb  über  Spanien  den 
„grundsätzlichen"^  Absolutismus  der  Monarchie  als  einen  bewufsten  Ab- 
leger des  französischen  erst  recht,  und  zugleich  wurde  jetzt  endlich  das 
lang  verzögerte  Werk  der  Centralisierung  durchgeführt  Die  Privile- 
gien, „Fueros",  von  Aragon,  Katalonien  und  Valenzia  wurden  offiziell 
durch  Dekret  (1707)  kassiert  und  die  aragonischen  Cortes  auf  das  Niveau 
des  kastilischen  Scheinparlaments  von  Stadtvertretern  herabgedrückt  i) 
Aber  der  fertigen  Begründung  des  Einheitsstaats  stand  auf  der  anderen 
Seite  gegenüber,  dafs  Spanien  nun  in  die  Grenzen  eines  nationalen  Ter- 
ritorialstaats zurückgewiesen  wurde.  In  Wahrheit  begann  also  jetzt  der 
Anfang  eines  ganz  neuen  Staats,  der  seine  bisherigen  Traditionen  verliefs, 
und  dem  nunmehr  die  Aufgabe  erwuchs,  die  Nation  für  die  Bedürfnisse 
ihrer  gemeinsamen  Kultur  zu  organisieren.  Fürs  erste  fand  sich  für 
diese  Aufgabe  keine  Willensinitiative.  Da  die  beiden  ersten  Regierungen 
der  Bourbons,  Philipps  V.  und  Karls  IIL,  sich  unfähig  zeigten,  das  Volks- 
tum verarmt,  entmutigt  und  politisch  gebrochen  war,  eröffnete  das  18.  Jahr- 
hundert bis  über  seine  Mitte  einen  Zustand  der  Stabilität,  in  welcher 
allenfalls  nur  im  stillen  Kräfte  für  neue  politische  Arbeit  reifen  konnten. 

1)  Vergl.  Baumgarten,  Geschichte  Spaniens  zur  Zeit  der  französischen  Revo- 
lution. 1861.  S.  24  ff.  Die  franzosische  Analogie  geht  bis  in  Einzelheiten,  z.  B.  bis 
zur  Aufnahme  der  standigen  Formel  der  französischen  Ordonnanzen  „car  tel  est  notre 
plaisir'^  (S.  651.  Anm.  1)  in  der  Übertragung  „que  asi  es  mi  voluntad*". 
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Von  ähnlicher  Bedeutung  wurde  das  Auseinanderweichen  der  Reichs- 
teile für  die  Gebiete,  die  nunmehr  ihrer  selbständigen  politischen  Ent- 
faltung zurückgegeben  wurden,  für  die  Niederlande  und  die  ita- 
lienischen Territorien.  Auch  für  sie  wurde  mit  dem  Moment,  wo  sie  aus 
der  Gesamtmonarchie  ausschieden,  die  Grundlage  einer  eigenen  staatlichen 
Organisation  erst  geschaffen.  Die  spanischen,  später  habsburgischen 
Niederlande,  Belgien,  traten  mit  Holland,  der  Republik  der  vereinigten 
schon  früher  befreiten  Provinzen  auf  eine  Linie.  Neapel,  Sizilien 
und  Mailand  unter  ihren  bourbonischen  und  habsburgischen  Dynastien 
(S.  608  f .,  6 1 2  f.)  mit  den  von  jeher  nicht-spanischen  Mittelstaaten  Toskana, 
Piemont,  Venedig  und  dem  Kirchenstaat  Wenn  jedoch  alle  diese 
Gebiete  fürs  erste  nicht  zu  neuen  und  originellen  Formen  durchdrangen 
so  lag  der  Grund  hauptsächlich  darin,  dafs  so,  wie  sich  inzwischen  die 
europäischen  Verhältnisse  verschoben  hatten,  nur  innerhalb  des  Grofs- 
staats  noch  bedeutsamere  Probleme  militär-,  finanz-,  wirtschaftspolitischer 
Natur  oder  gar  verfassungsrechtliche  Konflikte  gelöst  werden  konnten. 
Die  bisher  unabhängigen  Kleinstaaten  Italiens  waren  durch  ihre  einge- 
prefste  Lage  zwischen  dem  spanischen  und  dem  französischen  Besitz 
auf  eine  stramme  absolutistische  Zucht  hingewiesen  worden,  die  der  erste 
mediceische  „Grofsherzog''  CosimoL  vonToskana(S.  578)  über  Florenz  und 
Siena  von  vornherein  eingerichtet  hatte.  Selbst  das  geistliche  Territo- 
rium sah  sich  zu  einer  Auseinandersetzung  der  monarchischen  Elemente 
des  Papsttums  mit  den  aristokratischen  der  grofsen  Kardinalsfarailien 
und  einem  gewissen  Militarismus  gedrängt.^)  So  fanden  Neapel,  Sizilien 
und  Mailand  gerüstete  Konkurrenten  vor,  und  der  Zustand  Italiens  befestigte 
sich  bis  auf  weiteres  in  einem  Nebeneinander  kleiner  absoluterMonarchien 
ohne  individuelles  Gepräge.  Am  meisten  Eigenart  bewahrte  die  nieder- 
ländische Republik,  formell  durch  den  Rat  der  Abgeordneten  der  ver- 
einigten Provinzen,  die  „Generalstaaten'',  regiert  Sie  pflanzte  die  Tradition 
der  Burgunderzeit  (S.  532,  541)  weiter  fort  und  wurde  im  17.  Jahrhundert 
auf  allen  Gebieten  der  Finanzverwaltung,  der  materiellen  und  geistigen  Wohl- 
fahrtspflege, teilweise  auch  in  denen  der  Sicherheitspolizei,  eine  Art  Muster- 
staatfür Nordeuropa,  besonders  für  die  deutschen  Territorien  (u.  §  86,II.a.A.).2; 


1)  Auf  die  innere  Entwicklung  der  italienischen  Staaten  kann  nicht  näher  ein- 
gegangen werden.  Über  die  Verwaltungsorganisation  des  Kirchenstaats  vergl. 
vor  allem  Ranke,  Die  römischen  Päpste.  10.  Aufl.  1900;  insbesondere  über  Polizei- 
nnd  Finanzverwaltung  Sixtus'  V.  Bd.  I.  S.  293  ff.;  über  die  Militärorganisation  ür- 
bans  Vni.  Bd.  II.  S.  351  ff. 

2)  In  der  Finanzverwaltung  wurde  sie  vor  allem  in  dem  System  der  indirekten 
(Verbrauchs-)Steuer,  der  Accise,  tonangebend:  in  der  Wohlfahrtspolizei  im  Schul- 
wesen. In  Sicherheitspolizei  und  Strafjustiz  sind  die  Niederlande  die  eigentliche  Heimat 
des  Werk-,  Zucht-  oder  Spinnhauses  (Gefängnisses),  das  ursprünglich  für  Arbeits- 
scheue, Trunkenbolde,  Dirnen,  Bettler  an  Stelle  der  Galeeren  oder  sonstigen  Zwangs- 
arbeiten tritt.  Neben  dem  von  Gent  in  den  spanischen  Niederlanden  bildet  das  von 
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Aber  auch  ihnen  fehlte  dasjenige  Mals  poUtischer  Machte  das  jeder  Staat 
braucht,  um  voll  lebensfähig  zu  sein.  Wenn  der  Krieg  mit  Spanien 
ihnen  ein  kraftvolles  Regierungsorgan  in  der  erblichen  Statthalterschaft 
des  Hauses  Oranien  geschaffen  hatte,  so  wurde  die  Kontinuität  der  Ent- 
wicklung durch  Cromwell  unterbrochen,  der  seine  Siege  (S.  604)  benutzte, 
um  der  oppositionellen  Aristokratie  der  Grofskaufleute  zur  Herrschaft 
zu  verhelfen,  um  durch  die  „Seclusionsakte"  (1654)  die  Oranier  zu  entfernen 
und  die  Bepublik  damit  militärisch  ohnmächtig  zu  machen.  0  Das 
Scheitern  des  neuen  Systems,  das  dem  Land  fast  eine  neue  Knechtschaft, 
die  französische,  eintrug  (S.  605),  führte  zur  bleibenden  Wiederherstellung 
der  oranischen  Statthalterschaft  Wilhelms  III.  durch  die  Demokratie 
und  das  Heer.  Aber  wenn  nun  auch  künftig  die  maskierte  Monarchie 
am  Ruder  blieb,  so  wurde  doch  Holland  gleichzeitig  durch  die  Vertreibung 
der  Stuarts  an  England  gefesselt  (S.607)  und  verlor  durch  dessen  verhäng- 
nisvolle Bundesgenossenschaft,  in  Wahrheit  eine  rücksichtslose  Konkur- 
renz auch  die  handelspolitische  Vormachtstellung  und  damit  den  Haupt- 
teil seiner  finanziellen  Machtmittel.  Eine  führende  Bolle  in  Europa  konnten 
also  weder  der  Weltstaat  noch  die  Kleinstaaten  behaupten,  sondern  nur 
die  nationalen  Grofsstaaten.  Als  deren  erster  trat  eben  damals  Frank- 
reich in   den  Vordergrund. 

§  85.    Der  monarchische  Abaolutiamus  Frankreichs. 

Warnkönig,  Französische  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  Bd.  L  1875.  S.  506; 
Bänke,  Französische  Geschichte,  vornehmlich  im  16.  und  17.  Jahrhundert.  Bd.  I— IV; 
Marcks,  Cohgny  und  das  Frankreich  seiner  Zeit,  I.  1.  1891.  S.  157  ff. ;  Auexis  de 
TocQUEViLLE,  L'aucicn  regime  et  la  rövolution.  4.  A.  1860 ;  H.  Tainb,  Les  origines  de 
la  France  contemporaine,  tom.  L  1876;  v.  Sybbl,  Geschichte  der  Revolutionszeit, 
wohlf.  Ausg.  I.  1897;  Sorel,  L'Europe  et  la  Revolution  fran^aise,  tom.  I.  1885. 

1.  Der  Ausbau  der' monarchischen  Organisation.  Der 
Vergleich  zwischen  der  spanischen  und  der  französischen  Slaatsentwick- 
lung  liegt  besonders  nahe.  Denn  die  äulseren  Bedingungen  und  deshalb 
die  vorwaltenden  Aufgaben  der  Staatsgewalt  waren  nach  dem  früher 
Geschilderten  sehr  ähnlich.  Schwere  Kriegsgefahr  hatte  am  Ausgang 
des  15.  Jahrhunderts  der  Monarchie  das  Übergewicht  zugeschoben  und 
die  Einigung  der  Nation  ermöglicht  (S.538).  Das  Wachstum  an  moralischen 
und  materiellen  Kräften,  das  dieser  Aufschwung  in  der  Nation  hervor- 
gerufen, drängte  wie  in  Spanien  zu  einer  doppelten  Bethätigung  dieser 
Kräfte,  —  zur  Expansion  nach  aufsen,  zu  selbstbewufsterem  Auftreten 


Amsterdam  (gegr.  1595/96)  die  folgenden  Jahrhunderte  hindurch  eine  Musteranstalt 
(vergl.  Kbohne,  Lehrbuch  der  Gefängniskuude ,  S.  15;  v.  Hippel,  Zeitschrift  für 
Strafrechtswissenschaft,  Bd.  18.  S.  437.  1898. 

1)  Sofort  nach  dem  Frieden  von  Aachen  (1668)  leitete  das  Haupt  der  Adels- 
partei, der  Ratspensionär  Jan  de  Wit,  die  Reduktion  der  Landmacht  ein,  sodaTs 
Holland  nahezu  waffenlos  wurde. 
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im  Inneren  gegenüber  dem  Königtum  selbst  Im  ersteren  war  die 
Monarchie  und  ihr  Beamtentum  der  gegebene  Führer  des  Volks,  im 
zweiten  der  Gegner  der  Organe,  durch  die  das  Volk  in  den  Ständen  und 
in  den  Trägem  der  provinziellen,  korporativen,  städtischen  Selbstver- 
waltung seine  Interessen  wahrnahm.  Zwischen  diesen  wechselnden  An- 
trieben, zwischen  dem  Weltkrieg  und  dem  Bürgerkrieg,  mit  denen  sich  der 
Glaubenskampf  kreuzte,  hatte  der  französische  Staat,  wie  der  spanische, 
seine  Form  zu  finden. 

Die  nächste  Aufgabe,  die  dem  Königtum  an  der  Schwelle  der  neuen 
aufser-  und  innerpolitischen  Verwicklungen  gesteckt  war,  stand  jeden- 
falls fest  Seit  dem  Ständeabschied  von  1439  (S.  538)  besafs  die  Regierung 
das  stehende  Heer  und  die  ständigen  Königssteuem.  Sie  waren  das  not- 
wendige Werkzeug,  um  nach  den  Nöten  des  englischen  Kriegs  den  Ruhm, 
Einflufs,  Handel,  friedlichen  Innenverkehr  der  Nation  sicherzustellen.  Sie 
waren  zugleich  die  beiden  Hebel  ihrer  Macht  im  Staat  So  richtete  sich 
die  Sorge  der  Monarchie  ganz  überwiegend  darauf,  sie  gegen  alle  Eingriffe 
und  Schwankungen  sicher  zu  stellen,  und  mit  derselben  nüchternen  Kon- 
sequenz wie  die  letzten  Kapetinger  die  Ausspannung  des  Domänennetzes 
betrieben  jetzt  die  letzten  Valois  den  Ausbau  des  neuen  Finanz-  und  Wehr- 
systems. Sechs  Herrschergenerationen  führten  das  Programm  mit  jener 
für  die  französische  Staatsgeschichte  charakteristischen,  unpersönlichen 
Zähigkeit  durch:  Karl  VII.  gab  es  an  Ludwig  XL,  Kari  VIIL,  Lud- 
wig XII.,  Franz  I.,  Heinrich  IL  weiter;  es  überdauerte  den  Religions- 
krieg  und  fand  in  Heinrich  IV.,  Ludwig  XIII.  und  XIV.  seinen  Ab- 
schlufs.  Während  dieser  Zeit  aber  gliederten  sich  bereits  die  gesamten 
Organe  der  äulseren  und  inneren  Verwaltung  und  der  Justizverwal- 
tung an  sie  an.  um  den  Kern  der  Finanzverwaltung  formierte  sich  das 
System  einer  grofsartigen  Ämterhierarche,  die  alle  wesentlichen  Staatsr 
bedürfnisse  Frankreichs  einheitlich  befriedigte.  Will  man  aber  deren 
Wesen  im  Kern  erfassen,  so  kann  man  es  nur  in  dem  Bestreben  finden,  die 
oberste  Staatsgewalt  planmälsig  auf  Kosten  aller  unteren  Gewaltträger 
zu  stärken.  Einerseits  ward  immer  sorglicher  jede  Äufserung  der  Gesetzes- 
funktion und  aller  Arten  Regierungsakte  in  der  Person  des  Monarchen 
und  einem  kleinen  Kreise  ihm  persönlich  nahestehender  Räte  vereinigt, 
—  anderseits  aber  verstand  man  es,  unterhalb  der  obersten  Spitze  die 
Geschäftskreise  nebeneinander  und  die  Ämterstufen  übereinander  immer 
minutiöser  zu  teilen  und  zu  spalten  und  auf  diesem  Wege  jede  von  ihnen 
immer  mehr  zu  schwächen. 

Das  genannte  Organisationsprinzip  beginnt  schon  innerhalb  der  Cen- 
tralverwaltung.  Allmählich  vollzieht  sich  hier  die  Trennung  der 
obersten  Geschäftsgebiete,  die  man  sich  heute  Ressorts  oder  Depar- 
tements zu  nennen  gewöhnt   hat.    Sie  vollzieht  sich  langsam,   in  zahl- 
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reichen  Experimenten  und  Rücksprüngen;  erst  bis  zu  Ludwig  XIV.  dringt 
sie  in  aller  Schärfe  durch.  Aber  gerade  der  Ressort trennung  gegen- 
über fällt  auf,  dafs  neben  ihr  her  ein  immer  erneut^  Zusammenfassen 
der  sich  spezialisierenden  Administratiyzweige  in  einem  obersten  Organ, 
dem  Staatsrat,  geht. 

Die  Monarchie  übernimmt  aus  der  älteren  Zeit  als  fertige  Thatsache, 
dafs  von  der  Curia  regis  die  oberste  Rechtsprechung  im  Parlament  und 
die  oberste  Finanzkontrolle  in  der  Chambre  des  Comptes  losgelöst  wor- 
den sind  (S.  525).  Aber  wie  es  selbstverständlich  ist,  dafs  der  königliche 
Rat  mit  der  Sorge  für  Ausschreibung,  Verteilung  und  Eintreibung  der 
Abgaben  auch  die  Aufsicht  über  die  Rechnungen  festhält,  so  ist  ihm  das 
steigende  Gewicht  des  Parlaments  (S.  660)  eine  Mahnung,  auch  die  Rechts- 
streitigkeiten aller  Art,  die  ihm  von  den  Interessenten  von  selbst  zugetragen 
werden,  bei  Zeiten  wieder  als  oberste  Instanz  an  sich  zu  ziehen :  unter  dem 
Namen  des  „Conseil  des  parties"  oder  „Conseil  priv6"  wird  und  bleibt  der 
Conseil  d'Etat  in  Zukunft  wieder  rechtsprechend  thätig.  0  In  solcher  Weise 
immer  stärker  belastet,  fühlt  sich  der  Rat  durch  die  Praxis  naturgemäfs 
zur  Arbeitsteilung  gedrängt  Hatte  bisher  der  König  zu  den  Sitzungen 
aufser  den  Prinzen  und  Grofswürdenträgem  zugezogen,  wen  er  wollte, 
hatte  auf  den  verschiedenen  Gebieten  des  Kriegs-,  Finanzwesens,  der 
Rechtsprechung  und  Wohlfahrtspolizei  bald  der  Einzelne  je  nach  Fähig- 
keit und  Ansehen,  bald  das  Kollegium  sich  bethätigt,  so  wird  jetzt  bei 
der  wachsenden  Gröfse  und  Kompliziertheit  des  Arbeitspensums  eine  ab- 
gegrenzte Fachkenntnis,  eine  technische  Vorbereitung,  eine  genaue  schrift- 
liche Redaktion  unentbehrlich.  Neben  den  glänzenden  aristokratischen 
Würdenträgem  des  Rates  beginnt  die  unscheinbarere,  aber  thatsächlich 
einflufsreichere  Stellung  der  Hilfsarbeiter  aus  grofsenteils  bürgerlichem 
Stand  sich  Geltung  zu  verschaffen,  besonders  die  der  juristisch  Gebildeten. 
Sie  sind  ursprünglich  —  unter  Ludwig  XI.  noch  durchaus —  private  Ge- 
hilfen und  Handlanger  des  Königs.  ^)  1483  wird  charakteristischer  Weise 
zuerst  der  Secr6taire  des  Finances^)  zum  wirklichen  Staatsbeamten;  —  er 
entwickelt  sich  in  SuUy  (u.  S.  607)  zum  „Surintendant  desFinances''  (1594), 
und  seit  dem  Fall  Fouquets  (1661)  wandelt  sich  das  Amt  zum  Vorsitz  in 
einem  eigentlichen  kollegialen  Finanzministerium,  zum  Amt  des  „Gontroleur 
göneral  des  Finances",  das  durch  Colbert  (S.  665)  berühmt  geworden  ist. 


1)  Seit  dem  16.  Jahrhundert.  Aufserdem  hatte,  schon  ehe  es  wieder  zu  einer 
ganz  generellen  Justizthätigkeit  des  Rates  gekommen  war,  Ludwig  XII.  (1497)  eine 
standige  Sektion  des  Rates  als  „grand  conseil"  für  eine  Gruppe  von  Rechtssachen 
ausgeschieden,  die  in  Zukunft  an  Bedeutung  gewann,  nämlich  für  Prozesse  um  den 
Besitz  von  einträglichen  Ämtern,  Sinekuren  etc. 

2)  Ludwig  XI.,  Karl  VIIL,  Ludwig  XII.  hatten  nur  einen  solchen  Vertrauten, 
Franz  L  und  Heinrich  II.  zwei,  später  fünf,  endgültig  vier. 

3)  Auch  „Erster  trösorier  de  France''  (vergl.  unten  S.  645). 
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Inzwischen  haben  sich  aber  (1547)  auch  die  andern  Sekretäre  zu  Staats- 
beamten, seit  1559  mit  dem  Titel  Secrßtaires  d'£tat,  ausgebildet;  seit  Lud- 
wig XIII.  (1626)  erhalten  sie  durch  mannichfache  Übergänge  0  ihr  festes 
Departement  und  figurieren  nun  —  abgesehen  vom  Finanzminister  — 
in  der  typischen  Vierzahl  der  Portefeuilles,  als  Secrötaires  pour  les  Af- 
faires 6trangöres,  pour  la  Marine,  pour  la  Guerre,  pour  la  Maison  du 
Boi  et  le  CIerg6.  Die  gerichtliche  Thätigkeit  des  Staatsrats  ist  schon 
im  16.  Jahrhundert  unter  einer  grofsen  Zahl  von  Referenten,  „Be- 
schwerdemeistem",  Maltres  de  requßtes,  verteilt. 

Die  Bewegung,  welche  Form  und  Funktion  des  Organs  der  Central- 
verwaltung  bestimmt,  ist  somit  an  den  Punkten,  wo  dieselbe  vermöge  der 
Dienstaufsicht  und  Anstellung  mit  den  Bezirksbehörden  in  Kontakt  tritt, 
eine  entschieden  auflösende.  Um  so  wirksamer  ist  das  Gegengewicht  des 
mächtigen  Hauptes  der  Gesamtregierung,  das  sich  jetzt  über  den  Teilge- 
bieten und  Teilorganen  der  Regierung  ebenso  absondert,  wie  diese  innerhalb 
des  einzelnen  Geschäftskreises  beherrschend  über  allen  Bezirksbehörden 
ihres  Ressorts  stehen.  Bereits  unter  Franz  I.  hat  sich  über  der  Masse 
der  Bureau-  und  Referentengeschäfte,  sowohl  über  denen  der  Verwaltung, 
die  der  vielköpfige  „ Staatsrat '^  im  engem  Sinne,  wie  über  denen  der 
Justiz,  die  der  noch  zahlreichere  „Parteienrat''  erledigt,  ein  engstes  Gre- 
mium, der  eigentliche  „Geheimrat*"  oder  „Geschäftsrat",  ausgeschieden. 
In  ihm  verkörpert  sich  der  kleine  Kreis  der  Vertrauten,  mit  denen  der 
Monarch  die  Fragen  der  grofsen  Politik  bespricht  und  das  Programm 
der  sämtlichen  Verwaltungszweige  in  Militär  und  Krieg,  Kirchenpolitik 
und  Justiz  aufstellt.  Hier  laufen  jetzt  die  Fäden  der  Regierung  in  der 
Person  des  Fürsten  in  viel  individuellerem  Sinne  zusammen  als  in  den 
einfacheren  Verhältnissen  der  älteren  Zeit  Freilich  gewinnt  sie  je  nach 
Lage  der  Sache  wieder  eine  verschiedene  Gestalt  Hatten  König  Franz, 
sein  Sohn  und  dann  auch  dessen  Witwe,  die  Regentin  Katharina,  die 
höchstpersönliche  Regierungsmethode  ihrer  Vorgänger  fortgesetzt,  so 
drohte  unter  Heinrich  IIL  dafi  Staatsschiff  in  das  Fahrwasser  der  Re- 
gierung durch  ein  „Kabinett"  spanischen  Stils,  eine  Günstlingsgruppe,  zu 
geraten.  Aber  es  wurde  das  besondere  Glück  des  französischen  Staates, 
dafs  dieser  Bruch  der  Tradition  eine  Episode  blieb.  Nach  der  Selbst- 
regierung Heinrichs  IV.  fügte  es  das  Schicksal,  dafs  ein  persönlich  un- 
zulänglicher Monarch  doch  Einsicht  genug  besafs,  die  Fülle  der  eigenen 
Gewalt  einem  „ministrissimus",  der  ihm  persönlich  nicht  Sympathie  ein- 
flöfste,  zu  überlassen  und  trotz  mannichfacher  Schwankungen  nicht  zu 
entziehen,  und  daran  reihte  sich  die  nicht  minder  besondere  Kombina- 
tion, dafs  sich  der  fast  zwanzigjährigen  Herrschaft  Richelieus  (1624—42) 

1)  Die  Übergangsbildung  liegt  vor  allem  darin,  dafs  die  vier  Sekretare  zu- 
nächst nur  räumliche  Departements  (Provinzen)  erhalten.  1626  wird  dies  mit  einem 
sachlichen  Geschäftskreis  verbunden,  unter  Ludwig  XIV.  bleibt  letzterer  allein  übrig. 

41* 
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in  Mazarin  die  Nachfolge  eines  fähigen  Schülers  (1642—61)  und  hierauf 
die  mehr  als  50jährige  Selbstregierung  eines  Königs  anschlofs,  der  min- 
destens an  Willensstärke,  Pflichttreue  und  Arbeitskraft  über  dem  Durch- 
schnitt stand.  Ludwigs  XIV.  Verwaltungsmethode  machte  eine  Centrali- 
sation  in  den  Oberämtern  überflüssig,  wie  er  sie  denn  auch  thatsächlich 
konsequent  vermied  ^);  bei  der  Reorganisation  des  Fmanzministeriums,  die 
nach  dem  Sturze  Fouquets  erfolgte,  wurde  Colbert  als  „Controleur  gönöral" 
nur  Vorsitzender  eines  Kollegiums  (S.  642)  und  alle  übrigen  Departements- 
chefs einander  gleichberechtigt.  Aber  nachdem  Ludwigs  Selbstregierung 
ihr  Ende  gefunden,  trat  unter  der  Regentschaft  des  Herzogs  von  Orleans 
und  unter  Ludwig  XV.  die  Stellung  des  Premierministers  mit  einer  ge- 
wissen Gesetzmäfsigkeit  wieder  in  ihr  Recht,  —  in  der  Person  des  Kar- 
dinals Fleury  (1726—43)  noch  einmal  in  der  alten  Tradition,  gelegentlich 
aber  beim  Hervortreten  der  Maitressen  auch  mit  einem  Stich  in  die 
spanischen  Günstlingsminister.  Formell  wurde  der  Effekt  dadurch  er- 
reicht, dafs  das  Amt  des  Generalkontrolleurs  seines  bescheidenen  Ressort- 
charakters wieder  entkleidet  und  durch  die  Verbindung  des  Finanzminis- 
teriums mit  dem  Ministerium  des  Innern,  des  Handels,  der  öffentlichen 
Arbeiten  von  neuem  zu  einer  extraordinären  Machtfülle  erhoben  wurde. ^j 

Von  der  Spitze  ausgehend,  durchdrang  der  Gedanke  der  Ressort- 
teilung das  gesamte  Gebiet  der  Bezirksverwaltung,  das  ganze  Per- 
sonal der  örtlich  thätigen  Unterbehörden.  Die  Masse  der  kapetingischen 
Amtseinheiten,  der  Baillages  oder  S6nechauss6es  (S.  523)  blieb  an  sich 
bestehen,  durchsetzt,  wie  sie  von  je  gewesen  waren,  mit  seigneuralen  Guts- 
bezirken und  städtischen  Ortskreisen.  Aber  wenn  die  Amtleute  der  alten 
Zeit  mit  den  ihnen  untergeordneten  Prövöts  Militär-  und  Finanzverwaltung, 
Justiz  und  Polizei  in  sich  vereinigt  hatten,  so  entzog  man  ihnen  nunmehr 
eine  Funktion  nach  der  anderen  und  schuf  für  die  Geschäftskreise  jeder 
Hauptfunktion  eine  neue  Beamtenkategorie,  die  künftig  das  Ganze  des 
Reichs  vereinheitlichend  überzog. 

Vorbildlich  für  das  Behördenschema  der  neuen  Monarchie  wurde, 
wie   schon   bemerkt,   der  Bau   der   örtlichen   Finanzverwaltung. 3) 


1)  In  Ludwigs  erster  Zeit  besitzt  die  mächtige  Stellung  Fouquets  als  Oberinten- 
danten noch  einen  Nachglanz  der  Stellung  des  „premier  ministre''.  Da  er  zugleich 
gouvemeur  g6neral  ist,  hat  er  zugleich  die  Dienstaufsicht  über  alle  Bezirksbeamten 
der  Civil  Verwaltung  und  Justiz.  Nach  seinem  Sturz  wird  dagegen  seine  Stelle  nicht 
wieder  besetzt  In  dem  neuen  Finanzrat  von  5  Personen  ist  Colbert  nur  primus 
inter  pares.  Die  übrigen  Staatsmänner  —  Lyonne  als  diplomatischer  Berater  und 
Staatssekretär  des  Auswärtigen,  Le  Tellier  als  Berater  der  innem  Angelegenheiten 
und  Staatssekretär  des  Krieges  —  haben  nur  die  Rolle  von  Eessortministem. 

2)  Vergl.  die  Schilderung  der  letzten  Phase  des  Amtes  bei  Tocqueville,  An- 
cien  regime,  S.  40. 

3)  Vergl.  darüber  Wabnköni».   2.  Aufl.  I.  471.  610  ff.;  Mabcks  I,  171. 
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Karl  VII.  hatte  für  den  ersten  Notbedarf  (1450)  damit  begonnen,  für 
die  vier  geographischen  Hauptbezirke  —  Languedoc,  Centrum,  Norden 
und  Westen  (Nonnandie)  —  je  einen  Tr6sorier  mit  einem  Keceveur  g6n6ral 
einzusetzen.*)  Erst  hundert  Jahre  später  wird  die  Einrichtung  verfeinert; 
Franz  I.  giebt  jedem  Schatzmeister  4  Receveurs  für  einen  ünterbezirk 
bei  (1542).  Heinrich  II.  zerschlägt  endgültig  die  grofsen  Bezirke  in  16, 
bald  darauf  17  „G^nöralit^s",  deren  jede  nur  einen  Trßsorier  und  einen 
Receveur  gönöral  mit  wechselseitiger  Funktion  erhält  Dem  Oberinten- 
danten der  Finanzen  (S.  642)  unterstellt  und  von  den  Bechnungskammem 
überwacht,  leiten  und  überwachen  sie  selbst  die  ünterbeamten,  die  in  den 
kleinen  Bezirken  —  ursprünglich  gewählt,  „ölus**,  schon  früh  ebenfalls  vom 
König  ernannt  —  die  Steuern  verteilen  und  durch  Gemeindeorgane,  in  den 
Städten  durch  die  Obrigkeit  erheben  lassen.^)  So  bleiben  zunächst  die 
Generalitäten  die  Hauptorgane  der  Finanz  Verwaltung,  und  zwar  seit 
Heinrich  II.  sowohl  für  die  Domäneneinkünfte  wie  für  die  eigent- 
lichen Steuern  zugleich.  Durch  Heinrich  III.  (1577)  werden  sie  auch 
mit  Steuergerichtsbarkeit  ausgestattet  und  koUegialisch  als  bureaux  Jes 
finances  gestaltet  Nur  dadurch  wird  die  Organisation  in  ihrer  Einheitlich- 
keit beeinträchtigt  dafs  in  grofsem  Umfange  alle  möglichen  Gefälle  an 
Kapitalisten  gegen  Bauschzahlung  verpachtet  und  ihnen  zur  unverantwort- 
lichen Erhebung  überlassen  werden.  Diese  „Partisanen"  beruhen  auf  einer 
Vermischung  der  Einnahme  und  der  Verrechnung  mit  der  Staatsanleihe,  und 
die  gehäufte  Macht,  die  das  Handinhandgehen  der  steuerbehördlichen  Funk- 
tion mit  der  Stellung  des  Staatsgläubigers  den  Steuerpächtem  giebt,  wirkt 
nur  um  so  gröfser,  wenn  sie  in  grofsen  Kompagnien  vereinigt  sind,  oder  wenn 
gar  die  obersten  Staatsorgane,  wie  es  Fouquet  gethan,  an  ihnen  teilnehmen. 
Gleichen  Schritts  mit  den  Generalitäten  als  oberen  Bezirkssteuer- 
ämtern erwuchsen  für  die  Militärverwaltung  und  für  die  innere 
Verwaltung  die  Gouverneure  als  oberste  Chefs  der  Provinzen 
oder,  wie  sie  nun  offiziell  heifsen,  der  „Gouvernements".  Ein  solches 
Amt  wurde  unentbehrlich,  als  seit  Ludwig  XI.  die  letete  grofse  Reihe  der 
Landesherrschaften  in  unmittelbare  Regierung  der  Krone  überging  und 
doch  nicht  in  eine  so  nahe  Beziehung  trat,  dafs  man  die  neuen  Länder  — 
Bourgogne,  Guienne,  Bretagne,  die  sogenannten  „pays  röunis"  —  wie  die 
alten  Kronlande  kurzer  Hand  in  einzelne  Amtsbezirke,  Baillages,  aufteilen 

1)  Dieselben  sind  ursprünglich  nur  die  meist  in  Mehrheit  funktionierenden  tr6- 
soriers  des  altkapetingischen  Staates,  also  eigentlich  die  Central  stelle  mit  Zuwei- 
sung je  eines  Geschäftskreises.  Wahre  Bezirk sbeamte  werden  sie  erat  durch 
Einsetzung  des  ersten  Schatzmeisters  im  Staatsrat  1483  (o.  S.  642). 

2)  Von  dieser  früh  durch  die  Ereignisse  überholten  Einrichtung  der  ^erwählten" 
üntersteuerverwalter  behalten  die  gesamten  Gebiete  —  der  eigentliche  Stamm  des 
Reiches  —  den  Namen  der  pays  d'ßJection,  der  somit  ebenfalls  schon  früh  nicht  mehr 
pafst.  In  den  Ländern  mit  Provinzialständen,  pays  d'etats  (unten  S.  655),  bewirken  die 
letzteren  die  Steuerumlage  und  liefern  sie  dem  Generalschatzmeister  im  ganzen  ab. 
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konnte.  So  bot  das  Amt  des  königlichen  Statthalters  ein  neues,  für  das 
ganze  Keich  verwendbares  Schema.  Der  Gouverneur  bedeutete  an  Selbst- 
ständigkeit weniger  als  der  Hochbaron,  an  Vornehmheit  aber  mehr  als  der 
Amtmann  und  entzog  thatsächlich  rasch  dem  Bailli  seine  Funktionen. 
Im  Gebiet  der  Militärverwaltung  schwand  der  Einflufs  der 
Baillis  schon  um  deswillen,  weil  die  Heeresreform  Karls  VII.  (S.  538)  den 
Schwerpunkt  der  Nationalbewaffnung  aus  den  Vasallen,  die  die  Amtleute 
aufzubieten  pflegten,  definitiv  in  die  Sölnder  verlegt  hatte.  Ward  dieser 
Gedanke  durchgeführt,  so  wurde  Armee  und  Flotte  notwendig  ein  in  sich 
abgeschlossener  Körper  wie  das  System  der  Finanzbehörden.  In  der  That 
erfolgte  die  Durchführung  bis  zum  Ende  der  Regierung  Franz'  I.  auf  dem 
Wege,  dafs  die  feudalen  Elemente  des  Heerbanns,  Bitter  und  Stadtmilizen, 
von  dem  neuen  Kern,  den  Soldtruppen,  aufgesogen  wurden.  Auch 
der  niedere  Adel,  der  bisher  die  Gefolgschaften  feudaler  Lokaldynasten 
gestellt  hatte,  trat  in  die  unmittelbaren  Dienste  der  Krone  und  bildete  die 
geschlossenen,  ebenfalls  besoldeten  Regimenter  der  schweren  Reiter,  jene 
„Gendarmes",  die  ihre  Lorbeeren  in  den  italienischen  Schlachten  des  15. und 
1 6.  Jahrhunderts  (S.  565. 569)  sammelten.  Die  leichten  Reiter,  die  Infanterie 
und  Artillerie  rekrutierten  sich  aus  niederen  Elementen,  für  gröfsere  Kriege 
zunächst  vorwiegend  aus  Ausländem,  Italienern,  Deutschen,  besonders 
Schweizern  (S.  570).  Aber  von  Anfang  an  wurden  daneben  in  gröfserem 
Umfange  auch  Einheimische  um  Sold  geworben  oder  geprefst  Je  mehr 
sich  das  Ausland  selbst  kriegerisch  organisierte,  desto  mehr  mufste  auf 
die  eigenen  Landeskinder  gegriffen  werden,  und  so  entwickelte  sich  that- 
sächlich seit  dem  17.  Jahrhundert  eine  Art  regelmälsiger  Konskription,  die 
allen  Gouvernements  die  Stellung  von  Rekruten  auferlegte  und  gewohn- 
heitsrechtlich die  Anfänge  einer  allgemeinen  Wehrpflicht  erkennen  liefs. 
Die  Offizierstellen  dieses  sich  allmählich  nationalisierenden  Soldheeres 
wurden  seit  dem  16.  Jahrhundert  die  übliche  Versorgung  des  unbemit- 
telten Kleinadels  und  der  eine  Weg,  auf  dem  die  Talente  desselben 
zu  höherer  Staatskarriere  aufstiegen.  Die  Disciplinarordnung  des  Heers 
ging  ebenfalls  schon  aus  der  Zeit  Heinrichs  IL,  aus  keiner  geringeren 
Hand  als  der  des  grofsen  Coligny,  hervor.*)  Mit  der  Heeresorganisation 
berührte  sich  nahe  die  von  Franz  I.  zur  Unterdrückung  des  Räuber- 
und  Gaunergesindels  geschaffene  halbmilitärische  Polizeitruppe  der  Mare- 
chauss6e  unter  dem  Pr6v6t  des  Mar^chaux,  die  binnen  kurzem  auch  in 
die  bürgerliche  Sicherheitspolizei  und  Straf  Justiz  eingriff  (u.  S.  676). 

1)  Coligny,  unmittelbar  nach  Heinrichs  ü.  Regierungsantritt  (1547)  zum  „Colo- 
nel  gäneral"  aller  Infanteriekompagnien  französischer  Nationalitaten  ernannt  und  in 
diesem  Amt  mit  der  Zuchtlosigkeit  der  damals  sehr  tiefstehenden  und  gemischten 
Soldateska  bekannt  geworden,  erliefs  1551  die  späteren  sogen.  „Ordonnanzen  des 
Herrn  Admirals",  die  scharfe  und  durchdachte  Vorschriften  über  Desertion,  Raufe- 
reien, Insubordination,  Plündern  etc.  —  das  erste  moderne  „Militärstrafgesetzbuch*' 
—  enthalten  (vergl.  Marcks,  Coligny,  L  56). 
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Endlich  ergab  es  die  Konsequenz,  dafs  auch  die  Rechtspflege 
sich  zu  einem  selbständigen  Behördenorganismus  für  sich  abrundete.  Der 
halbfeudale  Charakter  der  Baillis  und  Pr^vöts  entsprach  dieser  Funktion 
nicht  mehr,  nachdem  der  oberste  Eechtsprechungsbof,  das  Parlament,  voll- 
ständig den  rechtsgelehrten  Büreaubeamtencharakter  angenommen.  Die 
Regierung  Karls  VII.  schlols  auch  diese  Entwicklung,  die  seit  dem  1 3.  Jahr- 
hundert im  Gange  war  (S.  531)  ab.  Sie  wurde  durch  die  neue  Phase,  in  der 
die  Gesetzgebung  mit  der^Homologierung''  der  Coutumes  (seit  1453;  S.  539) 
eintrat,  besiegelt  Gleichen  Schrittes  mit  dem  langsamen  Vorrücken  des 
grofsen  Werks  verschwanden  auch  die  feudalen  Richter.  Seit  Franz  I. 
behielt  der  Bailli  nur  die  Vollstreckung,  während  die  eigentliche  Rechts- 
pflegegewalt  seine  „Stellvertreter",  ein  lieutenant  civil  und  ein  lieutenant 
criminel,  in  Wahrheit  Vorsitzende  von  unabhängigen  Kollegien,  erhielten.  0 
Zugleich  wurde  auch  den  gröfsten  städtischen  Centren  der  Provinzen 
die  Konzession  gemacht,  dafs  sie  —  Toulouse,  Dijon,  Ronen,  Aix,  Borde- 
aux, zuletzt  (1553)  Rennes  —  ein  eignes  Provinzialparlament  erhielten, 
das  als  Abzweigung  des  Pariser  Parlaments  betrachtet  wurde  und  dem- 
gemäfs  im  allgemeinen  die  gleiche  Kompetenz  besafs  wie  dieses.^) 

Die  Bezirksverwaltung  ging  hiemach  vom  15.  bis  zum  17.  Jahr- 
hundert denselben  Weg,  wie  die  Centralverwaltung  (S.  643).  Sie  speciali- 
sierte  sich  und  löste  sich  auf.  Immer  von  neuem  entstand  also  für  die  Re- 
gierung die  Gefahr,  die  zerstreuten  Fäden  aus  der  Hand  zu  verlieren. 
Gegenüber  der  selbstbewufsten  „noblesse  de  robe",  die  sich  durch  den 
Amterkauf  vor  allem  in  der  Justizorganisadon  zu  einer  Art  erblicher 
Kaste  abschlofs,  bot  die  alte  Verfassung  selbst  schon  eine  Abhilfe  in  den 
procureurs  du  roi  (S.  524).  Als  Geschäftsführer  der  Regierung,  besonders 
der  Finanzinteressen,  in  allen  Verwaltungs-  und  Strafsachen  (vergl.  u, 
S.  675)  blieben  sie  die  gegebnen  Werkzeuge,  um  die  allzugrofse  Unab- 
hängigkeit der  Gerichte  in  Schach  zu  halten,  für  die  disciplinäre  Autorität 
des  Königs  einzutreten  und  über  die  Vorgänge  der  Justiz  Auskunft  zu 
geben.  Ihre  Kanzleien,  „parquet'',  wurden  deshalb  streng  verwaltungs- 
mäfsig  unter  den  Generalprokuratoren  der  Obergerichte  organisiert  und 
bildeten  als  Ganzes  unter  dem  Namen  des  „ministöre  public^  das  Binde- 
glied zwischen  Staatsrat  und  Gerichtskorporationen.  Gegenüber  den 
finanziellen,  militärischen  und  polizeilichen  Centralstellen,  Generalitäten 
und   Gouvernements,  fehlte  jedoch  ein  solcher  Vermittler,  und  in  der 


1)  Man  unterscheidet  deshalb  von  da  an  die  BaiUis  de  Tep^e  oder  de  robe  courte 
(die  adligen  Titularamtmänner)  und  die  Baillis  de  robe  longue  (die  rechtsgelehrten 
Organe  der  Justizgewalt). 

2)  Ais  Appellationsgerichte  für  kleinere  Civil-  und  Strafprozesse  werden  in  den 
Grofsstadten  eigene  Kollegien  (si^ges  presidiaux)  eingerichtet,  die  meist  aus  dem 
Bithter  des  Baiili  und  einer  verstärkten  Beisitzerzahl  bestanden,  —  im  ganzen  über 
100  Gerichtsstellen. 
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Epoche  der  Bürgerkriege  erwies  sich  in  der  That  ihre  Abhängigkeit 
von  der  Regierung  als  trügerisch.  Die  Gouverneursposten  gaben  im 
Gegenteil  den  Besten  des  hohen  Erbadels  die  Gelegenheit,  noch  einmal  eine 
Art  feudaler  Landesherrlichkeit  herzustellen  (o.  S.  593.  599  u.  u.  S.  655). 
Hier  setzte  also  konsequent  seit  Richelieu  eine  Gegenbewegung  ein,  die 
darauf  gerichtet  war,  über  der  Vielheit  der  grofsen  Bezirksbehörden  — 
Generalitäten,  Gouvernements  und  'Parlamenten  —  eine  der  Regierung 
unbedingt  ergebene  und  zusammenfassende  Persönlichkeit  zu  schaffen. 
Der  Kardinal  organisierte  sie  in  den  Intendanten.»)  Zuerst  kurz  vor  dem 
Ausbruch  des  offenen  Kriegs  mit  Spanien  (1634;  S.  603)  als  wesentlich 
finanzkontrollierende  Wächter  der  Generalitäten  eingesetzt,  erwiesen  sie  sich 
bald  als  die  schätzbarsten  Werkzeuge  der  Krongewalt  Sie  veranlafsten 
zum  Teil  die  Unruhen  der  Fronde  (S.  603)  wurden  (1648)  zurückge- 
zogen, nach  dem  Sieg  der  Krone  aber  (1653)  wieder  eingesetzt  und  nun 
als  „Intendants  de  justice,  de  police  et  des  finances^  mit  einer  nicht 
genau  abgegrenzten  Voilgewalt  ausgestattet,  die  sie  bald  zu  den  „dreifsig 
Tyrannen  J>ankreichs"  erhob.  Mit  ihren  (Jehilfen  (subd6l6guös)  diri- 
gierten sie  vor  allem  das  gesamte  Steuerwesen,  führten  sie  die  vom  Staats- 
rat beschlossene  Requisition  der  Abgaben  auf  die  Provinzen  durch,  um 
sie  unter  den  Gemeinden  der  Provinz  zu  repartieren,  Einschätzung,  Er- 
hebung, Aufschübe  und  Steuerbefreiungen  zu  überwachen.  Sie  leiteten  aber 
auch  in  der  Militärverwaltung  die  an  Bedeutung  immer  wachsende 
Konskription  der  Landeskinder  (S.  646).  In  ihrer  Hand  lag  das  gesamte 
öffentliche  Bauwesen  und  damit  das  von  Strafsen-,  Brücken-,  Kanal-, 
Damm-  und  Hafenbauten  abhängige  Verkehrswesen.  Bald  wurde  ihrem 
Befehl  die  Mar6chauss6e  (S.  646)  und  damit  die  Sicherheitspolizei  unterstellt, 
sowie  die  Verrichtungen,  die  bei  der  wirtschaftlichen  Notlage  des  18.  Jahrh. 
(S.  668)  leider  sehr  oft  die  öffentliche  Ruhe  störten,  die  Getreidever- 
sorgung und  Armenpflege.  Und  endlich  überkamen  sie  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Kommissare  des  Staatsrats  naturgemäfs  auch  einen  grofsen 
Teil  der  aufserordentlichen  Rechtspflegegeschäfte  des  letzteren  (S.  642), 
sowohl  der  Civil-,  wie  der  Straf-  und  der  Verwaltungsjustiz.  Alle  diese 
hochwichtigen  Funktionen  verknüpften  die  Intendanten  mit  der  Person 
des  Generalkontrolleurs  (S.  642),  der  nunmehr  erst  in  die  durch  Colbert 
begründete  mächtige  Stellung  hineinwuchs.  Da  die  Stellen  der  Intendanten 
und  Subdelegierten  nicht  dem  Ämterkauf  unterworfen  wurden,  wie  die 
Richter-  und  Kommunalämter  (S.  667),  für  sie  vielmehr  Absetzbarkeit  und 
Versetzbarkeit  galt,  so  blieben  sie  der  Regierung  zur  Verfügung.  Überall 
entzogen  sie  die  bisherige  Macht  den  Gouverneuren   und  deren  ünter- 


1)  Über  ihre  Entstehungsgeschichte  Warnkönig,  Rechtsgeschichte,  I.  S.  611; 
Ranke,  Französische  Geschichte,  3.  49.  Über  den  entwickelten  Charakter  des  Amtes 
TocciUEviLLE   Ancien  regime,  1.  II  chap.  2.  p.  75  v.  Sybel,  Revolutionszeit,  I.  11. 
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gebenen.    Erst  mit  ihrem  Eintritt  in  die  Bebördenbierarchie  wurde  also 
das  Werk  der  Centralisierung  abgeschlossen. 

Die  Entstehung  der  Intendanten  hatte  aber  noch  eine  zweite  Be- 
deutung. Mit  ihr  ergriff  das  bürgerliche  Element  von  der  Staatsleitung 
vollen  Besitz.  Hatten  bisher  schon  die  Parlamente  sich  zum  grofsen 
Teil  aus  den  Kreisen  der  reichen  Bourgeoisie  rekrutiert,  hatte  die  letztere 
zahlreiche  Vertreter  der  Staatssekretariate  und  oberen  Büreauämter  gestellt, 
so  bemächtigten  sich  die  gleichen  Kreise  nun  auch  der  oberen  Bezirks- 
ämter. Im  Gegensatz  zu  dem  adligen,  oft  hocharistokratischen  Gouverneur 
war  der  Intendant  ein  erst  im  Lauf  seiner  Karriere  neu  geadelter,  der 
Subdelegierte  sogar  ständig  ein  „roturier".  Seit  etwa  1650  stellte  sich  also 
neben  dem  fortvegetierenden  Behördenwesen  der  feudalen  Gesellschaft 
—  Gouverneuren,  ünterstatthaltern,  Baillis,  Seneschällen,  Privöts  —  ein 
zweiter  Beamtenkörper  des  Bürgertums  auf.  Er  wurde  vom  Adel  als  Gruppe 
von  Eindringlingen  und  Parvenüs  über  die  Achsel  angesehen.  Aber  er 
hatte  die  reale  politische  Macht  Denn  dafs  über  diese  wirklich  die  bürger- 
lichen Beamten  allein  verfügten,  beweifst  der  Verlauf,  den  inzwischen  das 
Schicksal  der  beiden  Institutionen  genommen  hatte,  in  denen  ursprünglich 
der  Adel  dominiert  hatte,  das  der  Stände  und  der  Selbstverwaltungskörper. 

IL  Die  Vernichtung  der  ständischen  Kontrolle  und  der 
landschaftlichen  und  kommunalen  Selbstverwaltung,  die 
Herrschaft  über  dieKirche  und  derGegensatz  derRegierung 
zu  den  Parlamenten.  Dafs  der  Ausbau  eines  folgerichtig  durchge- 
gliederten unmittelbar  königlichen  Behördensystems  ein  Fortschritt  war, 
der  die  Leistungsfähig'keit  des  Staates  auf  dem  Gebiet  der  ge- 
samtnationalen Aufgaben  unmefsbar  steigerte,  steht  aufser  Zweifel.  Das 
Werk  ist  die  universalhistorische  That  der  französischen  Monarchie  ge- 
wesen; in  ihm  stellt  sich  die  Krone  von  Ludwig  VIL  bis  zu  Ludwig  XIV. 
als  eine  einheitlich  arbeitende  Macht  dar.  Angelegt  nach  dem  Muster  der 
italienischen  Fürstentümer,  war  dies  Werk  in  solchem  Mafsstab,  über  der 
Basis  eines  weitgespannten  Territoriums  zwischen  Nordsee,  Ocean  und 
Mittelmeer  errichtet,  ein  neues,  noch  nicht  dagewesenes.  Das  römische 
Staatsgefüge,  dem  es  an  räumlicher  Grofsartigkeit  nachstand,  überbot  es  an 
Feinheit  der  Ausführung  und  an  vielseitiger  Fähigkeit,  sich  an  alle  mög- 
lichen Bedürfnisse  anzupassen.  Aber  das  Gesagte  bezeichnet  nur  die 
eine  Seite  der  Betrachtung.  Neben  ihrer  politisch  fördernden  und  wirk- 
samen Kraft  entfaltete  die  Monarchie  und  die  monarchisch-centralisierte 
Bureaukratie  sofort  eine  zweite  Seite,  —  eine  zerstörende.  Zu  der  Zeit,  wo 
sie  sich  vorbereitete  und  entwickelte,  sah  sie  lokale  Kreise,  Provinzen, 
Städte,  Grundherrnbezirke  selbständig  wirksam  neben  sich,  —  die 
Kraft  der  Nation,  organisiert  in  den  Eeichsständen,  gesetzgebend  und  kon- 
trollierend^ über  sieh.    Je  mehr  sie  sich  dem  Höhepunkt  ihrer  Ausbildung 
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näherte,  traf  sie  Anstalten,  die  Organe  der  ständischen  Kontrolle  und  der 
örtlichen  Selbstverwaltung  —  beide  einander  innerlich  eng  verbunden  — 
zu  erwürgen.  Sie  strebte  die  einzige  Macht  im  Staate  zu  sein.  Von 
dem  Ausgang  des  Kampfes  hing  der  Wert  des  eben  Errungenen  ab. 

Legt  man  einen  strengen  Mafsstab  an,  so  bedeutet  der  Bäckzug  der 
Beichsstände,  der  sich  seit  Karl  VII.  bis  zur  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  be- 
merken liefs,  an  und  für  sich  keine  abgeschlossene  Verfassungsänderung. 
Neu  war  damals  nur  die  seit  1439  sich  einbürgernde  Übung,  dafs  der 
König  die  Kopfsteuer  der  Taille  von  der  bäuerlichen  und  städtischen 
Bevölkerung  des  ganzen  Beichs  erhob,  ohne  im  einzelnen  Fall  dazu  er- 
mächtigt zu  werden,  ja  sogar  ohne  die  Höhe  des  Betrags  mit  den 
Ständen  zu  vereinbaren.  Und  ebenfalls  nur  auf  dem  Wege  der  Übung 
hatte  sich  die  Gesetzgebungsgewalt  des  Königs  gesteigert  DaXs 
der  Monarch  auch  ohne  die  Stände,  einseitig,  Ordonnanzen  erlassen  und 
durch  sie  seine  Beamten  und  Heerführer  anweisen  konnte,  war  nie  be- 
zweifelt worden;  die  Sache  erhielt  nur  thatsächlich  ein  anderes  Gesicht, 
insofern  jetzt  bei  der  Ausbreitung  und  Vertiefung  des  königlichen  Beamten- 
tums auch  der  Einflufs  der  Verordnungen  stieg  und  die  letzteren  von 
Instruktionen  eines  Vorgesetzten  mehr  und  mehr  in  die  Bolle  der  allgemein- 
verbindlichen Gesetze  einrückten.  Immerhin  fand  der  Machtzuwachs  der 
Monarchie  gerade  an  den  beiden  Punkten  statt,  an  denen  die  Autorität  einer 
Ständevertretung  sich  vorwiegend  hätte  praktisch  erweisen  sollen.  Schon 
unter  Ludwig  XL,  Karl  VIII.  und  Ludwig  XII.  bildete  sich  also  ein  Zustand 
der  Unbeschränktheit  des  Königtums,  der  im  Sinne  der  damals  Lebenden 
als  gewohnheitsrechtlich  sanktioniert  gelten  konnte,  und  unter  Franz  L  war 
dies  die  überwiegende  Meinung.  Macchiavelli  nannte  es  feststehend,  der 
König  von  Frankreich  ziehe  aus  seinem  Beich  soviel  Steuern,  als  er  wolle.*) 
Die  Loyalität  seiner  Unterthanen  verlieh  ihm  den  Scherztitel  des  „r6  delle 
bestie^,  und  König  Franz  selbst  betonte  spottend  seine  grundsätzlich  andere 
Stellung  gegenüber  dem  Kaiser  und  dem  spanischen  König. 2)  Schon  war 
die  Ordonnance  du  Boi  das  Gesetz;  die  aufgezeichneten  Gewohnheitsrechte 


1)  Macchiavelli,  Opere.  1877.  Bd.  6.355:  —  „essero  tanto  quanto  ne  vuole  il 
Re''.  Ebenso  äufsem  sich  die  spanischen  und  venezianischen  Gesandten  (vergl.  Mabcks, 
Coligny,  S.  171). 

2)  Jener  Scherztitel  knüpft  an  einen  Ausspruch  Maximilians  an :  er  sei  als  Kaiser 
der  König  der  Könige,  denn  seine  Unterthanen  gehorchten  ihm  nur,  wenn  er  thue, 
was  sie  wollten,  —  der  König  von  Spanien  sei  der  Konig  der  Menschen,  denn  man 
gehorche  ihm,  wenn  auch  mit  Einwendungen,  —  dem  König  von  Frankreich,  dem 
König  der  Tiere,  gehorchten  die  Unterthanen  blind.  (Ranke  ,  Französ.  Geschichte,  1.  87 ; 
Marcks,  Coligny,  I.  S.  183).  Die  Auffassung  entspricht  thatsächlich  der  persönlichen 
Überzeugung  Franz'  I.  selbst,  der  als  Verkörperung  des  von  seiner  unbegrenzten  Macht- 
fülle am  meisten  durchdrungenen  Monarchen  gelten  kann.  Da  er  sich  für  über  den 
Gesetzen  stehend  erklärt,  so  mufs  er  persönlich  mit  mehr  Recht  als  Vertreter  des 
Absolutismus  gelten  als  Ludwig  XIV.  (vergl.  u.  S.  662). 
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der  Landschaften  galten  eist  kraft  königlicher  Bestätignngsorder.  Aber  das 
liefs  sich  doch  anderseits  nicht  verkennen,  dafs  es  sich  bei  alledem  um  ein 
noch  in  Bildung  begriffenes  Gewohnheitsrecht  handelte.  Ihm  kam  zu 
statten,  dafs  der  Joristenstand,  der  Kern  der  Bnreaukratie,  als  der  theo- 
retische Verkünder  der  königlichen  Unbeschränktheit  auftrat,  —  vor 
allem  aber  dafs  die  Volksstimmung  auf  seiner  Seite  stand.  Ruhebedürfnis 
und  Scheu  vor  innem  Konflikten  nach  den  Erfahrungen  des  14.  und 
1 5.  Jahrhunderts,  anderseits  Drang  nach  Expansion  gegenüber  dem  Aus- 
land, sei  es  im  militärischen,  sei  es  im  kommerziellen  Sinne,  war  den 
beiden  Ständen,  Adel  und  Bürgertum,  gemeinsam,  die  politisch  mit- 
redend in  Betracht  kamen;  der  Bauernstand  gelangte  überhaupt  nicht  zu 
Gehör.  Vor  allem  die  Zeit  des  Orions  Ludwig  XIL,  des  „Vaters  des  Volks'', 
verkörperte  einen  jener  seltenen  Zustände  einmütigen  Zusammenhalts 
aller  Parteigruppen  mit  einer  Regierung,  die  klug  zwischen  einer  energi- 
schen, aber  mafsvollen  Auslandpolitik  und  einer  regen  Fürsorge  für  das 
innere' wirtschaftliche  Leben,  vor  allem  einer  vorsichtigen  Steuerpolitik  ver- 
mittelte. Immerhin  wurden  selbst  in  der  guten  Zeit  gelegentlich  Stände 
einberufen.  Sie  überreichten  ihre  Wunsch-  und  Beschwerdehefte,  die 
„cahiers".')  Eine  andere  Politik,  andere  Stimmungen  konnten  das  noch 
junge  Gewohnheitsrecht  wieder  ins  Wanken  bringen. 

In  der  That  schlug  die  Unzufriedenheit  in  der  zweiten  Hälfte  der 
Regierung  Franz'  I.  wieder  Wurzel,  je  unglücklicher  seine  Kriege  aus- 
liefen, je  mehr  die  Steuerlast  wuchs.  Unter  Heinrich  IL  ward  die  Ver- 
stimmung allgemein.  Nach  seinem  Tode  trat  sie  (1560)  in  den  Ständen  von 
Meaux  und  Pontoise  (S.  594)  mit  bestimmten  Vorschlägen  hervor'^),  —  im 
Bürgerkrieg  der  Hugenotten  bewaffnete  sie  sich,  —  unter  der  stürmischen 
Regierung  Heinrichs  III.  war  das  Stadium  erreicht,  wo  der  Ruf  nach 
der  alten,  ständisch  und  verfassungsmäfsig  beschränkten  Monarchie  und 
die  Losung  des  neuen  monarchischen  Absolutismus  scharf  auf  einander 

1)  Die  nach  dem  Tode  Ludwigs  XI.  (1483/84)  abgehaltene  Standeversammlung. 
Sie  betonte  in  ihrer  Beschwerdeschrift  das  Recht  der  Stände  zur  Steuergenehmigung 
und  bewilligte  zur  Thronbesteigung  nur  IV2  Millionen  Livres  sowie  300  000  Livres  ^de 
joyeux  ßv^nement"  (vergl.  Waknkönig  L  S.  529).  Im  übrigen  bringt  gerade  Karl  VIII. 
seine  Unbeschränktheit  in  der  Gesetzgebung  darin  zum  Ausdruck,  dafs  er  in  den 
Ordoimanzen  (1497)  die  Formel  einfügt:  ^Car  tel  est  nostre  plaisir**.  —  Unter  Lud- 
wig XII.  wurden  keine  Etats  versammelt,  aufser  vorübergehend  (1506)  wegen  der 
Heirat  des  Franz  v.  Angoul^me  (nachmals  Franz  I.)  mit  Claude  de  France  als  Erbin 
von  Bretagne.  Franz  1.  berief  nur  Nota  bleu  versammlangen,  vor  allem  die  von 
1526/27,  die  ihn  nach  der  Schlacht  von  Pavia  seines  Eides  entband  (oben  S.  577.  Anm.  2). 
Die  Generalstände  ruhten  bis  zum  Ausbruch  des  Glaubenskrieges. 

2)  Die  Vorschläge  knüpfen  (abgesehen  von  den  die  Religion  betr.  Beschwerden 
unten  S.  656.  Anm.  1)  an  die  der  Stände  von  Tours  von  1483  (o.  Anm.  1)  an:  regel- 
mäfsige  Ständeversammlung  aller  zwei  Jahre  (so  1561,  —  1560:  5  Jahre)  ■—,  Aus- 
schreibung von  Auflagen  und  Erklärung  von  Kriegen  nur  mit  ihrer  Bewilligung.  — 
Vergl.  auTserdem  S.  665.  Anm.  2. 
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prallten..  Nun  spitzte  sich  die  Lage,  innerhalb  deren  über  den  Gegensatz  ent- 
schieden werden  sollte,  in  unheilvollster  Weise  zu.  In  den  Kampf  zwischen 
Krone  und  Reichstag  verflocht  sich  unentwirrbar  der  Kampf  zwischen  Re- 
formation und  Gegenreformation  (o.  S.  594.  597.  In  den  Ständen  Karls  IX. 
von  1560/61  war  der  Grundton  ein  calvinistischer  gewesen;  neben  der 
Forderung  der  Steuerreform  und  der  regelmäfsigen  Ständeversammlungen 
war  das  Prinzip  der  Glaubensduldung  aufgestellt  worden.  Inzwischen 
waren  durch  den  Krieg  und  die  Blutnacht  von  1572  Adel  und  Städte 
im  katholischen  Sinn  organisiert  worden.  Die  Stände  Heinrichs  ni.  von 
1576  sollten  das  Werkzeug  sein,  um  der  guisischen  Politik  gegen  die 
Hugenotten  zum  Ziel  zu  verhelfen,  und  wirklich  votierten  sie  in  schroff 
katholischen  Sinn.  Aber  nun  beanspruchten  sie  selbst  die  Finanzkon- 
trolle, wo  nicht  die  Leitung  der  Regierung.  Zu  spät  sah  König  Heinrich 
wider  Erwarten  die  fanatisch  katholische  Gruppe  als  eine  ständisch  gesinnte 
sich  feindlich  gegenüber,  —  Heinrich  von  Guise  an  ihrer  Spitze,  bereit 
gegen  den  ketzerischen  Thronerben  Heinrich  von  Navarra  und  den  „lauen" 
Monarchen  zugleich  zu  kämpfen,  zusammengeschlossen  zur  heiligen  Liga, 
das  Haus  Valois  zu  beseitigen  und  Philipp  IL  auf  den  Thron  zu 
heben.  Eine  abenteuerliche  Kombination  entstand,  die  einerseits  der  be- 
deutungsvollen Publizistik  der  Zeit  ihr  Gepräge  gab^  und  anderseits 


1)  Die  Schriften  der  Monarchomachen  und  ihrer  Gegner  smd  ein  besonders 
lehrreicher  Beleg  dafür,  wie  nahe  sich  die  logischen  und  dogmatischen  Gedanken  der 
älteren  Politik  mit  den  historischen  Ereignissen  und  politischen  Bestrebungen  der  Zeit 
berühren  (über  ihren  dogmatischen  Gehalt  vergl.  I.  S.  57).  Dabei  ist  zu  erwägen,  dafs  die 
sämtiichen  Schriftsteller  auch  persönlich  an  jenen  Vorgängen  beteiligt  sind.  Franz 
HoTMAN  ist  französischer  Hugenott,  der  bei  dem  Tumulte  von  1572  nach  der 
Schweiz  entwich.  Duplessis  -  Mornay  (Junius  Brutus)  gehörte  zu  den  Vertrauten 
Heinrichs  von  Navarra;  der  dem  gleichen  Kreis  angehörige  Hubbbt  Langüet,  dem 
andre  die  Autorschaft  des  ^Brutus'^  zuschreiben  (Treumann,  Monarchomachen,  S.  12), 
ist  ein  burgundischer  Adliger,  der  nach  eingehenden  humanistischen  und  juristischen 
Studien  nach  Deutschland  auswanderte  (Marcks  I,  209).  Bodin  nahm  als  Deputierter 
von  Vermandois  an  den  Ständen  von  1576  teil  und  sprach  dort  gegen  das  finanz- 
politische Manöver,  die  Domänen  zu  veräuTsem,  weil  der  Fürst  an  ihnen  nur  den 
Gebrauch  habe,  dem  Volk  das  Eigentum  zustehe  (Ranke,  Französ.  Gesch.,  I.  255);  aller- 
dings erregte  er  bei  König  Heinrich  III.,  zu  dessen  Beraterkreis  er  als  Sekretär  des 
Herzogs  von  Alen^on,  des  vierten  Sohnes  Heinrichs  II.,  damals  noch  des  präsumtiven 
Thronerben,  gehörte,  durch  seine  Meinung  Anstofs.  Boücher  befand  sich  unter  den 
Unterzeichnern  der  Adresse  der  16  vereinigten  Quartiere  von  Paris,  die  sich  in  der  Er- 
hebung der  Liga  und  der  Stadt  gegen  Heinrich  IV.  (S.  656.  Anm.  4)  für  die  spanische  Erb- 
folge in  Franki-eich  aussprach  (Ranke  I,  379).  In  diesen  litterarischen  Streit  in  Frank- 
reich verwebt  sich  eng  der  entsprechende  Streit  in  Schottiand.  Der  monarchomachischen 
Hauptschrift  Buchanans  (De  jure  regni  apud  Scotos.  1579;  vergl.  1.57)  tritt  die  hauptr 
sächliche  Gegenschrift  Blackwoods,  eines  in  Frankreich  lebenden  Jesuitenschülers 
(Apologia  pro  regibus  adversus  Georgii  Buchanan  dialogum.  1588;  i.  J.  der  Hinrich- 
tung Maria  Stuaits)  entgegen.  Dagegen  steht  der  Spanier  Mariana  (1599)  isoliert 
(vergl.  o.  S.  628.  Anm.  1).  Sein  Gedankenkreis  nähert  sich  am  meisten  dem  Bonchers. 
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wiederum  aus  der  Litteratur  das  scharf  theoretische  Programm  für  das 
Parteitreiben  entlehnte.  Zuerst  hatte  das  Verbrechen,  das  die  Ejrone  in  der 
Pariser  Mette  begangen,  die  protestantischen  ^Monarchomachen^  her- 
vorgerufen, die  „Francogallia"  des  Franz  Hotman(1574)  und  die  „Vin- 
diciae  contra  Tyrannos'^  des  lunius  Brutus,  alias  Duplessis  Mornay 
( 1 579),  beide  einig  in  dem  Gedanken,  daf  s  der  Fürst  seine  Gewalt  vom  Volk 
empfängt  und  an  die  vom  Volk  beschlossenen  Gesetze,  vor  allem  das 
Prinzip  der  Glaubensfreiheit,  gebunden  ist  Ihnen  war  Johannes  Bodinus 
(1576)  als  Verteidiger  der  unmittelbar  aus  göttlichem  Becht  gesetzten  Kron- 
^Souveränetät^  entgegengetreten,  die  nur  aus  eigenem  freien  Entschlufs  sich 
selbst  Schranken  zum  Schutz  des  Volkes  auferlegen  kann.  Jetzt  bildete 
sich  als  andres  Extrem  ein  monarchomachisches  Theorem  demokratisch- 
klerikaler Tendenz,  bald  verkörpert  in  Bouchers  ,,IustaabdicatioHenrici^ 
(1591)  und  gestimmt  auf  den  Grundgedanken,  dafs  der  Fürst,  der  Gott 
untreu  wird,  sein  Eronrecht  nach  Spruch  der  Kirche  und  ihres  Hauptes 
an  die  Stände,  die  ihn  eingesetzt  haben,  verwirkt  In  den  drei  Lehren 
spiegelte  sich  nur  die  Dreizahl  der  Parteigruppen  und  Parteiführer  — 
Hugenotten,  Monarchisten  und  Liguisten  — ,  Navarra,  König  Heinrich  und 
Guise,  und  in  der  gewitterigen  Atmosphäre  der  Stände  von  Blois  von 
1588  bildete  die  Frage  der  Reformen  auf  dem  Wege  gnadenweiser  könig- 
licher Konzession  oder  Beschränkung  der  Monarchie  aus  dem  göttlichen 
Eigenrecht  der  Stände  —  eine  Frage,  die  von  da  an  jahrhundertelang  im 
europäischen  Verfassungsleben  nachklingen  sollte  —  den  Streitpunkt,  von 
dem  zunächst  die  Zukunft  Frankreichs  abhing.  0  Mit  einem  Wort,  anstatt 
der  Alternative  hugenottisch  oder  katholisch  war  jetzt  die  andere  —  natio- 
naler Staat  unter  der  absoluten  Monarchie  oder  ständische  Scheinmonar- 
chie unter  spanischer  Oberhoheit  —  in  den  Vordergrund  getreten.  Dieser 
Knäuel  war  zu  verwickelt,  als  dafs  er  durch  ein  Kompromifs,  wie  im 
13.  Jahrhundert  in  England,  hätte  gelöst  werden  können,  und  so  raffte 
denn  nach  den  unerhörten  Gewaltakten  der  nächsten  Zeit  —  dem  Mord  an 
Guise,  dem  Bund  König  Heinrichs  mit  seinem  bisherigen  Widersacher 
Navarra,  der  Ermordung  Heinrichs  III.  —  der  Sieg  Heinrichs  IV.  und 
des  nationalen  Prinzips  die  ständische  Verfassung  mit  hinweg.  Über 
den  streitenden  Parteien  erhob  sich  das  Königtum  der  Bourbonen  unbe- 
schränkter denn  vorher,  nunmehr  in  der  That  mit  der  ausgesprochenen 


1)  Das  Wachstum  der  Autorität  der  Stände  kommt  auch  in  der  Zunahme  ihrer 
Teihiehmerzahl  zum  Ausdrack.  Die  Deputierten  werden  nach  mittelalterlichem  Grund- 
satz (wie  im  14.  und  15.  Jahrhundert  in  England)  vom  Konig  festgesetzt  Aber  den 
242  Mitgliedern  der  Generalstände  von  1488  stehen  1576  schon  826  Mitglieder  gegcnfiber 
(104  Geistliche,  72  Adlige,  150  vom  dritten  Stand);  —  im  Jahre  1588:  404  (134  Geist- 
liche, 80  Adlige,  190  Stadtvertret«r).  Bei  der  letzten  Ständeversammlung  von  1614 
waren  494  Teilnehmer  vorhanden  (168  Prälaten,  136  Aristokraten,  195  Bürger  (vergl. 
Warnkönig  I.  531). 
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Tendenz,  eine  gtändiscbe  Kontrolle  nur  als  Ceremonie  wie  in  Spanien 
oder  doch  nur  als  Ausdruck  eines  Petitions-  und  Beschwerderechts  zu 
dulden.  ^  Von  da  an  hat  die  Monarchie  ihren  Willen  durchgesetzt.  Aller- 
dings kam  noch  einmal  eine  Gelegenheit  für  die  £tats  g^näraux,  das 
Verlorene  zurückzuerobern,  als  nach  dem  Tode  Heinrichs  IV.  die  unsichere 
und  planlose  Regentschaft  der  Maria  von  Medici  eine  Ständeversammlung 
(1614)  nach  Paris  berief.^)  Aber  wieder  sprachen  sich  die  Korporationen 
selbst  ihr  Urteil.  Die  Versammlung  verlief  von  Anfang  an  zerfahren. 
Klerus,  Adel,  dritter  Stand  arbeiteten  ohne  wechselseitiges  Entgegenkom- 
men, jeder  nur  an  seinem  eignen  Programm  3),  und  alle  andern  Forde- 
rungen wurden  durch  das  mafslose  Auftreten  der  gröfsten  Provinzialadels- 
familien,  Cond6,  Longueville,  in  den  Schatten  gedrängt.  Deren  protestan- 
tische Anhänger  Bouillon,  Soubise,  Rohan  verleiteten  auch  die  hugenottische 
Gruppe  des  dritten  Standes,  ihre  konfessionellen  Ansprüche  mit  den 
Machtansprüchen  der  Gouverneure  und  dem  Ämtermonopol  des  Hoch- 
adels zu  verquicken  und  dem  Egoismus  der  Aristokratie  Vorspann  zu 
leisten.  Der  leichtsinnige  Bürgerkriege  den  diese  Gruppe  aus  der  Stände- 
versammlung (1615)  entstehen  liefs  (S.  599),  verdarb  den  letzten  Kredit 
der  Institution.  Die  Regierung  berief  von  da  ab  —  175  Jahre  lang  — 
Generalstände  nicht  mehr  ein.*)  Sie  konnte  es,  weil  die  öffenüiche 
Meinung  es  billigte. 

Die  ständische  Kontrolle  mufste  also  um  der  Aufgaben  nationaler 
Politik  willen  vom  Königtum  abgeschüttelt  werden,  und  sie  rifs  ihrerseits 
wieder  ein  anderes  Stück  des  alten  Staates  mit  sich  in  den  Untergang, 
—  die  Selbständigkeit  der  landschaftlichen  und  kommu- 
nalen Verbände.  Denn  so  wie  die  Sache  damals  lag,  war  das  Selbst- 
verwaltungsrecht der  Provinzen  und  Gemeinden  von  den  reichsständischen 
Rechten  unzertrennlich,  —  das  eine  war  im  Grunde  nur  die  Kehrseite 
des  andern.   (I.  S.  277). 

Am  entschiedensten  brach  die  nächste  Folgezeit  —  das  Regime 
Richelieus  —  mit  den  Rechtender  Provinzialverfassung,  und  zwar 
gleichzeitig  mit  deren  beiden  Organen,  den  Gouverneuren  des  Hochadels 
und  den  Provinzialständen.   Wie  schon  erwähnt,  hatten  die  Gouver- 

1)  Bei  Heinrich  IV.  kommt  das  darin  zum  Ausdruck,  dafs  er  bei  seinem  Re- 
gierungsantritt nur  auf  eine  Notabeinversammlung  zuriickgreift  (Rouen  1596). 
Generalstände  hat  er  nie  berufen,  obwohl  er  es  bei  der  Thronbesteigung  versprochen 
hatte  (vergl.  Koser,  Epochen,  Historische  Zeitschrift  61,  S.  263). 

2)  Vergl.  darüber  Ranke,  Französische  Geschichte,  IL  136  ff.). 

3)  Die  Geistlichkeit  (Wortführer  Armand  Duplessis,  Bischof  von  Luzon,  nach- 
mals Kardinal-Herzog  von  Richelieu)  für  die  Einführung  des  Tridentinischen  Konzils, 
der  dritte  Stand  für  Abschaffung  des  Ämterkaufs  imd  Herabsetzung  der  Taille. 

4)  Notabeinversammlungen  (vergl.  S.  651.  Anm.  1)  sind  noch  mehrmals  berufen 
worden  (zuerst  wieder  von  Richelieu  1627).  Seit  den  Frondekriegen  liefs  man  auch 
sie  verschwinden. 
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nenrBtellen,  so  sehr  sie  einerseits  als  Organ  der  königlichen  Centralisation 
gedacht  und  wirksam  waren  (S.  645),  zum  anderen  Teil  doch  einem  Wieder- 
aufleben der  früheren  Grofsbarone  Vorschub  geleistet  Prinzen  von  Ge- 
blüt, Mitglieder  alter  Aristokratie  waren,  wenn  sie  noch  dazu  im  Bezirk 
die  ersten  Grundbesitzer  und  beim  landschaftlichen  Adel  populär  waren, 
noch  immer  ein  Stück  Landesherr.  Trotz  aller  nationalen  Unternehmungen 
und  centralisierenden  Behördenorganisation  bildete  deshalb  unter  den  letzten 
Valois  und  den  ersten  Bourbonen  die  Provinz,  das  Gouvernement,  einen 
Kreis  des  gesellschaftlichen  Lebens  für  sich,  wie  er  einen  solchen  des  amt- 
lichen Lebens  vermöge  der  Hauptsteuerämter  und  Parlamente  und  des  ge- 
schäftlichen vermöge  der  provinziellen  Zollschranken  (S.  565)  darstellte.  ^ 
Der  Bürgerkrieg  hatte  dem  nur  neue  Nahrung  gegeben;  die  Auflösung 
der  Generalstände,  in  denen  der  Adel  das  natürliche  Mundstück  für  seine 
Wünsche'^)  verlor,  drängte  zum  revolutionären  Ausbruch.  Aber  auch  diese 
Bewegung  verwirkte  ihr  moralisches  Recht,  indem  sie  den  staatsverräte- 
rischen Bund  mit  Spanien  einging  oder  mindestens  in  der  Stunde  dringender 
nationaler  Gefahr  den  Staat  im  Stich  liefs.  Im  wesentlichen  die  gleichen 
Vorgänge  führten  zum  Verschwinden  der  fitats  particuliers,  die  in  der  Zeit 
als  die  „Ständelande",  die  „Pays  d'fitats",  in  die  Monarchie  eintraten,  von 
Ludwig  XL  sogar  begünstigt,  von  Franz  L  und  Heinrich  IL  wenigstens 
sehr  rücksichtsvoll  behandelt  worden  waren.  Überall  da,  wo  die  Stände 
von  Alters  her  wie  die  Generalstände  eine  nicht  näher  geregelte  Einbe- 
rufung des  Königs  voraussetzten,  liefs  man  sie  seit  Richelieu  ebenfalls 
einschlafen.  3)  Nur  in  den  Provinzen,  deren  Stände  kraft  Gewohnheits- 
rechts einen  festen  periodischen  Zusammentritt  gewohnt  waren  ^j,  wo  also 

1)  Anschauliche  Schilderung  dieser  Zustande  und  vor  allem  des  Lebens  der 
Provinzialedelleute  bei  Marcks,  Coligny,  L  S.  210  ff.  Solche  Stellungen  haben  unter 
Franz  I.  und  Heinrich  IL  der  Conetable  Monmorency,  unter  Karl  IX.  und 'Heinrich  III. 
die  Bourbonen  und  Guisen,  —  unter  Ludwig  XIII.  Condö  und  der  letzte  Monmoi-ency. 
Dabei  ist  allerdings  zu  bedenken,  dafs  der  Lie^enschaftsbesitz,  der  diesen  Familien  ihre 
Macht  verleiht,  durchweg  in  ganz  Frankreich  zerstreut  liegt 

2)  Hauptforderungen  des  Adels  in  16.  und  17.  Jahrhundert  sind  (abgesehen  von 
den  ständischen  Versammlungen)  Wiederherstellung  der  Justiz  des  Bailli  mit  adligen 
Beisitzern  über  Adlige,  Mitwirkung  der  Edelleute  bei  Kontrolle  der  Geistlichen, 
Steuerverteilung  etc.  Ihr  Programm  entspricht  also  dem ,  das  der  englische  Adel 
onter  Richard  D.  teilweise  verwirklichte  (S.  515). 

3)  In  der  Dauphin6  seit  1628,  in  der  Normandie  1666. 

4)  Die  Stände  von  Languedoc  setzen  sich  aus  22  Bischöfen,  20  Edelleuten,  22  Kon- 
suln der  Provinzialhauptstädte  und  22  weiteren  Stadtabgeordneten  zusammen.  Der 
dritte  Stand  hat  also  doppelt  soviel  Vertreter  als  der  erste  und  zweite ;  sein  Über- 
gewicht wird  praktisch,  da  die  Abstimmung  nach  Köpfen  stattfindet,  nicht  nach 
Ständen.  In  den  Provinzialständen  von  Languedoc  ist  also  das  ^doublement  du  tiers^ 
und  das  ^vote  par  t^te*^  von  Alters  her  vorhanden ,  die  später  die  Schlagworte  der 
Revolution  für  die  Generalstände  wurden.  Unter  den  Landständen  hat  jeder  Bezirk 
(Diöcese)  wieder  eine  eigene  Versammlung,  die  die  Steuern  repartiert,  öffentliche 
Bauten,  Polizei  verwaltet  (Ranke  HI.  200 ;  Tocqueatlle,  Anden  regime,  p.  337). 
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die  Auflösung  einen  direkten  Gewaltakt  erfordert  hätte,  bestanden  die 
aus  Geistlichen,  Adligen  und  Stadtvertretern  gemischten  Landstände  fort 
—  in  Provence,  Bourgogne,  Bretagne  und  vor  allem  in  Languedoc,  — 
und  es  ist  kein  Zweifel,  dafs  sie  überall  da,  wo  sie  bestanden,  auch  einen 
praktischen  Einflufs  übten.  Die  Staatssteuerauflagen,  die  Einschätzung 
der  Steuern,  die  Verwendung  der  provinziellen  Einnahmen,  die  öffentlichen 
Arbeiten  vollzogen  sich  in  den  Ständelanden  sorgfältiger,  sparsamer, 
planvoller.  0  Aber  solche  Verhältnisse  waren  eine  Ausnahme,  die  zunächst 
im  Rahmen  des  Gesamtstaats  nicht  nur  die  Feindschaft  der  Regierung, 
sondern  auch  die  des  schwer  bedrückten  Volkes  der  herrschenden 
Provinzen  gegen  die  Pays  d'^ßtats  wecken  und  nähren  mufste. 

.  Parallel  mit  dem  Untergang  der  Stände  und  der  Provinzautonomie 
ging  das  Erlöschen  der  städtischen  Selbstverwaltung.  In  ihrer morar 
lischen  Kraft  war  sie  schon  seit  Ludwig  XL  geknickt  Er  hatte  die 
Beamtenwahlen  der  Bürgerschaften  so  eingeschränkt,  dafs  schon  damals 
nur  eine  kleine  Gruppe  vornehmer  Familien  die  ^jur^s",  teils  Schöffen, 
teils  Stadträte,  wählte,  die  mit  dem  vom  König  ernannten  Maire  die  richter- 
lichen und  administrativen  Geschäfte  besorgten.  2)  Damit  hatte  er,  wie 
früher  der  römische  Princeps  (S.  271),  den  Erfolg  erzielt,  dafs  die  Patricier 
Schutz  und  Stütze  ihres  Klassenregiments  gegen  das  untere  Bürgertum  bei 
der  Regierung  suchen  mufsten.  ^)  Die  Zünfte  der  Gewerbetreibenden  insbe- 
sondere bewahrten  danach  nur  noch  gewerbepolizeiliche  Befugnisse.  Da- 
mit war  die  Bahn  geebnet,  auf  der  das  königliche  Beamtentum  in  die  Magi- 
stratswahlen direkt  eingriff,  schon  1555  staatliche  Revisoren  der  städtischen 
Vermögens-  und  Bautenverwaltung  einsetzte.  Die  Städte  nahmen  zwar 
den  Kampf  auf,  und  die  Bürgerkriege  brachten  auch  ihnen  einen  neuen 
Aufschwung  der  Selbständigkeit;  sie  erwehrten  sich  königlicher  Gar- 
nisonen.*^)    Aber  auch  ihnen  gegenüber  kam  der  Rückschlag,  als  sie 

1)  Schon  BoDm  fuhrt  zur  Rechtfertigung  der  Provüizialstande  an,  daJB  sie  ihren 
Provinzen  die  Steuerlast,  und  zwar  auf  Kosten  der  ständelosen  Provinzen,  er- 
leichtem. Über  die  Administration  der  Languedoc  im  18.  Jahrhundert  vergl.  beson- 
ders TocQUEviLLE,  Ancieu  regime.  Anhang  p.  337 ;  s.  auch  unten  S.  670. 

2)  Ludwig  XI.  befördert  diesen  Erfolg  durch  Verleihung  des  ohnehin  oli- 
garchisch  gefärbten  Stadtrecbts  von  Rouen.  Im  16.  Jahrhundert  werden  dadurch 
auch  die  früheren  Herde  der  Stadtdemokratie,  die  Städte  Mittelfrankreichs  und  die 
den  flandrischen  Städten  verwandten  picardischen,  ebenso  Paris  oligarchisch. 
Einen  Kreis  für  sich  bilden  die  südf  ranzösischen,  die  am  längsten  eine  Mittel- 
standsverwaltung beibehalten  zu  haben  scheinen.  Vergl.  die  Übersicht  bei  Mabcks  I. 
S.  221  ff.    Zum  Folgenden  v.  Sybel  Revolutionszeit,  I.  S.  32  ff. 

3)  Das  schliefst  nicht  aus,  dafs  die  Regierung  gelegentlich  auch  ein  besonders 
selbstbewufstes  Stadtpatriciat  mit  Hilfe  der  unteren  Schichten  zu  stürzen  bestrebt 
ist  (Beispiel  von  La  Rochelle  bei  Mabcks,  S.  232). 

4)  Schon  in  der  Ligue  (1587)  tritt  die  Stadt  Paris  wie  in  der  Zeit  des  Etienne 
Marcel  auf  (S.  536).  Nach  Guises  Ermordung  (S.  653)  erheben  sich  Rouen,  Amiens, 
Troyes,  alle  Städte  Burgunds  und  der  Provence,  Toulouse  (Ranke  L  S.334;  vergl.  8.382). 
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den  Widerstand,  der  sich  auch  dieemal  mit  der  bugenottischen  Bewegung 
verschmolz,  zur  Unzeit,  nämlich  in  der  Stunde  der  nationalen  Gefahr, 
verschärften  und  so  Richelieu  den  Vorwand  boten,  die  städtische  Frei- 
heit im  Interesse  des  Staatsganzen  zu  unterdrücken.  Die  Unterwerfung 
La  Bochelies  war  das  Signal  zum  allgemeinen  Sturz  der  Selbstverwaltung. 
Formell  wurde  sie  auch  jetzt  noch  nicht  beseitigt  Aber  ihr  innerer 
Gehalt  war  völlig  dahin,  besonders  seit  die  Ära  Ludwigs  XIV.  (1692) 
auch  die  städtischen  Ämter  verkäuflich  machte  und  diesen  damit  sogar 
den  äulseren  Schein  entzog,  als  ob  sie  sich  aus  Wahl  oder  Zustimmung 
der  Bürgerschaft  herleiteten.  Der  Stadtrat  (corps  de  ville)  unter  dem 
Vorsitz  des  Maire  wurde  nun  zur  lebenslänglich  beglaubigten  staatlichen 
Unterbehörde,  wenn  sich  die  Gemeinde  nicht  zu  dem  schmachvollen  Ge- 
schäft hergab,  ihre  „Freiheiten '^  zurückzukaufen,  in  welchem  Fall  die 
Bürgerversammlung  (assembl^e  g6n6rale)  den  Stadtrat  periodisch  wählte; 
aber  selbst  wo  das  letztere  geschah,  war  naturgemäfs  das  Stadtregiment 
endgültig  in  die  Hand  derer  übergegangen,  die  den  Rückkauf  bezahlten, 
und  im  18.  Jahrhundert  waren  die  Stadtverwaltungen  durchaus  dem 
Intendanten  und  Subdelegierten  unterworfen.*) 

Und  endlich  teilte  auch  die  Verfassung  der  Land  bezirke  das  all- 
gemeine Schicksal.  Die  amtlichen  Befugnisse,  die  den  Grundherren 
gegenüber  den  Bauern  zustanden,  waren  in  fortwährendem  Absterben. 
Auch  sie  verschwanden  nicht  völlig.  Es  gab  noch  in  kleineren  und 
grölseren  Komplexen  Seigneurien,  wo  der  Baron  oder  der  Prinz  von 
Geblüt  die  Polizei-  und  Justizbeamten  ernannte  und  selbst  Vorsitzen- 
der des  Obergerichts  war,  z.  B.  in  Maine  und  Anjou.  Aber  im  all- 
gemeinen hatten  sich  diese  Rechte  zu  Geldrenten  verflüchtigt,  die  dem 
Grundadel  für  Dienste  gezahlt  wurden,  die  er  nicht  mehr  leistete.^  Eine 
für  das  Staatsbild  charakteristische  Erscheinung  war  der  Feudalismus 
ganz  im  Gegensatz  zu  den  Vorstellungen,  die  früher  über  das  vorrevo- 
lutionäre Frankreich  im  Schwange  waren,  nicht  mehr^j,  und  für  die 
bürgerlichen  Intendanten  war  der  Grundherr  nur  noch  der  „erste  Ein- 
wohner". Viel  eher  konnten  die  korporativen  Organisationen  der  Dorf- 
schaft noch  als  eine  Realität  gelten.  Der  „syndic**  und  der  „coUecteur", 
die  die  ortspolizeilichen  und  vermögensverwaltenden  Organe  der  Bauem- 
gemeinde  darstellten,  wurden  noch  immer,  auch  im  18.  Jahrhundert, 
von  den  Bauern  gewählt  Nur  wurden  auch  sie  durch  die  gewaltige 
Macht  der  Intendanten  und  ihrer  Unterbeamten  völlig  zu  Boden  gedrückt 


1)  TocQUEviLLE  II.  chap.  2.  S.  54  der  deutschen  Ausgabe ;  v.  Sybel,  Revolution,  1.32. 

2)  Taine,  France  contemporaine,  I.  eh.  1.  IV;  Waiutkönig,  Bechtsgeschichte,  I. 
8.  583  ff.  Jedenfalls  sind  auch  die  grundberrlichen  Richter  den  allgemeinen  Gesetzen 
und  der  königlichen  Appellationsgerichtsbarkeit  unterstellt 

8)  Dies  mit  Schärfe  betont  zu  haben,  ist  eines  der  Hauptverdienste  des  Tocque- 
viLLE  sehen  Werkes. 

SoHMiixr,  Staatslehre.  II,  1.  42 
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und  thaten  nichts,  keine  Reparatur  eines  Gemeindehauses,  keine  Ausgabe, 
ohne  deren  Genehmigung. 

Wesentlich  die  gleichen  Vorgänge,  die  den  Ständen,  den  Provinzen  und 
Gemeinden  ihre  alte  Macht  entzogen,  bewirkten  es,  dafs  auch  die  Kirche 
dem  Staat  auf  die  Dauer  keinen  Widerstand  entgegenstellen  konnte^ 
sondern  im  Gegenteil  immer  mehr  zu  einem  Werkzeug  der  monarchischen 
Centralgewalt  wurde.  Karl  VII.  hatte  freilich,  um  die  Armee  schaffen 
zu  können,  der  Kirche  zur  Stellung  einer  nationalen,  gegen  Rom  wie 
gegen  Paris  gleich  unabhängigen  Körperschaft  verholfen  (S.  539).  Aber 
einmal  im  Besitz  der  Militär-  und  der  Steuergewalt,  begann  schon 
Ludwig  XL  die  Pragmatische  Sanktion  wieder  zu  lockern,  —  Franz  I. 
brachte  sie  endgültig  zu  Falle.  Sein  Kanzler  Duprat  nutzte  den  Sieg 
von  Marignano  (S.569)  vorwiegend  als  Hebel  für  das  Konkordat  mit  Leo  X. 
aus  (1516),  das  dem  Papst  die  Unabhängigkeit  vom  Konzil  und  den  Be- 
zug der  Annaten  aus  Frankreich,  dem  König  die  freie  Besetzung  aller 
oberen  Kirchenstellen  zurückgab.  Damit  erwarb  nach  dem  Muster  Fer- 
dinands des  Katholischen  auch  der  französische  König  mit  einem  Schlag 
einen  ungeheuren  Zuwachs  an  moralischer  Autorität  und  an  finan- 
zieller Kraft.  Die  unbedingte  Verfügung  über  circa  100  Bistümer  und 
Erzbistümer  und  über  mehr  als  500  Abteien  gab  der  Monarchie  freie 
Hand,  ebensowohl  durch  ergebene  Personen  auf  die  Massen  zu  wirken, 
wie  anderseits  aus  allen  Ständen  ehrgeizige  oder  geldhungrige  Pfründen- 
reflektanten an  sich  zu  fesseln.  Die  ^^freiwilligen"  Beihilfen  aber,  die 
die  Krone  als  eineAftProvision  von  den  Pfründenempfängem  beanspruchte, 
wuchs  sich  schon  seit  1532  zu  einer  festen  Abgabe  aus,  die  das  Schatz- 
amt, ohne  zu  fragen,  umlegte  und  ähnlich  wie  bei  der  Taille  je  nach 
Bedarf  eigenmächtig  auf  ihre  Höhe  fixierte.  Die  politische  und  finan- 
zielle Macht,  die  die  Monarchie  durch  dieses  Verhältnis  erlangte,  war 
also  ungeheuer  und  für  das  französische  Staatsbild  von  grofser  Wich- 
tigkeit iVeilich  legte  es  anderseits  dem  König  auch  starke  Verpflich- 
tungen auf.  Solange  sich  der  Klerus  fügsam  erwies,  waren  der  Regie- 
rung in  konfessionellen  Fragen  die  Hände  gebunden,  und  die  französische 
Geistlichkeit  wufste  in  klarer  Erkenntnis  der  Sachlage  danach  zu  handeln. 
Als  die  Hugenotten  auf  der  Ständeversammlung  von  1560/1561  mit  ihren 
ersten  mafsvollen  Forderungen  der  Toleranz  hervortraten,  befestigte  eine 
Hilfszahlung  von  1  ^/2  Millionen  Livres  zur  Deckung  der  Staatsschulden 
von  neuem   den  wankenden  Bund  der  Königin  mit  dem  Klerus');  aus 

1)  Die  Forderung  der  Stande  von  damals  (S.  651 .  Anm.  2)  war  die,  dafs  die  Bischöfe 
durch  die  Pfarrer  der  Städte  und  weltliche  Notabein  gewählt  und  Ketzer  nur  mit 
Verbannung  bestraft  werden  sollten.  (Ranke  I.  158.  161).  —  Bezeichnend  ist,  dafs 
unter  Heinrich  III.  der  Klerus  die  Säuberung  der  hugenottischen  Provinzen  von  der 
Ketzerei  schon  aus  dem  Grunde  verlangt,  um  seiner  finanziellen  Pflicht  nachkommen 
zu  können  (I.  268). 
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ihm  ging  das  grofse  Massacre  und  alles  folgende  Unheil  hervor.  Nach 
dem  Devolutionskriege  verlangte  Ludwig  XIV.  (1675)  15V2  Millionen 
livres  von  der  Kirche;  sie  wurden  gezahlt,  und  die  Aufhebung  des  Edikts 
von  Nantes  war  die  Folge.  Noch  hielt  während  dieser  ganzen  Zeit  die 
Kirche  auch  politisch  an  der  Monarchie  fest  Die  Angriffe,  die  das 
Papsttum  (seit  1662)  gegen  die  in  der  französischen  Geistlichkeit  sich 
ausbreitenden  vermittelnden  Lehren  des  Bischofs  Jansenius  von  Ypem  rich- 
tete, wurden  zurückgewiesen,  und  als  zehn  Jahre  darauf  die  Kurie  zu  einer 
Kritik  der  königlichen  Eingriffe  in  die  Diöcesen  vorschritt,  konnte  der 
König  durch  eine  Prälatenversammlung  unter  Bossuets  Vorsitz  (1682) 
in  den  „vier  Artikeln"  den  Gallikunismus  und  die  Hauptgedanken  des 
Eonstanzer  Konzils  bestätigen  lassen,  i)  Unter  diesen  Umständen  mochte 
es  unbedenklich  erscheinen,  dafs  der  König  zur  Gegenleistung  dem  Klerus 
in  gewissem  Umfang  die  freien  Wahlen  wieder  einzuräumen  begann.  2) 
Bedenklicher  war  es,  dafs  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts,  mit  einem 
Worte  seit  dem  Sturze  der  spanischen  Macht  die  Jesuiten  in  richtiger 
Würdigung  der  veränderten  Weltlage  ihr  Interesse  von  dem  spanischen 
Bundesgenossen  ab-  und  dessen  bisherigem  Gegner  Frankreich  als  der  neuen 
katholischen  Vormacht  zuwendeten  (S.  606).  Auf  der  Höhe  der  königlichen 
Souveränetät  blieb  dies  einflufslos.  Auch  die  Kirche  stand  vorläufig 
nicht  kontrollierend  neben  dem  König,  sondern  unter  ihm.  Aber  eine 
Verschiebung  in  der  Persönlichkeit  konnte  dieses  Verhältnis  leicht  um- 
kehren, und  in  den  dreifsig  Jahren  bis  zum  Tode  Ludwigs  XIV.  wurden 
die  persönlichen  Bedingungen  dafür  geschaffen.  Der  Jesuitismus  hatte 
von  der  Position  aus,  in  der  er  sich  zu  Anfang  festgesetzt,  vom  Unter- 
richtswesen aus,  alle  Teile  der  herrschenden  Klassen  —  Klerus,  Be- 
amtentum, Heer  —  mit  seinem  Netz  übersponnen.  3)  Die  schonungslosen 
Verfolgungen  und  Massenaustreibungen  der  Hugenotten,  die  von  ihm 
betrieben  den  linken  Flügel  der  religiös  Andersdenkenden  in  Frankreich 
vernichteten,  gab  den  Jesuiten  das  Übergewicht  auch  über  die  bisher 
durch  den  Protestantismus  gestützte  jansenistische  Vermittlungspartei,  und 
sie  nahmen  nun  den  Kampf  gegen  die  letztere  mit  gröfserer  Aussicht  auf 
Erfolg  wieder  auf.  Mit  dem  Moment,  wo  sie  sich  auch  in  der  königlichen 
Nähe  dauernd  festsetzten  und  die  Person  des  alternden  Ludwig  XIV. 

1)  Innocenz  X.  verwarf  die  4  Artikel  und  verweigerte  den  unterzeichnenden 
Bischofen  die  kanonische  Einsetzung.  Der  Streit  wurde  aber  zunächst  beigelegt  und 
die  Artikel  von  1682  als  französisches  Staatsrecht  behandelt. 

2)  1682  verzichtet  der  König  auf  die  Vergebung  der  Seelsorgepfrunden,  —  aller- 
dings ohne  dafs  der  Papst  hierzu  mitwirkt  (Ranke  IIL  360). 

8)  Schon  1629  hatten  sie  erreicht,  dafs  ihre  Lehranstalten  mit  den  Universitäten 
hinsichtlich  des  Erwerbs  der  Vorbedingungen  zum  Staatsdienst  (unten  S.  665.  A.  4) 
gleichgestellt  wurden.  (Petersilie,  Öffentl.  ünterrichtswesen,  Bd.  3  der  UI.  Abtei- 
lung dieses  Handbuchs.  1897.  I.  S.  209).  Die  Nioderschulen  waren  von  je  geistlich 
(v.  Sybel  I.  10).    In  den  Dörfern  war  Lesen  und  Schreiben  unbekannt  (S.  28). 
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in  ihren  Qann  zogen ,  war  thatsächlich  die  Umkehmng  des  alten  Ver- 
hältnisses, die  Herrschaft  des  Jesuitismus  über  die  französische  Krone, 
entschieden,  und  die  Bulle  Unigenitus,  die  (1713)  nunmehr  mit  Beifall 
des  Königs  die  jansenistische  Lehre  verwarf,  brachte  das  zum  Ausdruck. 

In  derselben  Zeit,  wo  die  Abhängigkeit  der  Krone  von  der  Kirche 
praktisch  zu  werden  begann,  wurde  offenbar,  dafs  auch  ein  weltliches 
Organ  der  Kontrolle  verstanden  hatte,  sich  dem  König  gegenüber  auf 
den  Füfsen  zu  erhalten,  —  die  Gesamtheit  der  Parlamentsgerichtshöfe, 
schon  früh  von  allen  das  geschlossenste  und  mächtigste  Organa- 

An  sich  nur  Bechtspflegebehörde  (S.  647),  besafs  vor  allem  das  Pariser 
Parlament  doch  zugleich  jenen  Anteil  an  der  Gesetzgebung,  der  in 
seinemBechtzurEinregistrierungder  königlichen  Ordonnanzen 
(S.  528)  enthalten  war,  und  dessen  Ausübung  es  durch  alle  Wandlungen  des 
französischen  Staats  festzuhalten  wufste  *^}.  Wollte  man  also  den  Fortschritt 
des  „grundsätzlichen"  über  den  „praktischen"  Absolutismus  hinaus  an  den 
Punkt  verlegen,  wo  es  einer  Regierung  gelingt,  nicht  nur  den  Gehalt, 
sondern  auch  die  Form  der  Verfassungsgarantie  ganz  bei  Seite  zu 
drängen,  so  hatte  die  französische  Monarchie  den  grundsätzlichen  Absolutis- 
mus eigentlich  nie  ganz  erreicht  Das  um  so  weniger,  als  die  genannte  Form 
der  parlamentarischen  Bestätigung  keineswegs  immer  nur  eine  hohle  Form 
war,  sondern  der  Ausdruck  einer  selbständigen  Meinung,  die  sich  häufig 
genug  zu  offenem  Widerspruch  verdichtete.  Die  Festigkeit  des  Wider- 
spruchs lief s  freilich  zu  wünschen  übrig.  Abgesehen  von  den  Fällen,  wo  die 
Opposition  des  Parlaments  den  Königen  einen  willkommenen  Vorwand 
bot,  ein  unbequemes  Zugeständnis  zu  annullieren^),  gelang  es  in  der  Regel, 
allmählich  den  Gerichtshof  zum  Nachgeben  und  trotz  der  Remonstranz 
zur  Eintragung  zu  bewegen.  *)  Vor  allem  wurde  im  Bürgerkrieg  (1 563), 
im  „Lit  de  Justice",  das  Mittel  gefunden,  über  das  Veto  des  Parlaments  zur 
Tagesordnung  überzugehen:  der  König  erweiterte  mit  einem  Worte  die 

1)  SchoD  die  ItalieoiBchen  Politiker  unter  Ludwig  XU.  (am  Beginn  des  16.  Jahr- 
hunderts) ziehen  nur  die  Parlamente  in  Betracht  (Ranke  I.  65). 

2)  Allerdings  ist  dabei  zu  beachten,  dafs  das  Einregistrierungsrecht  des  Parla- 
ments, so  sehr  seine  Bedeutung  durch  den  Wegfall  der  Stände  stieg,  anderseits  auch 
durch  denselben  an  Einflufs  einbufste.  Denn  mit  Recht  hat  Avenel  (Richelieu  et 
la  monarchie  absolue.  1884.  S.  127)  darauf  hingewiesen,  dafs  sich  ursprünglich  das 
Recht  der  Stande  und  das  der  Parlamente  ergänzten.  Mittels  ihrer  Cahiers  hatten 
die  Generalstände  die  Initiative  zu  dem  Gesetze,  mittels  der  Einregistrierung  hatte 
das  Parlament  die  Sanktion  desselben,  jene  konnten  ein  Gesetz  anregen,  dieses 
konnte  es  verhindern. 

8)  So  im  Fall  der  Verwerfung  des  Madrider  Friedens  1527  zwischen  Franz  I. 
und  Karl  V.  (Abtretung  der  Franche  Comt6;  S.  577)  —  bei  Verwerfung  der  Ordonnanz 
von  St.  Germain  1562  (Toleranz  der  Hugenotten;  o.  S.  658). 

4)  So  nach  anfänglichem  Widerstand  gegen  das  Konkordat  Franz'  L  mit  dem 
Papst  (1516;  oben  S.  658),  —  so  nach  der  Opposition  des  Parlaments  von  Rouen 
gegen  das  Edikt  von  Nantes  (1598;  S.  598). 
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Sitzung  des  Parlaments,  zurückgreifend  auf  die  Tradition  des  Lehns- 
staats, zur  vollbesetzten  Tagung  der  curia  regis(S.  525),  in  der  auch  die  Mit- 
glieder des  Parlaments  nur  einen  Bestandteil  der  Räte,  Vasallen  und 
Hofbeamten  bildeten,  in  der  also  der  präsidierende  Monarch  selbst  nach 
gehörtem  Bat  den  Befehl  zur  Einregistrierung  erteilte.^)  Immerhin^  so  viel 
die  Mafsregel  bewirkte,  konnte  auch  sie  das  Parlament  nicht  ersticken. 
Unter  günstigen  Umständen  opponierte  es  auch  gegen  das  Machtwort 
der  „Kissensitzung^.  Bald  nachdem  Richelieu  (1641)  durch  das  Edikt 
von  Saint  Germain  dem  Parlament  peremtorisch  die  Einregistrierung  der 
Verordnungen  als  eine  blofs  formale  Publikationspflicht  eingeschärft  hatte, 
nahm  es  seinerseits  mitten  im  spanischen  und  deutschen  Kriege  (1648) 
den  Kampf  gegen  Mazarin^),  gegen  das  Unwesen  der  Steuerpächter, 
die  Macht  der  Intendanten  (S.  648),  die  willkürlichen  Ausnahmegerichte 
auf  und  gab  damit  immerhin  einen  gewichtigen  Anstofs  zu  der  Selbst- 
besinnung der  königlichen  Finanzpolitiker,  die  bald  darauf  die  Reformen 
Golberts  (S.  665)  und  damit  die  fruchtbarste  Phase  der  Monarchie  auslöste. 
Es  gab  also  eine  zwar  unzuverlässige,  aber  doch  nicht  ganz  wesen- 
lose Grenzmauer  der  königlichen  Allgewalt.  War  sie  auch  nicht  wirk- 
sam genug,  deren  Bethätigung  stetig  zurückzudämmen,  so  war  sie  immerhin 
im  Stande,  in  der  Nation  die  Vorstellung  einer  über  dem  König 
stehenden  Rechtsordnung  lebendig  zu  erhalten.  Der  Erfolg  erweist 
das  für  die  gesamte  Zeit  der  absoluten  Monarchie.  Schon  in  der  Zeit 
Franz'  I.  war  keine  Rede  davon,  dafs  die  Superiorität  des  Königs  über 
dem  Gesetz  (S.650.Anm.l)  allgemeine  Anerkennung  fand.  Wurde  die  Lehre 
von  den  Regalia  Franciae,  dem  dominium  regale,  in  manchen  juristischen 
Kreisen  verteidigt^),  so  trat  schon  am  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  eine 
Doktrin  dagegen  auf,  die  den  König  an  Religion,  „Justiz^  und  „Polizei" 
gebunden  erachtete.*)  Der  Kampf  mit  den  Ständen  konnte  die  letztere, 
sozusagen  liberale  Anschauung  nur  stärken.  Ganz  abgesehen  von  den 
beiden  Gruppen  der  Monarchomachen  (o.  S.  652)  liefs  selbst  Bodin, 
der  jetzt  den  Begriff  der  souverainet6  aus  dem  der  Staatsgewalt  schlecht- 
hin in  den  der  obersten  und  absoluten  Staatsgewalt,  der  „puis- 
sance  absolue  d'une  röpublique",  umwandelte,  seinen  „princeps  legibus 
solutus**  doch  an  das  jus  divinum  und  jus  naturale  gebunden  bleiben  s);  er 

1)  Zuerst  angewendet,  als  das  Parlament  die  Einziehung  von  Reichsgütem  fflr 
die  Rüstungen  Karls  IX.  zum  Hug^ottenkrieg  verwarf,  auf  Anraten  des  Kanzlers 
PHopital  (Wabnkönig  I.  S.  588).  2)  Ranke,  Französische  Geschichte,  in.  S.  45. 

3)  Hauptsitz  der  absolutistischen  Doktrin  ist  die  ünivers.  Toulouse.  (Mabgks  1. 1 83). 

4)  Vor  allem  Claude  de  Seyssels  in  Sessellii  de  republica  Galliae  libri  II,  zuerst 
1519  erschienen,  spfiter  oft  gedruckt  (Hierbei  bleibt  zweifelhaft,  was  unter  Polizei 
zu  verstehen  ist,  —  unter  Justiz  meint  S.  die  Parlamente).  Auch  Juristen  stimmen 
dem  zu.  (Belege  Gierke,  Johannes  Althusius.  1880.  S.  150.  281). 

5)  Rbhm,  Geschichte  der  Staatsrechtswissenschaft,  S.  229.  Nahe  steht  dem  Bodin 
auch  Jban  du  Tili^tt  in  Tilii  de  rebus  Gallids  (ca.  1560,  Druck  1579;  vergLMABCKRT. 


662  Zweiter  Teil.    Die  verBchiedenen  Formen  der  Staatsbildung. 

betonte  die  Unantastbarkeit  des  Privateigentums  und  zog  daraus  die 
Konsequenz,  dals  das  „Eigentum  des  Volks^  an  den  Domänen  diese  für 
den  königlichen  Machtspruch  unveräulserlich  mache  (S.  652.  Anm.  1).*) 
Im  Zeitalter  Heinrichs  IV.  und  Kichelieus  sorgte  dann  bereits  die  Autori- 
tät des  Hugo  Grotius,  der  als  Verbannter  der  Oranier  und  (seit  1634) 
schwedischer  Geschäftsträger  in  Paris  lebte,  für  die  Kontinuität  der  Lehre, 
die  das  „Naturrecht",  jetzt  schon  eine  greifbarere  Vorstellung  (I.  S.  58), 
über  den  König  stellte,  und  selbst  Ludwig  XIV.  persönlich  war  keines- 
wegs gemeint,  das  zu  bestreiten  2),  obwohl  er  praktisch  von  der  Unterord- 
nung des  Königs  unter  das  Recht  den  denkbar  unglücklichsten  Gebrauch 
machte.3)  So  kam  es,  dafs  eine  absolutistische  Doktrin  von  solcher 
Schroffheit  wie  die  des  Thomas  Hobbes  (I.  S.  61  und  u.  §  87.  IV)  in 
Frankreich  niemals  herrschend  wurde.  Die  Vertreter  des  vorwaltenden 
Rechts  der  Krone  stellten  sich  nie  auf  die  naturalistische  Grundlage  des  eng- 
lischen Philosophen;  sie  blieben  auf  der  scholastischen  Doktrin  von 
der    Bindung   der   Krone    an   ,,Iois  fondamentalis"   stehen.    Am  Über- 


S.  184):  ^reges  pro  summe  imperio  suo  superiores  sunt  legibus  et  consaetadini- 
buB  regiis,  de  quibus  possunt  statuere,  mutare  eas  atque  abrogare,  tanquam  mi- 
nistri  Bei  et  yicarii,  rationem  reddituri  ei"  etc. 

1)  BoDiN  sieht  auch  in  derBeruf ung  von  Generalständen  keineBeeintrachtigung  der 
^majestas*"  oder  souverainet^,  falls  sich  die  Stande  auf  Steuerbewilligung  beschränken 
und  sich  der  Teilnahme  an  der  Gesetzgebung  enthalten,  und  dafs  sie  nur  von  der  Krone 
berufen  und  aufgelöst  werden  (o.  S.  653 ;  Koseb,  Histor.  Zeitschrift,  61. 258).  Vergl.  über 
seinen  Souveränetatsbegriff  Jellinbk,  Staatslehre,  S.  412  u.  unt.  §  91.  IV.  a.  E. 

2)  Dafs  der  Ausspruch  „FEtat  c'est  moi*^  nicht  gethan  worden,  ist  bekannt  Am 
meisten  nähert  sich  ihm  die  Stelle  des  staatsrechtlichen  Leitfadens,  den  Ludwig  XIV. 
für  seinen  Enkel  entwerfen  liefs:  „Frankreich  ist  ein  monarchischer  Staat  in  der 
ganzen  Ausdehnung  des  Wortes.  Der  König  stellt  in  demselben  die  gesamte 
Nation  dar,  und  jeder  Privatmann  stellt  nur  ein  einzelnes  Individuum  dar  im  Ver- 
hältnis zum  König*^.  Andere  Äufsernngen  bekunden  die  Auffassung,  dafs  der  König 
frei  über  alle  Güter  der  Kleriker  und  Laien  verfügen  könne  (gegen  Bodin),  —  die 
Vorstellung  der  Gottähnlichkeit  (Belege  bei  Koser  a.  a.  0.  S.  269  f.).  Derartigen 
Aufserungen  stehen  aber  in  den  Oeuvres  de  Louis  XIV.  (1806)  andere  gegenüber,  die 
eine  Gebundenheit  des  Königs  zugestehen,  z.  B.  in  einer  von  ihm  veranlafsten  Ab- 
handlung Sur  divers  ßtats  de  la  Monarchie  d'Espagne  (1667):  „Qu'on  ne  dise  donc 
point  que  Ic  Souverain  ne  soit  pas  sujet  aux  Lois  de  son  Etat,  puisque  la  propo- 
sition  contraire  est  une  v6rit6  du  Droit  des  Gens'^.  An  dem  französischen  Grund 
und  Boden  nimmt  er  nicht  ^Eigentum *^,  sondern  nur  Oberlehnsherrlichkeit,  bezw. 
Verfügungsrecht  in  Anspruch.  Er  erkennt  zwischen  Fürst  und  Volk  „6galit6  de 
justice**  an,  betrachtet  RegierenwoUen  ohne  Arbeit  als  „Tyrannei"  u.  s.  w.  Belege 
siehe  jetzt  bei  Wahl,  Politische  Anfänge  des  offiziellen  Frankreich  im  18.  Jahrhun- 
dert 1902.  S.  37ff .  Vergl.  das  treffende  Urteil  bei  Ranke,  Französische  Geschichte,  III.199. 

3)  Die  Bedenklichkeit  Ludwigs  XIV.  gegenüber  dem  geltenden  Recht  ist  am 
gröfsten  da,  wo  es  sich  um  Heranziehung  des  Adels  zur  Abgabenpflicht  handelt, 
mit  einem  Worte  gerade  da,  wo  der  Absolutismus  in  erster  Linie  in  das  formale 
Recht  hätte  eingreifen  müssen,  um  ein  materiell  gerechtes  Verhältnis  der  bürger- 
lichen Lasten  herzustellen  (vergl.  unten  S.  671). 
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gang  vom  17.  zum  18.  Jahrhundert  erhielt  dieser  Standpunkt  in  den  staats- 
philosophischen  Schriften  von  Bossuet  und  Fänelon  ^j  eine  neue  Stärkung 
und  ging  aus  ihnen  auch  in  Stil  und  Anschauungskreis  des  Parlaments 
und  in  deren  Auseinandersetzungen  mit  den  Regierungen  Ludwigs  XY. 
über.  Der  Anstofs,  die  neuen  Doktrinen  praktisch  fruchtbar  zu  machen, 
ergab  sich,  als  die  extreme  jesuitische  Richtung  des  Katholicismus  (1713)  in 
der  Bulle  ünigenitus  (S.  660j  zum  Siege  gelangte.  Das  Parlament  weigerte 
sich,  die  vom  König  gebilligte  Bulle,  die  den  30  Jahre  vorher  von  demselben 
König  verkündeten  vier  Artikeln  direkt  widersprach,  einzuregistrieren, 
und  obwohl  es  sich  auch  diesmal  fügen  mulste,  so  pflanzte  sich  nun 
über  den  Tod  Ludwigs  XIV.  hinweg  in  die  Regentschaft  des  Herzogs 
von  Orleans  (1715—23),  dann  in  die  Geschäftsleitung  des  Herzogs  von 
Bourbon  (1723—26)  und  des  Kardinals  Fleury  (1726—43)  ein  chronischer 
Kampf  zwischen  der  Regierung  und  der  hinter  ihr  stehenden  Kirche  und 
den  Parlamenten  fort,  der  nicht  wieder  aufhörte.  Die  Redeweise  des 
Parlaments  wurde  stolzer  und  bewufster,  seine  „remontrances^  traten 
als  ständige  Kontrolle  des  Staatslebens  auf.  2)  Der  König  ward  jetzt 
gelegentlich  bereits  (1722)  als  ^premier  et  souverain  magistrat  dans 
cet  6tat^  bezeichnet,  und  das  Parlament  erklärte  (17 18)  von  sich  selbst:  „Seit 
Generalstände  fehlen,  ist  das  Parlament  der  einzige  Kanal,  durch  den 
die  Stimme  des  Volks  bis  zu  Eurer  Majestät  vordringen  kann'^ 

Es  war  also  der  Monarchie  nicht  gelungen,  sich  von  jeder  ver- 
fassungsmäXsigen  Kontrolle  zu  befreien.  Nur  fragte  sich,  wieviel  das 
praktisch  bedeutete.  Die  Bedeutung  des  Parlaments  hing  davon  ab, 
ob  es  die  Bedürfnisse  des  „Volks^  richtig  erkennen  und  sich  für  sie 
einsetzen  werde.  Die  Möglichkeit  hierfür  war  vorhanden,  denn  in  den- 
selben Jahren  machte  sich  zuerst  teils  aus  französischen  Quellen,  teils  unter 
englischem  Einflufsdie  geistige  Strömung  bemerkbar,  die  sich  in  einer  neuen 


1)  Bossuet  (1627 — 1704),  Politique  tir6e  des  propi*es  paroles  de  r^criture  sainte 
1709.  —  FfiKEiiON  (1645— 1715),  Essai  philosophique  sur  le  gouvemement  civil.  Be- 
arbeitung der  Schrift  seines  schottischen  Freundes  Ramsay.  1723.  Vergl.  Rehm,  All- 
gemeine Staatslehre,  S.  221.  Es  wird  im  Gegensatz  zu  der  bisherigen  Anschauung,  dafs 
Bossuet  nur  eine  moralische  Bindung  des  Herrschers  gewollt  habe  (Gierke,  Althusius, 
S.  286),  jetzt  in  Wahl,  Politische  Ansichten  des  offiziellen  Frankreich,  S.  4,  nachge- 
wiesen, dafs  Bossuet  einen  princeps  legibus  vinctus,  adstrictusim  Sinne  einer  Bin- 
dung an  das  positiveRecht,  insbesondere  auch  an  Privateigentum  und  persönliche 
Freiheit  fordert.  —  F^nelon  geht  weiter.  In  der  (1711)  an  den  Herzog  von  Burgund,den 
damaligen  nächsten  Thronanwärter  übersandten  „Directions  pour  la  conscience  d'un 
Roi'^  schlägt  er  die  Wiederherstellung  sowohl  aller  Provinzialstände,  wie  die  der  General- 
stände vor  (Hettner,  FranzosischeLitteraturgeschichteim  18.  Jahrhundert  4.  Aufl.S.3d). 

2)  Das  Material  findet  sich  in  Fi^mmermont,  Remontrances  du  Parlament  de  Paris 
(seit  1715).  8  Bde.  1888  ff.  Vergl.  die  Zusammenstellung  des  Charakteristischsten  bei 
Wahl,  Politische  Ansichten  des  offiziellen  Frankreich.  1903.  S.  12  ff.,  insbeson- 
dere Anm.  35. 
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Philosophie  und  Publizistik  verkörperte.')  Die  öffentliche  Meinung  bildete 
sich  in  den  Schriftstellern  ein  Organ,  das  über  das  Verhältnis  des  Staats  zu 
den  Unterthanen  Auskunft  gab.  Aber  wenn  dieser  Gegner,  der  zunä<$hst 
nur  in  Gedichten,  Satiren,  Pamphleten  hervortrat^  heranwuchs,  so  konnte  es 
folgereich  werden,  dals  innerhalb  des  regierenden  Ober-  und  Unterbeamten- 
tums selbst  ein  Konflikt  zwischen  der  klerikalen  und  der  bureaukratischen 
Gruppe,  zwischen  Jesuitismus  und  Parlament,  offen  ausgebrochen   war. 

III.  Staat  und  Unterthanen.  Das  Verhältnis  zwischen  dem 
französischen  Staat  und  den  Einzelgliedern  des  Volkes  macht  vor  allem 
den  Gegensatz  zwischen  der  Entwicklung  Spaniens  und  Frankreichs  deut- 
lich, auF  den  von  Anfang  an  hingewiesen  wurde  (S.  640).  Aber  erst  die 
vorausgeschickte  Analyse  der  französischen  Staatsorganisation  macht 
diesen  Gegensatz  verständlich.  Allerdings  langte  die  Form  der  staat- 
lichen Organe  in  Frankreich  am  Ende  bei  sehr  ähnlichen  Ergebnissen 
an  wie  die  spanische.  Aber  wie  inzwischen  klar  geworden  ist,  war  der 
Absolutismus  Frankreichs  ein  ganz  allmähliches  Produkt  langer  Reibungen 
der  Monarchie  mit  hemmenden  Faktoren,  —  er  war  nicht  eine  Macht,  die 
wie  die  spanische  über  Nacht  emporgeschossen  war  und  sich  innerhalb  ihres 
engeren  Kreisesohne  erheblichen  Widerstand  zu  finden  behauptete.  Hiermit 
hängt  es  zusammen,  dafs  in  dem  französischen  Absolutismus  in  erster  Linie 
seine  rastlose,  fruchtbare  Kulturarbeit  für  die  Nation  ins  Auge  fallt,  — erst 
in  zweiter  der  zerstörende  Einflufs,  den  auch  er  in  andrer  Richtung  geübt  hat 

Auf  die  Hauptleistung  der  Monarchie,  in  wiederholten  schweren 
Krisen  die  Einheit  des  Staatsgebietes  und  damit  zugleich  die  Solidarität 
des  Nationalbewufstseins  gegen  Burgund,  Spanien,  England  zum  Siege 
geführt  zu  haben,  braucht  nicht  nochmals  zurückgegriffen  zu  werden. 
Sie  ist  von  dem  Werk  der  Finanz-,  Heeres-  und  Behördenorganisation, 
der  Herstellung  des  Kirchenregiments  und  der  Rechtseinheit  unzertrenn- 
lich. Aber  es  gehört  wesentlich  zur  Würdigung  dieser  Erfolge,  dafs  die 
Regierung,  während  sie  dieselben  allmählich  errang  und  trotz  aller  Unter- 
brechungen im  allgemeinen  immer  das  Streben  festhielt,  ihre  Macht  im 
Interesse  des  Gedeihens  der  Nation  in  beiden  Zweigen  ihrer  Kultur- 
interessen, dem  wirtschaftlichen  wie  dem  geistigen,  zu  verwenden  strebte. 

Hatte  die  Monarchie  von  jeher  das  Wirtschaftsleben  Frankreichs 
gefördert  (S.  527),  so  erfafst  erst  die  absolute  Monarchie  diese  Aufgabe 

1)  Die  religiöse  Kritik  ist  seit  dem  ^DictioDiiaire  historique  et  eritique'^  Piebrs 
Batlbs  (1696)  vertreten.  Der  eoglisehe  Deismus (1, 64)  setzt  sich  (1725)  im  Freimaurertom 
in  Paris  fest.  Aus  dem  Jahre  1713  datiert  die  erste  Ode  des  zwanzigjShrigen  Voii- 
TAiRE  (1,66)  über  den  staatlichen  Verfall  Frankreichs,  von  1716  das  Gedicht  über  die  un- 
gerechte Justiz,  mit  offener  Aufforderung  zum  Umsturz  (Hettner,  Geschichte  der 
franzosischen  Litteratur  im  18.  Jahrhundert,  S.  216): 

^Volez,  d^truisez  Tinjustice, 

Saisäisez  au  bout  de  la  lice 

La  d^sirable  Libertö". 
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in  grofsem  Stile.  Der  Übertritt  der  ^Benaissance"  von  Italien  nach 
Frankreich  ist  wesentlich  ihr  Werk.  Seit  der  Zeit  Ludwigs  XI.  werden 
die  Gewerbthätigkeiten  aller  Art  —  die  Seiden-,  Tapeten-  nnd  Leinen- 
weberei,  Spitzenfabrikation,  Glasmanufaktnr,  Druckerei  —  mit  staatlicher 
Hilfe  eingeführt  und  gepflegt,  die  Verkehrswege  zu  Wasser  und  zu  Lande 
hergestellt  und,  was  das  wichtigste  ist,  die  Hemmnisse  nach  Kräften 
beseitigt,  die  in  den  Zollschranken  der  Provinzen  gegen  freien  Austausch 
und  freie  Konkurrenz  fortbestehen.  Nicht  etwas  Neues  und  Eigenartiges, 
nur  den  Böhepunkt  dieser  Bestrebungen  bildet  deshalb  die  Thätigkeit  des 
grofsen  Wirtschaftspolitikers  Ludwigs  XIV.,  Jean  Baptiste  Colberts 
(S.  642).  Haben  die  älteren  Könige  noch  ihre  Mühe  gehabt,  dieAlleinverfü- 
gnng  der  einzelnen  städtischen  Schiffergilden  über  bestimmte  Strecken  des 
Seine-  oder  Loirelaufs,  das  völlige  Verbot  des  Getreide-,  Salz-,  Viehhandels  in 
fremder  Provinz  niederzureifsen  0?  so  geht  Colbert  dazu  über,  auch  den 
abgabenfreien  Verkehr  zu  eröffnen  und  mindestens  für  die  altkönig- 
lichen inneren  Länder  ein  gemeinsames  Zollgebiet  zu  schaffen.  ^)  Gleich- 
zeitig steigert  er  den  Verkehr  durch  seine  Landstrafsen  und  Kanalbauten, 
durch  die  Freihafenstellung  von  Dünkirchen  und  Marseille.  Er  regle- 
mentiert die  Zünfte,  die  Bedingungen  des  Meisterrechts,  die  gangbaren 
Mals-  und  Warenzeichen  der  Werkstücke.^)  Wenn  also  das  Si^le  de 
Louis-Quatorze  dem  flüchtigen  Betrachter  zunächst  wie  die  zeitgenössische 
Ära  Spaniens  als  ein  Zeitalter  höfischen  Glanzes,  als  günstige  Atmosphäre 
des  Prunkschlosses  und  der  Oper,  daneben  als  Pfleger  des  hauptstädtischen 
Theaters  und  der  für  die  elegante  oder  gelehrte  Geistesbildung  bestimmten 
höheren  Unterrichtsanstalten  ^)  erscheint,  so  fehlt  dem  doch  zum  Unterschied 

Bald  darauf  (1724)  tritt  Montesquieu  (seit  1716  ParlamentspräsideDt  von  Bordeaux) 
in  den  „Ldttres  penanes"^  mit  der  Geifselung  der  sozialen  Zustände  liervor. 

1)  Freigabe  des  Komhandels  durch  Franz  J.,  —  Regulierung  des  Meisterrechts 
durch  Heinrich  Ol.  (1581)  u.  a.  m. 

2)  Dieses  Zollgebiet  ist  durch  die  Provinzen  Picardie,  Normandie,  Ile  de  France, 
Champagne,  Beriy,  Bourbonnais,  OrManais,  Touraine,  Anjou,  Poltou  bezeichnet,  das 
1360  im  englischen  Krieg  (S.  586)  von  Karl  V.  mit  einem  Warenzoll  belegt  wurde. 
Schon  Heinrich  H.  machte  (1549)  den  Versuch,  die  Zollgrenzen  innerhalb  dieses  Ge- 
bietes ganz  zu  beseitigen,  scheiterte  aber  am  Widerstand  der  Provinzen  (Mabcks  I. 
ISO).  Colbert  schweifste  aber  (1664)  die  inneren  Provinzen  dadurch  zu  emem  unter 
einander  zollfreien  Gebiete  zusammen,  das  er  statt  fünf  verschiedener  Abgaben  dem 
Kaufmann  nur  eine  bei  der  Ausfuhr  und  eine  bei  der  Einfuhr  auferlegte.  Freilich 
traten  damit  diese  sogenannten  Provinces  de  dnq  grosses  fermes  zu  den  äufseren 
(provinces  r^put^es  ^trang^es)  in  einen  starken  wirtschaftlichen  Gegensatz  (Fabnam, 
Französische  Gewerbepolitik  von  Colbert  bis  Turgot,  Schmollebs  sozialwissenschaft- 
liche Forschungen,  I.  4.  1878.  S.  7  ff.).    Zugleich  beseitigte  er  die  meisten  Flufszölle. 

8)  Die  Einhaltung  dieser  Vorschriften  wird  (1670)  durch  Einsetzung  von  Fabrik- 
inspektoren gewährleistet 

4)  Seit  1629  gilt  das  Prinzip,  dafs  niemand  ohne  dreijähriges  Universitätsstu- 
dium zu  höherer  Staatsstellung  zugelassen  werden  soll.  1634  Begründung  des  staat- 
lichen Instituts  der  Acad6mie  fran^se  durch  Richelieu  etc. 


666  Zweiter  Teil.    Die  verschiedenen  Formen  der  Staatsbildung. 

von  Spanien  das  Gegengewicht  einer  erfolgreichen  Pflege  der  materiellen 
Wohlfahrt  nicht  Freilich  ist  auch  sie  und  zwar  sogar  in  ihren  günstigen 
Perioden  einseitig.  Die  „merkantilistische*'  Wirtschaftsanschauung,  von  der 
sie  sich  leiten  läfst,  beschränkt  sich  auf  solche  Mafsregeln,  von  denen  man 
ein  Steigen  des  Gelderwerbs  und  der  Handelsbilanz  erwartet  Der  Bauern- 
stand erfährt  ein  unmittelbar  förderndes  Eingreifen  dieser  Verwaltung  nicht 
Doch  gedeiht  unter  dem  Einflufs  des  freien  Verkehrs  und  dank  der  natür- 
lichen Gunst  französischer  Erde  auch  er.  Die  langsame  Hebung  seiner 
rechtlichen  Unabhängigkeit  und  wirtschaftlichen  Wohlfahrt,  seit  dem  Ende 
der  Earolingerzeit  im  Gange,  nimmt  ihren  Fortgang.  Noch  immer  ist  die 
„main  morte*^,  die  Erbunterthänigkeit,  in  Mittel-  und  Ostfrankreich  nicht 
verschwunden,  doch  sie  besteht  nur  noch  in  Zinspflicht,  Mangel  freier 
Vererbung  des  Gutes  und  Gebundenheit  an  die  Einwilligung  zum  Weg- 
zug, wobei  die  beiden  letzteren  Beschränkungen  im  Laufe  des  17.  und 
und  18.  Jahrhunderts  ebenfalls  mehr  zu  einer  besonderen  Abgabenpflicht 
herabsinken.  Weitaus  die  grofse  Zahl  der  Bauern  aber  sind  freie  Eigen- 
tümer ihres  Gutes  oder  freie  Pächter  des  Herrengutes  geworden;  sie 
zahlen  lediglich  im  einen  oder  andern  Sinne  Zins,  sind  aber  veräulserungs-, 
vererbungsberechtigt  und  freizügig,  —  dazu  in  einer  zwar  gedrückten, 
vor  allem  durch  vielfache  Teilungen  verarmten,  aber  keineswegs  trost- 
losen Vermögenslage  und  jedenfalls  in  gesichertem  Besitzstand.  0 

Zieht  man  also  die  Gesamtleistung  der  Monarchie  im  16.  und  17.  Jahr- 
hundert in  Rechnung,  so  ist  ihr  Streben  nicht  zu  verkennen,  den  Kultur- 
bedürfnissen der  Nation  allseitig  Abhilfe  zu  schaffen.  Aber  unausgesetzt 
streifte  sie  dabei  an  der  Gefahr  hin^  das  Interesse  der  auswärtigen  Krieg- 
führung einseitig  in  den  Vordergrund  zu  schieben.  Mit  dem  Augenblick, 
wo  die  Verteidigungskriege  von  der  Selbstregierung  Ludwigs  XIV.  in  die 
Phase  des  nationalen  und  konfessionellen  Eroberungskrieges  hinüberge- 
spielt wurden,  war  der  Staat  der  Einseitigkeit  ohne  Rettung  verfallen. 
Sofort  zeigte  sich  nunmehr  wie  in  Spanien,  die  Folge,  dafs  die  Leis- 
tungen des  Staates  aufhörten,  zu  den  Leistungen  der  ünterthanen  im  Ver- 
hältnis zu  stehen  und  schliefslich  ganz  versagten.  Den  Mafsstab  für  diese 
Wendung  bietet  die  Entwicklung  der  Finanzverwaltung. 

Von  Anfang  an  hatte  die  Begierung  bei  der  geschilderten  Wohlfahrts- 
pflege nicht  nur  das  Wohl  der  ünterthanen,  sondern  auch  das  egoistische 
Interesse  ihres  Schatzes  im  Auge  gehabt,  vor  allem  die  Bedürfnisse  für 
Hof,  Heer  und  Beamtentum.  Schutz  von  Industrie  und  Handelsfreiheit,  von 
Acker-  und  Weinbau  war  ihr  nicht  nur  Pflichterfüllung,  sondern  zugleich 
Spekulation  auf  besseren  Ertrag  der  Staatsfinanzen.  Gerade  Colbert  selbst 
gründete  seine  Wirtschaftspolitik  auf  diese  Wechselbeziehung  am  aller- 

1)  Dies  bedarf  der  Hervorhebung,  da  gleichzeitig  in  England  eine  anscheinend 
bessere  Verfassung  eine  planmäfsige  Depossedierung  des  Bauernstandes  geschehen 
läfst  (vergl.  u.  §  88.  III);  im  übrigen  s.  u.  S.  668.  669. 
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bewufstesten.  Mit  der  Zeit  wurde  bedenklich,  dals  die  Begierung  die  Nei- 
gungverriet,  das  fiskalische  Interesse  voranzustellen.  Der  Mangel  jeder 
Kontrolle  bestärkte  sie  hierin  insofern,  als  er  eine  irrationelle  Finanzwirt- 
Bchaft  und  eine  mafslose  Steigerung  der  Ausgaben  begünstigte.  Aber  erst 
die  kriegerische  Richtung  der  auswärtigen  Politik  machte  den  Raubbau 
zum  System.  Die  Thatsachen  illustrieren  das.  Trotz  grofser  Zunahme  der 
Einnahmen  von  Ludwig  XII.  bis  zu  Heinrich  II.  0  trat  schon  der  letztere 
mit  einer  Schuld  von  36  Millionen  und  einem  jährlichen  Deficit  von  4  Mil- 
lionen die  Regierung  an,  und  auch  die  nächste  Zeit  befand  sich  das  Deficit 
unausgesetzt  im  Wachsen.  Die  Folge  waren  nicht  nur  stete  Zuschläge  zu  den 
regelmäfsigen  Einnahmen,  besonders  zur  taille^),  immer  wiederholte  Forde- 
rungen von  aufserordentlichen  Beihilfen  des  Klerus,  des  dritten  Standes  ^), 
sondern  vor  allem  immer  neue  Versuche,  weitere  Einnahmen  zu  schaffen, 
sei  es  durch  die  unwirtschaftliche  Vorausverpachtung  der  Zölle  und  Do- 
mänengefälle an  die  Partisanen^)  (o.  S.  645),  sei  es  durch  den  moral-  und 
autoritätgefährdenden  Verkauf  der  Ämter.  Unter  Franz  I.  wurden  bereits 
aus  dem  Kaufpreis  der  Administrativ-  und  Parlamentsstellen  400000  Frs. 
gezogen;  Heinrich  III.  vermehrte  die  käuflichen  Justiz-,  Finanz-,  Offi- 
zierstellen ungeheuer.  Frankreich  geriet  nicht  so  rasch  auf  die  abschüs- 
sige Bahn  Spaniens.^)  Aber  der  Grund  lag  darin,  dafs  wenigstens 
zweimal  der  energische  Versuch  eines  planmäfsigen  Ausgleichs  von  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  unternommen  wurde,  —  durch  Sully  (o.  S.  642)  und 
dann  wieder  durch  Colbert  SuUy  arbeitete  Generalfinanzetats  aus,  die 
in  Verbindung  mit  einem  sorgfältigen  Sparsystem  in  der  Zeit  Hein- 
richs IV.  leidlich  geordnete  Verhältnisse  herstellten.  ^)  Colbert  griff  diesen 
Gedanken  wieder  auf  und  vervollkommnete  ihn  zu  einem  System  jähr- 
lich erneuerter  Voranschläge  der  Ausgaben  und  Einnahmen  (6tats  de  pr6- 
voyance),  die,  vom  Staatsrat  genehmigt,  jedem  Ressort  eine  feste  Summe 
zuwiesen,  auf  die  es  unter  Genehmigung  des  Generalkontroleurs  selbst 
Auszahlungen  bewirken  durfte.  Auch  im  übrigen  griff  Colbert  in  die  bis- 
herigen Mifsstände,  in  das  Partisanenunwesen,  den  Ämterverkauf  ein. 
Aber  sowenig  Richelieu,   Mazarin   und  Fouquet  die  Reformen  Sullys 


1)  Angeblich  eine  Steigerong  von  3,7  Millionen  Livres  unter  Ludwig  Xu.  bis 
zu  8 — 11  Millionen  unter  Franz,  16  Millionen  unter  Heinrich  II.,  —  selbst  bei  An- 
rechnung eines  starken  Sinkens  des  Münzwertes  eine  Steigerung  erst  von  80,  dann 
von  36  Proz.  (Mabcks  I.  169). 

2)  Sie  steigt  vom  Anfang  bis  zum  Ende  der  Regierung  Franz'  I.  um  das  vier- 
bis  fiinffache  (Rai^ke  I.  87). 

8)  Im  Jahre  1558  übernimmt  von  dem  Deficit  der  Klerus  eine,  der  dritte  Stand 
die  beiden  anderen  Millionen. 

4)  Unter  dem  Regime  des  Karl  von  Guise  (1547)  sind  von  16  Millionen  Ein- 
nahmen 3  den  Staatsgifiubigem  angewiesen,  15  Millionen  DomänenertrSgnisse  ver- 
pfändet   Über  ihre  Erpressungen  beschweren  sich  schon  die  Stände  von  Blois  (1588). 

5)  RANKe  L  269.  6)  Vergl.  des  näheren  v.  Heckel,  Das  Budget,  S.  60  ff. 
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respektierten  0  7  so  wenig  dauerten  die  Colberts  unter  der  Spätzeit  Lud- 
wigs XIV.  an.  2)  Colbert  selbst  machte  mit  dem  Rückschritt  den  Anfang, 
indem  er  den  Zünften  für  Bestätigung  ihrer  Privilegien  eine  Steuer  aufer- 
legte und  aus  diesem  finanzpolitischen  Motiv  für  alle  Gewerbe  den  Zunft- 
zwang schuf.  Von  da  an  bildete  die  Finanzverwaltung  des  Staates  eine 
ununterbrochene  Kette  schmutziger  Manöver.  Zu  der  Steuerverpachtung^ 
dem  Verkauf  der  Ämter,  deren  immer  neue  zu  diesem  Zweck  geschaffen 
wurden 3),  kamen  nun  Verkäufe  von  Zunftmeisterrechten,  von  Titeln, 
Adelsdiplomen  u.  s.  w.  hinzu,  insbesondere  auch  die  Ausdehnung  der  Ver- 
käuflichkeit  auf  die  städ  tis  c  hen  Ämter (o.S. 657).  Die Eegierung scheute 
jetzt  nicht  mehr  davor  zurück,  Rechte,  die  sie  bereits  fest  gegen  Entgelt  ver- 
geben hatte,  bei  Bedarf  wieder  für  ungültig  zu  erklären,  um  ihren  Fort- 
bestand von  einem  nochmaligen  Kauf  abhängig  zu  machen.  *)  Ein  schein- 
barer Aufschwung  trat  ein,  als  nach  dem  Utrechter  Frieden  mit  Beginn 
der  Regierung  Ludwigs  XV.  auch  der  französische  Unternehmungsgeist 
im  Aufsenhandel,  vor  allem  in  Indien,  neubelebt  wurde,  der  Schotte  Law 
durch  die  Begründung  neuer  Handelsgesellschaften  und  die  Emission  des 
Papiergeldes  auch  die  Finanzverwaltung  der  Regierung  aufzuhelfen  ver- 
sprach. Auf  den  Zusammenbruch  des  Schwindeluntemehmens  folgte 
jedoch  ein  um  so  entschiedenerer  Rückschritt,  ein  Tiefstand  in  der  wirt- 
schaftlichen Lage  der  gewerbtreibenden  wie  der  bäuerlichen  Bevölkerung.  *) 
So  traf  das  stärkste  Wachsen  des  Steuerdrucks  mit  jener  Anspannung 

1)  Unter  ihrem  Regiment  hatte  vor  allem  das  Partisanenwesen  in  grofsem 
Mafsstab  zugenommen.  Da  er,  wie  erwähnt  (o.  S.  645),  auf  einer  Vermischung  der 
Einnahme  und  Verrechnung  mit  der  Anleihe  beruhte,  so  ergab  sich  aus  ihm,  dafs 
die  Anleiheprovision  der  vorschiefsenden  Kapitalisten  ungeheuer  wuchs.  Gegen  die 
sich  bildenden  Compagnien  der  Pächter,  gegen  die  Anhäuf  ung  ihrer  Reichtümer  geht  unter 
Mazarin  das  Parlament  (1648)  vor  (vergl.  o.  S.  661).  Nach  dem  Staatsbankrott  im 
Frondekriege  werden  sie  aber  wiederhergestellt,  und  Fouquet  beteiligt  sich  sogar  als 
Finanzminister  persönlich  an  ihren  Spekulationen  (vergl.  Raitke,  Geschichte,  III.  158). 

2)  Vergl.  zum  folgenden  Fabnam,  Französische  Gewerbepolitik  von  Colbert  bis 
Turgot,  S.  19ff.  (0.  S.  665). 

8)  Auch  nach  der  Reduktion  der  verkäuflichen  Amter  durch  Colbert (1661)  bleiben 
mehr  als  45000  zurück,  die  einen  Kaufpreis  von  400  Mill.  repräsentieren  (Ranke  m.  200). 
Ebenso  willkürliche  Schaffung  neuer  Zünfte  (Pastetenhändler neben  den  Bäckern  u.  s.  w.). 

4)  Ludwig  XIV.  hebt  gelegentlich  alle  Adelsbriefe  auf,  die  seit  den  letzten 
92  Jahren  angeblich  durch  List  erschlichen  waren ;  die  Inhaber  behalten  siennr  gegen  Aus- 
zahlung neuer  Summen  (Tocquevilus,  S.  US).  Ebenso  werden  (1692)  alle  städtischen 
Amter  für  erledigt  erklärt  und  ihre  Inhaber  gezwungen,  sie  zurückzukaufen  (S.657). 

5)  Eui  allgemeines  Urteil  läfst  sich  insbesondere  über  die  materielle  Lage  der 
Bauern  nicht  abgeben.  Schon  früh  beginnen  die  phrasenhaft  übertreibenden  und 
verallgemeinernden  Schilderungen  ihrer  Notlage,  z.  B.  in  den  letzten  Generalständen 
von  1614  (S.  654)  die  Rede  des  Sprechers  des  dritten  Standes,  dafs,  während  6 
bis  7  Millionen  von  Pensionen  verschlungen  würden,  die  Menschen  in  Guyenne 
und  Auvergne  „Gras  essen ^  müfsten.  Ein  andrer  Redner  des  dritten  Standes,  Mi- 
ron,  wagte  schon  damals  die  Drohung,  „der  Ambos  könne  einmal  Hammer  werden^. 
(Rakke,  Franzosische  Geschichte,  II.  139. 144).  Auf  derartige  Äufserungen  hat  neuer- 
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der  Staatsmacht  im  geistig-religiösen  Leben  des  Volkes  zusammen,  die 
durch  die  Aufhebung  des  Edikts  von  Nantes  eingeleitet  wurde.  Nach- 
dem der  Apparat  der  Dragonaden  seine  Wirkung  an  Austreibungen  und 
Zwangsbekebrungen  gethan,  machten  sich  die  Mafsregeln  der  Intoleranz 
zwar  naturgemäts  weniger  massenhaft ,  aber  grundsätzlich  unverändert 
bis  in  den  Anfang  der  Regierung  Ludwigs  XV.  geltend.^) 

Der  Rückschlag  konnte  nicht  ausbleiben.  Die  Regierung  hatte  sich 
dadurch,  dafs  sie  die  provinziellen,  kommunalen  und  feudalen  Verbände 
immer  mehr  ihrer  autonomen  Wirksamkeit  entkleidet  hatte,  mit  immer 
mehr  Aufgaben  beladen,  und  doch  wurden  die  dafür  verfügbaren  Geldmittel 
verhältnismälsig  immer  geringer.  Zwar  machte  sie  sich  auchjetzt  nicht  des 
Verhaltens  der  spanischen  Monarchie  schuldig,  die  alles  an  sich  rifs,  um 
alles  tot  liegen  zu  lassen.  Aber  sie  verrichtete  alles  —  Zunftaufsicht, 
Wegebau,  Armenpflege  u.  s.  w.  —  oberflächlich  und  unzulänglich.  2)  Den 
besten  Mafsstab  gewährte  die  Thatsache,  dafs  selbst  das  Hauptinteresse 
der  Regierung,  die  Militärmacht,  seit  den  späteren  Jahren  Ludwigs  XIV. 
merkbar  zurückging.  Die  Flotte  erholte  sich  nach  der  Schlacht  von  La 
Hogue  (S.  608)  nicht  mehr;  unter  der  Regentschaft  und  Fleury  verfiel 
sie  ganz.  Aber  auch  das  Landheer  begann  zu  verwahrlosen.^)  ^)  Nach  den 
Frondekriegen  hatte  Ludwig  Sorge  getragen,  die  königliche  Person  aus 
dem  unruhigen,  aufruhrgeneigten,  militärisch  schwer  zu  beherrschenden 
Paris  in  Sicherheit  zu  bringen.  Die  Residenz,  die  Franz  L  aus  dem 
alten  Schlofs  auf  der  Seineinsel,  dem  nachmaligen  Justizpalast  des  Parla- 
ments, nach  demLouvre  am  rechten  Seineufer  verlegt  hatte,  wurde  jetzt  ganz 
aus  der  Hauptstadt  entfernt,  zunächst  nach  St  Germain,  dann  nach  Ver- 
sailles. Dort  begab  sich  der  König  von  nun  an  in  die  Hut  der  Elite- 
korps  seiner  Garde,  die,  bevorzugt  und  verhätschelt,  die  übrige  Armee 

ding8  Tainb  (Origines,  tom.  1. 1.  5)  sein  abschreckendes  und  pessimistisches  Gemälde 
des  n Volkes*^  im  18.  Jahrhundert  gegründet,  das  vielfach  für  historisch  angenommen 
wird.  Bei  der  Anrüchigkeit  fast  aller  Berichterstatter  des  18.  Jahrhunderts,  ihrer 
tendenziösen,  paradoxen,  effekthaschenden  Ausdinicksweise  müssen  deren  Aussprüche 
über  Umfang  und  Grad  desVolkselends  vor  der  Revolution  mitVorsicht  verwertet  werden. 
Insbesondere  ist  seit  TocqüEviLLE  (Anden  regime,  i.  III.  eh.  4)  das  Urteil  auf  die  Zeit 
unmittelbar  vor  der  Kevolution,  auf  die  Regierung  Ludwigs XVL  nicht  übertragbar, 
da  hier  im  Gegenteil  ein  neuer  Aufschwung  eintrat,  eine  Tliatsache,  die  dem  Ausbruch  der 
Revolution,  wie  es  scheint,  direktförderlich  gewesen  ist  Immerhin  ist  gerade  während  der 
Regierung  Ludwigs  XIV.  und  XV.,  also  auf  dem  Höhepunkt  des  Absolutismus,  ein  starker 
wirtschaftlicher  Rückgang  kaum  zu  leugnen.  Die  unparteiische  Übersicht  über  die  Lage 
im  18.  Jahrhundert  giebt  Sybel,  Revolutionszeit,  I.  S.  25  ff. 

t)  Das  Edikt  von  1724  giebt  dem  von  1689  an  Strenge  gegen  die  noch  übrigen 
Protestanten  nichts  nach. 

2)  So  wird  der  Gegensatz  von  Tocqueville  wohl  zutreffend  bezeichnet. 

3)  Vergl.  vor  allem  Taine,  Buch  V,  Kap.  4. 

4)  Nach  d'ARGENsoN,  dessen  consid^rations  sur  le  gouvemement  (1737  geschr.) 
"zuerst  die  unheilvolle  Rolle  des  Adels  blofslegen,  wurden  angeblich  in  4  Jahren 
80000  Menschen  wegen  Desertion  bestraft 
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in  den  Schatten  stellte.  Die  letztere,  durch  die  grofsen  Kriege  des 
1 7.  und  1 8.  Jahrhunderts  im  Bestand  ihrer  erprobten  Elemente  herabgebracht, 
verfiel  seit  der  Regentschaft  einer  Vernachlässigung,  die  in  den  schlechten 
militärischen  Leistungen  der  Kriege  Ludwigs  XV.  zu  Tage  traten.  Die 
besseren  Klassen,  auch  unter  den  Bauern,  wurden  mit  der  Konskription 
verschont,  in  grofsem  Prozentsatz  proletarische,  schlecht  genährte,  unge- 
bildete^ Individuen  herangezogen,  die  Mannschaften  schlecht  armiert, 
schlecht  beköstigt,  unwürdig  behandelt  und  ungenügend  ausgebildet  Am 
£nde  der  Regierung  Ludwigs  XV.  war  das  vornehmste  Werkzeug,  mit 
dem  die  Monarchie  emporgekommen  war,  zerbrechlich  und  unzuverlässig  ge- 
worden. Die  Monarchie  war  in  Wahrheit  einemManne  ähnlich,  der  „imm  er  hö- 
her  eine  Leiter  hinaufsteigt,  um  diese  dann hintersich abzuschneiden**  (Taine). 

Das  Wachsen  der  staatlichen  Belastung  und  Beschränkung  der 
Bürger  bei  entsprechendem  Rückgang  der  staatlichen  Wohlfahrtspflege 
wurde  dadurch  ganz  besonders  empfindlich,  dafs  die  Regierung  die  ver- 
schiedenen Teile  der  Nation  ungleich  belastete.  Auf  der  einen  Seite 
verband  sich  mit  der  Ausnahmestellung,  die  die  südlichenProvinzen 
durch  ihre  landständische  Verfassung  einnahmen  (S.  656.  Anm.  l),  schon 
ganz  von  selbst  eine  Privilegierung  derselben  in  ihrer  wirtschaftlichen  Lage. 
Die  Regierung  fand  hier  fortdauernd  bei  ihren  Geldauflagen  und  sonstigen 
finanzpolitischen  Mafsnahmen  keinen  Widerstand,  der  den  Finanzen  der 
Ständelande  zu  statten  kam;  sie  erhielten  sich  auch  widerstandsfähiger 
gegen  die  Omnipotenz  von  Paris,  das  im  18.  Jahrhundert  bei  riesigem 
Wachsen  der  Bevölkerung  vor  allem  Geldmarkt  und  Papierhandel  ganz  an 
sich  rils.^)  Zu  der  Privilegierung  mancher  Gebietekamganzwiein  Spanien 
die  noch  mehr  in  das  Volksleben  einschneidende  Privilegierung  der 
Stände,  des  Adels,  der  Geistlichkeit,  des  Beamtentums  hinzu.  Der 
Grundsatz  bestand  fort,  dafs  diese  die  Hauptsteuer,  die  Taille,  nicht  zu 
zahlen  brauchten,  und  die  Natur  der  Sache  brachte  es  mit  sich,  dafs  sie 
auch  von  den  Verkehrssteuern  nicht  getroffen  wurden.^)  Wenn  dieser 
Vorzug  der  beiden  oberen  Stände  vor  dem  tiers  6tat  der  Bürger  und 
Bauern  im  früheren  Lehnsstaat  in  ihrer  Pflicht  zu  Kriegsdienst  und  Ver- 
waltungsfunktionen eine  Erklärung  gefunden  hatte,  so  war  der  damalige 
Zustand  jetzt  nicht  nur  beseitigt,  sondern  direkt  in  sein  Gegenteil  verkehrt 
Die  weitaus  tbätigsten  Verwaltungs-  und  Richterämter  waren  jetzt  längst 
in  die  Hand  von  Nichtadligen  übergegangen,  allen  voran  die  der  Par- 
lamentsräte und  der  Intendanten;  effektiv  war  also  die  obere  Schicht 
des  Bürgertums,  in  die  unausgesetzt  auch  Emporkömmlinge  eintraten, 
die  herrschende  Klasse  der  Centralverwaltung  geworden.  Und  nicht 
minder  hatte  der  Adel  aufgehört,  Organ  der  Selbstverwaltung  und 
1)  V.  Sybel  I.  S.33.  2)  Die  neuen  direkten  Steuern  Ludwigs  XIV.,  capitation 
(1695)  und  dixi^me  (1710),  wurden  grundsätzlich  auch  von  Adel  und  Beamten  be- 
zahlt; aber  auch  sie  wurden  bei  ihnen  schlaff  eingetrieben. 
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als  solches  Beherrscher  der  Banem  zn  sein ;  auch  diese  empfingen  ihre 
Polizei  und  Justiz  nicht  mehr  vom  Grundherrn,  sondern  von  Beamten, 
die  der  Intendant  ernannte  oder  die  Bauern  selbst  wählten  (S.657);  auch  sie 
waren  nicht  mehr  auf  dön  Adel  angewiesen J)  So  war  es  nur  das 
Weiterwirken  eines  veralteten  und  durch  nichts  mehr  motivierten  Grund- 
satzes, wenn  der  Adel  abgabenfrei  war,  und  die  Inkonsequenz  wurde  noch 
gesteigert,  wenn  ebenso  auch  alle  neugeadelten  und  in  die  höheren  Ver- 
waltungs-  und  Justizämter  aufgenommenen  Mitglieder  der  Bourgeoisie 
damit  des  Privilegs  des  Adels  teilhaftig  wurden.  Es  war  eine  historische 
Zufälligkeit,  dafs  die  nunmehrige  Hauptsteuer  aus  dem  Zins  hervorge- 
gangen war,  den  früher  die  Bauern  und  Bürger  ihrem  Grundherrn  ge- 
zahlt hatten  (S.538).  Jetzt  hatte  sie  diesen  Charakter  nicht  mehr,  und  es  war 
ein  blofser  Mangel  an  Initiative  auf  Seiten  der  B^erung,  wenn  sie  ihren 
Absolutismus  nicht  benutzte,  um  einen  für  alle  Stände  gemeinsamen 
Modus  der  Steuereinschätzung  nach  Hufen  oder  Vermögen  durchzuführen 
und  auf  die  selbstbewirtschaftete  „domaine^,  den  Herrenhof  des  Adligen, 
oder  auf  sein  Mobiliarvermögen  auszudehnen,  wie  dies  die  englische  Mo- 
narchie vermöge  ihres  Absolutismus  schon  im  12.  Jahrhundert  (S.  426)  wirk- 
lich gethan  hatte,  und  wie  es  die  brandenburgisch-preufsische  Monarchie 
eben  damals  zu  thun  begann  (S.  696).  Und  nicht  minder  ein  Best  überlebter  An- 
schauungen war  es,  wenn  die  Regierung  dem  Adel  nicht  nur  die  Teilnahme 
an  den  wichtigsten  Lasten  des  Staatsbürgers  ersparte,  sondern  ihm 
noch  positive  Zuwendungen  grofsen  Umfangs  dareingab.  Es  war  wieder- 
um Schuld  der  Regierung,  wenn  sie  einerseits  ihre  Organisation  der 
neuen  Central-  und  Bezirksbehörden  (S.  642)  schuf  und  doch  anderseits 
alle  die  Hofämter  und  Bezirksämter  des  Feudal-  und  des  Ständestaats 
fortleben  liels  und  sie  als  ebensoviele  Sinekuren  adliger  Müfsiggänger 
verwendete.  Zahllose  Gouverneur-,  ünterstatthalter-,  Kommandanten- 
stellen mit  ihren  Sekretären,  Baillis,  Prövots  bedeckten  das  Land, 
ebensoviel  Kammerherm-,  Palast-,  Forstchargen  u.  s.  w.  füllten  den  Hof 
und  seine  Umgebung,  nur  um  ebensovielen  arbeitsscheuen  Edelleuten  zu 
Einkünften  von  Tausenden  von  Livres  zu  verhelfen ;  selbst  die  Offizier- 

1)  Es  ist  eines  der  hauptsächlichen  Verdienste  Tocquevilles,  dafs  er  (Buch  II  i 
die  Irrtümer  endgültig  zerstreut  hat,  die  den  Schaden  des  anden  regime  und  den 
Grund  der  Revolution  in  einer  Fortdauer  des  „feudalen  Systems",  der  Polizei  und 
Gerichtsbarkeit  des  Adels  über  die  Bauern,  erblickten.  Die  Bauern  wurden  nicht 
deshalb  die  Träger  der  Revolution,  weil  sie  noch  von  der  politischen  Thätigkeit  der 
Grundherren  abhängig  waren,  sondern  weü  sie  nicht  mehr  von  ihr  abhängig  waren 
und  trotzdem  der  Adel  die  Vorteile  genoüs,  die  das  Entgelt  solcher  Thätigkeit  ge- 
wesen waren.  Dabei  hebt  T.  allerdings  mit  Recht  hervor,  dafs  nach  mancher  Hinsicht 
in  der  That  das  Verhältnis  der  Bauern  zum  Grundherrn  im  18.  Jahrhundert  ver- 
schlechtert war,  weil  der  Adlige  fast  ausfchliefslich  in  der  Stadt  lebte  und  der 
Bauer  deshalb  neben  der  Herrschaft  der  Grundherren  auch  die  mannichfache  Unter- 
stützung entbehrte,  die  ihm  der  Grundherr  in  der  Feudalzeit  hatte  gewähren  müssen. 
Über  die  Ausnahmen  in  Anjou,  Guyenne  vgl.  v.  Sybel  I.  S.  30. 
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stellen  gehörten  zum  grof sen  Teil  dazu,  soweit  sie  in  den  Prunkregimentem 
des  Königs  bestanden;  —  sie  wurden  es  mehr  und  mehr,  je  mehr  sich 
im  18.  Jahrhundert  die  Zucht  der  Armee  auflöste.  ^)  Der  Adel  zehrte  also, 
nicht  genug  daTs  er  selbst  von  den  Leistungen  der  Bourgeoisie  frei  war, 
noch   von  der  Staatskasse,  die  aus  den  Abgaben  des  Volks  gespeist 
wurde.    Ja  endlich  zog  er  den  Bauernstand  noch  ganz  direkt  für  Leis- 
tungen zu  seinen  Gunsten  heran.  Auch  die  äufserste  Inkonsequenz  hatte 
die  Monarchie  nicht  vermieden^  dafs  sie  einen  grofsen  Teil  der  Abgaben, 
die  früher  die  Bezüge  und  Vorrechte  der  Grundherrschaft  gewesen  waren, 
fortbestehen  liefs,   obwohl  die  Grundherrschaft  selbst  beseitigt  war,  — 
Wegezölle,  Bannrechte  für  deren  Mühlen  und  Backöfen,  Abgaben  bei  Ehe- 
schlufs  und  Todesfall,  vor  allem  das  ausschliefsliche  Jagdrecht.^  Alle  diese 
Vorrechte  zusammen  waren  mächtig  genug,  um  die  staatsrechtliche  Un- 
gleichheit der  Stände  zu  einer  scharfen  sozialen  Trennung  anwachsen  zu 
lassen.   Während  dem  Zeitgenossen  Ludwigs  XIL  gerade  die  aufserordent- 
liche  Einheitlichkeit    des   französischen  Volks,    das  Zurücktreten  aller 
Klassengegensätze  auffallen  konnte  (S.  540.  Anm.  4),  während  im  Hinblick 
auf  Anschauungsweise,  Ausbildung,  Religion  Frankreich  auch  jetzt  noch  das 
Land  war,  „in  welchem  sich  die  Menschen  am  ähnlichsten  waren^  3),  bewirkte 
das  Eindringen  neuer  öffentlichrechtlicher  Grundsätze,  dafs  sie  sich  immer 
geflissentlicher  von  einander  absonderten.   Die  alten  Adelsfamilien  zogen 
sich  schon  deshalb  zu  einem  geschlossenen  gesellschaftlichen  Kreise  zu- 
sammen, um  die  Konkurrenten  der  Neugeadelten  von  den  Vorteilen  ihrer 
Versorgungen  fernzuhalten.  Diejenigen  aber,  die  durch  Nobilitierung  oder 
durch  Erwerb  von  städtischen  und  staatlichen  Ämtern  in  den  Mitgenufs 
der  Privilegien  traten,  mufsten  sich,  obwohl  von  ihren  neuen  Standes- 
genossen  zurückgewiesen,   doch   ebenso    eifrig    von   ihren    ehemaligen 
Standesgenossen  zurückziehen  und  wurden  damit  von  Anfang  an  untaug- 
lich für  die  natürliche  Aufgabe,  ein  Bindeglied  zwischen  der  einen  und 
der  andern  Klasse  herzustellen.  Und  bei  diesem  Spalt,  der  die  Gesellschaft 
nach  Mafsgabe  ihrer  staatsbürgerlichen  Bechte  in  Klassen  trennte,  blieb  es 
nicht    Durch  sämtliche  Klassen  der  Bevölkerung  klaffte  eine  zweite 
Trennung  auf  dem  Gebiet  des  geistigen  Lebens  auf.    Je  weiter  die 
B^erung  im  Bund  mit  dem  orthodox  gesinnten  Klerus  auf  der  Bahn  der 
Glaubenseinigung  schritt,  je  mehr  sie  alle  vermittelnden  religiösen  Ele- 
mente ausrottete,  desto  wirksamer  beförderte  sie  eine  extrem  kirchenfeind- 
liche Opposition,  und  sie  beförderte  dieselbe  vor  allem  durch  (jiie  seit  der 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts  unter  klerikaler  Ägide  allmählich  ausgebildete 


1)  Einzelheiten  hierzu  vor  allem  bei  Taine,  Kap.  4.  III. 

2)  Vergl.  TocjQüEviLLE,  Kap.  5.  Über  die  widerwärtigen  Beschränkungen ,  die 
die  Jagd,  die  Schonzeit  etc.  den  Bauern  in  der  Benutzung  und  Bewirtschaftung 
ihrer  eignen  Ländereien  auferlegt,  über  die  Beschädigungen  durch  den  VYildstand 
Tadie,  Kap. 3. III.    '       3)  Die  berühmte  Darlegung  Tocqievllles,  p.  137 ff. 
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Censnr  der  Presse.^)  Im  geheimen  griffen  (seit  1700)  das  kultnslose 
Freidenkertum  und  der  religionsfeindliche  Unglaube  unter  den  Gebildeten 
und  Halbgebildeten  rapid  um  sich.  Da  sie  sich  in  der  Person  der  Herrschen- 
den keiner  gemütsreligiösen,  werkthätigen  Kirche,  sondern  anscheinend  nur 
fanatischem  Frömmlertum  oder  änlserlicher  Eirchlichkeit  gegenübersahen, 
deren  Träger,  wie  in  erster  Linie  der  Hof  und  die  Hofgesellschaft,  gleich- 
zeitig von  skandalöser  Sittenlosigkeit,  Verwilderung  des  Familienlebens, 
Streberei,  Verschwendung  und  Faulheit  entstellt  wurden,  so  wappnete  sich 
die  Opposition  mit  einer  Parteidoktrin  kalter  verstandesscharfer  Negation,  die 
•ebenso  fanatisch  und  intolerant  wie  der  Jesuitismus  einen  geistigen  Ausgleich 
mit  dem  offiziellen  Staatsglauben  als  ausgeschlossen  erscheinen  liels.  Die 
scheinbar  so  harmlose  Eonzession,  die  Heinrich  IV.  dem  Katholizismus 
gemacht,  als  er  Paris  „einer  Messe  wert'^  erachtete,  hatte  mit  unerbittlichem 
Weiterwirken  dahin  geführt,  dafs  der  Minister  seines  Sohnes  die  Huge- 
notten wehrlos  gemacht,  dafs  sein  Enkel  in  seinem  Mannesalter  die 
Protestanten,  in  seinem  Greisenalter  die  nationalen  und  liberalen  Katholiken 
unterdrückt  hatte,  und  sie  endete  unter  dem  Urenkel  Ludwigs  XIV.  da- 
mit, dafs  sich  ein  roher  Materialismus  erhob,  um  jeder  Religiosität  den 
Boden  abzugraben. 

IV.  Die  Rechtspflege.  So  verwirrte  der  Staat  das  Rechtsbewufst- 
sein,  indem  er  durch  seine  Gesetze  den  Vol ksklassen  die  öffentlichen 
Rechte  ungleich  zumaf s.  Er  verstärkte  diese  Wirkung,  indem  er  durch  seine 
Justiz  auch  den  Individuen  ungleiches  und  unsicheres  Recht  gewährte. 
Auch  in  der  Rechtspflege  mischten  sich  wie  in  der  Verwaltung  mit  rücksichts- 
losen Übergriffen  und  leichtfertigen  Unterlassungssünden  zweifellose  Ver- 
dienste des  absoluten  Staates.  Aber  auch  hier  drängten  sich  die  dunkeln 
Stellen  allmählich  so  hervor,  dals  die  hellen  zu  verschwinden  schienen. 

In  derCivilrechtspflege  überwogen  die  Vorzüge  der  Grund- 
anlage deren  Schattenseiten.  Seit  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  war 
der  Übergang  der  ritterlichen,  städtischen,  bäuerlichen  Schöffenbänke  in 
Kollegien  zünftiger,  rechtsgelehrter  Berufsrichter  abgeschlossen  und  ver- 
möge der  Käuflichkeit  der  Stellen  ein  von  der  Krone  fast  unabhängiger,  selbst- 
bewufster  Richterstand  erzeugt  worden.  Bei  dem  allmählichen  Verlauf  der 
Umwandlung  hatte  es  sich  von  selbst  ergeben,  dafs  das  Gericht  möglichst  in 

1)  Schon  bei  Beginn  der  Religionskämpfe  hatte  die  Sorbonne  (1535)  die  An- 
drohung der  Todesstrafe  für  den  Druck  eines  neuen  Buches  ohne  staatliche  Geneh- 
migung erwirkt;  das  Strafgesetz  wurde  1566  wieder  beseitigt,  Sie  wurde  aber  von  Ri- 
chelieu (1629)  für  religions- und  staatsfeindliche  Bücher  wieder  eingeführt  (172S  wurde 
die  Todesstrafe  durch  Brandmark ung,  Pranger,  Galeere  ersetzt).  Die  Ordonnanz  von 
1629  führte  femer  ein ,  dafs  die  Handschrift  des  Buches  dem  Kanzler  zur  Prüfung 
und  Erteilung  des  imprimatnr  eingereicht  werden  mufste.  Die  Censur  der  Broschüren 
(livrets)  wurde  seit  1667  den  Polizeirichtem  der  Städte  übertragen.  Als  politische 
Zeitung  hatte  die  Gazette  de  France  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts  das  Monopol 
<Klöppel,  Das  Reichsprefsrecht.  1894.  S.45ff.). 
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der  runktionsform  der  Gerichte  fränkischer  Zeit  (S.  338.  381)  verharrte» 
Dies  brachte  mit  sich,  dafs  sich  die  französischen  Civilrichter  ungleich  den 
italienischen  (S.  472)  alle  untergeordneten  Thätigkeiten  fernhielten.  Sie 
zogen  sich  darauf  zurück,  das  Parteivorbringen  im  öffentlichen,  mündlichen 
Verhandlungstermine  anzuhören,  nach  Befinden  durch  appointement  das 
Einreichen  der  urkundlichen  Beweisstücke  anzuhören.  Zur  Ergänzung 
schob  sich  die  ganze  Roharbeit  der  Instruktion  und  Vorbereitung,  natur- 
gemäfs  den  Anwälten  überlassen,  vor  den  Beginn  des  richterlichen  Ge- 
hörs in  Gestalt  eines  Schriftenwechsels  der  Parteibeistände  (procureurs^ 
später  avou6s);  erst  nach  dessen  Abschlufs  fand  das  gerichtliche  Plaidoyer 
der  vornehmeren  Sachwalter  (avocats)  statt.  Die  Selbstherrlichkeit  der 
korporativen  Advokatur  führte  freilich  zu  bedenklichen  Konsequenzen. 
Diese  beutete  ihren  Einflufs  auf  die  Gerichtspraxis  dahin  aus,  dafs  sie  da& 
fast  ausschlief sliche  Gewicht  des  Beweises  im  Prozefs  auf  die  Urkunde 
verlegte  und  in  der  Privilegierung  des  ürkundenbeweises  eine  Mafs- 
regel  durchsetzte,  die  bisweilen  den  Prozefs  beschleunigte,  aber  gewalt- 
sam die  freie  und  allseitige  Aufklärung  des  Sachverhalts  durch  Zeugen 
u.  dergl.  beschränkte  und  für  den  gesamten  rechtsgeschäftlichen  Verkehr 
der  Privatpersonen  den  Rechtsbeiständen  ein  Monopol  bevormundender 
Mitwirkung  gewährte.  Aber  anderseits  schuf  die  Ausbildung  des  An- 
waltsprozesses eine  „Teilung  der  Gewalten*',  die  in  heilsamer  Weise  daa 
Gericht  entlastete,  es  unvoreingenommen  erhielt  und  auf  die  Aufgabe 
einer  wesentlich  receptiven  Entgegennahme  und  rechtlichen  Beurteilung 
des  Prozelsstoffs  einschränkte.  Zum  Entgelt  konnte  sich  das  Gericht,  wenn 
es  die  Beweise  würdigte,  sehr  frei  bewegen,  und  desgleichen  nahmen 
die  rechtlichem  Regeln  des  französischen  Civilrechtg  und  Verfahrens  einen 
dehnbaren  Charakter  an,  der  dem  richterlichen  Ermessen  weiten  Spielraum 
liefs.  In  diesem  Geiste  lieferte  die  Gesetzgebung  Ludwigs  XIV.  eine  Art 
systematischen  Abschlusses  des  Verkehrs-,  besonders  Handelsrechts, 
Prozelsrechts,  Konkursrechts.  Sie  brachte  zweifellos  den  grolsen  Vorteil 
eines  leicht  erkennbaren  Rechtsstoffs,  der  für  ganz  Frankreich  einheit- 
lich war,  und  auch  was  seinen  gedanklichen  Gehalt  angeht,  liegt  kein 
Grund  vor  zu  bezweifeln,  dafs  in  der  Civiljustiz  ein  sinnvolles  Gleich- 
gewicht der  Kräfte  erzielt  wurde,  und  zwar  von  Kräften,  die  im  allge- 
meinen   pflichttreu,  gebildet  und  fleifsig  arbeiteten. 

Scheinbar  nach  gleichen  Prinzipien,  in  Wahrheit  doch  mit  sehr 
andersartigem  Ergebnis  gestaltete  sich  die  Strafrechtspflege.  Hier 
war  im  16.  Jahrhundert  der  betreibende  Teil  noch  immer  der  Privat- 
ankläger (partie  civile),  nur  versteckte  er  sich  selbst  durchweg  hinter  dem 
untersuchenden  Richter,  dem  lieutenant  criminel  des  bailli  oder  pr6vöt 
(S.  647).  Aber  in  Wahrheit  war  damals  schon  der  ehemalige  proc6s  extra- 
ordinaire,  das  üntersuchungsverfahren  zum  Regel  verfahren  geworden,  und 
die  Privatperson  war  hier  ungleich  wie  in  England  (u.§  88.  IV.)  zu  einem  De- 
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nunzianten  herabgesunken,  dem  der  Richter  viel  von  der  Last  der  AufspiL 
rung  und  Beweisbeschaffung  aufbürdete,  der  aber  überall  vom  guten  Willen 
des  Richters  abhing,  i)  Der  büreaukratische  Charakter  des  Verfahrens  stei- 
gerte sich  noch,  als  seit  der  ordonnance  criminelle  Ludwigs  XIV.  (1670)  der 
procureur  du  roi  immer  mehr  hervortrat  Von  jeher  Organ  der  königlichen 
Dienstaufsicht  über  dieGerichte(S.524),  wurde  er  bei  dem  Wachsen  derGen- 
tralisierung  naturgemäXs  ebenfalls  in  seiner  disciplinären  Autorität  gehoben, 
und  er  benutzte  dieselbe  nunmehr,  um  das  Verfahren  selbst  durch  offi- 
zielle Denunziation  in  Gang  zu  bringen  und  die  Mitwirkung  der  Privat- 
personen ganz  überflüssig  zu  machen.  ^)  Der  Verdächtigte  und  Angeklagte 
sah  sich  damit  allein  zwischen  die  beiden  Staatsbeamten  gestellt  und 
ging  in  ihren  Händen  jeder  freien  Bewegung  verlustig.  Schon  prozes- 
sualisch wurde  er  in  strenger  Heimlichkeit  der  Untersuchung,  ohne  Ver- 
teidiger, ohne  die  Belastungszeugen  kennen  zu  lernen,  von  der  Folter  be- 
droht, von  den  kollegialen  Beisitzern  des  Richters  nur  auf  Grund  der  Akten 
abgeurteilt,  von  dem  Ermessen  der  Behörden  ganz  abhängig. 5*)  Nicht 
minder  aber  hatten  die  Strafgerichte  freie  Hand  in  der  Frage,  welche 
Handlungen  sie  als  Verbrechen  strafen  und  welche  Strafen  sie  verhängen 
wollten.  Die  Thatbestandsmerkmale  selbst  der  gewöhnlichsten  Delikte 
wie  Tötung,  Diebstahl  oder  Fälschung,  die  Strafarten  und  Straf sätze,  die 
die  Goutumes  des  1 4.  Jahrhunderts  gekannt,  waren,  wie  schon  erwähnt, 
seit  dem  Eingreifen  der  Königsgesetzgebung,  die  auf  dem  Gebiet  des, 
Strafrechts  ganz  unproduktiv  blieb,  nicht  fortgebildet  worden. *)  Infolge- 
dessen langten  die  Gerichte  im  18.  Jahrhundert  bei  einer  völligen  Will- 
kür des  Urteils  an,  und  für  die  sichere  Berechenbarkeit  des  Ergebnisses 

1)  Durch  seine  ^plainte'*  ist  nicht,  wie  in  England  durch  die  Vorlage  der  Bill 
of  indictment  an  die  gi-ofse  Jury,  das  Gericht  mit  der  Sache  befafst  Vielmehr  ent- 
nimmt aus  ihr  der  französische  Richter  nur  eine  Anregung  für  das  eigene  Ein- 
schreiten. Vergl.  hierüber  wie  über  alles  einzelne  Richard  Schmidt,  Staatsanwalt 
und  Privatkläger.  1891.  S.  106  ff. 

2)  Nicht  ohne  dafs  die  Privatpersonen  selbst  hierzu  beitrugen.  Schon  die  Stände 
von  1561  (S.  652)  veranlafsten  eine  Verordnung,  die  den  Beamten  verbot,  die  Pri- 
vaten ^contraindre  a  se  rendre  partie*^.  Im  übrigen  kann  es  jetzt  als  feststehend 
gelten,  dafs  der  procureur  zum  betreibenden  Organ  des  Strafprozesses  erst  im 
allerletzten  Stadium  des  ancien  regime  geworden  ist. 

3)  EsMEiN,  Histoire  de  la  proc^dure  criminelle.  1882.  S.  112  ff. 

4)  Über  die  Beschaffenheit  des  Strafrechts  vom  16.  bis  zum  18.  Jahrhundert 
Stein,  Greschichte  des  französischen  Strafrechts  und  Prozesses  (3.  Band  von  Wakn- 
KONiGs  französischer  Staats-  und  Rechtsgeschichte).  1875.  S.  611:  ^War  eine  Handlung 
vorgefallen,  die  dem  Richter  oder  Procureur  straffällig  erschien,  so  ward  die 
Untersuchung  veranlaf st  und  nach  ihrer  Beendigung  auf  irgend  eine  angemessene 
Strafe  angetragen".  Bezeichnend  die  Charakteristik  des  führenden  Juristen  Imbebt 
(Pratique,  ca.  1520);  „Aujourd'hui  les  peines  sont  arbitraires  en  ce  royaume*".  Schon 
ein  Arr6t  des  Parlaments  von  1545  erkennt  an,  dafs  auch  die  Todesstrafe  ex, 
arbitrio  verhängt  werden  dürfe. 

43* 
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eines  Strafverfahrens  und  damit  für  die  recbtsstaatliche  Sicherheit  und 
Freiheit  des  mit  dem  Strafrichter  in  Konflikt  tretenden  Bürgers  fehlte 
schon  da,  wo  sich  die  Sache  in  den  geordneten  Formen  des  Prozefsrechts 
bewegte,  jede  auch  nur  notdürftige  Garantie. 

Die  Grundsätze,  beziehentlich  dieGrundsatzlosigkeit  des  regelmäfsigen 
Verfahrens  wären  zu  ertragen  gewesen,  wenn  diese  Träger  wenigstens 
die  volle  und  uneingeschränkte  öffentliche  Verantwortlichkeit  der  Rechts- 
pflege übernommen  hätten.  Aber  selbst  diese  Minimalgarantie  der 
Justiz  wurde  durch  die  ünstetheit  zerstört,  die  die  massenhaften  Durch- 
brechungen des  regelmäfsigen  Instanzenzugs  mit  sich  brachten.  <)  Wie 
in  Italien,  so  waren  auch  in  Frankreich  seit  der  germanischen  Zeit  die 
Angeklagten,  die  sich  dem  Gericht  nicht  gestellt  hatten  und  deshalb  als 
säumig  geächtet  worden  waren,  ohne  Urteil  als  überwiesene  Verbrecher 
behandelt  und  der  Lynchjustiz  preisgegeben  worden,  nur  dafs  das  staats- 
rechtlich empfindliche  Zeitalter  der  Coutumes  im  14.  Jahrhundert  dieses 
Schicksal  an  gewisse  formale  Kennzeichen  zu  binden  und  auf  schwerere 
Gewohnheitsverbrechen  einzuschränken  bestrebt  gewesen  war.  Da  mit 
der  technischen  Ausbildung  des  centralisierten  Beamtentums  die  Auf- 
bringung und  Abstrafung  der  Geächteten  in  die  Hand  der  niederen  Polizei- 
beamten gekommen  war,  so  lief  seit  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  neben 
dem  ordentlichen  Strafprozefs  einformlos-polizeiliches  Strafverfahren 
gegen  Mordbrenner,  Räuber,  Diebe,  fahrende  Schwindler,  Münzfälscher 
u.  s.  w.  her.  Ursprünglich  nicht  besonders  für  den  Gesamtcharakter 
der  Strafjustiz  ins  Gewicht  fallend,  hatte  es  an  Bedeutung  gewonnen,  seit 
die  grofsen  Kriege  des  1 5.  Jahrhunderts  aus  dem  Landvolk  und  der  Sol- 
dateska das  Gaunergesindel  zu  sozialschädlicher  Höhe  hatten  anwachsen 
lassen.  Jetzt  erweiterte  das  Standtrechtsverfahren  seinen  Umkreis,  liefs 
das  Erfordernis  der  vorherigen  Ächtung  ganz  fallen  und  dehnte  sich  vor 
allem  auch  auf  die  niederen  Schichten  der  Vagabunden,  Bettler,  Zechpreller, 
Arbeitsscheuen,  Zigeuner,  Dirnen,  aus,  sodafs  nunmehr  derartige  Individuen 
ohne  irgendwelches  gerichtliche  Verfahren  nur  nach  dem  thatsächlichen  Be- 
fund „ä  la  discretioQ  de  justice^  aufgeknüpft,  verstümmelt,  gebrandmarkt, 
gepeitscht  wurden.  Noch  mehr  wuchs  die  Bedeutung  der  Polizeijustiz, 
als  die  Besonderheit  ihrer  strafrechtlichen  und  prozessualen  Prinzipien 
durch  ein  besonderes  Organ  der  Gerichtsverfassung,  die  Mar6chauss6e  (S.646), 
noch  schärfer  zum  Ausdruck  gebracht  wurde.  •)  Ursprünglich  (1514)  zur 
standrechtlichen  Justiz  über  Marodeure,  Abenteurer  und  Diebsgesindel  des 
Armeetrosses  bestimmt,  erhielten  die  „pr6vots  de  mar6chaux"  schon  früh 
(1576)  eine  generelle  Strafgewalt  über  Gewohnheitsverbrecher  und  Vaga- 

1)  Die  Entwicklung  im  einzelnen  analysiert  bei  Richard  Schmidt,  Aufgaben 
der  Strafrechtspflege.  1895.  S.  230ff.;  dort  insbesondere  (S.  224)  auch  über  die  ältere 
und  vorbildliche  Entwicklung  in  Italien. 

2)  Warnkönig-Stein,  Rechtsgeschichte,  I.  S.  580. 
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banden  aller  Art.  Und  endlich  trieb  das  Bedürfnis  nach  massenhafter 
Beseitigung,  Verwahrung  und  Züchtigung  für  die  kleine  und  mittlere  Gruppe 
solcher  Gauner  auch  ein  eignes  Straf-,  beziehentlich  Zuchtmittel  heraus; 
vermittelt  durch  das  System,  die  Leute  zu  Zwangsarbeiten  für  öffentliche 
Zwecke  anzuhalten,  sie  auf  die  Galeeren  zu  verbringen,  wurde  nach 
flandrischem  und  holländischem  Muster  (o.  S.  639)  das  Werk-  oder 
Zuchthaus  ausgebildet  und  von  ihm  ohne  Unterschied  der  That,  des 
Geschlechts,  Alters,   Vorlebens  der  Gauner  reichlich  Gebrauch  gemacht 

Die  neue  Institution  bedeutete  nun  aber  im  Endergebnis  eine  durch- 
gehende Spaltung  der  gesamten  Strafjustiz.  Der  Gewohnheitsverbrecher 
war  jetzt  in  seinen  schwersten  wie  in  seinen  unbedeutendsten  Erschei- 
nungsformen auXserhalb  der  normalen  Justiz  gestellt;  er  wurde  mit 
grundsätzlich  anderem  Mafse  gemessen.  Während  der  verbrechensver- 
dächtige Bürger  der  geordneten  Gesellschaft,  wenigstens  im  Prinzip,  nach 
Mafsgabe  der  Schwere  seiner  That  gestraft  wurde,  wie  es  die  gesamte 
Rechtstradition  der  westeuropäischen  Welt  mit  sich  brachte,  machte 
diese  formale  Vergeltungs-  oder  Abschreckungsstrafe  oder  wie  man  sie 
bezeichnen  will,  bei  jener  mit  fliefsenden  Grenzen  umgebenen  Verbrecher- 
gruppe einer  rohen  Unschädlichmachung  oder  Zwangserziehung  Platz, 
bei  der  auf  die  That  nicht  mehr  Rücksicht  genommen  wurde.  Ein  festes 
rechtliches  Verhältnis  in  der  Behandlung  der  Augenblicksverbrecher  und 
Gewohnheitsverbrecher  hörte  also  auf,  und  dies  war  um  so  bedenklicher, 
als  bei  dem  durchgängig  proletarischen  Charakter  der  Gauner  die  Un- 
gleichheit vor  dem  Strafgesetz  zugleich  eine  neue  Ungleichheit  der  so- 
zialen Klassen,  entsprechend  der  in  der  Besteuerung  und  Aushebung,  be- 
deutete. Man  langte  bei  derselben  Auflösung  der  Strafjustiz  gegen  die 
honestiores  und  humiliores  wieder  an,  in  der  die  Rechtspflege  der  römischen 
Kaiserzeit  versumpft  war  (S.  301.  313). 

NaturgemäXs  wirkte  die  Verflüchtigung  aller  festen  Rechtsvorstel- 
lungen weiter.  Die  Willkürjustiz  gegen  die  Niederen  mulste  folgerichtig 
auch  die  Strafzumessung  im  ordentlichen  Prozefs  und  zwar  auch  hier 
besonders  gegen  die  Angeklagten  der  unteren  Klasse,  diebische  Lakaien, 
Wildfrevler  u.  s.  w.  in  dieselben  Launen  und  Übertreibungen  führen. 
Auch  in  die  ordentliche  Strafjustiz  wurde  die  arbiträre  Internierung  im 
Gefängnis  im  Wege  der  Übung  aufgenommen.  Aber  auch  gegen  Höher- 
stehende konnte  nun  leicht  das  normale  Verfahren  durchbrochen  werden. 
Die  vielberufenen  lettres  de  cachet,  die  im  Kabinett  erwirkten  Haft- 
befehle, waren  nur  eine  Einzelform  und  keineswegs  die  schlimmste  solcher 
aufserordentlicher  Willkürakte.  Und  endlich  griff  seit  dem  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  die  Zerfahrenheit  der  zuständigen  Organe  auch  in  den 
anderen  Zweigen  der  Rechtspflege  Platz,  ^j  Hier  gab  die  stets  fortdauernde 

1)  Über  die  Auflösung  der  Rechtspflege  im  18.  Jahrhundert  .Warnkönig  L 
^.  599 ;  TocQüEViLLE,  Ancien  r<5gime,  1.  II.  eh.  4. 
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Justiz  des  Geheimrats  in  Fragen  des  Privatrechts  und  Verwaltun^rechts 
(S.  642),  die  mit  der  Oberinstanz  der  Pariamente  konkurrierte,  die  Hand- 
habe dazu,  dafs  auch  den  üntergerichten  eine  immer  wachsende  Zähl 
von  Fällen  durch  ^^vocation^'  entzogen  und  Kommissaren  des  Staatsrats 
überwiesen  wurde.  Vor  allem  wirkten  die  Intendanten  und  Subdelegierten 
in  einem  steigenden  Umfang  in  richterlichen  Geschäften  aller  Art, 
Die  Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung,  die  durch  die  Be- 
hördenorganisation Karls  VII.  und  seiner  Nachfolger  in  den  Grundzügen 
sachgemäXs  angebahnt' und  bis  zum  Ende  des  16.  Jahrhunderts  in  den 
Bezirksbehörden  fast  völlig  vollzogen  gewesen  war,  war  durch  den  ver- 
wildernden Fortgang  der  Entwicklung  wieder  vollkommen  über  den  Haufen 
geworfen  worden.  Niemand  wuIste,  an  wen  er  sich  zu  halten  habe,  und 
wem  er  verantwortlich  sei.  Für  Zweckmäfsigkeitserwägungen  aller  Art, 
finanzpolitische,  kirchenpolitische,  militärische,  für  persönliche  Feind- 
schaften und  Intriguen  war  innerhalb  dieser  Rechtsanarchie  freie  Bahn. 

Man  kann  hiernach  die  Mifsstände  des  ancien  regime,  die  den  Spreng- 
stoff zu  einer  so  furchtbaren  Explosion  in  sich  bargen,  beurteilen.  Ebenso- 
wenig wie  in  Spanien  (S.  638)  kann  man  sie  mit  dem  Schlagwort  des  Feuda- 
lismus der  Gesellschaft  und  des  Absolutismus  oder  gar  Despotismus  der 
Staatsgewalt  kennzeichnen.  Der  Hauptschaden  lag  auch  hier  in  der  recht- 
lichen Ungleichheit  der  Gesellschaftsklassen  und  in  derjenigen  Un- 
freiheit, die  durch  die  Willkür  und  Gesetzlosigkeit  des  Beamten- 
tums, der  Verwaltungs-  wie  der  Justizbehörden,  begründet  war.  Aber  da- 
neben zeigten  sich  doch  charakteristische  Verschiedenheiten.  Einerseits 
waren  die  französischen  Verhältnisse  dadurch  begünstigt,  dafs  die  Wirtschafts- 
lage, die  geistige  Bildung  weit  weniger  allgemeine  Zerrüttung  aufwiesen. 
Anderseits  aber  stand  dem  die  unleugbare  Schwäche  derRegierung  gegen- 
über. Darin  lag  das  unheildrohende  Zeichen,  dafs  die  Monarchie,  ehe  sie  eine 
innere  Neuorganisation  völlig  durchgeführt,  unter  dem  Einflufs  ihrer  Kriegs- 
politik sowohl  ihre  freie  rechtliche  Bewegung  —  durch  Kirche  und  Parla- 
mente — ,als  auch  ihre  finanzielle  Unabhängigkeit  und  mechanischeZwangs- 
gewalt  —  durch  den  Verfall  des  Finanzwesens  und  Heeres  —  verloren  hatte. 

§  86.  Das  Römische  Beich  deutscher  Nation,  seine  Orenzstaaten  und  die 

deutschen  Territorien. 

Zu  I.  (Reich):  von  Bezold,  Geschichte  der  deutschen  Reformation  (Oncken, 
Z.  Weitgeschichte,  III.  1.)  1S90;  Erdmannsdorfeb,  Deutsche  Geschichte  vom  West- 
fälischen Frieden  bis  zum  Regierangsantritt  Friedrichs  des  Grofsen  (1648—1740). 
2  Bde.  1892  ff.  Im  übrigen  zu  I.  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte.  3.  Aufl.  1898. 
ö.  762 ff.;  Brunner,  Grandzüge  der  deutschen  Rechtsgeschichte.  1901.  S.  213 ff.; 
Georg  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts.  4.  Aufl.  1897.  S.  21ff.  —  Zu 
II.  (Territorien):  Ranke,  Zwölf  Bücher  preufsischer  Geschichte.  Bd.  1 — 5;  Koser, 
König  Friedrich  der  Grofse;  Heyck,  Der  Grofse  Kurfürst;  ders.,  Friedrich  L; 
Wiegand,  Friedrich  der  Grofse.  1902.  (Monographien  zur  Weltgeschichte);  v.  Below, 
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Territorium  und  Stadt,  Historische  Bibliothek,  Bd.  11.  1900;  Giebke,  Deutsches  Ge- 
Jiossenschaftarecht,  Bd.  I.  1868  S.  638 ff.;  Stölzbl,  Brandenburgs  und  iPreufsens 
Rechtsverwaltung  und  Rechtsverfassung,  Bd.  I.  II.  1888. 

I.  Die  Versuche  der  ßeiclisreform  und  die  endgültige 
Reichsverfassung.  Zwischen  Spanien  und  Frankreich  suchte  das 
unglückliche  Land  seinen  politischen  Weg,  das  —  durch  das  habsburgische 
Kaisertum  an  Spanien  festgekettet  —  unfähig  war,  in  den  Gigantenkampf 
einzugreifen,  das  deshalb  diesen  Kampf  immer  ängstlicher  vermied  und 
wider  Willen  immer  unheilvoller  hineingerissen  wurde.  So  war  das 
Schicksal,  dem  es  schliefslich  verfiel,  ebenso  durch  den  Ausgang  der 
europäischen  Verwicklung  bestimmt,  wie  dasjenige  Italiens.  Nur  war  sein 
Schicksal  nicht  ganz  so  hart.  Deutschland  hülste  zwar  nicht  nur,  wie 
Frankreich  und  wie  Spanien  selbst,  seine  Verfassung  ein.  Aber  es  ver- 
lor auch  nicht,  wie  Italien,  seine  politische  Selbständigkeit.  Es  ver- 
lor nur  seine  staatliche  Einheit 

Als  Deutschland  unter  dem  Regiment  Maximilians  I.  in  die  euro- 
päischen Wirren  geriet,  lagen  seine  Verhältnisse  zwar  ungünstig,  aber 
nichts  weniger  als  hoffnungslos.  Trotz  aller  Sucht  der  grofsen  und  kleinen 
Eeichsstände,  sich  ganz  abzusondern,  wacen  die  zusammenschliefsenden 
Kräfte  noch  stark,  und  der  Weg  für  die  Entwicklung  eines  Centralorgans 
der  Reichsregierung  war  eigentlich  gewiesen.  ^Durch  eine  ganz  stetige 
politische  Praxis  von  drei  Jahrhunderten  war  es  fast  schon  ein  Prinzip  des 
<7ewohnheitsrechts  geworden,  dals  nicht  mehr  der  Kaiser  und  König,  der 
Monarch,  sondern  der  König  mit  den  mächtigsten  Fürsten,  insbesondere  den 
Kurfürsten,  also  ein  K  o  1 1  e  g  i  u  m ,  die  gemeinsamen  Verwaltungsfunktionen 
auszuüben  habe.  Der  Reichstag,  welchem  die  kleinen  Fürsten,  der  reichs- 
unmittelbare Kleinadel  und  die  Städte  das  Gepräge  gaben,  war  daneben 
das  natürliche  Organ  der  Gesetzgebung  und  Rc^ierungskontroUe.  Es  kam 
also  vorwiegend  darauf  an,  beiden  Kollegien  die  verfassungsmäfsige  Ge- 
schlossenheit und  Konstanz,  sowie  eine  festgeregelte  Zuständigkeit  zu  ver- 
leihen, um  einen  Nationalstaat  zu  schaffen,  der  sich  auf  die  Dauer  auch 
neben  Frankreich  und  England  zu  behaupten  vermochte.  In  der  That  war 
dies  von  Albrecht  IL  schon  versucht  worden  (S.  551),  wie  denn  Deutsch- 
land in  späteren  Jahrhunderten  thatsächlich  [bei  einer  Organisation 
angelangt  ist,  die  ungefähr  jenen  Gedanken  entspricht.  0  In  dem  Pro- 
gramm der  jReformpartei  von  1495,  [in  der  Forderung  eines  mit 
Reichskriegs-,  Finanz-  und  '  Justizverwaltung  [ausgestatteten  engeren 
Kollegiums,  eines  Reichsregiments,  war  das,  was  notthat,  klar  em- 
pfunden, die  weitere  Forderung,  die  Einteilung  Deutschlands  iuReichs- 


1)  Denkt  man  sich  den  Dualismus  von  Reichsregiment  und  Reichstag,  wie  er 
Berthoid  von  Mainz  vorschwebte ,  nach  Mal sgabo  der  modernen  Standeverhältnisse 
zeitgemärs  umgebildet,  so  würde  er  sich  dem  heutigen  Verhältnis  von  Bundesrat 
und  Reichstag  annähern. 
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kreise,  welche  das  Zwischenglied  zwischen  der  Unzahl  der  groben  und 
kleinen  Territorien  und  der  Einheit  des  Reichs  bilden  und  damit  zur 
gleichen  Zeit  die  Unterlage  für  die  Wahl  des  Reichsregiments  0  und  das 
Schema  für  die  einzurichtende  Reichsbezirksverwaltung  in  Militär-  und 
Steuersachen  abgeben  sollten,  bezeichnete  zutreffend  den  einzuhaltenden 
organisatorischen  Weg.  Ein  Kaiser,  der  wie  bisher  auf  eine  deutsche 
Politik  angewiesen  geblieben  wäre,  hätte  sich  den  Projekten  auf  die 
Länge  der  Zeit  kaum  entziehen  können/^) 

Das  Gesagte  zeigt  deutlich,  dafs  das  fürchterliche  Geschick,  dem 
Deutschland  später  im  Weltkrieg  des  17.  Jahrhunderts  verfiel,  keineswegs 
schon  seit  den  Tagen  der  Staufer  vorherbestimmt  war.  Hierfür  ent- 
scheidend war  erst  das  Zusammentreffen  der  eben  geschilderten  Lage  der 
Nation  mit  der  gesamteuropäischen  und  der  reinpersönlichen  Kombination,, 
die  sich  an  die  nächsten  Anwärter  der  deutschen  Krone,  Maximilian  und 
Karl  V.,  knüpfte.  Der  Umstand,  dals  in  einem  solchen  Augenblick  der  Reichs- 
monarch sein  Streben  einseitig  auf  auswärtigen  Territorialerwerb  und  dann 
(seit  15  t  9)  auf  die  europäische  Weltherrschaft  richtete,  machte  aus 
dem  verhältnismäfsig  einfachen  Interessenkonflikt  einen  unauflöslichen 
Zirkel.  Das  plötzliche  Neuauftreten  einer  monarchischen  Grofsmacht- 
politik  des  Kaisers  zog  eine  verstärkte  Opposition  des  fürstlichen  Par- 
tikularismus naturgemäfs  nach  sich,  und  zwischen  diesen  beiden  Extremen 
wurden  die  zarten  Keime  der  neuen  Reichsorgane  zerdrückt.  Es  gelang 
(1495)  überhaupt  nur  die  Schöpfung  des  Reichskammergerichts  und  der 
Reichssteuer  (S.  563),  während  Maximilian  an  Stelle  des  Hauptstücks  der 
Reform,  des  Reichsregiments,  im  ewigen  Landfrieden  das  Prinzip  jähr- 
lichen Zusammentritts  des  Reichstags  einzuschieben  wuIste,  eine 
Einrichtung,  die  die  Verwicklung  nur  gesteigert  hätte,  wenn  sie  zur 
Ausführung  gekommen  wäre  (u.  S.  682).  Das  Jahr  1500  brachte  die  Reichs- 
kreise und  das  Reichsregiment  wirklich.^)  Aber  wiederum  blieb  dauernd 
nur  der  minderwichtige  Teil,  die  Kreiseinteilung,  zurück,  die  ohne  das  Regi- 
ment nur  halben  Sinn  hatte,  —  das  Reichsregiment  brachten  Maximilians 
Intriguen  schon  1502  wieder  zu  Fall.  Trotz  allem  schritt  der  Ausbau  der 
Kreisverfassung  fort  Die  Kreise  erhielten  (1 507)  die  Wahl  der  Beisitzer  des 


1)  Nach  dem  Wormser  Projekt  soll  der  ständische  Reichsrat  17  Mitglieder  um- 
fassen. Den  Voreitzenden  soll  der  Kaiser  bestellen,  von  den  16  Mitgliedern  sollen 
12  die  grofseren  Reichsstände,  die  übrigen  4  Wahlkreise  wählen. 

2)  Angesichts  eines  Präzedenzfalls  wie  des  Eduards  I.  von  England  (1497)  war 
ein  solcher  Kaiser  keine  politische  Unmöglichkeit.  Albrecht  IL  wäre  (1438)  die 
geeignete  Person  gewesen  (S.  551). 

3)  Jetzt  in  der  Weise,  dafs  zu  dem  König  (bezw.  dessen  Stellvertreter)  und 
14  Räten  (Regenten)  6  weitere  Beisitzer  von  6  Kreisen  gewählt  werden  sollten. 
Die  letzteren  fallen  ungefähr  schon  mit  den  späteren  sogenannten  fränkischen,  bay* 
rischen,  schwäbischen,  oberrheinischen,  westfälischen  und  niedersächsischen  Kreisen 
zusammen. 
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Kammergerichts  und  (1512)  den  VoUstreckungsbetrieb  der  kammer- 
gerichtlichen Urteile  sowie  eine  Kreispolizeigewalt;  zugleich  wurde  das 
System  der  Kreise  dadurch  vervollständigt,  dafs  auch  die  habsburgischen 
Lande  (Österreich  und  Bayern)  und  die  der  Kurfürsten  eingegliedert 
wurden.')  Endlich  wurde  auf  dem  Wormser  Reichstag  (1521)  das  Eeichs- 
regiment  durchgesetzt  und  zugleich  die  Kreisverfassung  durch  die 
offizielle  Aufforderung  an  die  vornehmsten  Fürsten  des  Kreises  vollendet, 
Kreistage  zur  Wahl  eines  Kreishauptmanns  und  seiner  vier  Gehilfen,  der 
i,Kreisräte'',  auszuschreiben. 2)  Aber  schon  war  der  richtige  Augenblick  ver- 
pafst  worden.  In  Abwesenheit  des  Kaisers  ohne  Leitung,  von  Karl  V.  ab- 
sichtlich ohne  alle  Machtmittel  gelassen,  hätte  das  Reichsregiment  in 
ruhigen  Zeiten  allenfalls  Wurzel  schlagen  können,  aber  der  Adelsrevolution, 
dem  Bauernkrieg  und  der  Reformation  zu  gleicher  Zeit  zu  begegnen, 
war  es  aufser  stände  (S.  579).  So  war  es  dem  sofortigen  Wiederabsterben 
(1530)  verfallen.  Ohne  Stütze  im  Reichsregiment,  war  auch  das  Kammer- 
gericht wehrlos  gegen  die  kaiserliche  Beeinflussung,  und  seine  Thätigkeit 
half  nun  blols  den  Bürgerkrieg  vorbereiten  (S.  585),  der  über  den  Sieg  des 
einen  oder  des  andern  Extrems,  des  kaiserlichen  Absolutismus  oder  der 
fürstlichen  Autonomie,  entscheiden  sollte.  Dabei  kann  nicht  zweifelhaft 
sein,  dafs  der  Kaiser  ein  noch  gefährlicherer  Feind  der  gesunden  Reichs- 
reform war,  als  die  rebellierenden  Fürsten.  Die  letzteren  gönnten  immerhin 
der  schlechteren  Form  einer  deutschen  Reichsstaatsgewalt,  dem  Reichstag, 
seine  Existenz ;  der  Kaiser  strebte  alles  zu  Gunsten  eines  spanisch-univer- 
sellen Absolutismus  zu  vernichten.*^) 

Als  dann  der  Plan  Karls  V.  an  der  Fürstenrevolution  des  Jahres  1 552 
zunichte  geworden  war  (S.  691),  hatte  sich  die  Aussicht  für  eine  Reichs- 
reform sehr  verschlechtert.  Die  Selbstherrlichkeit  der  Fürsten  und  Städte 
und  damit  auch  der  Einflufs  des  Reichstags  war  so  gestiegen,  dafs  es 
schwerfallen  mufste,  jetzt  noch  eine  starke  Centralgewalt  über  beiden 
zu  schaffen.  Unmöglich  war  das  zwar  auch  jetzt  nicht  und  die  allge- 
meine Stimmung  unter  der  Regierung  Maximilians  IL  sogar  günstig  dafür; 
in  dem  Ausschuf s  des  Reichstags,  der  „ordentlichen  Reichsdeputation'*, 
wurde  (1558)  der  Anfang  gemacht  (S.  594).  Aber  es  hätte  dazu  entweder 

1)  Dies  ergab  zu  den  sechs  ältereu  (vor.  Anm.)  vier  weitere  Kreise,  den  öster- 
reichischen, burgundischen,  obersächsischen  (mit  Brandenburg  und  Kursachsen)  und 
kurrheinischen  (mit  Mainz,  Trier,  Köln  und  Pfalz). 

2)  Schon  1512  waren  die  Wahlen  des  Hauptmannes  und  der  Kreisräte  vorge- 
sehen worden,  waren  aber  nicht  erfolgt,  weil  nicht  bestimmt  worden  war,  wer  die 
Wahlkörper  berufen  solle. 

3)  Vergl.  deshalb  die  zutreffende  Verteidigung  Philipps  von  Hessen,  Moritz*  von 
Sachsen  bei  Bezold,  Geschichte  der  Reformation,  S.  548  u.  ö.  Treitschkes  Kritik 
an  der  „wüsten  Empörung'^  des  sachsischen  Kurfürsten  (I.  S.  2)  ist  um  so  weniger 
glücklich,  als  Friedrich  der  Grofse  später  im  Schlesischen  Krieg  genau  die  gleiche 
Politik  gegen  Habsburg,  ebenfalls  im  Bunde  mit  Frankreich,  verfolgte. 
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eines  freiwilligen  Zusammengehens  aller  Fürsten  oder  einer  gemeinsamen 
Zwangslage  bedurft,  und  beides  versagte  (S.  695).  Das  erstere  verhinderten 
dieBeligionshändel,  und  zwar  diesmal  weit  mehr  die  zwischen  Lutherischen 
und  Beformierten,  als  die  zwischen  Protestanten  und  Katholiken;  vor 
einer  nationalen  Gefahr  aber,  die  einen  heilsamen  Zwang  zur  Einigkeit 
hätte  ausüben  können,  blieb  Deutschland  damals  ebenso  zu  seinem  Un- 
segen  behütet,  wie  früher  in  dem  in  dieser  Hinsicht  nicht  weniger  kritischen 
1 4.  Jahrhundert  (S.  484J;  konnten  die  Osmanen  doch  kaum  noch  als  ernste 
Gefahr  gelten.  So  schleppte  sich  die  Frage  durch  die  Zeit  Budolfs  II.  hin^ 
ohne  dafs  sich  der  thätige  Wille  gefunden  hätte,  der  fähig  war,  alle 
Widerstände  zu  überwinden.  Noch  einmal  tauchte  (1597)  der  Gedanke 
auf,  die  Ausschüsse  aller  Kreise  für  Beichssteuer  und  Beichsheer  zu 
einem  Generalausschufs,  also  zu  einer  Art  Beichsregiment  zu  vereinigen; 
es  war  bezeichnend,  dafs  jetzt  nicht  nur  der  Kaiser,  sondern  auch  die 
Kurfürsten  sich  ablehnend  verhielten.  Der  Fortgang  der  Gegenreformation 
und  des  wirtschaftlichen  Buins  (S.  596),  die  Gründung  der  Union  und  der 
Liga  (1609),  in  denen  die  Beichsstände,  statt  sich  zu  organisieren,  ihre 
Kräfte  durch  zwei  feindliche  Gruppen  paralysierten,  machten  allem  ein  Ende. 
Thatsächlich  war Deutschlandam  Anfang  des Dreifsigjährigen  Kriegs  (S.600) 
noch  einmal  der  monarchischen  Centralgewalt  des  Kaisers  näher  als  der 
kollegialen,  auf  die  doch  die  gesamte  Entwicklung  hingearbeitet  hatte. 
Das  Schlufsergebnis  lag  freilich  gerade  in  der  entgegengesetzten 
Bichtung.  War  der  Kaiser  definitiv  besiegt  und  in  seiner  isolierten  Neben- 
stellung nur  mächtig  genug,  um  ein  anderes  Begierungsorgan  am  Erstarken 
zu  verhindern,  so  blieb  nichts  übrig,  als  dafs  das  einzige  Organ,  welches 
formell  die  Thätigkeitder  Nation  alseines  Ganzen  verkörperte  —  der  Bei  c  h  s- 
tag  —  in  die  Funktion  der  Beichsregierung  einrückte.  Mit  dem  Augenblick, 
wo  infolge  des  hinziehenden  Türkenkriegs  der  Beichstag  zu  Begensburg 
permanent  wurde  (1 663),  war  dieser  Erfolg  abgeschlossen.  So  wurde  denn 
die  hinterlistige  Mafsregel,  durch  die  ehemals  Maximilian  I.  die  Beichsma- 
schinebis  zur  gelegenenZeit  eines  kaiserlichen  Eingriffes  provisorisch  still  zu 
stellen  gewufst  hatte  (S.680),  die  dauernde  Form  des  politischen  Daseins,  — 
ein  Hohn  ebenso  auf  die  gesamten  in  Deutschland  seit  einem  halben  Jahr- 
tausend arbeitenden  Bestrebungen,  wie  auf  die  Politik  des  hundertfach  an 
Deutschland  verschuldeten  habsburgischen  Hauses.  Das  letztere  erntete 
damit,  staatsrechtlich  betrachtet,  die  gleichen  Früchte,  wie  bald  darauf  (1688) 
das  Mifsregiment  der  Stuarts  in  England  (u.  §  88):  wie  das  englische  Parla- 
ment, so  verwandelte  sich  der  deutsche  Beichstag  aus  einem  Gesetz- 
gebungs- und  Kontrollorgan  in  das  eigentliche  Begierungsorgan. 
Freilich  läfst  sich  auch  diese  Parallele  nur  mit  trüber  Ironie  ziehen.  Denn 
während  das  Parlament  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  die  gesamte  Macht- 
fülle der  obersten  Verwaltungsthätigkeit  eines  Einheitsstaats  an  sich  zog, 
vollendete  der  Beichstag  des  „Bömischen  Beichs  deutscher  Nation^  seinen 
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mühsamen  Bildungsprozels  in  einem  Augenblick,  wo  alles  gesunde  politische 
Wirken  unwiderruflich  in  die  Hände  der  einzelnen  territorialen  Glieder 
dieses  Staatenstaats  gelangt  war. 

In  der  Zusammensetzung  des  nunmehr  fast  allein  bedeutsamen  Reichs- 
Organs  trat  ein  Wechsel  nicht  ein.  Gerade  darin  lag  das  Wesen  der  Entwick- 
lung, dafs  sie  denReichstag  unverändert  liefs.  Eigentümlich'blieb  ihm  vor 
allem  die  Sonderung  in  die  drei  Kollegien  der  Kurfürsten,  Fürsten 
und  Städte.  Das  Kurfürstenkolleg  erweiterte  sich  von  den  6  alten 
Mitgliedern  —  Mainz,  Trier,  Köln,  Brandenburg,  Sachsen  und  Bayern,  — 
auf  9,  da  der  pfälzischen  Linie  der  Witteisbacher  zum  Ersatz  für  die  seinerzeit 
(1623J  an  Bayern  verlorene  Kurstimme  (1648)  eine  neue  verliehen,  ebenso 
(1692)  eine  braunschweig-lüneburgische  (hannoversche)  Kur  geschaffen 
und  die  böhmische  (seit  1708)  wieder  eingeführt  wurde.*)  Der  Fürsten - 
rat  stellte  sich  auf  100  Stimmen  fest;  die  59  weltlichen  Fürsten  mit  je 
einer  Virilstimme  vereinigten  sich  mit  den  „Kuriat-**  oder  Gesamtstimmen 
der  4  Grafenbänke  zur  weltlichen  Bank  von  63  Stimmen,  die  35  geist- 
lichen Herrn  mit  den  beiden  Gesamtstimmen  der  rheinischen  und  schwä- 
bischen Prälatenbank  zur  geistlichen  Bank  von  37  Stimmen.  Das  Kol- 
legium der  Reichstädte  endlich  —  nur  halb  so  grofs  wie  der  Fürsten- 
rat, 51  Stimmen,  zusammengesetzt  aus  den  14  Stimmen  der  rheinischen  und 
37  Stimmen  der  schwäbischen  Bank  —  rückte  durch  den  Westfälischen 
lYieden  in  die  volle  Gleichberechtigung  mit  den  beiden  anderen  Körper- 
schaften ein,  insofern  den  Städten  jetzt  das  langumstrittene  Decisivvotum 
bei  Gesetzesakten  (S.  481)  zugesprochen  wurde.^)  Und  auch  darin  vollzog 
sich  im  wesentiichen  nur  die  völlige  Ausreife  von  längst  keimenden 
Grundsätzen,  dafs  die  Stimmen  der  Reichsstände  seit  dem  16.  Jahrhundert 
den  festen  staatsrechtlichen  Charakter  eines  Ännexum  der  Landeshoheit 
erhielten  (o.  S.  486).  Hand  in  Hand  mit  dem  Majoritätsprinzip  stellte  sich 
das  Prinzip  fest,  dafs  die  Fürsten,  welche  mehrere  Staaten  in  sich  ver- 
einigten, auch  die  Stimmen  ausgestorbener  Häuser  gesondert  weiter  f  ührten.^) 
Da  die  Reichstände  nunmehr  nicht  mehr  persönlich  erschienen,  sondern 
sich  durch  Gesandte  vertreten  liefsen,  kam  jetzt  deutlich  zum  Ausdruck, 

1)  Bei  Vereinigung  der  wittelsbachischen  Lande  wurde  (1777)  die  pfälzische 
Knr  kassiert 

2)  GesehRftsordnung:  Der  Vorsitz  im  Fürstenrat  wechselt  zwischen  Österreich 
und  Salzburg,  den  Vorsitz  im  St&dterat  führt  die  Stadt  am  Sitz  des  Reichstags, 
also  seit  166H  ständig  Regensburg.  In  den  einzelnen  Kollegien  wird  nach  Majorität 
abgestimmt.  Nur  in  Reli^onsangelegenheiten  bedarf  es  der  amicabilis  compositio 
zwischen  dem  corpus  Catholicorum  (unter  Kurmainz)  und  dem  corpus  Evangelicorum 
(unter  Kursachsen).  Der  Kaiser  nimmt  seine  eigenen  Stimmrechte  durch  einen  ^Prinzi- 
palkommissar^,  die  Geschäftsleitung  durch  den  (rechtsgelehrten)  „Konkommissar*^  wahr. 

3)  Umgekehrt  erhebt  der  Reichstag  gegen  Vermehrung  der  Stimmen  infolge 
einer  Erbteilung  Widerspruch.  Vergl.  Domke,  Virilsiimmen  im  ReichsfOrstenrat 
1495—1654.  1882. 
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dafs  der  Eeichstag  schon  längst  keine  Ständeversamralung,  Aristokratie, 
oder  Oligarchie,  sondern  ein  Kongrefs  von  Staatenvertretern  war, 
dafs  also  das  Reich  sich  ans  einem  Einheitsstaat  in  einen  Staaten - 
Staat  verwandelt  hatte. 0 

Der  Wechsel  in  der  Gewichtsverteilnng  machte  sich  bereits  seit  dem 
Ende  des  15.  Jahrhundert  darin  bemerkbar,  dafs  in  der  Funktion,  die 
von  jeher  von  Kaiser  und  Reichstag  gemeinsam  ausgeübt  worden  war, 
in  der  Reichsgesetzgebung,  die  Initiative  mehr  und  mehr  an  die 
Stände  überging.  2)  Es  wurde  bereits  geschildert,  wie  die  Verfas- 
sungsgesetzgebung, aus  der  der  neue  Zustand  hervorging,  in  allen  ihren 
Phasen  das  Werk  der  Stände  war;  kann  man  doch  den  Dreifsig- 
jährigen  Krieg  —  abgesehen  von  seiner  religionspolitischen  Bedeutung  — 
als  den  Bürgerkrieg  um  die  neue  Konstitution  des  deutschen  Staaten- 
staats bezeichnen,  die  im  Westfälischen  Frieden  fertig  zu  Tage  trat.  Aber 
schon  ehe  es  soweit  kam,  verdankten  der  ewige  Landfrieden,  das  neue 
Gerichtsverfassungsgesetz,  welches  das  Reichskammergericht  reorganisierte 
(1495,  0.  S.  563),  die  lange  Reihe  der  Kammergerichtsordnungen,  welche 
den  Civilprozefs  vor  dem  Reichsgericht  regelten  (seit  1495),  das  Strafge- 
setzbuch, das  auf  Grund  der  bambergischen  Halsgerichtsordnung  des 
Freiherrn  von  Schwarzenberg  (1507;  o.  S.  582)  unter  dem  Namen  der 
peinlichen  Gerichtsordnung  Karls  V.  (1532)  veröffentlicht  wurde,  und  Ge- 
setzesakte aus  dem  Gebiet  des  Verwaltungsrechts  ihr  Zustandekommen 
der  oft  zähen  ständischen  Ausdauer,  und  diese  Gesetzesmaterien  sind  teil- 
weise auch  später  fortgebildet  worden.  3) 

Die  eigentlich  grundsätzliche  Verfassungsänderung  trat  jedoch  erst 
mit  dem  Westfälischen  Frieden  darin  hervor,  dafs  der  Reichstag  zu  der 
ihm  von  Alters  her  eigenen  gesetzgeberischen  Funktion  nun  auch  die  re- 
gierende und  in  gewissem  Umfang  sogar  eine  rechtsprechende  übernahm. 
Eibe  unmittelbare  centralverwaltende  Thätigkeit  des  Reichstags  griff  zwar 
nur  in  Militär-  und  Finanzverwaltung  ein,  und  auch  hier  nur 
in  schwachem  Mafse  und  in  unsteter  Weise.  Aber  sie  war  doch  vor- 
handen. Es  war  der  Reichstag,  der  jetzt  nicht  nur  über  die  Kriegs- 
erklärung beschlofs,  sondern  auch  die  Kontingente  der  Reichskreise  aufbot 

1)  Über  die  abwegigen  Versuche,  hierauf  den  Begriff  einer  ^  Aristokratie"  an- 
zuwenden, siehe  unten  S.  686. 

2)  Die  Reichsgesetze  wurden  in  Form  der  „Reichsabschiede",  recessns  im- 
perii,  d.  h.  der  Summe  der  auf  einem  Reichstag  gefafsten  Beschlüsse  bei  Entlassung 
des  jedesmaligen  Reichstags,  publiziert.  Der  Reichsabschied  von  1654  war  der  letzte, 
„jüngste"  (J.  R.  A.),  weil  der  nächste  Reichstag  von  1663  an,  wie  (S.  682)  erwähnt, 
permanent  blieb.  Von  nun  an  wurden  die  Reichsgesetze  durch  das  bestätigende 
Dekret  des  Kaisers  in  Wirksamkeit  gesetzt.  Zu  einer  planmäfsigen  Sammlung  aller 
Reichsgesetze  (Projekt  von  1521)  ist  es  nicht  gekommen. 

3)  Vor  allem  das  Prozef srecht  durch  den  J.R.A.  von  1654.  Über  die  rechtliehe 
Bedeutung  der  Reichsjustiz-  und  Reichsstrafgesetze  vergl.  unten  S.  7ül  ff. 
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und  verteilte  '))  den  Höchstkommandierenden  des  Beichsheers  mit  seinem 
paritätischen  Eriegsrat  ernannte^  und  der  ebenso  die  ^Anschläge^  für  Be- 
streitung der  Ausgaben  des  Reichs,  besonders  die  ,,Kammerzieler^  zur 
Unterhaltung  des  Kammergerichts,  umlegte.'^)  Die  volle  Fürsorge  übte 
der  Reichstag  aber  durch  die  Gerichtsherrlichkeit  über  das  Reichskammer- 
gericht zu  Speyer  aus.^)  Der  Kaiser  behielt  für  dasselbe  als  Reservat 
nur  die  Ernennung  des  Chefpräsidenten,  des  „Kammerrichters^,  und  der 
4  Präsidenten;  im  übrigen  wurden  die  Beisitzer,  nominell  50,  teils  von 
den  katholischen,  teils  von  den  evangelischen  Reichsständen  präsentiert  4); 
ebenso  wurde  die  ständige  Aufsicht  über  das  Kammergericht,  die  eigent- 
liche Reichsjustizverwaltung,  nunmehr  von  einer  Kommission  des  Reichs- 
tags, der  „Reichsdeputation '^  geführt  Jedenfalls  waren  die  ,Jura  reser- 
vata^,  die  dem  Kaiser  daneben  noch  in  der  Verwaltung  zukamen, 
höchst  unbedeutend.^)  Neben  der  gehaltlosen  Repräsentation  des  Reichs 
nach  aulsen  und  nach  innen®)  wuIste  der  Kaiser  eine  Funktion  von 
realer  Bedeutung  nur  in  der  Justiz  des  Reichhof  rats  zu  bewahren,  und 
auch  sie  beruhte  zum  Teil  auf  Usurpation.') 

Fafst  man  zusammen,  so  zeigt  sich,  daXs  die  Reichsorganisation  keines- 
wegs nur  einen  Scheinstaat  (LS.  138)  verkörperte.  Hier  war  über  den 

1)  Für  das  Aufgebot  des  Reichsheeres,  unter  Karl  V.  (1521)  nach  einer  festen 
Reichsmatrikel  geordnet,  wurden  seit  1555  die  Kreise  die  eigenthche  Unterlage. 
Als  Simplum  des  Kreisaufgebotes  wurden  seit  1681  70  000  Mann  festgesetzt. 

2)  Das  Postwesen,  an  sich  ebenfalls  Reichs verwaitungssache,  war  durch  Be- 
leihung mit  dem  Regal  (1615)  Monopol  des  fürstlichen  Hauses  Taxis  geworden. 

3)  Seit  1526,  —  später  (1689)  nach  Wetzlar  verlegt. 

4)  Diese  Bestimmung  des  Westfälischen  Friedens  ist  das  Produkt  langer  vor- 
hergehender Ausgleichsversuche  andrer  Art.  Ursprünglich  sollte  der  Kaiser  alle 
Beisitzer  mit  Genehmigung  des  Reichstags  ernennen,  1507  erhielten  (o.  S.  680)  die  Stände 
das  Präsentati onsrecht,  dessen  Behandlung  lange  schwankend  war.  (Vergl.  G.  Meyer, 
Lehrbuch  des  Staatsrechts,  §  25).  Auch  die  Bestimmung  des  Westfälischen  Friedens 
wurde  dadurch  modifiziert,  dafs  die  Geldmittel  für  die  gesetzmäfsigen  50  Beisitzer 
nie  vorhanden  waren.  Die  Zahl  wurde  (1719)  offiziell  auf  25  mit  2  Präsidenten 
heruntergesetzt;  der  Kaiser  präsentierte  —  aufser  dem  Kammerrichter  und  den  beiden 
Präsidenten  —  nur  einen,  jedes  Corpus  des  Reichstags  12  Beisitzer. 

5)  Es  sind  nur  die  Rechte  zu  nobilitieren ,  uneheliche  Kinder  zu  legitimieren, 
für  grofsjährig  zu  erklären,  Notare  zu  ernennen,  Universit&tsprivilegien  zu  erteilen  etc., 
wobei  er  manche  von  diesen  Rechten  nur  in  Konkurrenz  mit  den  Landesherren  aus- 
übt Manche  (Jura  reservata  limitata)  übt  er  nur  mit  der  Zustimmung  der  Kur- 
fürsten aus  (Zoilauflagc ,  Verleihung  des  Münzregals),  manche  nur  mit  Zustimmung 
des  Reichstags  (Vcräufserung  von  Reichsgütem). 

6)  Die  Repräsentation  nach  innen  liegt  in  der  Vpllziehung  der  Reichstagsschlüsse 
und  reichsgerichtlichen  Urteile.    Auch  sie  erfolgt  nur  unter  Mitwirkung  der  Kreise. 

7)  Der  Reichshof  rat,  1497  von  Kaiser  Max  als  monarchisches  Gegengewicht  gegen 
das  Reichsregiment  geschaffen,  erst  ca.  1558  endgültig  als  reine  Reichsbehörde,  im 
Westfälischen  Frieden  mit  konkurrierender  GBK.  neben  dem  Reichskammei^ericht 
anerkannt,  wurde  eigenmächtig  durch  RHRO.  (1654)  der  Besetzung  des  Kaisers  unter- 
worfen.   (Schröder,  RG.  S.  798.  814). 
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fürstlichen  Territorien  zweifellos  ein  unmittelbar  für  das  ganze  Reichs- 
gebiet thätiger  Oberstaat  vorhanden.  Nur  solange  waren  die  Parteien  des 
seit  Anfang  des  1 7.  Jahrhunderts  aufbrennenden  litterarischen  Streits  um 
den  „Status  imperii"  auf  falschem  Wege,  als  sie  sich  bestrebten,  unter  dem 
Einflufs  Bodins  die  Staatsgewalt  Deutschlands  unter  die  Begriffsaltematiye 
„Monarchie  des  Kaisers  oder  Aristokratie  der  Fürsten*'  zu  bringen«),  und 
erst  die  „Dissertatio''  des  Hippolitus  a  Lapide  (1640)  kam  der  Wahrheit 
am  nächsten  mit  der  Parole:  die  Majestät  komme  dem  „Reiche**,  d.  h.  den 
zum  Reichstag  versammelten  Reichsständen,  dem  aus  den  Einzelstaaten 
als  solchen  gebildeten  Kollegium,  zu.?)  Dies  Ergebnis  konnte  auch  Pufen- 
dorfs  berühmter  „Monzambano**  (1667)  nicht  umstofsen ;  die  Phrase  der 
„monströsen*'  Bildung  des  Reichs,  die  Erklärung  der  kaiserlichen  Gewalt 
als  eines  blofsen  historischen  Restes  eines  früheren  Staats  konnte  das, 
was  wirklich  noch  von  einem  decentralisierten  Gesamtstaat  vorhanden  war, 
nicht  wegdisputieren.^)  Man  konnte  also  den  Fürsten  nicht,  wie  Pufendorf 
wollte,  die  alleinige  majestas  oder  Souveränetät,  d.h.  Unabhängigkeit 
nach  oben,  vindizieren,  sondern  nur  eine  „halbe**  Souveränetät,  d.h. 
höchste  Herrschaft  im  Innern  „respectu  subditorum***),  „Libertät**  im 
früheren  Sinn  (S.  552).  Auch  vom  Standpunkt  der  praktischen  Beurteilung 

1)  Über  die  Anfänge  dea  Streites:  Vulteius  (1 599,  in  unmittelbarem  Anschluf» 
an  BoDiN)  für  Aristokratie,  —  Antonius  und  Reinkino  (1619)  für  Monarchie  des 
Kaisers  —  vergl.  Lai^dsberg,  Gescliiehte  der  d.  Rechtswissenschaft,  11.  1884.  S.  38  ff. 

2)  Über  Bogislaw  Philipp  Chemnitz  («  Stein),  Pseudonymus  „Hippolitus  a  La- 
pide**, Dissertatio  de  ratione  Status  in  Imperio  Romano-Germ anico.  1640 ;  vergl.  We- 
ber, Historische  Zeitschrift,  29.  254  ff. ;  Landsberq,  a.  a.  0.  S.  46.  Hippolit  macht 
geltend,  dafs  der  Kaiser  von  den  Standen  eingesetzt  ist,  der  Jurisdiktion  der  Pfalz- 
grafen bei  Rhein  unterliegt,  also  nicht  princeps  legibus  solutus  im  BoDmschen  Sinne 
(oben  S.  661)  ist,  während  umgekehrt  das  Reich  auch  die  „Fundamentalgesetze*^ 
(S.  662)  aufheben  kann.  Der  richtige  theoretische  Grundgedanke  des  Werkes  darf 
nicht  (wie  von  Erdmannsdöbfer  ,  Geschichte,  I.  S.  53)  deswegen  verkannt  werden, 
weil  die  Schreibweise  rabulistisch  und  die  Tendenz  reichsfeindlich  und  schwedisch , 
dem  Wunsche ,  den  Frieden  zu  hintertreiben ,  entsprangen  war.  *  Der  Autor,  ein 
Stettiner,  stand  damals  bereits  in  schwedischem  Militär-,  später  Staatsdienst. 

3)  „Irreguläre  aliquod  corpus  et  monstro  simile."  Über  Pufendorf  veigl. 
Treitschke,  Preufsische  Jahrb.  36.  71  (1875);  Erdmannsdörfer,  I.  S.  53.  Laivdsbero, 
3,  19.  Schöpferisch  ist  in  Pijfendorfs  theoretischer  Konstruktion  lediglich  der 
richtige  Grandgedanke,  dafs  die  alten  Begriffe  der  Monarchie  oder  Aristokratie  auf 
das  Deutsche  Reich  nicht  passen  (vergl.  oben  S.  668).  Dagegen  steht  er  in  der 
Leugnung  eines  genossenschaftlichen  Verhältnisses  (systema  plurium  civitatum  foe- 
dere  ncxaram)  hinter  Hippolit  zurück.  (Über  den  gesunden  Kern  seiner  praktischen 
Beurteilung  u.  S.  688).  Anderseits  ist  natürlich  auch  die  Konstraktion  Leibniz, 
(Cäsareo-Fürstenerius,  oben  I.  62)  ungenügend,  wenn  siedle  Staatsgewalt  nur  zwischen 
dem  Kaiser  und  den  Fürsten  (als  einzelnen)  geteilt  sein  läfst. 

4)  In  der  Urkunde  des  Westfäl.  Friedens  wurde  den  Landesherren  eine  Souve- 
ränetät nicht  zugestanden,  obwohl  Frankreich  es  verlangte.  Erst  die  Doktrin  des 
18.  Jahrh.  behauptete  eine  „halbe  (Moser,  vgl.  LS.  69)  oder  eine  „respektive"  Souveräne- 
tät. (Kreittmayek,  Grandr.  d.  allg.  StR.2.  A.  1789;  vgl.  hierüber REHM,Allg.StR.S.  51). 
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war  das  kollegiale  Eegienings-  und  Gesetzesorgan  des  Reichstags  nicht 
gänzlich  zu  verwerfen.  Seine  Organisation  war  zwar  eine  misgewachsene 
und  verkümmerte  im  Vergleich  zu  den  unmittelbar  vorhergehenden  Formen 
des  gescheiterten  Eeichsregiments,  aber  sie  bedeutete  einen  Fortschritt 
gegenüber  dem  Zustand  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  (S.  458. 551),  der  gar 
kein  Centralorgan  —  ein  monarchisches  nicht  mehr,  ein  genossenschaftlich- 
kollegiales noch  nicht  —  gekannt  hatte.  Die  Arbeit  an  der  Gesamtorga- 
nisation Deutschlands  bewegte  sich  wieder  in  aufsteigender  Linie. 

Freilich  mit  dem  Fluch  der  Unzulänglichkeit  war  die  Reichsver- 
fassung von  Anfang  an  behaftet  und  blieb  es.  Eine  den  deutschen  Ver- 
hältnissen angemessene  politische  Form  hätte  sie  nur  dann  werden  können, 
wenn  jene  Lockerheit  des  oberen  Verbandes,  das  „überwuchernde  Zuviel 
strebender  Kräfte"  (Erdmannsdörfer)  dem  vorhandnen  Bedürfnis  nach  ge- 
meinsamer Thätigkeit  genügt  hätte.  In  solcher  Weise  verhielt  sich  die 
Sache  bei  der  Schweizer  Eidesgenossenschaft.  Das  Band,  das 
sie  zusammenhielt,  war  im  17.  und  18.  Jahrhundert  womöglich  noch 
lockerer  als  das  des  Reichs.  Einerseits  schied  sie  durch  den  Westfälischen 
Frieden  völlig  aus  dem  Reichsnexus  aus,  jetzt  sogar  auf  Betreiben 
des  Kaisers  selbst,  der  die  protestantische  Nordschweiz  damit  nicht  ungern 
von  dem  Protestantismus  Süddeutschlands  trennte,  zum  Teil  dank  der  Diplo- 
matie des  Baseler  Bürgermeisters  Wettstein.  Aber  im  Innern  zog  dies  Ereignis 
keinen  Wandel  der  Organisation  nach  sich.»)  Die  „acht  alten  Orte"  (S.  488), 
später  durch  den  Beitritt  von  Freiburg  und  Solothurn  (1489),  infolge 
des  Schwabenkriegs  (S.  565)  durch  den  von  Basel,  Schaffhausen  (1501) 
und  Appenzell  (1513)  auf  dreizehn  angewachsen,  behalfen  sich  fortdauernd 
mit  dem  Schutzbündnis,  das  ihnen  nur  gegenseitige  Waffenhilfe,  Schieds- 
gerichtsbarkeit und  eine  mäfsige  Rechtshilfe  für  ihre  ünterthanen  gewähr- 
leistete^), ohne  ein  dauerndes  Bundesorgan  mit  gemeinsamer  politischer 
Thätigkeit  zu  schaffen.  Die  „Tagsatzung"  der  Versammlung  von  je 
zwei  Boten  aller  Orte  unter  dem  Vorsitz  Zürichs  trat  nur  jährlich  als 
Rat  und  Schiedsgericht  zusammen.  Nicht  einmal  an  ihr  beteiligt  waren 
die  blofs  „zugewandten  Orte",  die  Verbündeten  von  einzelnen  Bundes- 
gliedem,  wie  St.  Gallen,  Wallis,  Genf  und  die  drei  grauen  Bünde  der 
Rhäter,  —  politisch  ganz  rechtlos  die  unterthänigen  Vogteien,  die  abhängigen 
Grenzthäler  der  einzelnen  Kantone,  die  wie  vor  allem  Aargau  und  Waadt 
von  Bern  in  strenger  Abhängigkeit  gehalten  wurden.    Die  Ungleichheit 


1)  Blumeb,  Handbuch  des  schweizerischen  Bundesstaatsrechts.  2.  Aufl.  IST 5. 1. 
S.  5  ff. ;  v.Orelli,  Staatsrecht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  in  Marquardsens 
Handbuch.  1884.  IV.  1,  2. 

2)  Im  Strafprozefs  Versprechen  jedes  Ortes,  schwere  Verbrecher  des  anderen 
Ortes  ebenfalls  zu  ,,verrufen",  im  Civilprozefs  Begründung  des  Gerichtsstandes  für 
jeden  Eidgenossen  an  seinem  Wohnort  und  Sicherung  gegen  Repressalien  im  fremden 
Kanton. 
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der  Rechte,  dazu  der  Gegensatz  der  oligarchisch-städtischen  und  der  demo- 
kratisch-ländlichen, der  katholischen  und  protestantischen,  der  deutschen 
und  welschen  Orte  trug  reichliche  Gärung  in  diese  ungleichartigen 
Glieder  des  Bundes,  und  doch  gedieh  derselbe,  da  die  sichere  geographische 
Lage,  die  Ohnmacht  Deutschlands  und  vor  allem  die  rücksichtsvolle 
Freundschaft  Frankreichs  für  sein  schweizerisches  Aushebungsgebiet 
(S.  570)  zunächst  einen  festeren  Zusammenschlufs  nicht  erforderlich  er- 
scheinen liefs.  Aber  für  Deutschland  zeigten  schon  die  nächsten  Zeiten 
nach  dem  Westfälischen  Frieden  die  Dürftigkeit  des  Gewonnenen  in 
krassem  Licht,  die  Einfälle  Ludwigs  XIV.,  der  Übermut  der  Holländer, 
Engländer,  Schweden  und  Dänen  in  der  Ausbeutung  der  deutschen  Meere 
und  Häfen,  der  die  Deutschen,  ehemals  die  seetüchtigste  Nation,  sich  beugen 
mufsten,  weil  sie  ihr  keine  Marine  entgegensetzen  konnten »),  sogar  das  neue 
Erwachen  der  Türken,  vor  denen  Österreich  mit  Mühe  Ungarn  rettete. 

So  begann  unmittelbar  nach  der  Neuorganisation  die  Überzeugung 
ihre  ersten  allerdings  zunächst  sehr  schwachen  Wurzeln  zu  schlagen, 
dafs  der  Zustand  unhaltbar  sei.  Österreich  war  soeben  aus  der  Stellung 
eines  Herrn  des  übrigen  Deutschlands  verdrängt  Alsbald  erwies  sich, 
dafs  es  so,  wie  es  war,  auch  als  Glied,  besonders  als  bevorrechtigtes 
Glied  nicht  in  das  Reich  hineinpasse.^)  Zu  der  traditionellen  Gleichgül- 
tigkeit des  Kaiserhauses  gegen  die  deutschen  Interessen  kam  jetzt  neu 
hinzu,  dafs  es  mit  seinen  eignen  magyarischen,  tschechischen  und  sonstigen 
slavischen  Unterthanen  eine  immer  festere  Verschmelzung  einging,  von  Jahr- 
zehnt zu  Jahrzehnt  undeutscher  wurde  und  weiter,  dafs  es  sich  von  der 
charakteristischsten  Eigenart  der  nunmehrigen  deutschen  Staatengruppe,  der 
konfessionellen  Parität  (S.  604),  auch  femer  in  geflissenüicher  streng  katho- 
lischer Intoleranz  ausschlofs.^)  Eine  Konsolidierung  der  neuen  bündischen 
Reichsregierung  konnte  also  nur  von  den  Territorien  und  zwar,  wie 
schon  Pufendorf  richtig  erkannte,  nur  von  den  gröf  seren  derselben  aus- 

1)  Besondere  Belege  sind  das  Scheitern  der  Kolonisationspläne  des  Grofsen 
Kurfürsten  für  die  Guineaküste  (oben  S.  610),  ebenso  wie  der,  welche  Kaiser  Karl  VI. 
aufgriff,  als  er  durch  den  Utrechter  Frieden  in  den  Besitz  der  spanischen  Niederlande 
gelangt  war  (S.  609).  Auch  Neapel  und  Sizilien  ging  dem  Hause  Österreich  (1785) 
an  Bourbon  besonders  deshalb  verloren,  weil  es  keine  Kriegsflotte  besafs  (Michael, 
Englische  Geschichte,  I.  S.  273). 

2)  In  der  scharfen  Kritik  der  praktischen  Verhältnisse  und  ihrer  Schwäche  liegt 
das  Schwergewicht  von  Püfendorf-Monzambano,  dessen  theoretische  und  praktische 
Seite  also  wohl  gesondert  werden  müssen.  Schon  er  setzt  seine  Hoffnung  der  Re- 
generation des  Reiches  auf  das  Aussterben  des  Hauses  Habsburg. 

3)  Mit  dieser  Praxis,  sich  an  die  Parität  des  Westfälischen  Friedens  nicht  zu 
binden,  machte  Österreich  unmittelbar  nach  dessen  Abschlufs  den  Anfang.  Ein  Pro- 
test des  Reichstags  von  1652  verlief  ergebnislos,  und  obwohl  die  Frage  nie  vom 
Reichstag  verschwand,  so  vollzog  sich  doch  an  den  damals  noch  zahlreichen  Pro- 
testanten (in  Österreich  unter  der  Enns  z.  B.  noch  170000)  allmählich  unabwendbar 
die  Rekatholisierung(ERDMANNSDÖRFER,  156). 
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gehen.  Neben  dem  Druck  Österreichs  war  der  Krebsschaden  der  Ver- 
fassung die  Unzahl  von  sehr  kleinen  Teilhabern  des  Reichstags.  So  konnte 
gegen  das  eine  wie  auch  gegen  das  andere  Übel  nur  ein  fortschreitendes 
Sichverdichten  der  deutschen  Staatengruppe  zu  einer  beschränkten  Aus- 
lese gröfserer  oder  mittlerer  Territorien  helfen  (vergl.  u.  §  90.  III). 

IL  Grenzländer  und  Territorien.  Ein  Bild^  das  die  einzelnen 
Züge  der  verschiedenen  gröfseren  und  kleineren  Territorialfiirstentiimer 
Deutschlands  erkennen  läfst,  kann  naturgemäfs  im  engen  Rahmen  dieser 
Schilderung  nicht  entworfen  werden.  Aber  es  entsteht  dadurch  in  dem  Ge- 
samtbild der  europäischen  Staatsentwicklung  um  so  weniger  eine  Lücke,  als 
die  Organisation  der  deutschen  Einzelstaaten  in  den  meisten,  besonders  den 
technischen  Stücken,  keine  originale  Arbeit  war,  sondern  durchweg  dem 
Muster  der  westlichen  Staaten  nachgeformt  wurde.  In  der  früheren  Zeit 
folgten  der  Kaiser  für  seine  österreichisch-ungarischen  Lande  und  die  Fürsten 
vorwiegend  den  Institutionen  Burgunds  oder  —  was  im  Grunde  dasselbe 
war  —  denen  der  Republik  der  niederländischen  Generalstaaten  (S.  639)  0; 
später  überwog  das  Beispiel  Frankreichs  alle  anderen  Einflüsse.  Aufser- 
<lem  machten  aber  später  auch  die  Nordischen  Staaten  ihr  Vorbild  auf 
die  deutschen  Territorien  geltend,  insbesondere  auf  das  Verhältnis  zwischen 
dem  Fürsten  und  den  Ständen.'^)  In  Schweden  hatte  schon  Karl  IX. 
versucht,  wie  Gustav  Wasa  vorher  den  Klerus  (S.  587),  auch  den  Adel  zu 
beseitigen.  ^)  Gustav  Adolf  hatte  dann  in  seiner  schwierigen  Lage  (S.  602) 
die  alten  Reichsstände  wiederhergestellt  Aber  nach  der  Abdankung  seiner 
Tochter  Christine  benutzten  Karl  X.  und  XL  die  polnischen  Kriege  (S.  610), 
um  den  Staatsstreich  durchzuführen.^)   Noch  rascher  und  radikaler  wurde 

1)  Für  die  österreichischen  Erblande  vermittelt  den  EinfloTs  der  burgondischen 
Erfahiangen  die  gemeinsame  Herrschaft  Maximilians;  sie  bestimmt  die  Organisation, 
■die  Maximilian  I.  (S.  562)  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  giebt  (Nachge- 
wiesen durch  Rosenthal,  Behordenorganisation  Ferdinands  I.  1887.)  Die  Nieder- 
lande haben  unmittelbar  auf  die  Thätigkeit  des  Grofsen  Kurfürsten  eingewirkt,  der  dort 
erzogen  wurde.  Dafs  die  Niederlande  —  in  erster  Linie  ein  Bund  grofser  Stadtstaaten 
unter  der  monarchischen  Oberleitung  des  erblichen  Statthalters  (S.  639)  —  nur  die 
Verhältnisse  aus  der  Zeit  der  burgundischen  Herzöge  weiterfuhren,  vergl.  Plbennb, 
beschichte  Belgiens,  U.  S.  434  (1902). 

2)  Vergl.  zum  folgenden  Nokdenplyght,  Die  schwedische  Staatsverfassung  in 
ihrer  geschichtlichen  Entwicklung.  1861;  Eoser,  Epochen  der  absoluten  Monarchie, 
Historische  Zeitschrift,  61.  1889.  S.  272  ff. 

3)  Er  hatte  1660  eine  Standeversammlung  nach  Linköping  berufen ,  in  der 
neben  24  Stadtvertretem  und  27  bäuerlichen  Repräsentanten  44  Offiziere  an  Stelle 
des  Adels  safsen.  Mit  Recht  vergleicht  Eoser  diese  Stände  mit  dem  Gegenparla- 
ment Crorawells  (unten  S.  722). 

4)  Karl  X.  behielt  die  Reichsstände  formell  noch  bei,  sein  Nachfolger  berief  sie  nicht 
mehr.  Karl  XU.  leistete  keinen  Krönungseid  mehr  und  setzte  sich  selbst  die  Krone 
anf.  Dessen  Mifserfolge  (S.  611)  zogen  freilich  nach  seinem  Tode  eine  Reaktion, 
eine  adlige  Standeherrschaft  wie  in  England  nach  sich.  Der  Köifig  mufste  nunmehr 

Schmidt,  Staatslehre.  II,  1.  44 
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dieser  in  Dänemark  von  Friedrich  III.  durchgesetzt  Eine  von  den  drei 
ständischen  Körperschaften  ausgestellte  Urkunde  (1660)  erklärte  den  aus* 
drücklichen  Verzicht  auf  alle  Rechte  aus  den  Charten  früherer  Könige 
und  erkannte  die  „absolute  Regierung"  des  Königs  an.  Auf  dieser  Grund* 
läge  konnte  sich  der  Absolutismus  (1676)  sogar  —  ein  singulärer  Fall  — 
selbst  eine  geschriebene  Verfassung,  eine  lex  regia,  ausstellen.  Von  solchen 
Vorbildern  umgeben,  fafsten  die  deutschen  Einzelfürsten  selbstverständlich 
das  gleiche  Ziel  ins  Auge. 

Den  gemeinsamen  Ausgangspunkt  der  Bewegung  bildete  der  Aus- 
bau der  Organe  der  Centralverwaltung,  für  die  das  15.  Jahrhundert  nur 
bescheidene  Anfange  in  den  Ämtern  des  fürstlichen  Hofmeisters  und 
Kanzlers  geliefert  hatte  (S.  554).  Zuerst  in  Österreich,  von  da  au& 
weitergreifend,  entstanden  überall  aus  dem  persönlichen  Regiment 
des  Fürsten  und  seiner  Berater  ständige  oberste  Kollegialbehörden^ 
meist  der  französischen  Dreizahl  von  Conseil,  Parlament  und  Rechen- 
kammer entsprechend  (S.  525),  der  Hofrat  (Kanzlei,  später  „Regierung"),  da& 
Kammergericht  und  die  Hof kammer  als  centrale  Organe  der  auswärtigen 
und  inneren  Verwaltung,  der  Justiz  und  der  Finanzen. ')  In  den  gröf seren 
Staaten  wurde  für  die  Militärverwaltung  der  Kriegsrat  abgezweigt  Aufser- 
dem  schuf  der  Augsburger  Religionsfriede,  der  dem  protestantischen 
Landesherm  die  Fürsorge  für  die  Religion  und  damit  thatsächlich  bald  ein 
„Kirchenregiment^  und  einen  landesherrlichen  „Summepiskopat"  zuerteilte 
(S.  583.  592),  ein  entsprechendes  Kollegialorgan  der  kirchlichen  Oberverwal- 
tung, das  Konsistorium,  in  dem  die  Einheit  der  einzelnen  protestantischen 
„Landeskirchen"  und  die  Deckung  von  Staat  und  Kirche  in  die  äulsere  Er- 
scheinung trat  Und  endlich  machte  sich  angesichts  dieser  Differenzierung 
rückwirkend  —  wiederum  wie  in  Frankreich  (S.  643)  — das  Bedürfnis  geltend,, 
ihnen  allen  eine  gemeinsame  Spitze  und  Oberleitung  zu  geben.  In  Österreich 
bildete  sich  schon  früh  (1527),  in  den  fürstlichen  Territorien  etwas  später 
auch  der  „Geheime  Rat^'  des  Monarchen  (S.  643)  zu  einem  ständigen  Kollegium 
aus ;  im  weitem  Verlauf  wurde  er  im  „Kabinett"  noch  enger  konzentriert.'^) 

Viel  weniger  rasch  und  entschieden  verlief  die  Centralisierung  der 
Bezirksverwaltung.  Das  ganze  16.  Jahrhundert  hindurch  blieb  e& 
hier  bei  dem  aus  dem  15.  Jahrhundert  überkommenen  Zustand,  dafs  eine 
unmittelbare  Staatsthätigkeit  sich  nur  auf  den  fürstlichen  Hausbesitz,  die- 

auf  den  Krönungseid  versprechen,  ^mit  Leib  und  Leben  die  etwaige  Wiederkehr 
der  verabscheuungswürdigen  Souveränetät  zu  bekämpfen*". 

1)  Übersicht:  Georg  Meybb,  Lehrbuch  des  Staatsrechts,  §  107. 

2)  In  Brandenburg  entsteht  der  Geheime  Rat  1604,  das  Kabinett  duroh  den 
Grofsen  Kurfürsten  (Stölzel,  Brandenburgs  Rechtsverwaltung,  L  293.  365),  —  in 
Sachsen  der  Geheime  Rat  1574,  das  Kabinett  erst  1706  (v.  Römer,  Staatsrecht  des^ 
Kurfürstentums  Sachsen,  II.  96),  —  in  Bayern  der  Geheime  Rat  im  17.  Jahrhundert,, 
das  Kabinett  1726  (Seydel,  Bayrisches  Staatsrecht,  I.  37). 


1.  Kapitel.  VIII.  Entotehung  der  modernen  Staatenwelt:  Deutitche  Territorien.    691 

Domänen,  erstreckte,  wie  im  Staat  der  Kapetinger  (S.  523).  Hier  übte  sie  in 
Justiz,  innerer  Verwaltung  und  Finanzverwaltung  der  Amtmann.  In  den 
Besitzungen  des  Adels  und  in  den  Städten  dagegen  bestand  die  Selbst- 
verwaltung der  Grundherren  und  der  Stadträte  als  eine  „patrimoniale** 
oder  „kommunale"  Justiz,  Polizei  und  Wirtschaft  fort  Mit  der  Selbst* 
Verwaltung  der  einzelnen  Landstände  aber  war  ihr  Mitsprechen  in  den 
gemeinsamen  Landesangelegenheiten,  ihr  Zusammenschlufs  zum  „Korpus*^ 
der  Bitterschaft  oder  der  Landstädte  eng  verknüpft:  Allerdings  hatten 
sich  allmählich  grolse  unterschiede  der  ständischen,  besonders  der  Adels- 
macht, zwischen  dem  Westen  und  dem  Osten  Deutschlands  herausge- 
bildet») In  den  kleinen  oder  mäfsig  groXsen  Territorien  des  Westens 
blieb  die  Bechtsstellung  der  „Grundherrschaft^  nach  unten  wie  nach 
oben  stabil.  Wie  im  Verlauf  des  Mittelalters  (S.  483. 556)  bewirtschafteten  die 
Grundherren  selbst  nur  den  Herrenhof.  Die  Bauern  des  Dorfs,  auch  soweit 
sie  ihnen  zinsten,  trugen  nur  die  Abgabenlast,  waren  im  übrigen  freie,  vor 
allem  freizügige  und  nicht  fronpflichtige  Besitzer.^)  Entsprechend  waren 
ihre  polizeilichen  und  justiziellen  Befugnisse  gering,  grölstenteils  waren 
sie  an  die  Amtleute  übergegangen,  denen  die  Grundherren  selbst  als  be- 
vorrechtigte Unterthanen  *  unterstanden,  ^j  In  den  grofsen  östlichen  Ge- 
bieten dagegen,  in  Mecklenburg,  Pommern,  Brandenburg,  Sachsen,  wirkten 
eine  Reihe  von  Umständen  —  die  Ausgedehntheit  des  Gebiets  selbst,  die 
Schwäche  der  Landesherren,  wie  z.  B.  der  brandenburgischen  am  Ende  des 
16.  und  am  Anfang  des  17.  Jahrhunderts,  die  starken  Beisätze  slavischer 
Bevölkerung  —  zusammen,  um  den  Bauernstand  in  seiner  Lage  wesenüich 

1)  Zum  folgenden  vor  allem  die  bahnbrechenden  Untersuchungen  Knapps  und 
seiner  Schüler  Wittich,  Fuchs  (Zusammenfassung:  Wittich,  Artikel  „Gutsherrschaft** 
und  Fuchs,  Artikel  „Bauer*'  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenscbaften;  Fuchs,  Die 
Epochen  der  deutschen  Agrargeschichte  und  Agrarpolitik.  1898.  Die  verfassungs- 
geschichtliche  Beleuchtung  der  Verhältnisse  vergl.  b^ondcrs  bei  v.  Below,  Territo- 
rium und  Stadt.  1900.  S.  2  ff. 

2)  Man  darf  demnach  sagen,  dafs  der  Bauernkrieg  (S.  580),  nachdem  die  mit 
ihm  selbst  verbundenen  Verfolgungen  vorüber  waren,  wenigstens  die  Wirkung  gehabt 
hat,  dafs  die  Lage  der  Bauern  nicht  schlechter  wurde.  Allerdings  waren  die  Gebiete, 
in  denen  der  Bauernkrieg  fast  ausschlief slich  gefuhrt  wurde  —  Schwaben,  Fi*anken» 
Thüringen  —  bezeichnender  Weise  solche,  wo  das  Gemenge  von  ganz  kleinen  Lan- 
desherrschaften  bestand.  Man  darf  annehmen,  dafs  hier,  wo  der  Gegensatz  von 
Landesherm  und  Grundherrn  nicht  mit  der  Schärfe,  wie  in  den  gröfseren  Territorien 
des  Westens  (Hessen,  Pfalz,  Jülich-Berg  etc.)  ausgebildet  war,  der  Druck  des 
Landesherm,  der  seine  offcntlichrechtlichen  Befugnisse  benutzte,  um  seine  privat- 
rechtlichen Abgaben-  und  Dienstansprüche  zu  vermehren,  besonders  grofs  war.  Die 
Lage  der  Bauern  hatte  sich  also  hier  der  der  ostdeutschen  ( vergl.  oben  im  Text) 
genähert  und  war  wohl  auch  nach  dem  Kriege  ungünstiger  als  sonst  im  Westen. 
(Vergl.  V.  Below,  S.  64  ff.) 

3)  Das  Vorrecht  äufserte  sich  vor  allem  bei  der  Steuerumlage,  bei  der  die 
Grundherren  als  eine  Selbstverwaltungskommission  neben  dem  Amtmann  mitwirkten 
(V.  Below,  S.  5 ;  vergl.  unten  S.  698.  696). 

44  ♦ 


692  Zweiter  Teil.    Die  verechiedenen  Formen  der  Staatsbildung. 

herabzudrücken.  0  Die  mittelalterliche  Grundherrschaft  bildete  sich  hier  zur 
„Gutsherrschaf  t^  um.  Ein planmälsiges, weitgreifendes,  mit  allen  Mitteln 
der  Gewalt  und  List  durchgeführtes  Bauernlegen  diente  dazu,  grofse 
Gutskomplexe  zu  arrondieren,  die  der  Adlige  in  eigenen  Grofsbetrieb 
nahm  und  mit  den  nunmehr  fronpflichtigen  und  „erbunterthänigen" 
Bauern  bewirtschaftete,  ein  Vorgang,  den  der  30jährige  Krieg  mit  seiner 
Rechtsunsicherheit  und  seinen  Verwüstungen  noch  beförderte.  Hier  hielten 
also  die  Gutsherren  auch  ihre  öffentlichrechtliche  Funktion  über  die 
Bauern  als  „Patrimonialherren''  fest.  Die  Amtmänner  waren  häufig  selbst 
nicht  viel  mehr  als  Gutsherren  auf  den  fürstlichen  Besitzungen.  Aber 
im  Grunde  blieben  die  Unterschiede  zwischen  Osten  und  Westen  quanti- 
tativ und  durch  zahlreiche  Übergangsstufen  ausgeglichen.  Der  Ausflufs 
der  Zustände,  das  Dasein  der  landständischen  Corpora,  ihre  Zusammen- 
setzung und  Funktionsweise  war  in  den  Hauptpunkten  überall  die  gleiche.'^) 

Der  Zustand  des  16.  Jahrhunderts  wurde  bei  den  weitaus  meisten 
Territorien,  auch  den  gröfseren,  dauernd.  Zwar  schien  es  um  die  Mitte  des 
16.  Jahrhundert,  als  ob  das  neue  albertinische  Kursachsen  wie  für  den 
Kampf  um  Deutschlands  Unabhängigkeit  von  Spanien  (S.  591. 681),  so  auch 
für  den  inneren  Ausbau  des  geschlossenen  Fürstenstaats  die  Initiative  er- 
greifen werde.  Der  durchgreifende  Wille  des  Kurfürsten  Moritz  warf 
rücksichtslos  die  Landstände  nieder.  3)  Das  Begiment  seines  Bruders,  des 
Kurfürsten  August  L,  folgte  ihm  darin,  und  unter  Christian  I.  nahm  dessen 
Kanzler  Nicolaus  Crell  die  absolutistische  Politik  auf.  Seele  der  Partei 
Heinrichs  IV.  imter  den  deutschen  Fürsten,  calvinistisch  gesinnt,  strebte  er 
nach  dem  Ausgleich  der  Religionsparteien,  in  erster  Linie  der  beiden 
protestantischen,  zu  Gunsten  der  staatlichen  £inheit  Aber  ein  Bund  der 
lutherischen  Orthodoxie  mit  der  Ritterschaft  brachte  ihn  (1601)  bei  einem 
Regenten,  der  dem  Begründer  seiner  eigenen  Macht  nicht  dieselbe  Treue 
hielt,  wie  sie  kurz  darauf  Ludwig XIII.  Richelieu  wahrte,  zu  Falle;  Haupt- 
artikel seiner  Anklage  war,  daf s  er  für  den  Kurfürsten  Gerechtsame  vindiziert, 
die  dieser  nicht  besessen.*)  Von  da  an  erstarrte  Sachsen  in  seinem  inneren 
Staatsleben.  Die  Koalition  zwischen  Krone,  Ritterschaft  und  lutherischer 
Geistlichkeit  wurde  fester.  Wie  sie  den  Staat,  der  der  gegebene  Vor- 
kämpfer des  Protestantismus  gewesen    wäre,   im  Religionskrieg  lähmte 

1)  Die  Sichtung  aller  in  Betracht  kommender  Gründe  bei  v.  Below,  8. 13  ff. 

2)  Eine  ausführliche  Schilderung  der  landstau dischen  Verfassung  verbietet  sich 
hier.    Vergl.  eine  eingehende  Untersuchung  derselben  bei  v.  Below  a.  a.  0. 

3)  Die  sächsischen  Stände  beschweren  sich  über  Moritz'  „französische**  Regie- 
rung (v.  Bezoij),  Geschichte  der  Reformation,  S.  848).  Im  16.  Jahrhundert  ist  des- 
halb der  sächsische  Amtmann  bedeutend  selbständiger  und  einflufsreicher  als  der 
brandenburgische  (v.  Below,  Territorium  und  Stadt,  S.  6). 

4)  Vergl.  Rauke,  Französische  Geschichte,  1. 387 ;  Erdmannsdörfper,  Deutsche 
Geschichte,  I.  S.  73 ;  v.  Bar,  Lehrbuch  des  Strafrechts,  I.  S.  139.  Der  Fall  Grell  ähnelt 
auffallend  dem  Fall  Strafford  (S.  721). 
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und  (seit  1634)  durch  eine  Kompromilspolitik  zum  Werkzeug  der  kaiser- 
lichen Politik  machte  (S.  603),  so  stockte  unter  der  feudalen  Reaktion  auch 
das  Werk  der  inneren  Organisation.  Der  landsässige  Adel  bemächtigte  sich 
nicht  nur  endgültig  der  Bewilligung  der  Steuern,  sondern  sogar  deren  Einhe- 
bung (S.  691),  also  der  Hauptfunktion  der  Verwaltung  und  hielt  damit  Bürger- 
und Bauerntum  in  starker  finanzieller,  wie  die  Bauern  durch  die  Pa- 
trimonialgerichtsbarkeit in  politischer  Abhängigkeit  Von  Seiten  des  Hofs 
aber  schwand  jede  Aussicht  auf  Eingreifen,  als  sich  der  Ehrgeiz  Augusts 
des  Starken  auf  den  Erwerb  der  polnischen  Königskrone  richtete  und 
die  Personalunion  von  Sachsen  mit  Polen  sowie  der  Übertritt  der  Dy- 
nastie zum  Katholizismus  die  sächsische  Regierung  dauernd  in  schwierige 
auswärtige  Händel,  den  Nordischen  Krieg,  den  engen  Anschlufs  an  die 
habsburgische  Politik  und  den  gereizten  Gegensatz  zu  Brandenburg,  end- 
lich und  vor  allem  in  eine  chronische  Geldbedürftigkeit  und  Abhängig- 
keit gegenüber  den  Ständen  führte,  deren  Opposition  die  Persönlichkeiten 
der  Herrscher  nicht  gewachsen  waren. 

In  den  übrigen  Territorien  hemmte  zunächst  der  grofse  Krieg  jede 
eingehendere  innere  Organisation,  obwohl  gerade  sein  Verlauf  das  Be- 
dürfnis einer  solchen  um  so  schärfer  hervortreten  liefs.  Aber  auch  im 
1 7.  Jahrhundert  traten  bei  den  meisten  von  ihnen  die  Bedingungen  für  ein 
so  grolses  Werk  nicht  ein.  In  B  a  y  e  r  n ,  wo  die  EnergieKurf  ürst  Maximilians  I. 
(S.  600)  die  Kriegszeit  benutzt  hatte,  einen  geographisch  abgerundeten, 
vor  allem  um  die  Oberpfalz  vermehrten  Staat  zu  schaffen,  entsprachen 
die  Nachfolger  ebenfalls  wenig  dem  Beispiel  des  Begründers  der  Dynastie; 
ihr  enger  Anschlufs  an  die  streng  jesuitische  Richtung  der  römischen 
Kirche,  dann  —  wie  in  Sachsen  —  ihr  nie  schlummernder  Wunsch  nach 
dem  Besitz  der  Kaiserwürde,  der  das  Wittelsbachische  Haus  dauernd  mit 
Frankreich  Fühlung  suchen  liefs  (S.  605.  613),  drängten  auch  in  Bayern 
die  nüchterne  Arbeit  der  Staatsverwaltung  hinter  hohen  und  kleinhchen 
Bestrebungen  der  Auslands-  und  Kirchenpolitik  zurück.  In  den  Mittel- 
staaten, vor  allem  in  Baden,  Hessen,  Braunschweig-Hannover, 
dem  emestinischen  Sachsen,  der  Pfalz,  war  jede  Organisation  gröfseren 
Stils  von  vornherein  durch  die  Zersplitterung  des  Territoriums  in  Nebenlinien 
(S.  551)  unmöglich,  die  seit  dem  16.  Jahrhundert  noch  eine  zunehmende 
Tendenz  zeigte.  In  Württemberg  endlich  erhielt  sich  die  landständische 
Verfassung  sogar  kraft  einer  geschriebenen  Urkunde,  allerdings  in  eigen- 
tümlicher Form.  Da  die  schwäbische  Ritterschaft  meist  reichsunmittelbar 
geblieben  war,  so  beruhte  das  Territorium  vor  allem  auf  den  herzog- 
lichen Domänen  und  den  Städten.  Nur  mit  den  Städten  hatte  Herzog  Ulrich 
(S.  577)  den  „Tübinger  Vertrag''  (1514)  vereinbart,  sodafs  sich  der  LÄudtag, 
abgesehen  von  den  lutherischen  Prälaten,  nur  aus  den  Vertretern  der  Ämter 
und  städtischen  Abgeordneten  zusammensetzte.  Dieses  Städteparlament 
bewahrte  jedoch  seine  Rechte  zäh.  Es  sorgte  durch  permanente  Ausschüsse 
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in  Stuttgart  sogar  für  eine  ständige  Kontrolle  der  fürstlichen  Regierung 
und  handhabte  seine  Steuerbewilligungen  mit  voller  BegelmäXsigkeit 
Der  bürgerliche  Charakter  des  Staats  näherte  sich  deshalb  dem  noch 
übrigen  kleinen  Best  der  freien  Rei  ch  ss  täd  te  an,  von  denen  mindestens 
eine  —  Hamburg  —  vermöge  eines  geschickten  Lavierens  seiner  Handels- 
politik zwischen  England,  Holland,  Frankreich  und  Spanien  den  unglück- 
lichen Verhältnissen  der  deutschen  Seemacht  zum  Trotz  (S.  688)  eine  Art 
Musterverwaltung  erreichte,  die  der  der  holländischen  Städte  (S.  639) 
nahekam. 

Bei  dem  Gegensatz  von  Fürsten  und  Ständen  kam  es  den  letzteren 
ganz  besonders  zu  statten,  dafs  sie  einen  nicht  zu  verachtenden  Rückhalt 
an  der  bundesstaatlichen  Organisation  des  Reiches  fanden.  Der  Bundes- 
staat übte  gerade  an  diesem  Punkte  auf  das  Leben  der  Einzelterritorien 
einen  Einf  luf  s,  stärkte  im  Gegensatz  zum  Einheitsstaat  Frankreich  oder  zu  den 
unabhängigen  italienischen  Territorien  die  landständischen  Rechte.  Aus 
Landesherren  zusammengesetzt,  wie  er  war,  versuchte  (1670)  der  Reichstag 
den  Beschlufs  durchzubringen,  dafs  die  Landstände  für  alle  Festungen  und 
Garnisonen  des  Landes  die  Mittel  aufzubringen  und  „folgendlich  alles,  was 
an  sie  und  so  oft  es  begehrt  wird,  gehorsamlich  und  unweigerlich  darzu- 
geben **.  Zum  geltenden  Recht  erhoben,  wäre  dieser  Beschlufs  der  Anfang 
eines  Unternehmens  der  Landesherren  geworden,  die  ständischen  Rechte  mit 
vereinten  Kräften  abzuschaffen.  Aber  da  der  Kaiser  seine  Bestätigung  ver- 
sagte, so  gewannen  die  Landstände  an  diesem  Präcedenzfall  eine  wertvolle 
Garantie  für  ihr  Recht,  sich  beim  Kammergericht  oder  Reichshofrat  über 
Übergriffe  der  Fürsten  zu  beschweren.  Hierin  vor  allem  zeigte  sich  —  nach- 
dem die  Regierungsgewalt  des  Kaisers  in  der  des  Reichstags  (S.  6S6)  er- 
loschen war  —  die  neue  Funktion  des  Kaisers,  die  eines  Kontrollorgans, 
wirksam.  ^ 

Gerade  hier  trat  aber  nun  die  innere  Unwahrheit  der  Reichsverfas- 
sung hervor.  Denn  dasselbe  Österreich,  das  als  Träger  der  Kaiserkrone 
die  Konsolidierung  der  Einzelstaaten,  besonders  ihre  intensive  Bewaffnung 
zu  verhindern  suchte,  verfolgte  in  seinen  eigenen  Grenzen  die  centra- 
listische  und  absolutistische  Politik  planmäfsig.  . 

In  Österreich  hatte  der  Krieg  vor  allem  das  starke  Machtmittel, 
mit  dem  die  Einheit  zu  bewahren  war,  zurückgelassen,  —  das  Heer,  die 
Schöpfung  Wallensteins,  das  sich  unter  zum  Teil  ausgezeichneten  Führern 
in  der  Folgezeit  auf  seiner  Höhe  erhielt.  Mit  seiner  Hilfe  war  vor  allem 
Böhmen  bei  den  westlichen  Erblanden  erhalten  und  enger  an  sie  ange- 

1)  Noch  die  Staatsrechtslehrcr  des  18.  Jahrhunderts,  zuletzt  Pütter  (I.  S69), 
Historische  Entwickhing  der  heutigen  Staatsverfassung  (1786),  haben  die  ^preiswürdige 
kaiserliche  Erklärung''  als  ein  „herrliches  Beispiel  von  den  Vorzügen  der  deutschen 
Reichsverfassung"  hervorgehoben  (Erdmannrdörffer,  Geschichte,  I.  S.  480 ;  Pibto- 
Riüs,  Staatsgerichtshöfe.  1891.  S.  S). 
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Bcbiossen  wordeD.*)  In  Ungarn  wurde  bei  Niederwerfung  eines  Aufstandes 
seit  Ende  des  17.  Jahrhunderte  die  Erblichkeit  der  Krone  anerkannt,  und 
Karl  VI.  fand  deshalb  den  Boden  für  seine  „Pragmatische  Sanktion^  vorbe- 
reitety  die  unter  Zustimmung  aller  Landstände,  also  als  Staatsgrundgesetz, 
<lie  Unteilbarkeit  aller  bisher  vereinigten  Länder^)  unterdem  habsburgischen 
Hause  nach  Prinzip  der  Primogenitur  aussprach.^)  Durch  die  Pragmatioa 
war  aber  den  sämtlichen  Landständen  auch  die  letzte  Waffe  entwunden,  die 
ihnen  bisher  in  Oestalt  des  Wahlrechte  zu  Gebote  gestanden  hatte,  um  ihrer 
Kontrolle  Nachdruck  zu  geben.  Von  da  an  hörte  deshalb  auch  ihr  Steuer- 
bewilligungsrecht auf,  eine  Rolle  zu  spielen.  Obwohl  die  Ständetage  nicht 
aus  der  Übung  kamen,  sanken  sie  doch  zu  Werkzeugen  der  kaiserlichen 
Verwaltung  herab  ^),  und  auch  hier  lief  mit  dem  Rückgang  der  ständischen 
Rechte  ein  Rückgang  der  selbstverwaltenden  Rechte  des  Adels  Hand  in 
Hand.  Die  Verwaltun^organisation  Maria  Theresias  führte  nunmehr 
«in  bureaukratisches  Amterwesen  im  französischen  Sinne  im  wesent- 
lichen durch.  J^) 

Wäre  Österreich  mit  seinem  Vorsprung  vor  den  Territorien  allein  ge- 
blieben, so  wäre  das  Ergebnis  des  Westfälischen  Friedens  über  kurz  oder 
lang  in  Frage  gestellt  worden.  Es  war  deshalb  die  für  Deutechlands  Schick- 
sal entecheidende  Thatsache,  dafs  zu  gleicher  Zeit  das  gröfste  Territorium 
Kurbrandenburg,  das  sich  (1656)  durch  den  Erwerb  des  Herzog- 
tums Preufsen  von  der  Lehnssouveränetät  des  Kaisers  und  Reichs  gelöst 
(S.  610),  unter  viel  schwierigeren  Bedingungen  der  gleichen  Bahn  folgte. 

in.  Der  Brandenburgisch -Preufsische  [Staat  Kurfürst 
Friedrich  Wilhelm  war,  als  er  (1652)  zum  erstenmal  mit  einer  selbstän- 
digen Politik  in  die  schwedisch-polnischen  Händel  eingriff  (S.  609),  gänz- 
waffen-  und  mittellos.  Um  sich  das  Heer  für  den  Nordischen  Krieg 
werben  zu  können,  suchte  er  sofort  die  Auseinandersetzung  mit  den 
märkischen  Ständen;  er  erreichte  auf  dem  Ständetag  von  1653  durch 
zähes  und  geschicktes  Paktieren  eine  sechsjährige  Bewilligung  für  das 
Heer,  freilich  um  den  Preis,  dars  er  alle  bestehenden  Herrschaf tereohte 

1)  Durch  die  Landesordnung  Ferdinands  IL  (1627);  durch  sie  wurde  vor 
ullem  die  Gesetzgebung,  in  der  der  Kaiser-König  bisher  regelmäfsig  an  den  Bei- 
rat der  StSnde  gebunden  war,  unbeschrankt  dem  Konig  vorbehalten  (Ulbrich,  Staats- 
recht der  Österreichisch-Ungarischen  Monarchie.  1884.  S.  8). 

2)  Zu  ihnen  gehört  seit  1665  auch  Tirol,  das  erst  nach  Aussterben  der  Neben- 
linie zum  Hauptland  gefallen  war. 

3)  Erlassen  1713,  in  Ungarn  anerkannt  1722  mit  dem  Motiv,  dafs  der  Schutz 
des  Landes  gegen  fremde  Gewalt  (Russen,  T&rken)  eine  Vereinigung  mit  den  be- 
nachbarten Königreichen  erfordere. 

4)  Eingeleitet  war  diese  Behandlung  der  Stände  schon  unter  Leopold  L,  vor 
allem  durch  dessen  Kanzler  Johann  Paul  Hocher  (Erdmannsdörppbr,  S.  412). 

5)  Eine  eingehende  Schilderung  dos  Organisations Werkes  ist  hier  nicht  möglich. 
Vergl.  WoLFF,  Österreich  unter  Maria  Theresia  (ONCKBNSche  Sammlung).  1884. 
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der  Gutsherren  über  die  „leibeigenen"  Bauern  bestätigte»)  (S.  692).  Da  der 
Adel  selbst  wie  bisher  von  der  „Kontribution"  frei  blieb,  die  Grand- und  Kopf- 
steuer aussehliefslich  auf  Bürger  und  Bauern  fiel,  so  schien  der  branden* 
burgische  Staat  denselben  verhängnisvollen  Weg  zu  betreten,  wie  der 
französische  durch  den  Eeichsständebeschluls  von  1439  (S.  540).  Aber 
der  Grofse  Kurfürst  bog  sofort,  als  das  nächste  Bedürfnis  befriedigt 
war,  von  diesem  Wege  ab. 2)  Er  löste  das  Heer  nach  dem  Kriege  nicht 
auf,  sondern  behielt  dessen  Kern  als  Grandstock  des  „miles  perpetuus**,. 
als  nunmehrige  Hauptstütze  des  Staats,  unter  Waffen.  Zugleich  aber 
schnitt  er  alle  Weiterangen,  die  der  Adel  wegen  Bewilligung  neuer  di- 
rekter Abgaben  erhob,  durch  den  Vorschlag  einer  grandsätzlichen  Steuer- 
reform ab,  und  bis  1667  wurde  deren  Hauptstück,  eine  indirekte  Steuer 
auf  Rohprodukte,  Industrieerzeugnisse  und  Handelswaren,  die  „Accise^, 
vom  Kurfürsten  im  Einveraehmen  mit  den  Städten  durchgesetzt.  Auch 
jetzt  blieb  es  zwar  für  die  Beisteuer  des  A.dels  bei  der  direkten  Abgabe,  der 
„Kontribution".  Aber  angesichts  der  nunmehr  ständigen  Abgabe  der  Städte 
mulste  sich  auch  der  Adel  zu  einer  jährlich  fortlaufenden  Grandsteuer  von 
den  Besitzungen  seiner  bäuerlichen  Hintersassen  und  —  was  von  epoche- 
machender Bedeutung  war  —  zu  einer  eigenen  Ablösungssumme  für  die 
durch  das  stehende  Heer  überflüssig  gewordene  Lehnsdienstpflicht,  dem 
„LehnspferdegeW,  verstehen.^)  Zugleich  gelang  es  dem  Kurfürsten,  die 
Ritterschaft  wenigstens  aus  der  Verwaltung  der  Staatseinnahmen  ganz 
hinauszudrängen,  indem  er  das  bisherige  ritterschaftliche  „Kreditwerk"^ 
zunächst  als  gänzlich  verwahrlost  und  verschuldet  unter  die  Aufsicht  der 
Staatsbeamten  stellte  und  schliefslich  ganz  auflöste.  Inzwischen  hatte  der 
Kurfürst  auch  die  Bändigung  der  preufsisch,en  und  clevischen  Stände 
(1662/1663)  begonnen.^)  Bis  zum  Ende  seiner  Regierang  war  auch  hier  das 
neue  doppelseitige  Besteuerangssystem  durchgeführt.  Da  die  Städte  unter 
dem  Accisesystem  gediehen,  da  zugleich  die  peinlich  sparsame  Domänen- 
wirtchaft  des  Kurfürsten  auch  den  dritten  Zweig  der  Staatseinnahmen  immer 
ergiebiger  machten,  so  wurde  die  Regierang  von  der  Ritterschaft  finanziell 
immer  unabhängiger,  die  Opposition  des  Adels  immer  bedeutungsloser. 
Abgesehen  von  der  Patrimonialherrschaft  über  die  Bauern  bewahrte 
der  Adel  nur  den  Einflufs  auf  die  von  ihm  vorgeschlagenen,  vom  Landes- 

1)  „Die  Leibeigenschaft  tfaut  deren  Orten,  da  sie  introduziert  und  gebräuchlich^ 
aller  Dinge  verbleiben." 

2)  Zum  Folgenden  Ebdmannsdöbffer,  Geschichte,  I.  S.  424  ff. ;  Riedel,  Der 
brandenburgisch-preufsische  Staatshaushalt  in  den  beiden  letzten  Jahrhunderten.  1866; 
Schulze,  Grundrifs  des  preufsischen  Staatsrechts  in  Marquardsens  Handbuch,  §  48. 

3)  Grundsätzlich  geregelt  erst  durch  das  „AUodifikationsedikt"  Eonig  Fried- 
rich Wilhelms  I.  von  1717,  das  das  Lehnswesen  beseitigt.  Vergl.  über  den  Wider- 
stand der  Stände  und  das  Zustandekommen  Stölzel,  ßechtsverfassung,  II.  79  ff. 

4)  Über  das  Vorgehen  gegen  den  Königsberger  Bürgermeister  Roth  und  den 
ritterschaftlichen  Führer  v.  Kalcksteln  vergl.  Erbmanmsdörffer,  S.  416  ff. 
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herrn  nur  bestätigten  „Land-  und  Kreis-Kommissarien^,  insofern 
diese  ständischen  Organe  fortgesetzt  die  Trnppenaushebung  und  die 
Steuerumlage  besorgten  und  überwachten. 

Auf  der  gewonnenen  Grundlage  konnte  König  Friedrich  Wilhelm  I. 
mit  der  vereinfachenden  Organisation  einer  centralisierten  unmittelbaren 
Bezirksverwaltung  vorgehen.  Bisher  war  der  ganze  Staatshaushalt  noch 
immer  zweigeteilt  geführt  worden,  als  Kriegs  Verwaltung  für  die 
Einnahmen,  die  der  Erhaltung  des  Heeres  dienten  (Accise,  Kontributionen 
und  Lehnspferdegelder),  als  Hofkammer-  und  Domänenver- 
waltung für  die  Erträgnisse  der  fürstlichen  Liegenschaften,  Forsten 
und  Begalien,  aus  denen  die  Kosten  des  Hofes  und  der  Civilbehörden 
bestritten  wurden.  Der  König  vereinigte  nun  (1722)  die  beiden  Central- 
stellen  dieser  Administrationen,  das  Generalkriegskommissariat  und  das 
Generalfinanzdirektorium  zum  Generaloberfinanz-,  Kriegs-  und 
Domänendirektorium  und  unterstellte  diese  der  Überwachung  der 
Oberrechnungskammer.  Er  vereinigte  entsprechend  in  den  Provinzen 
die  Kommissariate  der  Kriegs-  und  der  Amtskammem  der  Domänen- 
verwaltung zu  Kriegs-  und  Domänenkammem  als  Landeshauptstellen 
der  Militär-,  Finanz-  und  Polizeiverwaltung.  Mit  Hilfe  der  systema- 
tischen Aufsicht  dieser  Oberbehörden  zwang  er  auch  den  Bezirksorganen, 
den  adligen  Kommissaren  der  Landbezirke,  jetzt  ,^Landräte^  genannt, 
und  den  „commissarii  loci"  der  Städte  den  Charakter  von  Staatsbeamten 
auf,  obwohl  für  die  Landräte  das  Präsentationsrecht  der  Ritterschaften 
der  Kreise  fortbestand.  Erst  jetzt  war  es  möglich,  in  die  einzelnen 
Verwaltungszweige  ein  einheitliches  System  zu  bringen.  Friedrich 
Wilhelm  zog  für  die  Militärverwaltung  schöpferisch  die  Konsequenz 
in  seinem  „Kantonssystem^^  Das  Kantonsreglement  (1733)  erklärte 
alle  jungen  Männer  für  dienstpflichtig,  sodafs  von  jetzt  an,  wie  in 
Frankreich  (S.  646),  die  Hälfte  der  Eekruten  aus  den  Kreisen  beschafft, 
nur  die  andere  Hälfte  ausländischen  Werbungen  überlassen  blieb;  indem 
er  die  Umwandlung  des  Soldheers  in  ein  Volksheer  anbahnte,  zog  er 
den  Adel  und  das  höhere  Bürgertum,  die  von  der  Aushebung  frei  blieben, 
zu  den  Offizierstellen  heran  und  erreichte,  wie  in  der  Steuerpflicht 
(S.  696) ,  so  auch  in  der  Wehrpflicht  einen  verhältnismäfsigen  Ausgleich 
zwischen  den  Ständen.  Mit  der  Wohlfahrtsverwaltung  machte  Friedrich 
Wilhelm  mindestens  auf  dem  Gebiet  der  Geistesbildung  durch  das  Schul- 
edikt  (1736,  vorbereitet  1717)  den  Anfang,  das  allen  Eltern  die  Pflicht  auf- 
erlegte, ihre  Kinder  zum  Schulbesuch  anzuhalten.  Friedrich  dem  Grofsen 
war  es  sodann  vorbehalten,  die  innere  Verwaltung  nach  der  materiellen 
Seite  auszubilden.  Wesentlich  nach  dem  Vorbilde  Colberts  (S.665)  ging 
König  Friedrich  mit  einer  merkantilistischen  Industrie-  und  Gewerbe- 
politik vor,  die  vor  direkter  Einsetzung  von  Fabrikanten  unter  Staats- 
beihilfe und  -Kontrolle,  freilich  auch  vor  Zwangsmafsregelung  schlecht 
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wirtschaftender  Fabrikanten  nicht  zunickscheate.  *)  Aber  diese^Politik  war 
nicht  einseitig.  Mit  ihr  verbanden  beide  Könige  einen  energischen  Banern  - 
schütz,  der  freilich  in  erster  Linie  dem  Interesse  der  Rekrutiemng  und 
der  Finanzwirtschaft  diente,  aber  in  grundsätzlicher  Weiterführang  als 
ein  Stück  sozialpolitischer  Beförderung  der  Klassen  wirkte.  2)  Mit  einar 
Bauernbefreiung,  der  Herstellung  eines  erblichen  Besitzrech ts,  der 
Aufhebung  der  Erbunterthänigkeit  und  der  Fronpflicht  (S.  692)  wurde 
mindestens  in  den  Domänen  (1777)  der  Anfang  gemacht^)  So  ging  der 
Ausgleich  der  Stände  dem  Ausgleich  der  Religionsklassen  parallel. 
Preufsen  war  das  Territorium,  das  mit  der  vom  Westfälischen  Frieden 
anerkannten  Parität  völlig  Ernst  machte  und  damit  nicht  nur  zu  der  offnen 
Gegenreformation  Österreichs,  sondern  auch  zu  der  einseitig  katholischen 
Politik  Bayerns  und  der  einseitig  lutherischen  Sachsens  (S.  692)  in  Gegen- 
satz trat 4)  Schon  bei  der  Besetzung  des  lutherischen  Ostpreufsen  (1663) 
erzwang  der  Grofse  Kurfürst  eine  Aufnahme  von  Reformierten  in  die 
höheren  Amtsstellen,  und  durch  seine  ganze  Regierung  verfolgte  er  kon- 
sequent, so  nachdrücklich  er  seine  Kirchen,  auch  die  katholischen,  als 
„ihr  alleiniger  Ordinarus  ecclesiasticus^  überwachte  und  reglementierte, 
das  Prinzip  der  Glaubensfreiheit  gegenüber  den  einzelnen  Ünterthanen. 
Insofern  war  also  Friedrich  der  Grofse  des  Grofsen  Kurfürsten  direkter 
Nachfolger  in  einer  streng  ,,territorialistischen^  Kirchenpolitik.  ^)  Auch 
für  ihn  blieb  die  Wahrung  der  fürstlichen  Hoheit  gegenüber  den  Kirchen 
mit  der  folgerichtigen  Toleranz  gegen  alle  Bekenntnisse  <5),  sogar  gegen 
die  schlesischen  Jesuiten,  verbunden.') 


1)  Vergl.  vor  allem  Schmoller  und  Hintze,  Die  preursisclie  Seidenindustrie 
im  18.  Jahrhundert  1892. 

2)  Zuerst  1709,  dann  wiederholt  1714.  1739  verbietet  Friedrich  Wilhelm  I.,  einen 
Bauern  ^ohne  gegründete  Raison  und  ohne  den  Hof  sogleich  wieder  zu  besetzen, 
aus  dem  Hof  zu  werfen".  Friedrich  H.  verbietet  sodann  durch  Edikt  von  1749  für  alle 
Provinzen  die  Einziehung  von  Bauernhöfen.  Nachdem  der  Siebenjährige  Krieg  den 
Gutsherren  wieder  zahlreiche  Gewaltakte  ermöglicht  hatte,  wurden  dieselben  (1764) 
mit  grofser  Konsequenz  rückgängig  gemacht,  die  wüstliegenden  oder  zum  Rittergut 
gezogenen  Höfe  wieder  besetzt  (Cbers.  Fuchs,  Handwörterb.,  Art  „Bauernbefreiung". 

3)  Die  Bauernbefreiung  wurde  durch  die  Kabinettsorder  (1777)  eingeleitet,  weiche 
den  bisherigen  unerblichen  Lafsbesitz  der  Domänenbanem  in  erblichen  Besitz  ver- 
wandelte (endgültig  geregelt  durch  Deklaration  von  1790).  Schon  vorher  (1768)  war 
in  Ostpreufsen  den  Domänenpächtem  die  Ausübung  des  Gesindezwangsdienstes  unter- 
sagt und  damit  der  erste  Schritt  zur  Beseitigung  der  Erbunterthänigkeit  gethan  wor- 
den (in  Pommern  und  der  Mark  erfolgte  diese  planmäfsig  erst  seit  1799). 

4)  Vergl.  zum  Folgenden  Riekbr,  Rechtliche  Stellung  der  evangelischen  Kirche. 
1898.   S.  291  ff.        5)  Erdmannsdöbffer,  Deutsche  Geschichte,  I.  418. 

6)  Randbemerkung  zu  einem  Immediatbericht  des  geistl.  Departements  vom 
22.  Juni  1740:  ^Die  Religionen  müssen  alle  toleriert  werden  und  mufs  der  Fiskal 
nur  das  Auge  darauf  haben,  dafs  keine  der  anderen  Abbruch  thue,  denn  hier  mufs 
ein  jeder  nach  seiner  Fac^on  selig  werden**. 

7)  RiEKER,  S.  294.    —   Bei  der  Duldung  der  Jesuiten ,  die  Friedrich  für  den 
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Jeder  Schritt  auf  diesem  Wege  einer  bedachtsam  und  planvoll 
weiterschreitenden  Centralisation  war  zugleich  ein  Schritt  näher  zur 
Unbeschränktheit  der  Erongewalt  Die  deutschen  Staatsrechtslehrer 
waren  sich  zwar  recht  wohl  bewulst^  dafs  es  sich  bei  dem  bekannten 
Wort  Friedrich  Wilhelms  I.  auf  dem  Ständetag,  er  „stabiliere  seine 
Souverainete  wie  einen  roch  er  de  bronce^,  nur  um  einen  ,,  praktischen'' 
Absolutismus  (S.  620)  handleJ)  Aber  in  seiner  Wirksamkeit  war  der 
preufsische  Absolutismus  weit  mehr  mit  thätiger  Macht  gesättigt  als  der 
französische.  Und  vor  allem  unterschied  er  sich  von  ihm  durch  die 
Art,  wie  er  seine  Macht  anwendete.  Objektiv  betrachtet  war  freilich 
auch  im  friedericianischen  Staat  die  Leistung  der  Monarchie  an  die  Unter- 
thanen  unfertig  und  lückenhaft.  Das  Volk  blieb  militärisch  und  finan- 
ziell schwer  bedrückt,  seit  dem  Siebenjährigen  Krieg  eher  in  zunehmen- 
dem als  in  abnehmendem  Mafse.  Die  Art  der  Finanzverwaltung  blieb 
technisch  schwerfällig  und  verkehrslähmend.'-)  Die  Abhängigkeit  der 
Bauern  vom  Gutsherrn  wurde  bei  allem  guten  Willen  nur  gemildert,  nicht 
beseitigt*)  Die  Reste  des  Feudalismus  waren  wie  im  Verhältnis  des 
Gutsherrn  zum  Bauern,  so  auch  im  Verhältnis  des  Adligen  zum  Bürger 

schlesischen  Schulunterricht  brauchte,  ist  freilich  zu  bedenken,  dafs  damals  der  Je- 
suitenorden auf  dem  Tiefstand  seiner  Macht  stand  und  kurz  darauf  von  den  katho- 
lischen Machten  ansfi^ewiesen  wurde  (unten  §  90,  II.). 

1)  Besonders  charakteristisch  der  Tübinger  Publizist  J.  J.  Moser  (L  S.  69),  Von 
der  teutschen  Reichsstände  Landen,  1769.  S.  1147  :  „Freilich  ist  es,  resp.  seit  1718 
und  1740  in  gewissen  Landen  in  der  That  zu  einer  despotischen,  willkürlichen  und 
unumschränkten  Herrschaft  ausgeschlagen,  und  einer  nach  dem  andern  mochte  diese 
Originalien  auch  kopieren,  aber  ihr  ganzes  Recht  besteht  darin,  dafs  sie  100000  Mann 
auf  den  Beinen  halten  und  keinen  Richter  über  sich  oder  doch  selbigen  nicht  zu 
förchten brauchen  (hierzu  vergl.o.S.  694);  hier,  da  wir  von  dem  Staatsrecht  han- 
deln, ist  nicht  die  Rede  von  dem,  was  würklich  geschehe,  da  bekanntlich  in  Teutsch- 
land auch  sonst  vieles  geschlehet,  so  der  Reichsverfassnng  zuwider  ist,  sondern  was 
geschehen  sollte,  und  ich  möchte  den  sehen,  der  auf  eine  nur  wahrscheinliche  Weise 
darzuthun  das  Herz  und  das  Geschick  hätte,  ein  teutscher  Reichsstand  habe  in  seinen 
Landen  eine  unumschränkte  Gewalt*^.    Über  Mosers  politische  Stellung  u.  §  90.  IIL 

2)  In  der  Finanzverwaltung  blieb  der  preufsische  Staat  auch  im  18.  Jahrhundert 
bei  der  verschiedenartigen  Besteuerung  —  Accise  für  die  Städte,  Grundsteuer  für 
die  Landbezirke  —  stehen.  Nur  für  die  letztere  wurde  ein  gleichförmiger  Ein- 
schätzungs-  und  Erhebungsmodus  nach  Hufen  geschaffen,  wie  in  England  im  13.  Jahr- 
hundert (S.  428).  Die  Verkehrsschwierigkeit  dagegen,  dafs  die  Städte  mit  „Barrieren'' 
umgeben  waren,  um  den  Durchgang  der  Verbrauchsobjckte  zu  kontrollieren,  wurde 
nicht  überwunden.  Auf  dem  gleichem  Gebiet  bewegen  sich  die  schlechten  Münz- 
roanipulationen  Friedrichs  II.  und  dergleichen. 

3)  Die  Order  Friedrichs  für  Pommern  (1763):  „Sollen  absolut  und  ohne  das 
geringste  Raisonnieren  alle  Leibeigenschaften  von  Stund  an  gänzlich  abgeschaffet 
werden *",  blieb  resuitatlos  angesichts  des  ständischen  Widerstands.  Noch  zu  dem 
Paragraphen  des  Landrechts  von  1794,  der  die  Leibeigenschaft  als  Sklaverei  ver- 
bietet, machten  die  Stände  der  Uckermark,  Neumark,  die  Kreise  Beeskow  und  Stor- 
kow die  Bemerkung:    ^ Jener  Paragraph   würde  geltendes  Recht  ändern'*  (Knapp, 
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in  Tracht,  Ämterbesetzung  usw.  schärfer  ausgeprägt  als  in  Frankreich. 
Aber  trotz  alledem  vermied  der  preufsische  Staat  die  zwei  schwersten 
Verstölse  der  französischen  Monarchie  (S.  678).  Die  Ungleichheit  der 
Klassen  wurde,  während  sie  in  der  sozialen  Anschauung  fortbestand, 
gerade  umgekehrt  wie  in  Frankreich  rechtlich  mehr  und  mehr  über- 
brückt Es  geschah  durch  die  allgemeine  Steuerpflicht  und  nicht  minder 
durch  das  System,  Adelige  und  Bürgerliche  nebeneinander  zu  den  Civilämtem 
und  Offizierstellen  einerseits  zuzulassen,  anderseits  aber  auch  wider 
Willen  heranzuziehen.  >)  Der  Adel  wurde  nicht  zu  einem  Haufen  fauler 
Drohnen  entwürdigt,  wie  der  französische  Hofadel,  sondern  die  oberste 
Schicht  der  staatlichen  Organe.  Wie  aber  dadurch  wirtschaftlich  und 
gesellschaftlich  jenes  Ineinanderüberfliefsen  der  Stände  ermöglicht  wurde, 
das  in  der  französischen  Gesellschaft  unter  Ludwig  XII.  noch  möglich 
gewesen  wäre  (S.  540.  672),  so  wurde  das  Gleiche  auch  im  geistigen  Leben 
des  Volks  vermöge  der  konfessionellen  Toleranz  angebahnt;  unter  ihrem 
Schirm  konnte  eine  heilsame  Nuancierung  der  Weltanschauungen  ge- 
deihen, die  das  gerade  Gegenteil  des  schroffen  Konflikts  der  Extreme, 
des  jesuitischen  Dogmenbekenntnisses  und  des  Freidenkertums  und  Atheis- 
mus in  Frankreich  abgab.  Eine  Einheit  des  Staatsgeistes  konnte  sich  in  einer 
Gruppe  von  deutschen  Landschaften  anbahnen,  die  willkürlich  und  hete- 
rogen zusammengefügt  waren,  eine  Einheit,  die  im  Gegensatz  bereits  zudem 
Völkergemisch  der  habsburgischen  Monarchie,  im  stärksten  Gegensatze 
aber  zu  der  französischen  Nation  stand,  deren  Elemente,  an  sich  seit  uralter 
Zeit  höchst  gleichartig,  durch  das  staatliche  System  in  wechselseitige 
Entfremdung  und  Abneigung  hineingetrieben  wurden.  In  der  Wirkung 
der  preulsischen  Monarchie  auf  die  Unterthanen  lag  also 
der  eine  ihrer  Erfolge;  man  mag  ihn  ungefähr  als  praktische  Verwirk- 
lichung der  Lehren  Christian  von  Wolffs,  der  als  hallischer  Universitäts- 
lehrer die  Monarchie  Friedrichs  begleitete  (I.  S.  69)  bezeichnen,  als 
Funktion  eines  Staats,  der  das  öffentliche  Wohl  nach  dem  Grundsatze 
der  Leibnizischen  Harmonie  förderte.  Der  andere,  nicht  minder  bedeut- 
same kam  der  Krone  selbst  zu  gute.  Fest  und  einheitlich  hielt  sie  ihr 
Heer  und  ihr  Beamtentum  in  der  Hand.  Die  Parteispaltung  der  Bureau- 
kratie,  der  Verfall  des  Heeres  trat  in  Frankreich  zu  einer  Zeit  ein,  wo 
Friedrich  Wilhelm  und  sein  Sohn  sich  diese  ihre  Werkzeuge  der  Central- 
gewalt  erst  frisch  in  der  Glühhitze  der  Bedrängnis  schmiedeten.  Inso- 
fern sie  selbst  die  persönlichen  Leiter  derselben  waren  und  blieben,  hatte 
es  eine  praktische  Bedeutung,  wenn  Friedrich  sich  selbst  als  den  premier 

Die  Landarbeiter  in  Knechtschaft  und  Freiheit  1891;  ders.,  Die  Bauernbefreiung  und 
der  Ursprung  der  Landarbeiter.   1887). 

1)  Der  preufsische  Absolutismus  bewegt  sich  darin  im  Einklang  mit  Püfendobi-% 
der  seinem  unbeschränkten  Königtum  (S.  686)  die  Aufhebung  gemeinschädlicher  Vor- 
rechte zur  Pflicht  macht    Vergl.  Treitschke,  Preufsische  Jahrbücher,  36  S.71  (1875). 
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serviteur  oder  gar  scherzweise  als  premier  domestique  des  Staats  be- 
zeichnete,—  eine  Kennzeichnung  des  ^aufgeklärten  Absolutismus,^  die 
im  übrigen  eine  Redensart  war  und  als  solche  zeitlich  früher  im  Sprach- 
gebrauch des  Pariser  Parlaments  auftauchte  (S.  66^5).  ^ 

Zu  allem  kam  aber  noch  ein  weiteres.  Der  preufsische  Absolutis- 
mus zeichnete  sich  vor  dem  französischen  nicht  nur  durch  seine  „Gleich- 
heitstendenz^  und  seine  Starke  aus.  Er  fand  sich  auch  mit  der  poli- 
tischen Freiheit,  mit  der  Herrschaft  der  Gesetze  praktisch  wirksamer 
ab  als  der  der  Bourbonen.  Dieser  Gegensatz  zeigt  sich  an  dem  Ver- 
hältnis der  deutschen  und  besonders  der  preursischen  Rechtspflege  zur 
französischen  Justiz. 

IV.  Die  deutsche  Rechtspflege  des  17.  und  18.  Jahrhun- 
derts. Von  den  Anfängen  der  neuen  politischen  Organisation  an,  in 
der  sich  Deutschland  zur  Staatenvielheit  gestaltete,  hatte  es  die  Eigenart 
seiner  Rechtsbildung  in  den  Grundsätzen  seines  Civilrecbts  und  in  den 
Formen  seiner  Civilrechtspflege  zu  wahren  gewufst.  Die  Reception  des 
römischen  Privatrechts  in  der  Gestalt,  die  ihm  die  Litteratur  und 
Judikatur  der  italienischen  Juristen  gegeben  hatte  (S.  471),  ersetzte  Deutsch- 
land die  mangelnde  Einheit  eines  nationalen  Gesetzesrechts  (o.  S.  558), 
—  mindestens  für  den  wichtigsten  Teil  des  Wirtschaftsverkehrs,  der 
Rechtsgeschäfte  über  Güter  des  beweglichen  Kapitals,  während  für  andere 
Gebiete,  Eherecht  und  sonstige  Familienrechtsverhältnisse,  besonders 
Familiengüterrecht,  für  Grundstücksverkehr,  Erbrecht  schon  im  16.  Jahr- 
hundert eine  bedeutende  Partikulargesetzgebung  der  Territorien  mit  viel- 
fach abweichenden  Prinzipien  einsetzte.  Dem  entsprach  es,  dafs  dem 
gemeinen  Civilrecht  auch  ein  gemeines  Gewohnheitsrecht  für  das  civil- 
prozessuale  Verfahren  an  die  Seite  trat  Ebenfalls  vielfach  durch 
Gerichtsordnungen  der  Einzelterritorien  ergänzt,  nahm  es  sich  das  Ver- 
fahren der  italienischen  Gerichte  zum  Muster,  wie  es  zuerst  in  gröfserem 
Umfang  die  Kammergerichtsordnungen  für  die  obersten  Reichsgerichte 
geregelt  hatten  2)  (o.  S.  684).  Seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  wurde 
jedoch  die  Praxis  der  sächsischen  Hofgerichte  und  Schöffenstühle  mafs- 
gebend.  3)     Auf   der  ererbten    Tradition    der   sächsischen    Quellen    des 

1)  Man  wird  mit  einem  Worte  die  personliche  Staatsauffassung  Friedrichs  des 
Grofsen,  besonders  in  der  „r^futation  du  prince  de  Macchiaveh  juristisch  streng  ge- 
nommen nicht  anders  charakterisieren  können,  als  die  des  offiziellen  Frankreich. 
Angenommen  selbst,  man  wollte  die  von  ihm  aufgestellte  Pflicht  zur  Forderung 
des  Gemeinwohls  nicht  nur  als  sittliches,  sondern  als  rechtlich  konstruiertes  Verhältnis 
zu  der  von  der  Person  des  Fürsten  getrennten  Staatspersönlichkeit  auffassen  (so 
Rehh,  Allgem.  Staatsrecht,  S.  231 ;  vergl.  I  S.  226),  so  würde  sich  selbst  diese  Auffas- 
sung in  der  Lehre  Bossüets  und  des  Parlaments  wiederfinden  (oben  S.  662). 

2)  Näheres  zum  Folgenden  bei  Richard  Schmidt,  Lehrbuch  des  Civilprozefs- 
reclits,  S.  67  ff;  Schwabz,  Vierhundert  Jahre  deutscher  Civilprozefsgesetzgebung.  1898. 

3)  Die  sächsischen  Gesetze  des  16.  Jahrhunderts  werden  seit  1622  in  dei  Pro- 
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Mittelalters,  vor  allem  des  Sachsenspiegels,  fufsend,  schmolzen  sie  in 
das  italienische  Recht,  das  seinerzeit  schon  selbst  aus  den  langobardischen 
Rechtsgewohnheiten  geschöpft  hatte,  neue  Elemente  heimischen  Rechts- 
brauchs ein  und  schufen  ein  zwar  schwerfälliges,  formalistisches,  schwer 
übersichtliches  und  deshalb  beim  Volk  nicht  beliebtes,  aber  keineswegs 
geist-  und  sinnloses  Verfahren,  das  ein  originelles  Gegenbild  des  fran- 
zösischen darstellteJ)  Es  übernahm  den  italienischen  Hauptgedanken, 
dafs  der  Richter  den  gesamten  Prozefs  zu  leiten,  schon  den  ersten  Aus- 
tausch der  streitenden  Parteien  zu  unterstützen  und  nie  ganz  den  Advo- 
katen zu  überlassen  habe  (S.  472).  Für  diese  Belastung  des  Gerichts  suchte 
die  Praxis  unwillkürlich  einen  Ausgleich  in  einer  bequem  schriftlichen 
Mitteilung  des  Parteivorbringens  an  das  Gericht,  das  auf  Grund  der  Akten 
zum  Beweis  und  UrteU  schritt,  und  fernerhin  in  der  vereinfachenden  und  zu- 
sammendrängenden Malsregel,  die  Verhandlungen  am  gegebenen  Punkte 
durch  ein  „Beweisurteil"  zu  schlief  sen.  Hierdurch  wurde  neues  verschleppen- 
des Material  abgeschnitten  und  so  der  Prozefs  in  drei  scharf  getrennte  Sta- 
dien, die  Verhandlungen,  Beweisantretungen  und  Beweisaufnahmen,  geglie- 
dert, die  die  Parteien  nötigten,  ihre  Rechtsausführung  und  Verteidigung  von 
vornherein  für  alle  Eventualitäten,  nach  einer  „Eventualmaxime",  einzu- 
richten. Der  Charakter  dieses  Verfahrens  war  verkünstelt.  Aber  darüber  darf 
das  ernstliche  Ringen  um  die  Gründlichkeit  der  Prüfung  nicht  übersehen 
werden,  zu  dem  es  den  Richter  anhielt  Es  wurde  auch  bis  zu  gewissem 
Grade  geboten  durch  das  Streben,  zur  Ermittelung  des  Sachverhalts  in 
erster  Linie  an  dem  zeitraubenden  Zeugenbeweis  festzuhalten  und  die 
Richteraufgabe  nicht  durch  nicht  minder  gewaltsame  Beschleunigungsmittel, 
wie  es  die  französische  Privilegierung  des  ürkundenbeweises  war(S.  674), 
zu  erleichtem.  Jedenfalls  darf  man  urteilen,  dafs  der  gemeine  deutsche  Civil- 
prozef s  nicht  unfähig  war,  gute  Ergebnisse  zu  erzielen  und  sie  in  den  grof sen 
Territorien  auch  erzielte.  Seine  Nachteile  entfaltete  er  hauptsächlich  durch 
die  Impotenz  der  obersten  Instanz,  des  Reichskammergerichts,  und  in  den 
kleinen  Territorien,  die  nicht  über  ein  eignes  Obergericht  verfügten. 2) 

zersordnuDg  Johann  George  I.  zusammengefaM,  die  das  Vorbild  der  übrigen  4eut8chen 
Prozefsordnungen  and  schliefslich  auch  einer  Neuregelung  des  Kammergerichtapro- 
zesses  im  jüngsten  Relchsabschied  von  1654  (S.  684  Anm.  3)  wird. 

1)  Auch  im  späteren  Stadium  der  Gesetzgebung,  der  sächsischen  und  der  da- 
von beeinflufsten  späteren  Reichsgesetzgebung,  insbesondere  dem  J.  R.  A.  steht  die 
Rechtsbildung  nicht  still.  (Fürsorge  für  ,die  Vereinfachung  der  Prozedur,  z.  B.  da- 
durch, dafs  das  aus  Italien  übernommene  schriftliche  Verhandeln  in  kurzen  formu- 
lierten Behauptungs-  und  Antwortsätzen,  „Positionen*',  „Artikeln**,  abgestofsen  wird, 
—  Steigerung  der  Energie  des  Rechtsschutzes  z.  B.  durch  Aufstellung  des  Prinzips, 
dafs  der  Kläger  nicht  nur  nach  ausdrücklichem  Widerspruch  des  Beklagten,  „Litiskontes- 
tation*^,  sondern  auch  bei  Ausbleiben  des  Beklagten,  Kontumaz,  zu  einseitiger  Verhand- 
lung und  Beweisführung  und  zum  Urteil  gelangen  kann  etc.  Rich.  Schmidt,  Lehrb.  S.  74. 

2)  Über  die  Unfähigkeit  der  Reichsregierung,  beim  Kammergericht  die  Auf- 
arbeitung der  Reste  durchzusetzen,  vergl.  Erdmannsdökfper,  1.  185. 
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Auch  die  Aussiebten  *  der  Straf  rechtspflege  waren  zu  Beginn 
des  16.  Jahrhunderts  nicht  schlecht  und  sicher  besser  als  in  Frank- 
reich. Die  bambergische  Gerichtsordnung  Schwarzenbergs  (S.  684),  die 
durch  die  peinliche  Gerichtsordnung  Karls  V.  (1532)  zum  Reichsgesetz 
erhoben  worden  war,  hatte  in  einem  letzten  glücklichen  Augenblicke  rechts- 
schöpferischen  Geistes  aus  dem  reichen  Gehalt  des  italienischen  Straf-  und 
Strafprozefsrechts  in  klarerem,  volkstümlicherem  Ausdruck  für  das  deutsche 
Bechtsleben  gerade  das  gerettet,  was  als  wesentliche  Schutzwehren  der  Ge- 
sellschaft gegen  den  Verbrecher  einerseits,  als  verfassungsmäXsige  Garantien 
des  angeklagten  oder  strafwürdigen  Bürgers  gegen  Beamtenwillkür  ander- 
seits in  den  italienischen  Stadtrepubliken  erkannt  worden  war.^)  Wie  die 
Stadüreohte  derVorrenaissance(S.473),  nahm  auch  die  Carolina  ein  System 
von  Hinrichtungen,  Verstümmelungen,  Ächtungen,  Geldstrafen  ohne  Unter- 
schied der  vornehmen  oder  geringen  Verbreeherpersonen  auf,  um  dasselbe 
jedoch  mit  Sorgfalt  verhältnismäfsig  nach  „Schwere  der  Missethat^,  der 
That  oder  Schuld  abzustufen;  sie  trug  also  gegenüber  den  Verbrechern  dem 
Gedanken  rechtlicher  Gleichheit  und  Freiheit  Rechnung.  Entsprechend  er- 
setzte auch  die  Carolina  die  Privatanklage  und  die  Reinigung  des  Ange- 
klagten durch  die  Verfolgung  von  Amts  wegen,  die  richterliche  Untersuchung, 
eventuell  mit  Tortur;  aber  sie  schränkte  auch  das  Schalten  des  Inquisitions- 
richters durch  Regeln  über  die  Vorbedingungen  der  Überführung  und  vor 
allem  der  Tortur  ein,  —  vor  allem  aber  durch  die  festen  Regeln,  die  ihm 
die  Thatbestände  der  strafbaren  Handlungen  und  die  Arten  und  Mafse  der 
Strafen  gesetzlich  bindend  vorzeichneten.  In  der  That  ist  auch  durch  den  Lauf 
des  16.  Jahrhunderts  hindurch  die  peinliche  Gerichtsordnung  den  wüsten 
Zuständen,  die  im  15.  Jahrhundert  teils  der  Fortbestand  der  Fehde  und 
der  unzulänglichen  und  schlaffen  Formen  des  alten  Anklageprozesses, 
teils  das  zuchtlose  Schalten  eines  ungesetzlichen  polizeilichen  „Leumunds- 
verfahrens'' (S.  556)  verursachten,  mit  Erfolg  entgegengetreten.  Aber  nur  zu 
bald  rächte  sich  auch  an  der  Autorität  des  Reichsgesetzes,  dafs  hinter  ihm 
keine  starke  Reichsgewalt  mehr  stand.  Auch  in  den  deutschen  Territorien 
wurde  die  Strafjustiz  aus  ihrer  Richtung  gedrängt,  als  das  massenhafte 
Anwachsen  des  Gaunertums,  das  sich  aus  den  niederen  Volksschichten 
rekrutierte,  die  Aufgabe  der  Justiz  veränderte.  Mehr  und  mehr  griff  auch 
hier  das  formlose  Ausnahmeverfahren  gegen  Geächtete  oder,  wie  es  nun 
hiefs,  gegen  „schädliche  Leute''  um  sich ;  der  Gebrauch,  diese  Individuen  zu 
greifen,  zu  stäupen,  zu  brandmarken,  zu  verstümmeln  und  hinzurichten 
ohne  Urteil  und  ohne  Rücksicht  auf  ihre  That,  wurde  eine 
Hauptform,  in  der  sich  die  Strafverfolgung  bethätigte,  und  die  Einfüh- 
rung der  Zuchthäuser  gab  auch  auf  serlich  diesen  arbiträren  Mafs- 


1)  Zur  Würdigung  der  Carolina  vergl.  v.  Bar,  Lehrbuch  des  deutschen  Straf- 
rechts, 1. 1882,  S.  117  ff. ;  Richard  Schmidt,  Aufgaben  der  Strafrechtspflege.  1895.  S.  217. 
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regeln  der  Zucht  und  Unschädlichmachung  ein  neues  GeprägeJ)  Wie 
in  Frankreich  wirkte  deshalb  das  polizeiliche  Ausnahmeverfabren  auf 
den  Geist  des  geordneten  ürteilsverfahrens  zurück.  Auch  im  Straf- 
prozefs  begannen  die  Gerichte  auf  Unterbringung  im  Gefängnis  zu  er- 
kennen; sie  nahmen  die  Freiheitsstrafen  ohne  gesetzlichen  Anhalt  auf. 
Auch  im  Strafprozefs  verloren  die  gesetzlichen  Regeln  über  Thatbestands- 
merkmale  und  Strafmafse,  über  Anklageformen  und  Beweismittel  ihre 
Gültigkeit.  Im  ersten  Drittel  des  17.  Jahrhunderts  gab  die  pestilenz- 
artig um  sich  greifende  Erscheinung  der  Hexenverfolgungen  ein  Symptom 
dafür  ab,  dafs  die  schwerste  Strafe  des  Feuertods  massenhaft  auf  ein 
nicht  existierendes  Delikt  verhängt  werden  konnte,  dafs  alle  Inquisiten 
gestanden  hatten,  dafs  aber  ein  Geständnis  doch  nur  erzielt  wurde,  weil 
die  Folter  ohne  die  gesetzliche  Vorbedingung  von  Verdachtsgründen  an- 
gelegt, weil  gesetzwidrig  auf  der  Folter  nach  Mitschuldigen  gefragt,  der 
Widerruf  des  erfolterten  Geständnisses  rechtswidrig  nicht  berücksichtigt 
wurde.  Wie  hier,  so  machte  sich  gleiche  Willkür  gegenüber  den  straf- 
rechtlichen und  den  prozessualen  Normen  auch  an  anderen  Verbrechens- 
fällen geltend.  2)  Die  allmähhche  Anwendung  der  Freiheitsstrafe  auf 
schwere  Verbrecher,  die  man  mit  der  Todesstrafe  verschonen  wollte, 
bewirkte  überdem  wie  in  den  Nachbarländern  eine  völlige  Verwilderung 
dieser  Anstalten,  in  denen  sich  die  Räuber  und  Einbrecher  mit  Bettlern, 
Dirnen,  Blödsinnigen,  arbeitsscheuen  Ortsarmen  in  wüstem  Gemenge 
begegneten. 

Die  Civil-  und  Straf  Justiz  Brandenburg-Preufsens  zeichnete  sich 
in  ihren  rechtlichen  Grundsätzen  vor  der  der  anderen  Territorien  nicht 
aus.  3)  Sie  arbeitete  im  Gegenteil  bei  der  zersprengten  und  ungleichen 
Art  der  Provinzen  und  des  provinziellen  Civil-,  Straf-,  Prozefsrechts,  bei 
dem  Überwiegen  der  Gericbtsgewalt  von  Patrimonialherren  und  Stadt- 
obrigkeiten unter  ganz  besonders  ungünstigen  Bedingungen.  Die  emsige 
und  hartnäckige  Fürsorge  des  Grofsen  Kurfürsten  und  der  beiden  ersten 
Könige  arbeitete  sich  deshalb  an  den  einfachsten  und  gröbsten  Vorarbeiten 

1)  Einführung  der  Zuchthäuser  (in  Nürnberg  1589,  in  Lübeck  161H,  Hamburg 
1622  u.  8.  w.);  vergl.  Kbohke,  Lehrbuch  der  Gefängniskunde,  S.  15;  Streng,  Zellen- 
gefängnis in  Nürnberg.  18S5;  ders.,  Geschichte  der  GefängnisverwaJtung  in  Hamburg. 
1890 ;  V.  Bar,  a.  a.  0.  L  146 ;  v.  Hippel,  Zeitschrift  für  Strafrechtswissenschaft,  Bd.  8, 44S  ff. 

2)  Beispiele  über  die  Gestaltung  der  Verbrecheusthatbestände  und  Strafen  nach 
Ei-mcssen  der  Praxis  bei  v.  Bar  a.  a.  0. ;  Richard  Schmidt,  S.  240  (Todesstrafe  auf 
Verführung  eines  Mädchens,  auf  Vorbereitungshandlungen  zum  Diebstahl,  —  anderseits 
leichtes  Gefängnis,  Land  Verweisung  auf  Tötung,  Einstellung  von  Räubern  ins  Heer  u.s.w. 

3)  Zu  Folgendem  besonders  Stöiäel,  Brandenburg-Preufsens  Rechtsverwaltung 
und  Rechtsverfassung.  2  Bde.  1888;  Holtze,  Geschichte  des  Kammergerichts  inBran- 
denburg-Preufsen.  1890.  1891;  derselbe.  Straf rechtspflege  unter  König  Friedrich  Wil- 
helm L  1894;  Schwarz,  Vierhundert  Jahre  deutscher  Civilprozofsgesetzgebung.  1898. 
S.  342  ff. 
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der  Justizorganisation  müde,  die  anderswo  —  besonders  wieder  in 
Sachsen  —  längst  gethan  waren,  —  an  den  Aufgaben,  dem  Eammer- 
gericht  überhaupt  erst  Existenz  und  Autorität  zu  sichern,  die  ungebil- 
deten, abhängigen  und  bestechlichen  Richter  der  Gutsherren  zu  entfernen 
oder  im  Zaum  zu  halten,  die  Kompetenz  möglichst  zu  Qunsten  der  landes- 
herrlichen Richter  zu  erweitem  und  eine  allzugrofse  Verschleppung  der 
Prozesse  zu  verhüten.  Die  preufsische  Kammergerichtsordnung  Frie- 
richs I.  (1709),  die  Kriminalordnung  Friedrich  Wilhelms  I.  (1717)  und 
andre  Versuche  einer  Justizgesetzgebung  bedeuteten  nur  eine  mög- 
lichst uniformierende  Verarbeitung  der  Prinzipien  des  gemeinen  Civil- 
Prozesses  nach  sächsischem  Vorbild  (S.  702)  und  des  inquisitorischen  Straf- 
prozesses (S.  703).  Nur  insofern  nahm  die  preufsische  Justiz  einen  origi- 
nellen Zug  an,  als  die  unausgesetzte  höchstpersönliche  Beaufsichtigung 
durch  das  Staatsoberhaupt,  vor  allem  unter  Friedrich  Wilhelm  I.,  die 
Tendenz  einer  militärischen  Disciplin  auch  in  den  Prozefs  hineintrug. 
Dem  rechtlichen  Ausbau  des  Verfahrens  war  das  nicht  günstig.  In 
der  Civilrechtspflege  beförderte  diesen  militärischen  Geist  eine  über 
das  Mafs  gesteigerte  Gehässigkeit  der  Staatsbehörde  gegen  die  Advo- 
katen; um  deren  Einflufs  zu  brechen,  wurde  die  die  Parteien  beratende 
und  unterstützende,  aber  auch  rücksichtslos  bevormundende  Macht  des 
Richters  immer  mehr  angespannt  ^)  In  der  Straf rechtspf lege  wurde 
ganz  entsprechend  das  Gericht  von  einem  Gesetz,  das  ihm  die  Verbrechen  und 
Strafen  vorzeichnete,  völlig  befreit,  damit  so  der  erziehenden  Funktion 
der  Straf  Justiz  auf  das  Volk  die  Bahn  eröffnet  werde;  die  ohnehin  in 
Deutschland  bestehende  Willkür  der  Strafjustiz  wurde  förmlich  zum 
Grundsatz  erhoben.  ^)  Aber  immerhin  kam  in  dieser  patrimonialen  Auf- 
fassung der  Justiz,  so  stark  absolutistisch  sie  in  einer  Hinsicht  war,  doch 
alimählich  ein  schöpferischer  Gedanke  von  höchster  Bedeutung  zum 
Durchbruch  und  zwar  in  dem  leitenden  Gedanken  der  Justizverwal- 
tung.   Die  unausgesetzte,  scharfe  Aufsicht,  die  der  Bechtssinn  Friedrich 


1)  Zuerst  im  Edikt  über  das  Verfahren  in  Bagatellsachen  1739.  Hiersoll  fürSachen 
bis  zu  50  Thaleni  (eine  damals  relativ  hohe  Wert^enze)  ohne  Advokaten  und  „ex 
officio  instruiert"  werden.  Es  ist  der  Keim  der  in  der  späteren  Allge- 
meinen Gerichtsordnung  (1793)  voll  ausgebildeten  „Untersuchungsmaxime"  des  Civil- 
prozesses.  Vergl.  Schwarz  a.  a.  0.  S.  476.  Dieses  stoffreiche  Buch  nimmt  nur  einen 
unrichtigen  Benrteilungsstandpunkt  ein,  wenn  es  in  diesen  höchst  absolutistischen 
Mafsregeln,  deren  Charakter  am  besten  in  den  gleichzeitigen  Mafsregeln  der  Straf - 
Justiz  (vergl.  Anm.  2)  seine  Beleuchtung  empfängt,  den  Beginn  eines  wahrhaft  po- 
pulären, sozialen  Prozesses  der  neuen  Zeit  erblickt. 

2)  Wertvolle  unparteiische  Schilderung  dieser  Tendenz  der  Strafjustiz  Friedrich 
Wilhelms  bei  Hoi^tze,  besonders  S.  35  ff.  die  des  ganz  formlosen  Untersuchungs-  und 
und  Urteilsverfahrens.  Dagegen  betont  H.  richtig  (S.  15  ff.),  dafs  die  Abschaffung 
4er  Folter  durch  die  bekannte  Kabinettsorder  Friedrichs  des  Grofsen  bei  seinem 
Itegierungsantritt  (1740)  bereits  keine  erheblichen  Mifsbrfiuche  derselben  mehr  vorfand. 

Schmidt.  StaatiUhre.  II,  1.  45 
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Wilhelms  ihm  zur  Gewohnheit  machte,  verbunden  mit  seinen  Vorstel- 
lungen militärischer  Konzentration  weckten  in  ihm  die  Überzeugung,  dafs 
das  Gedeihen  der  Justiz  von  der  Konzentration  der  Gesetzgebung  und 
Justizaufsicht  in  einer  Hand  abhängig  sei,  und  die  Niedersetzung  de» 
Generaldirektoriums  (S.  697)  für  die  Hauptzweige  der  Verwaltung,  die 
den  alten  fürstlichen  Geheimrat  (S.  690)  zersprengte,  .'gab  dem  Projekt,, 
das  Justizdepartement  von  der  Gentralverwaltung  gänzlich  zu  lösen,  greif- 
barere formen.  Nach  langen  Zwischenphasen  gewann  es  (1737;  in  dem  für 
Cocceji  geschaffenen  Amt  eines  „Ministre  Chef  de  Justice",  Gestalt,  das^ 
ebenso  von  der  Präsidentschaft  des  Kammergerichts  und  der  übrigen 
Justizkollegien  wie  vom  Geheimrat  abgetrennt  war.  0  Unter  Friedrich  IL 
zum  Amt  des  „Grofskanzlers^  entwickelt  (1747),  bot  es  für  die  einheitliche 
Überarbeitung  eines  „preufsischen  Landrechts'',  worauf  Coccejis  Lebensplan 
gerichtet  war,  sowie  für  eine  einheitliche  Organisation  der  obersten  Gerichte 
die  ünterlage.2)  Die  Neuorganisation  war  damit  vorläufig  abgeschlossen. 
Aber  mit  ihr  verband  König  Friedrich  nun  den  grundsätzlichen  Verzicht  auf 
jede  andere  Justiz  neben  den  gesetzlich  gebundenen  und  gerichtsver- 
fassungsmäfsig  vorgezeichneten  Instanzen;  selbst  den  aus  dem  königlichen 
Kabinett  erlassenen  Entscheidungen  sollten  die  Tribunalien  bis  auf  weitere» 
die  Folge  versagen,  „die  Gerichte  sollen  auf  keine  Reskripte,  wenn 
sie  schon  aus  unserem  Kabinett  herrühren,  die  geringste  Reflexion  machen^ 
wenn  darin  etwas  wider  die  offenbaren  Rechte  sub-  et  obrepieret  worden 
oder  der  strenge  Lauf  Rechtens  dadurch  gehindert  oder  unterbrochen  wird.  3) 
Auch  in  der  Justizreform  gelangte  die  preufsische  Monarchie  wie 
in  ihrer  Verwaltung  (S.  699)  nicht  zum  vollen  Abschlufs.  Die  Regie- 
rung Friedrichs  griff  gelegentlich  zu  aufserordentlichen  Kommissionen  de& 


1)  Vergl.  hierzu  besonders  Stölzeli  Rechtsverfassung,  II.  S.  98.  120. 

2)  Vereinigung  des  bisherigen  Hof-  und  Kriminalgerichts,  des  bisherigen  Kam- 
mergerichts,  des  bisherigen  Oberappellationsgerichts  zu  einem  „GeneralkoUegiam^ 
von  4  Senaten  unter  rücksichtsloser  Entlassung  von  17  Räten  i.  J.  1748  (Stölzel  IL  194). 
Kurz  darauf  Veröffentlichung  der  für  die  verschiedenen  Senate  verschiedenen  Prozefs- 
ordnung,  des  „Codex  Fridericianus  Marchicus".  Von  dem  nach  der  Absicht  Coccejis 
anschliefsenden  „Landrecht",  dem  ^Corpus  Fridericianum*^,  wurde  1749  Ehe-  und 
Vormundschaftsrecht  eingeführt  Im  übrigen  blieb  das  Werk  stecken.  Durch  Coc- 
cejis Erkrankung  und  Tod  (1755)  wurde  es  bis  zur  Wiederaufnahme  durch  Carmer 
und  Suarez  (unten  §  90.  lU)  unterbrochen. 

3)  Vergl.  hierüber  Stölzel  II.  S.  176.  211.  Daselbst  die  nähere  Darlegung» 
dafs  der  König  keineswegs  auf  die  Bethätigung  der  Kabinettsjustiz  schlechthin 
verzichten  will.  Es  sollen  nur  die  ohne  seine  persönliche  Mitwirkung  aus  dem  Ge- 
heimrat ergehenden  Reskripte  ^niemalen  einige  Kraft  Rechtens  haben*^,  und  bei 
Zweifeln  über  die  Rechtsbeständigkeit  neuer  Kabinettsorders  sollen  zunächst  und 
regelmäfsig  die  gerichtlichen  Dekrete  Bestand  haben.  Im  allgemeinen  hat  der 
König  an  seinen  „bekannten  Prinzipien^,  wie  er  1752  schreibt,  festgehalten,  sich 
^eine  unmittelbare  Entscheidung  nicht  anmafsen  zu  wollen,  da  er  solche  als  einen 
Machtspruch  verabscheue".   (Stölzel  IL  215). 
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Geheimrats  und  auf  persönliche  Kabinettsorders  zurück. »)  Aber  es  war 
immerhin  schon  etwas  Grofses,  dafs  ein  fester  gesetzlicher  Rechts- 
zug, der  sich,  äufserlich  abgeschlossen  und  isoliert  von  dem  Verwaltungs- 
mechanismus und  deshalb  innerlich  losgelöst  von  den  vielfältigen  Zwecker- 
wägungen der  Militär-,  Finanz-,  Wohlfahrtsverwaltung,  nur  in  der  Bahn 
des  Gesetzes  vorwärtsbewegte,  durch  ein  ausdrücklich  zugesichertes  Rechts- 
prinzip seine  Anerkennung  empfing.  Hier  zweigte  sich  der  preulsische 
Absolutismus  von  dem  französischen  mit  seiner  Anarchie  der  Rechts- 
pflege (S.  677)  grundsätzlich  ab  und  betrat  eine  Bahn,  in  der  er  sich  mehr, 
als  es  den  Anschein  gewinnen  mochte,  mit  dem  englischen  Staatsleben 
berührte,  —  die  Bahn  einer  Staatsgewalt,  die  ohne  sich  selbst  an 
Rechtsschranken  zu  binden,  doch  den  Untert hauen  ein  starkes  Mafs 
rechtlicher  Sicherheit  gegenüber  den  Behörden  zu  erschlief sen  strebte. 

§  87.    England  unter  dem  monarohisohen  AbsolutismQs  nnd  im 
Yerfii88iingBkamp£ 

Rankjb,  Englische  Geschichte  im  16.  und  17.  Jahrhundert,  Bd.  1. 2.  (Werke  14. 15.); 
Green,  Geschichte  des  englischen  Volks,  II.  eh.  8  ff. ;  Busch,  Geschichte  Englands  unter 
den  Tudore,  Bd.  1  (Heinrich  VII.).  1891 ;  MARCKä,  Königin  Elisabeth  (Monographien 
zur  Weltgeschichte,  II.).  1897 ;  Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte.  1882.  S.  461. 
Gardiner,  Hist  of  Charles!.,  of  the  civil  war,  of  the  Commonwealth, I— VIII.  1882 — 1901. 

I.  Die  Versuche  der  monarchischen  Centralisierung  der 
Tudors.  Als  der  Begründer  der  Dynastie  Tudor  (1485)  über  der  Leiche 
Richards  III.  den  Thronstreit  von  York  und  Laneaster  durch  Heirat  mit  der 
letzten  Erbin  der  feindlichen  Linie  abschlols  (S.  564),  übernahm  er  England 
in  einem  Zustand  so  schwerer  Zerrüttung  aller  Klassen  (S.  54S),  dals  einer 
fähigen  Regierung  die  Rolle  der  überlegenen,  ordnenden  und  vermittelnden 
Macht  förmlich  aufgedrängt  wurde,  genau  so  wie  der  französischen 
Monarchie  nach  dem  Ende  des  englischen  Kriegs.  Das  erste  Parlament 
Heinrichs  VII.  (1485)  folgte  deshalb  wahrscheinlich  hewufst^)  dem 
Muster,  das  die  ersten  Reichsstände  Karls  VII.  fünfzig  Jahre  früher  aufge- 
stellt hatten.  Es  versetzte  der  Herrschaft  der  Barone  den  Todesstofs  und 
zwar  durch  die  gleiche  Mafsregel  wie  die  Ordonnanz  von  Orleans  (1439), 
nämlich  durch  das  Verbot,  bewaffnete  Gefolgschaften  aus  eigner  Macht 
auszuheben  und  zu  besolden  (S.  539).  Nur  hatte  der  englische  König  bei  der 
Durchführung  einen  ungleich  leichteren  Stand.    Die  alten  Familien  des 


1)  Eigentümlicher  Weise  am  schroffsten  unmittelbar  nach  der  Sanktion  des  nenen 
Grundsatzes  in  einem  Halberstadter  Prozefs,  in  welchem  zu  Gunsten  des  dortigen 
Domkapitels  gegen  einen  Bauern  auf  Abtretung  einer  halben  Hufe  geurteUt  wor- 
den war  (1747),  —  hier  offensichthch  in  Rucksicht  auf  die  Verwaltungsmaxime  de» 
Bauemschutzes  (oben  S.  698).    Vergl.  Stolzel  II.  213  ff.) 

2)  Den  Zusammenhang  zwischen  dem  England  der  Tudors  und  dem  französischen 
Staat  betont  hauptsächlich  das  oben  citierte  Werk  Buschs. 

45* 
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Hochadels  waren  nnr  noch  in  Bruchstücken  vorhanden;  wie  die  Neben- 
linien des  Königshauses  selbst  waren  sie  ausgestorben  oder  gänzlich 
erschöpft;  eine  planmäfsige  Konfiskation  ihrer  Güter  gab  den  noch 
übrigen  den  Rest.  Infolgedessen  kam  der  schwerste  Teil  der  franzö- 
sischen Neuorganisation,  die  Bildung  eines  stehenden  Heers,  gar  nicht  in 
Betracht,  und  dementsprechend  brauchte  auch  die  schwierige  Steuer- 
frage nicht  grundsätzlich  aufgerollt  zu  werden.  Der  König  begnügte  sich 
mit  den  Zöllen  und  sah  von  direkten  Umlagen  ganz  ab.  0  Eine  matte 
Empörung  der  letzten  Anhänger  König  Richards  gab  vielmehr  auf  dem 
zweiten  Parlament  (1487)  nur  zu  einer  friedlichen  Zwangsmafsregel 
Anlafs,  zur  Sanktion  einer  unmittelbar  königlichen  Kabinettsjustiz, 
die  sich  als  ein  Ausnahmegericht  des  Urteils  über  die  Verbrechen  der 
Grofsen,  vor  allem  über  den  Hochverrat,  bemächtigte  und  die  letzteren 
den  Geschwomengerichten  und  den  Reichsgerichten  (o.S.  500. 508)  entzog. 
Mit  Hilfe  der  Gerichtsbarkeit  des  „Geheimen  Rats  in  der  Sternkammer^  ^) 
unternahm  es  der  Tudor,  die  Ordnung  im  Reich  wiederherzustellen.  Er 
hatte  damit  die  Stärkung  und  Legalisierung  gerade  desjenigen  Stücks  der 
alten  Verfassung  erreicht,  das  der  letzte  Rest  des  altnormannischen 
Absolutismus  war,  und  an  dessen  Beseitigung  die  ständische  Bewegung 
seit  Richard  II.  immer  am  heftigsten  und  konsequentesten  gearbeitet 
hatte  (S.  519).  Die  Regierung  hatte  jetzt  ein  Mittel,  um  insbesondere  auch 
Verbrechen  im  Amte  —  Übergriffe  der  Friedensrichter  oder  der  Sheriffs, 
Bestechlichkeit  der  Geschworenen  —  von  Amts  wegen  oder  durch  be- 
stellte Angeber  vor  ihr  eigenes  Tribunal  zu  ziehen  und  indirekt  eine 
Dienstaufsicht  über  die  in  der  Zeit  der  Anarchie  unabhängig  gewordenen 
Organe  der  Selbstverwaltung  zu  gewinnen. 

'Immerhin  waren  diese  monarchischen  Machtmittel  im  Vergleich  zum 
Festland  äufserst  bescheiden.  Wenn  es  Heinrich  VII.  trotzdem  gelang, 
in  seiner  25jährigen  Regierung  (1485—1509)  die  Monarchie  in  grolsem 
Mafse  zu  befestigen,  so  war  sein  Erfolg  nur  das  Produkt  einer  überaus 
vorsichtigen  und  fleifsigen,  teils  fördernden,  teils  duldenden  Verwaltungs- 
thätigkeit^)    Der  König  liels  es  zunächst  zu  einer  Kraftprobe  mit  dem 


1)  Das  „Tonnen-  und  Pfundgeld"  wurde  Heinrich  sofort  wie  Eduard  IV.  (S.  548) 
auf  Lebenszeit  bewilligt,  allerdings  mit  der  charakteristischen  Verwahrung  des 
Sprechers,  ^es  soll  diese  Gewährung  nicht  als  Vorbild  genommen  werden  für  die 
Könige  von  England  in  späterer  Mt"  (Busch  I.  26). 

2)  Der  mit  Gerichtsgewalt  ausgestattete  Ausschuf s  des  Stemkammerrats  setz 
sidi  zusammen  aus  Kanzler,  Schatzmeister  und  Geheim  Siegelbewahrer,  die  als  Bei- 
sitzer einen  Bischof  und  einen  weltlichen  Peer  des  Geheimrats  und  die  Oberrichter 
von  Kings  Bench  und  Common  Pleas  zuziehen  (Busch  I.  277). 

3)  Francis  Bacon,  dessen  Philosophie  der  Staatslehre  kein  Interesse  zuwendet 
(I.  S.  60),  hat  seine  politische  Erfahrung  in  der  Historia  regni  Heinrici  VIL  (gedruckt 
1642)  verwertet.  Er  schildert  Heinrich  VII.  hier  als  den  Schöpfer  der  absolutistischen 
Politik,  der  Bacon  als  Kanzler  Jakobs  I.  (u.  S.  718)  selbst  diente,  und  nennt  ihn  zu- 
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Parlament  und  den  Mächten  der  Selbstrerwaltung  gar  nicht  kommen, 
indem  er  nur  sehr  vereinzelt  und  in  mälsigen  Grenzen  direkte  Geld- 
bewilligungen verlangte,  sich  im  allgemeinen  mit  Zöllen,  Domanialein- 
kfinften,  mit  Konfiskationen  und  gelegentlichen  Erpressungen,  „bene- 
volences"  (S.  548),  behalf  und  demgemäfs  das  Parlament  nur  selten  ein- 
berief. 0  Aufserdem  aber  kam  es  ihm  zu  statten,  dafs  er  die  Regierung 
wesentlich  im  Sinn  einer  einseitigen  Elassenpolitik  führte.  Bei  völligem 
Damiederliegen  aller  Erwerbszweige  und  gänzlichem  Mangel  einer 
anderen  äufseren  Zwangsgewalt  ordneten  sich  Landadel  und  Stadtbürger- 
tum willig  einer  Regierung  unter,  die  wenigstens  eine  geregelte  Justiz 
herstellte,  Mafs  und  Gewicht  ordnete,  die  Konkurrenz  der  ausländischen 
Geschäftsleute  bis  zu  gewissem  Grade  einschränkte  und  unter  den  eignen 
Geschäftsleuten  das  Aufkommen  mächtiger  Londoner  Monopolisten  zu 
Gunsten  der  kleinen  Leute  und  der  kleinen  Städte  hinderte.  ^)  Vor  allem 
war  und  blieb  das  bequeme  Mittel,  den  wohlhabenden  Mittelstand  an 
sich  zu  fesseln,  die  Preisgabe  des  Bauernstands  und  Proletariats.  Die 
„Einhegungen^  (S.  547)  nahmen  am  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  nicht 
nur  ihren  Fortgang,  sondern  erreichten  hier  erst  ihren  Höhepunkt 
Massenhafte  Umwandlung  von  Fruchtland  in  Weideland  machte  zahl- 
lose kleine  Pächter  und  Landarbeiter  brotlos  und  arbeitslos.  Aber  die 
Art,  wie  die  Regierung  gegen  den  Schaden  arbeitete,  war  fast  ausschliefs- 
lich  die  eines  scharfen  Polizeizwangs  gegen  die  Enterbten.  Das  neue  Prole- 
tariat wurde  mittels  fester  Regelung  des  Maximallohnsden  Gutsbesitzern  oder 
den  Unternehmern  der  Wollindustrie  oder  der  übrigen  Gewerbszweige  über- 
wiesen, ohne  dafs  doch  in  materieller  Weise  diese  Industrien  organisiert 
worden   wären.  3)    Entsprechend   wurde  durch  strenge  Vorschriften  die 


sammen  mit  Ferdinand   von  Aragon  und  Ludwig  XI.  als  einen  der  „drei  Magier 
ihrer  Zeit"  wegen  ihrer  erfolgreichen  äufseren  und  inneren  Politik. 

1)  Heinrich  beanspruchte  nur  5  Bewilligungen  in  seinen  25  Regierungsjahren, 
wovon  die  zweite  sogar  den  Ausfall  der  ersten  zu  decken  bestimmt  war.  Auf  die 
Jahre  1492—1509  fallen  nur  zwei.  Auch  gegen  diese  Bewilligungen  erhob  sich  im 
Parlament  noch  Opposition,  —  seitens  Thomas  Monis'  (Busch,  S.  295  f.).  Diese  Spar- 
samkeitspolitik Heinrichs  erinnert  an  das  spätere  Verhalten  Heinrichs  IV.  von  Frank- 
reich (S.  667),  des  Grofsen  Kurfürsten  und  Friedrich  Wilhelms  I.  (o.  S.  696). 

2)  Bühch  a.  a.  0.  S.  252.  Es  ist  dieselbe  Politik  wie  die  Philipps  des  Guten 
gegenüber  den  flandrischen  Städten  (S.  542). 

3)  Dafs  die  Agrarpolitik  Heinrichs  VH.  nicht  thatkraftig  bauemfreundlich  ist, 
nachgewiesen  bei  Hasbacu  (Die  englischen  LAndarbeiter.  1894.  S.  31).  Die  Regierung 
verbietet  zwar  durch  immer  neue  Gesetze  die  Einhegungen,  aber  gleichzeitig  arbeitet 
sie  durch  Getreideauafuhrverbote  und  Getreideeinfuhrerleichterung  auf  immer  wei- 
teres Sinken  der  ohnehin  schon  niedrigen  Getreidepreise  hin.  Der  litterarische 
Führer  des  Bauemschutzes  gegen  die  herrschende  Klasse  ist  Thomas  Morus.  Seine 
^Utopia*"  (1516)  ist  das  rein  doktrinäre,  vom  Studium  Platons  beeinflufste  Bild  eines 
Bunds  von  Stadtrepubliken  unter  einem  gemeiosamen  Fürsten  und  Bundesrat,  die 
auf  ihrer  Insel  Aufhebung  des  Privateigentums  und  staatliche  Arbeitsoiganisation 
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Zucht  der  Meister  über  Arbeiter  und  Lehrlinge  im  Dienstverhältnis  aufrecht 
erhalten.^)  Wenn  sich  kurz  vorher  das  französische  Königtum  dadurch 
die  Macht  verschafft  hatte,  dafs  es  an  Adel  und  Klerus  die  Steuerfreiheit 
zu  Lasten  der  Bürger  und  Bauern  verschenkt  hatte  (S.  539),  so  erkaufte 
sich  das  englische  seine  Eegierungsgewalt,  indem  es  dem  niedem  Adel 
und  dem  Bürgertum  zugleich  die  Bauern  auslieferte  und  auf  deren 
Kosten  den  Anfängen  eines  kapitalkräftigen  Handelstands  freie  Be- 
wegung zum  Erstarken  schaffte. 

Die  sozialen  Konflikte  kreuzten  sich  nun  mit  der  vom  Festland  her- 
überdringenden religiösen  Bewegung  und  zudem  mit  den  schweren  Verwick- 
lungen, die  der  Ausbruch. des  Kampfes  zwischen  Frankreich  und  Spanien- 
Burgund  im  Gefolge  hatte  (S.  570).  Daraus  lälst  es  sich  erklären,  dafs  die 
Regierung  Heinrichs  VlIL  der  Monarchie  einen  weiteren,  scheinbar  unge- 
messenen Zuwachs  brachte,  ohne  dafs  doch  die  mechanischen  Mittel 
oder  die  rechtlichen  Vollmachten  des  Königs  sich  vergröfserten.  Hein- 
richs erster  Minister  Wolsey  arbeitete  mit  den  Methoden  Heinrichs  VII. 
weiter,  mit  einer  dem  Mittelstand  erfolgreichen  und  doch  friedlichen 
Auslandspolitik  und  sparsamer  Umgehung  aller  Beibungen  im  Innern.^) 
Als  sodann  die  königliche  Laune  des  Ehescheidungshandels  (S.  570. 585. 587 ) 
das  treibende  Motiv  des  Staatslebens  wurde,  Wolseys  Sturz  (1529)  herbei- 
führte, das  Ministerium  Thomas  Gromwells  ans  Ruder,  die  Scheidung 
(1533)  und  die  Lossagung  des  Königs  vom  Papst  (1534)  zu  stände  brachte, 
leiteten  diese  Ereignisse  einen  Staatsstreich  der  Regierung  ein,  der  dank 
einer  aufsergewöhnlich  brutalen  Energie  des  Königs  und  des  Kanzlers 
den  ganz  unzulänglichen  monarchischen  Apparat  zu  einem  wahrhaften 
Despotismus  in  Belegung  setzte.  Lauter  Augenblicksmalsnahmen  muf  sten 
ihn  ermöglichen.  Die  Bischöfe,  die  dieAnerkennung  der  königlichen  „Supre»- 
matie^  verweigerten,  wurden  abgedankt,  die  hohen  Prälaturen  mit  gefügigen 
Personen  besetzt  Eine  allgemeine  Säkularisation  der  kirchlichen  Güter  half 
entsprechend  aus  neuen  Parteigängern  des  Königs  einen  ergebnen  hohen 
Adel  schaffen,  und  dem  nunmehr  unbedingt  lenksamen  Oberhaus  ward 
mit  Hilfe  systematischer  Bestechung  eine  ebenso  hilfsbereit«  Unter- 
hausmajorität zur  Seite  gesetzt  Zugleich  wurden  die  vorhandenen  Macht- 
mittel —  Sternkammer,  Miliz  —  rücksichtslos  verwendet,  um  die  vor- 
nehmsten Mitglieder  der  Opposition  ebenso  wie  unzufriedene  Bauern 
auszurotten  3),    wobei    die    Opposition  durch    eine  ausgebildete  Truppe 

durchfuhren.  Praktisch  hat  er  mit  dem  Schlagwort,  dafß  „die  Schafe  die  Felder 
und  die  Häuser  verzehren  und  die  Menschen  selber  auffressen",  schon  damals,  aber 
vergeblich,  zur  systematischen  Gründung  von  Fabriken  aufgefordert. 

1)  Busch  a.  a.  0.,  S.  273. 

2)  Als  ihn  die  Mifserfolge  und  die  Kriegspolitik  seiner  späteren  Zeit  nötigten, 
—  abgesehen  von  benevolences  —  direkte  Bewilligungen  zu  erlangen  (1523),  erhob 
sich  sofort  die  Opposition,  die  seinen  Sturz  herbeiführte  (Green  I.  S.  387). 

3)  Parallel  mit  der  gerichtlichen  Verfolgung  und  Aburteilung  der  Weigerer  des 
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von  Polizeispionen  gelähmt  wurde.  Cromwells  Sturz  (1540)  beschwichtigte 
den  im  Volk  aufziehenden  Sturm  gegen  das  Mifsregiment  Jetzt  aber 
fügte  der  eigentümliche  Umstand,  dafs  unabhängig  von  der  Revolution 
von  oben  her  die  Reformation  von  unten  aus  in  die  Massen  drang  und 
sich  im  Volk  ra£ich  bis  zum  extremen  Calvinismus  steigerte,  eine  neue 
ünruhequelle  zu  den  früheren.  Die  Monarchie  mit  ihrem  politischen 
Kirchensystem  sah  sich  jetzt  gezwungen,  zwischen  der  altkatholischen 
und  der  neugläubigen  Partei  zu  wählen,  und  als  zuerst  (1547)  mit  dem 
Protektor  Somerset,  dem  Regenten  Eduards  VI.,  der  Protestantismus,  dann 
(1553)  mit  Heinrichs  erstgeborener  Tochter  Maria  der  Katholischen  der  alte 
Glaube  ans  Ruder  gelangte,  verfiel  England  einer  anarchischen  Partei- 
fehde, die  darum  nicht  weniger  ein  Bürgerkrieg  war,  weil  sie  mit  den 
Waffen  gerichtlicher  Verfolgungen  ausgefochten  wurde.*)  Eine  ein- 
greifende Neuorganisation  des  Staatswesens  war  also  dem  Absolutismus 
auch  auf  seinem  Höhepunkt  nicht  möglich.  Heinrich  VII.  hatte  es 
(1495)  versucht,  die  Bezirksbehörden  in  abhängige  königliche  Beamte  um- 
zuwandeln, indem  er  zunächst  im  Strafverfahren  wegen  leichterer, 
mit  Geldstrafe  bedrohter  Delikte  den  Friedensrichter  oder  königlichen 
Kommissar  zum  Einschreiten  von  Amts  wegen  (information)  wie  in 
Frankreich  (S.  675)  ermächtigte. '')  Aber  diese  Malsregel,  die  allmählich 
die  Geschworenen  ausgeschaltet  haben  würde,  erregte,  da  sie  fiskalisch 
milsbraucht  wurde,  rasch  Opposition  und  wurde  von  Heinrich  VIII.  so- 
fort wieder  beseitigt.  Dieser  selbst  und  seine  Nachfolger  trugen  nur 
dazu  bei^  die  Organe  der  Selbstverwaltung  noch  mehr  zu  stärken.  Seit 
Heinrich  VIII.  wurde  in  dem  Amte  der  „Lordleutnants**  ein  neues 
Bezirksorgan  für  die  Aushebung  der  Grafschaftsmiliz  geschaffen,  aber 
es  ging  sofort  in  die  Hände  der  grofsen  Grundherren  der  Grafschaften 


Sapreraateidfl  (Thomas  Moras,  seit  1517  bei  Hofe,  1529  Kanzler,  1535)  zieht  die  Straf- 
gesetzgebung gegen  die  Vagabunden  und  Arbeitsscheuen  mit  stärkerem  Nachdruck 
an  (seit  1530;  Belege  Richard  Schmidt,  Aufgaben  der  Straf rechtspf lege,  S.  238  ff.) 
und  die  Massenexekutionen  gegen  die  Teilnehmer  des  Landarbeiteraufstands  im  Norden 
(der  „Pilgerschaft  der  Gnade**,  1536). 

1)  Die  nähere  Darstellung  der  wechselnden  Phasen  tritt  aus  dem  Rahmen  dieser 
Schilderung  heraus.  Über  den  Fortgang  der  —  dem  königlichen  Supremat  erst 
nachfolgenden  —  inneren  Reformation  des  Volks  (1535  Freigabe  der  Bibel)  und 
der  unter  dem  Protektorat  Eduards  VI.  (seit  1547)  einsetzenden  Reformation  durch 
staatlichen  Organisationsakt  (allgemeines  Gebetbuch,  42  Artikel)  im  calvinistischeii 
Sinn  o.  S.  587.  Die  Stetigkeit  der  Bewegung  wird  vor  allem  dadurch  gehemmt, 
dafs  sich  in  die  religiöse  Parteiung  wieder  der  Gegensatz  der  Bauern  und  Grund- 
herren einmischt.  Die  bauemfreundliche  Regierung  Somersets  wird  durch  das  Adels- 
regiment  des  zweiton  Protektors  Northumberland  gestürzt  Dessen  Versuch,  nach 
König  Eduards  Tod  seine  Schwiegertochter  Jane  Grey,  die  Enkelin  einer  Schwester 
Heinrichs  VIII.,  als  Königin  einzuschieben,  befördert  die  katholische  Reaktion  unter 
Maria  der  Katholischen  (o.  S.  592). 

2)  Busch  I.  S.  285. 
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über  und  verband  sich  meist  mit  einer  der  Friedensrichtersteilen.  0  Wie 
die  feudalen  Militärgouvemeure  durch  die  bürgerlichen  Unruhen  hervor^ 
gerufen  wurden,  so  bewiesen  anderseits  die  Aufstände  der  Bauern  und  Ar- 
beitslosen das  Bedürfnis  nach  einer  geordneten  Armenaufsicht  sowie  die  Sä- 
kularisation der  Eirchengüter  das  nach  einer  Fürsorge  für  die  Kirchen- 
baulast  und  -dotierung.  Das  Kirchspiel  (parish)  wurde  zu  diesem 
Zwecke  als  unterster  Bezirk  in  die  Grafschaft  eingefügt  und  in  den 
Eirchenvorstehem  (churchwardens)  und  Armenaufsehem  (overseers  of 
the  poor,  seit  1535)  die  entsprechenden  Beamten  eingerichtet  2)  Aber  sie 
wurden  als  Unterbeamte  des  Friedensrichters  gestaltet,  der  sie  zu  er- 
nennen hatte,  und  steigerten  wiederum  nur  dessen  Autorität  Die  Mo- 
narchie mufste  streben,  durch  Auswahl  ihr  genehmer  Friedensrichter  auf 
die  Bezirke  einzuwirken,  wie  sie  durch  Peersschub  und  Kreierung  neuer 
Wahlflecken  Oberhaus  und  Unterhaus  in  ihrer  Zusammensetzung  zu  be- 
einflussen suchte.  3j  Dieser  Zwang  zu  lavieren,  der  Mangel  einer  durch- 
geführten Centralverwaltung  erklärt  zur  Genüge  die  hastigen  Schwen- 
kungen des  ganzen  Staats,  vier  in  wenig  mehr  als  zehn  Jahren 
(1547 — 58).  Schon  jetzt  zeigte  sich  der  tiefgehende  Unterschied  von 
dem  Betrieb  der  politischen  Maschinerie  Frankreichs.  Der  Apparat  der 
königlichen  Centralbehörden  arbeitete  in  jeder  Grafschaft  mit  zwei  Par- 
teien, die  mit  der  Begierung  stiegen  und  fielen.  Dafs  nicht  ein  Zerfoll 
des  Staats  die  Folge  war,  verdankte  England  wiederum,  wie  im  Ba- 
ronenkrieg und  im  Bosenkrieg,  der  geographischen  Zusammengedrängt- 
heit der  Nation,  die  dem  einen  oder  andern  Teil  den  Anschlufs  an 
fremde  Mächte  gar  nicht  möglich  machte. 

II.  Der  Staat  Elisabeths.  Maria  Tudors  plötzlicher  Tod,  der  die 
Nation  (1558)  vor  eine  neue  Entschliefsung  über  die  Thronfolge  stellte,  war 
einer  der  Glücksfälle,  die  in  dieser  Häufung  nur  England  begegnet  sind.  Er 
zwang  der  herrschenden  Klasse,  dem  Landadel  undGroIsbürgertum,  die  Klä- 
rung der  Situation  fast  auf.  Von  den  beiden  Kandidatinnen,  Heinrichs  VIII. 
Tochter  zweiter  Ehe  und  seiner  Nichte,  Elisabeth  und  Maria  Stuart  von 
Schottland,  war  die  letztere,  die  katholische,  unannehmbar,  weil  sie  die  längst 
in  der  Luft  liegende  Vereinigung  der  ganzen  Insel  zu  einem  Reich  unter  der 
Hegemonie  Schottlands,  nicht  Englands,  und  infolgedessen  unter  dem  Patro- 
nat  Frankreichs   nach   sich   gezogen   hätte.    Damit  war  das  englische 

1)  Entwicklung  des  Lordleutaiantsamts  Gneist  S.  465. 

2)  Die  ArmenaufBeher  haben  unter  Heinrich  VIII.  überwiegend  polizeiliche 
Funktion  (Entscheidung  über  die  Ortsangehörigkeit  der  Vagabunden  und  Arbeits- 
losen; die  Zugehörigen  erhalten,  wenn  sie  alt,  krank  u.  s.  w.  sind,  eine  Bettellioenz 
oder  werden  zwangsweise  zur  Arbeit  angehalten,  —  die  nicht  ansässigen  werden 
ausgewiesen,  im  Wiederbetretungsfall  gebrandmarkt,  eventuell  hingerichtet  Die 
Androhung  der  schweren  Leibesstrafen  steigert  sich  unter  der  Regierung  Eduards  VI. 

3)  unter  Eduard  VI.  werden  nicht  weniger  als  22  neue  Wahlflecken  geschaffen, 
unter  Maria  14. 
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Volk  einer  gnindsätzlichen  Wahl  zwischen  den  Eonfessionen  um  so 
mehr  überhoben,  als  Elisabeth  religiös  indifferent  war.  Die  Thronbe- 
steigung Elisabeths  bedeutete  demgemäls  einen  Eompromils  zwischen 
den  unklar  fortgärenden  Gedanken  und  Formen  des  römischen  Katho- 
lizismus, der  rein  politischen  Königs-  und  Bischofskirche  Heinrichs  VIII. 
und  dem  Galvinismus  Eduards  VI.  Auf  den  Titel  dieses  Kompromisses 
hin  gewann  die  Krone  die  fehlende  Centralisation  durch  ein  über  das 
ganze  Land  verbreitetes,  von  ihr  abhangiges  Personal,  zwar  nicht 
durch  ein  staatliches,  aber  durch  ein  kirchliches  Beamtentum.  Die 
Supremats-  und  die  Uniformitätsakte  (1558)  erklärten  die  protestantische 
Beligion  zur  Staatsreligion,  aber  als  streng  ausschliefsliche,  die  von  Rechts 
wegen  die  gesamte  Bevölkerung  ergreift  Auf  Grund  der  nachträglich 
vom  Parlament  genehmigten  39  Artikel  trat  sie  unter  unbeschränkte  Auf- 
sicht der  Krone.  Der  Königin  und  ihrem  Geheimrat  wurden  die  beiden  ein- 
schneidenden Waffen  des  Kirchenregiments  in  die  Hand  gelegt,  das 
Recht  der  frei  widerruflichen  Ernennung  und  Absetzung  aller  Geistlichen, 
der  Bischöfe,  Pfarrer  (Rektoren)  und  Vikare  und  das  Recht  zur  Einsetzung 
des  Oberkonsistoriums,  des  High  Gommission  Gourt  Indem  aber  das 
letztere  nach  dem  Muster  der  Sternkammer  mit  einem  von  Amts  wegen 
einzuleitenden,  inquisitorischen  Verfahren  ausgestattet,  zu  unbeschränkter 
Visitation  der  Kirchen  ermächtigt  und  zu  Unterdrückung  von  Irrlehren 
und  Ketzerei  durch  Geld-  und  Haftstrafe  angewiesen  wurde,  erweiterte 
sich  thatsächlich  die  Gewalt  des  Geheimen  Rats  in  das  gesamte  Gebiet 
des  geistlichen  Lebens  hinein.  Der  König  wurde  als  Gebieter  einer 
centralisierten  geistlichen  Bureaukratie  mit  der  Censur  über  die  ge- 
samte Presse,  mit  einer  arbiträren  Strafjustiz  und  polizeilichen 
Zwangsgewalt  über  alle  Unterthanen  betraut  Mit  der  weltlichen  Stern- 
kammerjustiz  und  mit  der  Givilrechtspflege  des  Kanzlers  zusammen  be- 
safs  in  der  Rechtspflege  die  Krone  eine  absolutere  Gewalt,  als  sie  in 
diesen  Dingen  die  französische  Monarchie  erlangt  hatte. 

Aber  auch  unter  Elisabeth  machte  die  Veränderung  der  Krongewalt 
an  diesen  Mafsnahmen  halt.  Sie  waren  zur  Herstellung  der  Ordnung  in  der 
kirchlichen  Anarchie  ebenso  verwendet  worden,  wie  das  Stemkammer- 
gesetz  zur  Herstellung  des  Lan  df  riedens  bei  der  Erhebung  Heinrichs  VII. 
(S.  708).  Im  übrigen  blieb  die  Verfassung  auch  jetzt  unberührt,  und  Elisa- 
beth hat  die  königliche  Centralverwaltung  verfassungsgemäls  gehandhabt 

In  weit  höherem  und  vor  allem  in  versöhnlicherem  Sinne  als  ihr 
Grofsvater  und  Wolsey  ging  zunächst  auch  Elisabeth  dem  Hauptge- 
danken nach,  den  Bedürfnissen  des  Volks  gemäfs  zu  regieren,  um  da- 
mit Anlässe  zu  Gewaltmafsregeln  zu  vermeiden.  Geleitet  von  ihrem  weit- 
sichtigen Ratgeber  Burleigh,  verstand  sie  es  in  der  auswärtigen  Politik 
im  Einklang  mit  den  beiden  herrschenden  Klassen  die  Hauptgefahr  einer 
Einigung  Englands  und  Schottlands  unter  katholisch-schottischer  Regierung 
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zu  bannen  (S.  592. 594);  bedächtig;  aber  mit  Takt  vollzog  sie,  dieses  Programm 
im  Auge,  den  schwierigen  Übergang  von  der  Freundschaft  Spaniens  und 
der  feindseligen  Haltung  gegen  die  französisch-schottische  Allianz  zu  einem 
immer  engeren  Einvernehmen  mit  dem  Frankreich  der  Hugenotten  und 
mit  Heinrich  lY.,  zum  immer  rücksichtsloseren  Kampf  gegen  Schottland 
und  Spanien,  schliefslich  zum  heroischen  Existenzkampf  der  ganzen  Nation 
gegen  die  Armada  (S.  597).  Und  mitten  unter  diesen  Klippen  verstand  es  die 
Königin,  in  steter  Fühlung  mit  ihrer  kaufmännischen  Autorität,  Gresham,  die 
Handelsinteressen  ihrer  Kaufmannschaft  gegen  Hansen,  Ylamen,  Franzosen, 
Spanier  und  Italiener  zugleich  wahrzunehmen.  Erst  sie  leitete  eine 
Handelspolitik  grolsartigen  Stils  ein.  Von  den  Palliativmitteln  Hein- 
richs VII.  ging  sie  zu  offner  gewaltsamer  Staatshilfe  über. ')  Dabei 
wuIste  sie,  ohne  die  Energie  der  führenden  Gilde,  der  „merchants  ad- 
venturers",  in  ihrem  Monopol  des  Woll-  und  Tuchhandels  zu  lähmen, 
auch  die  kleineren  neuen  Gilden  und  die  Provinzstädte  zu  beleben  2);  sie 
liefs  eine  gewerbepolizeiliche  Überwachung  der  Industrieerzeugnisse  für 
den  Binnenverkehr  wie  für  den  Export  nicht  aus  den  Augen  und  schuf  in 
der  Londoner  Börse  ein  nationales  Centrum  des  Geldmarkts  (1571).  Aber 
anderseits  verliels  Elisabeth  energisch  eine  innere  Verwaltung,  die  ein- 
seitig nur  die  gewerbliche  Produktion  förderte.  Soweit  vom  Bauernstand 
noch  etwas  zu  retten  war,  wurde  es  durch  Verbote  der  Einhegungen  (1562) 
und  zwar  nicht  nur  pro  forma-Verbote  geschützt 3)  Dazu  wurde  der 
Kömerbau  selbst  gefördert,  indem  man  endlich  die  Kornausfuhrverbote 
(S.  709  A.  3)  beseitigte.  So  wurde  der  Pächter  und  Kleinbauer  gekräftigt 
und  doch  der  grolse  Grundherr  der  Vorteile  nicht  beraubt,  die  ihm  die  ver- 
gangenen 1 50  Jahre  durch  die  Abrundung  seiner  Güter  gebracht  hatten. 
Aber  auch  der  Enterbten  der  landwirtschaftlichen  Umgestaltung  gedachte 
die  Regierung  Elisabeths  nicht  nur  in  Strafgesetzen.*)  Unter  die  Funk- 
tionen des  Staats  trat  die  —  früher  den  Klöstern  überlassene  —  Armen- 
pflege (o.  S.  702)  neu  ein,  um  sofort  eine  achtungswerte  systematische 

1)  Navigationsakte  (1562),  die  Weinhandel  und  Kornausfuhr  nur  mit  englischen 
Schiffen  gestattet,  —  Verlegung  des  Stapels  von  Antwerpen  nach  Emden,  dann 
nach  Hamburg  (1569),  —  Kaperkrieg  gegen  Lübeck  (1589),  —  Schlufs  des  Stahl- 
hofs der  Hansen  in  London  (1598)  —  von  der  Regierung  begünstigte  Piraterie  Haw- 
kins*,  Drakes  u.  s.  w.  gegen  spanische  Kolonien  und  Schiffe. 

2)  Zwischen  1558  und  1660  Gründung  der  levantischen,  türkischen,  osterlän- 
dischen,  russischen,  guineischen,  ostindischen  Kompagnie,  —  der  letzteren,  der  spätesten, 
charakteristischer  Weise  in  Form  der  Aktiengesellschaft  für  kleinere  Kapitalisten. 

3)  Dafs  sie  wirksam  waren,  beweist  der  Umstand,  dafs  man  1592  die  Ein- 
hegungs verböte  wieder  aufhob,  weil  sie  überflüssig  geworden  schienen,  sie  aber 
1597  wieder  einführte,  als  das  Unwesen  von  neuem  begann.  Sie  haben  von  da 
fortbestanden  bis  über  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  (vergl.  u.  §  90.  HI). 

4)  Allerdings  auch  in  ihnen.  Die  polizeilich  formlose  Hinrichtung  der  Vaga- 
bunden und  Proletarier  wird  unter  Elisabeth  noch  gesteigert  (Richard  Schmidt, 
Aufgaben  der  Strafrechtspflege,  S.  234). 
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Organisation  zu  erhalten.  Diejenigen  jedoch,  die  in  grölserem  Umfang 
gezwungen  waren,  im  Gewerbe  Arbeit  zu  suchen,  die  Arbeiter,  erhielten  im 
^ Lehrlingsstatut"  (1563),  in  dehnbareren  Lohnlisten  und  Fixierung  der 
Arbeitszeit,  in  Kautelen  gegen  Versuche  der  Meister  die  Altgesellen  durch 
schlechte  Hilfsarbeiter  zu  drücken,  einen  Anfang  von  Arbeiterschutz.  Und 
ihren  glänzenden  Abschlufs  erhielt  das  Werk  der  Monarchie,  das  alle  Klassen 
der  Bevölkerung  zu  umfassen  und  allen  gerecht  zu  werden  suchte,  durch 
den  höfischen  Prunk  der  englischen  Renaissance,  dessen  Getümmel  die  be- 
deutsamen Keime  einer  neuen  Instrumentalmusik  und  die  erhabenen 
und  reifen  Schöpfungen  epischer,  lyrischer  und  dramatischer  Poesie  gei- 
stige Würde  liehen.  Nicht  ohne  Grund  sah  der  gröfste  Sohn  der  Epoche 
im  englischen  Staat  nur  das  persönliche  Produkt  seiner  Könige.  0  Shake- 
speares durchaus  monarchische  Staatsanschauung  nahm  bei  der  Historie 
König  Johanns  von  der  Magna  Charta  keine  Notiz  und  ignorierte  die 
glorreiche  Ära  des  Parlaments  der  drei  Eduarde  vollständig.^) 

Immerhin  war  ein  Zwiespalt  in  das  Staatswesen  hereingetragen  worden. 
Trat  auch  das  Parlament  nicht  anspruchsvoll  hervor,  wurde  es  von  der 
Königin  nur  selten  und  meist  nur  berufen,  damit  es  den  politischen,  kommer- 
ziellen, gewerbe-  und  agrarpolitischen  Mafsregeln  der  Regierung  zustimme, 
80  bestand  es  doch  fort,  —  nicht  minder  die  Selbstverwaltung.  Ver- 
fassungsstaat und  Decentralisation  im  Staat  standen  mit 
Absolutismus  und  Gentralisation  in  der  Staatskirche  in 
äufserem  und  innerem  Widerspruch,  und  dieser  mufste  fühlbar  werden, 
wenn  aus  der  religiösen  Ausgleichsstimmung,  die  beim  Tode  der 
blutigen  Maria  geherrscht,  die  individuelle  religiöse  Überzeugung  der 
Einzelnen  wieder  hervordrang.  Der  grofse  Kampf  gegen  die  katho- 
lische Universalmonarchie  hatte  die  Geister  geschieden.  Von  den  gleich- 
gültigen konservativen  Anhängern  der  Staatskirche,  die  nur  akatho- 
lisch waren,  begannen  sich  (seit  ca.  1580)  in  drei  Stufen  die  positiv 
antikatholischen  Elemente  abzusondern,  —  die  blofs  religiösen  Puritaner, 
die  die  Staatskirche  nur  durch  die  Lehren  und  einfachen  Ritualien  des  Gal- 
vinismus  veredelt  wünschten,  —  die  kirchenpolitischen  Presbyterianer, 
die  an  Stelle  der  staatskirchlichen  Bischofsverfassung  das  geistliche 
Leben  in  die  Hand  aristokratischer  Kollegien  der  Pfarrer  und  angesehener 
Gemeindeältesten  zu  legen  strebten,  wie  in  der  Musterkirche  von  Genf 
(S.  588)  oder  in  der  soeben  sich  organisierenden  schottischen  Kirche, 
—  endlich  die  individualistischen  Sektierer  die  „Brownisten^,  die  späteren 
„Independenten",  kleinbürgerliche  Elemente,  die  in  den  freien  Ge- 
meinden eines  allgemeinen  Priestertums  jede  amtsmäfsige  Kirchenorga- 

1)  Über  Shakespeares  politische  Anschauung  vergl.  E.  Mabgks,  Elisabeth,  S.  103. 

2)  Marcks  (S.  94)  hebt  hervor,  dafs  deutsche  Reisende,  die  das  London  der 
Elisabeth  aus  Augenschein  schildern,  das  Parlament  gänzlich  unerwähnt  lassen 
oder  nur  sehr  nebenbei  erwähnen. 
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nisation  demokratisch  zurückwiesen.  Der  Absolutismus  der  Staatskirche 
entfaltete  sich  zuerst,  als  sie  (seit  1583)  nicht  nur  gegen  die  Katholiken^ 
sondern  auch  gegen  die  Brownisten  vorging  >)  9  die  ersten  Emigranten 
hinaustrieb,  die  von  ihrem  Asyl  bald  den  Blick  über  den  Ocean  und  nach 
Neuengland  richteten  (u.  89,  II).  Hier  stellte  die  geistige  Entwicklung  des 
Volkes  an  die  Zukunft  neue  Probleme.  Alle  drei  Gruppen  erhoben  an  die 
Monarchie,  die  Staat  und  Kirche  in  sich  vereinigte,  zunächst  die  Forde- 
rung, die  die  französischen  Monarchomachen  an  ihre  katholische  Monarchie 
erhoben  hatten,  die  der  Bekenntnis-  und  Kultusfreiheit  Aber  eben  weil 
Staat  und  Kirche  sich  in  einer  Hand  vereinigten,  lag  es  nahe,  die 
Opposition  auch  auf  das  politische  Leben  zu  übertragen.  Wenn  auf  der 
einen  Seite  die  Krone  leicht  versucht  war,  ihre  verfassungsmäfsig  gewähr- 
leistete kirchliche  Allgewalt  auch  auf  ihre  rein  staaüichen  Thätigkeiten^ 
z.  B.  auf  die  der  Besteuerung,  auszudehnen,  wo  sie  kein  parlamentarisches 
Mandat  erhalten  hatte,  so  mufste  umgekehrt  ein  puritanisch  gefärbtes 
Parlament  einem  solchen  Übergriff  gegenüber  besonders  reizbar  sein  und 
die  Neigung  verspüren,  mit  Hilfe  der  rechüich  beschränkten  Krongewalt 
in  poUtischen  Fragen  auch  deren  kirchliche  Bechte  einer  Revision  zu 
unterziehen.  Das  erste  Wehen  dieser  unfreundlichen  Luft  hatte  die 
Königin  noch  zu  spüren.  Ihre  letzten  Jahre  waren  von  wenig  erfolgreichen 
Fehden  mit  Spanien,  von  ergebnislosen  und  halben  Versuchen  zur  Be- 
friedung Irlands  erfüllt.  Die  Geldforderungen  wuchsen,  die  Begierung 
griff  zu  willkürlichem  Verkauf  von  Handelsprivilegien.  Sofort  war 
das  Parlament  (1601)  in  Erregung,  und  die  Königin  mufste  nachgeben. 
So  war  die  Luft  bei  ihrem  Tode  sturmdrohend.  Gleichwohl  mochte 
ihr  Nachfolger,  wenn  er  kirchlich  nachgiebig  vorging  und  statt  dessen  in 
die  Auslandspolitik  eingriff,  die  königliche  Macht  bewahren;  er  mochte 
sie  vielleicht  gar,  wenn  er  den  bei  der  Kaufmannschaft  populären  Fest- 
landkrieg zum  Ausbau  der  lückenhaften  Stelle  im  Gebäude  der  Monarchie, 
der  Militärgewalt,  benutzte,  noch  erweitem.  Aber  die  doktrinäre  und 
in  ihrem  Doktrinarismus  unbelehrbare  Natur  Jakob  Stuarts  fafste  gerade 
an  der  entgegengesetzten  Seite  an. 

III.  Der  grundsätzliche  Absolutismus  der  beiden  ersten 
Stuarts.  Der  Sohn  der  Maria  Stuart  übernahm  (1603)  die  englische 
Krone  in  einem  für  ihr  Ansehen  scheinbar  höchst  glücklichen  Augenblicke. 
Die  längst  als  unvermeidlich  erkannte  Union  von  England  und  Irland 
mit  Schottland  zum  Königreich  Grolsbritannien  trat  jetzt  ein^  zwar 
unter  dem  Scepter  des  Schottenkönigs,  aber  unter  Umständen,  die 
England  vor  der  Gefahr,  (S.  712)  ein  blolses  Anhängsel  des  nördlichen 

1)  Die  Verfolgang  der  staatskirchlichen  High  Commission  richtet  sich  demnach 
(seit  1583)  in  gleicher  Weise  gegen  die  romischen  Katholiken  (0.  S.  597)  wie  gegen 
die  sämtlichen  „ dissidentischen '^  (nicht-hochkirehlichen)  Gruppen,  —  nur  in  verschie- 
dener Abstufung  der  Strenge. 
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Nachbarn  zu  werden,  sicher  stellte.  Ganz  abgesehen  davon,  dafs  die 
Staatsräte  wie  die  Parlamente  getrennt  blieben,  war  England  jetzt  durch 
die  elisabethanische  Ära  gekräftigt,  Schottland  durch  die  energisch 
vollzogene  calvinistische  Reformation  (S.  715)  aus  der  katholisch-fran- 
zösischen Sphäre  äufserlich  gelöst  Auch  der  König  war  seinerzeit  zum 
Übertritt  gezwungen  worden.  Nur  das  zeigte  sich,  dafs  Jakob  I.  persön- 
lich in  seinem  Ideenkreis  von  den  französisch-spanischen  Vorstellungen 
Heinrichs  IV.  und  Philipps  III.  beherrscht  war.  Sein  Leitgedanke  war, 
«in  „iuredivino-Eönigtum^,  wie  es  bald  darauf  litterarisch  formuliert 
wurde  O7  durchzuführen,  nicht  um  irgendwelcher  zu  lösender  Aufgaben 
willen,  sondern  um  des  Prinzips  willen.  Während  die  Stimmung  des  Volkes 
den  Krieg  gegen  Spanien  energisch  betrieben  wünschte,  setzte  Jakob  sich 
«ofort  mit  ihr  in  Widerspruch,  indem  er  mit  Spanien  Frieden  schlols,  um 
der  Katholikenpartei  bei  dem  Angriffe  auf  sein  Thronfolgerecht  die 
fremde  Hilfe  abzuschneiden.  Während  die  niedere  Geistlichkeit  mit  der 
gesamten  Masse  des  puritanischen  Bürgertums  hinter  sich  zur  Verein- 
fachung des  Ritus  im  evangelischen  Sinne  petitionierte  (1603),  liefs  er 
durch  eine  Konvokation  der  Bisehöfe  der  Staatskirche  (1604)  ausdrück- 
lich das  Prinzip  formulieren,  dafs  das  göttliche  Recht  des  Königs  jeden 
Unterthan  zum  unbedingten  —  ^passiven^  —  (jrehorsam  verpflichte,  um 
-dann  jede  Kirchenreform  abzulehnen,  die  in  seinen  Augen  nur  zu  leicht  vom 
Puritanismus  zum  Presbjterianismus,  von  dem  Supremat  des  englischen 
Königs  zu  der  aristokratischen  Kirchenverfassung  Schottlands  führen 
mufste.  Nachdem  er  so  sein  erstes  Parlament  (1604)  von  vornherein  kopf- 
scheu und  widerspenstig  gemacht,  begann  er  (1607)  auch  gegen  dieses 
den  Kampf.  Er  erhob  regelmäfsig  von  Einfuhrartikeln  Zölle  und  liefs 
durch  das  Schatzkammergericht  aussprechen,  dafs  er  hierzu  vermöge  der 
königlichen  Handelspolizei  befugt  sei,  und  als  die  Einkünfte  für  die 
planlose  Verschwendung  seines  Hofes  nicht  zureichten,  als  das  Parla- 
ment die  Bewilligung  nur  durch  die  Beschwerde  über  die  ZoUmifs- 
bräuche  beantwortete  (1610),  löste  er  es  zweimal  (161t,  1614)  auf  und 
suchte  sich  schadlos  zu  halten,  indem  er  von  neuem  auf  erprefste  Geld- 
bewilligungen reicher  Grundbesitzer,  benevolences,  und  Verkauf  von  Peers- 
würden griff.  Der  Ausbruch  des  deutschen  Religionskrieges  und  das  Un- 
glück seines  Schwiegersohns  von  der  Pfalz  (S.601)  nötigte  ihn  schliefslich 
doch  (1620),  das  Parlament  zurückzurufen.    Aber  jetzt  ging  dieses  zum 


1)  Den  ersten  Vertreter  des  unbedingten  göttlichen  Rechts  des  Königs,  die 
litterarische  Richtung,  die  den  Schriften  der  Dissidenten  (0.  S.  716)  entgegengesetzt 
ist,  bildet  Cowell  (interpreter  1607,  äufserlich  im  Anschlufs  an  die  Beschlüsse  der 
Konvokation  von  1604,  vergl.  oben  im  Text).  „Der  Konig  ist  über  dem  Gesetz 
durch  seine  absolute  Gewalt,  und  obwohl  er  (zur  Gesetzgebung)  die  drei  Stände  zur 
Beratung  znläfst,  so  ist  dies  doch  —  nicht  Sache  der  Beschränkung,  sondern  der 
Onade."    Das  überbietet  noch  Bodin  (vergl.  8,653.  662). 
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Angriff  vor.  Zum  erstenmal  seit  Heinrich  VI.  machte  es  von  dem  Recht 
der  Ministeranklage  (S.  5t7)  wieder  Gebrauch;  es  iiefs  dem  König  seine 
Macht  fühlen,  indem  es  den  Lordkanzler,  Francis  Bacon  (S.  708  A.  3),  den 
Klienten  des  königlichen  Günstlings  Buckingham,  wegen  Bestechung  verur- 
teilte. Daran  schlols  sich  die  Forderung:  Krieg  gegen  Spanien  und  pro- 
testantische Heirat  des  Thronfolgers.  Wütend  erwiderte  Jakob,  indem 
er  das  parlamentarische  Petitionsrecht  beschimpfte,  die  Häuser  wieder 
enüiefs,  und  ohne  Erfolg  für  seinen  Sohn  um  eine  spanische  Prinzessin 
warb.  Das  ganze  Ergebnis  seiner  zwanzigjährigen  Regierung  war,  dafs 
der  Kredit  der  Tudors  völlig  verbraucht  und  das  Verhältnis  zwischen 
Krone  und  Parlament  unheilbar  verhetzt  war. 

König  Karl  I.  (1625)  arbeitete  mit  dem  vom  Vater  ererbten  Starr- 
sinn an  dem  System  eines  „grundsätzlichen  Absolutismus^  (S.  620)  weiter; 
im  Herzog  von  Buckingham  stand  ihm  bereits  ein  allmächtiger  Günstling- 
Minister  spanischen  Stils  zur  Seite.  Der  letztere  begriff,  dafs  eine 
populäre  Auslandspolitik  gegen  die  beiden  katholischen  Mächte  nötig 
sei,  um  die  Übergriffe  der  inneren  zu  verdecken,  aber  das  gänzliche 
Mifslingen  sowohl  der  spanischen  Expedition  gegen  Cadix  (1625),  wie  der 
französischen  zum  Entsatz  von  La  Rochelle  (1627;  o.  S.  601)  machte  die 
Verstimmung  gröfser  als  vorher.  Was  zurückblieb,  waren  nur  die  Über- 
griffe der  Regierung,  die  rechtswidrige  Zollerhebung  und  der  vergeb- 
liche Versuch,  unter  Auflösung  des  widerstrebenden  Parlaments  eine 
direkte  Steuer  ohne  dessen  Bewilligung  einzutreiben.  Das  Parlament 
klagte  (1626)  auch  Buckingham  vor  den  Lords  an.  Der  König  ant- 
wortete durch  Verhaftung  des  Vertreters  der  Anklage,  Eliot,  löste  das 
Parlament  wieder  auf,  wütete  mit  eigenmächtigen  Haftbefehlen  gegen 
die  widerwilligen  Steuerzahler,  entliefs  den  Oberrichter,  als  er  die  Haft- 
befehle kassierte,  und  erreichte  damit  nichts  anderes,  als  dafs  bei  der 
Neuberufung  des  Parlaments,  die  (1628)  nach  der  Niederlage  von  La 
Rochelle  unvermeidlich  wurde,  die  Opposition  verstärkt  zurückkehrte. 
Das  Parlament  giog  jetzt  unter  John  Eliots  Führung  weiter.  Das 
praktische  Bedürfnis  hatte  schon  unter  Elisabeth  gelegentlich  auf  den 
Mangel  hingewiesen,  der  auch  der  englischen  Verfassung  vermöge  ihrer 
Unbestimmtheit,  der  Flüssigkeit  der  an  König  und  Parlament  verteilten 
Rechte  anhaftete.  Die  theoretische  Diskussion,  die  vor  allem  von  den 
monarchomachischen  Schriften  über  den  „Sozialvertrag"  oder  „Volksver- 
trag" (agreement  of  the  people)  eingeleitet  worden  war,  führte  soeben  im 
„Jus  belli  ac  pacis"  des  Hugo  Grotius  (1626;  L  S.  58,  oben  S.  662)  in 
epochemachender  Form  zur  Grundlegung  der  naturrechtlichen  Staatslehre. 
Alles  Iiefs  den  Wunsch  nach  einer  geschriebenen  Verfassung  populär 
werden.  Er  fand  gleichzeitig  in  kindlicher  Form  eine  Verwirklichung  in 
den  „Plantation  Covenants",  die  die  aus  England  vertriebenen  sektiere- 
rischen Brownisten  (S.  716)    bei  ihrer  Niederlassung  in  New  Plymouth 
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(1620)  als  „Volksverträge^  abschlössen,  i)  Auch  das  Parlament  bestand 
jetzt  darauf,  dafs  seine  verfassungsmäfsigen  Rechte  zur  Kontrolle 
der  Begierung  ausdrücklich  formuliert  würden.  Die  „Petition  um 
Recht'',  die  vor  allem  die  Besteuerung  ohne  Parlamentsbeschlufs  und  die 
Verhaftung  ohne  Richterspruch  mifsbilligte,  brachte  verbunden  mit  einer 
„Remonstranz  über  den  Zustand  des  Reichs''  die  Hauptpunkte  zum 
Ausdruck.-)  Der  König,  nachdem  er  noch  soeben  die  Redefreiheit  gegen 
Eliot  brutal  verletzt,  gab  anscheinend  nach  und  nahm  die  Petition  an;  die 
Ermordung  Buckinghams  befreite  ihn  zudem  von  seinem  gefährlichen 
Ratgeber.  Aber  die  nächste  Regierungshandlung,  die  Karl  vornahm, 
war  die  Ernennung  Lands  zum  Bischof  von  London,  mit  der  Tendenz, 
den  protestantischen  Geist  durch  katholisierenden  Ritus,  die  puritanischen 
Pfarrer  durch  staatskirchliche  Verkünder  des  göttlichen  Kronrechtes  und 
des  passiven  Unterthanengehorsams  zu  verdrängen.  Neuer  Protest  des 
Parlaments,  neue  Auflösung,  nunmehr  allerdings  mit  einem  neuen 
Programm  für  die  Zukunft. 

Karl  Stuart  hatte  endlich  das  Unlogische  seiner  Politik  erkannt 
Er  entschlofs  sich  jetzt^  das  Parlament  bis  auf  weiteres  nicht  mehr  zu 
berufen,  den  Konflikt  hinzuhalten  und  sich  zunächst  die  Machtmittel  zu 
beschaffen,  die  einen  Widerstand  des  Unterhauses  aussichtslos  machten. 
Das  erstere  erreichte  er,  indem  er  auf  jede  weitere  Einmischung  in  den 
deutschen  Krieg  verzichtete  und  den  Triumph  des  katholischen  Kaisers 
ebenso  ignorierte,  wie  bald  darauf  die  Siege  Gustav  Adolfs^)  (S.  602). 
Die  äufseren  Waffen  schmiedete  ihm  sein  neuer  Minister  Thomas  Went- 
worth,  der  als  Statthalter  Irlands  (1633)  die  Unruhen  des  frisch  unter- 
worfenen Landesteils  kraft  aulserordentlicher  Vollmachten  benutzte,  um 
die  Anfänge  eines  stehenden  Heeres  von  6000  Mann  zu  bilden.  Die 
geistigen  Waffen  sollte  der  Krone  der  nunmehrige  Primas  Land  bereiten ; 
er  machte  in  Schottland  Ernst,  mit  der  aristokratisch-presbyterianischen 
Kirchenverfassung  aufzuräumen  und  dort  die  königliche  Suprematie  samt 
der  staatskirchlichen  Prälaten  Verfassung  und  Liturgie  durchzuführen  (1636). 
Inzwischen  verschaffte  sich  die  Regierung  für  die  laufenden  Ausgaben  ihr 
Geld,   so   gut  sie  konnte,   durch   erpresserische  Abgaben  4)   und  Geld- 

1)  Vergl.  über  dieselben  Bd.  I.  S.  137. 

2)  Dabei  behält  die  petition  of  right  die  „Bouveräne  Macht'*  des  Königs  aus- 
drücklich vor.  Schon  im  Streit  mit  Jakob  I.  ist  der  Begriff  der  ^  Fundamen talgesetze"* 
(vergl  o.  S.  662)  aufgetaucht. 

3)  Pro  forma  kommandierte  Karl  nach  den  ersten  Erfolgen  Gustavs  einige 
englische  Regimenter  nach  Deutschland;  der  Aufforderung  des  Königs,  an  Spanien 
Krieg  zu  erklären,  gab  er  jedoch  keine  Folge,  obwohl  dies  zur  Bedingung  für  die 
Wiedereinsetzung  des  Pfalzgrafen,  seines  Schwagers,  (S.  717)  gemacht  wurde. 

4)  Zum  Beispiel  von  den  Grundbesitzern  für  Berichtigung  ihrer  Eigentumsur- 
kunden, Grenzverletzung  der  Domänen,  Dispensation  von  ad  hoc  getroffenen  Bau- 
polizeibeschränkungen. 
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strafen,  ansbeuterische  Monopole  auf  Salz,  Wein  und  andere  Verbrauchs- 
mittel, durch  rechtswidrige  Zollauflagen.  Als  hauptsächliches  Zwangsmittel 
hierzu  wurde  die  Sternkammerjustiz  (S.  708)  planmäfsig  ausgebaut; 
dieselbe  erweiterte  eigenmächtig  immer  mehr  ihre  Kompetenz  und  zwar 
vor  allem  über  die  mittleren  Gruppen  der  Delikte,  misdemeanours,  und 
über  die  allgemeine  Kategorie  des  „Widerstands  gegen  den  königlichen 
Willen'',  kurzum  Fälle,  an  die  sich  willkürlich  die  Verhängung  von 
Geldstrafen  anknüpfen  liefs. 

Im  Suchen  nach  immer  neuen  Finanzquellen  führte  ein  Konflikt 
mit  der  holländischen  Seemacht  auf  die  Steuer  des  „Schiffsgeldes^,  die 
früher,  ehe  die  Flotte  bestand,  bisweilen  von  den  Hafenstädten  und  Seegraf- 
schaften für  Ausrüstung  von  Schiffen  erhoben  worden  war.  Obwohl  längst 
aufser  Übung,  wurde  sie  jetzt  erneuert  Wentworth  und  Land  glaubten  in 
ihr  die  rechtliche  Handhabe  zu  entdecken,  die  geeignet  sei,  um  im  Wege 
ausdehnender  Auslegung  allen  Unterthanen  Englands,  Schottlands  und 
Irlands  eine  direkte  Steuer  für  die  Aushebung  eines  Landheeres, 
eine  Steuer  gleich  der  französischen  Taille,  aufzulegen  (1635).  Das  Projekt 
war  die  Kraftprobe  des  Absolutismus.  Hatte  die  Eegierung  bisher  Ir- 
land durch  daa  Ausnahmeregime,  Schottland  durch  den  Kampf  gegen 
die  Presbyterianer,  das  englische  Kleinbürgertum  durch  die  Puritaner- 
hetze, Gentry  und  Grofskaufmannschaft  durch  die  Finanzpolitik  er- 
bittert, so  waren  jetzt  mit  dem  Schiffsgeld  alle  Landschaften  und  Stände 
herausgefordert  Bisher  hatte  die  Nation  geschwiegen;  ein  Strom  der 
Auswanderung  nach  Nordamerika  hatte  den  hauptsächlichen  Ausflufs  der 
alle  Schichten  durchdringenden  Verzweiflungsstimmung  gebildet  Jetzt 
erhob  ein  Landedelmann,  John  Hampden,  Eliots  Freund,  Protest;  er 
erklärte  das  Schiffsgeld  für  eine  ungesetzliche  Auflage  (1636).  Der 
oberste  Gerichtshof  nahm,  indem  er  Hampden  nach  langem  Zögern  und 
mit  geringer  Majorität  verurteilte,  für  den  König  Stellung  (Juni  1638). 
Er  zeigte  dem  Volke,  dafs  das  herrschende  System  auch  die  Justiz 
bereits  ergriffen  hatte. 

In  diesem  Augenblicke  waren  es  die  Schotten,  die  den  Engländern 
die  Waffen  in  die  Hand  spielten.  Ihr  religiöser  Fanatismus  brachte  den 
Massenaufruhr  zum  Ausbruch.  Der  alttestamenüiche  „Covenant",  der  Bund 
des  Volks  mit  Gott,  wurde  erneuert  und  die  Beseitigung  der  Reformen 
Lands  verlangt;  die  Presbyterianer  rüsteten  sich,  um  den  alten  Gottesdienst 
zu  er55wingen.  Von  Geld  und  Truppen  entblöfst  mufste  Karl  nun  doch 
(1640)  zur  Berufung  des  Parlaments  greifen.  Mühelos  erhielt  das  Unter- 
haus seinen  Gegner  in  seine  Gewalt  Die  Interessengemeinschaft  über- 
wog seine  alte  Feindschaft  gegen  Schottland:  es  verweigerte  die  Subsidien, 
bis  den  Mifsständen  abgeholfen  sei.  Nach  drei  Wochen  (im  Mai)  auf- 
gelöst, wurde  es  angesichts  der  im  Norden  weitertobenden  Revolution 
sehr  bald  (im  November)  wieder  berufen.   Unter  der  Führung  von  John 
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Pym  versuchte  es  seinerseits,  die  Revolution  zu  vermeiden,  indem  es  den 
Weg  der  Verfassungsänderung  in  legaler  Form  beschritt.  Einen  neuen 
Rechtssatz  wendete  das  Unterhaus  bereits  an,  indem  es  (1641)  Wentworth, 
seit  kurzem  Graf  Strafford,  zur  Verantwortung  zog  und  zusammen  mit 
dem  Oberhaus  durch  eine  Bill  of  attainder  (S.  518)  selbst  verurteilte,  obwohl 
ihm  kein  gemeines  Verbrechen  —  Bestechung  oder  Hochverrat  am  König 
— ,  sondern  nur  „Umsturz  der  Fundamentalgesetze  des  Landes**  Schuld  ge- 
geb^i  werden  konnte;  es  schlofs  damit  in  Wahrheit  erst  das  eigenartige 
Institut  der  Ministeranklage  wegen  Verfassungs Verletzung  als 
solcher  ab.  Noch  tiefer  in  die  bestehenden  Institutionen  schnitt  das  Parlament 
ein,  indem  es  (1640)  beschlofs,  dafs  das  gegenwärtige  Haus  nur  mit  seiner 
eigenen  Zustimmung  aufgelöst  werden  dürfe.  Dann  wurden  Stemkammer 
und  Hohe  Kommission  aufgehoben,  die  Bischöfe  wurden  vom  Sitz  im  Ober- 
haus ausgeschlossen,  endlich  ward  das  Kommando  über  die  Grafschafts- 
milizen an  Lordleutnants,  die  das  Parlament  beauftragte,  übertragen. 
Der  König  bestätigte  zwar  das  Urteil  über  Strafford  und  liefs  seine  Hin- 
richtung geschehen ,  —  er  unerzeichnete  auch  die  übrigen  Gesetza  Nur 
gegen  die  Militia-Bill  lehnte  er  sich  auf.  Er  machte  nun  seinerseits  ver- 
zweifelte Anstrengungen,  das  Aufgebot  der  Nation  für  sich  zu  den  Waffen 
zu  rufen.  Damit  konnte  der  Frieden  nicht  mehr  bestehen.  Die  Nation 
spaltete  sich  (Juli  1642)  in  zwei  Heere.  Der  Armee  der  „Cavaliere'',  in 
der  sich  der  Rest  des  altenglischen  Lehnsheeres  (S.  506),  Hochadel  und 
Landedelleute  mit  ihren  Pächtern  und  Dienstgefolgen,  an  den  König  schlofs, 
trat  der  Hauptstamm  der  eigentlichen  Graf  Schaftsmilizen,  Stadtbürger 
und  Freisassen,  mit  einer  kleinen  Gruppe  von  Lords  und  Gentlemen  als 
Heer  des  Parlaments  gegenüber.  Jedenfalls  versagte  die  alleinige  Re- 
gierungsgewalt der  Monarchie;  sie  versagte  deshalb,  weil  die  ständische 
Bewegung  des  14.  Jahrhunderts  den  Bezirksverwaltungsorganen,  Friedens- 
richtern und  Lordleutnants,  eine  Mischnatur  von  königlichen  und  Graf- 
schaftsorganen aufgeprägt  hatte,  und  weil  das  Parlament  vermöge  der  engen 
Verflechtung  seiner  Mitglieder  mit  den  Organen  der  Selbstverwaltung 
selbst  schon  einen  Teil  der  Regierungsgewalt  in  Händen  hielt  In  der 
That  entbrannte  der  Bürgerkrieg  jetzt  nicht  in  erster  linie  als  ein  Kampf 
um  Absolutismus  oder  Verfassungsschranken  der  Monarchie,  sondern 
als  ein  Kampf  um  die  Herrschaft,  —  um  absolute  Monarchie  oder 
'um   absolute  Parlamentsoligarchie. 

IV.  Revolution  und  Protektorat.  Die  Überschau  über  die 
ganze  Kette  der  Ereignisse  ist  nötig,  um  den  staatsrechtlichen  Gehalt 
und  die  Tragweite  der  schottisch-englischen  Revolution  zu  würdigen. 
Beim  Ausbruch  des  Bürgerkriegs  konnte  es  scheinen,  als  gelte  es  nur, 
die  „freie  Kirche"  Schottlands  und  das  „freie  Parlament"  Englands  zu 
retten,  mit  andern  Worten  die  presbyterianische  Kirchen  Verfassung  gegen 
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die  Staatskirche  dort,  das  Steuerbewilligungsrecht  gegen  die  absolute 
Krongewalt  hier  zu  verteidigen.  In  der  That  bildete  dies  in  den  ersten 
Schwankungen  des  Kampfes  die  Parole  der  Aufständischen;  mit  ihr 
knüpfte  John  Pym  (1643)  das  Bündnis  zwischen  England  und  Schottland, 
zwischen  Parlament  und  Covenant  (S.  720),  um  dem  ersten  erfolgreichen 
Vordringen  der  Cavaliere  stand  zu  halten.  Aber  allmählich  zeigten  sich 
hinter  der  scheinbar  geschlossenen  Front  des  bewaffneten  Volkes  deut- 
licher die  beiden  getrennten,  ja  feindlichen  Interessengruppen,  die  die 
Träger  der  Revolution  waren,  —  einerseits  die  konstitutionelle  oder  oli- 
garchische  Parlamentspartei,  die  sich  aus  dem  hochkirchlichen  oder  gemäs- 
sigt puritanischen  Flügel  des  englischen  Adels  und  Episkopats  und  dem  pres- 
byterianischen  Flügel,  den  Vertretern  einer  bischofslosen,  freien,  ja  nach 
Herrschaft  über  den  Staat  strebenden  Calvinistenkirche,  der  englischen  und 
schottischen,  insbesondere  der  Londoner  Stadtoligarchie  und  Pfarrgeistlich- 
keit, zusammensetzte,  —  anderseits  die  demokratische,  kirchenpolitisch  indif- 
ferente, aber  religiös  umsomehr  erregte  Partei  eines  kirchlichen  Individualis- 
mus, die  Gruppe  der  im  Mittelstand  und  Kleinbürgertum  verkörperten  „Inde- 
pendenten^,  der  dissidentischen  Sektierer.  Es  fügte  sich,  dafs  die  Zu- 
kunft zunächstden  letzteren,  den  radikalen  Elementen  zufiel.  Denn  aus  Päch- 
tern, Lehrlingen,  Handwerkern  und  Kleinkaufleuten  organisierte  jetzt  der 
zweite  grofse  Führer,  der  dem  sterbenden  Pym  (1644)  die  Aktion  aus  der 
Hand  nahm,  das  schlagfertige  disciplinierteHeer,  das  notthat,  wenn  man  den 
Royalisten  auf  die  Länge  gewachsen  sein  wollte.  Mit  ihnen  schlug  Oliver 
Cromwell  die  Entscheidungsschlachten  von  Marston  Moor,  Newbury  (1644) 
und  Naseby  (1645),  und  schon  während  der  grofsen  Erfolge  bereitete  sich 
der  Gegensatz  der  „Auserwählten",  der  Fanatiker  ihrer  persönlichen 
Erweckung  und  Überzeugung,  zu  der  aristokratischen  Ständeversammlung 
vor.  Die  Selbstentäufserungsakte  Cromwells,  die  um  der  Mannszucht 
willen  alle  bürgerlichen  und  militärischen  Beamten  zum  Sitz  im  Parla- 
mente für  unfähig  erklärte,  erhob  die  Trennung  zwischen  Armee  und 
Parlament  zum  Prinzip,  und  das  beschränkte  Trotzen  der  Parlaments- 
führer auf  die  unbedingte  Glaubenshoheit  der  Staatskirche  *)  verschärfte 
sie  zum  offenen  Konflikt.  Auch  an  dem,  was  staatsrechtlich  er- 
strebt wurde,  zeigte  sich  immer  deutlicher  der  Gegensatz.  Während  das 
Parlament  in  seinen  Verhandlungen  mit  dem  König  immer  nur  nach  der 
urkundlichen  Fixierung  der  Rechte  des  Parlaments  gegen  die 
Krone  trachtete,  ging  nebenher  die  Tendenz  des  Heeres  nach  einer  ge- 


ll Dieses  Festhalten  an  der  Staatskirche  kam  in  der  1643— 164S  tagenden 
Westminsterversammlung  der  englischen  Theologen  zum  Ausdruck.  Sie  brachte 
gegen  die  anglikanische  Bischofskirche  die  presbyterianische  bischofslose  Pfarrerkirche 
zum  Sieg,  —  von  der  schottischen  sollte  sich  die  letztere  nur  durch  einen  weltlichen 
(vom  Parlament  besetzten)  Obergerichtshof  unterscheiden,  dem  die  geistlichen  Ge- 
richte (wie  nach  der  clisabethischen  Verfassung  der  high  commission)  unterstellt  wurden. 
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schriebenenVerfasaungim  Sinne  einer  systematischen  und  theoretisch 
begründeten  Gesetzgebung  des  Staatsrechts,  vor  allem  einer  Fixierung  der 
Rechte  des  Volks  gegenüber  Krone  und  Parlament  0.  Nurinderletz- 
teren  Bewegung  nahm  der  Gedanke,  die  „Fundamentalgesetze"  der  poli- 
tischen Doktrin  in  einer  Verfassungsurkunde  zum  Staatsgesetz  zu 
erheben,  Gestalt  an. 

Als  Cromwell  vergeblich  seinen  Einfluls  aufbot,  seinen  siegreichen 
und  selbstbewufsten  Soldaten  den  Siegespreis  der  Toleranz  und  Glaubens- 
freiheit zu  sichern,  wuchs  aus  der  ersten  Revolution  mit  unvermeidlicher 
Eonsequenz  die  zweite  heraus,  aus  der  Erhebung  der  agrarischen  und 
städtischen  Oligarchie  gegen  Königtum  und  Beamtentum  die  Erhebung 
der  bäuerlichen  und  kleinbürgerlichen  Demokratie  gegen  Adel,  Klerus 
und  Stadtpatriciat.  Als  König  Karl  sich  jetzt  (1647)  an  das  Parla- 
ment auslieferte,  als  die  presbyterianischen  Führer  des  Parlaments  mit 
ihm  zu  paktieren  begannen,  das  Heer  aufzulösen  suchten,  brach  der  zweite 
Bürgerkrieg  offen  aus,  dessen  Ausgang  bei  der  ungleichen  Verteilung  der 
Waffen  nicht  zweifelhaft  war.  Das  Heer  bemächtigte  sich  der  könig- 
lichen Person  (1647),  der  schottische  Vorstols  zu  Gunsten  des  Königs 
wurde  (1648)  zurückgewiesen,  das  Parlament  durch  Ausschluls  der  oli- 
garchischen  Majorität  mit  Gewalt  zum  Rumpfparlament  verstümmelt  (De- 
zember 1648),  und  kurz  darauf  (Januar  1649)  fiel  als  Sühne  für  den 
Zwist  des  Volkes,  den  er  durch  zweideutige,  eidbrüchige  Diplomatie  zum 
äulsersten  hatte  treiben  helfen,  das  Haupt  Karls  Stuarts.  ^)  Die  Monarchie 
wurde  abgeschafft  (Mai  1649),  und  über  den  Kopf  der  zweiten  verfassungs- 
mälsigen  Macht,  des  ohnmächtigen  parlamentarischen  Körpers,  hinweg  griff 
das  Heer  durch  seinen  genialen  Führer  nach  dem  Regiment  im  neuen  „Com- 

\)  Die  neben  einander  herlaufenden  Bewegungen  sind  neuestens  mit  Schärfe 
nnd  Gründlichkeit  von  W.  Rothschild  (Der  Gedanke  der  geschriebenen  Verfassung 
in  der  englischen  Revolution.  1903)  dargestellt.  Dem  Pariamen tsprojekt  der  Propo- 
sitionen von  Newcastle  (1642)  tritt  das  Heeresprojekt  zunächst  (1647)  in  der  von 
Ireton  und  Lambert  redigierten  summarischen  Zusammenfassung  der  Rechte 
und  Freiheiten  des  Volks,  den  „Heads  of  the  proposals"  gegenüber.  (Zweijährige 
Pariamentswahlperioden,  sachgemäfse  Verteilung  des  Wahlrechts  u.  s.  w.,  —  freie 
Religionsübung).  Daran  schlössen  sich  in  der  Folge  nicht  weniger  als  vier  ausführ- 
liche Verfassungsentwürfe  eines  „Agreement  of  the  people",  deren  Aussicht  auf  Er- 
folg in  den  sich  steigernden  Konflikten  des  Generals  und  späteren  Protektors  mit 
dem  Parlament  immer  geringer  wurden.  Vergl.  hierüber  auch  Gardiner,  History 
of  the  great  civil  war  III.  1891.  p.  607;  Jellinek,  Allg.  Staatslehre.   1900.   S.  466. 

2)  Im  Zusammenhang  mit  dieser  Katastrophe  erreicht  auch  der  litterarische 
Streit  um  das  Jure-divino-Königtum  (S.717)  seinen  Höhepunkt  Der  Schutzschrift  des 
Saxmasitts  (Saumaise),  eines  französischen  Calvinisten  (Defensio  pro  Carolo  primo  rege 
Angliae.  1649)  tritt  die  Abwehrschrift  John  Miltons.  (Defensio  pro  populo  Angli- 
cano.  1650)  gegenüber  (Rehm,  Allg.  Staatslehre,  S.  221).  Auch  in  den  Veriauf  des  Pro- 
zesses mischen  sich  doktrinäre  Gesichtspunkte.  Die  Anklage  wird  wie  gegen  Strafford 
(S.  721)  auf  Verletzung  der  „Fundamentalgesetze"  (o.  S.  719.  Anm.  1)  gestützt,  während 
sich  der  König  umgekehrt  zu  seiner  Verteidigung  auf  die  Fundamentalgesetze  beruft. 
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monwealth^.  Mit  dem  Sieg  des  Heers  verwirklichten  sich  die  Ideale,  die  es 
befeuert  hatten,  dieldeederVerfassungsurkunde  und  als  deren  Haupt- 
prinzip die  Glaubensfreiheit  In  demselben  Jahr,  als  in  Deutschland 
durch  den  Westfälischen  Frieden  aus  dem  Kampf  zweier  Kirchen,  die  jede 
ausschlief  slich  das  Geistesleben  beherrschen  wollten,  das  Recht  der  religiösen 
Überzeugung,  die  Kultus-,  Bekenntnis-  und  Gedankenautonomie  des  Einzelnen 
als  ein  Kompromifsprodukt  durchbrach,  ging  sie  in  England  aus  dem 
Kampf  der  beiden  obersten  staatlichen  Autoritäten  hervor,  freilich,  wie 
sich  zeigen  sollte,  noch  ebenso  unvollkommen  wie  in  Deutschland. 

Mit  einer  übermenschlichen  Willenskraft  fafste  jetzt  Cromwell  alle 
auswärtigen  und  inneren  Interessen  Englands  in  seiner  Hand  zusammen. 
Während  der  katholische  und  der  presbyterianische  Herd  des  Royälismus, 
Irland  und  Schottland,  (1649 — 1650)  unterworfen  wurden,  ging  er  auch 
bereits,  um  den  englischen  Handel  wieder  in  Gang  zu  bringen,  gegen 
den  Rivalen  Englands  zur  See,  Holland,  vor,  das  die  Decennien  des  eng- 
lischen Bürgerkrieges  zum  Ausbauseiner  Meeresherrschaft  genützt  hatt«;  in 
erbittertem  Seekrieg  zwang  er  ihm  (1654)  die  Navigationsakte  auf,  die, 
da  sie  fremden  Schiffen  nur  die  Einfuhr  der  eignen  Landesprodukte  in  Eng- 
land gestatteten,  Hollands  Vormacht  mit  einem  Schlag  zerstörte.  Inzwischen 
löste  er  rasch  nacheinander  dennoch  immer  oppositionellen  Rumpf  (1653), 
die  neue  Vorbereitungskonvention  (1653),  schliefslich  das  neue  Parlament 
(1655)  auf,  um  nun  das  Reich  mit  10  militärischen  „Generalmajoren^ 
als  Diktator  zu  regieren.  So  warf  er  sich  (1655)  an  der  Seite  Frankreichs 
in  den  Krieg  mit  Spanien  (S.  604),  um  nebenher  die  schwierigen  Verhand- 
lungen mit  einem  neuen  Parlament,  das  seinen  Zusammentritt  einfach 
seiner  Ernennung  verdankte,  über  eine  neue  Verfassung  zu  verhandeln. 
Aus  dem  schweren  Zwiespalt  zwischen  dem  Parlament,  das  keinen 
Absolutismus,  und  dem  Heere,  das  keinen  König  wollte,  ging  er  (1657) 
als  Protektor,  mit  dem  Recht,  seinen  Nachfolger  zu  ernennen,  hervor, 
im  übrigen  versuchte  er  nochmals  alle  alten  Verfassungsformen  herzu- 
stellen. 0  Aber  es  zeigte  sich,  dafs  Cromwell  und  das  Parlament  neben- 
einander nicht  mehr  leben  konnten,  und  aus  einer  erneuten  Parlaments- 
auflösung erwuchs  völlige  Ungewifsheit.  Da  schnitt  der  Tod  des  Pro- 
tektors alles  kurz  ab.  Es  war  erwiesen,  dafs  England  die  Kraft  fehlte,  sich  aus 
sich  selbst  neu  zu  gestalten.  Das  Einlenken  der  gemäfsigten  Generale  des 
Heeres  vor  der  öffentlichen  Meinung  klärte  die  Verhältnisse,  die  rasch  derZu- 
rückführung  der  vertriebenen  Dynastie  zusteuerten.  Das  Rumpfparlament 
von  1648  tratin  voller  Besetzung  aus  eigner  Machtvollkommenheit  wieder  zu- 

1)  Über  die  verschiedenen  Stadien  der  Verfassungsgesetzgebung  während  der 
Republik  vergl.  Gneist,  Verfassungsgeschichte,  S.  568.  Sie  sind  hier  als  blofs  vor- 
übergehende Erscheinungen  nicht  genauer  zu  behandeln.  Die  bleibenden  Modi- 
fikationen, die  sie  an  der  Verfassung  der  Tudorzeit  hervorbrachten,  sind  unten 
(S.  725)  bei  der  Charakteristik  der  Restaurationsverfassung  hervorgehoben. 
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sammen  und  bot  die  verfassungsmälsigeForm  zur  Heimberufung  des  Thron- 
erben Karl  dar.  Die  ganze  Ära  der  Republik  sank  zu  einer  Episode  zu- 
sammen,  mit  ihr  auch  die  Staatsdoktrin,  in  der  sie  ihre  Verherrlichung 
gefunden  hatte.  In  jenem  Jahrzehnt,  das  die  Herrschaft  Cromwells  um- 
fafste,  veröffentlichte  Thomas  Hobbes,  ein  Begleiter  der  Stuarts  im 
Pariser  Exil,  seinen  „Leviathan**  (1651).  Er  meinte  in  der  Staatsgewalt 
des  völlig  unbeschränkten  Herrschers,  die  das  Produkt  der  allgemeinen 
Furcht  und  des  durch  Furcht  diktierten  Staatsvertrages  ist  (LS.  61),  die 
Königsgewalt  der  Zukunft  zu  schildern,  aber  bei  seiner  Begründung  ver- 
schwand gerade  das  Element  des  Ftlrstentums,  das  für  die  Monarchie  Stuart 
das  Lebenselement  gewesen  war,  die  göttliche  Einsetzung,  und  wider  Willen 
schilderte  er  in  dem  Gewalthaber,  der  sein  Dasein  dem  Mandat  des 
Volkes  verdankt,  der  über  Gesetz  und  Religion  schlechthin,  unbeengt 
von  höheren  Normen,  entscheidet,  —  den  Protektor.  Einen  vorausdeu- 
tenden Hinweis  auf  die  wiederhergestellte  Monarchie  Karls  IL  enthielt 
Hobbes'  Werk  jedenfalls  noch  weniger.  Sie  war  nicht  absolut,  sondern 
beschränkter  als  jede  frühere,  freilich  beschränkt  nicht  vom  „Volk,  sondern 
von  einem  oligarchischen  Klassenparlament.  0 

V.  Das  konstitutionelle  Königtum  Karls  IL  und  das 
Ende  der  Monarchie.  Die  Restaurationsherrschaft  war  trotz  aller 
stürmischen  Ausbrüche  der  Loyalität,  mit  der  sie  empfangen  wurde, 
weit  davon  entfernt,  den  Kampf  der  einmal  ausgebildeten  Parteigegen- 
sätze zu  beendigen  oder  auch  nur  seine  Leidenschaftlichkeit  zu  mildem. 
Unter  der  Maske  eines  verfassungsmäfsig  geordneten  Staatslebens  tobte 
er  ohne  Grenzen  weiter.  Die  Monarchie  der  neuen  Generation  setzte 
sich  mit  der  alten  Verwegenheit  aus.  Ihre  Stellungnahme  wurde 
einerseits  noch  gefährlicher,  weil  das  Königshaus  aus  der  Verbannung 
zu  seinen  unentwegt  absolutistischen  Tendenzen  noch  eine  ausgeprägt 
katholische  Hinneigung  mitbrachte,  der  König  eine  starke  Sympathie, 
sein  Bruder,  der  präsumtive  Thronfolger  Herzog  Jakob  von  York,  einen 
wirklichen  Fanatismus,  beide  in  einer  Form,  die  ihnen  die  katholische 
Vormacht  Frankreichs  als  Vorbild  und  als  natürlichen  Bundesgenossen 
erscheinen  lieXs  und  sie  in  Gegensatz  zu  allen  Parteien  des  Staates 
brachte.  Anderseits  wurde  aber  die  Position  der  Monarchie  dadurch 
aussichtsreicher,  als  der  „lustige  König^  im  Gegensatz  zu  seinem  Vater 
seine  Rolle  mit  einer  bedeutenden  politischen  Begabung  ergriff  und  mit 
gleicher  Konsequenz,  aber  mit  geschickt  geheuchelter  Fügsamkeit  gegen 
die  konstitutionellen  Formen  durchführte.  Unterstützt  durch  eine,erstaun- 

1)  Diese  Bedeutung  von  Hobbes'  Staatslehre  wurde  von  beiden  Beteiligten 
empfunden.  Durch  den  Leviathan  hülste  er  einerseits  seine  Stellung  beim  Hofe 
als  mathematischer  Lehrer  Karls  IL  ein,  wenn  auch  der  König  ihm  persönlich  Sym- 
pathie gewahrt  zu  haben  scheint  und  er  nach  der  Rückkehr  eine  Pension  erhielt. 
Anderseits  wurden  aber  seine  Schriften  vom  Parlament  der  Bestauration  verurteilt. 
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liehe  Frivolität  und  Menschen  Verachtung,  benutzte  er  klug  die  Blölsen, 
die  ihm  die  Parteien  in  ihrem  Hader  boten.  Die  hochkirchlichen  Edel- 
leute  und  Geistlichen,  die  jetzt  durch  die  Reformation  im  ersten  Parla- 
ment zum  erdrückenden  Übergewicht  gelangt  waren,  liefsen  ihre  pres- 
byterianischen  Gegner,  das  Patriciat  der  Landstädte,  ihre  frühere  Macht 
entgelten  und  züchtigten  sie  durch  eine  Kette  intoleranter  Gesetze  ^), 
eine  Mafsregelung,  die  für  das  Schicksal  des  englischen  Kirchenlebens 
entscheidend  wurde,  denn  sie  hat  die  Staatskirche  dauernd  von  den 
Andersgläubigen  ebenso  wie  von  dem  lutherischen  und  reformierten  Pro- 
testantismus des  Festlandes  isoliert  und  anderseits  die  Presbyterianer  zu 
allmählicher  Fusion  mit  den  Independenten  und  Sektierern  gezwungen. 
Während  sich  aber  das  Parlament  um  „Uniformitätsakte",  „Konventikel- 
akte^  und  „Fünfmeilenakte''  ereiferte,  brachte  der  König  für  sich  selbst 
die  Bewilligung  eines  ständigen  Kroneinkommens  von  1 200  000  Pfd. 
auf  Lebenszeit  in  Sicherheit  und  nutzte  einen  Strafsenkrawall  in 
London  dazu  aus,  um  (t665)  den  Keim  eines  neuen  Soldheeres,  einer 
„Garde",  zu  schaffen.^)  Dabei  beruhigte  er  sich  zum  Schein  bei  der  Ab- 
lehnung seiner  „Toleranzbill",  die  er  nominell  zu  Gunsten  aller  Andersgläu- 
bigen, in  Wahrheit  im  besondem  Interesse  der  Katholiken  eingebracht  hatte, 
und  verstand  sich  nach  einem  ruhmlosen  holländischen  Krieg,  ebenfalls 
zum  Schein,  zu  der  populären  Tripelallianz  mit  Holland  und  Spanien 
gegen  Frankreich.  Erst  nach  10  Jahren  (1670)  glaubte  sich  K^arl  stark 
genug,  um  selbständig  vorzugehen.  Er  beginnt  nun  mit  einem  engsten 
Ausschufs  von  Vertrauten,  seinem  „Cabalkabinett"^)^  zu  regieren  und  nicht 
nur  das  Parlament,  sondern  auch  seinen  Staatsrat  zu  täuschen.  Durch 
den  Geheiravertrag  von  Dover  ri670)  bindet  er  sich  gegen  Geld-  und 
Truppenzusagen  dauernd  an  Frankreich  gegen  Holland.  Er  wagt  1672 
die  „Indulgenzerklärung",  durch  die  er  eigenmächtig  alle  Strafgesetze 
gegen  Nonkonformisten  für  aufgehoben  dekretiert.   Das  Parlament  leistet 

1 )  Durch  die  U  n  i  f  o  r  m  i  t  ä  1 8  ak  t  e  (1661)  werden  Presbyterianer  und  Sektierer 
zu  allen  städtischen  Beamtenstellen  für  unfähig  erklärt,  durch  die  Verfü^ng  des 
„Bartholomäustags''  (1662)  werden  2000  nonkonformistische  Pfarrer  und  Vikare  aus 
ihren  Stellen  vertrieben.  Durch  die  Eonventikelakte  (1665)  werden  die  gottes- 
dienstlichen Versammlungen  von  Sektierern  bei  schwerer  Strafe  verboten.  Durch  die 
Fünfmeilenakte  (1665)  werden  alle  abgesetzten  Geistlichen  zu  dem  Eid  ge- 
zwungen, keine  Verfassungsänderung  zu  erstreben,  widrigenfalls  sie  sich  5  Meilen 
von  jeder  Stadt  entfernt  halten  müssen.  Hierdurch  werden  alle  Städte  ihrer  nichts 
hochkirchlichen  Seelsorge  beraubt 

2)  Ursprünglich  5000  Mann  Reiter  und  Fnfstruppen,  später  erhöht  auf  7000 
Mann  Infanterie  und  1760  Reiter  nebst  6  Regimentern  Reserve  (an  die  Generalstaaten 
vermietet). 

3)  Den  Namen  des  „Cabal"^  hatte  der  Geheimausschufs  des  grofsen  Rats 
schon  unter  Jakob  I.  nach  einer  Kammer  (ähnlich  der  „Stem^kammer)  angenommen. 
Jetzt  trafen  zufällig  die  Namen  der  5  Minister  (Clifford,  Ashlcy,  Buckingham,  Arlington, 
Lauderdale)  damit  zusammen  und  verliehen  ihm  die  üble  Nebenbedeutung. 
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Widerstand,  behauptet  Indulgenz  nur  nach  Mafsgabe  eines  Parlaments- 
beschlusses und  beschlielst  die  ^Testakte^  (1673)7  die  einen  KompromiTs 
zwischen  Hochkirchlichen  und  Dissidenten  gegen  die  Katholiken  schafft  und 
jedem  Civil-  und  Militärbeamten  einen  Eid  auf  staatliche  Eirchensupre- 
matie  und  das  Abendmahl  in  anglikanischen  Formen  auferlegt.  Wiederum 
fügt  sich  der  König  anscheinend;  er  entläXst  die  Cabalminister  und  schliefst 
nun  Frieden  mit  Holland  (1674),  dessen  Führer  im  Kampf  mit  Ludwig  XIV. 
(S.  606)  Prinz  Wilhelm  III.  von  Oranien  bald  darauf  (1678)  die  folgen- 
reiche Ehe  mit  des  Königs  Nichte,  der  Thronerbin  Maria,  eingeht  Aber 
inzwischen  treibt  Karl  IL  insgeheim  seine  heuchlerische  Politik  weiter. 
Das  Abhängigkeitsverhältnis  zu  Frankreich  besteht  fort,  und  es  gelingt 
dem  König,  auch  den  hochkirchlichen  Führer  der  parlamentarischen  Ver- 
mittlungspartei, den  neuen  Minister  Danby,  in  die  Intriguen  zu  verflechten. 
Allmählich  treibt  er  die  Nation  in  eine  fieberhafte  Unruhe,  eine  nervöse 
Sorge  vor  einem  reaktionären  Staatsstreich  hier,  vor  neuer  Revolution 
dort  hinein,  die  sich  mit  der  gefälschten  Denunziation  eines  papistischen 
Komplotts  und  der  Entlarvung  des  Denunzianten  Titus  Oates,  mit  Skan- 
dalprozessen gegen  Katholiken,  schliefslich  mit  der  Enthüllung  des  fran- 
zösischen Betrugs  und  Danbys  Sturz  (1678)  zu  einer  Art  Verfolgungs- 
wahn der  öffentlichen  Meinung  steigert  Aber  die  Nonkonformisten,  die 
mit  Shaftesburys  Ministerium  das  Übergewicht  erlangen,  diskreditieren  sich 
rasch  durch  ihren  Radikalismus.  Shaftesbury  sucht  für  sein  Projekt 
den  jetzt  offen  katholischen  Herzog  Jakob  von  York  von  der  Thronfolge 
auszuschliefsen,  alle  Kreise  der  Nation  für  sich  als  ^Bittsteller'^  oder^^Aus- 
schliefser^  ins  Feld  zu  führen,  aber  eine  „Entrüstungspartei^  tritt  dem  ent- 
gegen. In  dieser  Massenbewegung  spaltet  sich  ganz  England  zum  erstenmal 
in  den  beiden  grofsen  Parteien  der  „Exclusionists^  und  „Abhorrers^  oder, 
wie  sie  bald  darauf  heilsen,  der  „Whigs**  und  „Torys"  ^ ;  litterarisch  wird  die 
Parteifehde  im  Wiederaufleben  des  Streites  um  das  Jure  divino-Königtum 
in  Filmer  und  Algemon  Sidney  brennend.  2)  Shaftesbury  unterliegt  Die 
ganze  stürmische  Bewegung  löst  sich  (1682)  in  einer  devoten  Demonstra- 
tion zu  Gunsten  des  Königshauses  und  der  gesetzlichen  Erbfolge  des* 
katholischen  Prinzen  Jakob  auf. 

Immerhin  hielt   mitten  in  diesem  Wirbel  von  Lüge,  Hetzerei,  Be- 

1)  Die  Namen  haben  keine  inhaltliche  Bedeutung  und  rühren  aus  einer  Über- 
tragung zufällig  entstandener  Übernamen  einer  Gruppe  dissidentischer  schottisch  er 
Bauern  (Whigs)  einerseits  und  rebellischer  irländischer  Katholiken  (Torys) 
anderseits  her. 

2)  FiLMER  (Patriarcha,  on  the  natural  power  of  Kings.  1680)  greift  auf  die 
Theorie  der  unmittelbaren  göttlichen  Einsetzung,  die  dem  König  eine  absolute  Ge- 
walt nach  Art  derjenigen  Adams  über  seine  Kinder  ausstattet  Sidnet  (Discourses 
conceming  govemment  1680.  1  S.  63  A.  2)  vertritt  die  rechtliche  Gebundenheit  des 
Königs  mit  Hilfe  des  Staatsvertrags  zwischen  den  von  Natur  freien  Einzelnen  und 
dem  Herrscher.    Rehm,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  221. 
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stechung,  religiöser  und  parteipolitischer  Eifersucht  das  englische  Staats- 
leben bemerkenswerter  Weise  eine  Mittellinie  ein,  auf  der  es  ein  Über- 
schlagen sowohl  nach  der  Seite  des  königlichen  Despotismus,  wie  nach 
der  Seite  der  parlamentarischen  Selbstregierung  vermied.  Die  ver- 
.  fassungsmäisigen  Formen  wurden  zwar  oft  verhöhnt  und  umgangen, 
aber  offen  verletzt  wurden  sie  unter  der  Regierung  Karls  II.  nicht  Im 
Gegenteil  boten  sie  das  Beispiel  einer  Staatsordnung,  die  unter  den  denk- 
bar ungünstigsten  auf  serlichen  und  nationalen  Verhältnissen  leidlich  funktio- 
nierte, weil  die  monarchische  Centralverwaltung  einerseits,  die  wirksame  und 
doch  nicht  lähmende  Kontroll-  und  Gesetzgebungsgewalt  des  Parlaments 
anderseits  klar  abgewogen  und  fixiert  waren. 

Auf  Seiten  der  Monarchie  blieben  die  beiden  Werkzeuge  des  ehe- 
maligen Absolutismus  dieStemkammer  und  die  Hohe  Kommission  beseitigt 
Dagegen  blieb  die  Regierungsgewalt  in  dem  vom  König  frei  ernannten  Staats- 
rat konzentriert  (S.  708).  Hieran  änderte  der  Umstand  nichts,  dafs  die  seit 
den  Tudors  fortschreitende  Gliederung  des  privy  Council  in  fachmäfsige  Res- 
sorts mit  grofsem  ünterpersonal  (S.  501)  jetzt  ihre  völlige  Ausbildung 
erreichte"),  dafs  insbesondere  für  die  Ressorts  des  Auswärtigen,  der  Marine 
und  Armee,  des  Handels  organisierte  Bureaus  (committees)  entstanden. 
Denn  zum  Ausgleich  dieser  Trennung  wurde,  wie  in  Frankreich  (S.  642),  aus 
dem  nunmehrigen  Geheimrat  ein  Kabinett,  eine  oberste  Gruppeausgeschieden, 
in  der  die  persönliche  Regierung  des  Monarchen  und  seiner  Vertrautwi  in 
den  grundsätzlichen  Fragen  der  Centralverwaltung  eine,  wie(S.  726)  gezeigt, 
nur  zu  eingreifende  und  unabhängige  Wirksamkeit  entfalten  konnte.  Ja 
der  kleine  Kreis  und  die  Formlosigkeit  der  Kabinettsberatung  war  dem  in- 
dividuellen Eingreifen,  den  Palast-  und  Familien-  und  Haremsintriguen 
weit  günstiger,  als  die  seltenen  Apparate  des  reichbesetzten  alten  Staats- 
rats.*^) Militärisch  unterstand  dem  König  die  Wehrmacht,  sowohl  die 
Garde  (S.  726)  wie  die  gesamte  Miliz.  Finanziell  hatte  er  das  Pfund- 
und  Tonnengeld  auf  Lebenszeit  und  damit  soviel  wie  Heinrich  VII., 
mehr  wie  sein  Vater,  wenn  auch  freilich  entfernt  nicht  genug,  um  seine 
•grofsen  Bedürfnisse  zu  decken.  In  der  Justizverwaltung  blieb  dem  König 
auch  jetzt  wie  seinem  Vater  die  Ernennung  und  Absetzung  der  Richter 
der  obersten  Gerichtshöfe,  Kings  Beuch  und  CommonPleas  (S.  501. 519),  ge- 
wahrt, ebenso  wie  die  freie  Ernennung  der  Sherif fs  in  den  Grafschaften,  wie 
endlich  der  mafsgebende  Einflufs,  der  ihm  auf  die  Zusammensetzung  des 

1)  Abgeschlossen  wird  diese  Differenzierung  der  Ressorts  dadurch,  dafs  unter 
Karl  II.  von  dem  Finanzministerium,  dem  Schatzamt  (treasuiy),  als  oberster  Ver- 
waltungsstelle der  Staatseinnahmen  die  Kassen  Verwaltung  unter  dem 
alten  Namen  des  exchequer  mit  getrenntem  Sitz  und  Chef  als  oberste  Stelle  des 
Ausgabenwesen  abgelöst  wird.  (Gneist,  Verfassungsgeschichte,  591 ;  v.  Heckel, 
Budget,  163.) 

2)  Gneist,  S.  601.  Anm.  1.  Der  erste  Geheimrat  Karls  IL  umfafst  noch  immer 
ca.  30  Mitglieder,  das  berüchtigte  Kabinett  des  Cabal  (o.  S.  726)  nur  5. 
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Parlaments  in  der  Kreierung  neuer  Peers,  wie  in  der  neuer  wahlberech- 
tigter Burgflecken  zu  Gebote  stand.') 

Auf  Seiten  des  Parlamentes  dagegen  standen  nunmehr  die  beiden 
Grundpfeiler  der  Verfassung  Eduards  I.  erhaben  über  alle  Versuche  da- 
ran zu  rütteln  fest,  das  Gesetzgebungsrecht  und  das  Steuerbewilligungs- 
recht Die  Kegierung  Karls  II.  machte  keinen  Versuch,  in  nennens- 
wertem Umfang  mit  einseitigen  Verordnungen  in  das  geltende  Becht 
einzugreifen  oder  mit  einseitigen  Steuerauflagen  direkte  Abgaben  zu  er- 
heben, sei  es  in  Form  von  benevolences  oder  Zwangsanleihen,  von  Schiffs- 
geld oder  in  welcher  Form  sonst.  Das  Hauptrecht  des  Parlaments,  das  der 
Steuerbewilligung,  wurde  abgesehen  von  den  Anfängen  eines  geregelteren 
Einschätzungs-  und  Umlageverfahrens  jetzt  in  ein  ausgebildetes  ^»Bud- 
getrecht^  übergeleitet  und  zwar  vermöge  der  zunächst  halb  zufälligen, 
in  Wahrheit  grundsätzlichen  Neuerung,  dafs  die  beiden  Häuser  (seit  1 665) 
ihreSubsidien  mit^Appropriationsklausel^  versahen,  also  ihre  Kontrolle  von 
den  Einnahmen  des  Staates  auch  auf  die  Verteilung  seiner  Ausgaben 
ausdehnten.^)  Auch  das  seit  dem  Fall  Strafford  (S.  721)  feststehende 
Recht  des  Unterhauses  zur  Ministeranklage  erfuhr  eine  Steigerung, 
insofern  gegeh  Danby  (1678;  oben  S.  727)  die  Anklage  nicht  nur  auf 
Verfassungsbruch,  sondern  auf  Verstofs  gegen  „honesty,  justice  and 
Utility'^  der  Verwaltungsleitung  gestützt  und  damit  ein  Grundsatz  durch- 
gesetzt wurde,  der  dem  Parlament  in  dem  Entscheid  über  die  Zweck- 
mälsigkeit  der  Regierung  schon  eine  Art  Mitregierungsgewalt  bei- 
legte.'*) Das  Gegenstück  zu  der  Verschärfung  der  Ministerverantwort- 
lichkeit bildete  die  endgültige  Sanktion  des  „Immunitätsprivilegs^  der 
Parlamentsmitglieder  selbst,  das  (1663)  deren  Un Verantwortlichkeit  für  ihre 
Reden  und  Abstimmungen  im  Hause  anerkannte.  Ein  zunächst  that* 
sächliches  Wachsen  des  Parlamentseinflusses  zeigte  sich  endlich  darin, 
dafs  die  Hochkirche,  früher  die  geistliche  Armee  der  Krone,  nunmehr 
(S.  7 1 6)  in  ihrer  isolierten  Lage  zwischen  dem  katholisch  gesinnten  König 

1)  Karl  II.  benatzte,  wie  schon  sein  Vater  und  Grofsvater,  vor  allem  die  Be- 
fugnis zum  Peersschub  reichlich.  Gegen  72  Peers  am  Anfang  Jakobs  I.  umfafst 
das  Oberhaus  des  ^langen''  Parlaments  (1628)  124  weltliche  Lords  (abgesehen  von  26 
Prälaten),  das  Parlament  von  1680  sogar  181  weltliche  Lords.  —  Die  prinzipielle 
Verteilung  der  stadtischen  Wahlrechte,  die  während  der  Revolution  unternommen 
worden  war,  wurde  bei  der  Restauration  wieder  zu  Gunsten  der  mittelalterlichen 
Systemlosigkeit  umgestofsen  (über  die  Motive  u.  S.  748). 

2)  Die  Klausel  wurde  das  erste  Mal  eigentümlicher  Weise  auf  Betreiben  des 
Königs  selbst  aufgenommen,  der  sich  durch  sie  anscheinend  die  persönliche  Ver- 
ausgabung der  Gelder  unter  Umgehung  des  Lordschatzmeisters  sichern  wollte.  Das 
Parlament  behielt  sie  aber  nunmehr  —  zum  grofsen  Mifsvergnügen  des  Königs  —  bei. 

3)  Vergl.  PisTORius,  Staatsgerichtshöfe  und  Ministerverantwortlichkeit  1891. 
S.  13.  Gegen  Danby  wurde  nicht  wieder  durch  Acbtungsbill  beider  Häuser  (S.  721), 
sondern  in  alter  Weise  durch  impeachment  (S.  517),  Anklagebeschlufs  des  Unter- 
hauses nnd  Urteil  des  Oberhauses,  verfahren. 
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und  den  sektiererischen  und  nonkonformistischen  Unterklassen  immer 
engeren  Anschluls  an  das  Parlament  suchte,  sowie  umgekehrt  dessen 
Mitglieder  verfassungsgemäfs  der  Hochkirche  angehören  mufsten. 

Wenn  nichtsdestoweniger  die  Verfassung  nicht  segensreich  funktio- 
nierte, so  lag  der  Grund  nicht  in  den  Formen  der  Verfassung  selbst  und 
nicht  darin,  dafs  sie  nur  auf  dem  Papiere  stand,  sondern  in  dem  ver- 
worrenen Verhältnis  der  Volksschichten.  Dieselben  Verhältnisse,  die  die 
Organisation  der  Commonwealth  unruhig  und  kurzlebig  gemacht  hatten, 
wirkten  noch  immer  fort  Das  Parlament  spielte  dem  Königtum  gegen- 
über nicht  die  Rolle  des  unparteiischen  Wahrers  der  nationalen  Interessen 
und  Rechte,  es  hatte  vielmehr  seinen  Klassencharakter  und  seinen  daraus 
entspringenden  Klassenegoismus  nicht  minder  wiederhergestellt,  wie  die 
Krone  ihren  Herrscheregoismus.  GewiXs  beutete  die  Regierung  mit  dem 
Hofe  und  dem  von  ihr  abhängigen  Beamtenkreis  das  Land  in  scham- 
loser Weise  aus;  aber  dafs  dies  trotz  der  parlamentarischen  Kontrolle 
möglich  wurde,  erklärt  sich  nur  daraus,  dafs  das  Parlament  seinerseits 
die  unteren  Klassen  auszubeuten  bestrebt  war  und  hierzu  immer  und 
immer  wieder  die  Mithilfe  der  Regierung  als  ein  Entgelt  für  nachsich- 
tige Beurteilung  von  deren  eigenen  Handlungen  in  Anspruch*  nahm.  Jeden- 
falls verschlangen  sich  unter  Karl  IL  zwei  Reihen  von  Mafsregeln  mit- 
einander, die  Angriffe  des  Königtums  auf  die  Träger  der  Opposition 
in  den  herrschenden  Klassen  des  Parlaments,  Landadel,  Kaufmannschaft 
und  Industrie,  und  die  von  Königtum  und  Parlament  gemeinsam  durch- 
geführten Neuerungen,  die  sich  zu  Gunsten  dieser  Herrschenden  und  auf 
Kosten  des  kleinen  Mannes  vollzogen.^) 

Unmittelbar  nach  der  Restauration  stand  die  Klassenpolitik  des 
Parlaments  im  Vordergrunde.  Im  Bunde  mit  dem  Königtum  trug  die 
Gentry  Sorge,  die  Selbständigkeit  der  städtischen  Mittelklassen  zu  brechen, 
die  vornehmlich  die  Träger  der  demokratischen  Bewegung  der  fünfziger 
Jahre  gewesen  waren;  verbunden  mit  den  andern  Mafsregeln  konfessionell- 
hochkirchlicher  Intoleranz  (S.726)  geschah  dies  abschliefsend(1673)  durch 
die  „Testakte";  sie  führte  für  alle  öffenüichen  Ämter  einen  Amtseid 
ein,  der  tfaatsächlich  hochkirchliche  und  antidemokratische  Gesinnung  zur 
Qualifikationsbedingung  machte  (S.  727).  Im  Verlauf  wurde  schroffer 
vorgegangen.  Seit  1681  wurden  in  grolser  Zahl  die  Verfassungsur- 
kunden der  Städte  unter  dem  Vorwand  von  Rechtsverstöfsen  der 
Gemeinden  kassiert  und  durch  neue  ersetzt,  die  sämüich  engere 
Gruppen  der  Stadtbevölkerung,  und  zwar  durchweg  oligarchisch  ge- 
färbte, mit  der  ausschliefslichen  Leitung  der  Geschäfte  betraute.  Neben- 
her ging  der  Parlamentsadel  von  neuem  mit  den  seit  Elisabeth  (S.  714) 
ruhenden  Mafsregeln  gegen  die  Bauern  vor.  Noch  war  es  nur  ein  An- 

1)  Nur  dafs  die  Textakte  schon  eine  Art  Vermittlung  darstellt  (Gnbist,  Ver- 
fassungsgeschichte, S.  587.) 
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fang,  wenn  (1662)  die  Freizügigkeit  der  Landarbeiter  aufgehoben  und 
der  Verbleib  eines  jeden  in  seiner  parisb  vorgeschrieben  wurde.  *)  Da- 
neben suchte  die  Gesetzgebung  in  mancher  Beziehung  wirtschaftlich  aus- 
zugleichen. 2)  Aber  jener  Versuch,  die  unteren  Klassen  von  neuem  feudal 
zu  beschränken,  trat  ins  rechte  Licht  dadurch,  dals  sich  anderseits  die 
Gentry  selbst  einen  bleibenden  Gewinn  von  der  verflossenen  Revolution 
sicherte,  indem  sie  die  „Lehnslasten^  der  Rittergüter,  die  nach  feudalen 
Grundsätzen  bei  Verkauf,  Erbgang,  Verheiratung,  Vormundschaft  an  die 
Krone  geschuldeten  Abgaben,  die  die  Republik  abgeschafft  hatte,  nunmehr 
(1661)  für  definitiv  abgeschafft  erklärte.  3)  Deutlich  sichtbar  zeigte  sich 
also  hier  die  Klassenherrschaft  eines  sich  mit  aller  Sorglichkeit  politisch 
und  kirchlich  abschliefsenden  Landadels  und  Stadtpatriciats  im  Ent- 
stehen, die  nur  auf  den  Moment  warteten,  um  sich  frei  zu  entfalten. 

Dieser  Moment  erschien  freilich  für  jetzt  nicht  Die  ausbeuterische 
Politik  des  Parlaments  nach  unten  trat  vielmehr  in  den  Schatten  vor  den 
Übeln  Eindrücken,  die  das  Milsregiment  des  Königs  inzwischen  immer 
neu  hervorrief.  Ein  breitangelegtes  System  der  Bestechung  sicherte  sich 
im  Parlament  durch  Pensionen,  Ämter,  Pfründen,  Peerswürden  und  Ba- 
ronetstitel  eine  ständige  Majorität  der  „Hofpartei^  gegenüber  den  Mitgliedern 
der  feindlichen  „  Landpartei  ^.  Hierzu  ward  nach  alter  Stuart-Traditon  die 
Justiz  in  Bewegung  gesetzt  Obwohl  die  Sternkammer  beseitigt  war 
(S.  728),  machte  es  die  Regierung  doch  auch  mit  den  gesetzlichen  Ge- 
richten des  Reichs,  Kanzleigericht  und  Kings  Bench  und  Schwurge- 
richten, möglich,  das  Recht  zu  beugen.  Durch  häufig  wiederholte 
Entlassungen  und  Neubesetzungen  wurde  die  Gesinnung  der  beam- 
teten Richter^),  durch  ebenso  absichtliche  Besetzung  der  Sheriffämter 
die  Auswahl  der  Geschwornen  in  einer  Weise  präpariert,  dafs  vor  ihnen 
nun  beliebige  Anklagen  wegen  Hochverrat,  Schmähschrift  (libel),  Auf- 
ruhr durchgedrückt  und  beliebige  Geldstrafen  von  teilweise  enormer 
Höhe,  Prügelstrafe,  Hinrichtung  erzielt  werden  konnten.  Die  unvoll- 
kommene Fassung  der  alten  Gesetze  oder  deren  gänzlicher  Mangel  er- 
leichterten  dies.    Das  Parlament  suchte  sich  durch  die  ^Habeas  Corpus- 

1)  Hasbach,  Die  englischen  Landarbeiter.  1894.  S.  8.  84. 

2)  Verbot  der  Wollausfuhr  (1660)  im  Interesse  der  heimischen  Wollindustrie. 
Anderseits  Prohibitivzoll  auf  billiges  ausländisches  Getreide  (1675),  Erleichterung 
des  Komhandels  im  Land  (1668). 

3)  Und  zwar  geschah  dies,  ohne  dafs  die  Regierung  entschädigt  wurde.  Durch 
ein  Malzsteuergeeetz  wälzte  das  Parlament  die  Ersatzpflicht  auf  die  Gewerbe  ab. 

4)  Seit  1665  werden  kurz  nach  einander  dreimal  das  Lordkanzleramt,  dreimal  das 
Oberrichteramt,  6  Richterstellen  neu  besetzt  Um  die  Sheriffs,  besonders  in  London, 
in  Abhängigkeit  und  damit  die  Aufstellung  der  Geschworenenliste  in  die  Hand  der 
Regierung  zu  bringen,  wurde  mit  Kassierung  der  Stadtverfassungen  (S.  780)  und  einer 
weitausgeholten  Intrigue  der  korrupten  Oberrichter  gearbeitet  (Gneist,  S.  608. 
Anm.  2.  604.  Anm.  2a.)  Später  nach  Jakobs  U.  Sturz  waren  alle  10  Richter  des 
Reichsgerichts  anrüchig,  sie  wurden  alle  entlassen. 
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akte**  (1679)  zu  sichern.  Die  Akte  gab  dem  unrechtmäfsig  Verhafteten  die 
Beschwerde,  durch  die  der  verhaftende  Beamte  genötigt  wurde,  dem 
Reichsgericht  die  Person  des  Verhafteten  zur  Nachprüfung  des  Haft- 
grundes vorzuführen. ^)  Aber  das  Mittel  war  schwächlich.  Es  konnte  nicht 
abwenden,  dafs  unmittelbar  darauf  der  Despotismus  durch  die  Waffe 
der  Rechtspflege  seinen  Höhepunkt  erreichte,  und  dafs  der  König  seinen 
Sieg  über  die  Landpartei  der  Ausschlief ser  (S.  727)  durch  eine  Reihe 
von  Hinrichtungen  angeblicher  Hochverräter,  besonders  von  Lord  Russell 
und  von  Algernon  Sidney  (S.  727.  Anm.  2),  (1683)  besiegelte. 

Trotz  aller  Konflikte  schlofs  die  Regierung  Karls  IL  mit  einer  Bilanz 
zwischen  den  monarchischen  und  den  parlamentarischen  Rechten  ab,  die 
den  Status  quo  des  altenglischen  Verfassungslebens  unverändert  liefs. 
Ein  besonnener  Fürst,  zugleich  willensstark  und  verfassungstreu,  mochte 
noch  immer  in  die  alten  Bahnen  einer  populären  Politik  zurücklenken. 
Aber  der  Nachfolger,  Jakob  IL,  vernichtete  diese  Möglichkeit  auf  immer. 
Er  übernahm  (1685)  die  Regierung  in  der  festen  und  mit  dem  ganzen 
Starrsinn  seines  Vaters  festgehaltenen  Absicht,  nicht  nur  die  Franzosen- 
freundschaft und  die  königliche  Autokratie  seiner  Vorgänger  fortzusetzen, 
sondern  beide  durch  ein  neues  Mittel  zu  verwirklichen,  in  dem  ihm  selbst 
die  bezahlten  Anhänger  der  Krone  nicht  folgen  konnten,  durch  das 
der  Katholisierung  Englands.  Indem  er  sich  unter  dem  Einflufs  jesui- 
tischer Beichtväter  die  Politik  der  katholischen  Festlandshöfe  zu  eigen 
machte,  die  nur  mit  Hilfe  der  unbedingten  geistlichen  Autorität  der 
römischen  Kirche  die  Gemüter  des  Volkes  auch  auf  die  Hingabe  an  die 
unbedingte  Staatsautorität  zu  stimmen  strebten,  sah  er  sich  veranlafst, 
gerade  der  anglikanischen  Kirche  den  Krieg  zu  erklären,  die  von  den 
Tudors  zur  stärksten  Stütze  der  königlichen  Gewalt  gebildet  worden  war, 
und  die  den  Stuarts  überhaupt  erst  zur  Restauration  verholfen  hatte, 
und  so  eng  war  im  Lauf  der  letzten  hundert  Jahre  diese  Kirche  mit 
Parlament,  Grafschaftsverwaltung,  Stadtverwaltung,  Ämtersystem  und  Heer 
verwachsen,  dafs  der  König,  als  er  anfing,  sie  zu  bekämpfen,  von  Ver- 
fassungsbruch zu  Verfassungsbruch  gedrängt  wurde.  Binnen  kurzem 
verscherzte  er  die  Popularität  der  Monarchie,  die  ihr  Karl  IL  dank  seiner 
Kunst,  die  Gegensätze  zu  vertuschen,  hinterlassen  hatte.  Zu  Anfang  ge- 
wann er  aus  dem  Aufstand  des  Prätendenten  Monmouth  noch  eine  Parla- 
mentsbewilligung  zur  Erhöhung  des  stehenden  Heeres  auf  20  000  Mann 
und  damit  eine  legale  Steigerung  der  monarchischen  Macht.     Aber  die 

1)  Die  Beschwerde  erzielt  eine  Anweisung  (writ)  eines  (auch  eines  einzelnen) 
Mitglieds  der  Obergerichte  an  den  Unterrichter  des  Inhalts:  „habeas  corpusimpri  Bo- 
na ti  ad  subjiciendun,  quid  curia  decreverit  (Vergl.  Motive  zum  Entwurf  der 
deutschen  Strafprozefsordnung,  Beilage  5,  Drucksachen  des  Reichstags.  1873.  S.  284: 
LiEFMAifK,  Zeitschrift  für  Straf  rech  tswissenschaft,  6.  480.) 
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Art,  wie  er  die  ;,  schwarze  Garde*'  unter  katholische  Offiziere  stellte,  seine 
höchsten  Beamten  durch  katholische  Minister  und  Geheimräte  ersetzte, 
von  neuem  eine  oberste  Kirchenbehörde  mit  unbeschränkten  Vollmachten 
schuf  (1686),  den  Universitäten  katholische  Rektoren  aufzwang  (1687), 
wie  er  alle  diese  Akte,  durch  die  er  in  Wahrheit  die  bestehenden  Eirchen- 
gesetze  aulser  Kraft  setzte,  durch  abhängige  Richter  als  Ausflüsse  des 
königlichen  „Dispensationsrechtes^  nach  Analogie  des  Begnadigungs- 
rechtes rechtfertigen  liefs,  —  wie  er  endlich,  um  die  gesetzliche  Ab- 
schaffung der  Testakte  durch  das  Parlament  zu  erreichen,  alle  Gewalt- 
mittel anwendete,  um  ein  gefügiges  Ober-  und  Unterhaus  zusammenzu- 
treiben, und  die  Bischöfe,  die  sich  weigerten,  ihn  hierbei  zu  unterstützen, 
vor  einem  ebenfalls  bearbeiteten  Geschwornengericht  —  erfolglos  —  zur 
Verantwortung  zog,  —  alle  diese  Übergriffe  verwandelten  binnen  drei 
kurzen  Jahren  die  hadernden  Parteien  in  eine  einzige  geschlossene 
Nation,  die  in  der  Gegnerschaft  gegen  ihn  eins  war.O  Das  Vorgehen 
Ludwigs  XIV.,  der  im  gleichen  Augenblick  das  Edikt  von  Nantes  auf- 
gehoben hatte  und  zum  letzten  Schlag  gegen  Deutschland  und  Holland 
ausholte  (S.  607),  erhellte  das  Bedrohliche  der  Lage.  Als  aufserdem  die 
Geburt  eines  männlichen  Kronerben  dem  System  Jakobs  II.  die  Zukunft 
eröffnete  und  die  Thronfolgeaussicht  der  Prinzessin  Maria  vernichtete,  ward 
rasches  Vorgehen  unvermeidlich.  Das  innere  Interesse  Englands  griff 
mit  der  auswärtigen  Politik  Wilhelms  von  Oranien,  der  den  Widerstand 
Europas  gegen  Frankreich  organisierte,  mit  der  Genauigkeit  der  Räder 
eines  Uhrwerks  ineinander. 

Dem  elementaren  Ausbruch  der  neuen  Revolution,  vor  die  sich  das 
englische  Volk  wider  alles  Erwarten  gestellt  sah,  entsprach  der  Verlauf. 
Zehn  Tage  nach  der  Geburt  des  Prinzen  von  Wales  erging  seitens  der 
vereinigten  Führer  aller  grofsen  Parteien  die  Einladung  an  den  Oranier, 
mit  einem  Heer  in  England   zu  erscheinen  (30.  Juni  1688).^)     Sofort, 


1)  Entscheidend  ist  die  Indulgenzerklärung  von  1687.  Um  die  Kräfte  der 
Protestanten  zu  teilen,  hebt  sie  die  Strafgesetze,  soweit  sie  gegen  die  Katholiken, 
wie  gegen  die  nonkonformistischen  Protestanten  gerichtet  sind,  auf,  zugleich  alle 
Gesetze,  die  die  Fähigkeit  zu  Kirchen-  oder  Staatsämtem  von  der  Zugehörigkeit 
zur  Staatskirche  abhängig  machen.  In  der  Einsicht,  dafs  die  parlamentarische  Zu- 
stimmung auf  die  Dauer  nicht  entbehrlich  sei,  schreibt  Jakob  Neuwahlen  zum 
Parlament  aus  und  weist  die  Lordleutnants  der  Grafschaften  an,  für  die  aus- 
schliefsliche  Wahl  von  antistaatskirchlichen  Kandidaten  zu  sorgen.  Auf  ihre  Weige- 
rung erfolgt  die  Absetzung  von  10  Lordleutnants  und  die  Vertagung  der 
Wahlen.  Der  König  versucht  nun  die  öffentliche  Meinung  durch  die  Kirche  zu 
bearbeiten  und  weist  die  Geistlichen  an,  die  Indulgenzerklärung  auf  den  Kanzeln 
vorzulesen.  Auf  einen  Protest  der  Bischöfe  werden  sieben  davon  wegen  „Libel" 
angeklagt,  aber  trotz  der  Beeinflussung  von  Richtern  und  Geschworenen  unter  dem 
Druck  der  öffentlichen  Entifistung  freigesprochen  (vergl.  über  den  Prozess  u.  §  88.  IV). 

2)  Am  20.  Juni  wurde  Jakob  III.  geboren;  am  29.  Juni  wurden,  als  die  Ge- 
sandtschaft schon  unterwegs  war,  die  Bischöfe  freigesprochen.    Erst  an  diesen  Vor- 
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nachdem  sich  entschieden,  dals  Ludwig  XIV.  seine  Armeen  in  unver- 
zeihlichem Fehler  nicht  gegen  Holland,  sondern  am  Mittelrhein  vorrücken 
liefe,  brachen  Wilhelm  und  Maria  auf  und  landeten  am  5.  November  unter 
dem  allgemeinen  Zulauf  der  Milizen ;  da  die  Flotte  unthätig  blieb,  da  seine 
Garden  wankten,  floh  Jakob  ohne  Kampf.  In  Ermangelung  eines  ver- 
fassungsmäfsig  berufenen  Parlamentes  konstituierten  sich  die  Unterhaus- 
mitglieder der  Regierung  Karls  IL  mit  den  Londoner  Gemeinderäten 
zu  einer  Körperschaft,  die  gemeinsam  mit  dem  Oberhaus  den  Prinzen 
ersuchten,  die  Wahlen  der  Städte  und  Grafschaften  zu  einer  provisorischen 
„Konvention"  auszuschreiben.  Im  Januar  1689  trat  die  letztere  zusammen. 
Nach  langem  Paktieren  zwischen  den  whigistischen  Gemeinen  und  den 
überwiegend  toryistischen  Lords  einigte  man  sich,  Jakobs  Flucht  für 
einen  Verzicht  auf  den  Thron  zu  erklären  (S.  735.  Anm.  1)  und  die  beiden 
fürstlichen  Gatten  als  Könige  anzuerkennen,  in  der  Weise,  dafs  Wilhelm 
allein  die  fiegierungsgewalt  ausübe.  Am  13.  Februar  bot  die  Deputation  der 
Häuser  Wilhelm  und  Maria  die  Krone  an,  —  sie  verlas  zugleich  die  „de- 
claration  of  rights",  die,  von  dem  Hauptverteidiger  der  sieben  Bischöfe 
(S.  733),  John  Somers,  entworfen,  die  Mifsbräuche  des  Stuart  und  die  Rechte 
der  Nation  aufzählte.  Wilhelm  sprach  die  Annahme  der  Krone  aus  und 
bestätigte  die  Deklaration.  Dann  verwandelte  sich  die  Konvention  in 
das  Parlament  des  neuen  Königs,  die  Deklaration  der  Rechte  wurde 
zur  ,,Bill  der  Rechte". 

Es  war  der  Schlufsakt  des  Kampfes  zwischen  Krone  und  Ständen, 
was  sich  hier  vollzog.  Es  konnte  scheinen,  als  sei  mit  ihm  erst  die  alt- 
englische Verfassung  Eduards  I.  in  ihrer  Reinheit  hergestellt,  die  kon- 
stitutionelle, durch  Gesetz  und  Parlamentskontrolle  beschränkte  Monarchie. 
England  mochte  als  erster  monarchischer  Verfassungsstaat  Europas  gelten, 
die  „declaration"  als  erste  Verfassungsurkunde.  Man  redete  laut  und  viel 
von  der  „Freiheit  des  Volkes"  und  der  „Freiheit  der  Religion'',  also  — 
im  strengen  Sinne  —  von  den  Errungenschaften  des  Rechtsstaates  (oben 
I.  S.  188),  die  gewonnen  sein  sollten.  Die  grofsen  Staatsschriften  Lockes 
(1689/90;  I.  S.  63)  machten  diese  Auffassung  populär  und  rechtfertigten 
den  neuen  Zustand  vemunftgemäfs  mit  Hilfe  der  naturrechtlichen  Grund- 
begriffe, —  Sozialvertrag,  natürliche  Freiheit  des  Individuums,  Teilung 
der  Gewalten  zwischen  der  exekutiven  Monarchie  und  dem  legislativen 
Parlament.  Aber  das  waren  Täuschungen,  die  nur  aus  der  augenblick- 
lichen Einmütigkeit  aller  nationalen  Gruppen  erklärlich  waren.  In  Wahr- 
heit hatte  man  die  Monarchie  nicht  gesetzlich  gemäfsigt,  sondern  ver- 
ni  ch  tet.  Und  was  die  Freiheit  der  einzelnen  anging,  so  besagte  es  genug, 
dafs  der  Hauptgrund,  der  die  Wut  Englands  gegen  seinen  König  ent- 
fesselt hatte,  dessen  Versuch  gewesen  war,  das  Monopol  der  staatlichen 

gang,  der  die  ünzuverlässigkeit  der  Truppen  zeigte,  schlofs  sich  der  weitere  Mifsgriff 
Jakobs,  irisch-katholische  Rekniten  heranzuziehen. 
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Zwangskirche  in  der  Ämterbesetzung  zu  brechen.  Mochte  sein  Motiv  heuch- 
lerisch sein,  das  änderte  daran  nichts,  daf  s  der  Kern  der  Bewegung  ein  Macht- 
kampf zwischen  König  und  Parlament  war.  Von  der  Niederlage  Karls  I. 
hatten  die  unteren  Klassen  und  ihr  Held  den  Vorteil  auf  Kosten  des  Parla- 
mentsadels gezogen.  Jetzt  lielssich  die  Gentry  den  Karopfpreis  nicht  wieder 
entwinden.  In  raschem  Handeln  nahm  sie  dem  König  das  Scepter  aus  der 
Hand,  um  gleichzeitig  jeden  Einfluls  der  unteren  Schichten  zu  brechen. 

§  88.    England  unter  dem  oligarcliischeiL  Absolutümufl  des 
18.  Jahrhunderts. 

Magaulat,  Geschichte  von  England,  Bd.  5 — 8  ;  Lecky  ,  Hist  of  Engl,  in  the 
18.  Century,  Bd.  1.  2.  1879;  Michael,  Geschichte  Englands  im  18.  Jahrhundert,  1.  Bd. 
1896;  Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte.  1882.  S.  628  und:  Selfgovemement, 
Kommunalverfassong,  Verwaltungsgerichte.  1871. 

I.  Der  monarchisch -oligarchische  Dualismus  unter 
Wilhelm  III.  und  die  Anfänge  der  parlamentarischen  Ka- 
binettsregierung. Die  populäre  Meinung  Englands  hat  von  jeher 
selbstgenügsam  die  „glorreiche  Revolution ''  des  Jahres  1689  gerühmt, 
weil  sie  unblutig,  ohne  Bruch  der  bürgerlichen  Ordnung,  unter  sorg- 
fältiger Beobachtung  aller  üblichen  Ceremonien  und  konstitutionellen  Präce- 
denzien  in  die  neuen  Verhältnisse  überleitete.  Nichtsdestoweniger  war 
die  staatsrechtliche  Umwälzung,  die  sie  vollzog,  nicht  weniger  bedeutend 
als  die  der  „grolsen  Rebellion"  im  Jahre  1649.  Ihre  Folgen  waren 
sogar  ernster,  insofern  sie  von  Dauer  wurden.  Sie  waren  nur  deswegen 
scheinbar  weniger  einschneidend,  weil  sie  sich  nicht  plötzlich,  sondern 
erst  allmählich  voll  verwirklichten. 

Schon  bei  der  Einsetzung  König  Wilhelms  trat  eine  grundsätzliche 
Verschiebung  des  bisherigen  Verhältnisses  zwischen  Parlament  und  Krone 
zu  Gunsten  des  ersteren  ein,  und  merkwürdiger  Weise  arbeitete  der  Ora- 
nier  selbst,  während  er  seinen  persönlichen  Einfluls  zu  stärken  strebte, 
an  der  Schwächung  des  monarchischen'Instituts  mit  Alle  vermittelnden 
Formen  konnten  zunächst  die  Thatsache  nicht  aus  der  Welt  schaffen, 
dals  eine  Repräsentation  der  herrschenden  Volksklassen  aus  eigner  Ini- 
tiative an  eine  Revision  der  Verfassung  herangetreten  war,  —  nicht 
ein  vom  König  berufenes,  sondern  ein  „Konventionsparlament".  In  der 
Art  aber,  wie  es  geschah,  hatte  sodann  das  Parlament  unumschränkt 
über  den  Thron  verfügt.  Es  hatte  nicht,  wie  die  Konservativen  wollten, 
das  Recht  an  die  Krone  einfach  kraft  der  gesetzlichen  Erbfolgeordnung 
auf  den  nächsten  Anwärter  nach  dem  abgedankten  Monarchen,  auf  Maria, 
weiterrücken  und  der  Königin  in  ihrem  Gemahl  einen  Regenten  zur 
Seite  treten  lassen,  sondern  es  hatte  auf  Wilhelms  eigenen  perem torischen 
Wunsch    beide  Gatten   als  Könige   anerkannt,  i)    Ein  Fürst   mit  einem 

1)  Ursprünglich  vertraten  nur  das  Unterhaus  und  die  Peers  der  Whigpartei 
die  Auffassung,  dafs  der  Thron  durch  fingierten  Verzicht,  mit  anderen  Worten  durch 


736  Zweiter  Teil.    Die  verschiedenen  Formen  der  Staatsbildung. 

ganz  schwachen  Schatten  von  Erbrecht  0  hatte  die  englische  Krone 
nicht  nur  faktisch,  sondern  rechtlich  zu  alleinigem  Besitz  erlangt, 
und  für  ihn  war  der  Wille  des  Parlaments  nicht  mehr  nur  wie  für 
die  Plantagenets,  ja  wie  selbst  für  den  Eroberer  (S.  419),  eine  Zustimmung 
und  Anerkennung  seiner  verfassungsmäfsigen  Anwartschaft,  sondern  der 
alleinige  und  ausschliefslicheTitel.  Der  Wechsel  des  Rechtsprinzips 
befestigte  sich  umsomehr^  als  sich  binnen  kurzem  die  Frage  wiederholte. 
Die  Kinderlosigkeit  der  Königin  Maria  und  ihrer  Schwester  Prinzessin  Anna 
nötigten  (1701)  zu  einer  Thronfolgeakte,  die  alle  „Papisten"  grundsätzlich 
von  dei"  Krone  ausschlofs,  und  wiederum  wurden  unter  Übergehung  zahl- 
reicher näherer  Anwärter  die  Kurfürstin  Sophie  von  Braunschweig-Lüne- 
burg,  die  Tochter  der  Winterkönigin  (S.  600),  und  ihr  Sohn,  Kurprinz 
Georg  von  Hannover,  kraft  parlamentarischer  Verleihungsgewalt  als  Erben 
anerkannt  2) 

Erlangte  das  Parlament  die  Sanktion  des  Prinzips,  dafs  der  König 
sein  Recht  jetzt  von  ihm  ableitete,  so  bestimmte  es  nunmehr  auch, Inhalt 
und  Umfang  der  königlichen  Rechte  im  Verhältnis  zu  denen  des  Parlaments. 

Die  bin  of  rights  erhob  den  Anspruch,  als  eine  Kodifikation  der 
staatsrechtlichen  Kardinalsätze  Englands  zu  gelten.  In  Wahrheit  zeigte 
sich  jedoch,  dafs  jene  auf  systematische  schriftliche  Verfassungsgesetz- 
gebung gerichtete  Volksströmung  der  ersten  Revolution  (o.  S.  723)  durch 
den  Ausgang  der  zweiten  völlig  erstickt  war.  Denn  das  jetzt  erlassene 
Gesetz  war  nur  eine  Festlegung  und  Sicherung  der  Rechte  des  Parla- 
mentsauf Kosten  der  Befugnisse  derKrone  (S.722).  Von  ihren  13  Artikeln 
sichert  der  letzte  die  regelmäfsige  Fortexistenz  des  Parlaments  selbst : 
es  soll  „häufig''  einberufen  werden;  dazu  die  freie  Wahl  zum  Parla- 
ment (Artikel  S)  und  die  freie  Rede  und  Debatte  im  Parlament  (Arti- 
kel 9).  Zwei  bestätigen  das  parlamentarische  Monopol  der  Gesetzgebung 
durch  Ausschluls  königlicher  Suspension  von  Gesetzen  (Artikel  1)  und 
königlicher  Dispensation  (S.  723) -von  Gesetzen  (Artikel  2).  Ein  Artikel  (4) 


Absetzung,  erledigt  sei.  Die  strengen  Torys  dagegen,  besonders  die  Bischöfe»  nahmen 
die  Fortdauer  der  Regierung  Jakobs  und  nur  das  Motiv  für  eine  Regentschaft 
als  vorhanden  an,  die  gemäfsigten  Tor3>^s  (Banby)  sahen  den  Thronfolgefall  als  ge- 
geben an,  aber  nur  zu  Gunsten  der  legalen  Thronerbin  Maria.  Erst  als  Wilhelm 
bestimmt  erklärte,  dafs  er  nicht  der  „Hofmarschall*^  seiner  Frau  sei  und,  wenn  er 
nicht  König  werde,  England  verlassen  würde,  wurde  der  Plan  der  Regentschaft  wie 
der  der  Prinzgemahlschaft  notgedrungen  fallen  gelassen.  So  ergab  sich  schon  hier 
der  für  die  ganze  Folgezeit  bedeutsame  entschiedene  Sieg  der  Whigs. 

1)  Em  gewisses  Mafs  direkten  Erbrechts  hatte  auch  Wilhelm  selbst  als  Sohn 
einer  Tochter  Karls  L,  der  Gemahlin  Wilhelms  IL  von  Oranien.  Entscheidend  war 
dieses  ebensowenig,  wie  später  das  noch  entferntere  des  hannoverischen  Hausos 
(vergl.  oben). 

2)  „Act  of  settlemenf*  von  1701.  Manche  wollen  wissen,  dafs  durch  diesen 
Beschlufs  über  100  wahlberechtigte  Personen  ausgeschlossen  worden  seien. 
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verbietet  dem  König,  Geld  ohne  Bewilligung  des  Parlaments  zu  erheben, 
verwehrt  ihm  also,  sich  in  der  Centralverwaltung  unabhängig  von  den 
Ständen  zu  machen.  *)  Zwei  weitere  entziehen  umgekehrt  dem  König 
die  Machtmittel,  um  das  Parlament  in  Abhängigkeit  von  sich  zu  bringen, 
das  Verbot  ein  stehendes  Heer  in  Friedenszeiten  zn  halten  und  zum 
Gegengewicht  die  Zusage  der  ständigen  Milizbewaffnung  des  Volks 
(Artikel  6  und  7).^)  Fast  in  allen  Punkten  betraf  also  der  neue  Pakt 
das  Verhältnis  der  beiden  obersten  Organe  des  Staats.  Die  andere 
Hauptfrage  des  Staatsrechts,  das  Verhältnis  des  Staats  zum  Volk,  zu 
dessen  Gliedern,  zu  den  Bürgern,  liefs  er  unberührt. »)  Die  Befugnisse 
und  Pflichten,  in  denen  sich  die  Einzelnen  gegenüber  der  monarchisch- 
parlamentarischen Regierung  und  Verwaltung  bewegen,  wurden  nur  in 
der  dürftigen  Zusage  des  Petitionsrechts  der  Unterthanen  an  den 
König  gestreift  und  aufserdem  lediglich  insofern  berücksichtigt,  als  die 
Rechtspflege  der  Geschworenengerichte  gegen  eine  Durchbrechung  mit 
Ausnahmebehörden,  wie  früher  mit  der  Stemkammer,  letzthin  mit  der 
grofsen  Kommission  (S.  733),  gesichert  ward  (Artikel  3). 

Aber  hiermit  nicht  genug.  Nach  dem  Gesagten  könnte  man  noch 
geneigt  sein,  die  Deklaration  als  Sanktion  und  Schutz  des  parlamenta- 
rischen Gesetzgebungs-  und  Kontrollrechts  aufzufassen,  denen 
gegenüber  der  feste  Stamm  der  monarchischen  Regierungsgewalt  still- 
schweigend als  fortexistent  vorausgesetzt  wurde.  Aber  nichts  weniger  als  dies 
war  die  Meinung.  Das  Parlament  hatte  thatsächlich  in  dem  Augenblick, 
wo  Jakob  Stuart  das  lecke  Schiff  seiner  Politik  freiwillig  im  Stich 
liefs,  die  mafsgebende  Willensentschliefsung  in  allen  inneren  Angelegen- 
heiten übernommen,  die  leitenden  Parteihäupter  hatten  aus  eigner  Initi- 
ative die  Funktionen  des  Staatsrats  ergriffen,  und  es  war  nur  die  natür- 
liche Folge,  dafs  die  führende  Klasse  ihren  Einflufs  nicht  ganz  wieder 
aus  den  Händen  gab.  Allerdings  wurde  nun  in  den  auswärtigen 
Angelegenheiten  Wilhelm  III.  mit  der  verhüllten  Leidenschaftlichkeit  seiner 
Natur  die  treibende  Kraft  Der  Eintritt  Englands  in  die  Wiener  Allianz  und 
in  den  Krieg  gegen  Ludwig  XIV.  (S.  607)  war  das  Werk  seines  Geistes. 


1)  Bezeichnend  die  Fassung  im  Artikel  4,  ^dafs  die  Erhebung  von  Geldern  für  die 
oder  zum  Gebrauch  der  Krone  auf  Grund  einer  angeblichen  Prärogative  ohne  Be- 
willigung des  Parlaments  für  längere  Zeit  oder  in  anderer  Weise,  als  solche  be- 
wiliigt  sind,  ungesetzlich  ist". 

2)  Artikel  6,  „•dtl»  das  Ausheben  oder  Halten  eines  steh  enden  Heeres  inner- 
halb des  Königreichs  in  Friedenszeiten,  es  sei  denn  mit  Zustimmung  des  Parlaments, 
gegen  das  Gesetz  ist*^.  Artikel  7,  „dafs  die  protestantischen  Unterthanen  Waffen 
besitzen  mögen  zu  ihrer  Verteidigung,  entsprechend  ihrem  Stande,  und  die  gesetz- 
lich erlaubt*^. 

3)  Im  übrigen  Hndet  sich  in  der  Deklaration  keine  Anerkennung  der  Prefsfrei- 
heit  (keine  Aufhebung  der  Censur),  der  Handelsfreiheit,  der  Bekenntnis-,  beziehent- 
lich Kultusfreiheit,  der  Freizügigkeit  u.  s.  w. 
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Aber  schon  diese  Wendung  der  englischen  Politik  vollzog  sich  nur  deswegen 
so  leicht,  weil  sie  längst  vorbereitet  und  bei  den  englischen  Politikern 
ohnehin  beschlossene  Sache,  ja  die  Mitursache  der  Revolution  gewesen 
war.  Im  inneren  Staatsleben  dagegen  sah  sich  selbst  eine  so  über- 
ragende Persönlichkeit  wie  der  Oranier  an  allen  Punkten  durch  den 
Eigenwillen  der  aristokratischen  Klubs  gehemmt  oder  geschoben,  und 
die  beiden  ersten  Gesetzgebungsakte,  die  das  neue  Parlament  nach  der 
Bill  of  rights  vornahm,  betrafen  eine  Fülle  neuer  Rechte,  die  es 
sich  selbst  beilegte. 

Am  entschiedensten  wurde  dem  Parlament  die  Finanz  Verwal- 
tung unterworfen.  In  den  ersten  Jahren  Wilhelms  liefs  man  das  bis- 
her immer  festgehaltene  System  der  periodischen  Pauschalsubsidienbe- 
willigungen  grundsätzlich  fallen.  Quoten  des  beweglichen  Vermögens 
wurden  überhaupt  nicht  mehr  ausgeschrieben.  Die  Grundsteuer  wurde 
(1695)  nach  einem  festen  Kataster  der  Grundstücksschätzung  auf  die 
Grafschaften  und  die  63  Städte  ein  für  allemal  umgelegt  und  nun  in 
der  Weise  erhoben,  dafs  jedes  Jahr  vom  Parlament  eine  „Land  tax  bill" 
angenommen  und  durch  sie  je  nach  Bedürfnis  einer  gröfseren  oder  ge- 
ringeren Grundsteuerquote  —  ein  bis  vier  Schilling  vom  Pfund  —  aus- 
geschrieben wurde.  4  So  bildete  die  Landtaxe  das  bewegliche  Komple- 
ment der  Zölle  und  der  Accise  auf  Verbrauchsgegenstände,  die  gesetz- 
lich fixiert  und  nach;  Mafsgabe  des  Gesetzes  ein  für  allemal  forterhoben 
wurden.  ^)  Bei  der  raschen  Zunahme,  die  der  inländische  und  auswär- 
tige Verkehr  und  die  Bevölkerung  seit  der  ersten  Revolution  (u.  S.  756) 
erfuhr,  stiegen  die  letzteren,  die  indirekten  Steuern,  entsprechend  rasch  in  ihrer 
Ertragfähigkeit  Sie  lieferten  den  festen  Grundstock  der  Staatseinnahmen, 
und  die  Aufgabe  des  Parlaments  wurde  es  nunmehr,  in  jedem  Jahre 
den  Mehrbedarf  und  darnach  die  Höhe  der  Landtaxe  zu  fixieren,  sowie 
den  verschiedenen  Ressorts  den  Ausgabenkredit  (S.  729)  anzuweisen.  Die 
Steuerbewilligung  der  alten  Zeit  war  damit  abschlielsend  in  eine  chro- 
nische Mitwirkung  des  Parlaments  bei  der  centralen  Finanzverwaltung 
verwandelt  Sie  äufserte  sich  in  der  Weise,  dafs  das  Parlament  jährlich 
den  Staatshaushalt,  Etat,  mit  den  Ministern  beriet,  worauf  den  Ministern 
selbst  nur  die  Ausführung  des  Plans  verblieb. 

1)  Macaulay,  History,  t.  6  Ch.  19.  Seit  1694  verband  sich  damit  eine  eben- 
falls permanent  eingeführte  Haus-  und  Fenstersteuer. 

2)  Die  Zolle,  von  jeher  als  „Pfund-  und  Tonnengeld''  der  eine  Hauptteil 
der  Staatseinnahmen  (S,  548.  708),  wurden  permanent  geregelt  von  9.  Anna  c.  6  (1710), 
1  Georg  L  c.  12  (1718),  3  Georg  I.  c.  7(1715).  Die  Accise  (vergl.  für  Deutschland 
S.  639.  696)  zum  erstenmal  aushilfsweise  während  des  langen  Parlaments  von  Pym, 
—  S.  722  —  für  Bier,  Apfelwein  und  Biiiimost  herangezogen,  wurde  während  der 
Restauration  und  im  französischen  Krieg  auf  Wein  und  andere  Spirituosen,  Tabak 
u.  s.  w.  ausgedehnt,  sodafs  der  Ertrag  von  600000  Pfund  unter  Karl  IL  am  Ende 
der  Regierung  Georgs  I.  auf  2V»  Millionen  gestiegen  war. 
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Für  sich  allein  betrachtet,  konnte  die  veränderte  finanzadministratiye 
Stellung  der  Häuser  als  eine  blofse  Steigerung  ihrer  schon  bisher  aner- 
kannten Rechte  gelten  ^),  mit  anderen  Worten  noch  immer  als  blolser 
Ausfluls  der  Kontrollgewalt,  der  Verwaltungsgerichtsfunktion  des  Par- 
laments (o.  S.  505).  Aber  tbatsächlich  verschmolz  sich  mit  der  Neue- 
rung eine  ganze  Reihe  anderer  Prinzipwechsel,  die  in  ihrer  Gesamtheit 
dem  Parlament  auch  im  übrigen  eine  unmittelbar  centralverwaltende 
Funktion  beilegten. 

Zugleich  mit  den  Staatsfinanzen  zog  das  Parlament  zunächst  die 
Wehrkraft  unter  seine  Verfügungsgewalt  Der  Ausblick  auf  eine  neue 
Eriegsperiode  machte  es  unvermeidlich,  neben  den  Milizen  auch  ein 
stehendes  Heer  von  mäfsigem  Umfang  beizubehalten  und  für  diese  Truppe 
geworbener  Soldaten  eine  konzentrierte  Disciplin  und  Kommandogewalt 
zu  schaffen,  um  aber  anderseits  zu  verhüten,  dafs  das  Soldheer  sich 
in  geschickten  Händen  zum  dauernden  und  abhängigen  Werkzeug  des 
Monarchen  oder  eines  Generals  auswachse,  wurde  es  von  einer  jährlichen 
Neubewilligung  des  Parlaments  abhängig  gemacht  Eine  jedes  Jahr  neu 
verabschiedete  „Meuterei-Bill^*  (mutiny  act)  wiederholte  von  1689  ab  den 
Ausspruch  (S.  737  A.  2),  dafs  das  stehende  Heer  „verfassungswidrig^  und 
nur  zur  Erhaltung  des  europäischen  Gleichgewichts  „angemessen^  sei,  dafs 
die  Kosten  nur  aus  den  jährlich  bewilligten  beweglichen  Einnahmen  be- 
stritten, endlich  lind  vor  allem  dafs  die  Kommando-  und  Disciplinargewalt 
nur  als  widerrufliches  Mandat  jährlich  der  Krone  zu  erteilen  sei  und 
die  Offizierstellen  gegen  Kaufsummen  den  herrschenden  Familien  zu 
überlassen  seien/0  Alles  in  allem  bedeutete  die  Neuerung  nichts  andres, 
als  dafs  die  Centralverwaltung  des  Militärdepartements 
an  das  Parlament  überging,  denn  es  liegt  auf  der  Hand,  dafs  mit 
dem  Augenblick,  wo  die  Militärbills  sich  nach  festem  Plan  in  jedem 
Jahr  wiederholten,  sie  aufhörten,  Gesetzesakte,  Aufstellung  allgemein 
verbindlicher  Normen  zu  sein  und  zu  Ver  wal  tungs  akten  herabsanken.  3) 
In  der  That  war  der  Schritt  um  so  folgerichtiger,  als  die  Leitung  der 
Miliz  ohnehin  bereits  fest  in  der  Hand  des  Parlaments  lag;  hierfür  sorgte 


1)  Es  mufs  vor  allem  mit  Rücksicht  auf  spätere  Verhältnisse  der  Festlandstaaten 
(Frankreichs  seit  1814,  der  deutschen  Territorien  seit  1818)  vorsorglich  bemerkt 
werden,  dafs  die  Ausgestaltung  des  parlamentischen  Budgetrechts  an  sich  keinen 
grundsätzlichen  Bruch  mit  dem  monarchischen  Regierungsprinzip  zu  enthalten  braucht. 

2)  Die  „Mutiny  Bill**  von  1689  ist  stat.  2.  Will,  et  Mar.  c.  5,  sess.  2.  Bei  Versagung 
des  Mandats  hat  die  Armee  von  Rechtswegen  als  aufgelost  zu  gelten.  —  In  der 
That  wurde  sofort  nach  dem  Frieden  von  Ryswijk  (1698)  die  Verminderung  des 
Heers  auf  14000  Mann  verlangt;  man  forderte  sogar  die  Entlassung  des  Restes 
(vergl.  u.  S.  742).  Zwei  Jahre  darauf  (1700)  wurde  das  Heer  auf  7000  Mann  herab- 
gesetzt, die  Marine  von  40  000  auf  8000  Matrosen.  Erst  beim  neuen  Vorgehen  Lud- 
wigs XIV.  wurde  das  Heer  (1701)  auf  10000,  dann  (1702)  auf  40000  Mann  gebracht. 

3)  Vergl.  unten  S.  740. 
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die  Solidarität  der  Lordleutnantsstellnng  (u.  S.  751)  mit  der  Mitgliedschaft 
im  Oberhaus  ganz  von  selbst,  und  das  gleichzeitig  geschaffene  System 
der  Besetzung  der  unteren  Militärämter  durch  Kauf  (u.  S.  752)  wirkte 
im  Sinn  einer  gleichen  Verknüpfung  aller  Offizierstellen  mit  der  Klasse, 
die  das  Unterhaus  bildete. 

Ein  Übergang  der  auswärtigen  Verwaltung  an  das  Parlament 
war  in  der  genannten  Neuerung  schon  enthalten.  Wenn  die  beiden 
Häuser  ohne  Unterbrechung  Existenz,  Umfang  und  Aufwand  der  Armee 
und  Flotte  nach  ihrem  Willen  bestimmten,  so  war  auch  jeder  Krieg, 
nicht  nur  dessen  Einleitung,  sondern  auch  die  Fortführung  und  der  Umfang, 
in  dem  er  fortgeführt  werden  sollte,  ebenso  jedes  andere  auswärtige 
Unternehmen,  vor  allem  jede  Kolonisation  von  der  jeweiligen  Ansicht 
des  Parlaments,  also  von  seinen  wechselnden  Majoritäten  abhängig,  und 
selbst  ein  Monarch  mit  einem  so  individuellen  Programm  der  auswärtigen 
Politik,  wie  Wilhelm  III.,  wurde  notgedrungen  auf  die  Rolle  eines  lebens- 
länglichen, aber  im  Grunde  abhängigen  Kriegs-  und  Auslandministers  des 
Parlaments  zurückgedrängt  Femer  mufste  bei  der  Richtung,  die  Englands 
auswärtige  Politik  seit  Cromwell  genommen,  auch  der  mit  Krieg  und  Kolo* 
nisation  eng  verbundene  Handel  an  die  Entschlief sung  der  Körperschaft 
erwachsen,  und  in  der  That  wurde  mit  der  Bill  des  indischen  Handels 
(1694),  die  der  Ostindischen  Kompagnie  das  Monopol  des  alleinigen  Ver- 
kehrs mit  Ostindien  entzog  und  den  Handel  freigab,  der  Anfang  gemacht, 
dem  König  auch  ein  eigenes  Eingreifen  in  das  kommerzielle  Gebiet  zu 
verlegen.  *)  Wie  hier,  so  wurde  aber  auch  auf  dem  Gebiete  der  Sicher- 
heitspolizei, des  Gewerbe-  und  Arbeiterwesens,  des  Strafsenbaues, 
der  Armenpflege  in  der  Folgezeit  eine  immer  wachsende  Zahl  von 
einzelnen  Verwaltungsfragen  vor  das  Parlament  gezogen.  Obwohl 
sämtlich  in  die  Form  der  „BilP,  des  Gesetzes,  gekleidet,  traten  diese 
Mafsregeln  doch  aus  dem  Rahmen  allgemeiner  gesetzlicher  Vorschriften 
zum  grofsen  Teile  heraus.  Sie  stellten  sich  in  Form  von  Ausnahmen 
und  Ergänzungen  allgemeiner  Regeln  als  reine  V er wal tun gsakte  dar 
und  führten  allmählich  zu  einem  Zustand ,  in  welchem  sich  die  Grenze 
zwischen  Gesetzgebung  und  Verwaltungsexekutive  ebenso  verflüchtigte  wie 
in  den  Akten  der  attischen  Volksversammlung  (S.  1 50).  Die  Rechtslage,  welche 
im  13.  Jahrhundert  von  den  Oxforder  Provisionen  (S.  496)  ohne  Erfolg  ge- 
fordert worden,  verwirklichte  sich  nunmehr.  Wie  bisher  nur  über  Gesetze, 
so  machte  sich  der  König  jetzt  auch  über  administrative  Mafsregeln  mit  dem 
Parlament  als  seinem  grofsen  Rate,  als  „King  in  Parliament^,  schlüssig,  in 
derselben  Weise,  wie  er  sonst  mit  seinem  Geheimen  Rate  oder  seinem  Mi- 
nisterialkabinett,  als  „King  in  Council^,  Entschlüsse  fafste.  Da  aber  bei  der 


1)  Vergl.   über  den  Hergang  Macaitlat,  Bd.  7.  Kap.  20.    ThatBächlich  wurde 
die  privilegierte  Stellung  der  Kompagnie  damals  noch  nicht  gebrochen. 
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chronischen  Thätigkeit  des  Parlaments  auch  die  Initiative  immer  häufiger 
vondiesem,  sei  es  spontan,  sei  es  ausAnlafs  von  Petitionen,  ausging,  so  wurde 
die  königliche  Person  mehr  und  mehr  zur  Nebenperson,  die  gegenüber  den 
parlamentarischen  Gesetzesabschieden  wohl  hemmen,  Verwaltungs Verfü- 
gungen aber  nicht  mehr  stark  beeinflussen  konnte.  Das  bisherige  Einfluls  Ver- 
hältnis drehte  sich  um.  Hatte  bisher  der  König  den  Petitionen  des 
Parlaments  (S.  503.  516)  seine  Zustimmung  (assent)  frei  erteilt  oder  ver- 
sagt, so  wurde  diese  jetzt  zur  Pflicht.  Mindestens  blieb  nur  einßechtdes 
Widerspruchs,  ein  ^Veto",  übrig,  und  es  verstand  sich  von  selbst,  dafs 
ein  Widerspruch,  der  in  der  Zeit  Heinrichs  VII.  aufrechtzuerhalten  ge- 
wesen war,  wo  der  König  die  gesamte  Verwaltungsthätigkeit  in  seiner 
Hand  gehalten  hatte,  gänzlich  aussichtslos  wurde  in  einer  Zeit,  wo  das 
Haupt  des  Staats  sich  über  hunderte  von  Einzelfragen  fortwährend  mit 
den  Ständen  in  Fühlung  setzen  mufste  und  die  Gefahr  der  Beibungen 
nie  abrils.  Eine  quantitative  Zunahme  der  Thätigkeitsgebiete  des 
Parlaments  bedeutete  demnach^  so  wie  das  Verhältnis  der  obersten  Or- 
gane nun  einmal  ist,  eine  qualitative  Veränderung  seiner  Funktion,  i) 
Diese  tiefeinschneidenden  Veränderungen  zogen  mit  unabweisbarer 
Logik  eine  weitere  nach  sich,  die  prinzipielle  Umgestaltung  der  obersten 
Staatsämter.  Wilhelm  hatte  zunächst  den  geheimen  Staatsrat  nach  den 
gleichen  Grundsätzen  übernommen,  nach  denen  er  bisher  zusammenge- 
setzt und  in  Funktion  gewesen  war.  Er  hatte  nur  nach  Mafsgabe  seiner 
persönlichen  Neigung  und  Erwägung  Whigs  und  Torys  aller  Schattie- 
rungen mit  den  wichtigsten  Ämtern  betraut  oder  sonst  in  den  Staatsrat 
beigezogen  2),  nur  dafs  er  die  finanztechnische  und  die  juristische  Central- 
stelle,  Schatzamt  und  Kanzleramt,  indem  er  sie  koUegialisch  gestaltete, 
sofort  einen  Schritt  weiter  auf  dem  Wege  zum  Fachministerium  führte. 
Aber  der  alte  Zustand  erwies  sich  je  länger  je  mehr  als  unhaltbar,  ja 
er  drohte  geradezu  die  Staatsmaschine  zum  Stocken  zu  bringen.  Es  ge- 
nügte jetzt  nicht  mehr  wie  früher,  dafs  der  einzelne  Minister  sich  mit 
dem  König  über  die  Leitgedanken  und  Hauptakte  seines  Ressorts  ver- 
ständigte ;  der  Minister  brauchte  vielmehr  in  allen  wesentiichen  Fragen  des 
Militärs,  der  Finanzen  und  der  Ämterbesetzung  innerhalb  ganz  kurzer  Zeit- 

1)  Die  Zwangslage  des  Konifi:8  zeigt  sich  bereits  an  dem  Verlauf  der  „Drei- 
jahrsbill**  von  1692,  die  die  periodische  Auflösung  und  Wiederwahl  des  Unterhauses 
gesetzlich  festlegte.  Wilhelm  III.  versagte  seine  Sanktion,  da  er  die  Macht  des 
Oberhauses  nicht  noch  mehr  steigern  wollte.  Im  Jahre  1694  sah  er  sich  aber  ge- 
zwungen, mit  Rücksicht  auf  andere  Fragen  das  Gesetz  anzunehmen  (vergl.  u.  S.  743). 

2)  Er  übertrug  dem  strengen  Hochkirchler  Nottingham  das  eine  Staatssekretariat, 
dem  Whig  Shrewsbury  das  andere,  die  Lordprasidentschaf t  an  den  gemäfsigten  Tory 
Danby,  das  Geheimsiegel  an  das  Haupt  der  Vermittlungspartei  Halifax,  den  Vorsitz 
des  Schatzamts  an  den  radikalen  Whig  Mordaunt,  die  Admiralität  an  Herbert,  wäh- 
rend die  Führung  des  Lordkanzleramts  dem  .indifferenten  Juristen  Maynard  über- 
geben wurde  und  Wilhelm  sich  die  auswärtigen  Angelegenheiten  selbst  vorbehielt 
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räume  das  Einverständnis  mit  dem  Parlament,  und  doch  machten  dessen 
innere  Verhältnisse  es  zu  solchem  fortlaufenden  Austausch  mit  den  Vor- 
ständen der  Departements  immer  weniger  geeignet  Unmittelbar  nachdem 
Torys  und  Whigs  (S.  727)  die  Revolution  gemeinsam  vollbracht,  waren  die 
grolsen  Parteien  im  Kampf  um  die  alten  Gegensätze  mit  einem  Hais  auf 
einander  losgestürzt,  wie  kaum  je  zuvor,  und  die  Verhandlungen  lösten  sich 
in  eine  Kette  von  Überlistungen,  Chikanen,  religiösen  und  politischen  Ver- 
hetzungen und  Verfolgungen  auf  O?  während  sich  hinter  den  Coulissen 
die  schamloseste  Ämterjagd  und  Bestechung  zum  System  zu  entwickeln 
begann.  Das  Parteileben  nahm  den  widerwärtigen  Charakter  an,  der 
seit  damals  den  Begriff  der  parlamentarischen  Partei  so  häufig  dis- 
kreditiert hat.'^)  Diese  Zeit  war  es,  die  Jonathan  Swift,  den  Augenzeugen, 
zu  den  satirischen  Schilderungen  seines  „GuUiver^^  inspirierte,  zu  den 
Zerrbildern  seiner  intriguanten  Zwergenmonarchie  und  zum  Idealbild  des 
edeln  und  aufgeklärten  Pferdestaats,  durch  das  er  Hobbes*  Lehre  von 
der  tierischen  Wildheit  des  vorstaatlichen  Naturstandes  so  bitter  als 
möglich  verhöhnte.  3)  Zwischen  den  Gegensätzen  wurden  die  Minister 
hin-  und  hergerissen,  abwechselnd  von  den  Parteien  ausgenutzt,  bedrängt, 
verfolgt,  womöglich  sich  untereinander  befehdend,  und  Wilhelm  wurde 
in  dem  glühenden  Drang,  vor  allem  den  europäischen  Krieg  mit  That- 
kraft  fortzusetzen,  fast  zur  Verzweiflung  gebracht.  In  solcher  Lage  riet 
ihm  der  jakobitische  Renegat  Sunderland  das  Auskunftsmittel,  dessen 
Tragweite  er  selbst  schwerlich  ahnte,  seine  Grofsämter  nur  mit  Männern 
der  gleichen  Parteirichtung,  und  zwar  der  im  Parlament  momentan 
vorherrschenden,  zu  besetzen.  Wilhelm  griff  naturgeraäfs  auf  die  Whigs 
als  die  Partei  des  Krieges  und  der  protestantischen  Thronfolge  zur  Zeit 
auch  die  von  den  fähigsten  Politikern  geleitete  Partei^),  und  1693/4  bildete 
sich  allmählich  das   erste  Ministerium  im    neuen  Sinne,    eine   ge- 


lt Dafs  dies  nicht  übertrieben  ist,  mag  man  sich  aus  den  in  dieser  Hinsicht 
vortrefflichen  Schilderungen  Macaula ys  (Kapitel  13 — 15)  überzeugen.  Die  wildesten 
Kämpfe  drehen  sich  um  Vorlagen,  die  von  der  einen  oder  der  anderen  Pajtei,  be- 
sonders von  der  der  Whigs,  als  reiner  Racheakt  gegen  möglichst  viele  Mitglieder 
der  Gegenpartei  gedacht  sind,  —  vor  allem  um  die  konfessionelle  Duldungsfrage  (S.760), 
—  um  die  Indemnitätsbill  (Weigerung  der  Whigs,  die  an  Rechtsbrüchen  der  stuartischen 
Zeit  beteiligten  Torys  zu  amnestieren),  —  um  die  Korporationsbill  von  1690  (An- 
trag der  Whigs,  alle  von  stadtischen  Ämtern  auszuschliefsen,  die  sich  1688  an  der 
Aufhebung  des  Selbstverwaltungsrechts,  o.  S.  780. 733,  beteiligt  hatten. 

2)  Vergl.  o.  1.  S.  244. 

3)  Dafs  Swift  als  Politiker  angesehen  wei-den  mufs,  hat  schon  Scott  in  seinem 
biographischen  Essay  betont.  Veigl.  Hettnfr,  Englische  Litteraturgeschichte  'im 
18.  Jahrhundert,  S.  317.    S.  auch  Michael  a.  a.  0.  S.  257. 

4)  Es  war  dies  die  unter  dem  Namen  der  „Junta"  bekannte  Gruppe,  insbe- 
sondere der  diplomatisch  gewandte  Russell,  der  juristisch  autoritäre  Somers  (o.  S.  734) 
und  der  Finanzpolitiker  Montagu.    (Vergl.  Macaülay,  Bd.  7.  Kap.  20). 
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schlossene  Körperschaft  von  Staatsmännern,  in  der  beide  Staatssekretäre, 
Chef  der  Admiralität,  Grolssiegelbewahrer  und  Schatzkanzler  nach  ge- 
meinsamem Plan  und  in  wechselseitiger  Unterstützung  mit  ihrer  Unter- 
hauspartei in  allen  Zweigen  zusammenarbeiteten.  Die  grölsere  Stetigkeit 
der  Politik,  die  sich  bald  bemerkbar  machte,  fand  im  Wachstum  des 
monarchistischen  Einflusses  bei  den  nächsten  Parlamentswahlen  ihre  An- 
erkennung im  Volke.  Die  prinzipielle  Bedeutung  aber,  die  dem  Methoden- 
wechsel im  Verhältnis  zwischen  König  und  Parlament  zukam,  wurde 
darin  deutlich  ausgedrückt,  dafs  Wilhelm  nunmehr  auch  der  „Dreijahrs- 
bill^  zustimmte,  nach  der  das  Unterhaus  in  regelmäfsigen  Perioden  von 
drei  Jahren  durch  neue  Wahlen  neu  zusammengesetzt  werden  sollte. 
Das  Ende  des  ,,Staatsrats^  und  gar  seines  engsten,  höchstpersönlichen 
Geheimausschusses,  des  „Kabinetts^  im  bisherigen  Sinne,  war  damit  be- 
siegelt; für  die  blolsen  Hofbeamten  und  Günstlinge  war  kein  Platz  mehr 
in  der  Staatsleitung.  An  seine  Stelle  traten  die,  die  bisher  nur  einige 
von  yielen  Staatsratmitgliedem  gewesen  waren,  als  die  alleinigen  und 
ausschliefslichen  Organe  der  Centralverwaltung,  nämlich  die 
Inhaber  der  grofsen Staatsämter,  die  Minister  oder  das  Kabinett 
im  modernen  Sinne.  Aber  sie  erlangten  diese  Monopolstellung  auf  Kosten 
der  bisher  dirigierenden  Stellung  der  Krone.  Sie  stellten  nur  den  Ex  e- 
kutivausschufs  des  regierenden  Parlaments  dar,  berufen,  alle 
Angelegenheiten  der  verschiedenen  „Verwaltungsressorts"  an  der  Central- 
stelle  zu  erledigen,  die  das  Parlament  nicht  selbst  in  corpore  erledigen  konnte, 
aber  anderseits  auch  nur  solange  dazu  berufen,  als  siein  den  wesentlichen 
politischen  Fragen  des  Vertrauens  der  Unterhausmehrheit  sicher 
waren.  Formell  wurden  sie  zwar  noch  immer  vom  König  ernannt  und 
entlassen.  Aber  der  König  hatte  selbst,  ohne  es  zu  wissen,  den  ent- 
scheidenden Schritt  gethan,  sich  in  der  Frage  des  Ob  und  Wenn  eines 
Ministerwechsels  der  eigenen  Entschliefsung  zu  begeben  und  sich  auf 
die  Rolle  eines  blofsen  Regulators  der  parlamentarischen  Parteigruppen 
zurückzuziehen.  Er  hörte  auf,  regierender  König,  Monarch,  zusein. 
Allerdings  gelangte  das  neue  Prinzip  keineswegs  sofort  mit  sauberer 
Ausschliefslichkeit  zur  Anwendung.  Dies  war  in  England  so  wenig 
möglich,  als  es  jemals  sonst  bei  politischem  Prinzipwechsel  der  Fall 
gewesen  ist.  Zuerst  sorgte  der  achtunggebietende  Charakter  König  Wil- 
helms, dann  nach  Wilhelms  Tode  die  ganz  einzigartige,  höchstpersönliche 
Günstlingsstellung,  die  Lord  Marlborough  und  seine  Frau  bei  der  Königin 
Anna  einnahmen,  dafür,  dafs  die  Konstanz  eines  monarchischen  Einflusses 
noch  eine  Zeit  lang  gewahrt  wurde.  Aber  der  Zustand  war  nur  von 
Dauer,  solange  die  Torys  unter  dem  Druck  der  Sorge  einer  neuen 
französisch-jakobitischen  Reakion  noch  einmal  ihre  Abneigung  gegen 
die  Kriegspolitik  überwanden  und  die  Erneuerung  der  „grofsen 
Allianz''  unterstützten,   die  (1701)  zum  Spanischen  Erbfolgekrieg  führte 
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(S.  608).  0  Als  sich  ihr  Eifer  schon  nach  den  Siegen  von  Höchstädt 
und  Bämillies  wieder  abkühlte,  mufste  Marlborongh  (1705)  wieder  zu 
einem  EoalitionsminiBterium  dcF-  gemäfsigten  Torys  und  der  Whigjunta 
übergehen,  und  schon  dies  wurde  der  heftig  widerstrebenden  Königin 
abgezwungen.  2)  Mit  dem  GewiTswerden,  dals  auf  die  Dauer  nur  die 
Whigs  den  Krieg  energisch  unterstützten,  und  mit  dem  Ausscheiden  der 
Torys  Harley  und  St  John  bog  —  wiederum  gegen  die  persönliche 
Neigung  Annas  —  die  Entwicklung  von  neuem  in  die  reine  Partei- 
regierung ein,  die  von  da  an  nie  mehr  verlassen  wurde.  ^)  Die  unhalt- 
bare Stellung  Marlboroughs,  der  im  Interesse  des  Kriegs  mit  den  Gegnern 
seiner  innern  Politik  verbunden  war,  der  Rückfall  der  Whigs  in  die  alten  Ex* 
cesse  der  Parteirachsucht,  das  raffinierte  Intriguenspiel  des  Toryführers 
St  John  Bolingbroke  fährte  in  der  Folge  zu  verworrenen  Vorgängen  voller 
dramatischer  Kontraste,  zum  Abschied  des  Whigministeriums,  zur  Neuer- 
hebung Bolingbrokes(1710),  zum  Sturz  des  mächtigen  Feldherm  mitten 
im  Glanz  seines  Ruhmes  (1712),  zu  der  Annäherung  des  Torykabinetts 
an  Frankreich  und  zum  ütrechter  Frieden  (1713,  oben  S.  609),  —  end- 
lich in  plötzlichem  Umschlag  bei  dem  jähen  Tod  der  Königin  Anna 
zum  Wiederaufleben  der  jakobitisch-katholischen  Gefahr,  unter  deren 
Druck  der  Whigismus  elementar  auferstand,  den  hannoverschen  Thron- 
erben ins  Land  zog  und  die  Torypartei  völlig  zersprengte  (1714).*)  Aber 
der  Wille  der  Krone  spielte  in  allen  diesen  Zickzackbewegungen  so  gut 

1)  Genau  betrachtet,  bildet  nicht  einmal  diese  letzte  Regieningszeit  WUhelmB 
eine  Ausnahme.  Das  Whigministerium,  mit  dem  er  harmoniertei  war  nur  solange 
haltbar,  als  der  franzosische  Krieg  unvermeidlich  war.  Nach  dem  Frieden  von 
Ryswijk,  den  der  Konig  selbst  von  vornherein  klar  als  das  erkannte,  was  er  wirk- 
lich war,  als  einen  blofsen  Waffenstillstand,  wurde  er  sofort  durch  den  Friedensdnrst 
der  öffentlichen  Meinung  und  durch  ein  Toryparlament  gehemmt,  und  dies  zog  (schon 
1698)  den  Rücktritt  Montagus  und  Russeis  (o.  S.  742)  und  dann  den  Sturz  des 
ganzen  Whigkabinetts  nach  sich.  Nur  das  neue  Auftauchen  der  Stuartischen  Erb- 
folge bei  Jakobs  II.  Tod  (1709,  Gelöbnis  Ludwigs  XIV.,  dessen  Sohn  zum  König 
zu  machen),  also  die  Bedrohung  eines  speciAsch  englischen  Interesses  bewirkt-e  den 
Umschlag  der  Stimmung  und  erzengte  auch  bei  den  Torys  neue  Geneigtheit  zum  Krieg. 
Den  Heraog  von  Marlborough  empfahl  König  Wilhelm  bei  seinem  Tod  seiner  Nach- 
folgerin Anna  gerade  deswegen,  weil  er  dem  herrschenden  Parlament  genehm  war, 
obwohl  er  selbst  mit  dem  Grafen,  der  ihn  an  Jakob  hatte  verraten  wollen,  tief 
verfeindet  war. 

2)  Der  Eintritt  des  ersten  Whig,  des  jüngeren  Sunderiand,  ins  Ministerium  war 
ihr   persönlich  schon  um   der  kirchlich-freien  Anschauung  des  Genannten  zuwider. 

3)  „Konstitutionell  genommen  war  Marlboroughs  Versuch,  England  anders  als 
mit  einer  Parteiregierung  zu  regieren,  der  letzte,  der  unternommen  wurde'*  (Green, 
Greschichte,  II.  804.)  Dies  gilt  natürlich  bis  auf  weiteres,  d.  h.  für  die  nächsten  fünf- 
zig Jahre.  Die  neuvordringende  monarchische  Politik  Georgs  III.  (seit  1760)  stellt 
sich  als  ein  Staatsstreich  dar,  der  emen  bereits  gefestigten  Rechtszustand  unterdrückt 
(vergl.  u.  §90,1). 

4)  Die  neueste  und  anschaulichste  Schilderung  dieser  Vorgänge  jetzt  bei  Michael 
a.  a.  0.  S.  247.    Vergl.  Lecky  I.  S.  40. 
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wie  keine  Bolle.  0  Der  alte  „Staatsrat^  yerschaffte  sich  zwar  in  einem 
besonders  kritischen  Moment  noch  einmal  im  Widersprach  mit  dem 
„Kabinett"  entscheidende  Geltung 2);  immer  jedoch  waren  es  die  Partei- 
häupter, die  als  solche  die  Initiative  ergriffen  und  das  Werk  durch- 
führten, und  als  nun  unter  König  Georg  I.  die  Whigs,  weiser  geworden, 
ihr  Übergewicht  mafsvoUer  gebrauchten  und  so  nur  immer  fester  begrün- 
deten, als  der  umfassende  staatsmännische  Verstand  Robert  Wal  pole  s 
anihrerSpitze(S.  613)  sich  mit  steigender  Übermacht  von  der  Konkurrenz 
der  geringeren  Parteigenossen  befreite,  da  entfaltete  sich  die  Regierungs- 
methode der  politischen  Gruppe  ohne  alle  Schranken ;  denn  jetzt  wurde 
ihr  das  zuteil,  dessen  eine  prinzipielle  staatliche  Reorganisation  notwendig 
bedarf,  eine  langdauemde  stetige  Ausübung  ohne  ernstliche  Anfech- 
tungen. Sie  verdankte  das  in  erster  Linie  dem  Umstand,  dals  die 
Gewitterwolke  einer  Reaktion  der  Stuarts  mit  französischer  Hilfe  noch 
ein  volles  Menschenalter  über  England  schweben  blieb;  wenn  die  zwei 
kalten  Schläge,  in  denen  sie  sich  (1715)  bei  der  Invasion  Jakobs  III. 
und  (1745)  bei  der  des  Prinzen  Karl  Eduard  entlud,  am  öffentlichen 
Leben  Englands  fast  spurlos  vorübergingen,  so  war  die  Sorge  vor  den 
Ansprüchen  des  „Chevalier^  und  des  „Prätendenten''  desto  wirksamer^ 
das  Torytum  unpopulär  und  regierungsunfähig  und  den  Whigismus  am 
Ruder  zu  erhalten,  der  die  Handelsinteressen  und  die  koloniale  Expansion 
schützte  und  doch  durch  ein  sorgsames  Vermeiden  der  festländischen 
Kriege  (oben  S.  612)  die  Steuerzahler  schonte.  So  konnte  die  30jährige 
Regierung  Robert  WaJpoles  (1712 — 42)  nach  kurzer  Unterbrechung  in 
das  20jährige  Ministerium  des  unternehmenderen  und  temperamentvolleren, 
aber  politisch  gleich  gerichteten  William  Pitt  (1742-62)  übergeleitet 
werden.  Auf  das  Jahrhundert  der  Unruhe,  der  Revolutionen  und  Staats- 
streiche folgte  seit  1713  ein  halbes  Jahrhundert  fast  völliger  Kontinuität. 
Gleich  zu  Beginn  der  neuen  Ära  wurden  die  3jährigen  Parlamentsperioden, 
die  man  eben  erst  eingeführt  hatte,  um  ein  Wiedererstarken  der  Krongewalt 
zu  vereiteln  (S. 747.  A.  1.),  in  7jährige  umgewandelt  und  im  Bewufstsein,  dals 
die  Herrschaft  des  Parlaments  jetzt  feststehe,  deren  Ungestörtheit  gesichert. 

1)  Wenn  bei  dem  Sturz  Marlboroughs  die  hochkirchlicbe  Gesinnung  Annas  und 
das  bekannte  Erwachen  ihrer  Eifersucht  auf  ihre  bisherige  Busenfreundin,  Lady 
Sarah  Marlborough  mitwirkte,  so  war  dies  ein  mitwirkender  Faktor,  den  Bolingbroke 
und  Harley  geschickt  benutzten,  beziehentlich  weckten.  Die  eigentlichen  Gründe 
lagen  handgreiflich,  wie  im  Text  angedeutet,  in  der  politischen  Situation.  Den  Aus- 
schlag für  die  öffentliche  Meinung  gab  der  unkluge  Hetzprozefs  der  Whigminister 
gegen  den  hochkirchlichen  Prediger  Sachevevell  (n.  S.  777  A.  1). 

2)  In  dem  staatsrechtlich  sehr  interessanten  Moment,  wo  Boüngbroke  der  ster- 
benden Anna  die  Berufung  der  Stuarts  zur  Nachfolge  abringen  wollte,  und  wo  einige 
Führer  der  whigistischen  Parlamentspartei,  besonders  der  Herzog  von  Argyle,  nur 
unter  Berufung  auf  ihr  Ehrenrecht  als  grofse  Lords,  ohne  amtliche  Eigen- 
schaft, eigenmächtig  im  Staatsrat  erschienen  und  die  hannoverische  Thronfolge 
durchdrückten. 
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Von  Walpoles  Auftreten  an  oder,  was  ungefähr  dasselbe  bedeutet, 
seit  dem  Regierungsantritt  der  hannoverschen  Dynastie,  ist  der  Person 
des  Monarchen  die  Funktion  der  obersten  Geschäftsleitung  für  immer  aus 
den  Händen  geglitten.  Abgesehen  von  einem  späteren,  bald  verunglückten 
Reaktionsversuch  *)  war  der  englische  König  schon  seit  dem  Beginn  des 
18.  Jahrhunderts  auf  die  auswärtige  und  innere  Politik  Englands  so 
einflufslos,  wie  er  es  im  19.  Jahrhundert  anerkanntermafsen  imtner  ge- 
blieben ist.  Das,  was  diese  Wahrheit  einigermafsen  verhüllt,  ist  lediglich 
der  Umstand,  dafs  die  vier  George  gleichzeitig  Souveräne  des  selbstän- 
digen Hannover  und  zwar  absolut  regierende  Fürsten  dieses  Staates 
waren.  Hieraus  ergab  sich,  dafs  die  auswärtige  Politik  Englands  un- 
ausgesetzt auf  die  Verhältnisse  des  ihm  durch  die  Personalunion  ver- 
bündeten Festlandsterritoriums  Rücksicht  nehmen  mufste,  so  wie  während 
der  Regierung  Wilhelms  eine  entsprechende  Rücksicht  auf  Holland  ge- 
boten gewesen  war.  Aber  schon  innerhalb  dieses  Verhältnisses  verpflichteten 
sich  die  Kabinette  und  Parlamente  nur  deshalb,  weil  und  nur  soweit, 
als  es  dem  englischen  Vorteil  diente;  gab  ihnen  doch  Hannover  wie 
früher  Calais  und  wie  jetzt  Gibraltar  einen  der  wirksamsten  kontinen- 
talen Stützpunkte,  der  ihm  vor  allem  von  unschätzbarem  Wert  für  die 
Handelswege  ins  Innere  Deutschlands  und  für  die  Zugänge  zur  Ostsee 
war.  Über  diesen  Interessenkreis  hinaus  hat  es  sich  von  Georg  I. 
oder  II.  nie  drängen  lassen.  Um  so  weniger  kamen  die  letzteren  in 
den  inneren  Verhältnissen  Englands  zu  Gehör.  Der  Hof  und  die  Per- 
sönlichkeit des  Scheinmonarchen  bildeten  hier  nur  einen  der  zahllosen 
Faktoren,  die  in  Parteimanövem  und  Kabinettsintriguen  mitwirkten,  auch 
hier  nur  eine  der  untergeordneteren  und  niemals  das  ausschlaggebende. 
Dafs  der  König  einen  Minister  seines  Vertrauens  wider  das  Parlament 
gehalten  oder  umgekehrt  einen  solchen  nur  aus  persönlicher  Antipathie 
entlassen  habe,  ist  seit  Königin  Anna  bis  zum  Jahre  1760  nicht  vorge- 
kommen, und  damit  fehlten  jene  hauptsächlichen  Willensentscheidungen,  in 
denen  sich  die  Verantwortlichkeit  eines  wahrhaft  monarchischen  Regiments 
selbst  bei  passiven  Fürstennaturen,  wie  Philipp  IV.  von  Spanien,  manch- 
mal so  imponierend  bethätigte. '^)  Mit  einem  Worte,  an  Stelle  des 
herrschenden  Königtums  war  neben  einem  wehrlosen  Staatshaupt  eine 
Parlamentsherrschaft  getreten,  die  teils  durch  das  Ober-  und  Unterhaus 
selbst,  teils  durch  einen  Exekutivausschufs,  das  durch  die  Majoritätspartei 


1)  Des  Versuchs  Georgs  III.    Vergl.  darüber  u.  §  90, 1,  S.  787. 

2)  Vorsorglieh  möchte  ich  hierzu  bemerken,  dafs  der  englische  Konig  der 
modernen  Zeit  sogar  eher  an  Bedeutung  wieder  zugenommen  hat,  —  insofern 
sein  Recht  zur  Parlamentsauflösung  nach  der  Reform  des  Parlaments,  besonders 
des  Wahlsystems,  regelmäfsiger  funktioniert.  Gerade  das  fiel  aber  damals  —  bei  der 
Art  der  Zusammensetzung  des  Unterhauses  —  so  gut  wie  ganz  weg.  (Vergl.  u.  S.  748.) 
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gestützte  Kabinett,   ausgeübt   wurde.      Ebenso   übte  das  Parlament  die 
Gesetzgebung  in  Wahrheit  allein  aus. ^ 

Von  der  Zusammensetzung  dieses  Parlaments  und  seinem  Ver- 
hältnis zum  Volk  hängt  die  nähere  Charakteristik  der  Regierung  des 
18.  Jahrhunderts  ab. 

IL  Die  absolute  Regierung  des  Parlaments  und  die 
Selbstverwaltung  der  Gentry.  Mit  dem  Augenblick,  wo  an  der  Spitze 
des  Staates  die  Monarchie  als  selbstthätiges  Haupt  eines  von  ihr  abhängigen 
Central-  und  Bezirksbeamtentums  thatsächlich  wegfiel,  veränderte  sich 
notwendig  die  staatsrechtlich  e  Beziehung  der  übrigen  im  Staate  thätigen 
Organe  zu  einander.  Der  Form  nach  rückte  nun  mit  der  parlamen- 
tarischen Körperschaft  ein  Ausschufs  des  ganzen  Volkes  in  die  Regie- 
rung ein,  der  mittels  der  VTahlen  seitens  des  Volkes  überwacht  wurde. 
Entsprechend  blieben  die  Bezirksbeamten,  z.  B.  die  Friedensrichter,  obwohl 
jetzt  von  den  Ministern  der  Parlamentsmajorität  ernannt,  formell  von  ihren 
Wahlkörpem ,  Grafschaftsversammlungen  und  Gemeinden ,  abhängig. 
Mochten  auch  übungsgemäTs  die  Abgeordneten  wie  die  Friedensrichter  aus 
dem  Grofsgrundbesitz  und  Grofskapital  entnommen  werden,  immerhin  muXste 
doch  die  durch  sie  verkörperte  Oligarchie  als  eine  verfassungsmäfsig  be- 
schränkte erscheinen.  Aber  in  VTahrheit  gestaltete  sich  die  Lage  ganz  anders, 
wiederum  nicht  nur  infolge  einer  vorübergehenden  mifsbräuchlichen 
Handhabung  der  Verfassung,  sondern  nach  Mafsgabe  eines  Gewohnheits- 

1)  Das  königliche  Veto  (S.741)  wurde  wirksam  zum  letzten  Mal  1707  gehandhabt  Im 
übrigen  behielt  der  Konig  nur  eine  Scheinsanktion,  im  Grunde  nur  die  soUenne 
Au sf  er  tigung  des  Gesetzes.  (Vergl.  Labaät),  Staatsr.  d.  d.  Reichs,  1. 3.  Aufl.  S.  501.) 
Die  landläufige  Anschauung,  die  das  parlamentarische  Regiment  als  etwas 
ganz  allmählich  und  durch  die  Praxis  Gewordenes  zu  bezeichnen  pflegt  (so  noch 
neuerdings  Jelijnek,  Das  Recht  des  modernen  Staats,  I.  1900  S.  641),  verkennt, 
daTs  im  Gegenteil  die  Grundlage  dazu  durch  ganz  bestimmte  Gesetzesakte 
geschaffen  worden  ist,  —  freilich  nicht  durch  die  gesetzgeberische  Sanktion  des 
Prinzips,  dafs  der  König  die  Mitglieder  der  Majoritätspartei  zu  Ministem  zu  machen 
verpflichtet  sei,  wohl  aber  durch  die  gesetzliche  Anerkennung  einer  centrai- 
verwaltenden  Befugnis  des  Parlaments  selbst  in  allen  wichtigen  Ressorts,  die  eine 
derartige  Ministerberufung  einfach  unentbehrlich  machte.  Den  Kern  des  Streits 
bildet  also  die  klare  Einsicht  in  jene  Gesetzesakten  (rautiny  bill  etc.),  und  es 
gilt  zu  erkennen,  dafs  sie  nicht  nur  eine  Gesetzgebungsthätigkeit,  ebensowenig  eine 
Kontrollthätigkeit,  sondern  vielmehr  eine  bis  dahin  nicht  vorhandene  Verwaltungs- 
(Regierungs-)Thätigkeit  schaffen.  Damit  lost  sich  der  Streit  in  der  Frage  nach  der  Son- 
derung der  Staatsthätigkeiten  (o.  Bd.  I.  S.  204. 264)  auf.  Der  Übergang  läfst  sich  in  seiner 
ganzen  prinzipiellen  Schärfe  erst  formulieren,  seit  vor  allem  durch  SEYDEL(o.Bd.I.  S.262) 
feststeht,  dafs  die  Regierungsform  nicht  von  der  Form  des  Staatshaupts,  sondern 
von  der  Frage  abhängt,  welche  Person  oder  Personengruppe  der  eigentliche  Inhaber 
und  Ausüber  der  obersten  Vcrwal tu ngsthätigkei t  ist.  Erst  hieraus  läfst  sich 
der  Gegensatz  zwischen  der  älteren  englischen  Monarchie  (soweit  sie  sich  in  den 
veifassungsmäfsigen  Grenzen  einer  konstitutionellen  Monarchie  hielt),  und  der  neuen 
englischen  Scheinmonarchie  (der  parlamentarischen  Oligarchie)  beurteilen.    Die  eng- 
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Staatsrechts  und  auf  Grund  herkömmlicher  Formen  und  Institutionen, 
deren  Wirksamkeit  die  scheinbare  Verfassungskontrolle  der  Wählerschaft 
direkt  zu  paralysieren  bestimmt  war. 

Die  beiden  Prinzipien,  die  den  wahren  Charakter  der  leitenden  Or- 
gane bestimmten,  waren  einerseits  das  der  Fixierung  eines  hohen 
Vermögenscensusfür  die  Wählbarkeit  zum  Unterhaus  und  ander- 
seits das  der  engen  Begrenzung  der  an  den  Wahlen  beteiligten  Personen- 
kreise. Die  passive  Wahlfähigkeit  des  Parlamentsmitglieds  wurde 
(1709)  für  den  Grafschaftsabgeordneten  und  Stadtvertreter  an  600,  bez. 
300  Pfund  Jahreseinnahme  vom  Grundbesitz  gebunden;  noch  mehr 
eingeengt  würde  sie  durch  die  sehr  bedeutenden  Opfer,  die  die  Parla- 
mentswahl dem  Kandidaten  an  Bewirtungen  und  Gratifikationen  aller 
Art  auferlegte,  sowie  dadurch  dafs  der  Abgeordnete  keine  Tagegelder 
aus  der  Staatskasse  bezog.  Das  ak  ti  v  e  Wahlrecht  besafsen  nach  wie  vor 
allein  die  „freeholders'',  die  unabhängigen  Eigenbesitzer  ^  von  40  sh. 
Rente,  denen  man  es  von  Alters  her  zugleich  mit  der  Teilnahme  am  Ge- 
schwomendienst  zugestanden  hattet?  und  damit  eine  Mittelstandsschicht,  die 
in  Wechselbeziehung  von  Ursache  und  Wirkung  unter  dem  kapitalistischen 
Druck  der  herrschenden  Klasse  (unten  S.  759)  seit  Karl  II.  immer  mehr 
zusammengeschmolzen  war  und  jetzt  noch  weiter  einschrumpfte.  Die 
gesamte  wählende  Bevölkerung,  von  der  kleine  Eigentümer  und  Pächter 
sowie  städtische  wie  ländliche  Arbeiter  ganz  ausgeschlossen  waren,  um- 
schlofs  deshalb  bei  einer  Gesamteinwohnerzahl  Englands  von  8  Millionen 
in  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  nur  ungefähr  160  000  Köpfe,  und  es 
war  bei  dem  so  geringen  Bestand  des  Wahlkörpers,  bei  dem  Mangel  einer 
gemeinschaftlichen  Organisation  desselben,  bei  den  grofsen  Geldmitteln  der 
herrschenden  Klasse  sehr  leicht,  durch  ein  ausgebildetes  System  der 
Bestechung  die  Wahl  zu  beeinflussen.  2)  Noch  leichter  wurde  dies  bei 
den  Wahlsitzen,  die  nicht  den  Grafschaften,  sondern  den  Städten  und 

lischen  Historiker  haben  für  diesen  Gegensatz  wenig  Verständnis.  MACAuiiAY  hat 
(History,  Bd.  7.  Kap.  20)  die  Entstehung  des  „ersten  Ministeriums"  zwar  vortreff- 
lich geschildert,  aber  immer  in  dem  Banne  der  Vorstellung,  dafs  das  parlamentarische 
Kabinett  nur   die  letzte  Abrundung  des  monarchischen  Verfassungsstaats  bedeutet. 

1)  Sie  behalten  das  Wahlrecht,  obwohl  die  Gresehwornenpflicht  seit  dem  18.  Jahr- 
hundert an  ein  Minimum  von  10  Pfd.  gebunden  wird.  Die  Copyholders  von  10  Pfd. 
werden  umgekehrt  zum  Geschwomendienst  neu  herangezogen,  aber  ohne  dafs 
ihnen  das  Wahlrecht  erteilt  wird  (Gneist,  S.  665).  Wenn  also  die  freien 
Eigenbesitzer  zugleich  die  Wähler  waren,  so  war  der  im  18.  Jahrhundert  fort- 
schreitende Prozefs  des  Bauernlegens  (unten  S.  758),  der  bereits  eine  Folge  der 
Oligarchie  war,  zugleich  ein  Mittel,  um  die  Wählerschaft  immer  kraftloser,  die 
Oligarchie  immer  unabhängiger  zu  machen,  —  dieselbe  Verkettung  von  Ursache  und 
Wirkung ,  die  auch  die  römische  Entwickelung  im  2.  Jahrhundert  v.  Chr.  kenn- 
zeichnet (o.  S.  242). 

2)  Die  Bestechung  wird  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  ganz  planmäTsig  ge- 
ordnet,   es  wurde  allmählich  auf  dem  Ministerium  ein  eigenes  Bureau  dafür  einge- 
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Bargflecken  zustanden.  Für  das  Recht,  einen  Vertreter  zum  Parlament  zn 
bestellen,  waren  fortdauernd  die  Verhältnisse  mafsgebend,  die  durch  die 
Verleihungen  der  Tudors  geschaffen  worden  waren.  In  grofser  Anzahl 
bestanden  boroughs  als  wahlberechtigt  fort,  die  zurückgegangen  oder 
gar  ganz  verfallen  und  zu  Weilern  von  wenig  Häusern  geworden  waren, 
während  die  erst  in  neuester  Zeit  aufblühenden  Industriestädte,  wie 
Leeds  oder  Manchester,  überhaupt  keinen  eignen  Vertreter  ab- 
schickten. Bereits  das  lange  Parlament  hatte  die  Ungerechtigkeit  erkannt 
und  eine  Neuverteilung  unternommen.  *)  Aber  das  Parlament  der  Restau- 
ration Karls  II.  hatte  diese  Neuerungen  wieder  beseitigt,  und  bald  nach 
Wilhelms  Regierungsantritt  wurde  eine  „Parlamentsreform**  bis  auf  wei- 
teres zu  Grabe  getragen.  Im  Gegenteil  bemächtigten  sich  die  Klubs  und 
Familienkoterien  am  zähesten  der  Kleinstädte-  und  Wahlfleckenstimmen, 
sodafs  eine  Anzahl  von  Unterhaussitzen  geradezu  von  Staatsmännern  oder 
Aristokraten  verliehen,  vererbt  oder  verkauft  werden  konnten.*)  Was 
bei  den  Wählern  begann,  wurde  bei  den  Gewählten  fortgesetzt  Auch 
auf  die  legal  ins  Parlament  gelangten  Abgeordneten  wufsten  sich  die 
Parteiführer  oder,  was  dasselbe  war,  die  Minister  durch  eine  Bestechung 
von  grofsem  Stil  und  ausgebildeter  Technik  Einfluls  zu  sichern.  Pen- 
sionen, Gehälter,  Ämter  und  Pfründen  aller  Art  sicherten  dem  Ministerium 
den  Gewinn  einer  Majorität  um  so  eher,  als  die  Parlamentsverhandlungen 
nicht  öffentlich  abgehalten  wurden  und  der  Abgeordnete  für  seine 
Abstimmungen  von  den  Wählern  nicht  verantwortlich  gemacht  werden 
konnte.  Im  Grunde  nur  eine  Spielart  solcher  Beeinflussung  waren  die 
Manipulationen,  die  die  Regierung  mit  dem  Oberhaus  vornahm.  Das 
Kronrecht  des  „Peersschubs"  wurde  jetzt  ohne  weiteres,  anstatt  dem  König 
als  Waffe  gegen  das  Parlament  zu  dienen,  von  den  Ministern  zur  Stütze 
ihrer  eigenen  Parteiherrschaft  verwendet,  sowohl  zu  dem  Zwecke,  ein 
widerspenstiges  Oberhaus  dem  Unterhaus  gefügig  zu  machen,  wie  zu 

richtet.  Pitt  beteiligte  sich  persönlich  nicht  daran,  aber  er  liefs  es  geschehen,  dafs  sein 
Mitminister,  der  Herzog  von  Newcastle,  das  von  Walpole  geschaffene  und  für  den  aristo- 
kratischen Betrieb  unentbehriich  gewordene  Unwesen  im  gleichen  Umfang  fortsetzte. 

1)  Vergl.  über  diese  Versuche  (tneist,  Verfassungsgeschichte,  S.  579.  581  ff. 
1654:  Beseitigung  der  kleinen  Wahlflecken,  Beschränkung  der  stadtischen  Abgeord- 
netensitze auf  130,  Ausdehnung  der  Grafschaftssitze  auf  270. 

2)  Schon  damals  stellte  z.  B.  Ost-  und  Westiove,  das  viel  kleiner  und  ärmer 
war  als  das  kleinste  der  Londoner  Kirchspiele,  ebensoviel  Abgeordnete  wie  London 
selbst,  ein  winziger,  verfallener  Flecken  („rotten  borough*^),  wie  das  vielgenannte 
Old  Sarum,  ebensoviel  wie  jede  grofse  Grafschaft  Im  übrigen  hebt  Macaulat  (Hist. 
1 6.  eh.  19)  mit  Recht  hervor,  dafs  diese  Mifsstände,  als  sie  zuerst  zur  Sprache  kamen, 
am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  nicht  entfernt  so  schreiend  waren  als  später,  wo  sie 
eingehend  diskutiert  wurden  (1769,  unten  §  90. 1.),  und  als  schlief slich  die  Reform  ein- 
trat (1832).  Als  wirklich  bedeutende  Grofsstädte,  die  nach  der  alten  Ordnung  über- 
haupt nicht  repräsentiert  waren,  weil  sie  neue  Bildungen  waren,  kamen  damals 
anscheinend  nur  Leeds  und  Manchester  in  Betracht. 
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dem  andern,  der  Opposition  des  Unterhauses  ein  stärkeres  Gegengewicht 
im  Oberhaus  entgegenzusetzen.  Ein  exorbitanter  Gebrauch  der  Neu- 
kreierung  von  Lordschaften  nahm  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  der 
ohnehin  nicht  mehr  grofsen  Gruppe  eines  erblichen  Hochadels  den  letzten 
Rest  ihrer  abgesonderten  Stellung.  ^  Die  Peers  wurden  jetzt  thatsächlich 
nur  die  oberste  Schicht  der  herrschenden  Volksklasse.  Die  Teilung 
von  Ober-  und  Unterhaus  war  eine  technische  Hilfsmafsregel,  um  das  Par- 
lament als  Ganzes  für  die  kleine  Gruppe  der  dirigierenden  Familien  der 
Oligarchie,  vor  allem  für  die  grofsen  Minister  Walpole  und  Pitt  verwendbar 
zu  machen.  Im  Grunde  waren  Oberhaus  und  Unterhaus  Ausschüsse 
einer  und  derselben,  wenn  auch  nach  unten  nicht  scharf  abgrenzbaren 
„  6  entlemen^- Oligarchie.  Unter  ihren  Mitgliedern  waren  nicht  einmal 
mehr  die  städtischen  Patricier  von  den  ländlichen  Magnaten  geschieden.  Denn 
während  die  staatsrechtlichen  Normen,  indem  sie  die  politische  Macht  haupt- 
sächlich an  Grund  und  Boden  banden,  dem  städtischen  Kapitalisten  den 
Anreiz  zu  grofsem  Grunderwerb  auf  dem  Lande  gaben,  strebten  ander- 
seits viele  Landlords  nach  dem  Bürgerrecht  in  den  Städten,  um  auf  diese 
Weise  Einflufs  auf  die  städtischen  Parlamentswahlen  beziehentlich  auf 
den  Stimmenkauf  zu  erhalten.  Derartige  lokale  Einflüsse  waren  es  auch, 
die  an  zahlreichen  Einzelstellen  dem  König  noch  ein  unmittelbares  politisches 
Eingreifen  ermögUchten,  nur  dafs  es  kein  verfassungsmäfsiges  war 
und  sich  von  dem  jedes  beliebigen  Grofsgrundbesitzers  nicht  unterschied.^) 

Zusammen  mit  dem  Parlament  und  seinem  Verhältnis  zum  Ministe- 
rium änderte  auch  der  gesamte  untere  Behördenorganismus  seine 
Bedeutung. 

Am  frühesten  und  mit  grundsätzlicher  Schärfe  wurden  die  Inhaber 
der  oberen  Richterämter  dem  Einflufs  der  Krone  entzogen.  Die  Mit- 
glieder der  drei  Reichsgerichte,  Kings  Bench,  Common  Pleas  und  Exche- 
quer  (S.  501),  die  bekanntlich  zu  gleicher  Zeit  Vorsitz  und  Rechtsent- 
scheidung in  allen  gröfseren  Civil-,  Straf-  und  Verwaltungssachen  besafsen 
und  zu  diesem  Zweck  regelmäfsig  die  Grafschaftsbezirke  bereisten,  waren 

1)  Im  18.  Jahrhundert  waren  unter  den  Lordfamilien  sehr  wenige,  deren  Mit- 
gliedschaft über  die  Zeit  der  Tudors  hinausging.  Den  Hauptbestand  bildeten  die 
seit  Heinrich  VHI.  im  16.  Jahrhundert  massenhaft  kreierten  Peersgeschlechter,  die 
nach  dem  Burgerkriege  im  17.  Jahrhundert,  vor  allem  unter  Karl  IL,  wieder  erheb- 
lich vermehrt  worden  waren.  Beim  Regierungsantritt  Wilhelms  III.  waren  166  Peers 
vorhanden.  Bis  zum  Ende  der  Regierung  der  drei  George  wurden  257  Herzöge, 
Marquis,  Earls  und  Viscounts  und  248  Baronets  ernannt,  sodafs  bis  dahin  die  Zahl 
der  Lordssitze  auf  372  stieg.  Der  gröfsere  Teil  dieser  Ernennungen  fällt  allerdings  in 
die  Zeit  des  Staatssü-eichs  Georgs  IIL  (unten  §  90,  1).  Aber  der  König  bediente 
sich  hier  der  Mittel,  die  die  Whigminister  vor  ihm  geschaffen  hatten. 

2)  Vor  allem  waren  des  ^Königs  Wahlflecken"  längst  nicht  so  zahlreich,  wie 
häufig  die  der  grofsen  Grundherren  und  Politiker.  Der  Herzog  von  Newcastle,  Pitts 
langjähriger  Kollege  im  Ministerium  (S.  748,  Anm.  2),  soll  ein  Drittel  bis  zur  Hälfte 
aller  Burgflecken  sitze  besetzt  haben. 
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bisher  vom  König  immer  „durante  bene  placito''  eingesetzt  worden,  d.  h. 
sie  waren  frei  absetzbar,  und  unter  sämtlichen  Stuarts  war  zu  politischen 
Zwecken  reichlich  von  dieser  Abhängigkeit  der  Richter  Gebrauch  gemacht 
worden(S.  720.  731).  Schon  bei  der  Beratung  der  declaration  of  right  wurde 
der  veränderte  Grundsatz  gefordert,  dafs  das  Emennungspatent  auf 
„quamdiu  se  bene  gesserint''  gestellt  werde,  und  das  Unterhaus  ruhte 
trotz  des  Widerstands  Wilhelms  IIL  nicht,  bis  (1701)  gesetzlich  die 
Richtergehälter  geregelt  und  vor  allem  jener  Grundsatz,  mit  andern 
Worten  die  ünabsetzbarkeit  bez.  lebenslängliche  Ernennung  der 
Richter,  aufser  für  den  Fall  eines  Vergehens,  anerkannt  wurde.  Es 
wurde  damit  der  Anfang  gemacht,  den  Richtern  die  seitdem  sogenannten 
Garantien  der  Unabhängigkeit  zu  sichern.  Aber  auch  dieses 
neue  Prinzip  trat  in  Form  einer  Eampfmafsregel  des  Parlaments  gegen 
die  Monarchie  ein,  denn  bezeichnenderweise  wurde  in  demselben  Augen- 
blick, wo  man  dem  König  jeden  Einflufs  auf  die  Entfernung  eines  Richters 
entzog,  den  beiden  Häusern  das  Recht  vorbehalten,  durch  tibereinstim- 
menden Beschlufs,  m.a.  W.  durch  Specialgesetz,  einen  Richter  zu  entfemenJ) 
Wurden  dadurch  die  höheren  Richterstellen  statt  an  die  Krone  an  das 
Parlament  angegliedert,  so  fand  das  entsprechende  in  versteckterer,  aberthat- 
sächlich  viel  durchgreifenderer  Weise  bei  den  Organen  der  Bezirks- 
verwaltung statt,  unter  denen  auch  die  unteren  Richterbehörden  mit 
begriffen  waren.  Sie  waren  durch  die  Verfassung  der  Eduarde  (S.  506) 
nach  Analogie  des  Dualismus  der  Centralverwaltung  von  Krone  und 
Parlament  ebenfalls  dualistisch  gestaltet  worden,  nämlich  als  Beamte  der 
Krone,  Sheriffs  und  Bailiffs,  denen  die  Versammlungen  der  Grafschaften 
und  Städte  kontrollierend  an  die  Seite  gestellt  wurden.  Aber  schon  seit 
Richard  II.  hatte  sich  dies  Verhältnis  geändert,  je  mehr  die  Kronbeamten, 
nunmehr  dieFriedensrichter  (S.  513),  EinfluXs  gewannen.  Jetzt  kam  diese 
Entwicklung  zum  AbschluXs.  Indem  nun  das  Parlament,  der  AusschuXs 
der  Grafschaftsaristokratie,  an  die  Stelle  der  Krone  trat  und  die  Minister 
zu  ernennen  begann,  die  im  blofsen  Namen  des  Königs  die  Bezirks- 
beamten beriefen,  muXsten  die  Bezirksbeamten  selbst  zu  Unterorganen  des 
regierenden  Parlaments  werden.  Thatsächlich  trat  dieser  Zustand  im 
Laufe  des  18.  Jahrhunderts  ein,  und  zwar  in  der  Weise,  dafs  dieselben 
Prinzipien,  nach  denen  sich  die  Fähigkeit  zum  Parlamentssitz  abgrenzte, 
auch  die  Qualifikation  zu  den  Grafschaftsämtem  bestimmten.  Der  eigent- 
liche Graf  schaftsstattbalter,  der  Lordleutnant  (S.  711),  wurde  selbstverständ- 
lich aus  den  reichsten  und  aristokratischen  Grundbesitzern  der  Grafschaft 
ernannt    Er  ernannte   zugleich  mehrere  Bezirkskommandeure  (Deputy- 

1)  Der  entscheidende  Passus  von  12.  13  Will.  III.  c.  2  lautet:  ,That  after  the 
Said  limitation  shall  take  effect  as  aforesaid  Judges  Commissions  he  made  „Qnam- 
diu  se  bene  gesscrint*^  and  their  Salaries  ascertained  and  established;  but  npon  the 
Adress  of  both  Houses  of  Parliament  it  may  be  lawful  to  remove  them". 
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Leutnants)  und  die  sämtlichen  Truppenoffiziere  der  Miliz;  die  Kautions- 
summe, die  für  sie  fixiert  wurde,  gestaltete  sich  in  Wahrheit  zur  Kauf- 
summe für  das  Offizierspatent  0  Der  Lordleutnant  war  regelmälsig 
zugleich  Civilbeamter  seiner  Grafschaft,  erster  Friedensrichter.  Aus  der 
gleichen  Klasse  rekrutierten  sich  nun  aber  ausschliefslich  auch  die 
übrigen  Friedensrichter,  die  im  Bezirk  die  Summe  der  Polizei-  und  Ge- 
richtsgewalt handhabten.^)  Die  rechtsgelehrten  Mitglieder  der  Friedens- 
richterschaft, die  „quorum''  (S.  515),  wurden  mehr  und  mehr  zurück- 
gedrängt oder  ganz  fallen  gelassen,  und  die  Stellen  gelangten  ausnahms- 
los ebenfalls  an  die  Grundherren  oder  die  städtischen  Kapitalisten,  die 
ihr  Vermögen  in  Grundbesitz  anlegten. »)  Das  konsequente  Ergebnis 
der  Entwickelung  war  es,  dafs  sich  im  18.  Jahrhundert  sogar  der  S herif  f , 
ursprünglich  das  abhängige  Organ  der  Krone  (S.  424)  und  der  Rival 
des  Friedensrichters,  der  in  Opposition  zum  Sheriff  geschaffen  worden 
(S.  515),  zu  einem  unter  den  gröfseren  Grundbesitzern  der  Grafschaft 
in  Jahresperioden  herumgehenden  Ehrenamt,  also  ebenfalls  zu  einem 
Stück  der  Oligarchie  umwandelte.^)  Endlich  erstreckte  sich  das  Ämtermo- 
nopol der  Parlamentsklasse  auch  auf  die  kirchlichen  Würden,  die  Bis- 
tümer undgrofsen  Pfarreien.  Zwischen  Parlament  und  Staatskirche  kam  eine 
Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  zu  stände,  die  thatsächlich  die  beiden 
grofsen  Korporationen  in  eine  einzige  zusammenfliefsen  machte.  Die 
Bischöfe  behielten  ihren  Sitz  im  Oberhaus,  und  die  gesamte  Kirche  wurde 
von  nun  an  im  Besitz  ihrer  bedeutenden  Einkünfte  geschützt.  Aber  das 
letztere  hing  eng  damit  zusammen,  dafs  die  reichdotierten  Pfründen, 
die  vom  Ministerium,  formell  von  der  Krone,  in  Wahrheit  mittelbar  von 
der  parlamentarischen  Parteileitung  besetzt  wurden,  fast  ausschliefslich 
den  jüngeren  Söhnen  oder  Schützlingen  der  aristokratischen  Familien 
zugewendet  wurden.  Diese  Praxis  wurde  einmal  dadurch  gesichert,  dafs 

1)  Später  unter  Georg  III.  (1762)  wird  der  Census  für  die  20  deputy-iieutenants 
auf  200  Pfd.,  der  der  Obersten,  Oberstleutnants,  Majors  und  Kapitäns  auf  1000,  600, 
bezw.  400  festgesteüt.  Statt  des  eigenen  Vermögensbesitzes  genügt  die  Erbanwart- 
schaft oder  die  Stellung  als  jüngerer  Sohn  eines  vcnnogonderen  Gutsbesitzers.  Die 
Betrage  der  Einkaufspatente  belaufen  sich  zwischen  6000  und  450 Pfund.  (Gneist,  S.  662.) 

2)  Der  Census  des  Friedensrichteramtes  ist  100  Pfund  Grundrente. 

3)  Die  sogenannte  Quorumklausel  des  Emennungspatents ,  durch  die  früher 
der  König  einen  oder  einige  ihm  ergebene  Beamte  in  der  Weise  bevorzugt  hatte,  dafs 
er  ihre  Mitwirkung  bei  allen  wichtigen  Amtsgeschäften  für  obligatorisch  erklärt 
hatte  („quorum  aliquem  vestrum,  A.  B.  C,  unum  esse  volumus'*,  wurde  im  18.  Jahr- 
hundert in  der  Weise  wesenlos  gemacht,  dafs  die  Namen  sämtlicher  Friedensrichter 
des  Bezirkes  in  sie  aufgenommen  wurden.  (Von  Blackstone  I.  cap.  9  bezeugt). 

4)  Allerdings  sind  die  Funktionen  des  Sheriffs  untergeordnet,  aber  nicht 
unwichtig:  er  besorgt  im  Civilprozefs  Ladungen  und  Vollstreckungen  (ähnlich  dem 
franzosischen  Huissier,  oben  S.  674),  überwacht  in  der  Strafrechtspflege  die  Gefäng- 
nisse und  beruft  für  alle  Fälle  die  Geschwornen  ein.  In  letzterer  Funktion  er- 
langt also  die  Grafschaftsaristukratie  einen  bemerkenswerten  Einflufs  auf  die  Zu- 
sammensetzung der  Jury.  (Vergl.  darüber  unten  S.  763.) 
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das  Parlament  eine  eigene  kirchlicb-korporative  Organisation  der  Geist- 
lichkeit planmäfsig  verhinderte  i),  nnd  weiter  dadurch,  dafs  nur  Personen 
anglikanischen  Bekenntnisses  zu  Parlamentssitzen  und|Bezirksstellen  zuge- 
lassen wurden*)  (vergl.  oben  S.  730).  Wie  Oberhaus  und  Unterhaus, 
Parlament  und  Selbstverwaltungsorgane,  so  bildete  also  auch  weltliches 
und  geistliches  Beamtentum  im  Grunde  eine  soziale  Einheit  und  das 
Gleiche  wiederholte  sich  naturgemäfs  in  dem  Verhältnis  der  Bezirks- 
beamten zu  den  eigentlichen  Selbstverwaltungskörpem,  zu  den  Grafschafts- 
versammlungen und  zu  deren  Ausschüssen  für  die  Zwecke  der  Rechts- 
pflege, den  Geschwomenkollegien.  Es  wiederholte  sich  so  lange,  als 
man  zu  den  wichtigeren  Geschwomengeschäften  mit  geringen  Ausnahmen 
eben  auch  nur  Mitglieder  der  Gentry  zuzog  (vergl.  unten  S.  763,  A.  1).^) 
Demgegenüber  darf  nun  freilich  nicht  übersehen  werden,  dafs  in 
den  unteren  Schichten  des  Beamtentums  die  Selbstverwaltung  in  den 
alten  Formen  fortbestand.  Hier  erhielten  sich  ^ie  erst  von  den  Tudors 
geschaffenen  Einrichtungen  (S.  712),  das  Kirchspiel  (parish)  mit  seinen 
Organen,  den  Kirchen-,  Wege-  und  Armenaufsehem,  und  zwischen  Kirch- 
spiel und  Grafschaft  die  Polizeibehörden  der  Kreise  und  Gemeinden, 
die  Konstabier.  Sie  gründeten  nach  wie  vor  ihre  Thätigkeit  auf  das 
System  der  fast  durchweg  auf  Grund  und  Boden  radizierten  Kommunal- 
steuem,  die  Kirchen-,  Stralsen-,  Armensteuer  und  die  Kreispolizeiabgaben, 
und  es  waren  im  Prinzip,  wie  ehedem,  die  Kirchspiel-  und  Ortsgemeinde- 
versammlungen, die  die  Steuereinsehätzung  und  -Umlage  bewirkten.*) 
Aber  die  Bedeutung  dieser  Verbände,  die  scheinbar  ein  Gegengewicht 
gegen  die  Landaristokratie  und  das  Stadtpatriciat  bilden  konnten,  darf 
nicht  überschätzt  werden.    Die  meisten  Unterorgane  wurden  jetzt  nicht 


1)  Die  periodischen  General83aioden  des  Klerus,  die  „Konvokationen^  wurden 
seit  1717,  obwohl  man  sie  formell  fortbestehen  liefs,  von  einem  Regierungskommissar 
nur  eröffnet,  um  sofort  wieder  (wegen  Mangels  an  Vorlagen)  geschlossen  zu  werden 
vergl.  Gneist,  Englisches  Verwaltungsrecht,  Bd.  n.  E^ap.  8.  Die  sehr  optimistische 
Darstellung,  die  Gneist  —  vergl.  auch  Verfassungsgeschichte,  8.  681  —  von  der 
„tief durchdachten  Verflechtung*^  von  weltlichem  und  geistlichem  Organismus  ent- 
wirft, durfte  nach  dem  Text  im  Hinblick  auf  den  standesegoistischen  Charakter  des 
Verhältnisses  zu  modifizieren  sein. 

2)  In  dieser  Beschränkung  tritt  besonders  deutlich  zu  Tage,  wie  das  ganze 
System  des  18.  Jahrhunderts  im  Keime  durch  die  Zeit  Karls  IL,  hier  durch  die  Test- 
akte von  1673,  vorgebildet  ist  (vergl.  oben  S.  727.  730). 

3)  Ein  Rest  der  alten  Grafschaftsveifassung  erhält  sich  nur  in  Ausnahmen,  z.  B. 
in  dem  Amt  des  Goroners,  der  an  Stelle  des  Friedensrichters  die  Voruntersuchung 
in  Tötnngsfällen  leitet  Er  wird  (wie  im  13.  Jahrhundert)  von  den  Freisassen 
der  Grafschaft  gewählt 

4)  Dabei  werden  für  die  Church-Rate,  Highway-Rate,  Poor-Rate  und  County- 
Rate  im  18.  Jahrhundert  nicht  unbedeutende  Beti-äge  aufgebracht,  —  f&r  die  Armen- 
steuer 1748—50  durchnittlich  730  000  Pfund,  für  die  unter  Georg  II.  (1732)  geregelte 
Polizeisteuer  circa  200000  Pfund  (Gkeist,  Verfassungsgeschichte,  S.  646). 

ScHMijxr,  Staatilehn.  II,  1.  48 
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mehr  gewählt,  sondern  von  den  Friedensrichtern  einfach  ernannt,  besondere 
die  Konstabier,  die  Armen-  und  Wegeaufseher.  Sie  wurden  dadurch  noch 
abhängiger,  dafs  sie  häufig,  oft  jährlich  wechselten,  und  dafs  ihre  Ver- 
waltungsakte der  Beschwerde  an  den  Friedensrichter  unterlagen,  vor  allem 
aber  dadurch,  dafs  sie  für  sich  ganz  isoliert  standen,  da  die  mehreren 
Kirchspiele  der  gröfseren  Landgemeinden  und  der  Stadtgemeinden  keinen 
Kontakt  unter  sich  besafsen.  0  Unter  solchen  Umständen  war  es  leicht, 
die  Thätigkeit  der  Gemeinde  als  solcher  in  der  Ortsverwaltung  ebenso 
zurückzudrängen,  wie  es  bei  den  Wahlen  zum  Unterhaus  in  der  Central- 
verwaltung  geschah.  Die  Gemeindeversammlungen  wurden  schon  auf 
Grund  freiwilligen  Verzichts  der  Beteiligten  häufig  durch  blofse  Ausschüsse, 
select  vestries,  ersetzt,  und  Lokalstatuten  (seit  1722)  suchten  dies  orga- 
nisatorisch festzulegen.  ^)  Die  Ortsverwaltungsbeamten  wurden  also  that- 
sächlich,  besonders  auf  dem  Lande,  zu  Untergebenen  der  Friedens- 
richter, auf  die  als  auf  die  einflufsreichsten  und  meistinteressierten 
Steuerzahler  für  die  Kommunalabgaben  die  Gemeinden  schon  ohne- 
hin angewiesen  waren,  und  die  Figur  des  servilen  Armen-  und  Strafsen- 
aufsehers  wurde  deshalb  begreiflicherweise  in  der  Romanlitteratur  der 
SmoUet  oder  Fielding,  die  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  auftrat, 
nicht  minder  eine  ständige  Erecheinung,  wie  der  unwissende,  dummstolze 
und  egoistische  Landjunker  im  Friedensrichteramt  ^) 

Eret  der  zusammenfassende  Überblick  über  die  ganzen  Verände- 
rungen im  Gefüge  der  englischen  Regierungsmaschine  des  18.  Jahr- 
hunderts ermöglicht  sonach  ein  Urteil  über  deren  Charakter.  Das  Urteil 
mufs  offenbar  erheblich  anders  lauten,  als  in  den  traditionellen  Schilde- 
rungen der  damaligen  Engländer  und  in  den  Voretellungen  der  Fest- 
landschriftsteller, wie  sie  sich  bis  in  die  allerneueste  Zeit  fortgepflanzt  haben. 
Äufserlich  stellte  sich  England  als  ein  monarchischer  Verfassungsstaat 
mit  einer  stark  decentralisierten  selbständigen  Thätigkeit  der  Graf- 
schaften und  Städte  dar.  Sowie  man  aber  die  einfache  Wahrheit  erkannte, 
dafs  der  König  durch  staatsrechtliche  Grundsätze  und  Sicherheitsmafs- 
regeln  zum  blofsen  Staatshaupt  (L  S.  204)  herabgedrückt  worden  war, 
mufste  die  Maske  abfallen,  und  England  enthüllte  sich  als  ein  Staat  mit 
absoluter  Oligarchie. 4)  Das  genaue  Seitenstück  hierzu  aber  bildete 

1)  Die  Stadtgemeinde  ist  als  solche  demgemäfs  Dur  in  der  Justiz  und  Polizei 
—  in  Friedensrichter  und  Geschwomen  —  eine  Einheit,  also  auf  Gebieten,  an  denen, 
wie  dargelegt,  der  Kleinbürger  einen  ganz  geringen  Anteil  hat 

2)  Zuerst  nachweislich  durch  2  Geo.  II.  C.  10  für  Spittlefields,  wonach  die  Ein- 
schätzungskommission aus  dem  Pfarrer,  den  Klixihenvorstehem,  den  Armenaufsehem 
und  den  früher  in  diesem  Amt  thätig  gewesenen  Personen  bestehen  soll. 

3)  Dem  stehen  freilich  sympathische  Bilder  gegenüber,  vor  allem  das  bekaimte 
Mustergemälde  emes  Landlords,  der  Charakter  des  Alworthy  in  Fieldings  „Tom 
Jones'*  (1750). 

4)  Es  ist  hiemach  nicht  zutreffend,  wenn  man  von  dieser  Periode  noch  sagt: 
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das,  was  man  im  18.  Jahrhundert  das  englische  „Selfgoyernment''  nannte. 
Das  Wesentliche  aus  der  Zeit  der  Plantagenet,  der  Dualismus  der  könig- 
lichen und  der  kommunalen  Graf  Schaftsorgane  war  in  den  Bezirken  ebenso 
verloren  gegangen,  wie  im  Centrum  der  Dualismus  zwischen  König  und 
Parlament.  Da,  wo  am  Ausgangspunkt  der  grofsen  organisatorischen  Gesetz- 
gebung Eduards  I.*j  das  einheitliche  Gerüst  desSherifftums  gestanden  hatte, 
von  der  Krone  durch  die  Justiciarien  discipliniert,  vom  Volk  durch  die  Graf- 
schaftsversammlungen gemäfsigt,  da  zeigte  sich  jetzt  ein  aufgelöstes  Neben- 
einander kleiner  Grafschaftsaristokratien,  die  wie  alleinmächtige  Klubs 
das  Regiment  führten.  Sie  waren  von  der  Justiz  der  Reichsrichter  we- 
sentlich unabhängig  (S.  765  f.),  von  den  Grafschaftsversammlungen  aber 
waren  sie  nicht  zu  trennen,  da  sie  dieselben  ebenso  leiteten  wie  die 
unteren  Organe  der  Gemeinden  und  Kirchspiele.  Bei  der  Erblichkeit, 
der  grundbesitzmäTsigen  Fixierung  dieses  Adels  mochte  man  an  eine 
Rückkehr  zu  der  grundherrlichen  Decentralisation  des  frühmittelalter- 
lichen Feudalismus  glauben.  Aber  in  Wahrheit  handelte  es  sich  um  ein 
System  von  gröfserer  Eigenart  Darin  lag  das  Originelle,  dafs  die  Häupter 
der  Grafschaften  nicht  mehr  einzelne  Grundherre  n  waren,  sondern  stän- 
dische Gruppen,  deren  Mitglieder  untereinander  eine  auf  gleich  und  gleich 
gegrüüdete  herrschende  Korporation  mehrerer  Friedensrichter  darstellten. 
Und  weiter  zeichnete  diese  scheinbar  unzusammenhängenden  Provinzaristo- 
kratien aus,  dafs  sie  in  der  beherrschenden  Korporation  des  Parlaments 
eine  höhere  Einheit  fanden.  Was  im  französischen  Staat  die  bureau- 
kratische  Abhängigkeit  der  Intendanten  und  Subdelegierten  vom  Kabinett 
herstellte,  ermöglichte  in  England  der  Umstand,  dafs  die  Häupter  des 
Grafschaftsadels  in  ihrer  Zusammenfassung  selbst  das  Parlament  bildeten, 
—  eine  Centralisation  von  so  eigner  Art,  wie  sie  etwa  nur  die  vene- 
tianische  Aristokratie  oder  früher  die  römische  Oligarchie  besessen  hatte. 
Die  organisatorische  Einheit,  die  die  ganze  herrschende  Klasse  der 
Nation  umfafste,  indem  sie  Centralverwaltung  und  Bezirksverwaltung, 
Finanzwesen,  Militär^  Polizei,  niedere  Justiz  und  Kirche  in  sich  schlofs, 
mufste  dieser  Nation  eine  ungemeine  Leistungsfähigkeit  geben,  mindestens 

„Das  Königtum  ist  nach  wie  vor  die  Quelle,  das  Gericht  die  Schranke,  das  Gesetz 
der  höchste  Kegulator  dieser  Staatsgewalt"  (Gneist,  Verfassungsgeschichte,  S.  619). 
Ähnlich  auch  Michael  a.  a.  0.  S.  218:  Die  Revolution  „beseitigt  den  König  und 
die  durch  ihn  vertretenen  Tendenzen  doch  nur,  um  das  Königtum  sogleich  in  neuer, 
volkstümlicherer  Gestalt  wieder  erstehen  zu  lassen". 

1)  Dieser  grundsatzliche  Gegensatz  zwischen  dem  Anfang  und  dem  Ende  des 
englischen  Seifgovemments  geht  in  den  landläufigen  Schilderungen  meist  ganz. ver- 
loren. Vergl.  z.  B.  das  Idealschema  der  Selbstverwaltung  bei  Hatschek,  Die  Selbst- 
verwaltung m  politischer  und  juristischer  Bedeutung.  1898.  S.  1  ff.,  der  die  englische 
Grafschafts-,  Stadt-  und  Kirchspielverfassung  als  konsequentes  Produkt  der  spätmittel- 
alterlichen Entwicklung  versteht,  während  sie  ein  reaktionäres  Gebilde  ist.  Vergl.  im 
Gegens.  hierzu  die  treffende  Übersicht  des  Verwaltungssystems  im  1 8.  Jahrh.  bei  Redlich, 
Englische  Lokalverwaltung.  1901.  S.  15;  Merkel,  Fragm.  zur  Sozialw.  1898.  S.  252. 
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wenn  ihr  zugleich  zwei  hervorragende  Staatsmänner  hintereinander^ 
Walpole  und  Pitt,  beschieden  waren,  aber  sie  mufste  auch  dem  Elassen- 
egoismus  eine  starke  Stütze  leihen. 

III.  Die  politische  Wirksamkeit  der  Oligarchie  und  die 
Untert hauen.  Wenn  man  die  Begierung  des  GenÜemenparlaments 
auf  ihren  wirklichen  Charakter  bestimmt  und  des  ganzen  Phrasenwerks 
der  ünterhausredner  oder  der  Aufklärungsphilosophen  entkleidet,  so 
drängt  sich  das  historische  Vergleichsobjekt  ohne  weiteres  auf,  das  man 
von  jeher  zum  Verständnis  des  neueren  England  herangezogen  hat.  Hier 
wiederholt  sich  die  unbeschränkte  Herrschaft  der  grolsagrarischen  und 
grofskapitalistischen  Nobilität,  die  über  den  römischen  Staat  des  2.  Jahr- 
hunderts vor  Chr.  verfügt,  noch  um  einen  Grad  schrankenloser  als  sie,  weil 
die  selbständige  Organisation  des  Mittelstandes  in  der  Volksversammlung, 
die  im  England  des  18.  Jahrhunderts  fehlt,  durch  die  Beteiligung  des  Mittel- 
standes an  den  Wahlen  nicht  aufgewogen  wird.  Der  Vergleich  trifft 
nicht  nur  auf  die  Verfassung,  sondern  auch  auf  die  Art,  wie  sie  für 
das  Volk  wirksam  wird,  in  auffallender  Weise,  sowohl  im  guten  wie  im 
schlechten,  zu. 

Die  einzigartige  Leistung  der  Oligarchie  ist  die  maritime,  kommer- 
zielle und  kolonisatorische  Ausbreitung  der  Nation.  Das  meerbeherrschende 
Britannien  ist  England  trotz  der  kraftvollen  Vorarbeit  des  Demokraten 
Cromwell  erst  unter  der  Hand  der  Whig- Aristokratie  geworden.  Ihr  ge- 
bührt das  Verdienst  der  schöpferischen  Einsicht  in  neue  Aufgaben,  die  die 
herrschende  Klasse  bewog,  sich  in  glücklichster  Wahl  des  Augenblicks 
aus  dem  für  England  nutzlosen  Festlandkrieg  zurückzuziehen  (S.  613) 
und  die  Kräfte  dem  Erwerb  neuen  Handelsgebietes  und  der  lohnenderen 
Eroberung  überseeischer  Länder  zuzuwenden.  Grundbedingung  hier- 
für war,  dafs  das  Parlament  die  Opfer  für  das  unentbehrliche  Werk- 
zeug dieser  immer  wachsenden  See-  und  Küstenherrschaft  aufzubringen 
die  Energie  hatte,  für  eine  über  alle  Konkurrenz  erhabene  Kriegs- 
flotte, die  vornehmlich  zwischen  1690  und  1720  gleichzeitig  mit  der 
entsprechenden  grofsen  militärischen  Verwaltungsleistung  des  Festlands^ 
dem  Heer  Friedrich  Wilhelms  I.  (S.  697),  entstand,  i)  Die  Wieder- 
beteiligung am  Landkriege  Europas  und  die  neuen  Machtmittel  zur  See 
ermöglichten  den  Engländern  nunmehr  jenen  schonungslosen  Wettkampf 
gegen  die  Schiffe  aller  andern  Nationen.  Sie  erstickten  den  letzten  Best 
des  spanischen  Handels,  brachen  die  Überlegenheit  des  holländischen 2) 

1)  Von  1660—1715  vermehrte  sich  die  Kriegsmarine  von  62000  auf  167  000 
Tonnen.  Sie  ermöglicht  deshalb  den  Handelsflottillen  ständig  starke  G^eitsge- 
schwader  (Convois)  beizugeben.  Bis  zur  Losreifsung  Nordamerikas  stieg  die  Reichs- 
flotte weiter  auf  eine  Million  Tonnen. 

2)  Das  Übergewicht  über  die  holländische  Seefahrt,  durch  die  Navigationsakte 
(1654;  oben  S.  724)  angebahnt,  wurde  durch  die  holländischen  Kriege  unter  Karin. 
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und  vereitelten  das  Anfkommen  der  französischen  Seemacht,  das  nach  Bi- 
chelieu  und  Colbert  nicht  wieder  angestrebt  worden  ist  (S.  669).  Nur 
ein  Hilfsmittel  der  handelspolitischen  Thätigkeit  war  die  Schaffung 
der  grofsen  Verkehrsinstitute,  durch  die  der  Staat  nicht  nur  den  Schutz, 
sondern  auch  die  finanzielle  Garantie  für  die  sich  aus  ihm  ergebenden 
Ereditverhältnisse  übernahm,  vor  allem  die  der  Bank  von  England.  Und 
nur  die  Unterlage  des  Verkehrs  bot  die  Organisation  des  gemeinsamen 
Handelsgebietes,  als  dessen  Kern  die  drei  vereinigten  Königreiche  Grofs- 
britanniens  erst  jetzt  zu  einem  Ganzen  abgeschlossen  wurden.  Es  war 
das  gemeinsame  Interesse  der  englischen  und  schottischen  Handelsklasse, 
das  schliefslich  den  Unabhängigkeitsehrgeiz  des  schottischen  Volks  und  die 
presbjterianisch- kirchlichen  und  jakobitisch -politischen  Gegentendenzen 
überwand  und  (1707)  das  bisherige  Bundesverhältnis  des  nördlichen  und 
des  südlichen  Staates,  das  die  Gefahr  einer  neuen  Trennung  nicht  ein- 
schlafen liefs,  in  eine  verfassungsgesetzliche  „Union'^  verwandelte.  Sie 
wurde  dadurch  vollzogen,  dafs  in  das  Londoner  Parlament  zu  den 
513  englischen  45  schottische  Unterhausmitglieder,  zu  den  108  englischen 
Lords  1 6  schottische  Peers  aufgenommen  wurden ;  auch  war  es  bezeichnend, 
dafs  aufserdem  die  Schotten,  während  sie  ihre  Kirche  und  ihr  Recht 
behielten,  am  Münzsystem  und  an  den  englischen  Handelsprivilegien 
Anteil  bekamen,  eine  Mafsregel,  der  in  der  Folge  das  rapide  Auf- 
blühen Glasgows  zu  verdanken  war.  Noch  bildete  freilich  in  Schottland 
selbst  die  Sonderstellung  der  gälischen  Hochlandsbevölkerung  eine  Lücke 
in  der  Einheit.  Aber  der  Hochländeraufstand  für  Karl  Eduard  (S.  745) 
bot  die  Gelegenheit,  die  erbliche  Kriegs-,  Polizei-  und  Gerichtshoheit  der  Clan- 
häuptlinge zwangsweise  abzulösen  und  so  den  letzten  Rest  einer  Stammes- 
selbstverwaltung  der  keltischen  Urzeit  (S.  18.  3*^0)  aus  Europa  zu  entfernen. 
So  blieb  eine  abgesonderte  Verfassung  mit  eignem  Parlament  nur  in  Ir- 
land bestehen.  Aber  diese  Absonderung  wurde  vermöge  eines  starken 
militärischen  Drucks  der  siegreichen  Engländer  zu  einer  wesentlich 
formellen.  *)  Die  Folge  war,  dafs  gegenüber  den  beiden  grofsen  Kolonial- 
komplexen, dem  ostindischen  (S.  615j  und  dem  nordamerikanischen  (S.  716. 
720  und  unten  S.  780),  die  in  dieser  Zeit  gewonnen  wurden,  und  denen 
sich  seit  der  Entdeckung  Neuhollands  durch  Cook  (1760)  ein  dritter  in 


(1667)  wieder  in  Frage  gestellt  Die  endgültige  Sicherang  desselben  fällt  also  erst 
in  die  Zeit,  wo  Holland  mit  England  politisch  am  engsten  verbanden  war,  —  seit 
Wilhelm  III.  In  der  Ostsee  sind  die  Holländer  bis  zam  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
die  Meister  geblieben. 

1)  Nachdem  der  Aafstand  Tyrconnels  zu  Gunsten  Jakobs  IL  (1691)  blutig  nie- 
dergeworfen worden,  kam  es  nicht  wieder  zu  einer  Gesamterhebung  und  einem 
Kriege,  die  denen  Eduards  I.,  Heinrichs  IV.,  Elisabeths  und  Cromwells  entsprochen 
hätten.  Die  that sächliche  Einverleibung  Irlands  datiert  also  ebenfalls  seit  dem 
Zeitpunkt  der  oligarchischen  Organisation.  Vergl.  über  das  Verhältnis  zu  der  irischen 
Bevölkerung  unten  S.  761. 
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Australien  anschlofs,    das   vereinigte   Inselreich   als   ein   geschlossenes 
Handelsgebiet  in  Wirksamkeit  trat 

Der  Wert  der  politischen  Leistung  der  Oligarchie  auf  dem  Gebiet 
der  Kolonial-  und  Handelspolitik  wurde  jedoch  schon  durch  die  zweifellose 
Einseitigkeit  beeinträchtigt,  die  sich  ihre  Regierung  im  Gebrauch  ihrer 
Kräfte  zu  Schulden  kommen  liefs.  Auf  andern  Gebieten  der  Sicherheits- 
und Wohlfahrtspolizei  war  das  18.  Jahrhundert  eine  Zeit  völligen  Still- 
standes. Innerhalb  der  P  ol  iz ei v  erw al tun g  unterblieb  die  dringende  Or- 
ganisation einer  staatlichen  Gendarmerie  und  Schutzmannschaft,  die  Frank- 
reich mustergültig  ins  Leben  rief  (S.  676),  ganz  entsprechend  der  rudimen- 
tären Beschaffenheit,  in  der  das  Landheer  dank  des  Milizsystems  stecken 
blieb.  In  der  Wohlfahrtspflege  war  es  vor  allem  das  gänzliche  Stocken 
einer  staatlichen  Fürsorge  für  Bildung  und  Erziehung,  was  gegenüber 
der  kräftigen  Schulpolitik  Preufsens  (S  697)  in  die  Augen  fällt;  Mittel- 
und  Volksschule  blieben  der  Privatfürsorge  überlassen,  die  denn  auch 
aus  freier  Vereinsthätigkeit  so  gut  wie  nichts  schuf.  Ein  völliges  Dar- 
niederliegen der  Kunst  ging  nebenher.  Dafs  die  Armenpflege  einer 
einheitlichen  Regelung  entbehrte,  ergab  sich  aus  der  ganzen  Art,  wie  die 
Bezirksverwaltung  der  Decentralisation  verfiel  (oben  S.  754).  Aber  die 
ünthätigkeit  des  Beamtentums  auf  allen  Gebieten  der  Sicherheits-  und 
Wohlfahrtspolizei  war  noch  nicht  das  Bedenklichste.  Das  volle  Licht 
fällt  auf  den  Absolutismus  der  englischen  Oligarchie  in  ihrem  Gegensatz 
zu  dem  der  festiändischen  Monarchie  erst  dann,  wenn  man  sich  ver- 
gegenwärtigt, dafs  ein  Teil  der  Nation  in  seiner  Lage  durch  das  be- 
stehende System  geradezu  ruiniert  wurde.  Während  die  herrschenden 
Klassen  sich  selbst  und  mit  sich  die  besseren  Schichten  des  städtischen 
Mittelstandes,  deren  Interessen  mit  den  ihrigen  durch  die  verzweigte  Or- 
ganisation des  Handels,  der  Industrie,  der  Reederei  verflochten  waren,  zu 
einer  Kapitalkraft  emporhoben,  wie  sie  keine  der  neueren  Nationen  in 
so  breiten  Schichten  bis  dahin  besessen  hatte,  traf  die  Konkurrenz 
der  grofsen  und  kleinen  Kapitalisten  mit  vernichtender  Wucht  den 
Bauernstand.  Seit  der  Zeit,  in  der  sich  die  Oligarchie  gegenüber 
der  Krone  völlig  festsetzte,  seit  der  Regierung  Annas  begannen  auch 
die  Akte  des  Bauernlegens,  die,  durch  Elisabeths  Regierung  (S.  714)  zu- 
erst unterbrochen,  sich  seit  Karl  II.  in  kleinem  Mafsstab  wieder  hervor- 
gewagt hatten,  in  ganz  grofsem  Mafsstab  und  ohne  alle  Scheu  ihr  altes 
Spiel,  und  der  Zeitraum  eines  halben  Jahrhunderts  genügte,  um  das, 
was  die  Anarchie  der  Lancaster  (S.  547)  und  die  Nachgiebigkeit  der 
ersten  Tudors  (S.  511)  vom  freien  Bauerntum  noch  am  Leben  gelassen 
hatten,  gründlich  auszutilgen.  Im  Wunsch,  ihr  Einkommen  zu  steigern, 
was  bei  ständig  wenig  vorteilhaften  Bedingungen  der  Getreidepreise  nur 
durch  Verminderung  der  Produktionskosten  möglich  war,  verwandelten  die 
Grundbesitzer  jetzt  auch   die  Grafschaften,   die  noch  der  bäuerlichen 
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Ackerwirtschaft  gewidmet  gewesen  waren,  entweder  in  grofse  Weide- 
bezirke (inclosures)  oder  mindestens  dnrch  Zusammenlegung  zahlreicher 
kleinerer  Pachtgtiter  in  grofse  Pachthöfe  (engrossing).  Durch  Überlistung 
der  Kleinbauern,  durch  offene  Drohung,  im  Bunde  mit  den  Pfarrern, 
geschützt  und  befördert  durch  die  friedensrichterlichen  Kommissionen 
der  Standesgenossen,  betrieben  die  lUndlichen  und  städtischen  Kapital- 
besitzer das  Unwesen  unter  dem  unanfechtbaren  Deckmantel  von  Spe- 
zialgesetzen, durch  die  sie  von  dem  wiederum  aus  ihren  Standesgenossen 
besetzten  Parlament  zu  der  Mafsregel  ermächtigt  wurden.  0  So  vollzog 
sich  im  Laufe  des  Jahrhunderts  die  völlige  Auflösung  der  altenglischen 
Dorfgesellschaft  Noch  im  ersten  Drittel  des  Jahrhunderts  besafs  sie 
das,  was  ihre  Stärke  ausgemacht  hatte,  die  auf  Wald  und  Weide  be- 
gründete Einheitlichkeit,  innerhalb  deren  zahlreiche  Übergangsstufen 
den  engen  Verband  zwischen  dem  Mitglied  der  grofsen  und  kleinen 
Gentry,  dem  Freisassen  (freeholders),  dem  mit  kommunalen  Diensten  be- 
trauten Erbpächter  (customary  freeholder),  dem  gewöhnlichen  Erbpächter 
(copyholder),  dem  Zeitpächter  (farmer),  dem  Häusler  oder  Kötter  oder 
dem  besitzlosen,  auf  der  Gemeinweide  notdürftig  angesiedelten  oder  ge- 
duldeten Tagelöhner  (borderer,  squatter)  herstellten,  noch  gab  es  Frei- 
sassen, deren  Einkommen  das  eines  Landedelmannes  überstieg,  und  andre, 
die  sich  mit  einem  Zwerggut  wie  ein  Kötter  behalfen.*)  Jetzt  aber  wurde  ge- 
rade die  Mittelschicht  der  kleineren  Freeholders,  der  gröfseren  und  kleineren 
Pächter,  hinausgedrängt.  Sehr  allmählich,  aber  ganz  stetig  steigerte  sich 
der  Zuzug  der  grundbesitzlosen  Leute  nach  den  Städten  und  gleichzeitig 
mit  Paris  (S.  670)  begann  auch  London  die  Riesendimensionen  eines 
Centrums  anzunehmen,  das  alle  andern  Städte  in  den  Schatten  stellte.') 


1)  Von  2  Einhegongsgesetzen  unter  Anna  wachsen  (jÜeselben  unter  Georg  I. 
zu  16,  unter  Georg  II.  zu  226,  unter  Georg  III.  zu  8554  an.  Bis  zum  Ende  seiner 
Regierung  waren  über  572  Millionen  Acres  eingehegt.  (Vergl.  Hasbach,  Die  eng- 
lischen Landarbeiter.  1894.  S.  34 ;  daselbst  vergl.  die  genaue  Analyse  des  Hergangs 
und  den  Nachweis,  dafs  die  Einhegungen  nicht  durch  das  Wachstum  der  Bevöl- 
kerung und  das  Bedürfnis  nach  grofserer  volkswirtschaftlicher  Ergiebigkeit 
der  Produktion  natürlich  bedingt  sind,  sondern  sich  wesentlich  aus  der  Geldgier  und 
der  politischen  Macht  der  herrschenden  Klasse  erklären. 

2)  Die  nähere  Schilderung  dieser  Klassen  und  ihren  Zusammenhang  mit  dem 
Mittelalter  siehe  bei  Hasbach,  S.  65  ff. 

3)  Das  Wachstum  Londons  wird  schon  1662  als  ungesund  betrachtet  Im 
18.  Jahrhundert  wohnt  dort  etwa  der  zehnte  Teil  der  Bevölkerung  Englands ,  eine 
Erscheinung,  die  für  die  Verproviantierung,  die  Preisverhältnisse,  den  überverhält- 
nismäfsigen  Aufwand  der  Landedelleute  dieselben  Schäden  zeitigt,  wie  in  Paris. 
Vor  allem  wird  die  Gentralisierung  des  Geldmarktes,  besonders  des  Handels  mit 
Staatspapieren,  für  die  Bildung  einer  zahlreichen  Klasse  von  Staatsgläubigem,  die 
in  London  als  Rentner  leben,  wie  in  Paris,  für  das  Wirtschaftsleben,  in  erster  Linie 
für  die  ohnehin  schwierige  Lage  der  kleineren  Landwirte  verhängnisvoll.  (Has- 
bach, S.  11.  12.) 
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Eine  umfängliche  Schicht  ländlichen  und  städtischen  Proletariats  bildete 
sich,  das  den  höheren  Klassen  gegenüber  ganz  schutzlos  war.  Während 
für  den  grölseren  Grundbesitz  und  vor  allem  für  den  industriellen  und 
handeltreibenden  Mittelstand  die  Renten  und  Kapitalerträge  unter  dem 
glücklichen  Gestirn  der  englischen  Handelspolitik  immer  stiegen,  hatten 
die  Arbeiter  an  diesem  Segen  des  Volkswohlstands  gar  keinen  Anteil. 
Sie  verfielen  bei  minimalen  Lohnbedingungen  einem  Elend,  das  sicherer 
erweisbar  ist,  als  das  des  Proletariats  im  vorrevolutionären  Frank- 
reich (S.  660).  1) 

Der  Sieg  der  Oligarchie  bedeutet  also  neben  dem  Sieg  des  eng- 
lischen Handels  über  die  anderen  Nationen  in  der  äufseren  Politik 
die  Trennung  der  Volksklassen  im  Innern.  Hierbei  wurde  eine 
Schicht  der  Beherrschten  und  Unterworfenen  noch  besonders  schlecht 
gestellt,  die,  bei  welchen  sich  der  Klassengegensatz  mit  dem  Gegensatz 
der  Beligion  und  Kasse  kreuzte.  Von  vornherein  hatte  der  Bund 
der  Aristokratie  mit  der  Hochkirche  (S.  752)  die  Frucht  voller  Glaubens- 
freiheit wieder  zu  nichte  gemacht,  die  der  Sieg  der  demokratischen 
Revolution  unter  Cromwell  gezeitigt  hatte  (S.  724).  Die  Toleranzakte 
Wilhelms  III.  (1688)  war  zum  Nachteil  aller  Dissidenten  durch  Boling- 
brokes  Schismabill  (1711)  wieder  eingeschränkt  worden.  Am  Anfang 
des  18.  Jahrhunderts  war  deshalb  die  englische  G^ellschaft  vom  reli- 
giösen Streit  nicht  weniger  aufgewühlt  als  vom  politischen  und  in  die 
Angriffe  des  Freidenkertums  hineingerissen,  das  nur  kurze  Zeit  später 
in  Frankreich  den  Kampf  gegen  den  Jesuitismus  aufnahm  (S.  664).  ^) 
Auf  der  einen  Seite  fanden  die  ursprünglich  rein  litterarischen  Ausflüsse 
der  natürlichen  Religion  eine  korporative  Grundlage  in  dem  1717  fester 
gegründeten  „Freimaurerorden",  einer  Art  freidenkerischer  Gegenkirche, 
auf  der  andern  erwuchs  (seit  1709)  für  die  gute  Gesellschaft  der  Hochkirche 
ein  litterarisches  Organ   in   den  neuen  moralisch-ästhetischen  Wochen- 

1)  Hasbach  a.  a.  0.  S.  116  ff.,  besondere  die  zahlreichen  Belege  zeitgenössischer 
Schriftsteller,  S.  147  ff. 

2)  Das  grundlegende  Werk  der  teils  mit  Logkes  Logik,  teils  mit  Spinozas  Me- 
taphysik verwandten  Freidenkerreligion  John  Tolands  (1671-- 1722)  „Christianity  not 
mysterious'*  war  1696  erschienen  (L  S.  64) ;  1701  griff  Toland  durch  die  Broschüre 
„Freies  England*^  in  die  politischen  Fragen,  nämlich  zu  Gunsten  der  hannoverechen 
Thronfolge,  ein.  Etwa  gleichzeitig  (seit  1700)  traten  die  Abhandlungen  Shaftes- 
BüRYS  hervor,  die  (gesammelt  1711  als  „Characteristics  of  meu,  mannere,  opinions, 
times*^)  die  utilitaristische  Ethik  nach  Locke  entwickelten.  Beide  geistige  Strö- 
mungen mischten  sich  in  der  „Grofsen  Loge",  die  sich  1717  aus  den  verschiedenen 
„Bauhütten^  zusammenschlofs.  Der  Freimaurerorden  erhielt  1721  in  den  „Konsti- 
tutionen^ des  ehemaligen  anglikanischen  Geistlichen  Anderson  seine  Verfassung.  1725 
ward  bereits  die  erete  Zweigloge  des  Bundes  in  Paris,  ähnliche  bald  darauf  in  Nord- 
dcutschland  und  Amerika  errichtet.  1738  wurden  die  Maurer  durch  das  Breve  Clemens^  XII. 
als  „affectata  quadam  contenti  honestatis  naturalis  specie""  verboten.  Vergl.  nähere  Mit- 
teilungen bei  Hettner,  Geschichte  der  englischen  Litteratur.    4.  Aufl.  1881.  S.  2 14 ff. 
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Schriften,  dem  ^Tatler",  „Spectator^,  „Guardian"  Richard  Steeles  und 
Josef  Addisons.  Nur  führte  der  Kampf  rascher  zu  einem  Ergebnis  als  auf 
dem  Festland.  Unter  Georg  I.  wurde  die  Eeligionsübung  wieder  freigegeben, 
unter  Georg  IL  wurden  die  Dissenters,  auch  die  der  zahlreichen  Sekten,  zu 
den  Ämtern  zugelassen.  Aber  auch  jetzt  blieb  der  Katholik  von  der 
Toleranz  ausgeschlossen,  und  diese  Ausnahme,  die  für  die  englisch-schot- 
tische Bevölkerung  selbst  nicht  mehr  von  tiefgreifender  Bedeutung  war, 
blieb  eine  Mafsregel  um  so  härterer  Bedrückung  für  die,  auf  die  sie  vor 
allem  gemünzt  war,  für  die  I  r  1  ä  n  d  e  r.  Der  katholische  Unterthan  keltischen 
Stammes  wurde  durch  sie  von  dem  irischen  Ober-  und  Unterhaus,  von 
allen  Ämtern  im  Heer,  in  der  Justiz,  in  der  Verwaltung,  in  der  Advo- 
katur abgeschnitten;  er  verlor  dadurch  sogar  das  aktive  Wahlrecht  zum 
Parlament.  In  Verbindung  mit  der  grofsen  Landkonfiskation,  die  die 
irischen  Kriege  mit  sich  geführt  und  die  den  gröfsten  Teil  der  selbstän- 
digen Landbevölkerung  der  Insel  noch  wirksamer  depossediert  hatte  als  die 
englischen  Bauern  (S.  758),  brachte  das  Prinzip  der  Intoleranz  die  Haupt- 
masse der  Bevölkerung  in  die  sozial  untergeordnete  Lage  von  Tagelöhnern 
und  Handarbeitern.  Sie  machte  sie  nach  Swifts  Schlagwort  zu  den 
„Holzhauern  und  Wasserträgem  der  Engländer"  oder  der  verschwinden- 
den irischen  Minorität,  die  der  Hochkirche  angehörte*),  und  die  eng- 
lische Regierung  oder  was  in  diesem  Fall  dasselbe,  die  Gesetzgebung  des 
Parlaments  trug  kein  Bedenken,  die  ohnmächtige  Stellung  Irlands  zu 
einem  rücksichtslosen  protektionistischen  Kampf  gegen  die  Konkurrenz 
des  irischen  Handels  und  Ackerbaues  auszubeuten.^) 

Dem  glänzenden  Bild  der  Nation,  die  mit  Erfolg  voranschreitet,  um  in 
den  besten  Landstrichen  aller  Erdteile  ihre  Herrschaft  aufzurichten,  fehlt 
also  die  Nachtseite  keineswegs,  nicht  nur,  wie  selbstverständlich,  in  den 
Einzelschicksalen,  sondern  in  dem  grundsätzlichen  Verhältnis  der  grofsen 
Bevölkerungsklassen. 

IV.  DieRechtspf  lege.  Das  Bild  des  englischen  Staats  des  IS.Jahr- 
hunderts  vervollständigt  sich  durch  die  Einsicht  in  die  R  e  c  h  t  s  p  f  1  e  g  e ,  die 
ähnliche  Verhältnisse,  wie  die  Verwaltung,  für  die  Unterthanen  zeitigte.^) 

1)  In  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  wurden  vor  allem  Vs  aus  Mit- 
gliedern des  Unterhauses  zu  Dublin  von  einer  Klique  des  grundbesitzenden  Adels 
gewählt,  die  ihrerseits  das  Oberhaus  bildeten,  —  den  „Parlamentsuntemehmem'^. 
Die  Oligarchie  erreichte  also  mit  Bezug  auf  Irland  eine  ganz  besondere  Steigerung. 
ISvLT  war  das  irische  Parlament  dem  Geheimrat  zu  London  untergeordnet,  der  die 
ausschliersiiche  Initiative  der  Gesetzgebung  für  Irland  hatte.  Das  engüsche  Ober- 
haus war  für  die  irischen  Peers  die  höhere  Instanz. 

2)  Irland  wird  wirtschaftspolitisch  vielfach  wie  das  Ausland  behandelt  (Verbot 
der  Einfuhr  irischen  Viehes,  irischer  Wolle). 

3)  Der  Zustand  der  Justiz  im  18.  Jahrhundert  wird  natürlich  am  besten  aus 
der  juristisch  wenig  tiefen,  aber  praktisch  anschaulichen  Schilderung  Blackstones 
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Das  für  den  Charakter  der  Civil-  wie  der  Verwaltungs-  und  der 
Strafjustiz  bestimmende  Institut,  die  Jury,  erschien  damals  den  durch 
tiefere  Schatten  seiner  heimatlichen  Rechtspflege  verdunkelten  Augen 
Montesquieus  als  die  Garantie  des  Rechtsstaats,  die  die  „Teilung  der 
Gewalten"  zwischen  dem  Vorsitzenden  Beamten  und  den  urteilenden 
Volksrichtern  auch  im  Schutz  des  Privatrechts  und  in  der  Verfolgung 
der  Verbrechen  verwirklichte.  Es  wurde  auch  von  einem  starken  Verehrer 
des  herrschenden  aristokratischen  Systems,  einem  der  Richter  von  Com- 
mon Pleas,  von  William  Blackstone,  der  (1765)  in  seinen  „Commentaries 
on  the  laws  of  England"  der  klassische  Schilderer  der  Rechtszustände 
geworden  ist,  mit  dem  Ruhmestitel  des  „Hauptbollwerkes  der  eng- 
lischen Freiheit"  geschmückt.  Dies  Urteil  war  auch  für  die  Zeit  relativ 
gültig  gewesen,  wo  die  erste  Revolution  die  im  Entstehen  begriffene, 
rein  beamtenmäfsige  Justizorganisation  der  Stuarts  beseitigt  und  die  alt- 
englische Rechtspflege  von  den  neuen  Schöpfungen  des  Absolutismus, 
der  Stemkammer  und  der  hohen  Kommission  (S.  728)  wieder  gesäubert 
hatte.  Betrachtet  man  aber  den  Justizorganismus  als  Ganzes^  wie  er 
sich  nach  Verschiebung  des  politischen  Schwerpunkts  seit  Anfang  des 
18.  Jahrhunderts  darstellte,  so  zeigt  sich,  dafs  der  grundsätzliche  Wechsel 
gegenüber  dem  17.  im  Endergebnis  nicht  so  sehr  grofs  ist,  und  sein  Lob 
gilt  nur  mit  wesentlichen  Einschränkungen.  Trotz  des  Geschwomen- 
gerichts  trägt  die  Rechtspflege  in  grofsem  Umfang  den  Charakter  einer 
Klassenjustiz,  die  der  Klassenverwaltung  des  QenÜemenregiments 
ziemlich  genau  entspricht. 

Der  heilsame  Erfolg,  den  die  Verteilung  des  Rechtspflegegeschäfts 
zwischen  zwei  voneinander  unabhängigen,  aber  kraft  Gesetzes  zusammen- 
wirkenden Organen  hervorzurufen  im  stände  ist,  wurde  im  Grunde  nur 
in  dem  relativ  kleineren  Kreis  wichtiger  Rechtssachen  erzielt,  vor  allem 
in  grofsen  Civilprozessen  und  in  schweren  Verbrechensfällen,  den  mit 
Todesstrafe,  lebenslänglicher  Deportation  oder  Freiheitsstrafe  bedrohten 


(siehe  den  Text)  erkennbar,  —  eine  Übersicht  über  den  Gesamtrechtszustand  des 
Staats,  wie  sie  in  dieser  Zeit  keine  der  festländischen  Nationen  erhalten  hat  Im 
allgemeinen  decken  sich  damit  auch  noch  die  am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  ver- 
öffentlichten Darstellungen,  da  bis  etwa  1S40  grundsatzliche  Reformen  nicht  ein- 
traten. Vergl.  für  den  Civilprozefs  besonders  Starkie,  Practical  treatise  on  the  law 
of  evidencc  3.  ed.  1842;  Best,  Treatise  on  the  principles  of  evidence.  1849.  Das 
letztere  Werk  liefert  in  der  deutschen  Bearbeitung  von  Marquardsen  (Best,  Grand- 
züge  des  englischen  Beweisrechts.  1851)  ausführliche  Übersichten  über  CJivilgerichts- 
verfassung,  Anwaltschaft,  Prozefsgang  in  den  Beilagen,  S.  342 ff.  Wertv.  ErgSnz. 
auch  histor.  Natur:  Schuster,  Bürgerliche  Rechtspflege  in'England.  1887.  Über  das  ältere 
Strafrecht,  Straf  prozefsund  Strafgerichtsverfassungsrecht  Stephen,  Summary  of  the  Cri- 
minal  Law.  1834  (angelehnt  an  die  Systematik  Blackstones,  zum  Teil  nur  ein  Excerpt 
aus  dieser),  deutsch  von  Mühry.  1843.  Über  die  Verwaltungsrechtspflege  Gneist, 
Selfgovemment  in  England,  S.  50  ff.,  und  Englische  Verfassungsgeschichte,  S.  650  ff. 
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„felonies",  und  zwar  vertrat  hier  nicht  die  Jury  das  unparteiische,  über 
den  unterschied  der  Klassen  erhabene  Element  des  Gerichtshofes,  sondern 
im  Gegenteil  das  Mitglied  der  grofsen  Londoner  Beamtengerichtshöfe, 
das  den  Vorsitz  führte.  Die  Juries  hatten  in  grofsem  Umfang  ein  stän- 
disches Gepräge.  Zwar  erweiterte  sich  in  dieser  Zeit  der  Kreis  der  zum 
Geschwomenamt  fähigen  Personen  von  den  selbständigen  Grundbesitzern 
auch  auf  die  copyholders  von  1 0  Pfund  Kente  (S.  748),  aber  er  schränkte 
sich  anderseits  bei  den  freeholders  auf  denselben  Census  ein,  war  und 
blieb  also  nicht  besonders  grofs.  Aus  dem  beschränkten  Kreis  der 
Qualifizierten  wählten  nun  die  Sheriffs  des  herrschenden  Standes  (S.  752) 
sehr  frei  aus,  und  sie  benutzten  ihre  Funktion,  um  für  die  wichtigsten 
Geschäfte  des  Geschwomengerichts,  für  die  Sprüche  in  Givilsachen  und 
für  die  Entscheidungen  über  Versetzung  in  Anklagezustand,  möglichst 
nur  die  Mitglieder  der  oberen  Schicht,  die  Rittergutsbesitzer,  heranzu- 
ziehen. 0  So  hatte  die  Gentry  die  vermögensrechtlichen  Prozesse,  be- 
sonders die  in  dieser  Zeit  bedeutsamen  Civilprozesse  um  Grundeigentum, 
Pachtrecht,  Rentenansprüche,  Verkoppelungen  u.  s.  w.  in  der  Hand.  Sie 
M'ahrte  sich  ebenso  die  Verfügung  über  die  Fragen,  wer  strafrechtlich  ver- 
folgt werden  sollte,  insofern  sie  in  der  grand  jury  der  Dreiundzwanzig 
(S.  508)  die  Anklage  gegen  Standesgenossen  verhindern  konnte.  Der  Rest 
der  Arbeit,  vor  allem  die  ermüdende  ürteilsfunktion  der  petty  jury  in  Straf- 
sachen, die  Abgabe  der  Schuldverdikte  über  das  Gelichter  des  gemeinen 
Verbrechertums  mochte  dann  den  Freisassen  und  Pächtern  überlassen 
bleiben.  Immerhin  wirkte  nun  als  Gegengewicht,  wie  erwähnt,  die 
Funktionenteilung  zwischen  Judge*'  und  Jury".  In  Givilsachen  wurden 
die  gröfseren  Streitfälle  nach  wie  vor  von  den  „commissioners  of  nisi 
prius**  erledigt,  d.  h.  von  den  Mitgliedern  der  Westminstergerichtshöfe, 
der  „superior  courts  of  common  law"  (S.  765),  vor  allem  des  von  Common 
Pleas,  die  zu  diesem  Zweck  in  die  Grafschaften  abgeordnet  wurden, 
denn  in  London  wurde  die  Klage  formell  anhängig  gemacht,  und  die 
Partei  wurde  dorthin  geladen  ^^ unter  der  Voraussetzung,  dafs  nicht  zuvor" 
„nisi  prius",  der  Kommissar  in  der  Provinz  erscheinen  werde,  um 
dort  den  Termin  abzuhalten  (unten  S.  768).  Entsprechend  hielten  auch 
in  schweren  Verbrechensfällen  die  Kommissarien  „für  Prüfung  und  Ent- 
scheidung" (of  oyer  and  terminer)  und  „für  Entleerung  der  Gefängnisse" 
(of  goal  delivery)  die  Anklagesitzungen  mit  der  grofsen,  die  Urteilssitzuügen 
mit  der  kleinen  Jury  ab.  Hier  war  sowohl  in  der  Civil-  wie  in  der  Straf- 
justiz eine  wechselseitige  Kontrolle  der  beiden  durch  lokale  und  ständische 
Interessen  nicht  verbundenen  Organe,  der  rechtsgelehrten  Berufsrichter 

1)  So  sind  z.  B.  die  Anklagegeschwomen,  die  Blackstone  auch  in  den  späteren  Aufla- 
gen in  den  Musterbeispielen  einer  bill  of  indictment  aufführt,  sämtlich  esquires,  ein  Titel, 
der  damals  noch  nicht  die  abgeschliffene  Bedeutung  von  heute  hat,  sondern  aliein  den 
Landedelmann  bezeichnet  Vergl.  auch  Mekkel,  Fragm.  zur  äozialwissenschaft.  S.  252. 
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und  des  Ausschusses  der  nicht  studierten,  ehrenamtlich  funktionierenden 
Grafschaftseingesessenen,  ermöglicht,  und  zwar  wirkte  die  Institution  in 
der  Weise,  dafs  der  überwiegende  Einflufs  den  Vorsitzenden  Beamten 
zufiel.  Die  Geschwomen  prüften  allerdings  in  Civilsachen  ähnlich  wie  die 
Geschwomen  des  römischen  Prätors  (S.  229. 254)  die  ganzen  rechtserheb- 
lichen Thatbestandsfragen,  von  denen  hauptsächlich  die  Entscheidung  des 
Prozesses  abhing,  den  Vertragsschluf s ,  das  Erbfolgeverhaltnis,  —  sie 
prüften  in  Strafsachen  sogar  den  gesamten  Anklageinhalt  und  gaben 
auf  die  dort  mit  allen  rechtlichen  Merkmalen  bezeichnete  That  ihren 
Wahrspruch  mit  Schuldig  oder  Nichtschuldig  ab.  Aber  obwohl  sie  schein- 
bar die  thatsächliche  oder  rechtliche  Seite  der  Streitfälle  zugleich  er- 
ledigten, wurde  indirekt  ihre  Funktion  doch  dahin  eingeschränkt,  dafs 
sie  in  Wahrheit  nur  die  faktisch-historischen  Elemente  des  Civil-  oder 
Strafprozesses  an  der  Hand  der  Verhandlung  und  Beweisaufnahme  be- 
jahten oder  verneinten.  Dies  wurde  neben  anderem*)  vor  allem  durch 
die  in  jahrhundertelanger  Tradition  begründete  Abhängigkeit  der  Ge- 
schwomen von  dem  sozial  hochstehenden  und  in  besonderem  Mafse  auto- 
ritativen Keichsrichter  erreicht;  sie  hielt  die  Laien  kraft  der  Überzeugung, 
die  sie  von  ihrer  eidlich  beschwomen  Gewissenspflicht  ausgebildet  hatten, 
an,  den  richterlichen  Instruktionen  in  allen  juristischen  Punkten  un- 
bedingt zu  folgen.  Die  Bechtsbelehrung,  information,  des  Vorsitzen- 
den gestaltete  sich  demnach  faktisch  zu  einer  Anweisung  an  die  Jury, 
je  nach  Befund  bestimmt  bezeichneter  Beweisfragen  in  der  Sache  zu 
verurteilen  oder  freizusprechen,  ja  der  Richter  erstreckte  sein  bevor- 
mundendes Einwirken  teilweise  sogar  in  die  Thatfragen  hinein,  da  der 
Beweis,  evidence,  durch  zahlreiche,  gewohnheitsrechtliche  zum  Teil 
sehr  verwickelte  und  spezialisierende  Beweisregeln  gebunden  war  und 
die  Geschwomen  unter  Umständen  schon  zur  Beweiswürdigung  der 
helfenden  Hand  des  Bichters  bedurften.  Im  Gmnde  arbeiteten  also  die 
grofsen  Gerichte  wie  ein  einziges  Kollegium  zusammen,  worin  sich  in 
sinnvoller  Weise  die  technisch -juristische  Erfahrung  des  Richters  und 
das  Interesse  der  Laien  an  den  menschlichen  Besonderheiten  des  Einzel- 
falls, gegen  die  sich  die  Routine  des  Berufsjuristen  leicht  abstumpft,  er- 
gänzten, aber  doch  so,  dafs  der  Vorsitzende  Rechtsgelehrte  entschieden 
im  Vordergmnde  stand.     Insoweit  bestand  also  kein  unüberbrückbarer 


1)  Eine  Einschränkung  de»  Geschwomenspruchs  auf  die  historische  Seite  des 
Rechtsfalls  wurde  teilweise  schon  durch  die  technische  Form  der  Fragestellung  er- 
reicht, insofern  nämlich  den  Geschwomen  eine  ziemhch  detaillierte  Skizze  des  ganzen 
Vorfalls  —  in  Strafsachen  die  spezialisierte  Anklageschrift  (bill  of  indictment)  —  zum 
Prüfen  und  Beantworten  vorgelegt  wurde.  Den  Geschwomen  blieb  also  die  Auf- 
gabe, aus  den  Beweisaufnahmen  die  juristisch  wesentlichen  Thatsachen  auswählen 
zu  müssen  —  für  jeden  Richter  stets  eine  der  verantwortlichsten  Aufgaben—,  erspart 
Die  Rechtsbelehrang  (vergl.  den  Text)  that  das  übrige. 
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Gegensatz  gegen  das  andere  Gebiet  der  oberen  Justizthätigkeit,  wo  die  rechts- 
gelehrten Bemfsrichter  allein  ohne  Geschwomen  in  Wirksamkeit  traten. 
Dies  geschah  unter  Umstanden  schon  im  Schofse  der  Common-LÄW-Ge- 
richtshöf e  vor  Common  Pleas  und  Kings  Bench  selbst  und  zwar  in  grolsem 
Umfang.  In  Civilsachen  geschah  es  zur  Entscheidung  von  Sachen,  die  ohne 
Beweisaufnahme  oder  auf  blofsen  Urkundenbeweis  spruchreif  waren,  (S.  768. 
A.  3),  in  Straf-  und  Polizeisachen  zur  Entscheidung  über  Beschwerden 
gegen  unrechtmäTsige  Verhaftungen  im  Habeas-Corpus-Verfahren  (unten 
S.  767)  u.  s.  w.  Aufserdem  aber  konkurrierten  mit  den  superior  courts 
of  common  law  die  beiden  grofsen,  rein  bureaukratischen  superior 
courts  of  equity,  der  Kanzlei-  und  der  Schachbrettgerichtshof,  Chan- 
cery Court  und  Court  of  Exchequer. »)  Während  der  letztere  aus 
der  Finanzgerichtsbarkeit  der  alten  Rechnungskammer  der  normannischen 
Zeit  erwachsen  war,  setzte  das  Gericht  des  Lordkanzlers  oder  seiner 
Stellvertreter,  des  Masters  of  the  Rolls  oder  der  beiden  Vicekanzler,  die 
bis  in  die  Tudorzeit  in  geistlicher  Hand  gelegene  Rechtsprechung  des 
königlichen  Geheimrats  fort,  und  beide  Gerichtshöfe  handhabten  hier 
ein  Recht,  das,  aus  der  Billigkeitsjustiz  der  Lehnsmonarchie  und  aus 
kanonischen  Elementen  hervorgegangen,  sich  zwar  nicht  mehr  nur  in 
einem  ungebundenen  billigen  Ermessen  auflöste,  aber  gewohnheitsmäfsig 
und  ohne  Gesetzesanhalt  auf  der  selbstgeschaffenen  Praxis  des  Gerichts- 
hofes ruhte. 

Aber  der  ganze  wohldurchdachte  und  harmonische  Apparat  versagte 
an  der  grofsen  Masse  geringerer  Civil-,  Straf-  und  Verwaltungssachen, 
die  für  den  kleinen  Mann  sowohl  als  Rechtsuchenden  wie  als  Ange- 
schuldigten oft  die  einzige  Gelegenheit  geben,  die  ihn  mit  der  Rechts- 
pflege zusammenführt     Gerade  auf  diesem  Gebiet  entfaltete  sich  der 


1)  Alle  vier  oberen  Gerichtshöfe  (superior  coarts)  tagen  in  dieser  Zeit  za 
Westminster  und  werden  deshalb  kuizw^  als  Westministergerichtshöfe  zusammen- 
gefafst;  sie  stehen  im  Gegensatz  zu  den  bureaukratischen  inferior  courts  (Admira- 
litäts-,  Konkuisgericht  etc. ;  vergl.  unten  S.  767.  A.  1).  Auch  berühren  sie  sich  vielfach  in 
ihrer  Kompetenz.  Als  Common-Law-  und  Equity-H5fe  werden  sie  unterschieden  nach 
demKreise  der  Rechtsquellen,  die  sie  anwenden,  jedoch  so,  dafs  auch  diese  —  da  auch 
das  Common-Law  zu  grofsen  Teüen  blofser  Gerichtsgebrauch  ist  (oben  S.  516)  — 
nicht  prinzipiell  verschieden  sind  (vergl.  über  die  Bedeutung  des  Eqnityrechts  unten 
S.769).  In  der  Besetzung  sind  die  drei  Gerichtshöfe  der  Normannenzeit,  Common- 
Pleas,  Kings-Bench  und  Exchequer,  einander  gleich.  Sie  bestehen  aus  einem  Chief 
Justice  und  4  Räten  (im  Execheqner  Chief  Baron  und  Barons  genannt).  Der  Ober- 
ricfater  des  Kings-Bench  als  des  ältesten  Hofes  heilst  Lordoberrichter  von  England. 
Der  Kanzleigerichtshof  besteht  aus  dem  Lordkanzler,  dem  Master  of  the  Rolls,  den 
zwei  Vice-Chancellors  und  10  Masters  of  Chancery  (für  gerichtliche  Nebenfunktionen). 
Die  Fortdauer  seiner  Kompetenz  wurde  unter  Heinrich  IV.  und  dann  wieder  seit 
der  Spätzeit  Elisabeths  und  unter  Jakob  L  von  den  drei  alten  Gerichtshöfen  heftig 
angefochten,  behauptete  sich  aber  endgültig  (1616)  im  Streit  zwischen  dem  Lord- 
oberrichtei*  von  Kings-Bench,  Sir  Edward  Coke,  und  dem  Kanzler  Ellesmere. 
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standische  Charakter  der  Justiz  fast  schrankenlos.  Hier  präsidierten  in  den 
gemeinen  Deliktsfällen  ohne  peinliche  Strafe (misdemeanours),  in  Vermögens- 
delikten,  kleinen  Fälschungen,  Staatsvergehen  u.  s.  w.  die  Friedensrichter 
den  Geschwomen;  ihre  „  Viertel jahrssitzungen^,  quarter  sessions  of  thepeace, 
lagen  also  in  der  Hand  von  Kollegien  nichtrechtsgelehrter  Landedelleute, 
in  denen  die  Trennung  von  Vorsitz  und  Wahrspruch,  von  Rechts-  und  Be- 
weisprüfung (S.  764)  kaum  noch  ins  Gewicht  fiel,  und  die  allenfalls  nur 
durch  ihre  kollegiale  Besetzung  eine  Gewähr  für  sorgfältige  Prüfung  boten. 
Nicht  minder  einseitig  aber  war  das  Gentry -Element  in  den  ständigen 
Bagatellsitzungen,  den  „petty  sessions",  vertreten,  in  denen  die  Friedens- 
richter ohne  Geschworne  zu  einen,  zweien  oder  dreien  die  geringfügigen 
Strafsachen  als  matters  of  summary  cönviction  und  die  kleinen  Civil- 
Streitigkeiten  höchst  formlos  erledigten.  In  derselben  Weise  endlich,  durch 
ungebundenes  Eingreifen  einzelrichterlicher  Thätigkeit,  steckten  die  Frie- 
densrichter ihre  Hand  auch  in  das  Verfahren  gegen  Kapitalverbrecher,  da 
ihnen  hier  das  ganze  Vorverfahren  (information) —  erste  Ermittlung,  Verhaf- 
tung, Sammlung  aller  Beweise  für  die  Anklage  —  oblag  (unten  S.  771).  Und 
endlich  erschöpfte  sich  im  friedensrichterlichen  Verfahren  fast  alles,  was 
überhaupt  von  verwaltungsgerichtlicher  Prüfung  im  öffentlichen 
Leben  Englands  vorhanden  war.  Während  hier  in  der  alten  Zeit  teils  der 
privy  Council,  teils  die  Reichsgerichte  die  eigentliche  Beschwerdeinstanz 
gegen  Steuer-,  stralsen-,  militär-,  handelspolizeiliche  Beschränkungen  des 
Einzelbürgers  oder  der  Gemeinden  gebildet  hatten,  hatte  es  das  Parlament 
durch  zahlreiche  Akte  dahin  gebracht,  dafs  im  Zweifel  überall  die  friedens- 
richterlichen Vierteljahrssitzungen  als  Zwischeninstanz  für  die  Mafsregeln 
(Orders)  der  einzelnen  Friedensrichter  eingeschoben  wurden,  und  der  Erfolg 
wurde  erreicht,  dafs  von  den  an  den  Londoner  Gerichtshöfen  erwachsenden 
Verwaltungssachen  nur  eine  relativ  kleine  Zahl  übrig  blieb  *);  es  wurde  mit 
andern  Worten  erreicht,  dafs  die  exekutiven  Verwaltungsbehörden,  die  für 
die  Grafschaften  eben  die  Friedensrichter  waren,  jeder  andren  Kontrolle 
als  der  eines  Kollegiums  ihrer  Standesgenossen  ledig  wurden,  und  dafs 
damit  überhaupt  die  Ansätze  einer  eigentlichen  Verwaltungsgerichtsbar- 
keit, wenn  man  deren  Wesen  in  einem  Dualismus  ausübender  und 
entscheidender  Organe  richtig  erfafst,   verkümmerten.  2)     Das  Bild  der 

1)  Noch  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  beschrankte  sich  die  Zahl  der  ver- 
waltungsgerichtlichen Entscheidungen  der  hohen  Gerichtshöfe  auf  etwa  100  (Gnbist, 
S.  656). 

2)  Das  im  Text  Gesagte  stimmt  mit  der  Schilderung  der  Verwaltungsjnris- 
diktion  bei  Gneist,  Verfassungsgeschichte,  S.  650  ff.,  und  Selfgovemment ,  S.  50  ff. 
sachlich  durchaus  überein.  Wenn  nichtsdestoweniger  Gneists  Darstellung  in  einen 
Pauegyricus  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  ausläuft,  so  erklärt  sich  dies  daraas, 
dafs  er  von  unrichtigen  Grundanschauungen  über  das  Wesen  dieser  Justiz  ausgeht. 
Er  sieht  deren  Zweck  darin  erreicht,  dafs  die  Friedensrichter  die  administrativen 
Mafsregebi  in  formulierter  Polizeiverfügung  (order)   treffen,  und   dafs  sie 
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gesamten  Diederen  Rechtspflege  Englands  wich  also  von  dem  des  gleich- 
zeitigen Frankreich  nur  wenig  ab.  Wo  dort  die  durch  niemand  tiber- 
wachte Büreaukratie  stand ,  wurde  in  England  die  nicht  minder  unbe- 
schränkte aristokratische  Klasse  thätig.  Auch  im  übrigen  drängt  sich  in 
vielen  Punkten  die  Analogie  auf.  Denn  auch  in  England  wurde  der  regel- 
mälsige  Prozelsgang  und  Instanzenzug  durch  Sonderkompetenzen  durch 
brechen,  in  auffälligster  Weise  durch  das  Privileg,  das  dem  Lord  aller 
drei  verbtindeten  Reiche  in  Verbrechensfällen  einen  Gerichtsstand  vor 
dem  Oberhaus  seiner  hochadligen  Standesgenossen  und  damit  annähernd 
die  Straffreiheit  oder  doch  eine  bedeutende  Strafmilderung  verlieh.^) 
Wie  in  Frankreich  fehlte  femer  eine  feste  gesetzliche  Abgrenzung  der 
Kompetenzen.  Während  die  Friedensrichter  vor  ihre  Vierteljahrssitzungen 
an  sich  auch  Kapitalfälle  (felonies)  des  Assissenrichters  ziehen  konnten, 
war  es  anderseits  dem  Reichsgericht  möglich,  Sachen  der  unteren  Instanz 
durch  ^writ  of  certiorari^^  abzuberufen,  wie  in  den  französischen  övocations 
(S.  678).  ^)  Es  war  nur  das  Seitenstück  dazu,  dafs  auch  das  Kompetenzver- 
hältnis der  oberen  Gerichtshöfe  unter  einander  flüssig  war.  3) 

dieselben  in  kollegialer  Besetzung  vornehmen.  Er  verkennt,  dafs  dies  neben- 
sachliche Garantien  sind.  Die  wesentliche  Kontrolle  liegt  nach  früherem  (I.  S.  215) 
darin,  dafs  zwei  von  einander  unabhängige  Organe  in  Wirksamkeit  treten. 
Gerade  das  aber  wird  von  der  herrschenden  Klasse  des  18.  Jahrhunderts  hinter- 
trieben ,  wenn  sie  durchsetzt,  dafs  die  Orders  der  einzelnen  Friedensrichter  nur  an 
die  Vierteljahrssitzungen  aller  Friedensrichter  kommen  sollen,  während  die  Abberu- 
fung der  Sache  an  die  Reichsgerichte  (durch  writ  of  certiorari,  vergl.  unten  im  Text) 
durch  eine  ständige  Klausel  der  entsprechenden  Gesetze  ausgeschlossen  wird.  Die  Ent- 
wicklung geht  also  im  18.  Jahrhundert  nicht,  wie  Gneist  es  darstellt,  auf  Aus b  a u  eines 
Systems  der  Verwaltungsjurisdiktion,  sondern  auf  Rückbildung  der  vorhandenen 
Ansätze,  d.  h.  dahin,  dafs  sich  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  in  der  exekutiven  Ver- 
waltung und  zwar  einer  klassenpolitischen  Verwaltung,  wieder  auflost.  Als  Proben 
können  auch  hier  die  Einbegungen  und  Verkoppelungen  gelten  (oben  S.  759).  Sie 
waren  möglieh,  weil  die  administrativen  Verfügungen  der  grundherrlichen  Friedens- 
richter durch  die  Vierteljahrssitzungen  der  Standesgenossen  regelmäfsig  gedeckt 
wurden  (Hasbach,  a.  a.  0.,  S.  60). 

1)  Andere  Sonderkompetenzen  bilden  die  Ecclesiastical  Courts  (für  Pfründen- 
prozesse, Ehesachen,  Testamentssachen),  der  Court  of  Admiralty  (Schiffahrtsstreitigkei- 
ten, Entschädigungsklagen  wegen  Zusammenstofs  auf  See),  der  Court  of  Bankruptey. 
Näheres  vergl.  bei  Marquasdsen,  Bests  Englisches  Beweisrecht,  Anhang.  §  7  f f . 

2)  Auch  abgesehen  von  der  Abberufung  einer  ganzen  Streitsache  greifen  die 
oberen  Gerichtshöfe  in  Einzelfragen  in  die  Thätigkeit  der  unteren  Gerichte  und 
Verwaltungsbehörden  ein,  vor  allem  durch  Writ  of  Mandamus,  Anweisungen  an 
die  Unterbehörde  (von  Kings-Bench  auch  an  Gemeinden  gerichtet,  z.  B.  um  eme 
kassierte  Parlaments-  oder  Magistratswahl  neu  vorzunehmen),  —  durch  Writ  of 
Prohibition  (Kassation  einer  unterbehördlichen  Verfügung  und  Hemmung  ihres 
Vollzugs)  und  das  bekannte  Writ  of  Habeas  Corpus  (Eingriff  in  eine  unterbe- 
hördliche Zwangsmaf sregel ;  vergl.  darüber  oben  S.  732  zu  Anm.  1). 

3)  Der  in  erster  Linie  nur  noch  für  Strafsachen  bestimmte  Kings-Bench  (S.501) 
entscheidet  z.  B.  civiliter  über  die  Entschädigungsklage  aus  Friedbruch  (trespass)  und 
zieht  nunmehr  mit  Hilfe  der  Fiktion  eines  solchen  Gewaltaktes  auch  andre  Klagen 
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Das  Verfahren  und  das  darin  anzuwendende  Recht  war  nicht 
geeignet,  einen  festen  Damm  gegen  die  ständische  oder  willkürliche 
Handhabung  der  Gerichtsinstitutionen  zu  schaffen. 

Im  Civilprozefs  wiederholte  sich  eigentümlicher  Weise  die  Er- 
scheinung, die  auch  im  französischen  Prozefs  des  Ancien  regime  die 
bürgerlichen  Kechtsstreitigkeiten  beherrschte,  das  dominierende  Eingreifen 
der  Rechtsanwälte.  Da  wie  in  Frankreich,  so  auch  hier  das  Gerichts- 
verfahren in  allmählicher  Umbildung  aus  den  germanischen  Formen 
erwuchs,  so  mufste  die  andauernde  Unverantwortlichkeit  der  Parteien 
für  den  Betrieb  des  Prozesses  naturgemäfs  auch  in  England  einen  über- 
aus zahlreichen  Stand  von  Rechtsbeiständen  hervorrufen,  die  als 
„attomeys''  oder  „solicitors"  0  helfend  einsprangen,  um  dem  Geschäfts- 
mann, Kapitalisten  oder  Grundbesitzer  bei  jeder  Art  von  Rechtshand- 
lungen und  vor  allem  bei  den  gerichthchen  zur  Hand  zu  gehen.  Das 
System  führte  weiter  dazu,  dals  über  dieser  Masse  nur  technisch  und 
wenig  juristisch  gebildeter  Sachwalter  eine  engere  streng  korporativ  or- 
ganisierte und  rekrutierte  Zunft  der  „Barristers"  sich  abhob,  die  das 
Monopol  der  Plaidoyers  vor  den  grolsen  Gerichtshöfen  zu  London  und 
vorderen  Kommissaren  erwarben.  Schon  das  Bedürfnis  eines  doppelten 
Vertreters  machte  den  Prozefs  umständlich  und  teuer,  nur  für  den  Be- 
mittelten brauchbar.  2)  Der  Formalismus,  der  sich  dem  Überwuchern 
der  Form  im  deutschen  Civilprozefs  (S.  701)  näherte  und  den  des  alt- 
französischen weit  überbot,  wirkte  in  der  gleichen  Richtung.  Er  schlofs 
die  nur  historisch  erklärbare  wunderliche  Gepflogenheit  ein,  dafs  jede 
erhebliche  Streitsache  aus  irgend  einem  Teil  des  Landes  zunächst  bei 
einem  der  Londoner  Gerichtshöfe,  vor  allem  bei  Common-Pleas,  ein- 
geklagt und  ebendort  durch  einen  Schriftwechsel  der  Attomeys  (pleadings) 
vorbereitet  oder  richtiger  schriftlich  und  aufsergerichtlich  durchverhandelt 
werden  mufste,  und  dafs  erst  dann,  wenn  beweisbedürftige  Thatsachen- 
streitpunkte  (issues)  hervortraten,  ein  Sitzungstag  in  der  Grafschaft  vor 
Geschwomen,  unter  Vorsitz  eines  Reichsgerichtskommissars  und  mit 
Plaidoyer  der  Barristers  abgehalten  wurde.  3)    Nicht  viel  weniger  teuer 

vor  sein  Forum.  Der  Exchequer,  an  sich  nur  für  Streitigkeiten  der  Finanzverwal- 
tung kompetent,  fingiert,  dafs  der  Kläger  Schuldner  des  Königs  sei,  der  den  Fiskus 
nicht  befriedigen  könne,  weil  er  von  seinem  eignen  Schuldner  nicht  bezahlt  werde, 
und  schafft  sich  so  seine  Zuständigkeit  für  gewöhnliche  Oivilprozesse. 

1)  Ihr  Name  ist  Attomey,  wenn  sie  bei  den  Common-Law-Gerichtshöfen  (Com- 
mon-Pleas, Kings-Bencfa),  —  Solicitor,  wenn  sie  bei  dem  Equity-Gerichtshof  (Chan- 
cery-Court und  Exchequer-Court  zugelassen  sind. 

2)  Es  wird  dadurch  noch  teurer,  dafs  —  wie  sich  aus  der  weiteren  Schilde- 
rung des  Prozefsgangs  ergiebt  —  die  nicht  in  London  wohnende  Partei  wiederum 
einen  Korrespondenzanwalt  in  ihrer  Heimat  und  einen  prozefsbetreibenden  Anwalt 
in  London  braucht. 

3)  Das  ist  die  Sitzung  der  oben  (S.  763)  erwähnten  Nisi-Prius-Kommission.  Ist 
die  Sache  bereits  nach  dem  Schriftenwechsel  und  nach  Mafsgabe  der  etwa  mit  über- 
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und  umständlich  war  das  Verfahren,  das  in  vielen  Civilsachen  vor  dem 
konkurrierenden  Equity-Gerichtshof  des  Lordkanzlers  (S.  765)  eingeleitet 
wurde.  Dessen  Thätigkeit  hatte  vermöge  der  freieren  Stellung,  die  er 
gegenüber  dem  geschriebenen  Statutenrecht  und  der  starr  konservativen 
Praxis  der  älteren  Gerichtshöfe  des  Common-Law  einnahm,  allerdings 
unschätzbaren  Wert  für  die  gesamte  Bechtsentwicklung.  Er  war  in  der 
Lage,  auf  gewohnheitsrechtlichem  Wege  neue  Privatrechtsansprüche  aus- 
zubilden in  der  Weise,  wie  dies  im  republikanischen  Born  die  Edikte 
des  Prätors  und  des  Adilen  zu  stände  gebracht  hatten  (S.  254).  Der 
Eanzleigerichtshof  wurde  damit  die  Stelle  der  Rechtspflege,  wo  den 
neuen  Bedürfnissen  des  gesteigerten  Geschäftsverkehrs,  Ansprüche  auf 
Entschädigung  wegen  Irrtums  (mistake)  oder  Zufall  (accident),  auf  Unter- 
lassen störender  Eingriffe  in  Pateute  und  geistiges  Eigentum,  auf  Annullie* 
rung  betrügerischer,  wucherischer,  übervorteilender  Bechtsgeschäfte  (fraud), 
auf  Vollzug  von  Stiftungen  und  Vereinszwecken  aller  Art  (trustees)  und 
ähnlichem  Rechnung  getragen  wurde,  i)  Aber  auch  am  Kanzleigericht  war 
das  Verfahren  mangelhaft.  Die  unbegrenzte  Herrschaft  des  Bureaus  schuf 
hier  noch  lästigere  Formen  ^)  und  führte  eigenmächtig  neue  Institute  in  die 
Justiz  ein,  die  wie  besonders  die  eidliche  Vernehmung  der  Partei  selbst 
in  der  Art  eines  Zeugen  zur  gesamten  germanischen  Rechtsentwieklung 
in  Widerspruch  traten  und  die  Grundgedanken  alles  gedeihlichen  Givil- 
prozefsrechts,  die  freie  Parteibewegung  hinter  der  einseitigen  amtlichen 
Bevormundung  in  ähnlicher  Weise  zurückdrängte,  wie  dies  gleichzeitig 
die  preufsische  Prozefsgesetzgebung  versuchte  (S.  705).  Soviel  ist  nach 
zahllosen  späteren  Klagen  und  Verhandlungen  sicher,  daXs  diese  Rechts- 
pflege für  den  kleinen  Mann  oder  gar  für  den  ganz  Mittellosen  kaum 
vorhanden  war.  Er  war  auf  die  ganz  unzulänglichen  und  unausge- 
bildeten  Organe  in  den  Grafschaften  angewiesen,  zum  Teil  auf  notbehilf- 
lich eingerichtete  Lokalgerichte  von  problematischem  Wert. 

Im  Straf  pro  zess  stach  allerdings  das  Verfahren  von  dem  des 
Festlands,  sowohl  dem  französischen  wie  dem  deutschen,  beträchtlich  ab, 
und  zwar  anscheinend  nur  zum  Vorteil  des  englischen.  Im  Gegensatz 
zu  dem  Inquisitionsprozels,  der  alle  Untersuchungshandlungen,  die  Vor- 
ermittlungen wie  die  Sammlung  aller  Beweise  für  das  Urteil,  im  heim- 
reichten Vertrags-,  Testamentsurkuuden  etc.  spruchreif,  so  kommt  es  überhaupt  nicht 
zur  Einberufung  einer  Jury,  sondern  die  Sache  wird  auf  Grund  der  rechtlichen  Be- 
urteilung des  Gerichtshofes  direkt  entschieden  (oben  S.  765). 

1)  Aufserdem  war  der  Kanzieihof  zustandig  für  Rechnungsprozesse  und  für 
Prozesse  Minderjähriger,  da  er  Obervormund  aller  Mindeijährigen  war.  Es  stand 
aber  ziemlich  fest,  dafs  er  sich  um  Mündel  nur  kmnmerte,  wenn  sie  Vermögen  hatten. 

2)  Die  Instruktion  des  Prozesses  erfolgt  auch  hier  durch  Schriftenwechsel.  Auf 
die  Klage  wird  dem  Beklagten  durch  den  „Sub-poena-Befehl*^  aufgegeben,  zu  ant- 
WOTten.  Die  Beweisaufnahmen  werden  duitih  Kommissare  (also  ähnlieh  wie  im 
Common-Law-Prozefs,  aber  ohne  Geechwome)  erledigt 
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lieben  Verfahren  eines  beamteten  Einzelricbtere  ohne  Verteidigung  des 
Beschuldigten  durchtrieb  und  das  Urteil  auf  das  einseitig  und  befangen 
zusammengestellte  Aktenmaterial  gründete,  rettete  sich  das  englische  Becht 
aus  dem  germanischen  Staat  den  „TriaP,  die  öffentliche  mündliche  Haupt- 
verhandlung, in  der  unter  Mitwirkung  eines  verteidigenden  Anwalts  der 
Beschuldigte  den  Spruch  über  Schuld  und  Nichtechuld  empfing,  ohne 
selbst  im  einzelnen  über  das  Verbrechen  verhört,  geschweige  denn  durch 
die  Folter  zum  Geständnis  genötigt  zu  werden.*)  Noch  wichtiger  war, 
dafs  durch  den  Aufbau  des  Verfahrens  dem  urteilenden  Gericht  die  Mög^ 
lichkeit  erhalten  wurde,  unvoreingenommen  an  die  sich  vor  ihm  ab- 
spielende Beweisaufnahme  über  die  Anklage  und  an  die  Prüfung  der  Be- 
weise wie  an  die  der  Rechtsfrage  heranzutreten;  denn  die  Urteilsge- 
schworenen und  ihr  Vorsitzender  hatten  mit  dem  Vorverfahren  nichts 
zu  thun,  empfingen  vielmehr  die  Anklage  einer  bestimmten  Person  wegen 
der  bestimmten  Strafthat  aus  fremder  Hand  in  Form  einer  fest  formu- 
lierten Verdachtsbehauptung,  in  Form  der  „Bill  of  indictment*,  die  vom 
Ankläger,  von  Polizeiorganen  und  Friedensrichter  vorbereitet  und  von  den 
Anklagegeschworenen  zur  Hauptverhandlung  verwiesen  worden  war. 
Die  unheilvolle  Vermischung  von  Verdachtsermittlung  und  Schuldprüfnng, 
die  Hauptschwäche  des  Untersuchungsprozesses,  die  der  festländischen 
Strafrechtspflege  die  Unparteilichkeit,  also  dem  Urteil  allen  Wert  nahm  und 
den  geordneten  Strafprozefs  schliefslich  in  der  polizeilichen,  formlosen  Ab- 
strafung (S.  676)  aufzulösen  drohte,  wurden  dadurch  vermieden.  Aber  dem- 
gegenüber übersieht  man  nur  zu  leicht,  dafs  der  englische  Strafprozefs  an 
der  entgegengesetzten  Stelle  an  einem  kaum  minder  grofsen  Übelstand 
krankte.  Bewahrte  er  sich  die  Unparteilichkeit  der  Prüfung,  so 
hatte  er  in  der  Energie  des  Betriebs  der  Verbrechensverfol- 
gung völlig  Schiffbruch  gelitten.  Wenn  der  italienische,  französische, 
deutsche  Strafprozefs  sich  gerade  dadurch  aus  den  mittelalterlichen  Pro* 
zefsformen  herausgehoben  hatte,  dafs  er  die  Pflicht  des  Staats  und  seiner 
Beamten,  die  Verbrecher  aufzuspüren,  zu  verhaften  und  zur  Verantwortung 
zu  ziehen,  schroff  durchgeführt  und  aus  ihr  jene  konzentrierte  Macht  des 
Untersuchungsrichters  entwickelt  hatte,  so  war  in  England  die  Straf* 
rechtspflege  in  demselben  Verhältnis  in  das  alte  System  der  Privatanklage 
zurückgesunken^  als  die  königliche  Bureaukratie  zuerst  gelähmt  und  dann 
vernichtet  worden  war.^j  Die  von  den  ursprünglichen  Grundsätzen  des  1 3.  Jh. 
(S.  508)  gebilligte  Anklage  des  Verbrechens  aus  eigener  Initiative  der  Anklage- 


1)  Das  Recht,  einen  Verteidiger  zuzuziehen,  gab  die  Praxis  dem  Angeklagten 
allerdings  bis  zum  Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  nur  bei  misdemeanours  (oben  S.  766), 
nicht  bei  felonies,  den  Kapitalverbrechen.  Unter  letzteren  wurde  nach  der  Revolution 
nur  eine  wichtige  Ausnahme  für  Hochverratsfölle  gemacht  (7.  und  8.  WUl.  111.  c  23. 1695). 

2)  Zur  Gegenüberstellung  des  englischen  und  des  Inquisitionsprozessee:  Richard 
ScH&uDT,  Herkunft  des  Inquisitionsprozesses.  1902.  S.  6  ff. 
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geschworenen  (presentment)  verbot  sieh  mit  der  Zeit  von  selbst,  da  die 
Geschworenen  in  modernen  Verhältnissen  nur  sehr  selten  aus  privater 
Wissenschaft  über  das  erforderliche  Belastungsmaterial  verftigten.  Ein 
staatlicher  Beamter,  der  das  Material  ermittelte,  fand  sich  nur  unter 
besonderen  Bedingungen.*)  Folglich  mutete  als  ^Betreiber''  (prosecutor) 
irgend  ein  Bürger  einspringen,  den  Delinquenten  ausfindig  machen,  ver- 
haften lassen,  überführen  und  die  Anklageschrift  bei  der  grand  jury  ein- 
reichen, endlich  die  Anklage  in  der  Hauptverhandlung  mit  Hilfe  eines  An- 
walts vertreten,  wenn  nicht  im  früheren  oder  späteren  Stadium  des  Pro- 
zesses die  Untersuchung  stocken  oder  ergebnislos  im  Sande  verlaufen 
sollte.  Das  einzige,  was  der  Staat  zu  der  die  Öffentlichkeit  und  die 
ganze  Bechtsordnung  im  eminenten  Sinn  berührenden  Funktion  bei- 
trug, hatte  auch  auf  diesem  Gebiet  die  Gesetzgebung  der  Tudors  ge- 
schiüEfen.  Sie  hatte  mindestens  die  Friedensrichter  als  Vermittler  zwischen 
den  bestohlnen,  betrogenen  und  sonstigen  Verletzten  und  der  Anklage- 
jury eingeschoben  und  das  friedensrichterliche  Vorverfahren  (information) 
so  gestaltet,  dafs  der  Beamte  des  Selfgovanment  den  Verletzten  nicht 
nur  unterstützte,  sondern  sogar  wider  Willen  zur  Anklage  heranzog  und 
mittels  Geldkaution  zu  deren  Durchführung  verpflichtete. 2)  Aber  im 
Verhältnis  zu  den  festländischen  Verhältnissen  war  dies  ein  Notbehelf, 
der  entsprechend  dürftig  wirkte.  Er  konnte  daran  nichts  ändern,  dafs  sich 
die  Privatpersonen  dem  lästigen  Kosten-,  Zeit ,  Müheaufwand,  den  ihnen 
die  Verfolgung  eines  Verbrechens  im  Interesse  der  Gesellschaft  und  ohne 
Vorteil  für  sich  selbst  aufwalzte,  nach  Kräften  zu  entziehen  bestrebt  waren. 
Für  den  wohlhabenden  Verbrecher,  vor  allem  für  den  der  herrschen- 
den Gesellschaft  angehörigen,  bestanden  natürlich  dieselben  Mittel,  sich 
der  Anklage  durch  Abfindung  des  Verletzten  oder  durch  Einschüchterung 
zu  entledigen,  wie  sie  in  dem  sehr  ähnlichen  Strafprozefssystem  der  spät- 
römischen Zeit  bestanden  hatten  (S.  252),  und  auch  da,  wo  die  Anklage 
erzwungen  oder  freiwillig  erhoben  wurde,  bot  die  technische  üngewandtheit 
beim  Mangel  aller  und  jeder  einheitlich  organisierten  Kriminalpolizei  keinen 
Ersatz  für  einen  offiziellen  Verfolger.  Der  Betrieb  der  Strafjustiz  wäj  aner- 
kanntermalsen  von  einer  sozialgefährlichen  Lahmheit.  Sie  liefs  die  Gesell- 

1)  Aus  ältester  Zeit,  dem  13.  Jahrhundert,  datierte  der  Ansatz  eines  amtlichen 
Untersuchungsrichters  und  Prozefsbetreibers  nur  in  Gestalt  des  Coroner  (oben  S.  753. 
Anm.  3),  der  —  von  der  Graf  schalt  gewählt  —  inTötnngsf  allen  einschritt  Er  wurde 
nach  dem  grofsen  Umschwung  der  Verfassungsverfaältnisse  unter  Heinrich  ni.  (S.  499) 
nicht  fortgebildet.  Bei  Staatsverbrechen  übernahmen  die  beiden  Rechtsanwälte 
der  Krone,  die  in  erster  Linie  die  fiskalischen  Interessen  in  Civilprozessen  zu  ver- 
treten hatten ,  der  attomey  general  und  der  solidtor  general  (vergl.  oben  S.  76S. 
Anm.  1),  auch  die  Anklage  in  Strafsachen. 

2)  Genaues  hierüber  bei  Richabd  Schmidt,  Staatsanwalt  und  Privatkläger.  1901. 
S.  82  ff.  Diese  ausdrücklich  statuierte  und  eizwingbare  An k läge p flicht  ist  im  17. 
und  18.  Jahrhundert  allerdings  nur  bei  schweren  Verbrechen  (felonies)  anerkannt  worden. 
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Schaft  ebenso  häufig  gegenüber  dem  Verbrecher  im  Stich,  wie  anf  dem  Fest- 
land den  vielleicht  nnschnldigen  Verdächtigen  im  Kampf  mit  dem  Staat  0 
Dabei  war  der  Mifsstand  um  so  auffälliger,  als  auf  dem  Gebiet, 
wo  e«  wirklich  zum  urteil  kam,  eine  Verworrenheit  der  strafrecht- 
lichen Grundsätze  über  Verbrechen  und  Strafen  herrschte, 
die  nicht  minder  grofs  war  als  in  Frankreich  (S.  675).  Allerdings  hatte 
England  anscheinend  ein  gesetzlich  geregeltes  oder  gewohnheitsrechtlich 
gesammeltes  Strafrecht,  dasjenige,  welches  in  dem  Statute  law  und  com- 
mon law  von  fünf  Jahrhunderten  niedergelegt  war  (S.  517).  Aber  es 
liegt  auf  der  Hand,  dafs  die  Bestimmungen  über  Hochverrat,  Diebstahl, 
Münzfälschung  oder  Meineid,  in  denen  sich  Gesetze  Heinrichs  I.  und 
Eduards  III.  mit  Richtersprüchen  der  Kings-Bench  aus  der  Zeit  Hein- 
richs VIII.  und  Karls  II.  mischten,  das,  was  allein  einem  geschriebenen 
Rechtssystem  Wert  verleiht,  nämlich  feste  Grundsätze,  völlig  vermissen  liefs. 
Die  Merkmale  der  Verbrechensthatbestände  waren  veraltet,  ergänzt,  durch 
Ausnahmen  durchbrochen  und  dementsprechend  die  Strafdrohungen  ein 
vom  Zufall  und  hundert  Gelegenheitsnormen  zusammengestoppeltes  Ge- 
wirr heterogener,  bald  maCslos  harter,  bald  viel  zu  lax  gewordener 
Satzungen,  die  den  leitenden  Gedanken  der  konstitutionellen  Glanzzeit, 
der  von  der  Magna  Charta  und  ihren  Nachfolgerinnen  verheifsenen 
Proportionalität  zwischen  Verbrechen  und  Strafen  (S.  492)  längst  wieder 
untreu  geworden  waren.  In  zahlreichen  schweren  DeUktsfällen  hatte 
das  sinkende  Mittelalter  vermöge  eines  eigentümlichen  technischen  Hilfs- 
pnittels,  durch  das  Zugeständnis  der  ^^geistlichen  Rechtswohlthat^,  benefit 
of  dergy,  die  ursprüngliche  Todesstrafe  beseitigt,  und  dann  hatte  die 
strammere  Zucht  des  Absolutismus  bei  einer  Reihe  der  schwersten  wiede- 
rum durch  Aufhebung  des  beneficium  clericale  dajs  richterliche  Ermessen 
losgebunden.^)    So  kam  es,  dafs  im  18.  Jahrhundert  eine  aufserordent- 

1)  Das  Gaunertum,  besonders  das  der  StraTsenräuber,  ^^rassiert  deshalb  auch  nach 
der  Revolution  und  im  17.  u.  18.  Jahrfa.  in  ebenso  verkehrsstorender  Weise  wie  auf  dem 
Festland  (v^LMacauiay,  Geschichte,  Kap.  19.,  die  Ber.  des  j.Walpole  bei  Hetiner,  8.495U 

2)  iDas  benefit  of  cler^  war  in  seiner  ursprünglichen  Bedeutung  (im  Sinne 
des  13.  Jahrhunderts)  das  Recht,  zur  Aburteilung  an  den  geistlichen  Richter  ausge- 
liefert zu  werden  (oben  S.  585).  Da  als  Kennzeichen  des  EJerikers  Lesen-  und 
8chreibenkönnen  galt,  so  brachte  die  Zunahme  der  Bildung  es  mit  sich,  dafs  die 
schwache  staatliche  Justiz  im  15.  Jahrhundert  sich  eine  mafslose  Ausdehnung  auf 
alle  einigennafsen  Gebildeten  gefallen  liefs.  Die  Tndors  schritten  seit  Hdnrich  VU. 
streng  gegen  die  Umgehung  des  staatlichen  Richters  ein  (Busch,  Heinrich  VIL, 
S.  281  ff.).  Immerhin  äufserte  das  Privileg  auch  nunmehr  noch  die  Wirkung,  dafs 
bei  Felonie,  mindestens  im  ersten  Begehnngsf all,  der  Privilegierte  vor  der  Todes- 
strafe gesichert  war.  Es  bewirkte  also,  da  seine  Vorbedingung  (Elementarbildung) 
dieselbe  blieb,  direkt  eine  ständische  Ungleichheit  der  Strafarten;  nur 
wurde  durch  neuere  Statuten  allmählich  eine  immer  wachsende  Zahl  schwerer 
Feloniens  bei  allen  Personen  des  beneficium  unteilhaftig  erkJärt,  sog.^Felonieswithont 
olergy^:  Mord,  Strafsenraub,  Einbruch  zur  Nachtzeit,  Viehdiebstahl,  Brandstiftung  etc. 
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lieb  grolse  Gruppe  von  Tbatbeständen  der  Todesstrafe  unterstand ,  dals 
aber  ebenso  prinziplos  wie  auf  dem  Festland  der  Richter  als  Surrogat 
für  kleine  oder  grofse  Verbrechen  das  Gefängnis  einschieben  konnte, 
das  England  sogar  zuerst  von  den  europäischen  Staaten  zu  London 
(1555)  eingerichtet  hatte.  ^)  Daneben  hatte  die  Ära  der  Eolonialpolitik 
seit  Elisabeth  in  der  Deportation,  teilweise  offiziell  in  der  Vergünstigung 
des  zum  Tode  Verurteilten,  sich  auf  eigne  Kosten  „nach  Seiner  Majestät 
Besitzungen  transportieren  zu  lassen^,  ein  zweites  Mittel  entwickelt,  um 
die  peinliche  Strafe  abzulösen.  ^)  Aber  dem  individuellen  Interesse  schäd- 
lich waren  auch  diese  beiden  Mafsregeln.  Die  Deportation,  besonders 
seit  Karl  II.  in  Blüte,  bedeutete  einen  un verhüllten  Menschenschacher 
nach  den  plantagenbauenden  Südkolonien  Nordamerikas  ^),  und  seit  dem 
Ende  des  spanischen  Erbfolgekriegs  ging  sie  in  der  That  in  der  viel 
billigeren  und  viel  roheren  Einfuhr  von  afrikanischen  Negersklaven 
unter,  die  den  Engländern  daraus  als  Gewinn  zufiel  (S.  609).  In  den 
englischen  Zuchthäusern  aber  griff  die  gleiche  Verwilderung  und  Ver- 
lotterung um  sich,  wie  auf  dem  Festland,  und  zwar  um  so  mehr,  als  die 
Gefängnisse  gemäfs  der  englischen  Decentralisation  ohnehin  Grafschafts- 
und  Kommunalsache  waren.  Ein  klassischer  Zeuge  berichtete  im 
Jahr  1777  vor  den  Schranken  des  Unterhauses  über  eine  mit  pedan- 
tischer Gewissenhaftigkeit  und  rührendem  Opferwillen  unternommene 
Wanderung  durch  alle  Gefängnisse  Englands  und  der  wichtigsten  Fest- 
landstaaten und  bekundete,  dafs  er  überall  mit  Ausnahme  der  hollän- 
dischen und  niederdeutschen  Grofsstädte  das  gleiche  Elend,  den  gleichen 
Schmutz  und  Müfsiggang  gefunden  habe.  Die  Lage  des  Verbrechers, 
und  zwar  besonders  des  Verbrechers  der  niederen  Klassen,  war  also  auch 
in  England  schlecht  genug.  Die  prinzipiellen  Gegensätze  gegen  das 
Festland  dürfen  zwar  nicht  verkannt  werden.  Sie  ergaben  sich  vor 
allem  schon  daraus,  dafs  es  ein  standrechtliches  Verfahren  wegen 
schwerer  Verbrechen  nicht  gab,  was  ohne  weiteres  auch  die  Höhe  der 
Strafen  mit  beinfluf ste.  ^)  Es  kam  femer  dem  Angeklagten  zu  gute,  dafs 

1)  Über  die  Anfänge  des  Londoner  Zuchthauses  Bridewell  vergl.  v.  Hippel, 
Zeitschrift  für  Straf rechtswissenschaft,  18.425. 

2)  Die  Transportation  wird  durch  Gesetze  Karls  IL  (1671)  zuerst  in  den  Viertel- 
jahrssitzungen  der  Friedensrichter,  also  bei  misdemeanours ,  dann  (1682)  allgemein 
bei  felonies  für  zulässig  erklärt.  Sie  trifft  nun  hauptsächlich  die  Verbrechen,  die 
das  benefit  of  dergy  besitzen.  Seit  Georg  L  (1707)  wurde  sie  als  gnadenweise  Er- 
satzstrafe auch  für  nichtprivilegierte  Kapitalverbrecher  (oben  Anm.  1.  a.  £.)  gestattet 
(KoBN,  Deportation.  1898.  S.  122). 

3)  Die  Grafschaften  überlief een  den  Sträfling  Unternehmerverbänden,  die  ihn 
zum  Transport  in  miserablen  Schiffen  und  zu  freier  Verfügung  über  See  ausgeantwortet 
erhielten.  Jährlich  wurden  etwa  2000  Verbrecher  übergeführt.  Ihre  Lebensbedin- 
gungen waren  von  denen  der  Negersklaven  nicht  wesentlich  unterschieden. 

4)  Mit  andern  Worten,  die  summar}'  convictions,  in  denen  die  Friedensrichter 
ohneGeschworne,  nur  mit  den  Polizeibeamten  vorgehen  (S.  766),  erstrecken  sich 
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bei  vielen  Fällen  ein  Veretols  gegen  die  formellen  Vorschriften  des  Ver- 
fahrens, der  Anklage,  des  Beweisrechts  eine  Bestrafung  vereitelte,  i) 
Aber  ganz  abgesehen  davon,  dafs  das  nur  gelegentlich  dem  Unschuldigen 
oder  weniger  Schuldigen  nützte,  dafs  es  in  zahllosen  andemFällen,  wie  schon 
erwähnt,  den  gefährlichen  Verbrecher  auf  Kosten  der  Bürger  begünstigte, 
dafs  also  auch  diese  Schutzwehren  willkürlich  und  zufallsmäfsig  wirkten, 
war  und  blieb  die  englische  Strafjustiz  in  ihrem  Grundcharakter  ebenso 
roh  und  rücksichtslos  gegen  das  Individuum  wie  auf  dem  Festland.^) 
Nur  eine  Seite  der  Straf  Justiz,  aber  zugleich  eine  besonders  ein- 
leuchtende Illustration  der  genannten  Zustände,  bildet  die  gerichtliche 
Behandlung  der  an  Wichtigkeit  im  18.  Jahrhundert  sich  rasch  steigernden 
Organe  der  politischen  Litteratur  (oben  S.  760),  oder  mit  andern  Worten, 
die  Gestaltung  des  englischen  Prefs rechts.  Sie  ist  am  besten  geeignet, 
den  Charakter  des  durch  Scheinverfassungsformen  verhüllten  oligarchi- 
schen  Absolutismus  ins  licht  zu  setzen.  3)  Anscheinend  war  es  ein 
prinzipieller  Sieg  der  Freiheit,  als  bald  nach  der  Revolution  (1690)  die 
von  Elisabeth  geschaffene,  bis  dahin  von  allen  Regierungen,  vom  langen 
Parlament,  von  Cromwell,  von  der  Restauration  und  zunächst  auch  vom 
Eonventionsparlament  beibehaltene  Gensur  des  Staatssekretärs  zu  Falle 
kam.  *)  Aber  der  bedeutungsvolle  Akt  war  in  Wahrheit  ein  beinah  zu- 
falliges Produkt  persönlicher  Reibungen  zwischen  Ober-  und  Unterhaus^) 


in  England  nicht  (wie  in  Frankreich  und  Deutschland,  S.  676. 703)  auch  auf  Kapitalver- 
brechen von  Gewohnheitsverbrechern,  sondern  nur  auf  geringfügige  Strafthaten. 

li  Es  kann  z.  B.  Freisprechung  des  Beschuldigten  ei-wirkt  werden,  wenn  im 
Strafverfahren  geltend  gemacht  wird,  dafs  die  Anklageschrift  (bill  of  indictment) 
nicht  die  rechtserheblichen  Worte,  durch  die  das  einschlägige  Statut  den  Thatbestand 
bezeichnet  (z.  B.  bei  Diebstahl:  feloniously  took  and  carried  away)  aufgenommen 
habe  (sog.  demurrer),  —  ebenso  durch  Einwendungen  gegen  Zahl  und  ZulSssigkeit 
der  Zeugen  et«.  Ungefähre  Übersicht  der  verwickelten  Beweisregeln  des  englischen 
Strafprozesses  Stephen-Mühry  (oben  S.  762),  S.  502  ff. 

2)  So  ist  z.B.  überliefert,  dafs  im  Jahre  1775  in  neun  Monaten  80  Personen 
zum  Tode,  244  zur  Deportation  verurteilt  wurden. 

8)  Vergl.  zum  Folgenden  die  gute  Übersicht  der  Entwicklung  bei  Klöppel, 
Das  Reichsprefsrecht  1894.  S.  20 ff. 

4)  Obwohl  die  Stemkammer  wegen  ihrer  mafslos  gehässigen  Prefsjustiz  (1641; 
oben  S.  720)  gestürzt  worden  war,  gab  das  Grentlemenparlament  am  Beginn  der  Re- 
volution die  Censur  nicht  auf,  sondern  erhielt  sie  durch  Verordnungen  aufrecht, 
ebenso  Cromwell.  Unter  Karl  II.  wurde  von  Clarendon  (1662)  sofort  ein  Censur- 
gcsetz  durchgeführt  (Limitierung  der  Buchdrucker  auf  20,  Angabe  ihres  Namens 
auf  der  Druckschrift,  Pflicht  zur  Offenbarung  des  Autors,  beliebiges  Durchsuchungs- 
recht  des  mit  der  Censur  betrauten  Staatssekretärs).  Nach  der  Vertreibung  Jakobs 
wurde  das  Gesetz  (1692)  wieder  erneuert. 

5)  Vor  allem  die  Folge  eines  gerade  damals  eintretenden  Wechsels  im  Censoi^ 
amt  Die  Lords  gaben  dem  Widerspruch  der  Gemeinen  nur  deswegen  nach,  weil 
uligemein  angenommen  wurde,  man  werde  sich  später  über  eine  andre  Fassung  des 
Gesetzes  einigen.    Dies  unterblieb  zunächst  provisorisch  und  schliefslich  dauernd. 
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und  bewirkte  auch  zunächst  keine  auffallende  Änderung.  Denn  nach 
wie  vor  handelte  die  Strafrechtspflege  nach  den  gleichen  Grundsätzen^ 
und  sie  leistete  damit  ungefähr  das  Gleiche,  was  bisher  die  Verwaltung 
erreicht  hatte.  Wurde  die  Anklage  auf  Veröffentlichung  eines  ^libel 
defamatory^  oder  in  hochverräterischer,  böswilliger  Absicht,  die  Begie- 
rung  zu  schmähen  u.  dergl.,  gerichtet,  so  behielt  sich  der  versitzende 
Eichter  wie  früher,  das  ausschlief sliche  Recht  vor,  die  Geschwomen 
autoritär  darüber  zu  belehren,  ob  eine  Schmähschrift,  eine  böswillige 
Absicht  etc.  vorliege,  so  dafs  der  Jury,  an  die  Rechtsbelehrung  gebun- 
den, wie  sie  war  (S.  764),  nur  übrig  blieb,  die  Thatsache  der  Veröffent- 
lichung zu  prüfen  und  danach  die  Schuldfrage  ohne  weiteres  zu  bejahen« 
Keineswegs  aber  lag  die  Sache  so,  als  ob  dieses  Ansinnen  des  Richters 
als  gewaltsame  mifsbräuchliche  Anmafsung  erschienen  wäre.  Es  war 
allgemein  als  etwas  gewohnheitsrechtlich  Sanktioniertes  anerkannt,  und 
da  nun  das  richterliche  Urteil  über  den  schmähenden  oder  böswilligen 
Charakter  der  Schrift  selbstverständlich  nicht  von  festen  Rechtsgrund- 
sätzen abhing,  sondern  blofse  Ermessensfrage  des  Richters  war,  so  wirkte 
das  ganze  Verfahren  wie  eine  „nachträgliche  Gensur^,  nur  dafs  diese  von  den 
Staatssekretären  an  die  Richter  der  grofsen  Höfe  übergegangen  war.^) 
Blofs  in  Art  und  Mafs  der  verhängten  Strafen  flaute  die  Praxis  einiger- 
mafsen  ab.^)  Die  Grundsätze  waren  die  gleichen  wie  früher.  Ja  all- 
mählich griff  auch  der  nunmehrige  Träger  der  Regierung,  das  Unterhaus, 
wieder  direkt  ein.  Es  verbot  (1738)  mit  Strenge  jeden  Bericht  über  seine  eig- 
nen Verhandlungen,  sowohl  während  der  Sitzung,  wie  bei  einer  Vertagung. 

Das  Gesagte  beweist,  wie  verfehlt  es  wäre,  beim  Vergleich  des  vor- 
revolutionären Frankreichs  mit  dem  zeitgenössischen  England  alles  licht 

weil  inzwischen  die  Praxis  auch  ohne  Censur  (vergl.  den  Text)  ihren  Zweck  erreichte. 
Die  Gemeinen  ^wuIsten  nicht,  was  sie  thaten,  welche  Umwälzung  sie  bewirkten, 
welche  Macht  sie  ins  Leben  riefen"  (Macaclay). 

1)  Und  zwar  als  eine  sehr  intolerante  Censur,  da  die  Kechtsbelebrungen  der 
Vorsitzenden  durchweg  von  der  Anschauung  ausgehen,  dafs  jeder  „geschriebene 
Tadel*^  der  auswärtigen  oder  innem  Politik  herabwürdigend,  also  eine  Schmähschrift 
ist  So  sagt  1704  Lord  Hold  als  Bichter:  „Keine  Regierung  kann  bestehen,  wenn 
diejenigen  nicht  sollten  zur  Verantwortung  gezogen  werden,  welche  dem  Volk  eine 
üble  Meinung  von  der  Regierung  beibringen".  Die  Strafe  trifft  femer  nicht  nur 
den  Autor,  sondern  auch  Buchdrucker  und  Buchhändler.  Dabei  ist  die  Praxis  eine 
ganz  stetige,  gewohnheitsrechtlich  feststehende.  Auffallender  Weise  wird  sie  in  dem 
einzigen  Fall  der  sieben  Bischöfe  (o.  S.  733.  A.  1)  durchbrochen.  Hier  mafsen  sich  die 
Geschwomen  die  Prüfung  der  Frage  an,  ob  die  Leugnung  des  königlichen  Dispen- 
sationsrechts  in  einer  Eingabe  an  Jakob  II.  „a  false,  malicious  and  seditious  libel" 
sei  und  sprechen  durch  Verneinung  der  Frage  freL  Streng  genommen  war  dies  ein 
revolutionärer  Akt 

2)  Unter  den  Stuarts,  besonders  unter  Karl  I.,  sind  die  Strafen  Hängen,  Nasen- 
und  Ohrenabschneiden,  in  leichteren  Fällen  Auspeitschen,  Pranger.  Unter  Anna  und 
den  Georgen  sinken  sie  auf  Pranger,  Geldstrafen  etc. 


776  Zweiter  Tdl.    Die  vencfaiedenen  Formen  der  Staatsbildang. 

auf  dad  Land  jenseits  des  Kanals,  allen  Schatten  auf  die  festländisehe 
Seite  fallen  zu  lassen,  wozu  gerade  damals  die  französischen  Pamphle- 
tisten  am  meisten  geneigt  waren.  Die  Privilegien  des  Geburtsadels  hatten 
in  Frankreich  gerade  Grofsbürgertum  und  Mittelstände  einander  nahe 
gebrächt;  sein  Bauernstand  war  wohl  bedrückt,  aber  er  gedieh  (S.  666  ff.). 
In  England  aber  wurde  das  Gedeihen  einer  breiteren  Oberschicht  geradezu 
mit  dem  Ruin  des  Bauernstandes  erkauft  In  Frankreich  konnte  der 
Staat  mindestens  im  Grundsatz  eine  Menge  neuer  Aufgaben  der  Ver- 
waltung auf  sich  nehmen,  die  zwar  noch  unvollkommen  erfüllt  wurden, 
aber  —  wie  in  den  deutschen  Territorien  —  vielversprechende  Anfänge 
einer  allseitigen  staatlichen  Kulturpflege  bildeten;  in  England  blieb  der 
Staat  auf  allen  solchen  Gebieten  tot  und  ungeübt 

Aber  immerhin  gilt  es,  zu  erkennen,  dafs  England  auf  der  andern 
Seite  vor  den  Festlandstaaten,  und  ganz  besonders  vor  Frankreich, 
unschätzbare  Vorzüge  voraus  hatte.  Auch  sie  lagen  auf  dem  Gebiet 
der  rechtlichen  Einrichtungen. 

Trotz  der  Klassenfeindschaft,  die  die  Oligarchie  wach  rief,  war 
das  soziale  Problem,  das  sie  schuf ^  doch  ein  viel  einfacheres  als 
in  Frankreich ;  denn  die  oberen  Klassen  waren  in  sich  völlig  geschlossen. 
Im  bourbonischen  Frankreich  standen  die  Gruppen,  die  das  Offizierkorps, 
der  Klerus,  die  hohe  Beamtenschaft  stellten,  und  die  auf  der  einen  Seite 
von  Kleinbürgern,  Bauern  und  Proletariern  angefeindet  wurden,  auch 
untereinander  zerrissen  und  verfeindet  da.  Der  Kern  der  Büreaukratie, 
Neuadel  und  reiches  Grofsbürgertum,  der  die  eigentliche  Macht  in  Ver- 
waltung und  Justiz  besafs,  schied  sich  mifsgünstig  von  dem  „Gentil- 
homme",  der  nur  privilegiert  und  im  allgemeinen  machtlos,  doch  in 
seinem  Offizierstand  über  das  schützende  Werkzeug  verfügte.  In  Eng- 
land waren  die  thatsächlichen  Vorteile  und  die  reale  Macht,  die  der 
„Gentleman^  im  alten  Sinn  genols,  weit  bedeutender  als  in  Frankreich. 
Aber  da  er  nun  thatsächlich  durch  kein  Rechtsprinzip  privilegiert 
war,  so  war  eine  scharfe  Grenzlinie  nach  unten  nicht  gezogen.  Aus 
dem  Mittelstand  heraus  konnten  beliebig  viele  Individuen  in  Unterhaus 
und  Ministerium,  in  Armee,  Geistlichkeit,  Grundbesitz,  Friedensgericht 
eintreten ;  durch  den  Eintritt  verloren  sie  die  Fühlung  nach  unten  nicht, 
um  doch  binnen  wenigen  Generationen  mit  der  höheren  Schicht 
völlig  zu  verschmelzen.  Anstatt  sich  zu  isolieren,  verbreiterte  sich  also 
die  herrschende  Klasse  der   ^^Gentlemen^  im   neuen  Sinne  ^  zusehends 

1)  Es  ist  deshalb  vor  allem  das  IS.  Jahrhundert,  in  welchem  sich  der  englische 
Begriff  des  „Gentleman"  und  der  französische  des  „GentUhomme*'  (oben  S.  750)  dif- 
ferenzieren. Während  sich  in  Frankreich  der  Edelmann  gerade  durch  „die  Rechts- 
zustände des  Ancien  regime  wieder  schärfer  abgrenzt,  (S.672)  verbreitert  sich  in  England 
ganz  allmählich  die  Gentlemengruppe  auf  alle  diejenigen,  welche  durch  Anschlufs  an  eine 
der  Parteien  thatsächlich  in  die  herrschende  Klasse,  beziehentlich  in  den  Umkreis  des 
gesellschaftlichen  Lebens  derselben  eintreten,  —  auch  wenn  sie  Emporkömmlinge  sind. 
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SO  sehr,  dals  die  unterste  Klasse  der  Depossedierten  ihrerseits  allein 
stand  und  zu  jeder  äulseren  Machtentfaltung  unfähig  blieb.  Die  kom- 
pakte Stellung  der  Herrschenden  wurde  aber  dadurch  noch  gefestigt, 
dals  diese  sich  äufserlich  nicht  einmal  mit  derjenigen  Macht  in  Widerspruch 
petzten^  der  sie  gewohnheitsrechüich  alle  Gewalt  entzogen,  mit  der  Krone 
und  dem  nominell  von  ihr  abhängigen  Beamtentum.  Eine  zur  Schau 
getragene  Devotion  gegenüber  dem  sogenannten  „Souverän^  befriedigte 
in  den  weniger  individuell  ausgeprägten  Naturen  der  Könige  und  ihrer 
Familienglieder  das  Bedtlrfnis  nach  äulserem  Glanz  und  Respekt,  ver- 
hinderte also  in  grofsem  Umfang  nutzlose  und  die  politische  Aktion 
des  Parlamentsadels  lähmende  Zwistigkeiten.  Sie  liefs  zugleich  die  Regie- 
rung nach  aufsen  hin  geschlossen  erscheinen  und  verlieh  ihr  gegenüber 
der  Masse  der  Kritiklosen  die  monarchische  Autorität  Dasselbe  Ver- 
hältnis verbreitete  sogar  dem  Volk  gegenüber  jenen  vorteilhaften  und 
wohlfeilen  Nimbus  der  „Freiheit"  der  Verfassung,  der  vor  allem  die 
Augen  der  festländischen  Autoren  und  Politiker  blendete.  Denn  indem 
fort  und  fort  fingiert  wurde,  dafs  das  Königtum  der  Träger  der  Gesetz- 
gebungs-  und  vor  allem  der  Regierungsgewalt  sei,  konnte  die  ganze  Kette 
eigenmächtiger  Akte  des  Parlaments,  seiner  Minister  und  Bezirksbehörden 
als  ebenso  viele  Beweise  ihrer  Unabhängigkeit  gegen  die  Krone  ausge- 
geben werden  0?  und  dieser  Schein  des  verfassungsmälsigen  Dualismus 
erleichterte  dem  in  Wahrheh  fast  unbeschränkten  Absolutismus  der  Oligar- 
chie seine  unbestreitbaren  Erfolge,  während  er  seine  Mif serfolge  verhüllte. 
Wie  diese  Einheit  des  Volksganzen  auf  einem  staatsrechtlichen 

1)  Die  fräheste  und  bekannteste  dieser  Komödien  in  maiorem  gloriam  der 
scheinbaren  Verfassungsmonarchie  war  der  Prozefs  gegen  den  hochkirchlichen  Kanzel- 
redner Sacheverell,  der  unter  Königin  Anna  (1709)  in  beschi-änkter  Unkenntnis  der 
Sachlage  Predigten  auf  das  politische  Dogma  des  ^passiven  Gehorsams'*  der  Stuartzeit 
(S.  717)  gehalten  hatte.  £r  wurde  von  den  Whigministem  angeklagt  und  (vom  Ober- 
haus) strafweise  auf  Zeit  suspendiert ;  in  der  Verhandlung  thaten  sich  Ankläger  und 
Verteidiger  eine  Güte  darin,  vor  den  Ohren  der  anwesenden  Königin  das  Recht  des 
Volkes  zur  Ein-  und  Absetzung  des  Monarchen  zu  verherrlichen.  Die  Farce  er- 
reichte aber  dadurch  ihren  Höhepunkt,  dafs  wider  Erwarten  die  öffentliche  Meinung 
ffir  den  Verurteilten  Partei  nahm.  Diese  benutzte  das  Ereignis,  um  ihrer  Abneigung 
gegen  die  Whigs  und  Marlboronghs  Kriegspoiitik  Ausdruck  zu  geben.  So  wurde 
die  Affaire  der  Anstofs  zu  dem  letzten  flüchtigen  Aufflackern  der  wirklichen  mo- 
narchischen Gewalt  (Toryministerium  Bolingbroke  und  Ende  des  Spanischen  Erbfolge- 
krieges ;  oben  S.  744).  —  Später  wird  das  wohlfeile  Renommieren  mit  der  Freiheit 
gegenüber  der  ganz  ohnmächtig  gewordenen  Monarchie  direkt  Mode.  Auch  Pitt 
hat  stark  damit  gearbeitet,  z.  B.  „der  ärmste  Mann  kann  alle  Streitkräfte  der  Krone 
herausfordern,  seine  Hütte  mag  verfallen  sein,  ihr  Dach  dem  Einsturz  drohen,  der 
Wind  durch  ihre  Spalten  blasen,  Sturm  und  Wetter  ihr  Spiel  mit  ihr  treiben,  aber 
vor  dem  König  von  England  ist  sie  sicher,  alle  seine  Macht  scheitert  an  der  Schwelle 
des  elenden  Bauwerks"^.  Solche  Reden  wurden  gehalten,  während  die  Bauern  massen- 
weise von  ihren  Gütern  vertrieben  wurden,  allerdings  nicht  von  den  königlichen 
Beamten,  sondern  von  den  Landedelleuten,  die  das  allem  mächtige  Parlament  tragen. 
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Hauptprinzip,  das  die  bürgerlichen  Rechte  und  Pflichten  in  gerechter 
Weise  regelt,  beruhte,  so  trug  ein  sehr  bedeutsames  Stück  verfassungs- 
mäfsiger  Garantien  wirksam  dazu  bei,  diesen  Zustand  zu  erhalten. 
Sie  lag  in  den  eigenartigen  Formen,  die  die  Rechtspflege  trotz  aller  ihrer 
grofsen  Schwächen  (S.  761)  vor  der  des  Festlands,  vor  allem  vor  der 
Frankreichs,  voraus  hatte.  In  ihren  unteren  Stufen  war  allerdings  die 
Justiz  aller  Zweige,  sowohl  der  bürgerlichen,  wie  der  kriminellen  und 
administrativen  Funktion  ebensosehr  mit  der  exekutiven  Verwaltung  ver- 
mischt wie  in  Frankreich.  Soweit  nicht  überhaupt  die  Friedensrichter 
allein  amtierten,  bildete  die  Teilung  der  Geschäfte  zwischen  Friedens- 
richter und  Geschwomen  aus  den  .geschilderten  Gründen  (S.  765)  keine 
verfassungsrechtliche  Beschränkung  der  GerichtsgewalL  Hier  herrschte 
also  die  Willkür  des  Geburtsstandes  ebenso  wie  in  Frankreich  die  Will- 
kür der  Bureaukratie;  das  Ergebnis  der  Rechtspflege  hing  nur  an  der 
Persönlichkeit,  d.  h.  sie  entbehrte  der  Garantie  des  Rechts.  Aber  diese 
niederen  Instanzen  lehnten  sich  an  einen  mächtigen  Pfeiler,  der  den 
unruhigen  Fluten  des  Parteigetriebes  gänzlich  entrückt  war,  an  die 
blofs  rechtsprechenden  Westminstergerichtshöfe,  deren  unabsetzbare  Mit- 
glieder zugleich  in  allen  grofsen  Civil-,  Straf-  und  Verwaltungssachen 
die  Leitung  des  erstinstanzlichen  Verfahrens  besafsen.  So  sehr  sich  unter 
dieser  relativ  dünnen  Schicht  der  Egoismus  der  herrschenden  Klasse  in 
den  Rechtspflegegeschäften  wie  in  der  Venvaltung  der  Friedensrichter 
breit  machen  mochte,  ganz  ignorieren  konnten  sie  diese  höhere  Instanz 
um  so  weniger,  als  bei  der  Unsicherheit  der  Kompetenzen  (S.  767)  ein 
Anrufen  des  Reichsgerichts  nie  ausgeschlossen  war.  Die  blofse  Mög- 
lichkeit der  Korrektur  aber  mufste  hier,  wie  immer,  erzieherisch  und 
verantwortlichkeitschärfend  auf  die  unteren  Behörden  wirken.  Und  wie 
auf  die  Reichsrichter,  so  konnten  sich  die  Herrschenden  auch  auf  die  Jury 
nie  ganz  sicher  verlassen.  Wenn  diese  auch,  wie  gezeigt,  im  allge- 
meinen eine  Stütze  der  vermögenden  Oberklasse  war,  in  gewissem  Um- 
fang fand  doch  auch  der  Mittelstand  in  sie  Eingang,  und  die  Zeit  konnte 
und  mufste  kommen,  wo  der  städtische  Mittelstand,  mehr  und  mehr  an 
Ausdehnung  und  Selbstbewufstsein  gekräftigt,  wie  es  die  Politik  William 
Pitts  mit  sich  brachte,  das  ihm  zugängliche  Organ  für  sich  benutzen 
würde.  Im  Hochverratsprozefs  der  sieben  Bischöfe  hatten  die  Ge- 
schwomen, ihre  rechtlich  bestimmte  Funktion  formell  überschreitend,  den 
entscheidenden  Anstofs  zur  Verjagung  König  Jakobs  gegeben  und  die 
Oligarchie  ans  Ruder  gebracht  (S.  775  A.  1).  Es  konnte  der  Fall  eintreten, 
dafs  mit  Hilfe  der  Geschwomen  das  Volk  der  herrschenden  Gentiy  ein  Hin- 
dernis entgegenstellte,  das  auch  von  der  geschlossenen  Macht  des  Parlaments 
und  der  Friedensrichter  nicht  weggeräumt  werden  konnte  (u.  S.  786). 

Die  Vorzüge  des  englischen  Staatsgefüges  vor  dem  französischen 
waren  also  nicht  sehr  bedeutend,  aber  sie  waren  vorhanden.    Sie  lagen 
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genau  an  deiselben  Stelle,  an  der  nach  früher  Gesagtem  (S.  700. 707)  auch 
die  Vorzüge  des  preufsischen  Staats  begründet  waren,  in  einer  staats- 
rechtlichen Organisation,  die  die  Einheit  unter  den  produktiven  Klassen 
ermöglichte,  und  in  einer  Bechtspflegeordnung,  die  den  Frieden  zwischen 
Behörden  und  Volk  herstellte.  Diesen  Vorzügen  war  es  zu  verdanken, 
wenn  der  englische  Staat  wie  der  preufsische  die  grolse  Erschütterung 
überstand,  die  vor  der  Thür  war.  ^)  In  Verbindung  mit  den  materiellen 
Erfolgen,  die  England  vor  den  deutschen  Territorien  bereits  voraus  hatte, 
und  mit  der  Gunst  seiner  unangreifbaren  geographischen  Lage  konnte 
England  diese  Erschütterung  sogar  benutzen,  um  sich  zur  führenden 
Macht  Europas  zu  machen. 

§  89.   Die  nordamerikanisohen  Kolonien  und  die  Anfinge  des 
nuiiflohen  Beiohi. 

Für  Amerika:  Bai^cboft^  History  of  the  United  States,  tom.  I.  ff.  1861;  von 
Holst,  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten,  MABQUAUKDsens  Handb.,  IV.  1. 8.  18S5. 
—  Für  Kufsland:  v.  Bebnhabdi,  Geschichte  Rufsiands  in  der  europäischen  Politik 
1814— 1SB6,  Bd.  II.  Abteiig.  1.  1874:  Übersicht  über  den  älteren  russischen  Staat; 
Bbückiter,  Geschichte  Rufsiands  bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts  (bis  zum  Tode 
Peters  des  Grofsen).  1896;  derselbe,  Peter  der  Grofse  (ONCKENSche  Sammlung).  1879 ; 
derselbe,  Katharina  U.  1883. 

I.  Die  Ausdehnung  der  modernen  Staatsbildung  über 
die  westeuropäischen  Grenzen.  Der  Vergleich  des  Entwicklungs- 
stadiums, das  die  englischen  Zustände  um  1760  erreicht  hatten,  mit  dem 
der  festländischen  Staaten  um  die  gleiche  Zeit  zeigt  deutlich,  wie  sich 
die  westeuropäischen  Nationen,  weit  entfernt,  einander  naher  zu  rücken, 
immer  individueller  und  verschiedenartiger  ausbildeten.  Zwar  be- 
herrschte sie  der  gemeinsame  Grundzug,  dafs  sie  sich  wechselseitig  in 
ihrer  politischen,  religiösen,  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  bedrohendi 
das  Streben  nach  nationaler  Einheit  und  Machtentfaltung  allem  andern 
vorangestellt  und  zu  deren  Gunsten  vor  allem  die  verfassungsmäfsige 
Entwicklung  zurückgedrängt  hatten.  Aber  die  gesellschaftiichen  Kräfte 
und  politischen  Organe,  die  die  Träger  dieses  Strebens  geworden  waren, 
waren  überall  verschieden.  Um  nun  diese  Gegensätze  noch  zu  ver- 
schärfen, waren  erst  im  letzten  Stadium  der  geschilderten  Entwicklung 
noch  zwei  neue  Staatscharaktere  in  das  Leben  der  Kulturstaaten  einge- 
treten, die  in  den  Rahmen  der  westeuropäischen  Staatsbildung  über- 
haupt nicht  hineinpaisten,  obwohl  sie  in  rasch  steigendem  Mafse  ihren 
Einflufs  auf  sie  äulserten.  Dies  waren  die  Produkte  der  von  Westeuropa 
direkt  ausgehenden   Kolonisation    oder   der  nach  westeuropäischen 

1)  Dieses  Urteil  ist  um  so  eher  zu  rechtfertigen,  als  es  im  Grunde  auf  das 
gleiche  hinauskommt,  was  Tocqueyilt^  bei  dem  Vergleich  zwischen  England  und 
Frankieich  vor  der  Revolution  abgiebt  (Anden  regime  et  rßvolution,  note65). 
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Muster  von  neuen  Völkern  aus  eigner  Kraft  durchgeführten  Ci  vilisation. 
Abgesehen  von  andern,  zunächst  im  Hintergrund  stehenden  Gebieten, 
den  KoloniaJgebieten  Ostindiens,  Südamerikas,  Centralamerikas,  waren 
es  vor  allem  zwei,  die  berufen  waren,  selbständig  einzugreifen,  der  west* 
liehe  und  der  östliche  Grenznachbar  des  bisher  auf  das  westliche  Europa 
beschränkten  politischen  Schauplatzes,  die  englischen  Kolonien  Nord- 
amerikas und  dasrussische  Reich.  Em  genauerer  staatsrechtlicher  Ver- 
gleich mit  den  älteren  Staaten  ist  erst  später  innerhalb  der  Staatenwelt 
des  19.  Jahrhunderts  möglich.  Für  jetzt  kann  nur  der  Hauptpunkt  ihrer 
Verschiedenheit  von  den  alten  Staaten  gekennzeichnet  werden. 

II.  Nordamerika.  Die  politischen  Körper,  die  man  unter  dem 
Namen  Neu-England  zusammenfalete ,  hatten  sich  seit  der  Mitte  des 
t7.  Jahrhunderts  zu  einer  vielgliedrigen,  aber  ganz  unzusammenhängen- 
den Gruppe  erweitert.  Zu  der  Ansiedlung  der  Zeit  Elisabeths,  Virginia, 
und  der  der  Zeit  Karls  I.,  dem  katholischen  Maryland  und  dem  von 
den  Pilgervätem  geschaffenen  New-Plymouth  (S.  718)  hatte  der  Strom 
der  Puritanerauswanderung  vier  neue,  Massachusetts,  New-Hampshire, 
Connecticut  und  Rhode-Island  gefügt;  die  Zeit  Karls  II.  und  des  Herzogs 
von  York,  des  späteren  Jakob  IL,  brachte  Carolina  und  New-York 
(1664),  die  neuen  Verfolgungen  die  Quäkerkolonie  des  Innern  Pennsyl- 
vanien  (1682),  die  hannoverische  Zeit  Georgia.  Ein  staatsrechtlicher  Ver- 
band bestand  jedoch  zwischen  ihnen  allen  nur  insofern,  als  sie  alle  der 
Regierung  und  Gesetzgebung  des  Mutterlands  unterstanden.  Eine  gemein- 
same militärische  Aktion,  wie  sie  am  ehesten  die  Glieder  eines  gröfseren 
Gebiets  zur  Einheit  verbindet,  kam  ursprünghch  gar  nicht,  dann  in  der 
Zeit  des  französisch-englischen  Kolonialkriegs  nur  vorübergehend  in  Frage; 
sie  erledigte  sich  mit  der  Annexion  Kanadas  durch  England  (S.  615)  ganz.  ^ 
So  unterstand  jede  Kolonie  ihrem  Gouverneur  mit  einem  teils  gewählten,  teils 
ernannten  Rat.  Von  Anfang  an  bildete  sich  ein  Gegensatz  heraus  zwischen 
den  Südstaaten  —  Virginien,  den  beiden  Carolina  und  Georgien  —  die 
mit  ihren  Tabak-,  Reis-,  Mais-,  Indigoplantagen  mit  englischen  Sträflingen, 
später  in  grölserem  Stil  mit  Negersklaven  (S.  773)  betrieben  und  von  einer 
Oligarchie  grofser  Pflanzer  geleitet  wurden,  und  den  als  Neu-England  zu- 
sammengefafsten  Nordstaaten,  die  mit  ihrem  Fischfang,  Getreide-  und 
Holzhandel  die  Grundlage  einer  breiteren  bürgerlichen  und  grofsbäuer- 
lichen  Mittelstandsklasse  mit  mehr  demokratischem  Charakter  wurden. 
Auch  innerhalb  der  einzelnen  Kolonien  aber  fiel  in  Ermangelung  einer 

1)  Bezeichnend  ist,  dafs  ein  Bond  zwischen  Massachnsetts,  Plymouth  und  Con- 
necticut (1643)  nach  Verdrängung  der  Holländer  wieder  erlosch.  Das  Projekt  einer 
allgemeinen  ständigen  Organisation  gegen  Frankreichi  das  auf  dem  Kongrefs 
zu  Albany  (1754)  betrieben  wurde,  scheiterte  am  Widerstand  sowohl  der  englischen 
Regierung  als  auch  der  Kolonialräte. 
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grofseren  Militär-  und  Finanzorganisation  das  Schwergewicht  der  Ver- 
waltungsthätigkeit  auf  die  Selbstverwaltungskörper  der  Städte  und  Ge- 
meindebezirke  (Townships).  Es  erfuhr  also  die  DeceDtralisation,  die  in 
England  gerade  im  18.  Jahrhundert  vermöge  des  Überwuchems  der 
Parlamentsoligarchie  in  ihrer  Lebenskraft  geschwächt  worden  war,  jen- 
seits des  Oceans  eine  weitere  Steigerung.  Und  wiederum  in  den  Ge- 
meinden zeigte  sich  bei  der  in  den  ersten  hundert  Jahren  geringen  Stärke 
der  Einwanderer-  und  Ansiedlerzahl  die  Tendenz,  das  einzelne  Indivi- 
duum gegenüber  der  Staatsgewalt  zu  sichern.  Sie  erwies  sich  in  dem 
Versuche  praktisch,  das  geltende  Recht,  das  in  seinen  civil-,  prozefs- 
und  strafrechtlichen  Teilen  aus  England  importiert  wurde,  auch  im  Hin- 
blick auf  die  staatsrechtliche  Grundbeziehung  schriftlich  zu  fixieren. 
Die  Vorstellung  von  „Fundamental-  oder  Grundgesetzen^,  die  als  unver- 
änderliche Normen  des  Staatslebens  eine  besonders  tiefgehende  Bedeu- 
tung besitzen,  denen  gegenüber  die  staatsrechtlichen  Einzelbeziehungen 
des  Bürgers  zum  Staat  erst  als  sekundär  erscheinen  (S.  723),  verband 
sich  mit  der  Tendenz  der  schriftlichen  Beurkundung,  und  dieser  Ge- 
danke der  „geschriebenen  Verfassung",  der  in  der  demokratischen  Strö- 
mung der  Cromwellschen  Revolution  auch  in  England  an  die  Oberfläche 
gebracht,  dort  aber  von  der  oligarchischen  Reaktion  wieder  fortgespült 
wurde  (S.  736),  behauptete  sich  in  Amerika.  Die  „Pflanzungsverträge^ 
der  Kolonisten,  als  erster  der  von  New-Plymouth  (1620),  waren  seine 
Frucht*);  und  in  ihnen  figuriert  bald  in  erster  Reihe  wieder  die  Ge- 
wissens- und  Glaubensfreiheit  (S.  724),  die  Unabhängigkeit  des  Indivi- 
duums in  seinem  religiöse  Bekenntnis.  2)  In  der  Freigabe  auch  der 
Sekten  überboten  die  Kolonialgesetze  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  hierin 
noch  die  gleichzeitige  Regelung  der  Religionsfrage  im  Staat  des  Grofsen 
Kurfürsten  (S.  698). 

III.  Rufsland.  Von  extrem  entgegengesetztem  Einfluls  als  das 
Beispiel   der  neuenglischen  Kolonien  war  auf  die  europäischen  Staaten 

1)  Vergl.  über  dieselben  Bd.  I.  S.  187  und  oben  II.  S.  718. 

2)  Noch  nicht  im  ersten  Pflanznngsvertrag,  viehnehr  erst  auf  Grund  der  Agi- 
tation dee  independentischen  Geistlichen  Boger  Williams,  der  fär  Religionsfreiheit 
1636  die  Kolonie  Providence  gründete.  In  dem  von  dort  aus  besiedelten  Rhode- 
Island  wurde  dieselbe  zuerst  (1647)  gesetzlich  anerkannt  und  durch  eine  Charte 
Karls  II.  (1668)  bestätigt.  (Vergl.  Jellinek,  Die  Erklärung  der  Menschen-  und 
Bürgerrechte.  1S95.  S.  35,  und  Allgemeine  Staatslehre,  I.  S.  642  ff.).  Der  Gründer 
von  Maiyland,  Lord  Baltimore,  der  sich  durch  Übertritt  zum  Katholizismus  unter 
Karl  I.  zur  Koloniegründung  an  der  Chefiapeakebai  veranlafst  sah,  mufste  doch 
bald  (1649)  ein  Gesetz  aufn^men:  „Keine  Person  in  dieser  Provinz,  welche  an 
Jesus  Christus  glaubt,  soll  in  irgend  einer  Weise  wegen  ihrer  Religion  oder  der 
freien  Ausübung  derselben  beunruhigt,  belästigt  oder  verfolgt  werden^.  (Green, 
Geschichte  von  England,  IL  eh.  8,  4).  Es  folgten  New-Jersey  (1664)  und  New* 
York  (1665). 
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das  Beispiel  der  neuen  Staatsgründang  des  Slaventums  im  Osten« 
Während  die  amerikanischen  Pflanzstaaten  bei  äufserem  politischen  Still- 
leben den  Gedanken  des  Verfassungsschutzes  und  der  Decentralisation 
starker  betonten^  als  dies  irgendwo  sonst  im  Umkreis  der  politischen 
Welt  geschah,  vertrat  .Bufsland  nicht  minder  schroff  die  unruhige  Er- 
oberungspolitik, die  im  wechselseitigen  Verhältnis  der  westeuropäischen 
Territorien  eben  einzuschlummern  begann  (S.  6l2f.),  und  damit  unver- 
meidlich, wie  immer,  die  absolutistische  und  centralistische  Tendenz 
und  den  entsprechenden  Antrieb  zur  Trennung  der  Bevölkerungsklassen* 
Diesen  Charakter  hatte  der  russische  Staat  nicht  durch  seine  äufseren 
Lebensbedingungen  natürlich  erworben,  sondern  er  war  ihm  durch  seinen 
Schöpfer,  den  Zaren  Peter,  gewaltsam  aufgenötigt  worden  (S.  611). 
Denn  nur  auf  dem  Wege  konnte  Peter  der  Grofse  das  Land,  das  bisher 
eine  „Provinz  Asiens"  unter  mongolischer  Herrschaft  (S.  549)  und  dann 
nach  Vertreibung  der  Mongolen  ein  halbasiatisches  Aufsenwerk  der  pol- 
nischen Krone  gewesen  war,  zu  einem  selbständigen  Glied  der  euro- 
päischen Staatengruppe  erheben,  dafs  er  es  trotz  der  fehlenden  Bedingung 
durch  seine  persönliche  Energie  zwang,  es  zu  werden/)  Erste  Voraus- 
setzung für  die  Teilnahme  Rufslands  an  der  europäischen  Politik  war 
an  europäisches  Heer.  Hierfür  aber  fehlten  dem  Zaren  gerade  die  beiden 
Faktoren,  die  den  westlichen  Staaten  der  Monarchie  die  Mittel  dazu 
geliefert  hatten.  Es  fehlte  ein  gebildetes  Beamtentum,  das  die  Steuern 
für  das  Heer,  seine  Besoldung,  Bewaffnung  und  Verpflegung  aufbrachte, 
und  ein  geldwirtschaftlicher  Verkehr,  der  einen  Steuerertrag  lieferte,  oder, 
was  im  Grunde  mit  beiden  zusammentraf,  ein  entwickeltes  Stadtbürger- 
tum, das  das  Personal  für  die  Bureaukratie  und  das  Kapital  für  die 
Besteuerung  stellte  und  die  Monarchie  durch  seinen  Interessengegensatz 
zum  Landadel  stützte.  Schon  bei  der  Heeres-  und  Steuerorganisation 
der  preulsischen  Herrscher  war  dieser  Mangel  mindestens  teilweise  her- 
vorgetreten. Auch  für  den  Grofsen  Kurfürsten  und  Friedrich  Wilhelm  I. 
hatte  die  städtische  Accise  keinen  hinlänglich  breiten  Boden  abgegeben, 
um  allein  darauf  zu  bauen,  und  so  waren  sie  genötigt  gewesen,  mit 
schonungsloser  Zwangskonskription  unter  den  Bauern  Soldaten  zu  schaffen 
und  durch  teilweise  Preisgabe  der  Bauern  an  die  Gutsherren  die  Zu- 
stimmung und  Mitwirkung  des  Adels  zu  erkaufen  (S.696).2)  Für  Peter  L 
aber  war  das  Mittel,  das  in  Preufsen  nur  als  Aushilfe  gedient  hatte,  und 


1)  Dabei  war  natürlich  auch  Peters  des  Grofsen  äufsere  und  innere  Politik 
durch  nationale  Wandlungsprozesse  vorbereitet  worden,  vor  allem  durch  eine  all- 
mähliche  Abkehr  der  russischen  Interessen  von  Asien  und  Hinwendung  zum  Westen. 
Vergl.  Brückner,  Russische  Geschichte,  S.  611. 

2)  Insbesondere  über  die  sozialen  Verhältnisse  Semjbwski,  Die  Bauern  unter 
Katharina  D.  2  Bde.  1881  ff.  und  dazu  v.  IScHTLze-GÄvERNiTz,  Archiv  für  soziale 
Gesetzgebung  und  Statistik,  Bd.  8.  S.  470. 
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das  die  Ära  Friedrichs  des  Grofsen  bereits  planmäXsig  wiederabzastolsen 
begann  (S.  700),  das  schlechthin  einzige  Hilfsmittel.  Bulsland  war,  von 
wenigen  weit  verstreuten  grofsen  Märkten  wie  Nowgorod  nnd  Moskau 
abgesehen,  noch  durchaus  auf  der  Stufe  der  Naturalwirtschaft  verblieben. 
Es  blieb  also  den  Zaren  nichts  anderes  übrig,  als  diese  primitiven  For- 
men für  Wirtschaftsbedarf  und  Armeebedarf  des  Staates  nutzbar  zu 
machen.  Sie  verschafften  sich  die  Soldaten  durch  Zwangskonskription 
unter  härtesten  Bedingungen;  nicht  anders  wie  zum  Militär  wurde  der 
Bauer  zu  öffentlichen  Fronden,  wie  zu  den  grofsen  Erdarbeiten  beim 
Bau  St  Petersburgs  herangezogen.  Die  Bauern  mufsten  aber  auch 
die  Zeche  zahlen,  wenn  es  sich  darum  handelte,  die  Zustimmung  des 
Adels  zu  der  neuen  Heeres-  und  Amtsorganisation  sowie  seine  Teil- 
nahme an  den  Ämtern  und  Offizierstellen  zu  erzwingen:  denn  für  beides 
bestand  das  Entgelt  wiederum  darin,  dals  man  den  Grundherren  die 
freie  Verfügung  über  die  Bauern  gab  und  das  bisherige  patriarchalische 
Verhältnis  der  Zinspflicht  in  eine  volle  Hörigkeit  verwandelte.  Und  endUch 
wurde  das  Bauerntum  auch  zwangsweise  herangezogen,  um  das  Personal 
für  die  Fabriken  und  damit  für  die  Anfänge  eines  gewerbtreibenden 
Bürgertums  zu  stellen.  Teilweise  und  zwar  für  die  Industriezweige,  die 
in  Tuchmanufaktur,  Pulver-  und  Waffenherstellung  zu  der  Militärver- 
waltung in  unmittelbarer  Beziehung  standen,  begründete  die  Regierung 
selbst  die  Fabriken,  die  sie  mit  Vertrauenspersonen,  meist  Ausländern, 
betrieb.  Teilweise  wurden  die  Guteherren  die  Unternehmer;  sie  liefsen 
eine  Fabrik  gegen  Beuten  von  bevorzugten  Leibeignen,  wie  der  alt- 
römische Unternehmer  durch  den  Sklavenvogt,  betreiben;  Bauern  aber 
gaben  wie  im  andern  Fall  wiederum  gezwungen  das  Arbeitermaterial 
ab.  Der  Leibeigene  näherte  sich  dem  Staatssklaven.^) 

Es  ist  hier  nicht  möglich,  die  einzelnen  Phasen  dieses  kühnen,  aber 
von  orientalisch-despotischem  Geiste  getragenen  Beform-  und  Civilisations- 
Werks  zu  verfolgen.  Zweifellos  schritt  es  nicht  ohne  Hemmung  vorwärte, 
und  nach  dem  Tode  Peters  des  Grofsen  (1725)  rangen  die  altrussisch- 
asiatische  und  die  neurussisch -westeuropäische  Partei  miteinander  in 
vierzigjährigem  Kampfe  um  den  Besitz  des  Thrones  und  der  leitenden 
Ministerstellen.  Aber  trotz  aller  Schwankungen,  die  die  wilden  Zeiten 
Katharinas  L  und  Menschikoffs,  Peters  IL  (1727),  Annas  (1730),  Iwans  VL 
(1740),  Elisabeths  (1741)  mit  sich  brachten,  durch  die  das  kluge  Thronfolge- 
gesetz Peters  des  Grofsen  (1722),  das  jeden  Herrscher  zur  Designation 
seines  Nachfolgers  ermächtigte,  illusorisch  zu  werden  drohte,  behauptete 
sich  doch  ruckweise  die  neue  Politik;  mit  der  letzten  Palastrevolution, 
die  nach  Elisabeths  Tod  (1762)  den  neuen,  allzu  reformeifrigen   Zaren 

1)  Es  kann  hier  beiläufig  bemerkt  werden,  dafs  später  unter  Katharina  der 
Grofsen  der  Schritt  gethan  wurde,  die  Bauern  auch  losgelöst  von  Grund  und  Boden 
zu  verkaufen. 
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Peter  III.  beseitigte  und  Katharina  die  Grolse  an  die  Herrschaft 
brachte,  wurde  sie  endgültig  besiegelt.  Nach  aulsen  richtete  sie  sich 
auf  Eroberungen  grofsen  Stils.  Gegen  Westen  hatte  der  Polnische  Erb- 
folgekrieg (S.  613)  den  russischen  Staatsmännern  Annas  den  Einflnis 
auf  das  Nachbarland  eröffnet,  das  noch  wenig  mehr  als  hundert  Jahre 
vorher  seine  Garnison  in  Moskau  gehalten  und  Bulsland  als  seinen  Vasallen- 
staat behandelt  hatte;  jetzt  wurde  beim  Tode  Augusts  III.  von  Sachsen 
(1763)  Poniatowski,  ausgesprochenermaXsen  ein  Geschöpf  Katharinas, 
zum  König  gemacht  und  damit  die  Vorbedingung  geschaffen,  um  das 
polnische  Adelsregiment  durch  russische  Heere  zu  zähmen  (unten  §  90. 
III.  a.  A.).  Ebenso  wurde  nach  Osten  zu  der  bisher  wenig  ertragreiche 
Türkenkrieg  ins  Auge  gefalst.  Das  Testament  Peters  des  Grofsen 
wies  auf  die  Eroberung  Konstantinopels,  der  Quellstätte  des  griechisch- 
katholischen Glaubens,  der  das  russische  Volk  durchdrungen  hatte,  und 
schuf  damit  für  das  Nationalgefühl  ein  leichtverständliches  Ideal,  das 
dem  Streben  nach  einem  von  Westeuropa  unabhängigen  Absatzgebiet 
der  russischen  Industrie  der  Zukunft  wirksam  in  die  Hände  arbeitete. 
So  konnte  Katharina  im  engen  Zusammengehen  mit  Österreich  die  Tei- 
lung des  Osmanischen  Keichs  betreiben,  während  sie  auf  der  andern 
Seite  im  Einverständnis  mit  Friedrich  dem  Grofsen  den  polnischen  Staats- 
verband zersetzte  0  und  eine  Einverleibung  des  slavischen  Schwester- 
staats plante.  Polen  selbst  kam  ihren  Interessen  nur  zu  sehr  entgegen. 
Denn  die  adligen  Grundherren  beharrten  kurzsichtig  in  ihrem  egoistischen 
System  der  Ausbeutung  der  Bauern  und  der  Städte.  Sie  liefsen  das  Heer- 
wesen in  den  überlebten  feudalen  Formen  verfallen  und  versäumten  so 
gerade  diejenige  Neuorganisation,  die  an  ihren  beiden  Flanken  die 
preufsische  und  die  russische  Monarchie  in  glänzender  Weise  durchge- 
führt hatte,  und  ohne  die  sich  das  Zwischenreich,  was  die  verblendete 
sannatische  Aristokratie  gänzlich  verkannte,  gar  nicht  zu  behaupten  im 
Stande  war. 

So  waren  die  Interessen,  die  die  neue  Staatenwelt  von  Osten  aus 
beeinflufsten,  von  Grund  aus  ganz  andere,  als  sie  gleichzeitig  die  Gemüter 
im  Westen  (II)  beschäftigte.  Die  Staatenwelt  befand  sich  von  neuem  vor 
einem  Zusammenstofs  der  widerstreitendsten  Kräfte  wie  am  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  (S.  561). 

§  90.    Der  Übergang  vom  18.  nun  19.  Jahrhundert. 

Zu  I.  (England  und  Amerika) :  Ein  Werk  eines  deutschen  Autors,  das  eine  befriedi- 
gende Darstellung  Englands  in  der  Zeit  der  Umbildung  zur  Demokratie  lieferte,  fehlt 
Von  den  englischen  Werken  ist  Stanhope,  History  of  E.  from  the  Peace  of  Utrecht,  ver- 
altet.  Es  kommt  also  nur  Lecky,  History  of  E.  in  the  18.  Century  t  3—8. 1883—90  in 

1)  Insbesondere  dadurch,  dafs  sie  im  AnschluTs  an  die  Wahl  Poniatowskis  die 
unbedingte  Herrschaft  des  Katholizismus  in  Polen  brach  und  die  Gleichberechtigung 
der  Griechischgläubigen,  wie  Preufsen  die  der  Protestanten,  durchsetzte. 
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Betracht  Über  die  Anfänge  der  amerikanischen  Union :  Bangboft,  Histoiy  of  the  United 
States,  t  Lff.  186t  ff.  —  III.  (Frankreich):  v.  Stbel,  Geschichte  der  Revolutionszeit 
6  Bde.  Neue  wohlf.  Ausg.  1897  ff.;  Sorel,  L'Europe  et  la  r^volution  fran^aise,  tom. 
1— V.  1885  ff.  —  IV.  (Verhältnis  des  Ostens  und  Deutschlands  zur  Revolution):  HÄus- 
SER,  Deutsche  Geschichte.  4  Bde.  S.A.  1861—63;  v.  Heigel,  Deutsche  Geschichte 
seit  dem  Tode  Friedrichs  n.,  Bd.  1. 1899 ;  Trbitschke,  Deutsche  Geschichte,  I. 

I.  Das  sogenannte  Zeitalter  des  modernen  Staats.  Die 
Schlafsjahre  des  zweiten  Drittels  des  18.  Jahrhunderts,  durch  die  Bei- 
legung des  europäischen  Krieges  im  Pariser  und  Hubertusburger  Frieden 
bezeichnet,  bilden  die  einschneidende  Grenze,  die  die  politische  Schil- 
derung der  vorbereitenden  Stadien  unsrer  modernen  Staatenwelt  von  der 
eigentlichen  Hauptaufgabe  einer  wissenschaftlichen  Staatslehre  trennen,  von 
der  Analyse  und  Kritik  der  modernen  Staaten  selbst  (Kap. 2 — 4).  Man  hat  in- 
stinktiv von  jeher  erkannt,  dafs  mit  dem  „Kevolutionszeitalter'*  diese  neueste 
Zeit  anbricht,  wenn  man  auch  hierbei  keineswegs  ausschlief slich  oder 
auch  nur  zunächst  an  die  sogenannte  „grofse  Revolution^  Frankreichs 
und  am  wenigsten  an  deren  gewaltsame  Begleiterscheinungen,  sondern 
an  einen  allgemeinen,  ganz  Europa  und  Amerika  ergreifenden  ümbil- 
dungsprozefs,  einen  in  grofsen  Teilen  friedlich  und  geordnet  sich  voll- 
ziehenden Vorgang  zu  denken  hat.  Das  eigenartig  Neue,  was  die  Zeit 
der  „Reformen  und  Revolutionen"  von  den  verflossenen  drei  Jahrhun- 
derten trennt,  ist  der  gemeinsame  Charakterzug,  dafs  innerhalb  des  öffent- 
lichen Lebens  überall  nicht  mehr  der  Drang  nach  Vergröfserung  des 
politischen  Kulturgebiets  und  nach  Steigerung  der  militärischen,  finan- 
ziellen, handelspolitischen  und  sonstigen  wirtschaftlichen  Kulturaufgaben 
im  Vordergründe  steht,  sondern  umgekehrt  das  Streben  nach  dem  Ausbau 
der  staatlichen  und  sozialen  Rechtsordnung  und  der  zu  ihrer  Sicherung 
tauglichen  Verfaflsungsfofmen.  Die  Revolutionszeit  leitet  damit  im  Gegen- 
satz zur  vorangegangenen  Zeit  einen  ähnlichen  Wechsel  der  politischen 
Gesamtstimmung  ein,  wie  seinerzeit  das  dreizehnte  und  vierzehnte  Jahr- 
hundert einen  solchen  Gegensatz  zu  der  frühem  Zeit,  besonders  zum 
zwölften  Jahrhundert  (S.  468  ff.).  Denn  um  einen  Wechsel  der  Gesamt- 
stimmung handelt  es  sich  auch  jetzt,  um  eine  Verfeinerung  und  Vertiefung 
des  politischen  Strebens,  die  nicht  irgendwo  ihren  alleinigen  Sitz  hat, 
nicht  in  Frankreich  ,  auch  nicht,  wie  man  neuerlich  behauptet,  in 
Nordamerika,  die  femer  auch  nicht  einen  Rechtszustand,  etwa  den  eng- 
lischen, überall  in  gleicher  Weise  durchzusetzen  sucht,  die  sich  vielmehr 
überall  je  nach  der  vorhandenen  Rechtslage  und  deren  Bedürfnissen 
verschieden  bethätigt  und  sich  zu  allererst  intensiv  in  dem  scheinbaren 
Musterland  England  selbst  durchsetzt.  Indem  das  letzte  Drittel  des 
18.  Jahrhunderts  diese  Aufgabe  einer  neuen  Rechtsbildung  im  Staate 
mit  allen  geistigen  und  mechanischen  Kräften  in  Angriff  nimmt,  hängt 
es  mit  dem  ganzen  Verlauf  des  19.  Jahrhunderts  eng  zusammen.  In- 
folgedessen läfst  sich  die  Schilderung  des  staatlichen  Zustands,  wie  ihn 
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das  19.  Jahrhundert  bis  heute  geschaffen  hat^  von  der  politischen  Ent- 
wicklung des  unmittelbar  vorausgehenden  Säculums  nicht  absondern. 
Die  Demokratie  des  heutigen  England  läfst  sich  sehr  wohl  als  etwas 
qualitativ  Andres  der  Oligarchie  Walpoles  und  des  älteren  Pitt  gegen- 
überstellen, aber  zu  den  Kämpfen  des  englischen  Mittelstands  gegen 
Georg  III.  in  den  siebziger  und  zu  den  Reformarbeiten  des  jüngeren 
Pitt  in  den  achtziger  Jahren  des  1 8.  Jahrhunderts  verhält  sie  sich  nur 
als  eines  von  vielen  späteren  Entwicklungsstadien.  Der  nordamerikanische 
Bundesstaat,  wie-  er  heute  ist,  kam  in  der  Grundlage  wesensgleich 
schon  im  Jahre  1787  zu  stände.  Und  nicht  anders  läfst  sich  die  Lage 
der  europäischen  Festlandstaaten  bestimmen.  Ganz  abgesehen  davon, 
dafs  Frankreich  selbst  aus  dem  Stadium  des  staatsrechtlichen  Experi- 
mentierens,  in  das  es  der  Ausbruch  der  Revolution  gestürzt,  bis  heute 
nicht  vollständig  herausgekommen,  haben  auch  Spanien,  Belgien  und 
Holland,  die  Schweiz  und  Italien,  ebenso  wie  Deutschland  und  Öster- 
reich teils  durch  die  Anregung  des  revolutionären  Frankreich,  teils  im 
Kampf  mit  ihm  gerade  diejenigen  neuen  Probleme  zugeschoben  erhalten, 
durch  deren  Bewältigung  sich  ihre  moderne  Organisation  von  der  des 
18.  Jahrhunderts  unterscheidet 

Allerdings  mufs  die  Staatslehre  sich  vor  einem  grofsen  Mifsver- 
ständnis  hüten,  das  nach  dem  Gesagten  nahe  liegt.  Es  wäre  ganz 
verkehrt,  wollte  sie  aus  der  Epoche  seit  1765  ein  Idealzeitalter  der  Er- 
füllung und  Vollendung  des  Staatsrechts,  eine  Vorstellung  vom  „modernen 
Staate^  als  einem  qualitativ  eigenartigen  Gebilde,  vom  „Verfassungsstaat*^ 
katexochen,  konstruieren,  hinter  dem  die  politischen  Probleme  der  2^it 
Karls  V.,  Richelieus,  William  Pitts  und  Friedrichs  des  Grofsen  in  wesen- 
loser Feme  zurückliegen.  Und  am  allerwenigsten  wäre  der  wahren 
Erkenntnis  der  realen  Verhältnisse  gedient,  wenn  die  Staatslehre  die 
Formen  der  neuesten  Staatsbildung,  wie  sie  aus  der  Ära  der  grofsen 
Umwälzungen  hervorgingen,  als  eine  für  alle  Zukunft  gesicherte  Errungen- 
schaft, als  einen  definitiv  geborgenen  Normalstaat  ansehen  wollte.  Im  Gegen- 
teil, deswegen  vornehmlich  mufste  genauer  auf  die  £j:äfte  und  Interessen 
eingegangen  werden,  die  Westeuropa  seit  dem  letzten  Drittel  des  15.  bis 
zum  letzten  Drittel  des  18.  Jahrhunderts  in  Atem  hielten,  weil  auch  sie 
im  19.  Jahrhundert  unimterbrochen  oder  doch  nur  mit  scheinbaren  Unter- 
brechungen fortwirken.  Während  auf  der  Oberfläche  offiziell  die  „Frei- 
heit^ nach  aufsen  und  im  Innern  als  das  politische  Lebenspfinzip  der 
modernen  Völker  gepriesen  wird,  während  die  Einsicht  in  den  Wert 
einer  friedlichen  Ordnung  des  Staatsrechts  und  Völkerrechts  scheinbar 
den  politischen  Egoismus  der  Nationen  im  Völkerverkehr,  der  Parteien  im 
inneren  Volksleben  an  Ketten  legt,  braust  in  Wahrheit  der  Drang  nach 
nationaler  Expansion,  nach  Vorherrschaft  einer  Nation  im  Welthandel, 
einer  kirchlichen  Gruppe  im  religiös  geistigen  Leben,  einer  Wirtschaft- 
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liehen  Klasse  im  Verhältnis  der  sozialen  Gruppen  mit  alter  Gewaltsam- 
keit weiter.  Zeitweise  hinter  Schlagworten  anscheinend  populärer  und 
uneigennütziger  Programme  geschickt  verhüllt  oder  von  den  politisch 
minder  reifen  oder  mit  sich  selbst  beschäftigten  Nachbamationen  nicht 
beachtet^  ruft  jener  Zug  der  Gewaltsamkeit  doch  gelegentlich  die  Aufmerk- 
samkeit, den  Widerstand  hervor,  er  teilt  sich  schliefslich  dem  gesamten 
Völkerleben  mit  und  erfährt  gerade  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts  wieder 
eine  Steigerung,  die  den  Gegensatz  der  konkurrierenden  Nationen  und 
den  Kampf  der  Religionsparteien  und  der  Klassen  von  neuem  zu  dem  be- 
stimmenden Antrieb  des  politischen  Lebens  zu  machen  droht  Während 
sich  also  von  1770 — 1870  —  um  eine  ungefähre  Zeitgrenze  zu  wählen  — 
die  modernen  Kulturstaaten  im  friedlichen  Nebeneinander  und  im  Ausbau 
ihrer  in  vielen  wesentlichen  Stücken  gleichförmigen  Rechts-  und  Verfas- 
sungseinrichtungen einander  immer  mehr  anzunähern  scheinen,  rücken  sie 
seit  1870  in  mannigfaltig  sich  verschlingenden  und  durchkreuzenden 
Interessenkonflikten  feindselig  auseinander.  Die  Zunahme  der  äufseren 
Verwicklungen  geht  auch  diesmal  einem  sich  in  immer  weiteren 
Kreisen  ausbreitenden  Klassenkonflikt  im  Innern  parallel,  dem  zwischen 
dem  nunmehr  herrschend  gewordenen  Mittelstand  und  dem  „vierten  Stand'^ 
der  Lohaarbeiter.  Beides  gemeinsam  hat  dafür  gesorgt,  dafs  neben  dem 
Suchen  nach  festen  Verfassungsregeln  und  -Organen  die  entgegengesetzte 
Tendenz  nach  Konzentration  der  finanziellen,  militärischen,  polizeilichea 
Verwaltungsmacht  in  der  Hand  der  Regierungen  nicht  erlahmt  ist  und 
sich  gelegentlich  selbst  auf  Kosten  der  Verfassung  durchsetzt 

Schon  hier  wird  also  offenbar,  dals  eine  allgemeine  Lehre  vom 
Staat  auch  die  modernen  Staaten  nicht  anders  als  eine  im  Flufse  be- 
findliche Erscheinung  schildern  kann.  Während  die  Wissenschaft  vom 
geltenden  Recht  eines  einzelnen  Staats,  die  Lehre  des  positiven  besondem 
Staatsrechts,  den  historisch  gegebenen  Rechtszustand  als  etwas  Festes, 
Unverrückbares  und  deshalb  für  den  einzelnen  Menschen,  für  Staatsorgan 
oder  Staatsbürger,  Bindendes  zu  erfassen  sucht,  mufs  eine  Vergleichung 
der  bestehenden  Staatsformen  mit  denen  vorangehender  Zeitalter  und 
fremder  Nationen  den  Zustand^  der  hinsichtlich  irgend  eines  politischen 
Instituts  augenblicklich  vom  Recht  anerkannt  ist,  als  einen  der  mög- 
lichen Veränderung  unterworfenen  betrachten,  sei  es  dals  nur  theo- 
retisch die  sozialen  Kräfte  —  die  Parteien  —  nachgewiesen  werden, 
die  auf  eine  Veränderung  hinarbeiten,  sei  es  dafs  kritisch  die  Gründe 
und  Bedürfnisse  geprüft  werden,  die  Veränderung  oder  Fortbestand  als 
praktisch  wünschenswert  erscheinen  lassen.  Demnach  labt  sich  eine 
historische  Darstellung  des  Zeitraumes  seit  der  Revolution  nicht  liefern, 
ohne  der  späteren  systematischen  Darstellung,  die  wiederum  auf  die 
geschichtlichen  Thatsachen  gegründet  werden  mufs,  vorzugreifen  und 
zu  Wiederholungen  zu  führen.    So  hat  die  geschichtliche  Vorbereitung 
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des  Hauptteils  der  Staatslehre  hier  abzubrechen.  Nur  eine  flüchtige 
Skizze  der  in  das  19.  Jahrhundert  überleitenden  politischen  Bewegungen 
muls  angeschlossen  werden,  teils  weil  dadurch  die  soeben  aufgestellten  me- 
thodischen Leitgedanken  verständlich,  teils  weil  auch  auf  das  bisher  ge- 
kennzeichnete Stadium  der  westeuropäischen  Staatenwelt  des  18.  Jahrhun- 
derts erst  aus  deren  späteren  Schicksalen  das  volle  Licht   fällt 

Schon  innerhalb  des  halben  Jahrhunderts,  das  sich  an  den  Hubertus- 
burger und  Pariser  Frieden  anschlielst,  wird  neben  der  grofsen  Freiheitsbe- 
wegung, die  die  überall  von  der  individualistischen  Auf  klärungsphilosophie 
verbreiteten  Gedanken  in  das  praktische  Bechtsleb^  des  Staats  umzusetzen 
sucht,  eine  Oegenbewegung  bemerkbar,  in  der  die  bisherige  Eroberungs- 
politik weiterläuft  und  die  neuen  Kräfte  zurückzudrängen  strebt  Wie  von 
jeher  die  Staatengeschichte  neue  Probleme  und  Konflikte  am  frühesten  in 
England  auftreten  sieht,  so  macht  sich  auch  diesmal  die  Fortschrittstendenz 
zuerst  im  englischen  Kulturkreis  geltend  (II.  III).  Sitz  der  rückläufigen 
Tendenz  ist  Rufsland  (IV). 

IL  Die  Freiheitsbewegung  in  England  und  Amerika. 
Der  Ausbruch  des  englischen  Verfassungskampfes  hing  mit  dem  Friedens- 
schlufs  ganz  direkt  zusammen.  Der  Sturz  des  Ministeriums  Pitt,  der 
1760  Englands  Rückzug  aus  der  Allianz  mit  Friedrich  dem  Grofsen 
und  die  allmähliche  Einstellung  des  Kolonial-  und  Seekriegs  mit  Frank- 
reich einleitete  (S.  615),  war  nicht  einer  veränderten  Stimmung  des 
Parlaments,  sondern  der  höchstpersönlichen  Initiative  des  neuen  Königs 
Georg  IIL  entsprungen.  Er  hatte  die  Regierung  mit  dem  festen  Plan 
angetreten,  der  Monarchie  ihre  verlorene  Macht  zurückzuerobern,  und 
der  Frieden  sollte  ihm  und  den  Günstlingen,  die  er  in  die  Ministerposten 
einschob,  die  bequeme  Bewegung  dazu  bieten,  eine  Politik,  die  den 
Fehler  der  beiden  ersten  Stuarts  (S.  717)  wiederholte.  In  der  That  be- 
gann er  mit  denselben  Mitteln,  mit  denen  bisher  die  leitenden  Parteiführer 
die  Majorität  des  Parlaments  an  sich  gefesselt  hatten  ~  mit  Wahlbeein- 
flussung und  Bestechung  — ,  das  Unterhaus  nunmehr  für  die  Krone  ge- 
fügig zu  machen,  und  das  Gros  der  Mitglieder  des  Parlaments  bewies 
seine  durch  fünfzigjährige  Mifswirtschaft  genährte  Verderbtheit,  indem 
es  sich  ebenso  willig  zum  Werkzeug  des  Königs  hergab,  wie  es  sich 
früher  den  Launen  Heinrichs  VIII.  (S.  710)  dienstbar  gemacht  hatte. 
Nach  langer  Pause  konsolidierte  sich  eine  neue  Tory-Partei.  Um  so  stärker 
erhob  sich  gegen  den  Bund  der  Krone  und  des  Parlaments  die  öffent- 
liche Meinung.  Aber  sie  stand  auf  zwei  verschiedenen  Gebieten  mit 
verschiedenen  Reformprogrammen  auf. 

In  England  selbst  hatte  die  Opposition  gegenüber  der  kompakten 
Majorität  des  Königs  im  Unterhause  kein  andres  Organ  als  die  Presse, 
um  sich  zur  Geltung  zu  bringen.    Ihr  Tadel  war  wirksam  genug,  um 
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(1763)  einen  Ministerwechsel  herbeizuführen.  Als  aber  anch  das  neue 
Ministeriums  Grenyille  gegen  den  Redakteur  des  „North-Britain^,  Johii 
Wilkes,  gleichzeitig  ein  Mitglied  des  Unterhauses ,  vorging,  verschärfte 
sich  der  Kampf.  Wilkes  wurde  angeklagt  und  (1764)  aus  dem  Parlament 
ausgestofsen.  Bei  erster  Gelegenheit  (1766)  von  der  Grafschaft  Middlessex 
demonstrativ  wieder  gewählt,  wurde  er  (1769)  nochmals  —  diesmal 
wegen  des  Prefsdelikts  vor  den  Schranken  des  Unterhauses  selbst  — 
verurteilt  und  nochmals  ausgestofsen.  Nunmehr  liefs  sich  das  Par- 
lament zu  der  Überschreitung  seiner  Befugnisse  hinreif sen,  die  Wieder- 
wahl zu  verbieten  und,  als  sie  trotzdem  erfolgte,  zu  kassieren.  Der 
offene  Verfassungsbruch  rief  einen  Zustand  hervor,  der  in  gewissem 
Sinne  als  ein  revolutionärer  erschemen  kann.  Der  Widerstand  des  Volks 
organisierte  sich.  Neben  der  Presse,  in  der  jetzt  der  leidenschaftliche 
Anonymus  „Junius^  mit  direkten  Drohungen  gegen  die  Minister  und 
gegen  das  Unterhaus  die  Führung  ergriff  0)  spielte  zum  erstenmal  in 
gröfserem  Umfang  die  Adresse  und  die  Volksversammlung,  das  „Mee- 
ting**, ihre  politische  Rolle.  2)  Die  Forderung  des  Volkes  aber  spitzte 
sich  auf  den  Hauptgedanken  zu,  dafs  das  Parlament  keine  rechtmäXsige 
Vertretung  der  Nation  mehr  sei.  Aufser  der  „Prefsfreiheit"  wurde  also 
die  „Parlamentsreform^  das  treibende  Problem  des  öffenüichen 
Lebens.  Freiheit  der  Wahlen,  gerechte  Verteilung  des  Wahlrechts,  kürzere 
Parlamentszeiten,  Öffentlichkeit  und  damit  populäre  Eontrolle  der  Parla- 
mentssitzungen wurden  gefordert.  Die  Tragweite  dieser  Reformansprüche 
blieb  freilich  notgedrungen  im  ungewissen.  Durch  die  autokratische 
Einmischung  Georgs  III.  war  das  halbhundertjährige  Gewohnheitsrecht 
der  parlamentarischen  Eabinettsregierung  durchbrochen  und  der  Versuch 
gewagt,  zu  einer  monarchischen  Günstlingsregierung  zurückzukehren. 
Angesichts  dieser  Verworrenheit  konnte  also  die  Reform  ebensowohl  einen 
Fortschritt  von  der  absoluten  Parlamentsoligarchie  Walpoles  zur 
verfassungsmäfigen  Oligarchie,  ja  zur  Demokratie  bedeuten,  wie  sie  zu 
einer  verfassungsmäfsig  beschränkten  Monarchie  zurückführen 
konnte,  und  in  der  Litteratur  trat  die  Begriffsunklarheit  merkbar  zu  Tage. 
Derjenige,  der  jetzt  im  Parlament  selbst  als  Hauptanwalt  der  Reform 
hervortrat,  Edmund  Burke,  war  von  der  Vorstellung  einer  Konzen- 
tration aller  politischen  Gewalten  im  Parlament  beherrscht.  3)  Black- 
stone, der  in  derselben  Zeit  seme   encyklopädische   Darstellung   des 

1)  Präcedenzfälle  waren  auch  hierfür  schon  vorhanden.  Schon  in  der  Frage 
der  „Ausschliefsung"  der  katholischen  Thronfolge  (1681;  oben  S.  727),  in  den  Zerwürf- 
nissen Wilhelms  III.  mit  dem  Parlament  wegen  Weiterfühning  des  französischen  Kriegs 
( 1701 ;  oben  S.  742)  war  es  zu  unmittelbaren  Willensäufseningen  des  Volkes  gekommen. 

2)  Hierüber  besonders  Friedrich  Brockhaus,  Die  Briefe  des  Junius.  1876. 

3)  Burke  (geb.  1728,  seit  1766  Abgeordneter  eines  Burgfleckens  in  Bucking- 
hamshire)  sieht  in  den  ^Gedanken  über  die  Ursachen  der  gegenwärtigen  Unzufrieden- 
heit'' (1770)   die  Macht  der  Krone,  soweit  sie  „Prärogatives''  Recht  ist,  als  tot  an; 
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gesamten  englischen  Rechts  verfafste,  legte  ihr  das  System  der  Gewalten- 
teilung zu  Grunde,  das  Locke  aus  der  konstitutionell -monarchischen 
Verfassung  Karls  II.  geschöpft  hatte.  Den  englischen  Bibrgem  vindizierte 
Blackstone  nicht  Teilnahme  an  der  Regierung,  sondern,  wie  die  gleich- 
zeitigen Autoren  des  französischen  Monarchismus,  nur  Freiheitsrechte.  0 
So  wurde  der  Freiheitsbewegung  gleich  im  Beginn  eine  Zweideutigkeit 
ihrer  staatsrechtlichen  Ziele  eingeimpft 

Noch  ehe  die  neue  Bewegung  in  England  selbst  Erfolge  erzielte, 
hatte  sie  in  den  Kolonien  Nordamerikas  einen  Bundesgenossen  ge- 
funden. Auch  ihnen  gegenüber  hatte  Georg  III.  eine  verschärfte  Politik 
betreten.  Er  liefs  durch  sein  Parlament  (1765),  um  die  Kolonien  zu 
den  wachsenden  finanziellen  Lasten  des  Reichs  heranzuziehen,  die  Zoll- 
grenze gegen  das  französische  Westindien  erneuern  und  ein^  Stempeltaxe 
auf  Urkunden  einführen,  und  sofort  trat  dort  die  politische  Wirkung  ein, 
die  die  bisherige  Lage  nicht  hervorgerufen  hatte:  die  einzelnen  Kolonialräte 
vereinigten  sich  durch  Repräsentanten  (1765)  in  einem  „Kongrefs",  um 
gegen  jedes  eigenmächtige  Besteuerungsgesetz  des  Parlaments  zu  London 
zu  protestieren.  Das  Ereignis,  der  Beginn  eines  Aufruhrs  im  besten  eng- 
lischen Handelsgebiete,  wirkte  auf  den  Parteistreit  im  Mutterland  zurück. 
Burkes  Opposition  machte  (1 766)  das  Stempelgesetz  rückgängig.  Als  jetzt 
die  schon  (S.  789)  erwähnte  definitive  Ausschliefsung  des  Abgeordneten 
Wilkes  erfolgte  (1769),  richtete  der  geheimnisvolle  Junius  einen  wild  agi- 
tatorischen Brief  gegen  den  König  selbst.  Die  Geschwomen  stellten  sich  auf 
seine  Seite.  In  einer  Reihe  sensationeller  Libellprozesse  (S.  775)  lehnten  sie 

in  den  augenblicklichen  Verhältnissen  sieht  er  nur  verfassungswidrigen  „EinfluTs''  des 
Königs  (vergl.  o.  S.  744).  Das  erste  Augenmerk  hat  ihm  zufolge  das  Parlament  immer 
darauf  gerichtet,  „der  Regierung  jede  ünteratützung  vorzuenthalten,  bis  die  Gewalt  in 
die  flände  eines  Ministeriums  kommt,  das  das  Vertrauen  des  Parlaments  und 
des  Volkes  besitzt*^.  Wenn  er  dann  dieses  System  eine  „Beaufsichtigung  des  mit 
der  Benutzung  der  Exekutivbeamten  betrauten  Königs^  nennt,  so  ist  das  ein  un- 
klarer Sprachgebrauch.  Was  ihm  vorschwebt,  ist  Herrschaft  der  Parlamentsmajorität, 
und  da  er  nun  für  die  Zusammensetzung  des  Parlamentes  in  erster  Linie  freies  Wahlrecht 
des  Volkes  fordert,  so  ist  Burke  —  trotz  seiner  späteren  heftigen  Angriffe  auf  die  Demo- 
kratie —  doch  der,  der  für  die  spätere  demokratische  Reform  die  Bahn  gebrochen. 
1)  Blackstoke  (Commentarics  on  the  law  of  England.  1765  ff.;  vergl.  über  ihn 
oben  S.  762)  giebt,  wie  Locke,  dem  Parlament  „consisting  of  king,  lords  and  com- 
mons**  nur  die  „legislative  power",  die  „Exekutive"  dem  König  allein,  —  eine 
Auffassung ,  die  z.  B.  in  einer  Adresse  der  Londoner  Bürgerschaft  an  den  König 
(1770)  wiederkehrt  (vergl.  Hettner,  Geschichte  der  englischen  Litteratur.  4.  Aufl. 
188L  8.  371).  Das  Parlament  ist  also  für  ihn  (wie  das  altenglische)  nur  Institut  des 
Verfassungsstaats,  Gai-antie  der  gesetzmäfsigen  Freiheit  im  Sinne  Lockes  (o.  S.  734), 
die  er  jetzt  zum  Gegenstand  eines  subjektiven  „Rechts"  des  Einzelindividuums  macht 
und  in  Einzelrechte  (articles,  right  of  personal  security,  right  of  personal  liberty, 
right  of  privat  property)  zerlegt.  (Vergl.  über  die  ganz  gleiche  Konstruktion  im 
französischen  Pariament  von  1766  unten  S.  799;  über  Blackstone:  Rehm,  Allge- 
meime  Staatslehre,  S.  243 ;  Jellinek,   Die  Erklärung  der  Menschenrechte.  1894.  S.29). 


1.  Kapitel.  YIII.  Entst.  d.  modern.  Staatenwelt:  EngL-amerik.  Freiheitebewegung.  791 

sich  gegen  das  geltende  Recht  auf,  indem  sie  den  Herausgeber  der  Zeitung, 
Woodfall,  nur  für  ^schuldig  der  Veröffentlichung ",  einen  Wiederabdrucker 
geradezu  für  ^  nichtschuldig''  der  Schmähschrift  erklärten,  i)  Der  greise, 
schwerkranke  Pitt,  jetzt  als  Earl  Ghatham  noch  einmal  Minister,  machte 
den  Versuch  eines  Ausgleichs.  Aber  der  Starrsinn  des  Königs  setzte  sich 
durch.  Seit  1770  war  Geqrg  thatsächlich  sein  alleioiger  Minister,  und  er 
benutzte  seine  Macht  um  (1770),  die  willkürlichen  Finanzmafsregeln  gegen 
die  Kolonien  verstärkt  zu  erneuern.  2)  Ein  ungleiches  Ringen  im  Parla- 
ment schlofs  sich  an.  Noch  ehe  es  mit  dem  Tode  Pitts  (1778)  endete, 
war  das,  was  der  „grofse  Commoner**  vorausgesehen  hatte,  eingetreten. 
Die  Opposition  war  in  den  Kolonien  in  offene  Revolution  übergegangen; 
ihr  Führer,  der  eindrucksvolle  Staatsmann  jenseits  des  Oceans,  George 
Washington,  war  ans  Licht  getreten. 

Wie  bekannt,  entwickelte  sich  die  Fracht  des  Freiheitskampfs  für 
Amerika  in  wunderbarer  Raschheit  zu  voller  Reife.  Sie  war  eine 
dreifache.  Sofort,  gleichzeitig  mit  dem  Ausbrach  des  Krieges,  vollzog 
sich  (1775)  durch  den  Kongrefs  der  Kolonialabgeordneten  aller  dreizehn 
Staaten  die  bündische  Organisation  der  „vereinigten  Kolonien^. 
Mit  der  Vertreibung  der  Gouveraeure  und  der  Eröffnung  der  amerika- 
nischen Häfen  für  den  freien  Handel  mit  allen  Staaten  bereitete  sich 
die  Unabhängigkeitserklärung  vor,  die  das  Jahr  darauf  (4.  Juli 
1776)  von  Rechts  wegen  die  „Vereinigten  Kolonien  für  freie  und  unab- 
hängige Staaten'^  erklärte  und  als  staatsrechtliche  Grandlage  hierfür  die 
Volkssouveränetät,  das  „Recht  des  Volks'',  proklamierte,  eine  zerstörende 
Regierangsform  „zu  ändera  oder  abzuschaffen,  eine  neue  Regierung  ein- 
zusetzen und  sie  auf  solche  Grandsätze  zu  bauen  und  deren  Gewalten 
derart  zu  ordnen,  wie  es  ihm  zu  seinem  Glück  und  seiner  Zweckmäfsigkeit 


1)  Vei^l.  zum  Verständnis  oben  S.  775.  Noch  im  ersten  Prozefs  (gegen  den 
Drucker  des  Juniusbriefes  Almon)  hatte  der  Vorsitzende,  Lord  Mansfield,  der  Lord- 
oberrichter, den  alten  Rechtsgrundsatz  durchgesetzt,  dafs  die  Geschwomen  als  That- 
frage  nur  die  Veröffentlichung  zu  prüfen  und  deshalb  zu  verurteilen  hätten,  wenn 
der  Richter  die  rechtliche  Anweisung  gebe,  dafs  die  Schrift  ein  ^Libell''  sei.  Im 
zweiten  Prozefs  gegen  Woodfall  Urningen  die  Geschwomen  den  Konflikt,  indem 
sie  das  Verdikt  „nur  schuldig  der  Veröffentlichung  des  Briefs"  abgaben.  Als  dieser 
Wahrspruch  (mit  Recht)  als  unverständlich  und  deshalb  ungültig  von  Kings  Bench 
kassiert  wurde,  sollte  eine  neue  Anklage  erhoben  werden;  diese  unterblieb  aber,  weil 
inzwischen  ein  andrer  Drucker,  Miller,  der  den  Brief  neuabgedruckt  hatte,  trotz  der 
Rechtsbelehrung  für  nichtschuldig  erklärt  worden  war  (Ki^ppel,  Prefsrecht,S.  30  ff.). 

2)  Die  geringe  Wirkung  dieser  Vorgänge  der  Rechtspflege,  die  im  Grunde  eine 
Revolution,  ein  gewaltsames  Sichhinwegsetzen  der  Geschwomen  über  das  Prozefsrecht 
darstellten,  erklärt  sich  aus  der  wenig  achtungswerten  Persönlichkeit  des  Hauptbe- 
teiligten Wilkes  und  aus  dem  gehässigen  Ton  der  Polemik  des  Junius.  Die  letztere 
erscheint  heute  um  so  weniger  sympathisch,  als  sich  jetzt  ziemlich  sicher  heraus- 
gestellt hat,  dafs  der  Verfasser  Sir  Philipp  Francis  war,  der  im  Dienst  der  Regierung 
stand  und  kurz  darauf  ein  sehr  einträgliches  Amt  in  Indien  von  ihr  übernahm. 
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am  sichersten  erscheint".  ^)  Aber  noch  ehe  es  hierzn  kam,  war  auch  schon 
eine  nach  innen  wirkende  Verfassungsbewegung  in  die  Wege  geleitet, 
derjenige  Teil  der  Reform,  in  der  sich  Amerika  mit  England  anf  gleicher 
Basis  bewegte.  Der  Kongrels  forderte  (15.  Mai  1776)  die  einzelnen 
Glieder  des  Bundes  auf,  sich  Verfassungen  zu  geben  und  damit  die  primi- 
tiven älteren  Keime  geschriebener  Konstitutionen  (S.  781)  weiter  zu  ent- 
falten.2)  3)  Während  sich  Connecticut  und  Rhode  Island  mit  ihren  früheren 
Charten  von  1662/63  (S.  781.  Anm.  2)  begnügten,  ging  (12.  Juni  1776) 
zuerst  Virginia  mit  Erlafs  einer  ^Bill  of  rights^,  einer  Fixierung 
der  Bürgerrechte,  und  eines  sich  hiermit  ergänzenden  Organisations- 
grundgesetzes,  eines  ^plan^  oder  „frame  of  govemment^,  das  die 
obersten  Staatsorgane  und  deren  Kompetenzen  regelte,  vor;  ihm 
schlössen  sich  in  den  folgenden  Jahren  die  übrigen  an.^)  Hier  wurden 
die  ,,Rechte  der  Menschen^  oder  Bürger,  „die  Rechte  des  Lebensgenusses, 
der  Freiheit,  des  Eigentums,  der  Selbstbehauptung  und  der  Glaubens-  und 
Gewissensfreiheit^,  die  bisher  nur  von  der  Doktrin  Bodins  (S.  662),  Lockes 
oder  Blackstones  (S.  790  Anm.  1)  aufgeführt  worden  waren,  zum  ersten- 
mal als  eine  Vielzahl  von  subjektiven  Einzelrechten  gesetzlich 

1)  Einführang  eines  Zolls  auf  Thee  1770.  1772  unter  Einflufs  der  Schrift  von  Ons 
über  die  Rechte  der  Kolonien  (1764  gleichzeitig  mit  Biackstone  S.  790  Anm.  1) 
Versammlung  der  Bostoner  Bürger,  in  der  die  KolonialbtLrger  anf  Antrag  von  Samuel 
Adams  eine  Erklärung  ihrer  Rechte  veröffentlichen,  die  erste  Voriäuferin  der  ^Ei^ 
klärnng  der  Menschenrechte'*  (unten  S.  803).  Sie  beanspruchen  als  Menschen  Freiheit 
und  Eigentum  (oben  S.  790  Anm.  1),  als  Christen  Glaubensfreiheit  (oben  S.  781),  als 
englische  Bürger  die  Rechte  der  Bill  of  rights  (oben  S.  736).  Daraufhin  Boykott  der 
Kolonien  gegen  die  englischen  Theeimporte,  schon  1773  Bostoner  Krawall  gegen 
englische  Theeschiffe,  infolgedessen  (März  1774)  Sperrung  des  Hafens  von  Boston  und 
Kassation  der  Charte  der  Kolonie  Massachusetts  durch  das  engl.  Pariament  Mobil- 
machung der  Miliz  von  Massachusetts,  Zusammentritt  von  12  Kolonien  zum  Kongrefs 
in  Philadelphia,  der  gegen  England  einen  Protest  zu  Gunsten  der  ihnen  von  Natur 
und  nach  der  Verfassung  Englands  zustehenden  Rechte  einlegt  Die  13.  Kolonie 
(Georgia)  war  erst  im  nächsten  Jahre  (1775)  mitvertreten  (vergl.  den  Text). 

2)  Im  übrigen  hat  die  Unabhfingigkeitserklärung  selbst  Verfassungsgrund - 
Sätze,  insbesondere  über  das  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Staat  und  dem  Indi- 
viduum, nur  in  sehr  allgemeiner  Form  aufgenommen,  in  dem  Prinzip  ^wir  halten 
die  nachfolgenden  Wahrheiten  für  durch  sich  selbst  übeizeugend  (selfevident),  näm- 
lich, dafs  alle  Menschen  gleich  geboren  sind;  dafs  sie  von  ihrem  Schöpfer  mit 
gewissen  unveräufserlichen  Rechten  ausgestattet  sind,  dafs  zu  diesem  Leben  Freiheit 
und  das  Streben  nach  Glückseligkeit  gehören**  etc. 

3)  Zum  Folgenden  vergleiche  besonders  Jelukek,  Die  Erklärung  der  Menschen- 
und  Bürgerrechte.  1895.  S.  llff.,  und  Allgemeine  Staatslehre,  S.47Sfif. 

4)  Pennsylvanien,  Maryland,  Nordcarolina  1776,  New  York  und  Vermont  1777, 
Massachusetts  1780,  New  Hampshire  1784  u.  s.  w.  Die  erste  Bill  of  rights  betitelt  sich 
genauer:  ^A  declaration  of  rights,  made  by  the  representatives  of  the  good  people 
of  Virginia,  assembled  in  füll  and  free  Convention,  wich  rights  do  pertain  to  them 
and  their  posterity  as  the  basis  and  foundation  of  Government''.  Nicht  alle 
Staaten  erliefsen  besondere  Bills  of  rights. 
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fixiert  0  Wenn  diese  Formein  auch  in  ihrer  abstrakten  Fassung  wenig  wert 
waren,  wenn  auch  die  Unterscheidung  der  ^Fundamentalgesetze^ 
und  der  von  ihnen  anerkannten  ^Grundrechte^  Yon  den  übrigen  Staats- 
rechtsnormen so  verschwommen  und  willkürlich  war, wie  stets  zuyor(S.  719. 
723.  781),  so  trat  darin  doch  der  praktische  Gedanke  scharf  in  die  Er- 
scheinung, dafs  es  hier  nicht  mehr  auf  das  Bechtsverhältnis  des  „Volks  als 
ganzen^,  mit  andern  Worten  der  0  r  gane  des  Volks,  insbesondre  des  Parla- 
ments, gegenüber  dem  König  ankomme,  wie  in  der  englischen  Bill  of  rights 
von  1689  (S.  736),  sondern  auf  Asa  Verhältnis  zwischen  der  Staatsgewalt 
und  dem  Individuum^), und  thatsächlich  wurde  wenigstens  in  einzelnen 
Punkten  auch  das  hinzugefügt,  worauf  es  eigentlich  ankam,  nämlich  die 
praktischen  Garantien:  Verhaftung  und  Bestrafung  nur  auf  Grund  eines 
Bichterspruchs,  Bemessung  der  Strafen  nach  der  Schwere  der  strafwürdigen 
Einzelthat,  Unbeschränkbarkeit  der  Presse.  Der  Inhalt  der  Bill  of  rights, 
die  Kegeln  über  Grundrechte  der  Bürger,  war  somit  keineswegs  scharf 
von  dem  Inhalt  des  plan  of  government,  den  Begeln  über  die  Zusammen- 
setzung der  Organe,  geschieden,  insofern  auch  sie  in  erster  Linie  das 
Gleichgewicht  der  Gewalten  (S.  790.  Anm.  1)  zum  Ausdruck  brachten.*) 
Erst  in  Anlehnung  an  die  Charten  der  Einzelstaaten  wurde  von  Jefferson 
die  Verfassung  des  Bundes  entworfen,  und  auf  dieser  Grundlage  wurde  der 
Krieg  zum  siegreichen  Ausgang  geführt  Der  Sieg  des  Bundes  wurde  so- 
fort durch  eine  fundamentale  Verfassungsänderung  dieses  Bundes  bekrönt 
Die  Gruppe  der  Staaten  verwandelte  sich  in  einen  Staatenstaat,  der  (1787) 
den  bisherigen  Eongrels  der  Staatenvertreter  zu  einem  Doppelkollegium  des 
Senats  und  desBepräsentantenhauses  fortentwickelte  und  daneben 
ein  Staatshaupt  mit  machtvollen  Befugnissen  stellte,  den  Präsidenten 
der  Vereinigten  Staaten.^)  Zugleich  zog  der  neugeschaffene  Oberstaat  einen 


1)  Bill  of  rights  von  Virginia  Art.  1 :  ^Tbut  all  men  are  by  natare  equaily, 
free  and  independent  and  have  certain  inherent-rights,  —  namely  the  enjoyment 
of  life  and  liberty,  wlth  the  means  of  acquiring  and  possessing  property  and 
pursuing  and  olitaining  happiness  and  safety'^. 

2)  In  dieser  Weise  dürfte  der  grundsätzliche  Unterschied  der  englischen  „Ver- 
fassungsgesetze^  von  der  Magna  Charta  bis  zur  £111  of  rights  (S.  736)  und  der  ameri- 
kanischen zu  bezeichnen  sein. 

3)  Nämlich  für  die  obersten  Organe  des  Staats.  Hier  kam  der  Dualismus 
der  Organe  darin  zum  Ausdruck,  dafs  jede  Kolonie  auf  das  Zusammenwirken  des 
Gouverneurs  mit  seinem  Rat  und  mit  der  Volksvertretung  zugeschnitten  wurde.  Dabei 
vertrat  der  Rat  des  Gouverneurs  zugleich   die  Stelle  eines  Oberhauses 

4)  Dafs  die  Verfassung  des  Bundes  gezwungen  war,  den  Einzelkolonien  Auto- 
nomie zu  belassen,  zeigte  sich  sofort  an  der  Frage  der  Neger  Sklaverei.  Obwohl 
Jefferson  den  Antrag  gestellt  hatte,  in  der  Unabhängigkeitserklärung  selbst  die 
persönliche  Freiheit  für  ein  unveräuf serliches  Recht  jedes  Menschen  zu  erklären, 
blieb  dieser  Antrag  in  der  Minderheit  Die  (angeblich  naturlichen)  Menschenrechte 
wurden  von  den  Südstaaten,  deren  Volkswirtschaft  auf  einen  Plantagenbau  mit 
Negersklavenbetrieb  zugeschnitten  war,  demgemäfs  auf  den  ^freeman^^  beschränkt 
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umfangreichen  Kreis  staatlicher  Funktionen,  Gesetzgebung  auf  den  wich- 
tigsten Gebieten,  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  Ver- 
waltung von  Heer  und  Marine,  Finanzverwaltung  für  die  Bundesbedfirf- 
nisse,  oberste  Gerichtsbarkeit  an  sich.  Die  Freiheitsbewegung  hatte  also 
als  ihr  erstes  Ergebnis  einen  neuen  Grofsstaat  gezeitigt,  der  sich  in  den 
drei  wesentlichsten  Punkten  zu  den  Festlandstaaten  in  Gegensatz  stellte,  — 
er  war  Verfassungsstaat,  er  war  es  in  Form  der  Demokratie  und  in 
Form  des  Bundesstaats  mit  abhängigen,  wenn  auch  politisch  einfluXs- 
reichen  Gliedstaaten  und  Gemeinden.  Nur  im  letzten  Punkt  zeigte  er  eine 
Verwandtschaft  mit  den  bisherigen  Staatenstaatsansätzen  der  Schweiz 
und  des  Deutschen  Reichs  (S.  686ff),  obwohl  er  dieselben  durch  die  stark 
konzentrierende  Tendenz  des  Oberstaats  weit  überbot 

Der  niederschmetternde  Verlust  des  amerikanischen  Kolonialbesitzes 
drängte  England  selbst  nunmehr  unvermeidlich  auf  Beform  von  Zu- 
ständen, die  solche  Niederlagen  verschuldet  hatten.  Zwischen  den  beiden 
konkurrierenden  Mächten  des  Egoismus,  den  alten  Tories  als  den  Vertretern 
eines  königlichen  Absolutismus,  wie  Lord  North,  und  den  gewissenlosen 
whigistischenKlassenpolitikem  der  Walpoleschen  Schule,  wie  Charles  James 
Fox,  konsolidierte  sich  aus  der  bisher  ohnmächtigen  kleinen  „Ghathampartei^ 
eine  Gruppe  gemäfsigter  Whigs  und  Tories  als  Träger  eines  vermittelnden 
Fortschritts  auf  dem  Gebiete  des  Verfassungslebens,  und  ein  einzigartiger 
und  beneidenswerter  Glückszufall  gab  ihr  in  Chathams  zweiundzwanzig- 
jährigem  Sohn,  dem  jüngeren  William  Pitt,  sofort  den  fähigen  Leiter. 
Einige  notbehelfliche,  von  Edmund  Burke  betriebene  Reformen  des  Unter- 
hauses ebneten  ihm  insofern  den  Weg,  als  sie  sowohl  dem  persönlichen 
Einflufs  des  Königs  wie  der  Bestechung  der  aristokratischen  Wahlflecken- 
händler (S.  749)  definitiv  ein  Ende  machten,  i)  •  Obwohl  sie  den  oligar- 
chischen  Charakter  des  Parlaments  und  der  passiv  wahlfähigen  Mitglieder 
desselben  nicht  beseitigten,  bildeten  sie  doch  den  Anfang  dazu,  dafs  die 
Wählerschaft,  obwohl  sie  noch  immer  auf  ihren  kleinen  Kreis  beschränkt 
blieb  (oben  S.  748),  wieder  zu  Worte  kommen  und  eine  Majorität  schaffen 
konnte,  auf  die  ein  Staatsmann  auch  im  Widerspruch  mit  der  herr- 
schenden  Klasse   sein  Reformprogramm   zu  stützen  im  stände   war/^) 

1)  Der  Erfolg  wurde  durch  die  Mafsregeln  erreicht,  dafs  Personen,  die  im  Ver- 
tragsverhältnis  zur  Regierung  standen,  sowie  Beamte  der  Finanzverwaltung  für  passiv- 
wahlunfähig  erklärt  und  der  für  Bestechungen  verfügbare  Dispositionsfonds  des 
Königs  herabgesetzt  wurde. 

2)  Die  politische  Situation  war  eine  höchst  eigentümliche.  Noch  im  Jahre  17S3 
hatte  sich  das  von  der  Chathamfraktion  gebildete  Ministerium  Shelbume,  in  welchem 
der  jüngere  Pitt  nur  als  Schatzkanzler  fungierte,  nur  vorübergehend  halten  können, 
solange  bis  es  den  Frieden  mit  den  Vereinigten  Staaten  zu  stände  gebracht 
Dann  wurde  es  von  den  Tories  und  radikalen  Whigs  gestürzt  und  durch  ein  Koa- 
litionsministerium North  und  Fox  ersetzt,  das  die  Rückkehr  zur  reinen  Oligarchie  der 
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Pitts  Beformen  erstreckten  sich  bezeichnenderweise  in  erster  Linie  auf 
das  Verhältnis  des  herrschenden  Territoriums  zu  den  abhängigen  Ge- 
bieten. Sie  suchten  die  eben  erst  unvollkommen  wiederhergestellten 
Verfassungsgarantien  England -Schottlands  annähernd  für  die  Kolonien 
und  Irland  fruchtbar  zu  machen.  Die  ^India-BilP  Pitts  (1784)  stellte  die 
Direktoren  der  Ostindischen  Kompanie  unter  die  Aufsicht  eines 
Staatssekretärs  für  Indien  und  damit  unter  die  Hoheit  des  Parlaments, 
beziehentlich  unter  die  Eontrolle  seiner  Wähler,  während  zugleich  das 
Strafverfahren  gegen  das  energische  und  verdienstvolle,  aber  grund- 
satzlose Haupt  der  Kompanie,  Warren  Hastings,  ein  Exempel  an 
dessen  ausbeuterischer  Verwaltung  statuierte.  Durch  noch  vollkommenere 
Organisationsmafsregeln  beschwichtigte  Pitt  die  Kolonie,  die  den  Eng- 
ländern in  Nordamerika  noch  verblieben  war,  Kanada.^)  Er  erreichte 
endlich  freieren  Handelsverkehr  für  Irland  (S.  761),  das  während  der 
Sorgen  und  Wirren  des  amerikanischen  Krieges  ebenfalls  unruhig  ge- 
worden war  und  sogar  schon  seine  Emancipation  von  der  Oberaufsicht 
des  Londoner  Kabinetts  durchgesetzt  hatte.  Darüber  hinaus  betrieb  Pitt 
auch  die  politische  ^Union^,  die  Irland  auf  die  gleiche  Stufe  wie  Schott- 
land (S.  757)  heben  sollte.^) 

Aber  mit  dem  allen  war  es  nicht  gethan.    Die  Zeit  des  oligarchischen 
Stillstands  hatte  unvermerkt  bereits  neue  und  verwickelte  Probleme  im 


früheren  Zeit,  d.  h.  ebensowohl  das  Ende  des  monarchischen  Staatssti'eichs  Georgs  IIL. 
als  auch  anderseits  die  Abkehr  von  jeder  Reform  bedeutete.  Aber  die  erste  Mafsregel 
der  neuen  Klassenherrschaft  (Fox'  india-Bill:  Übergang  der  Regierung  Ostindiens  von 
der  Kompagnie  an  eine  absetzbare  Unterhauskommission)  erschütterte  ihre  Stellung 
in  der  öffentlichen  Meinung  sofort.  Der  König  glaubte  nochmals  eingreifen  zu 
können,  entliefs  das  Ministerium  und  übertrug  Pitt  (1783)  nunmehr  die  Stelle  des 
ersten  Lords  des  Schatzes.  Pitt  wurde  also  leitender  Staatsmann  als  königlicher 
Minister  und  in  heftigem  Kampf  mit  der  Majorität  des  Parlaments,  gehalten  zunächst 
nur  durch  Vertrauensadressen  des  Publikums.  Er  veraögerte  jetzt  absichtlich  die  Auf- 
lösung des  Parlaments,  bis  die  öffentliche  Meinung  für  die  durch  Burkes  Reformen 
(S.  794  Anm.  1)  ermöglichte  freiere  Wahl  reif  geworden,  gewann  nachträglich  durch  die 
Neuwahlen  (1784)  die  Majorität  im  Unterhaus  und  blieb  nun  als  reiner  Parlamentsminister 
im  Amt  Es  war  also  wieder  durch  einen  taktischen  Fehler  der  Monarchie  selbst 
(ver^.  o.  S.  729.  Anm.  2)  die  Wendung  herbeigeführt  worden,  die  dem  monarchischen 
Regierungssystem  deHnitiv  (oben  S.  746)  ein  Ende  machte.  Die  sehr  verwickelte  Neu- 
gTuppierung  der  Parteien  in  dieser  Zeit  entzieht  sich  hier  der  Darstellung. 

1)  Die  Verfassung  für  Kanada^  die  das  System  der  vollen  Selbstverwaltung 
durch  Volksverü-etung  von  zwei  Häusern  in  der  Kolonie  einführte,  trat  1791  in  Kraft. 

2)  Die  irische  Bewegung,  deren  Träger  die  irischen  Freiwilligen  für  den  Krieg 
gegen  Amerika  waren,  führte  zunächst  zu  milderen  konfessionellen  Mafsregeln  (zu 
Gunsten  der  Katholiken  und  der  nichthochkirchlichen  Protestanten),  dann  zur  Befrei- 
ung von  der  Regierungsaufsicht  Von  da  ab  hat  sich  Irland  15  Jahre  lang  in  for- 
meller Unabhängigkeit  von  England,  mit  diesem  nur  durch  die  (gehaltlose)  Personal- 
union der  Krone,  bewegt  In  Wahrheit  bedeutete  diese  ^Freiheit  Irlands"  allerdings 
die  Allmacht  der  irischen  Magnaten  (oben  S.  761). 
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innem  Staatsleben  Englands  selbst  reifen  lassen.  Infolge  der  Zunahme 
des  Handelsgebiets  (S.  756)  seit  dem  Anwachsen  einer  grofsen  Menge 
mittelloser  und  wohlfeiler  Arbeitskräfte  (S.  760)  hatte  die  industrielle 
Produktion  für  den  Export  seit^der  Mitte  des  Jahrhunderts  immer  grölse- 
ren  Umfang  angenommen.  Zugleich  als  ihre  Folge  wie  als  Ursache 
ihres  Weiterwirkens  erschlossen  ihr  die  Erfindung  der  Dampfmaschine 
(1765)  y  damit  in  Verbindung  die  der  Spinnmaschinen  und  Maschinen- 
webstüble,  die  Verschmelzung  des  Steinkohlenbetriebs  mit  der  Eisen- 
industrie,  die  Erleichterung  des  Verkehrs  durch  die  Anfange  eines  grofsen 
Kanalnetzes  0  unübersehbare  Horizonte.  Die  neue  Klasse  von  grofsen 
Fabrikanten,  auf  die  sich  schon  der  ältere  Pitt  teilweise  gestützt  hatte,  sie 
war  es,  die  jetzt  seinen  Sohn  im  Kampf  mit  der  alten  Gentry  emportrug. 
Aber  sie  erzeugte  mit  Notwendigkeit  auch  immer  neue  Gegner,  die 
Anfänge  einer  grofsen  Fabrikarbeiterschaft,  die  zunächst  in  derselben 
unwürdigen  Lage  aufwuchs  wie  der  proletarische  Landarbeiterstand. 
Während  also  noch  der  Kampf  der  Eeformpolitik  mit  dem  Klassen- 
egoismus der  absoluten  Oligarchie  im  Gange  war,  bildeten  sich  unter  der 
Decke  neue  Gegensätze  der  Parteien  und  Programme.  Unter  dem 
kapitalistischen  Mittelstand  regten  sich  unbeholfene  Versuche,  für  die 
Arbeiter  Schutz  gegen  Bedrückung,  deshalb  gröfsere  Beteiligung  der 
Massen  am  Wahlrecht  und  damit  an  der  Kontrolle  des  Parlaments, 
seh  lief  slich  Zutritt  zur  parlamentarischen  Segierung  selbst  zu  verlangen. 
Der  Übergang  von  der  absoluten  Oligarchie  zu  einer  durch  den  Mittelstand 
verfassungsmäfsig  beschränkten^  weiter  zur  Beschränkung  durch  das  Klein- 
bürgertum und  Proletariat,  seh  lief  slich  zur  Demokratie  (o.  S.  789),  der  Über- 
gang, der  sich  in  Athen  zwischen  Solon  und  Perikles  innerhalb  des  Stadt- 
staats vollzogen  (S.  151),  bereitete  sich  zum  erstenmal  im  grofsen  Mafsstab 
im  Bahmen  eines  Territorialstaats  vor.  Dieser  Wechsel  in  der  Ver- 
fassung mufste  aber  notwendig  einen  Neuaufbau  der  ganzen  Begierung 
und  Verwaltung  mit  sich  führen.  Denn  zur  Zeit  ruhte  die  Organisation 
derselben  und  damit  die  innere  Einheit  des  Staats  allein  in  dem  festen 
erblichen  Klassenzusammenhang  des  Parlaments  mit  den  Friedensrichtern. 
Mit  dem  Augenblick  also,  wo  das  Parlament  in  grundsätzlich  andrer 
Weise  zusammengesetzt  wurde,  mufste  sich  bemerklich  machen,  dafs  ein 
stehendes  Berufsbeamtentum  in  den  Bezirken  und  eine  vermittelnde 
Gruppe  von  Centralverwaltungsbehörden  zwischen  Ministerium  und  Be- 
zirken gänzlich  fehlte,  und  England  mufste  in  eine  un verbundene  Viel- 
heit  kleiner  Grafschafts-  und  Stadtrepubliken  auseinanderfalleu. 

In  der  That  nahm  Pitt  sein  Reformprogramm  in  vermittelndem  Sinne 
in  Angriff.  Eine  grundsätzliche  Umgestaltung  des  Finanzwesens,  die 
nun  wirklich   den  Schwerpunkt  der  Staatseinnahmen   von  der  Grund- 


1)  Zuerst  durch  den  Kanal  zwischen  Manchester  und  seinem  Hafen  Liverpool. 
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Steuer  auf  die  indirekten  Steuern  verschob  (S.  738),  machte  den  Anfang. 
Einzelne  Verbesserungen  im  Justizwesen,  wie  der  endgültige  Bruch  mit 
der  beamtenrichterlichen  Aburteilung  der  Presse*),  im  Armenwesen^) 
schlos8e.n  sich  an.  Aber  das  Hauptstück  des  Werks,  die  von  Pitt  (1785) 
vorgeschlagene  systematische  Regelung  des  parlamentarischen  Wahlrechts, 
scheiterte  am  Widerstand  der  Reaktion.  Andere  bahnbrechende  Persön- 
lichkeiten hatten  nicht  minder  MiTserfolg.  Ein  Schüler  der  Sektenbe- 
wegung des  18.  Jahrhunderts  (8.  780),  John  Howard,  dessen  „State  of 
the  prisons"^  (1777)  die  Mifsstände  der  Gefängnisse  Englands  und  des 
FesÜands  (S.  773)  einer  Kritik  unterzogen  hatte,  blieb  ungehört^);  um 
Abhilfe  und  zugleich  Ersatz  für  die  stockende  Deportation  nach  Amerika 
(S.  773)  zu  schaffen,  wurden  einstweilen  nur  (seit  1787)  Verbrecher- 
kolonien in  dem  neugewonnenen  Australien  eingerichtet  Die  bald  darauf 
von  Wilberforce  (1788)  eingeleitete  zweite  Bewegung  des  Philantro- 
pismus,  der  Kampf  gegen  den  Negersklavenhandel,  wurde  zunächst 
durch  die  Reeder  Liverpools  vereitelt  Und  nun  traten  Ereignisse  ein, 
die  der  Verfassungsbewegung  bis  auf  weiteres  viel  gewaltigere  Wider- 
stände in  den  Weg  stellten. 

ni.  Die  französische  Revolution.  Inzwischen  war  in  Frank- 
reich die  Verfassungsbewegung  mit  ganz  andern  Mitteln  und  Zielen  und 
aus  den  eignen  Zuständen  heraus  in  Gang  gekommen.  Hier  konnte  es  für 
die  Monarchie  nicht  in  Frage  kommen,  ihre  überkommene  Mächt  zu  erwei- 
tem. Die  Regierung  Ludwigs  XV.  hatte  im  Gegenteil,  auf  der  bisherigen 
Bahn  weiterschreitend,  geleitet  und  gestützt  durch  den  Jesuitismus  (S.  659. 
673),  den  Bund  mit  Österreich  geschlossen  und  den  Krieg  mit  England 


1)  Die  von  Fox  beantragte,  von  Pitt  unterstützte  Libel  Act  (1792)  stellt,  an- 
scheinend nar  das  bisherige  Recht  authentisch  interpretierend,  in  Wahrheit  es  ab- 
ändernd (S.775),  die  Befugnis  der  Geschwomen  fest,  bei  Prefsdelikten  einen  Wahrsprach 
über  den  „ganzen  Gegenstand  der  Anklage"  (the  whole  matter  put  in  issue)  abzugeben. 
Die  Jury  hat  darnach  nicht  nur  die  Thatsache  der  Veröffentlichung  zu  prüfen, 
während  der  schmähende  Charakter  der  Schrift  bindend  vom  Vorsitzenden  festgestellt 
wird.  Vielmehr  beurteilen  die  Geschwomen  nunmehr  nach  freier  Überzeugung  auch 
die  rechtliche  Bedeutung  der  Schrift.  Eine  eigentliche  Prefsfreihelt  wird 
damit  allerdings  auch  jetzt  nicht  begründet.  Es  geht  vielmehr  die  (durch  kein 
Gesetz  gebundene)  ^nachträgliche  Censur'^  von  den  Mitgliedern  der 
Gerichtshöfe  auf  die  Geschwomen  über  (Klöppel,  Reichsprefsrecht  S.  35). 

2)  Die  Armenreform  bahnt  die  Gilberts  Akt  (1781)  an.  Sie  trennt  die  Er- 
hebung der  Lokalarmensteuer  (S.  763.  Anm.  4)  von  der  Annenverwaltung.  Während  für 
die  erstere  die  eigentlichen  Selbstverwaltungsorgane  in  Thätigkeit  bleiben,  wird  die 
Armen  Verwaltung  an  besoldete  ständige  Beamte  (guardians)  gegeben.  In  der  Gilberts 
Akt  liegt  also  der  erste  Ansatz  zur  Ausbildung  eines  Systems  kommunaler  Berufs- 
beamten (oben  S.  796),  das  sehr  allmählich  von  der  Gesetzgebung  des  19.  Jahrhunderts 
ausgebaut  worden  ist  (vergl.  Gneist,  Veifassungsgeschichte,  S.  647). 

3)  Vergl.  Krohne,  Lehrbuch  der  Gefängniskunde.  1889.  S.  32. 
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und  PreuXsen  neu  eröffnet  (S.  714);  die  Opposition  hielt  sich  vorwiegend 
in  den  Grenzen  der  litterarischen  Erörterung,  und  auch  das  offizielle 
Organ,  das  in  enger  Fühlung  mit  den  litterarischen  Kreisen  die  Bolle  des 
Verfassungswächters  spielte,  das  Parlament,  formulieite  in  seinen  r6mon- 
strances  wesentlich  theoretische  Proteste  (S.  663).  Immerhin  war  seit  der 
Mitte  des  Jahrhunderts  nicht  zu  verkennen,  dafs  sich  die  Debatte  über  den 
Zustand  des  Staats  leidenschaftlicher,  tiefer,  allseitiger  gestaltete.  Montes- 
quieus  „Esprit  des  lois^  (1748)  zeichnete  nach  dem  Muster  des  englischen 
Staatsrechts,  wie  er  es  unrichtig  verstand  (S.754),  das  normale  Schema  der 
guten  Verfassung  vor,  zugeschnitten  auf  das  Prinzip  der  Gewaltenteilung 
zwischen  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Justiz  (I.  S.  97).  Voltaire  sekun- 
dierte ihm  (1750)  in  den  „Pens^es  sur  I'Administration  publique^  mit  dem 
Hauptgedanken  „la  libert6  consiste  k  ne  däpendre  que  des  lois^  und  wendete 
diesen  in  der  Folgezeit  in  seinen  sensationellen  Kritiken  an,  durch  die  er 
die  französische  Strafrechtspflege  und  ihre  Justizmorde  an  Sirven  (1761), 
Calas  ( 1 762),  de  la  Barre  (1 7 65)  und  Montbailii  (1 770)  brandmarkte.  Er  so- 
wohl wie  Montesquieu  forderten  für  den  Strafprozefs  freie  Verteidigung 
und  unparteiische  Prüfung,  in  letzter  Linie  durch  Geschwomengerichte, 
für  das  Straf  recht  Beseitigung  jeder  Willkür  in  der  Strafzumessung  (S.  675), 
die  vielmehr  nach  Malsgabe  der  ,; Proportionalität^  zwischen  Verbrechen 
und  Strafe  sich  vollziehen  sollte.  Anderseits  wurden  von  Victor  de  Mira- 
beau  in  dem  „Memoire  sur  Putilitö  des  ätats  provinciaux''  (1750)  die  Ideen 
Montesquieus  nach  einer  andern  Bichtung  —  im  Interesse  der  Wieder- 
belebung und  Verallgemeinerung  der  Provinzialstände  (S.  655)  — fruchtbar 
gemacht  Gleichzeitig  stellten  (seit  1751)  d'Alembert,  Diderot  und  ihr  Kreis 
der  herrschenden  Glaubenslehre  der  Orthodoxie  in  der  „Eucyklopädie^  ihr 
naturalistisches  Weltsystem  gegenüber.  Auf  gleicher  Grundlage  entrollte 
der  Leibarzt  des  Königs  Fran^ois  Quesnay  im  ;,Tableau  ^conomique^ 
(1758)  die  wirtschaftliche  Frage.  In  tieferer  Begründung  begegnete  er 
sich  mit  dem  kurz  vorher  (1756)  erschienenen  „Ami  des  hommes''  Victor 
Mirabeaus,  um  im  Gegensatz  zu  der  einseitigen  Begünstigung  des  Handels 
und  der  Industrie  durch  die  bisherige  merkantilistische  Politik  Colberts 
dem  Physiokratismus  zum  Durchbruch  zu  verhelfen  und  die  allgemeine 
philantropische  Teilnahme  auf  den  Bauernstand,  „diesen  interessanten 
Teil  der  Menschheit^,  zu  lenken.  Encyklopädisten  und  Physiokraten 
stellten  den  Verfassungsgedanken  in  den  Hintergrund  und  wurden  mehr 
oder  minder  bewufst  die  Wortführer  eines  aufgeklärtenAbsolutis- 
mus,  welcher  Toleranz,  Volkserziehung,  Bauemschutz,  Steuerreform,  also 
im  wesentlichen  das  Vorbild  des  friedericianischen  Staats  zu  verwirk- 
lichen habe.  Während  aber  ihr  Programm  als  das  konservativere  mit  dem 
monarchischen  Konstitutionalismus  Montesquieus  in  Konkurrenz 
trat,  meldete  sich  bereits  der  Vertreter  des  radikalen  Extrems  in  Rous- 
seau. Der  „Discours  sur  Forigine  de  l'in^galit^  parmi  les  hommes"  (1753) 
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und  der  „Contrat  social''  (1762)  warfen  nicht  refonnpolitisch,  sondern  revo- 
lutionär den  Hauptgedanken  der  Demokratie  in  die  Gemüter,  wonach 
die  Ungleichheit  von  Beich  und  Arm  nicht  durch  wirtschaftliche 
Verbesserungen y  sondern  durch  rechtliche  Gleichstellung  aller 
als  Teilhaber  der  höchsten  Gewalt  ausgeglichen  werden  müsse.  Basch 
drangen  die  neuen  Gedanken  nicht  nur  in  die  adligen  Salons,  in  die 
litterarischen  Zirkel,  in  die  halbgebildeten  Massen  des  Mittelstandes,  son- 
dern auch  in  die  öffentlichen  Organe,  und  auch  hier  nicht  nur  in  das 
Plaidoyer  des  Advokaten,  sondern  vor  allem  in  die  politischen  Aktenstücke 
der  Parlamente  (S.  660).  Aus  der  Schule  Bossuets  (S.  663)  gingen  die 
grolsen  Gerichtshöfe  jetzt  in  die  Montesquieus  über,  der,  schon  1716 
siebenundzwanzigjährig  zum  Präsidenten  des  Parlaments  von  Bordeaux 
ernannt,  ohnehin  zu  ihrer  Korporation  gehörte.  Sie  suchten  die  „Gewalten- 
teilung^  (1755)  an  der  bestehenden  Verfassung  Frankreichs  nachzuweisen, 
indem  sie  sich  selbst  mit  dem  König  gemeinsam  das  pouvoir  I6gislatif, 
sich  allein  die  Anwendung  des  Gesetzes  beilegten.  Sie  begannen  in 
ihren  „Grandes  remonstrances''  (1753)  systematische  „Grundzüge  eines 
Staatsrechts"  zu  entwerfen.  An  Stelle  des  „ünterthanen",  „sujet",trat  der 
„Bürger",  „citoyen".  Auf  Naturrecht  beruhende  Bechte  wurden  dem  Bürger 
zugeschrieben.  Aus  diesen  „dem  Menschen  so  teuren Bechten"  schälten  sich 
allmählich  das  Becht  des  Eigentums,  der  Freiheit  (zuerst  1752),  der  Sicher- 
heit (1766)  heraus.  0  Noch  immer  waren  dies  nur  theoretische  Deklama- 
tionen, aber  der  Mifserfolg  des  Kriegs  rifs  den  traditionellen  Bespekt  der 
frondierenden  Gerichtshöfe  vor  der  Gewalt  der  Krone  und  vor  der  der  jesu- 
itischen Klique,  die  der  König  beherrschte,  nieder.  Der  Verfall  der  Armee 
und  der  Motte,  die  malslose  Ansammlung  von  Grundeigentum  in  der  toten 
Hand,  der  Fehlschlag  korrupter  und  weite  Kreise  ruinierender  Handels- 
spekulationen in  den  Kolonien,  das  Nachlassen  ihrer  litterarischen  Energie 
zeigten  die  Alleinherrschaft  der  mächtigen  geistlichen  Korporation  als 
überlebt  So  ging  das  Parlament  in  dem  Jahre,  in  dem  sich  der  Krieg 
gegen  England  gänzlich  verunglückt  im  Sande  verlief  (1762),  vom  theo- 
retischen Protest  zur  politischen  Aktion  über.  In  demselben  Jahre,  wo 
der  klerikale  Hafs  zu  Toulouse  den  alten  Jean  Calas  als  angeblichen 
Mörder  seines  eignen  lüderlichen  Sohnes,  eines  katholischen  Konvertiten, 
auf  die  Folter  und  aufs  Schaffet  brachte,  zwang  das  Pariser  Parlament  im 
Bund  mit  dem  Minister  Choiseul  dem  widerwilligen  König  die  Ausweisung 
der  Jesuiten  ab.  Dann  schritten  sie  weiter.  Aus  dem  Becht  zur  Einregis- 
trierung  der  Gesetze  leiteten  die  Parlamente  das  Becht  zur  Bestätigung 
der  finanziellen  Auflagen  des  Generalkontrolleurs  her;  sie  beanspruchten 

1)  Vergl.  die  näheren  Belege  nach  Flammermonts  Publikation  loben  S.  668 
Anm.  2);  bei  Wahl,  Politische  Ansichten  des  offiziellen  Frankreich.  1903.  S.  21  ff. 
Sie  ergeben,  dafs  insbesondere  die  „Menschenrechte"  nicht  wie  Jelunek  (oben 
S.  792)  sich  darzuthan  bemüht  hat,  rein  englisch-amerikanischen  Ursprungs  sind. 
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also  neben  der  Mitwirkung  an  der  Legislative  die  Eontrolle  der  Centralver- 
waltung  und  drängten  sich  in  die  Funktion  der  vormaligen  Generalstände 
(S.  651)  ein.  Dem  Pariser  Hofe  schlössen  sich  die  Provinzialparlaraente 
einmütig  an.  Die  H9fe  selbst  gaben  sich  eine  centrale  Verfassung.  Zurück- 
greifend auf  die  Vorgänge  ihrer  Entstehung,  die  die  Rechtsprechungs- 
höfe von  Dijon  und  Bordeaux,  von  Eennes  und  Aix  nur  als  Abzweigung 
des  Pariser  Obergerichts  betrachtet  hatte  (S.  647),  erklärten  sie  sich  für 
eine  einzige  Korporation. 

Im  Vorstofs  der  Parlamente  lag  der  Beginn  der  Französischen 
Revolution.  Alles  Folgende  war  nur  ein  Weiterwirken  dieses  Versuchs 
des  verfassungsmäfsigen  Organs,  sich  gewaltsam  Organisationsformen 
und  Kontrollbefugnisse  anzueignen,  die  ihm  nach  dem  gewohnheitsrecht- 
lichen Zustand  des  Reichs  (S.  660)  zweifellos  nicht  zukamen.  Von  nun 
an  ging  Frankreich,  wie  es  Mirabeau  später  ausdrückte,  allmählich  aus 
dem  ,,stillen  Chaos  in  das  bewegte  Chaos*^  über.  Noch  hatte  zwar  das 
Königtum  die  staatsrechtlich  anerkannten  Machtmittel  in  der  Hand,  dem 
Sturm  zu  begegnen.  In  einem  neuen  Lit  de  Justice  (S.  660),  der  „S6ance 
de  la  Flagellation"  (1766),  wurde  die  Einheit  aller  Parlamente  offizieU 
annulliert;  die  „Rechte  und  Interessen  der  Nation,  aus  welcher  die  Parla- 
mente eine  Körperschaft  neben  dem  Monarchen  zu  machen  wagten", 
wurden  in  präciser  Begriffsunterscheidung  als  unauflösliche  Bestand- 
teile der  Rechte  des  Monarchen  erklärt  Dann  folgte  ein  erbitterter  mehr- 
jähriger Kampf  im  königlichen  Kabinett.  Die  Werkzeuge  der  klerikalen 
Gruppe,  die  Maitresse  Dubarry,  der  Kanzler  Maupeou,  rangen  mit  dem 
Parteigänger  der  Parlamente,  dem  Minister  Choiseul.  Schliefslich  siegten 
die  Klerikalen.  Choiseul  stürzte,  und  die  Parlamente  wurden  (1771)  auf- 
gelöst, ihre  Stellen  kassiert,  neue  Oberappellationsgerichte  an  die  Stelle 
gesetzt  Ein  Staatsstreich  des  Königs  war  geschehen,  zu  dem  ihn  die  Offen- 
sive der  Parlamente  gezwungen  hatte;  jetzt,  allerdings  erst  jetzt  war  der  Ab- 
solutismus des  Monarchen  „grundsätzlich"  (S.  620)  und  ohne  jede  Schranke 
aufgerichtet,  auch  der  letzte  Rest  verfassungsmäfsiger  Gesetzgebungs-  und 
Kontrollformen  beseitigt ')   Aber  dieser  Höchststand,  den  die  königliche 

1)  Bei  dieser  Gel^enheit  zeigt  sich  deutlich  das  Verworrene  des  öffentlichen 
Rechtsbewufstseins.  Es  schwankt  unsicher  zwischen  der  Sympathie  für  das  Yer- 
fassungsorgan  als  den  Vorkämpfer  gegen  Absolutismus  und  Klerikalismus  und  der 
Sympathie  für  die  Regierung,  die,  zu  Reformen  geneigt,  durch  den  standischen  Ego- 
ismus der  Parlamente  in  der  freien  Bewegung  gehindert  wird.  Voltaire  z.  B.  er- 
kennt an,  daTs  das  die  ParlauMUte  aufhebende  Edikt  nützliche  Reformen  bringt 
(Beseitigung  der  Verkäuflichkeit  der  Amter,  Übernahme  der  Kosten  der  gmndherr- 
lichen  Gerichtsbarkeit,  Vereinfachung  des  Rechtszugs).  „Ich  meinerseits  glaube,  dafs 
der  König  Recht  hat,  und  da  man  nun  einmal  dienen  mufs,  so  ist  es  besser,  denke 
ich,  unter  einem  Löwen  von  guter  Herkunft,  der  von  Natur  viel  stärker  ist,  denn 
ich,  als  unter  zweihundert  Ratten  meinesgleichen  zu  dienen.**  (Tocqueville,  anc. 
rög.  1.  m  eh.  3). 
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Macht  in  Frankreich  erlebt  hat,  war  nicht  von  Dauer.  Waren  die  Presse, 
die  litterarischen  Cirkel,  die  Gebildeten  ohnehin  für  die  entlassenen  Par- 
lamentsräte enthusiasmiert,  so  verdarben  sich  die  neuen  „Parlements 
Maupeou"  sofort  (1772)  allen  Kredit  in  dem  widerlichen  Bestechungs- 
handel, der  im  Civilprozefs  des  Dichters  Beaumarchais  zu  Tage  trat  Der 
Tod  Ludwigs  XV.,  der  Regierungsantritt  seines  Enkels  (1774)  fiel  deshalb 
in  eine  wilde  Gärung  der  öffentlichen  Meinung.  Ludwig  XVI.,  wohlgesinnt 
und  schüchtern,  wich  ihr  aus.  Die  Parlamente  wurden  wiederhergestellt 
(1774),  und  damit  ward  der  zweite  Sieg  des  Verfassungsorgans  über  die 
Regierung  besiegelt.  Die  letztere  hatte  ihre  Schwäche  offen  eingestan- 
den und  dem  Parlament  nur  zu  neuer  Popularität  verholfen.  So  ergab  sich 
mit  dem  Thronwechsel  eine  Verschiebung  der  gegensätzlichen  Tendenzen, 
die  nicht  ohne  Tragik  war.  Dem  pflichtvergessenen  Absolutismus  der 
von  den  Jesuiten  geleiteten  Monarchie  Ludwigs  XV.  hatte  eine  Kontrolle 
der  Parlamente  gegenübergestanden,  die  nicht  stark  genug  gewesen  war, 
ihn  zur  Reform  zu  drängen.  Dem  Absolutismus  Ludwigs  XVI.,  der  sich 
reformgeneigt  auf  seine  Pflicht  besann,  trat  ein  Parlament  gegenüber,  das 
mit  einer  wirksamen  Betonung  der  verfassungsrechtlichen  Schranken  die 
Reform  geradezu  hemmte. 9 

Zunächst  ergriff  mit  Turgot,  dem  Intendanten  des  Limousin,  der 
zum  Generalkontrolleur  ernannt  wurde,  (1774)  der  aufgeklärte  Absolu- 
tismus das  Regiment,  gerichtet  auf  Freiheit  des  Verkehrs  und  agrarische 
Reform  im  Sinne  der  Physiokraten  und  auf  Toleranz  im  geistigen  Leben. 
Im  alleinigen  Besitz  der  Gewalt,  hätte  die  Monarchie  ihr  Frankreich  jetzt 
auf  die  Bahn  des  friedericianischen  Staats  retten  können.  Aber  sie  drang 
nicht  dazu  durch,  teils  weil  dem  König  persönlich  Stetigkeit,  Geduld, 
Willenskraft,  Selbstentsagung,  den  Ministem  Uneigennützigkeit  und 
idealistische  Hingabe  an  ihre  Aufgabe  fehlte,  teils  und  vor  allem  aber 
auch,  weil  das  Parlament  aus  egoistischem  Klasseninteresse  gerade  die 
wirksamsten  Reformen  direkt  vereitelte  und  eine  unheilvolle  Begriffs- 
verwirrung des  gebildeten  Mittelstandes  ihm  hierzu  die  Rückendeckung 
bot    Alle  Versuche  der  nächsten  fünfzehn  Jahre  im  einzelnen  zu  kenn- 


1)  Dafs  Ludwig  XVI.  die  Parlamente  wiederherstellte,  bezeichnet  Ranks 
(Epochen  der  neueren  Geschichte,  Vorträge  vor  König  Max  von  Bayern.  1888.  S.  224) 
als  den  ersten  Fehler,  der  zur  Revolution  geführt  hat  Ebenso  urteilt  Tocqfeville, 
(Ancien  regime,  p.  269),  dafs  „jene  radikale  Revolution,  die  alles  im  alten  Staatswesen, 
Gutes  und  Schlechtes,  in  einen  und  denselben  Abgrund  reifsen  sollte,  von  diesem 
Augenblicke  unabwendbar  war".  Wenn  vorher  das  Königtum  der  Vorwurf  traf, 
dafs  es  seine  Macht  zur  Verbesserung  der  Zustände  nicht  benutzte,  dafs  es,  präciser 
bezeichnet,  seinen  Absolutismus  nicht  zu  einem  aufgeklärten  Absolutismus  erhob, 
so  waren  durch  die  lange  Zögerung  die  Franzosen  bereits  auf  einem  Punkte  ange- 
langt, wo  sie  mit  besseren  Leistungen  der  Regierung  nicht  mehr  zufrieden  waren; 
„sie  wollten  diese  (die  Regierung)  bereits  selbst  übernehmen". 

Schmidt,  Staatslehre.  II,  1.  51 
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zeichnen,  ist  überflüssig.  Dafs  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Zu- 
stände in  diesen  Jahren  sich  verbesserten,  das  Leben  des  Kleinbürger- 
tums und  der  Bauern  wohlhabender,  sorgloser,  freier  wurde,  ist  eine 
Thatsache.  Aber  gerade  hieraus  ergab  sich  mit  psychologischer  Not- 
wendigkeit ein  wachsendes  Selbstbewufstsein,  eine  bewufstere  Kritik, 
eine  Begehrlichkeit  nach  rascherer,  planmäfsigerer  Beform  der  Zustände, 
die  die  Regierung  im  Grundsatz  als  unhaltbar  erkannte,  denen  sie  aber 
nur  durch  halbe  Malsregeln  abhalf.  Die  Regierung  trug  reichUch  dazu 
bei,  die  innere  Unruhe  zu  steigern.  Sie  stürzte  sich  (1776)  in  den  Krieg, 
den  England  gegen  die  nordamerikanischen  Kolonien  führte  und  befruchtete 
dadurch  selbst  die  freiheitlichen  Doktrinen  des  Parlaments,  um  schlielslich 
für  alle  Geldopfer  doch  (1781)  ergebnislos  aus  dem  Kriege  hervorzugehen. 
Im  Innern  aber  tastete  sie  von  Experiment  zu  Experiment,  ohne  ein 
einziges  zu  Ende  zu  führen.  Die  verhältnismäfsig  gesündesten  Reformpläne 
Turgots,  der  mit  Hilfe  eines  durchgeführten  Ausbaues  der  Provinzial- 
stände  (1775)  von  Grund  aus  zu  bessern  suchte,  fanden  beim  König 
keine  volle  Unterstützung.  Die  verwickelten  Finanzmanöver  des  Bankiers 
Necker  (1776),  dann  die  Anleihepolitik  Calonnes,  die  die  Zukunft  belastete, 
um  die  notdürftigen  Mittel  für  den  Augenblick  zu  schaffen,  steigerte  nur 
das  Deficit  Man  stand  endlich  (1787)  vor  der  zwingenden  Notwendigkeit, 
die  Axt  an  die  Wurzel  der  alten  Ordnung  zu  legen  und  die  Einnahme- 
quellen zu  erschlielsen,  die  allein  Ertrag  versprachen,  nämlich  Adel  und 
Klerus  zur  regelmäXsigen  Steuer  heranzuziehen.  Die  Hoffnung,  sich  mit 
einer  Notabeinversammlung  (S.  651  A.  1,  654  A.  1)  durchzuhelfen,  betrog; 
einer  Aufhebung  der  Privilegien  durch  einseitigen  Akt  der  Krone  stand 
entgegen,  dals  der  Widerspruch  der  Parlamente  sicher  zu  erwarten  war, 
und  der  Versuch,  sich  der  Parlamente  zuvor  durch  eine  Justizreform 
ganz  zu  entledigen  (1788),  wurde  durch  einen  Entrüstungssturm  der 
öffentlichen  Meinung  verhindert,  die  gänzlich  im  Unklaren  darüber  war, 
dafs  die  Korporation,  die  sie  als  letzten  Hort  der  Verfassung  feierte,  in 
Wahrheit  jetzt  der  engherzigste  Verfechter  des  schwersten  Schadens  des 
Staatsrechts,  eben  der  Privilegien,  sei  (oben  S.  670).  Also  blieb  nur  das 
letzte  Mittel :  die  Einberufung  der  Generalstände.  Im  September 
1788  fafste  das  zweite  Ministerium  Necker  den  Entschlufs,  freilich  zu- 
nächst nur  in  dem  Sinne,  dafs  die  drei  Stände  wie  ehedem  als  unmafs- 
gebliche  ständische  Berater  der  Krone  und  aus  freier  Initiative  der  letzteren 
(oben  S.  653. 662  A.  1)  zusammentreten  sollten.  Aber  ein  Ereignis  öffnete  die 
Augen  darüber,  dafs  gegen  früher  die  Situation  verändert  sei.  Offenbar  war 
eine  eingreifende  Reform  unmöglich,  wenn  Bürger-  und  Bauerntum  wieder 
nur  mit  ebensoviel  Vertretern  erschien  wie  Adel  und  Klerus,  die  sich 
der  Reform  entgegenstellten.  Eine  neue  Form  der  Zusammensetzung  er- 
schien unerläfslich,  und  als  das  Parlament  trotzdem  die  Einberufung  ein- 
registrierte mit  der  Klausel  „in  der  im  Jahre  1614  beobachteten  Form", 
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verscherzte  es  in  einem  einzigen  Augenblick  die  Gunst  des  Volkes.  Das 
letzte  Organ  der  ständischen  Zeit,  eben  noch  so  machtvoll,  verschwand  im 
Abgrund.  Statt  seiner  stieg  eine  Beichsversammlung  aus  der  Tiefe  auf, 
der  das  Königtum  in  charakteristischer  Inkonsequenz  und  Begriffs- 
verwirrung durch  die  Verfügung  des  ,,doublement  du  tiers"  (Dezember 

1788)  sofort  ein  neues  Gepräge  gab.    Unmittelbar  darauf  trat  (Januar 

1789)  die  Abhandlung  des  Proven^en  Sieyes  den  Beweis  an,  dafs  der 
Dritte  Stand,  der  nunmehr  doppelt  soviel  Vertreter  erhalten  solle,  wie  jeder 
der  beiden  oberen,  in  Wahrheit  die  Hauptmasse  des  französischen  Volkes 
darstelle,  und  dafs  eine  Versammlung  dieses  Volkes,  eine  „assemblöe 
nationale^,  das  eigentliche  Ziel  der  Bewegung  sei.  So  bildete,  was  im 
Mai  1789  zu  Versailles  aus  den  Wahlen  des  Dritten  Standes  in  ganz  Frank- 
reich hervorging,  bereits  den  Keim  eines  Unterhauses  im  englischen  Sinn, 
dessen  etwa  600  Mitglieder  zu  ungefähr  gleichen  Teilen  aus  Advokaten, 
unteren  Verwaltungs-  und  Gerichtsbeamten,  Kaufleuten  und  Gutsbesitzern 
zusammengesetzt  waren.  Gleich  die  erste  Frage,  in  der  sich  die  Debatte 
festlegte,  war  die  Frage:  Beratung  und  Abstimmung  nach  Ständen  oder 
Einheit  der  Tagung  mit  „vote  par  tßte?". 

Noch  hatte  die  Monarchie  die  Initiative  und  damit  die  Regierungs- 
gewalt in  der  Hand.  Dem  König  und  dem  Minister  lag  an  sich  der  Weg 
klar  vorgezeichnet,  mit  dem  Bürgertum  verbunden  die  Steuerreform  und 
das  weitere  zu  vollziehen.  Sie  hatten  selbst  diesen  Weg  beschritten.  Einzig 
und  allein  die  eigne  Inkonsequenz  und  eine  fast  rätselhafte  Verblendung 
über  die  Sachlage  liefs  die  Regierung  plötzlich  in  eine  planlose  Opposition 
gegen  den  Dritten  Stand  fallen.  So  mufsten  die  sensationellen  Mafsnahmen, 
die  nun  folgten  —  die  Konstituierung  des  dritten  Standes  zur  „Nationalver- 
sammlung'' (17.  Juni),  der  Unauflösbarkeitsschwur  im  Ballhause  (20.  Juni), 
der  Anschlufs  der  meisten  Abgeordneten  des  Klerus  an  die  Bürger,  der 
offizielle  Widerspruch  gegen  den  Befehl  des  Königs,  sich  zu  trennen 
(23.  Juni)  0  — ,  sich  als  Akte  der  Eigenmacht  vollziehen.  Die  Revolution 
wurde  wie  in  England  und  Amerika  der  Versammlung  vom  König  aufge- 
zwungen, und  ehe  noch  die  neue  parlamentarisch  Beschränkung  der  Mo- 
narchie wirklich  ins  Leben  getreten  war,  hatte  die  Monarchie  selbst  bereits 
aufgehört  zu  leben;  eine  verf  assungsmäXsige  Demokratie  begann  sich 
an  ihrer  Stelle  zu  organisieren.-)  Dieselbe  ergriff  zunächst  nur  die  Initiative 

1)  Vorher  hatte  die  Regierung  in  dieser  ^königlichen  Sitzung"^  ein  Programm 
über  die  beabsichtigten  Reformen  aufgestellt  (Gleicbmäfsigkeit  der  Besteuerung,  Justiz- 
reform,  Provinzialatände  etc.),  aber  in  ungeschickt  befehlender  Form.  Mirabeau 
konnte  also  spater  sagen:  „Wären  jene  Vorschläge  —  in  der  richtigen  Form  der 
Nation  vorgelegt  worden,  nicht  als  ein  Gebot  des  Monarchen,  sondern  als  sein  Wunsch, 
so  hätte  er  das  Königreich  zu  seinen  Füfsen  gehabt*^.  In  Wahrheit  war  jedoch  für  den 
Ausbruch  der  Revolution  das  Entscheidende,  dafs  in  dem  augenblicklich  wichtigsten 
Punkt  (Organisation  der  Versammlung  selbst)  die  Krone  gegen  die  Nation  vorging. 

2)  Schon  im  September  17S9  sagt  ein  mitlebender  Monarchist:  „Die  französische 
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der  6  e  8  e  t  z  g  e  b  u  n  g.  Ihrer  Initiative  entsprangen  deren  erste  Früchte,  die 
Aufhebung  der  Privilegien  und  die  Erklärung  der  Menschenrechte  (August), 
in  der  nun  auch  die  Franzosen,  oft  anlehnend  an  die  amerikanische  Formu- 
lierung, aber  in  eigenartiger  Betonung  der  Gleichheit,  die  in  der  Doktrin 
Westeuropas  verbreiteten  politischen  Gemeinplätze  zusammenfalsten.  ^)  In- 
dem man  den  Anteil  des  Königs  an  der  Gesetzgebung  auf  ein  nur  für  zwei 
Legislaturperioden  wirksames  „Suspensivveto^  zurückdrängte  (September 
1 789),  wurde  er  thatsächlich  so  gut  wie  ausgemerzt.  Noch  blieb  Ludwig  das 
Haupt  der  Verwaltung,  Necker  sein  Minister.  Aber  die  Oktoberskandale 
des  Pöbels  zu  Versailles,  die  den  König  zwangen,  die  Residenz  nach  Paris 
zurückzuverlegen  (S.  669),  gaben  ihn  in  die  Gefangenschaft  der  Stadt  und 
lähmten  im  Verein  mit  seiner  Willensschwäche  auch  den  letzten  Best  von 
äuXserer  Macht,  den  er  noch  besafs.  So  kam  denn  die  merkwürdige  Reform  in 
Gang,  die  seit  Ende  1789  Frankreich  auf  dem  Papier  umwälzte,  —  eine 
Reform  nur  in  der  Verfassungsgesetzgebung,  nicht  in  der 
Verwaltungsorganisation,  üngethan  blieb  alles,  was  in  den 
äufseren  Einrichtungen  und  im  handelnden  Personal  hätte 
gebessert  werden  sollen,  die  Neubildung  des  Heeres,  die  Ordnung  der 
in  Eintagsmafsregeln  sich  hinschleppenden  Finanzen,  die  Sichtung  und 
Disciplinierung  des  verrotteten  Beamtentums  und  der  (Geistlichkeit  Re- 
formiert wurde  alles,  was  durch  gesetzgeberiglche  Grundsätze 
reformiert  werden  konnte.  Ein  kompliziertes  System  der  indirekten  Wahl 
ward  die  Grundlage  des  Parlaments,  ein  allgemeines  gleiches  Steuersystem 
die  Grundlage  der  bürgerlichen  Abgabenpflicht  Unter  Abschaffung  aller 
alten  Provinzgrenzen  erstand  ein  System  von  83  gleichmäfsigen  Departe- 
ments mit  Distrikten,  Kantonen  und  Gemeinden  als  Grundlage  der  Amts- 
thätigkeit  und  des  freien  Verkehrs,  ja  sogar  der  Heeresverfassung,  da  jede 


Monarchie  ist  zur  Demokratie  mit  einer  Krone  im  Wappenschild  geworden"  (Er]>- 
MAiTNSDdBFER,  Mirabeau,  Monographien  zur  Weltgeschichte,  XIII.  1900.  S.  87). 

1)  Die  Abhängigkeit  der  Deklaration  von  den  amerikanischen  Bills  of  rights 
scharf  betont  zu  haben,  ist  das  Verdienst  der  mehrerwähnten  Schrift  Jellineks, 
Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte.  1895.  (Vergl.  oben  S.  792).  (S.  13  ff.  die 
synoptische  Übersicht  der  Artikel).  Inzwischen  ist  aber  in  der  vorstehenden  Ge- 
samtdarstellung nachgewiesen  worden,  eine  wie  starke  Wurzel  die  Deklaration  auch 
in  der  national-franzosischen  Doktrin  —  abgesehen  von  der  englischen  —  besitzt 
(vergl.  besonders  oben  S.  662. 799).  Man  kann  also  nicht  sagen,  „die  Prinzipien  von  1789 
sind  in  Wahrheit  die  Prinzipien  von  1776"  (Jellinek,  S.  78),  sondern  sie  sind  der 
konsequenteste  Ausdruck  des  „westeuropäischen  Naturrechts'*.  Dafs  die  Betonung 
der  %alit6  der  Bürger  im  Verhältnis  zueinander  neben  den  Rechten  des  Einzelnen 
gegen  den  Staat  (libertß,  proprißtß,  suret6,  r^sistance  ä  l'oppression.  art.  2  und  libre 
communication  des  pensees,  art  11)  eine  französische  Besonderheit  ist,  hebt  auch 
Jellinek  hervor.  Hier  mündet  der  Hauptgedanke  Rousseaus  (I.  S.  70  und  oben 
S.  798)  ein.  Vergl.  art.  1  und  besonders  art  6.  i  (la  loi)  „doit  etre  la  m§me  pour  tous, 
soit  qu'elle  protdge,  soit  qu'elle  permisse.  Tous  les  citoyens  6tant  6gaux  ä  ses 
yeux  sont  6galement  admissibles  ä  tontes  dignit^s''  etc. 
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der  etwa  44  000  Gemeinden  (municipalitös)  ihr  Bataillon  oder  ihre  Kom- 
panie der  „Nationalgarde^  mit  selbstgewählten  Offizieren  erhielt  0  Das  alte 
Gerichtswesen,  auch  die  Parlamente,  wurde  durch  eine  neue  Justiz  fast  ganz 
englischen  Stils  ersetzt,  Vor  allem  einen  Strafprozefs  mit  Privatanklage  und 
freier  Verteidigung,  mit  öffentlicher  mündlicher  Verhandlung  vor  Friedens- 
richter oder  Geschwomengericht,  nur  durch  das  Mitwirken  eines  „accu- 
sateur  public^  an  das  alte  Verfahren  mit  seinen  procureurs  angeknüpft 
Aber  kaum  durfte  man  erwarten,  dals  dieser  Zwitter  von  Monarchie  und 
Demokratie  Bestand  behalten  werde.  Jetzt  machte  sich  immer  wachsend 
der  krankhafte  Zustand  bemerklich,  den  das  Ancien  regime  sowohl  im 
Mechanismus  des  Staats  wie  im  Volkskörper  geschaffen  hatte,  und  der 
bisher  nur  verborgen  geblieben  war,  —  dort  angesichts  des  zerrütteten 
Heer-  und  Finanzwesens  (S.  669  ff.)  der  Mangel  einer  festen  Zwangsgewalt, 
hier  infolge  des  politischen  und  geistigen  Zersetzungsprozesses  der  Mangel 
einer  klaren  und  einheitlichen  politischen  wie  religiösen  Überzeugung. 
Die  Wirkungen  dieser  MiXsverhältnisse  traten  innerhalb  der  neuen  Ver- 
fassung erschreckend  zu  Tage.  Die  Einheit  fehlte  in  den  obersten 
Funktionen  des  Staats.  Der  nervösen  Überproduktion  einer  blofs 
gesetzgebenden  Nationalversammlung  stand  eine  Regierung  des  Monarchen 
und  seiner  Minister  gegenüber,  die  sich  völlig  steril,  schlaff  und  thatlos 
verhielt  und  so  verhaJten  mufste,  weil  sie  vom  Gesetzgebungskörper 
auf  Schritt  und  Tritt  gehemmt  wurde  ^),  denn  es  fehlte  ihr  jeglicher 
centralisierender  EinfluXs  auf  die  neuen  Selbstverwaltungskörper  der 
Gemeinden,  deren  jede  mit  ihren  selbstgewählten  Beamten  und  Offizieren 
in  Wahrheit  eine  von  44000  kleinen  Republiken  bildete.  3)  Alle  An- 
strengungen desjenigen,  der  die  furchtbare  Gefahr  einer  „Teilung  der 
Gewalten''  in  diesem  unhaltbaren  Sinn  durchschaute,  die  Ausgleichs  ver- 
suche Mirabeaus*),  blieben  ohne  Ergebnis.    Mirabeaus  Tod  (April  1791) 


1)  An  der  Spitze  jedes  Departements  steht  ein  KoUegium  von  36  gewählten 
Repräsentanten,  aus  denen  ein  wechsehider  engerer  Ausschufs  die  laufenden  Ver- 
waltongsgeschäfte  besorgt  Sie  haben  aach  die  Abgaben  auf  das  Departement  zu 
verteilen. 

2)  ,Da  eine  parlamentarische  Versammlung  nicht  unmittelbar  die  Regierung 
führen  kann  und  die  Existenz  auch  eines  entwüi'digten  Thrones  die  Einsetzung 
andrer  Regierungsorgane  unmöglich  machte,  so  war  seitdem  die  Anarchie  in  Frank- 
reich gesetzlich  festj^estellt"^  (v.  Stbel,  Revolutionszeit;  I.  149).  Vergl.  auch  unten 
S.  807.  Anm.  1  die  Aufserung  v.  Heigels. 

3)  In  diese  unabhängigen  Republiken  fiel  Frankreich  thatsächlich  auseinander.  Es 
illustriert,  wie  England  hätte  zerfallen  müssen,  wenn  dortdieoligarchische  Centrali- 
sation  der  Gentry  durch  eine  Revolution  gestürzt  worden  wäre  (vergl.  oben  S.  796). 

4)  Mirabeau  nahm  diese  Hauptfrage,  deren  Scheitern  eigentlich  alle  späteren 
Greuel  erst  nach  sich  zog,  sofort,  nachdem  der  König  (Oktober  1789)  nach  Paris 
übergeführt  war,  in  Angriff.  Er  verhandelte  mit  Mitgliedern  des  Hofes  und  des 
Ministeriums  über  die  Bildung  eines  parlamentarischen  Kabinetts  im  englischen  Sinn 
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machte  ihnen  ein  Ende.  Und  sie  mufsten  ergebnislos  bleiben,  weil  trotz 
aller  mechanischen  Gleichmacherei  der  Provinzen  und  Stände  auch  die  Ei  n  - 
heit  der  Nation  und  ihrer  Wünsche  fehlte.  Seitdem  der  erste  Be- 
geisterungssturm verrauscht  war,  prägten  sich  immer  schärfer  die  Gegen- 
sätze der  neuen  Parteien  aus.  Unter  den  Feuillants,  den  verhältnis- 
mäfsig  konservativen  Anhängern  der  konstitutionellen  Monarchie,  Mirabeau, 
Lafayette,  Bailly,  differenzierten  sich  allmählich  die  Gruppen  der  Re- 
publikaner, der  doktrinären  Anhänger  einer  Parlamentsoligarchie  mit 
starker  Decentralisation  im  englischen  Sinn,  die  Girondisten  und  die 
beiden  grofsen  Klubs  der  Bergpartei,  die  Cordeliers  unter  Danton,  Marat, 
Desmoulins  und  die  mächtigen  Wortführer  des  radikalen  Kleinbürger- 
und Bauerntums,  die  Jakobiner  unter  Bobespierre.  Sie  alle  aber  und 
mit  ihnen  die  Nationalversammlung  und  deren  Nachfolgerin,  die  neu  (seit 
Oktober  1791)  zusammentretende  Assembl^e  legislative,  wurden  selbst  in 
steigendem  Mafse  von  den  Pöbelrotten  des  Proletariats  abhängig,  in 
denen  sich  die  arbeitslosen  und  hungernden  Opfer  des  Verfalls  mit  dem 
Verbrechergesindel  untrennbar  mischten.  Aus  den  immer  wiederholten  Ge- 
waltscenen  in  Paris  und  in  den  Provinzen,  an  den  Bauernrevolten,  am  Bastil- 
lensturm  und  an  den  Versailler  Excessen  von  1 789,  endlich  an  den  gehäuften 
Straf senskandalen  der  folgenden  Jahre  liefs  sich  immer  deutlicher  beob- 
achten, wie  jede  Macht   der  äufseren   Ordnung  versagte,  i)    Im  Heer 


(oben  S.  743).  Talieyrand  sollte  die  Finanzen,  La  Marck  Marine,  Herzog  von  Lianeoart 
Krieg,  Lafayette  die  Funktion  des  Greneralstabschefs  und  Armeeorganisators,  Sieyes  Unter- 
richt übernehmen.  Mirabeau  selbst  dachte  sich  wohl  —  nach  dem  vorauszusehenden 
Sturze  Neckers  —  als  Premierminister,  also  als  Erbe  des  bedeutungsvollen  Amts  des  Ge- 
neralkontrolleurs (S.  642.  644).  Im  Anschlufs  an  diese  (streng  geheimen)  Verhandlungen 
wurde  von  Mirabeau  in  der  Nationalversammlung  der  Antrag  verfochten  (6.  No- 
vember), die  Minister  unter  Kontrolle  des  Parlaments  zu  stellen.  Ursprung- 
lich günstig,  schlug  die  Stimmung  plötzlich  um,  und  das  Ergebnis  war  der  politisch 
fast  unglaubliche  Beschlufs,  dafs  kein  Mitglied  der  Nationalversammlung  während 
der  Session  ins  Ministerium  treten  dürfe,  augenscheinlich  persönlich  auf  Mirabeau 
zugespitzt.  Damit  war  der  unmögliche  Zustand  einer  rein  demokratischen  Gesetz- 
gebung bei  rein  monarchischer  Verwaltung  perpetuiert  und  die  Katastrophe  unver- 
meidlich (den  nälieren  Hergang  s.  Erdmannsdökfer,  Mirabeau,  S.  96  ff.). 

1)  Die  Handhabe  für  die  Angriffe  der  Pöbeldemagogen  gegen  die  Bourgeoisie 
und  damit  für  die  neue  soziale  Spaltung  des  revolutionären  Volks  gab  die  Ver- 
fassung von  1789,  indem  sie  das  Wahlrecht  für  die  Gemeinde-,  Departements-,  Par- 
lamentswahlen nur  den  im  Bezirk  ein  Jahr  lang  ansässigen  Bürgern  gab,  die  eine 
direkte  Steuer  zahlten,  immerhin  noch  4—5  Millionen  Bürgern  (v.  Sybel,  Re- 
volutionszeit, L  150).  Nur  ist  hieraus  nicht,  wie  es  von  Sybel,  Dbujrück  u.  a.  ge- 
schieht, zu  schliefsen,  dafs  die  radikal-demokratische  ünterströmung  eine  sozialistische 
oder  kommunistische  (arbeiter -proletarische)  ist  Träger  derselben  sind  an  ihren 
beiden  Hauptsitzen  Paris  und  Lyon  die  Kleinbürger.  Auch  ist  der  ganze  Geist 
der  älteren  Revolution  dem  späteren  Hauptgedanken  des  Kommunismus,  der  genossen- 
schaftlichen Arbeitsorganisation,  ganz  fremd.  Einem  Staatskommunismus  nähert  sich 
später  allerdings  Robespierres  Wohlfahrtsordnung  (unten  S.  SlO)  aufserordentiich  an. 
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lösten  sich  die  undisciplinierten  Soldaten  von  dem  Rest  der  adligen  Of- 
fiziere. In  der  Kirche  rifs  eine  neue  Civil  Verfassung,  vor  allem  die 
Yolkswahl  und  die  Säkularisation,  ein  Schisma  auf,  in  welchem  der 
litterarische  Konflikt  zwischen  Klerikalismus  und  Freigeisterei  (S.  672) 
nunmehr  organisatorische  Bedeutung  erhielt  Wo  es  so  aussah,  war  in 
Wahrheit  keine  Regierung  und  überhaupt  keine  Staatsordnung  mehr,  — 
da  war  die  Anarchie.^)  Ein  einziger  Anstofs  von  aufsen  oder  innen 
konnte  die  ganze  brodelnde  Masse  in  eine  neue  Richtung  lenken.  Im 
Innern  war  der  Zündstoff  längst  vorhanden;  ihn  lieferte  der  unab- 
wendbar heranrückende  Staatsbankerott.  Der  Funke  von  aufsen  liels 
nicht  auf  sich  warten. 

IV.  Die  internationale  Verwicklung  und  der  neue  ab- 
solutistische Universalismus  Frankreichs.  Während  sich  die 
Katastrophe  des  französischen  Staats  vorbereitete,  machte  in  den  übrigen 
Staaten  des  Festlands  die  Reformbewegung  im  Rahmen  des  aufgeklärten 
Absolutismus  ihren  Fortschritt  In  Portugal  wurde  durch  Pombal,  den 
Minister  Josef  Emanuels  (1750),  eine  Ära  der  Wirtschaftsreform  und  Volks- 
aufklärung eingeleitet,  Spanien  unter  Karl  III.  (1762),  Neapel  und  Tos- 
kana folgten.  Vor  allem  traten  die  beiden  grofsen  Territorien  Deutsch- 
lands, Preufsen  und  Österreich,  in  dieser  Zeit  in  ihre  planmäfsige  Politik 
des  Bauemschutzes  und  der  Bauernbefreiung  (oben  S.  699)  ein.  Friedrich 
der  Grofse  brachte  durch  Berufung  Carmers  zum  Grofskanzleramt  (1780) 
von  neuem  das  Werk  einer  allgemeinen  Gesetzgebung  (S.  706)  in  Gang, 
aus  dem  dann  nach  seinem  Tode  das  Preulsische  Landrecht  und  die  All- 
gemeine Gerichtsordnung  (1793)  ins  Leben  traten.  Er  fand  in  dem  neuen 
Kaiser  Josef  IL  (1780)  Nachfolge.  2)  Auch  andere  deutsche  Landes- 
herm  gingen  mit  wirtschaftspolitischen  Reformen  vor;  vor  allem  begann 
unter  dem  erleuchteten  Markgrafen  Karl  Friedrich  von  Baden-Dur- 
lach  im  Südwesten  Deutschlands  einer  der  Mittelstaaten,  eine  eigenartig 
durchdachte  Wohlfahrtspolitik,  um  so  bedeutsamer,  als  eine   glückliche 

Der  Streit  ist  Doch  nicht  spruchreif,  hängt  auch  von  terminologischen  Vorfragen  ab. 
(Vergl.  Schmoller,  Grundrifs  der  Volkswirtschaftslehre,  S.  93 ;  Sombart,  Sozialismus 
and  soziale  Bewegung.  1897.  S.  19  ff.).  Einen  rein  sozialistischen  Anstrich  hat  der 
Aufstand  von  Baboeuf  (1796);  er  blieb  jedoch  innerhalb  der  damals  bereits  begin- 
nenden Reaktion  erfolglos. 

1)  Vergl.  y.  Heioel,  Deutsche  Geschichte  vom  Tode  Friedrichs  II.,  Bd.  I.  1899. 
S.  155:  n Frankreich  hatte  eine  Verfassung,  aber  es  hatte  keine  Regierung  mehr^. 

2)  VergL  hierüber  Stölzsl,  Brandenburg-Preufsens  Rechtsverwaltung,  IL  S.  277. 
Daselbst  insbesondere  über  den  Fall  des  Müllers  Arnold,  der  zur  Wiederaufnahme 
der  Justizreform  (1778)  den  Anstofs  gab  und  in  interessanter  Welse  bewies,  wie 
schwierig  es  für  den  absoluten  König  war,  seinen  Grundsatz  der  Nichteinmischung 
in  die  Rechtspflege  und  die  Vermeidung  von  „Machtsprüchen*'  (oben  S.  706)  durchzu- 
führen. (Friedrich  nahm  hier  keine  Kassation  des  von  ihm  gemifsbiUigten  Urteils, 
wohl  aber  eine  harte  Disciplinarbestrafung  der  Richter  vor.) 
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fligung  gerade  diesem  Fürsten  auch  das  Schwesterterritorium  Baden- 
Baden,  anfallen  liels  und  die  vereinigte  Markgrafschaft  nun  an  poli- 
tischem Gewicht  nach  aulsen  gewann.  Aber  alle  Reformen,  soweit  sie 
überhaupt  gediehen,  blieben  in  den  Grenzen  eines  auf  Vereinigung  aller 
Funktionen  in  der  Hand  des  Monarchen  und  des  monarchischen  Beamten- 
tums bedachten  Absolutismus^),  wie  ihn  gleichzeitig  Rufsland  unter 
Katharina  II.  am  schroffsten  durchführte.  Von  der  Verfassungsbewegung 
des  Westens  wurde  die  Mitte  und  der  Osten  des  Erdteils,  von  episodischen 
Erscheinungen  in  kleinem  Rahmen,  wie  Toskana  2)  und  Württemberg »), 
abgesehen,  nicht  ergriffen,  und  auch  die  innere  Reformthätigkeit  der 
gröfseren  Staaten  wurde  zunehmend  von  einer  rücksichtslosen  Erobe- 
rungspolitik überschattet.  Ihr  Ausgangspunkt  war  das  Rufsland 
Katharinas,  das  seine  neuen  Kräfte  nach  der  Seite  Polens,  wie  (seit  1768) 
nach  der  des  türkischen  Reichs  zu  rühren  strebte.  Die  innere  Zerrüttung 
(S.  784)  führte  über  Polen  (1772)  das  Schicksal  einer  Zerstückelung  unter 
Preufsen,  Österreich  und  Rufsland  herauf.  Bald  fand  Rufslands  Ehrgeiz 
in  der  unruhigen  Natur  Josefs  IL  Wiederhall;  sie  reifte  (1785)  in  dem 
grofsen  preufsischen  König  den  Plan  eines  „Fürstenbunds",  der  die 
deutschen  Territorien  gegen  Österreich  einigen  sollte.  Aber  mit  dem  Tode 
Friedrichs  des  Grofsen  (1786)  zerfiel  der  Bund.  Schon  hatte  sich  ein  enges 
Einverständnis  zwischen  Josef  und  Katharina  gebildet.  Der  Türkenkrieg, 
der  die  Aufteilung  des  Osmanischen  Reichs  zum  letzten  Ziele  hatte,  kam 
(1787)  wieder  in  Gang.  Die  Verbündeten  gingen  dazu  über,  die  Weltlage 
von  1756  zu  erneuern,  Frankreich  wiederum  in  ihre  Pläne  hinemzuziehen, 
die  gegnerische  Gruppe  England,  Preufsen,  Schweden  lahmzulegen  und 
deren  Einspruch  in  ihr  Eroberungswerk  zu  vereiteln.  Da  erfolgt«  die 
Explosion  innerhalb  des  französischen  Staatgebäudes. 

Das  grofse  Ereignis  veränderte  das  Verhältnis  der  Mächte.  Ver- 
bunden mit  dem  Tode  Josefs  II.  (1 790)  näherte  es  Preufsen  wieder  an  Rufs- 

1)  Parallel  geht  die  gesetzliche  Gewährleistung  der  religiösen  Bekenntnis- 
und  Kultusfreiheit,  die  Friedrich  der  Grofse  nur  durch  seine  Praxis  eröffnet  hatte 
(Toleranzpatent  Josefs  IL  1781;  Toleranzedikt  Friedrich  Wilhelms  II.  1788,  das 
ebenfalls  in  den  bekannten  11.  Titel  des  Allgemeinen  Landrechts,  Teil  II,  übergmg). 

2)  Eine  Ausnahme  machen  die  eigenartigen  Projekte  einer  Yerfassungsgesetz- 
gebung,  die  Grofsherzog  Leopold  von  Toskana  (der  spätere  Kaiser  Leopold  IL) 
unter  dem  Einflufs  der  amerikanischen  Ideen  verfolgte.  Audi  sie  blieben  ergebnis- 
los. Vergl.  darüber  Zimmermann,  Verfassungsprojekt  des  Grofsherzogs  Leopold.  1901. 

3)  Ein  Verfassungskonfiikt  in  Württemberg  ergab  sich  durch  den  Vorstofs,  den 
Herzog  Karl  Eugen  (seit  1737)  gegen  das  bisher  unbestrittene  standische  Bteuerbe- 
wllligungsrecht  (oben  S.  693)  unternahm,  um  im  Anschlnfs  an  Frankreich  eine  grofsere 
militärische  Machtentfaltung  zu  ermöglichen  (1759).  Er  führte  zu  der  willkürlichen 
Einsperrung  des  Wortführers  der  ständischen  Rechte,  des  IStaatsrechtslehrers  Johann 
Jakob  Moser  (oben  S.  699  A.  1),  auf  dem  Hohentwiel.  Der  Streit  endete  damit, 
dafs  Moser  freigelassen  und  durch  seine  Vermittlung  ein  Ausgleich  zu  stände  ge- 
bracht wurde,  in  welchem  der  Herzog  (1770)  die  bisherige  Verfassung  anerkannte. 


1.  Kapitel.  VIII.  Entst  d.  mod.  Staatenwelt:  Deutschland,  Österreich,  Rufsland.     809 

land  und  Österreich  an,  um  so  entschiedener,  je  mehr  die  Monarchie  in 
Frankreich  zurückgedrängt  wurde.  Aber  der  Trieb  nach  Expansion,  ein- 
mal entfesselt,  wirkte  weiter.  Obwohl  Frankreich  bereits  in  der  Bauem- 
emancipation  gewaltthätig  über  die  Rechte  hinwegging,  die  den  deutschen 
Beichsständen  noch  im  Elsals  zustanden,  wurde  der  in  der  Revolution 
schlummernde  aggressive  Charakter  unterschätzt  Die  Ostmächte  vertieften 
sich  kurzsichtig  in  die  Gebietsabtretungen  am  Eisernen  Thor  und  am 
Schwarzen  Meer  (1792)  und  in  eine  neue  Organisation,  eine  neue  Ver- 
gewaltigung und  Teilung  Polens  (1793)  und  reizten  doch  anderseits  die 
neue  Demokratie  durch  schwächliche  Herausforderungen.  So  verzögerten  sie 
die  Abwehr,  bis  es  zu  spät  war  und  der  Drang  nach  Eroberung  in  den 
Revolutionsmännem  voll  erwacht  war.  Es  ist  hier  gleichgültig,  zu  fragen, 
wer  den  gröfseren  Anteil  an  der  Schuld  des  neuen  Weltkriegs  trug, 
die  Regierungen  von  Österreich  und  Preufsen  oder  die  Girondisten,  die 
doktrinären  Verfechter  der  Republik  und  die  hinter  ihnen  nachdrängen- 
den Führer  des  Kleinbürgertums,  der  Bauernschaft  oder  des  Proletariate, 
die  sich  mit  Hilfe  der  auswärtigen  Verwicklung  ans  Ruder  bringen  oder 
am  Ruder  erhalten  wollten  i),  —  die  staatsrechtlich  wesentliche  Thatsache 
ist,  dafs  der  Ausbruch  des  Weltkriegs  die  gesamte  bisherige  Entwicklung  der 
Revolution  durchbrach,  ihren  Charakter  veränderte.  Dieselbe  Versammlung, 
die  im  Jahre  1790  aus  Kriegsscheu  gegen  das  reaktionäre  Königtum  ge- 
stritten hatte,  weil  es  angeblich  friedensgefährlich  sei  *),  wurde  jetzt  selbst 
der  Herd  eines  neuen  Eroberungskriegs  ohnegleichen;  während  Frankreich 
soeben  noch  von  Österreich  und  Rufsland  in  der  Bahn  des  gefügigen  Choiseul 
gegängelt  worden  war,  kehrte  es  jetzt  in  die  Politik  Ludwigs  XIV.  zurück 
(S.  605)  und  wurde  der  Träger  eines  neuen  französischen  Universalismus. 
Alle  andern  Aufgaben  traten  jetzt  vor  der  einen  zurück,  das  französische 
Heer  und  die  Flotte  neu  zu  organisieren,  vor  allem  als  nach  der 
überstürzten  Kriegserklärung  an  Österreich  (April  1792),  der  ein  Jahr 
später  (Februar  1793)  die  an  England  folgte,  die  völlige  Zerrüttung  der 
Armee  (S.  670)  erst  zu  Tage  kam.  Mit  dieser  Aufgabe  schuf  der  Na- 
tionalkonvent nunmehr  auch  die  Basis  der  fehlenden  demokratischen 
Centralverwaltung  (S.  805)  neben  der  demokratischen  Legislative. 
Aber  gleichen  Schritts  entledigte  sich  die  Demokratie  auch  der  ver- 
fassungsmäfsigen  Schranken.  Aus  der  Anarchie  der  durcheinan- 
dergeworfenen Gesellschaftusgrppen,  vor  deren  Toben  die  papierene  Ver- 

1)  Die  I>age,  wer  die  gröfaere  Verantwortlichkeit  für  den  Ausbruch  der  Kriege 
trägt,  bUdet  eine  der  hauptBächlichen  Kontroversen  der  Revolutionsgeschichte,  ins- 
besondere zwischen  den  deutschen  Historikern  (Häusser,  Treitschke)  und  den 
französischen  (Lamabtine).  Neuerdings  wird  auch  von  franzosischer  Seite,  von 
SoREL  (vergl.  oben  S.  785)  III.  p.  1  ff.  zugegeben ,  dafs  die  dynastischen  Interessen 
der  Girondisten  und  Jakobiner  mitgewirkt  haben.  Dafs  William  Pitt  von  den  Tories 
und  von  Frankreich  zum  Krieg  gezwungen  wurde,  nachdem  er  zwei  Jahre  lang  den 
„Kampf  um  Frieden''  geführt,  ist  bekannt. 
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fassung  der  NationalversammluDg  abfiel  wie  mürber  Zunder,  erhob  sich 
ein  Absolutismus  der  parlamentarischen  Klubs,  besonders  des 
jakobinischen.  In  wüster  Form,  als  wilder  Despotismus  führte  er  sich 
in  den  Septembermorden,  in  der  Hinrichtung  Königs  Ludwigs  ein,  um 
in  der  Schreckensherrschaft  des  Wohlfahrtsausschusses  Robespierres  zum 
System  zu  werden.  0  Es  war  bezeichnend,  dafs  der  Erfolg,  den  diese 
neue  Revolutionsregierung  im  Innern  erstrebte  und  erreichte,  nur  in 
einer  schroffen  NiTellierung  und  Gentralisierung  bestand;  brutal  schaffte 
sie  die  Gegensätze  aus  der  Welt,  die  das  Ancien  regime  versäumt  hatte, 
in  milderem  Ausgleich  zu  beseitigen.  Auf  der  einen  Seite  vollstreckte 
Kleinbürgertum  und  Proletariat  die  Rache  an  den  ehemals  „Privile- 
gierten" oder,  wie  sie  jetzt  hiefsen,  „Aristokraten'^;  sie  vernichtete  die 
Reste  des  französischen  Adels,  soweit  die  Emigration  sie  nicht  in 
Sicherheit  gebracht,  und  zahllose  Angehörige  des  Grofsbürgertums  mit 
ihrem  altererbten  Kapital  an  politischem  Sinn,  an  Bildung,  Geschmack, 
Religiosität.  Auf  der  andern  Seite  feierte  das  herrschende  Frankreich, 
vor  allem  das  Centrum  Paris,  durch  die  Kommissare  des  Wohlfahrts- 
ausschusses Orgien  wüstester  Zerstörung  in  den  Provinzen  und  Provinz- 
städt^n,  um  in  der  Bretagne,  Vend^e,  Provence,  Picardie  die  letzten 
kraftvollen  Reste  landschaftlicher  Selbständigkeit,  in  den  Städten,  wie 
vor  allem  in  der  zweiten  Stadt  des  Reichs,  dem  reichen,  glänzenden 
Lyon,  jede  Regung  kommunalen  Geistes  und  Wohlstands  niederzutreten. 

Inzwischen  geschah  das  Wunder,  das  zwei  Jahre  früher  Niemand 
im  Ausland  oder  auch  nur  in  Frankreich  selbst  für  möglich  gehalten 
hätte.  Vaterlands-  und  Freiheitsenthusiasmus  in  den  Massen,  organi- 
satorisches Genie  von  Emporkömmlingen,  die  aus  dem  Nichts  hervor- 
tauchten, beide  angespornt  durch  anfängliche  Miserfolge,  die  Frankreich 
zu  vernichten  drohten,  schufen  binnen  wenigen  Monaten  eine  disciplinierte 
und  hingebende,  äufserlich  und  innerlich  geschlossene  Armee  und  damit 


1)  Das  Vordringen  Österreichs  gegen  Dumouriez  und  Custine  und  der  Beitritt 
Englands  und  Hollands,  Spaniens  und  des  Deutschen  Reichs  zum  „Koalitionskrieg" 
entschied  bis  zum  Juli  1793  den  Sieg  der  Jakobiner  über  die  Girondisten.  Im 
August  begannen  die  auf  serordentlichen  Mafsregeln  mit  dem  Ausschreiben  der 
Massenrekrutierung.  Ende  August  löste  sodann  die  Übergabe  Toulons  durch  die 
Royalisten  an  das  englische  und  spanische  Geschwader  die  weiteren  Akte  eines 
polizeistaatlichen  Systems  aus:  Verbot  des  Papiergeldhandels,  Verstaatlichung  des 
Getreidehandels  (verbunden  mit  Haftung  der  Gemeinden  für  ordnungsmäfsige  Aus- 
saat), Enteignung  alles  Bau-  und  Schiffbauholzes,  aller  Handelschiffe ,  Instruktion 
zur  Verhaftung  aller  „Verdächtigen",  zu  welchem  kraft  Gesetzes  alle  „Freunde  der 
Tyrannei"  und  säumige  Steuerzahler  gerechnet  werden  etc.  (Stbel,  Revolutions- 
zeit, Bd.  4.  S.  27  ff.).  Im  Oktober  folgt  die  generelle  Suspension  der  Verfassung. 
Minister,  Generale,  Eommunalbehorden  werden  bis  zum  Frieden  durch  Gesetz  den  Ver- 
fügungen des  Wohlfahrtsausschusses  unterstellt. 
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das  nene  Rückgrat  für  den  französischen  Nationalkörper,  der  soeben  noch 
den  Anschein  erweckt  hatte,  als  ob  er  sich  in  Ermangelung  eines  centralen 
Bewegungsapparats  in  seinen  Gliedern  aufzulösen  im  Begriff  sei.  Jetzt 
schickte  sich  Frankreich  mit  furchterregender  Eile  an,  die  Nachbarländer 
unter  dem  Symbol  der  Freiheit  und  Gleichheit  an  sich  zu  ziehen.  Der 
Umsturz  griff  um  sich.  In  rascher  Folge  wuchsen  eine  Reihe  fran- 
zösischer Klientelrepubliken  aus  dem  Boden,  und  unter  den  Händen  der 
Revolutionsheere  verwandelten  sich  die  holländische  und  oberitalienische 
Monarchie,  die  oligarchische  Eidgenossenschaft,  der  Kirchenstaat  und  das 
Königreich  Neapel  in  eine  „batavische'',  „cisalpinisch-ligurische",  „hel- 
vetische'', „römische",  „parthenopäische"  Republik  (1795 — 99).  Im 
gleichen  Verhältnis  gewann  der  Plan  einer  neuen  Staatsgründung  Gestalt, 
als  sich  das  Heer  festigte  und  seine  Befehlshaber  über  dem  Kopf  der 
proletarischen ,  kleinbürgerlichen  und  kleinbäuerlichen  Elemente  der 
Anarchie  einen  neuen  Bund  mit  dem  wohlhabenden  Mittelstand  und  dem 
Grofsbürgertum  schlössen,  als  vor  allem  aus  der  Reihe  fähiger  Generale  die 
alles  überragende  Thatkraft,  Intelligenz  und  Phantasie  Bonapartes  heraus- 
trat, als  sich  schliefslich  alles  hingerissen  oder  widerwillig  dieser  Ver- 
körperung der  produktiven  Kräfte  der  Revolution  unterordnete.  Jetzt 
kommt  System  in  den  Weltkrieg.  Hegemonie  Englands  oder  Frank- 
reichs wird  die  Alternative,  wie  in  der  Zeit  Wilhelms  III.  und  Lud- 
wigs XIV  (S.  607).  Bonaparte  sucht(1798)  mit  einer  allen  Grenzen  spottenden 
Kühnheit  dem  Gegner  die  Quellen  seines  Reichtums  abzugraben,  sich 
Ägyptens,  der  Brücke  zum  Orient,  zu  bemächtigen,  Ostindien  zu  besetzen 
und  als  Weltbeherrscher  von  Asien  aus  durch  Rufsland  zurückzukehren, 
—  Nelsons  Seesieg  von  Abukir  vernichtet  seine  Flotte  und  damit  den  ganzen 
Plan.  Bonaparte  vollzieht  die  äufserste  Konzentration  der  öffentiichen  Ge- 
walt; er  stürzt  (1799)  das  Direktorium  und  setzt  als  erster  Konsul,  als  Mo- 
narch einer  republikanischen  Scheinverfassung  den  Kampf  fort.  Er  plant 
(1803)  von  Boulogne  aus  mittels  einer  Anspannung  aller  seiner  mili- 
tärischen und  maritimen  Kräfte  in  England  einzufallen.  Aber  schon 
während  ihm  die  Unausführbarkeit  dieser  Projekte  klar  wird,  gelangt 
allmählich  eine  andere  Leitidee  in  ihm  zur  Reife.  Er  will  England,  da 
er  es  militärisch  nicht  fassen  kann,  wirtschaftiich  ruinieren  und  deshalb 
eine  Herrschaft  über  die  ganze  Kulturwelt  begründen,  die  ihm  die  Macht 
giebt,  den  englischen  Schiffen  jeden  Hafen  des  europäischen  Festiandes 
von  Genua  und  Gadix  bis  Kopenhagen  und  Danzig  zu  sperren;  die 
Verwirklichung  dieses  „Kontinentalsystems"  wird  nun  das  Ziel  seiner 
Politik.  „England  zwingt  ihn",  wie  eir  sich  ausdrückt,  „Europa  zu  erobern^', 
schliefslich  scheint  es  ihm  „von  der  Natur  bestimmt",  eine  der  fran- 
zösischen Inseln,  wie  Corsika,  zu  werden.  Er  wirft  sich  also,  um  des 
westlichen  Gegners  Herrr  zu  werden,  auf  den  Osten,  macht  von  dem 
schon  vorher  occupierten  linken  Rheinufer  aus  die  westdeutschen  Klein- 
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fürsten  abhängig,  kämpft  bei  Äusterlitz  (1805)  Rufsland  und  Österreich,  bei 
Jena  (1806)  PreuXsen  nieder,  dekretiert  (1806)  die  Auflösung  des  deutschen 
Reichsverbandes,  zieht  (1807)  Spanien  an  sich.  So  erwächst  aus  immer 
neuen  Annexionen  eine  neue  europäische  Universalmonarchie.  Schon 
während  der  Kriege  (1804)  hat  er  den  Titel  des  ersten  Konsuls  in  den 
eines  erblichen  Kaisers  verwandelt.  Er  bewegt  sich  nun  bewufst  in  den 
Traditionen  Karls  des  Grofsen  und  der  römischen  Imperatoren.  Nach 
den  Reunionen  von  1809  und  1810  umfalst  das  neue  Imperium  ungefähr 
denselben  Umkreis  wie  das  Karolingerreich.  Es  umschliefst  Spanien, 
Neapel,  Toskana,  Holland,  Westfalen  als  Unterkönigreiche  der  Brüder 
und  Schützlinge  Napoleons,  bereitet  eine  ähnliche  Einverleibung  Schwedens 
vor.  Im  Nordosten  dehnt  es  sich  bis  zum  „Departement  der  Elbmün- 
düngen"  aus.  Mit  Hilfe  der  Rheinbundstaaten,  vor  allem  Bayerns  einer- 
seits, und  neugegründeter  Klientelstaaten,  wie  dem  Herzogtum  Warschau 
und  dem  Staat  der  „illyrischen  Provinzen'',  bringt  es  anscheinend  das 
um  die  Hälfte  reduzierte  Preufsen  und  das  stark  verringerte  und  ganz 
geschwächte  Österreich  ebenfalls  in  Abhängigkeit.  Europa  ist  zwischen 
Frankreich  und  Rufsland  geteilt,  und  eine  enge  Freundschaft  mit  dem 
'  Zaren  Alexander  (seit  1801)  soll  die  Kontinentalsperre  gegen  England 
nun  zur  Wirklichkeit  machen.  Ein  Konkurrent  des  Kaisers  ist  in  diesem 
Reiche  undenkbar.  So  entbrennt  auch  der  alte  Zwist  zwischen  Kaiser 
und  Papst  von  neuem.  Der  Kirchenstaat  wird  säkularisiert.  Das  Ober- 
haupt der  abendlä!ndisch-katholischen  Kirche  wird  (1809)  Gefangener 
des  Kaisers,  Napoleon  beruft  (1810)  ein  Konzil  nach  Paris,  und  sein  neu- 
geborener Sohn  wird  König  von  Rom.  Eifrig  umwirbt  Napoleon  den 
nordamerikanischen  Freistaat,  um  auch  ihn  seiner  Politik  dienstbar  zu 
machen  und  gegen  die  englische  Handelsherrschaft  ins  Feld  zu  führen. 
Im  Innern  bewahrheitet  sich  an  diesem  Weltreich  wie  am  persischen, 
römischen  und  spanischen  von  neuem,  dafs  die  Aufgabe  krampfhafter 
Konzentration,  die  es  der  Staatsgewalt  stellt,  mit  verfassungsmäfsigen 
Schranken  nicht  vereinbar  ist.  Wenn  sich  also  schon  die  Revolution  in 
dem  Augenblick,  wo  sie  erobernd  aufzutreten  begonnen,  von  dem  Werk 
der  Verfassungsreform  losgesagt  hatte  und  schroff  absolutistisch  geworden 
war,  so  bewegte  sich  das  Konsulat  und  das  Kaisertum  auf  dieser  letzteren 
Bahn  weiter.  0  Aus  der  kriegführenden,  nicht  aus  der  konstitutionellen 
Revolution  geboren,  verwandelt  es  lediglich  die  absolute  Demokratie  in 
eine  absolute  Monarchie.*^)    Die  Verfassung,  die  sich  der  erste  Konsul 

1)  Eine  genauere  Schilderang  der  napoleonischen  Organisation  ist  hier  schon 
am  deren  ephemerer  Bedeutung  wülen  nicht  zu  geben.  Die  bleibenden  staatsrecht- 
lichen Einrichtungen,  die  Frankreich  ihr  verdankt,  sind  wie  alle  Neuschöpf ungen 
dieses  Zeitalters  in  Verbindung  mit  dem  modernen  Staat  (Kap.  2 — 4)  zu  liefern. 

2)  Eine  Monarchie  ist  bereits  die  Konsulats  Verfassung  von  1799  (die  vierte 
Verfassung  der  Republik),  da  Napoleon  als  erster  Konsul  seine  beiden  Kollegen,  Cam- 
bac6rte  und  Lebrun,  selbst  ernennt  und  diese  nur  Konsultativvotum  haben. 
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selbst  giebt,  und  die  der  Kaiser  im  wesentlichen  beibehält,  ist  eme 
Scheinverfassung.  Die  Volksvertretung,  die  der  Kaiser  angeblich  über- 
wacht, und  die  mit  ihm  Gesetze  giebt,  ist  dessen  eignes  Produkt  und  durch- 
aus ohnmächtig.^)  Alle  politische  Gewalt  ruht  in  dem  dem  Kaiser  eng 
verbundenen  Staatsrat  Mit  seiner  Hilfe  knüpft  Napoleon  an  die  Über- 
lieferung des  Ancien  regime  wieder  an  und  macht  nun  die  höchstcentrali- 
sierte  Behördenorganisation  fertig,  die  die  bourbonische  Dynastie  folge- 
richtig hätte  zu  Ende  führen  sollen,  um  ihre  Position  halten  zu  können. 
Die  von  der  Revolution  vernichteten  Rechte  der  provinziellen  und  kom- 
munalen Selbstverwaltung  (S.  810)  bleiben  tot  Dagegen  leben  in  den  Prä- 
fekten  der  Departements,  den  Subpräfekten  des  Arrondissements  die 
Intendanten  und  Subdelegierten  Richelieus  (S.  648)  wieder  auf.  An  sie 
lehnt  sich  der  ganze  Apparat  eines  straff  von  oben  geleiteten  Finanz-, 
Heer-  und  Polizeiwesens,  ihr  entspricht  auch  der  Instanzenzug  der  Gerichte, 
die  ihrer  eigenartig  korporativen  Selbstständigkeit,  vor  allem  ihrer  Spitze, 
der  Parlamentshöfe,  entkleidet  bleiben.  Fragt  man,  was  von  den  inneren 
Schöpfungen  der  Revolution  übrig  geblieben  ist,  so  ist  es  nur  jene  grofse 
nationale  Ausgleichung,  die  durch  die  Beseitigung  der  Provinz-  und  der 
Ständeprivilegien  bedingt  war,  es  ist  nur  die  Herstellung  eines  fest- 
geregelten Ämterwesens  und  vor  allem  einer  geordneten  Rechtspflege  mit 
klaren  Kompetenzen  und  gesetzlicher  Grundlage ;  nur  für  dieses  Gebiet  wirkt 
die  tippige  Gesetzgebungsarbeit  der  Constituante  (S.  804)  in  den  fünf  grofsen 
Codes  des  Kaiserreichs,  im  Civil-,  Straf-,  und  Handelsgesetzbuch,  in  Civil- 
und  Strafprozelsordnung,  nach.  Mit  einem  Worte  Frankreich  erhält 
durch  die  Revolution  und  durch  ihren  Abschlufs,  die  napoleonische  Herr- 
schaft, das,  was  der  englische  und  der  preursische  Staat  schon  vor  der 
Revolution  besatsen.  Der  Bonapartismus  bringt  für  Frankreich  die  Ära 
des  aufgeklärten  Absolutismus,  den  anderswo  die  absolute  Oligar- 
chie des  älteren  Pitt  und  die  absolute  Monarchie  Friedrichs  des  Grolsen  ge- 
bracht hatten,  und  die  die  Staatsmänner  Ludwigs  XVI.  mit  den  von  den 
Vorläufern  zerrütteten  Machtmitteln  und  Finanzen  nicht  hatten  schaffen 
können  (S.  801).  Man  wird  also  urteilen  müssen,  dafs  die  sogenannte 
grofse  Revolution,  soweit  sie  unmittelbar  wirksam  war,  nur  von  lokaler  Be- 
deutung, nur  für  Frankreich  fruchtbringend  war.  Auf  die  übrigen  Staaten 
wirkte  sie  unmittelbar  nur  durch  ihre  Kriege  und  Eroberungen. 


1)  Das  Oberhaus,  der  Senat  (80  Mitglieder),  wird  von  Napoleon  selbst  zu- 
sammengesetzt. Das  Unterhaus  geht  nominell  aus  Wahlen  der  Departements  her- 
vor. Die  Wahlen  ergeben  aber  nur  die  Listen  von  Kandidaten.  Die  Mitglieder 
selbst  werden  erst  vom  Senat,  also  vom  Konsul,  ernannt.  In  ihrer  Wirksamkeit  ist 
die  Volksvertretung  dadurch  gel&hmt,  dafs  sie  in  zwei  Teile  gespalten  ist,  dasTri- 
bunat  (100),  das  über  die  Gesetzes-  und  sonstigen  Vorschläge  der  Regierung  nur 
debattiert,  ohne  abzustimmen,  und  der  C  orps  1 6gisl  atif  (300),  der  nur  abstimmt,  ohne 
zu  debattieren.  Das  Recht  der  Initiative  hat  keines  von  beiden.  Durch  das  Medium 
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Die  grofse  Kriegsnot  sollte  freilich  ihrerseits,  wie  es  immer  in  der 
Staatengeschichte  der  Fall  gewesen,  neue  Strömungen  in  Flufs  bringen. 
Freilich  nicht  bei  den  mächtigen  Nationen,  die  sich  gegenüber  der  Welt- 
herrschaft Bonapartes  auf  den  Füfsen  erhielten,  bei  Ru Island  und  Eng- 
land. Im  Gegenteil  nicht  nur  Ruüsland  ging  auf  der  Bahn  de«  erobernden 
und  centralisierenden  Absolutismus  weiter,  den  es  von  Katharina  II.  über- 
kommen hatte,  und  der  eigentlich  der  Ausgangspunkt  der  ganzen  euro- 
päischen Verwicklung  gewesen  war.  Sondern  auch  England  wurde  unter 
dem  Druck  des  Kontinentalsystems  und  in  Abwehr  der  radikal-demokrati- 
schen Partei  im  Innern  gänzlich  von  dem  Verfassungsprogramm  des 
jüngeren  Pitt  abgedrängt  und  auf  eine  Politik  der  Eroberung  nach  aufsen, 
auf  einen  neuen  Aufschwung  der  Oligarchie,  hingewiesen. ')  In  kleinerem 
Mafsstab  wiederholte  sich  dieselbe  Erscheinung  an  den  Gebieten,  die 
Napoleon  seinem  Reiche  mittelbar  eingefügt  hatte.  Vor  allem  in  der 
westdeutschen  Staatengruppe  war  der  Eintritt  der  Rheinbundfürsten  und 
die  Auflösung  des  alten  Reichs  mit  einem  umwälzenden  Prozefs  fried- 
licher Eroberungen  verbunden ;  durch  den  bonapartischen  Teilungsplan, 
den  „Reichsdeputationshauptschluls^  (1803),  wurde  die  Säkularisation 
der  geistlichen  Fürstentümer  und  die  Mediatisierung  der  zahllosen  kleinen 
Fürsten,  Grafen  und  Herren,  der  Zwergsouveräne,  verfügt,  und  aus 
diesen  „Heimramschungen"  gingen  nunmehr  eine  Reihe  grofser  Terri- 
torien, die  geschlossenen  Mittelstaatsgebiete  Baden,  Württemberg, 
Bayern  und  Hessen,  sowie  die  Anfänge  der  nachmaligen  preufsischen 
Provinzen  Rheinland  und  Westfalen  hervor.  Das  grofse  Hindernis 
des  Senats  ernennt  der  Konsul  (bezw.  sein  Staatsrat)  auch  die  oberen  Verwaltongs- 
chefs  und  Richter.   Vergl.  Maufig,  Seydbl,  Abhandlungen.  1893.  S.  170  ff. 

1)  Die  auf  Konzentration  gerichtete  Politik  Pitts  in  seinen  spateren  Jahren 
zeigt  sich  vor  allem  in  den  Mafsregeln  gegen  die  von  der  Revolution  geschürten 
Unruhen  in  Irland,  die  schliefslich  (1800)  zur  vollen  ^ünion"  Irlands  mit  England  und 
Schottland  führten  (Aufnahme  von  100  Irländem  ins  Unterhaus,  von  28  weltlichen 
und  4  geistlichen  Peers  von  Irland  in  das  Oberhaus  zu  Westminster^  vergl.  S.  757). 
Hiermit  war  die  Emancipation  der  Katholiken,  ihre  Zulassung  zu  den  Ämtern  und  die 
Aufhebung  der  Testakte  (S.  727. 730. 753)  eigentlich  schon  von  selbst  gegeben.  Trotzdem 
hintertrieb  sie  der  persönliche  Einflufs  Georgs  HL,  der  infolge  des  Kriegs  ebenfalls  noch 
einmal  eine  Stärkung  erfuhr.  Pitts  Entlassung  (1801)  führte  durch  Zwist  der  Parteien  zu 
Pitts  Koalitionsministerium  (1804,  P.  gest  1806)  und  dann  zum  ausgesprochenen  Tory- 
regiment,  das  mit  wachsender  Energie  den  Krieg  und  die  kolonialen  Erwerbungen  be- 
trieb (1805  Festsetzung  in  der  holländischen  Kapkolonie),  aber  ebenso  hart  gegen  die 
unteren  Klassen  vorging.  Auf  den  Aufschwung  des  Handels  und  der  Industrie  zu  Beginn 
der  Revolution  folgte  im  Verlauf  der  Kontinentalsperre  (S.  811)  ein  empfindlicher  Rück- 
schlag, Teuerung,  Arbeitsnot  und  beispielloses  Arbeiterelend,  das  in  revolutionären  Be- 
wegungen der  Maschinenzerstörer  (Ludditen  1811)  zum  Ausbruch  kam.  Während  des 
Kriegsjahrzehnts  begann  mit  Robert  Owen  (geb.  1771)  die  sozialistische  Bewegung 
in  England  mit  dem  Schlagwort  der  Vergemeinschaftung  der  Produktionsmittel  und 
der  Beseitigung  des  Privatbetriebs.  Owen  versuchte  im  Jahre  1800  sein  System  in  den 
Musterfabriken  von  Lannark  zu  verwirklichen.  (Schmolleb,  Giiindrifs  der  Volks- 
wirtschaftslehre, S.  94). 
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einer  gedeihlichen,  homogenen  Bundesorganisation ,  das  die  deutsche 
Nation  selbst  im  alten  Beichstag  nicht  zu  heben  im  stände  gewesen 
war  (S.  687),  wurde  durch  den  Wink  des  fremden  Diktators  vom  Erd- 
boden getilgt.  Aber  ganz  anders  wirkte  die  Lage  auf  die  kleineren 
Staaten,  die  der  Kolofs  in  seinem  Umsichgreifen  dem  Abgrunde  zu- 
drängte. Preulsen  wie  Spanien  konnten,  mit  der  Vernichtung  ihres  Volks- 
tums bedroht,  sich  nur  durch  das  Volk  helfen,  und  in  beiden  bereitete 
eine  aus  dem  Innern  hervordringende  Bewegung  die  Wiedergeburt  des 
Staats  vor.  In  Spanien  war  es  die  römische  Kirche,  die  alle  Land- 
schaften zu  fanatischer  Erhebung  mobil  machte;  zugleich  erwachten  die 
alten  Reichsstände  zu  neuem  Leben;  die  Gortes  traten  aus  eigner  Ini- 
tiative (1811)  zu  Cadix  zusammen  und  nahmen  von  Andalusien  aus  die 
Kegeneration  des  spanischen  Nationalstaats  zum  Verfassungsstaat  in  An- 
griff. In  Preufsen  konnte  die  Weitsicht  seiner  Staatsmänner  mitten 
im  Ruin  den  Gedanken  einer  planmälsigen  Reform  und  mit  ihrer  Hilfe 
eine  Organisation  des  nationalen  Widerstands  fassen.  Das  Ministerium 
des  Freiherm  von  Stein  und  Karl  Augusts  von  Hardenberg  begann  (seit 
1807)  dasfriedericianischeWerk  der  Bauernbefreiung  (S.699)  weiterzuführen ; 
es  gab  in  der  Städteordnung  der  Stadtgemeinden  die  selbstgewählten 
Organe  der  Verwaltung,  Bürgermeister  und  Stadtrat,  und  die  der  Ver- 
waltungskontrolle in  der  Stadtverordnetenversammlung,  dazu  die  Funk- 
tionen kommunaler  Finanzverwaltung  für  Schul-  und  Armenwesen  zurück 
und  hauchte  so  den  ländlichen  und  stadtbürgerlichen  Schichten  des  Volks 
den  Geist  politischer  Selbstbestimmung  ein;  auf  ihn  rechnend  konnte  gleich- 
zeitig Gerhard  David  Schamhorst  der  allgemeinen  Wehrpflicht  zur  rechten 
Bedeutung  und  dem  von  ihm  organisierten  Volksheer  zum  Leben  ver- 
helfen. Langsam  erhoben  sich  gegen  den  Führer  des  revolutionären 
Frankreich  gerade  die  Kräfte,  die  die  erobernde  Revolution  am  grau- 
samsten zu  Boden  getreten,  —  der  Gedanke  der  die  Nation  in  ihrer  Ge- 
schlossenheit verkörpernden  Volksvertretung  und  der  Gedanke  einer 
Selbstverwaltung,  die  den  Bedürfnissen  der  lokalen  Eörperschaftsbildung 
Ausdruck  gab,  die  organisierende  Macht  der  katholischen  Eorche  und 
der  das  Pflichtgefühl  der  Einzelnen  stärkende  Geist  des  norddeutschen 
Protestantismus. 

Alle  diese  verschiedenen^  aus  entgegengesetzten  Motiven  wirksamen 
Gruppen  griffen  im  kritischen  Augenblick  ineinander,  um  den  Eingriff  in 
das  staatliche  Verhältnis  zu  beseitigen,  das  für  sie  alle  seit  tausend  Jahren 
(S.  399)  die  Grundlage  des  politischen  Lebens  geworden  war.  Der  Herbst 
1810  und  das  Frühjahr  1811  hatten,  wie  es  schien,  alle  Versuche  der  Eng- 
länder vereitelt,  Napoleon  an  der  Occupation  Spaniens  zu  hindern.  Der 
englische  Feldherr  Wellington  war  auf  Portugal  zurückgeworfen  worden, 
und  die  französischen  Heere  hielten  die  Halbinsel  von  Galicien  bis  nach 
Andalusien  besetzt  Zwar  hatte  England  mit  Erfolg  gearbeitet,  um  die  rus- 
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Bische  Wirtschaftspolitik  von  den  Nachteilen  des  Kontinentalsystems  zu 
überzeugen  und  Kaiser  Alexander  ans  der  Freundschaft  Napoleons  heraus- 
zudrängen. Aber  Napoleon  zog  nun  die  letzten  Konsequenzen  seiner  Politik. 
Im  Juni  1812  erklärten  im  Einverständnis  mit  ihm  die  Vereinigten  Staaten 
an  England  den  Krieg,  um  dem  mühsam  ringenden  englischen  Handel 
den  Best  zu  geben ;  eine  Woche  darauf  überschritt  der  Kaiser  mit  einem 
Heere,  das  nicht  nur  Italiener,  Holländer  und  ßheinbundtruppen,  sondern 
auch  die  Armeen  Preufsens  und  Österreichs  umfafste,  den  Niemen,  um 
Rufsland  gewaltsam  in  Botmäfsigkeit  zu  bringen.  Wiederum  rückte  die 
Gesamtheit  der  civilisierten  Staaten  in  eine  Konjunktur,  wie  im  Jahre 
der  Armada  (S.  597.  607).  In  Wahrheit  waren  jedoch  am  entgegenge- 
setzten Ende  des  bonapartischen  Reichsbaues  dessen  Stützpfeiler  schon 
ins  Wanken  gekommen.  Sobald  als  der  Kaiser  die  Garnisonen  der  pyre- 
näischen  Halbinsel  schwächte,  um  seine  grofse  Armee  zu  verstärken, 
setzten  die  spanischen  Patrioten  mit  verdoppeltem  Eifer  zum  Guerilla- 
krieg gegen  die  Fremden  ein,  von  neuem  durch  Wellington  unterstützt 
Noch  ehe  Napoleon  seine  letzten  blutigen  Siege  von  Smolensk  und  Bo- 
rodino  erfocht  (August  und  September  1812),  hatte  die  Schlacht  von 
Salamanca  und  der  Einzug  Wellingtons  in  Madrid  (Ende  Juli)  die  fran- 
zösische Herrschaft  in  Spanien  bereits  erschüttert,  und  während  sie  hier 
noch  einmal  flüchtige  Erfolge  erlebte,  leitete  auf  der  andern  Seite  der 
Rückzug  von  Moskau  den  allgemeinen  Zusammenbruch  ein,  zu  dem  der 
Anschlufs  Preufsens  an  Rufsland  das  Signal  gab.  Dann  vollendete  sich 
durch  den  Verlauf  des  Jahres  1813  langsam  das  Schicksal  des  neuen  Uni- 
versalismus. Neben  der  mühevollen  Arbeit,  Spanien  allmählich  von  Fran- 
zosen zu  säubern,  ging  im  Osten  das  Werk  Gneisenaus  und  seiner  Helfer  her, 
die  Truppen  der  verbündeten  Preufsen,  Russen  und  Österreicher  zu  dem 
gewaltigen  Kesseltreiben  zu  vereinigen,  das  von  Schlesien,  von  Böhmen, 
von  Pommern  aus  die  napoleonische  Armee  vor  die  Mauern  Leipzigs 
zusammen-  und  in  die  Entscheidungsschlacht  hineinzwang.  Noch  waren 
langwierige  Mühen  nötig,  ehe  von  beiden  Seiten  her  die  französische 
Macht  überwunden  war  und  die  Sieger  von  BelleaJliance,  Wellington 
und  Blücher,  vereinigt  den  Einzug  in  Paris  hielten.  Aber  mit  dem  Jahre 
1815  war  gegenüber  dem  revolutionären  Frankreich  derselbe  Erfolg  er- 
reicht, wie  genau  hundert  Jahre  zuvor  gegenüber  dem  Frankreich  Lud- 
wigs XIV.  (S.  608).  Der  Wiener  Kongrefs  nahm  (1815)  die  erforderliche 
Neurevision  der  europäischen  und  aufsereuropäischen  Staatenwelt  vor 
und  stellte  in  derselben  Weise  das  Gleichgewicht  Europas  fest,  wie  1711 
und  1714  die  Friedensschlüsse  von  Utrecht  und  Rastatt. 

V.  Das  neunzehnte  Jahrhundert.  Die  Weltlage,  wie  sie  sich 
an  der  Schwelle  des  neuen  Jahrhunderts  vorfindet,  deutet  auf  die  wider- 
streitenden Antriebe  voraus,   die  auch  den   gesamten  weiteren  Verlauf 
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des  19.  Jahrhunderts  bis  zum  ersten  Jahrzehnt  des  jetzigen  Säkulums 
beherrschen  sollten. 

Der  Sturz  Napoleons  bedeutet  staatsrechtlich  in  erster  Linie  das  sieg- 
reiche Wiedereinsetzen  der  Kräfte,  die  auch  beim  Abschlufs  der  ELämpfe 
am  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  die  Oberhand  behalten  hatten  (S.  612), 
eine  neue  Gesundung  der  Vielheit  unabhängiger,  durch  die  Geschichte 
bedingter  Grofsstaaten.  Aber  das  Staatensystem  Europas  kehrte  da- 
mit nicht  nur  in  äufserlicher  Weise  in  die  politische  Gruppierung  der 
Zeit  nach  dem  Utrechter  oder  nach  dem  Hubertusburger  mid  Pariser 
Frieden  (S.  616)  zurück.  Es  machte  zugleich  einen  gewaltigen  Schritt 
vorwärts  auf  der  Bahn  der  Ausbildung  desStaatsrechts.  Es  übernahm 
aus  der  englisch -amerikanisch -französischen  Bewegung,  die  dem  Aus- 
bruch der  revolutionären  Anarchie  und  dem  Zeitalter  der  Eroberungen 
vorangegangen  war  (S.  788  ff.),  die  Gedanken  und  Formen  des  Verfassungs- 
iBtaats  in  grofsem  Umfang  als  ein  Gemeingut.  Die  schriftliche  Ver- 
fassungsurkunde über  die  Organisation  und  die  bürgerlichen  Hauptrechte 
und  die  systematische  Gesetzgebung  über  Civil-,  Straf-,  Prozefs-,  Verwal- 
tungsrecht, Gleichgewicht  der  Organe,  das  Gleichgewicht  des  Staatshaupts 
und  der  Volksvertretung,  ebenso  das  Gleichgewicht  der  Verwaltungsbe- 
hörden und  Gerichte,  mochte  es  in  der  oberen  Stufe  zwischen  Ministerium 
und  Staatsgerichtshof  oder  in  der  unteren  zwischen  Staatsanwalt  und 
Strafgericht,  zwischen  Finanz-,  Militär-,  Polizeiverwaltungsbehörde  und 
Verwaltungsgericht,  zwischen  ßechtsanwaltschaft  und  Civilgericht  her- 
vortreten, —  der  Ausbau  der  auf  diesem  Gleichgewicht  beruhendep  Ga- 
rantien zu  einem  System,  das  den  Bürger  gleichmäfsig  als  Wehrpflich- 
tigen wie  als  Steuerzahler,  wie  als  Angeklagten  im  Strafprozefs,  in  seinem 
Bedürfnis  nach  Rechtsschutz  wie  im  Gebrauch  seiner  Kultus-  und  Be- 
kenntnisfreiheit, seiner  Meinungsäufserung  in  der  Presse  wie  in  den 
Versammlungen  sichert,  —  alle  diese  Gedanken  und  Formen,  deren  erste 
Ansätze  zu  ganz  verschiedenen  Zeiten,  an  ganz  verschiedenen  Orten, 
unter  ganz  verschiedenartigen  Verhältnissen,  wie  dies  im  voraus  schon 
angedeutet  worden,  hervorgetreten  waren,  drangen  nunmehr  infolge  der 
intensiven  Berührung  der  Nationen  im  Weltkrieg  in  die  allgemeinen  Vor- 
stellungen ein.  Der  Sinn  und  das  Verständnis  für  den  Wert  der  äufseren 
rechtiich  geregelten  Ordnung  des  staatlichen  Zusammenlebens  und  der 
Drang  nach  deren  Besitz  erfuhr  in  allen  Staatsgruppen  und  in  allen 
Ständen  und  Bevölkerungsschichten  eine  Vertiefung,  wie  sie  in  der  bis- 
herigen Entwicklung  in  solchem  Mafse  nur  das  13.  und  14.  Jahrhundert, 
das  klassische  Zeitalter  der  Ausbildung  neuer  ständischer  National-  und 
Territorialstaaten  (S.  4  68  ff.)  mit  sich  geführt  hatte.  Auch  jetzt  bildete 
sich  eine  Art  Normalvorstellung  des  Staats  aus,  ein  Ideal  des  natio- 
nalen Verfassungsstaats,  das  auf  der  Grundlage  der  verschieden- 
artigsten Traditionen  nach  Verwirklichung  strebte   und   sich   zu   dieser 
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durchrang.  Die  Komplexe,  die  sich  als  staatsbildende  „Nationen'^  fühlten, 
waren  nach  Gebiet ,  Geschichte,  Bassenmischung  und  vor  allem  nach 
Umfang  und  Ausdehnung  überaus  verschieden,  und  ebenso  verschieden 
war  der  Weg,  auf  dem  sie  sich  national  konsolidierten  und  verfassungs- 
mäXsig  ordneten.  Die  drei  grofen  Staaten  des  Westens,  England,  Frank- 
reich und  Spanien,  längst  geschlossen,  wie  sie  waren  (oben  S.  537  ff.),  gingen 
als  Einheitsstaaten  vom  Absolutismus  zum  Verfassungszustand  über, 
Frankreich  bei  der  Rückkehr  der  Bourbonen  (1814),  Spanien  im 
weitem  '\ierfolg  der  Cortesbewegung  (oben  S.  815)  revolutionär  (1833), 
E  n  g  I  a  n  d  im  langsamen  Umbau  (S.  7  89)  seiner  absoluten  Oligarchie  zu  einer 
verfassungsmäfsigen  Demokratie  (seit  1831).  Schwieriger  gelangten  die 
beiden  andern  südeuropäischen  Gebiete  zum  nationalen  Bechtsstaat.  Für 
Griechenland  bedurfte  es  der  gewaltsamen  Loslösung  aus  dem  Os- 
manischen  Reich,  ehe  es  (1830)  die  nationale  Selbständigkeit  und  die  Ver- 
fassung zugleich  erhielt,  derselbe  Weg,  auf  dem  gleichzeitig  (bis  1830)  die 
ausgebreiteten  südamerikanischen  Kolonien  Spaniens  zum  Ziele 
gelangten.  Italien  mulste  umgekehrt  aus  dem  Zusammenschlufs  abso- 
luter Kleinmonarchien  und  österreichischer  Provinzen  (1859)  den  Boden 
des  Einheitsstaats  und  die  Verfassung  gewinnen,  während  wieder  anders  das 
vom  Wiener  Kongrefs  gewaltsam  unter  den  Oraniem  geeinigte  Königreich 
der  Niederlande  durch  eine  neue  Bevolution  (1831)  in  seine  alten,  national- 
verschiedenartigen Bestandteile,  zwei  kleine  Verfassungsstaaten,  Belgien 
und  Holland,  auseinandergelegt  wurde.  In  ähnlicher  Weise  gestaltete 
sich- das  Verhältnis  von  Norwegen,  das  der  Wiener  Kongrefs  definitiv 
von  Dänemark  abgetrennt  hatte,  zu  seinem  neuen  Schwesterstaat  Schwe- 
den; ihre  Verbindung  blieb  (1848)  kaum  mehr  als  eine  auf  serliche.  Wie- 
derum verwandt  und  doch  wieder  eigenartig  war  das  Staatsbild,  das  zu- 
gleich (1849)  das  abhängige  Ungarn  gegenüber  Österreich  erstrebte 
und  bald  darauf  (1867)  wirklich  herstellte.  Am  kompliziertesten  verlief 
endlich  die  Bewegung  in  Deutschland  und  der  Schweiz.  Die  selb- 
ständigen kleineren  und  mittleren  Territorien,  die  hier  durch  den  Wiener 
Kongrefs  nur  eine  lockere  Verbindung  eingegangen  waren,  kämpften 
die  Verfassungsbewegung  zunächst  jeder  auf  eigene  Weise  im  engeren 
Rahmen  durch,  um  dann  über  allen  Gliedern  der  nationalen  Gemeinschaft 
einen  bündischen  Verfassungsstaat  nach  Art  des  nordamerikanischen  zu 
begründen;  in  der  Schweiz  relativ  rasch  (1848),  in  Deutschland  in  müh- 
samem Fortschreiten  und  in  der  Weise,  dafs  die  drei  süddeutschen  Terri- 
torien Baden,  Bayern  und  Württemberg  (1818/19)  die  Initiative 
der  konstitutionellen  Bewegung  ergriffen,  bis  (1867)  PreufsejQ  die 
notwendige  Trennung  von  Österreich  mit  den  Waffen  erzwang  und  end- 
lich die  Einheitsbewegung  der  deutschen  Nation  vollendete,  die 
das  Haus  Habsburg  350  Jahre  früher  von  sich  gestofsen  hatte  (S.  679), 
Alle  diese  Entwicklungen  waren  also  unter  sich  unendlich  verschieden, 
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und  die  Verschiedenheit  wirkte  bis  in  das  Innerste  der  einzelnen  Staate- 
organisationen weiter,  sowohl  in  der  Gliederung  der  Staaten  im  Gegen- 
satz von  Einheitsstaat  und  Bundesstaat,  von  Centralisierung  und  Selbst- 
verwaltung, wie  in  den  Organen  und  Formen  der  Regierung,  der 
Begierungskontrolle  und  Gesetzgebung  im  Gegensatz  der  ver- 
fassungsmäfsigen  Monarchie  und  der  yerfassungsmäfsigen  Demokratie, 
zwischen  denen  das  System  der  parlamentarischen  Regierung  als  eine 
eigentümliche  Mittelform  sich  ausbildete,  wie  endlich  in  den  Organen  und 
Formen  aller  Zweige  der  Verwaltung  und  Rechtspflege  und  der 
Rechtsbeziehungen,  die  diese  zwischen  dem  Staat  und  den  Bürgern  ver- 
mittelten. 0  Aber  gleichwohl  war  in  der  gesamten  weitverzweigten  Um- 
bildung des  modernen  Staateusystems  ein  einheitlicher  Grundzug,  Sie 
verkörperte  als  Abschlufs  des  historischen  Prozesses,  der  mit  dem  Tode 
Karls  des  Grofsen  begonnen  hatte,  das  Gegenstück  zu  dem  Abschlufs 
der  antiken  Staatsbildung,  zu  der  Organisation  des  Römischen  Reichs. 
Während  dort  eine  überragende  Macht  die  Gesamtheit  der  antiken  Kul- 
tumationen  kraft  einseitigen  und  absoluten  höheren  Willensakts  geordnet 
hatte,  nahmen  jetzt  eine  Vielheit  unabhängiger  verfassungsmäfsiger  Grofs- 
staaten  in  freiem  Zusammenwirken  den  Weiterbau  des  Systems  dieser 
Staatenvielheit  in  die  Hand.  An  zahlreichen  Erscheinungen  hat  sich  dieser 
Prozefs  bis  in  die  neueste  Zeit  fortgesetzt,  an  den  Vorgängen  im  Orient, 
die  dieNordbalkanstaaten  Rumänien,  Bulgarien  und  Serbien  (1878), 
Kreta  (1898)  aus  der  türkischen  Monarchie  losgelöst  haben,  an  über- 
seeischen Territorien,  in  besonders  charakteristischer  Weise  sogar  an 
einem  Staat  der  mongolischen  Welt,  an  Japan,  der  sich  nach  wechsel- 
voller Entwicklung  (1889)  der  westeuropäischen  Grundform  des  politischen 
Lebens  anpafste. 

Aber  neben  dem  rastlosen  Fortarbeiten  der  Kultumationen  an  der 
Gesetzgebung  und  Organisation  des  inneren  Staatsbaues  läuft  eine  ebenso 
ununterbrochene  Bewegung  her,  in  der  einzelne  der  Grofsstaaten  jene 
Tendenz  des  16.  Jahrhunderts  weiter  verfolgen,  ihre  Macht  über  die  historisch 
ihnen  gegebenen  nationalen  und  territorialen  Grenzen  auszubreiten  und 
ein  politisches,  geistiges  oder  wirtschaftliches  Übergewicht  über  die  andern 
zu  erlangen  (oben  S.  786).  Zu  Anfang  des  Jahrhunderte  waren  es  nur  die 
zwei  von  den  Kriegsschauplätzen  am  weitesten  entrückten  Mächte,  die  für 
eine  solche  Politik  aus  den  Wirren  Europas  Vorteil  zogen.  Unbemerkt 
hatte  England  bei  deren  Ausbruch  (1788)  mit  der  Besiedelung  Austra- 
liens den  Anfang  gemacht;  ebenso  unbemerkt  fafste  es  (1805)  auf  dem 
fünften  Erdteil  in  der  südafrikanischen  Kapkolonie  der  Holländer  Fuls, 
während  es  seinen  amerikanischen  und  asiatischen  Besitz,  Kanada  und 

1)  Bei  dem  Hervortreten  dieser  Gegensätze  beginnt  die  eigentliche  Aufgabe 
des  zweiten,  dritten  und  vierten  Kapitels  dieses  Teils  der  Staatslehre  (vergl.  I.  S.  292), 
also  der  Materien,  welche  die  dritte  Abteilung  des  IL  Bandes  darzustellen  haben  winL 
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Ostindien,  behauptete  (S.  797. 814).  Rufsland  wuchs  auf  dem  kontinentalen 
Wege  in  das  osmanische,  persische,  innerasiatische  Gebiet  hinein.  Aber 
allmählich  suchte  auch  Frankreich  Ersatz  für  seine  Verluste.  Mit  der  Fest- 
setzung in  Algerien  (seit  1830)  knüpfte  es  unter  Louis  Philipp  an  die  alten 
Traditionen  Ludwigs  des  Heiligen  (S.  468  A.  2)  wieder  an;  sein  wie  Eng- 
lands Expansionsbestreben  im  Mittelländischen  Meer,  in  Ägypten  und  Klein- 
asien,  zusammentreffend  mit  Österreichs  Wünschen  im  Orient,  erzeugte 
im  Erimkrieg  den  unvermeidlichen  Zusammenstols  mit  Rufsland,  nach 
der  Mitte  des  19,  Jahrhunderts  die  erste  kriegerische  Verwicklung,  die 
wieder  an  den  alten  Weltkampf  erinnerte.  Die  Konkurrenz  steigerte 
sich,  als  endlich  die  langvorbereitete  Abrechnung  zwischen  Österreich 
und  Deutschland  eintrat,  als  Deutschland  sich  zu  einer  selbständigen 
Macht  formierte,  die  zunächst  zwar  nur  in  geringem  Umfang  erobernd 
und  kolonisierend,  aber  mit  einer  ans  Wunderbare  grenzenden  Inten- 
sität produzierend  und  exportierend  in  den  Weltverkehr  eingriff,  als 
gleichzeitig  Italien  ein  eignes  Wirtschaftsgebiet  wurde,  als  vor  allem 
die  Vereinigten  Staaten,  aus  einer  schweren  inneren  Krise  hervorgehend, 
als  ein  weiterer  Wettbewerber  um  Absatzgebiete  und  Kolonien  auftraten. 
Eine  Konkurrenz  entspann  sich,  die  nun  nicht  mehr  blofs  Europa,  die 
ostamerikanischen  und  vorderindischen  Küsten  in  ihre  Kreise  einschlofs, 
die  vielmehr  fortschreitend  die  beiden  amerikanischen  Kontinente  bis 
ins  Innerste,  die  Inselarchipele  der  Südsee,  die  unendlichen  Gestade 
Afrikas  und  die  Flächen  Ostasiens  in  ihr  Bereich  zog  und  gerade  dort, 
abgesehen  von  den  zahlreichen  Reibungspunkten  der  christlichen  Staaten, 
zu  unabsehbaren  Interessenkonflikten  mit  den  beiden  mongolischen  Kul- 
turmächten führte.  In  engem  inneren  Zusammenhang  mit  dem  neu  aus- 
brechenden Kampf  der  Nationen  entwickelte  sich  ein  neuer  Klassen- 
kampf. Im  Wachstum  der  landwirtschaftlichen  und  industriellen  Massen- 
produktion wuchs  auf  serlich  und  innerlich  eine  Volksschicht  mit,  die 
früher  nur  wenig  bedeutend  und  unvollkommen  organisiert  gewesen  war. 
Der  Arbeiterstand,  am  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  in  England  bereits 
politisch  wirksam  eingreifend  (S.  814.  A.  1),  wurde  im  Verlauf  des  Jahrhun- 
derts in  allen  Staaten  eine  Partei  von  Macht  und  Ojganisation.  Und  hiermit 
wiederum  stand  es  in  Verbindung,  dafs  auch  die  katholische  Kirche, 
die  durch  das  Zeitalter  der  Revolution  auf  den  Tiefstand  ihrer  Autorität 
gesunken  war,  sich  in  ihrer  politischen  Macht  und  ihren  welthierarchi- 
schen Plänen  neu  belebte.  Je  mehr  die  konstitutionelle  oder  gar  demo- 
kratische Bewegung  um  sich  griff,  desto  mehr  Möglichkeiten  boten  sich 
dem  Papsttum,  bald  als  Helfer  der  oberen  Klassen  gegen  die  andrängen- 
den niederen,  bald  und  vornehmlich  als  Leiter  der  unteren  Schichten 
gegen  die  höheren  (I.  S.  250)  in  die  inneren  Kämpfe  der  Staaten,  wie 
in  deren  wechselseitige  Verwicklungen  einzugreifen  und  die  Errichtung 
einer  neuen  Universalmonarchie,   gegründet  auf    einer  Herrschaft  der 
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Geistlichkeit  über  die  Persönlichkeiten  der  Herrscher  wie  der  Unter- 
thanen,  vorzubereiten.  Alle  diese  drei  gewaltigen  Gegensätze,  der  aus- 
wärtige Kampf  um  das  territoriale  und  wirtschaftliche  Übergewicht,  der 
Klassenkampf  der  Herrschenden  gegen  das  überall  gleichartige,  zum 
Teil  geradezu  auf  internationale  Organisation  gerichtete  Proletariat,  der 
geistige  Kampf  der  unabhängigen  Staaten  mit  der  internationalen  Welt- 
kirche wirkten  mit  innerer  Notwendigkeit  den  Bedürfnissen  eines  recht- 
lich nach  allen  Seiten  gebundenen,  auf  Teilung  und  Gleichgewicht  der 
Kräfte  gerichteten  Staatslebens,  mit  andern  Worten  dem  Verfassungsstaat 
entgegen,  der  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  das  Ideal  des 
gebildeten  Mittelstands  geworden  war.  Mufste  schon  durch  den  zuneh- 
menden Einflufs  der  militärischen  Rüstungen  zu  Lande  und  zur  See  in 
allen  Staaten  ein  centralistisches  und  absolutistisches  Streben  der  Begie- 
rungen  begünstigt  werden,  so  trugen  die  straffe  Hierarchie  des  katholischen 
Weltklerus  und  die  nicht  minder  eiserne  Disciplin  des  sozialistischen 
Proletariats  Keime  einer  gleichen  konzentrierenden,  schrankenlos  über 
das  Individuum  verfügenden  Organisation  in  die  Gesellschaft  hinein.  Es 
war  bezeichnend,  dafs  der  erste  Sturm,  in  welchem  die  sozialistische 
Gruppe  entfesselt  losbrach,  die  Französische  Revolution  von  1848,  den 
neuen  Absolutismus  eines  Napoleoniden  als  Schutz  der  begüterten  Klassen 
nach  sich  zog.  Wie  in  Frankreich,  so  haben  solche  Konflikte  auch  an- 
derswo episodenweise  einem  Zustand  diktatorischer  Gewalt  zurückgeführt, 
so  die  Kriegsgefahr  im  preuXsischen  „Konflikt"  des  Jahres  1862,  der  dem 
staatsmännischen  Genius  der  Epoche  den  Weg  zur  deutschen  Einheit  ebnen 
half,  so  der  Rassenkampf  in  Österreich,  so  der  Klassenkampf  in  Italien. 
Aber  zu  schwindelnder  Höhe  und  als  dauerndes  System  hat  sich  der 
centralisierende  Absolutismus  in  dem  Staatsbau  erhoben,  der  an  cyk- 
lopischer  Bewältigung  der  kontinentalen  Gebietsmassen  im  19.  Jahr- 
hundert alles  dagewesene  überboten  hat,  im  Russischen  Reich.  Und 
eine  ähnlich  gerichtete  Bewegung  hat  in  neuester  Zeit  das  nicht  minder 
grolsartige  Gebilde  des  überseeischen  Kolonialkomplexes  Englands 
im  Verhältnis  zu  seinem  Mutterland  ergriffen.  So  hat  es  nicht  anders  sein 
können,  als  dals  allmählich  die  ganze  europäische  Staatenwelt  von  einem 
Zug  ergriffen  worden  ist,  der  die  Verwaltungsmacht  des  Beamtentums  zu 
steigern  bemüht  ist,  unter  dessen  Wirken  der  Sinn  für  die  Rechtsgarantien 
des  Individuums,  die  die  Gemüter  in  den  beiden  ersten  Dritteln  des 
1 9.  Jahrhunderts  ganz  erfüllte,  sich  allgemach  wieder  abstumpft  Man 
kann  beobachten,  wie  die  absolutistische  Behandlungsweise  in  die  unteren 
Funktionen,  die  innere  Verwaltung,  die  Strafrechtspflege,  die  Civilrechts» 
pflege  eindringt 

So  bewahrheitet  sich  in  der  That  das  schon  früher  (S.  786)  Gesagte. 
Es  kann  keine  Rede  davon  sein,  dafs  die  staatliche  Rechtsordnung,  die 
man  heute  als  Produkt  der  gesamten  Entwicklung  vor  Augen  hat,  in 
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stetiger  gesicherter  Kräftigung  begriffen  ist.  Es  ist  zwar  möglich,  dafs 
die  Gegentendenzen,  die  der  letzteren  in  den  Weg  treten,  sie  nur  vorüber- 
gehend erschüttern.  Aber  es  ist  auch  nicht  zu  verkennen,  dafs  die  Sach- 
lage, die  beim  Übergang  vom  19.  zum  20.  Jahrhundert  vorhanden  ist, 
starke  Analogie  mit  der  beim  Anbruch  des  16.  Jahrhunderts,  d.  h.  des  Zeit- 
alters der  spanisch-katholischen  üniversalmonarchie,  oder  mit  der  beim 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  selbst,  beim  Beginn  des  französischen  üni- 
versalismus,  aufweist. 

IX.  Ergebnisse  der  vergleichenden  Einzeldareteliung. 

§  91.   Bedeutung  der  Eixueldarstellnng  für  die  allgemeinen  politisohen 

Onmdbegriffe. 

I.  V  0  r  b  e  m  e r  k  u  n  g.  Ehe  der  Blick  auf  die  heutige  Staatenwelt  ge- 
lenkt wird,  ist  festzustellen,  welche  Ausbeute  ein  vergleichender  Überblick 
über  die  von  der  Vergangenheit  erzeugten  Formen  des  politischen  Lebens 
liefert.  Seine  Ergebnisse  müssen  einmal  dazu  dienen,  die  bereits  früher 
gewonnenen  Leitsätze  der  Staatslehre,  soweit  sie  für  die  Staatsgebilde  von 
allgemeiner  Bedeutung  sind  (Band  I)  zu  bestätigen  und  zu  veranschau- 
lichen. Anderseits  dürfen  aber  aus  dem  bisherigen  Verlauf  der  Entwick- 
lung gewisse  Erfahrungsregeln  neu  abgeleitet  werden,  die  für  das  Ver- 
ständnis und  die  Kritik  der  modernen  Staatenwelt  und  damit  für  die 
eigenüiche  Hauptaufgabe  der  Staatslehre  (Band  IL  Abteilung  3)  vor  allen 
andern  berücksichtigenswert  sind.   (Hierüber  unten  §  92.) 

Zunächst  mufs  in  Kückschau  auf  die  Vorstufen  des  heutigen  Staaten- 
systems noch  einmal  an  diejenigen  Untersuchungen  erinnert  werden,  die 
(in  Band  I  dieses  Werks)  die  gemeinsamen  Bedingungen  alles  politischen 
Lebens  zu  kennzeichnen  strebten.  Denn  nur  mit  diesen  verbunden  hat 
die  geschichüiche  Skizze,  welche  die  vorstehenden  Blätter  enthalten,  über- 
haupt einen  gewissen  Wert:  während  jene  den  durch  Abstraktion  ge- 
wonnenen begrifflichen  Apparat  zusammenstellten,  legt  diese  über  die 
Gesamtheit  der  konkreten  Einzelvorgänge  des  Staatslebens  Rechenschaft, 
aus  denen  die  Grundbegriffe  erst  abstrahiert  werden  können.  Es  ist 
freilich  eine  unleugbar  unerfreuliche  Zugabe  einer  Staatslehre,  dafs  die 
beiden  Vorarbeiten,  die  gethan  werden  müssen,  um  im  Folgenden  die 
methodische  Analyse  und  Beurteilung  der  bestehenden  Staatsgebilde  zu 
ermöglichen,  nur  getrennt  und  nacheinander  erledigt  werden  können. 
Aber  der  Übelstand  mufs  in  Kauf  genommen  werden,  denn  weder  das 
eine  noch  das  andere  läfst  sich,  wie  sich  jetzt  zeigt,  entbehren,  und  doch 
setzt  jede  von  beiden  Untersuchungen  die  andre  wieder  voraus.  Auf  der 
einen  Seite  lassen  sich  die  historischen  Einzelgebilde  nicht  schildern  und 
vergleichen,  wenn  nicht  zuvor  die  Grundbegriffe  und  Grundprobleme  des 
Staatslebens  im 'Lichte  der  allgemeinen  Erfahrung  erkannt  sind,  wenn  also 
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nicht  überhaupt  erst  ein  Vergieichsmafsstab  gewonnen  ist  Auf  der  andern 
Seite  aber  lassen  sich  die  geschichtlichen  Formen  des  Staats  nicht  nur 
in  dem  konstruktiven  Destillat  betrachten,  das  die  Staatstheoretiker  einer 
Epoche  aus  den  praktischen  Verhältnissen  abgezogen  haben.  Und  ferner 
können  auch  die  einzelnen  Institutionen  und  Grundsätze  der  historischen 
Staaten  nicht  blols  als  gelegentliche  Beispiele  herangezogen  werden.  Aus 
dieser  Behandlungsweise,  bei  der  sich  die  gesamte  bisherige  Litteratur 
der  Staatslehre  bis  zu  ihren  neuesten  Erzeugnissen  beruhigt  hat,  ergieb. 
sich  unvermeidlich  entweder  ein  unvollkommenes  und  einseitiges  oder 
ein  unzulässig  verallgemeinerndes  und  unter  Umständen  ein  historisch 
geradezu  unrichtiges  BildTder  staatlichen  Erscheinungen. 

Hierauf  muls  zum  Schlüsse  der  historischen  Betrachtung  noch  ein- 
mal hingewiesen  werden,  um  die  Begriffsuntersuchung  des  ersten  Teils 
mit  den  historischen  Einzelergebnissen  in  Fühlung  und  Einklang  zu  setzen. 

II.  Die  ältere  Staatslehre.  Der  Einblick  in  das  unbegrenzt 
Wechsel  volle  der  historischen  Staatsgebilde  zerstreut  zunächst  den  letzten 
Best  von  Zweifel  darüber,  wie  sich  die  heutige  Staatslehre  gegenüber  den 
älteren  Versuchen  einer  politischen  Wissenschaft  (Bd.  I.  Kap.  1)  zu  stellen 
hat  Die  ältere  Politik  ist  als  Ganzes  betrachtet  wertlos,  weil  sie  immer  und 
immer  wieder  bemüht  ist,  feste  allgemeingültige  Axiome  über  den  Staat 
als  Gattungserscheinung,  über  die  Staatsidee  auf  metaphysischer  Grund- 
lage und  mit  den  Mitteln  blofser  Vemunfterwägungen  zu  gewinnent 
Alle  Denker,  die  so  verfuhren,  suchten  in  Wahrheit  nur  eine  bestimmte 
historisch  vorhandene  oder  im  Gegensatz  zur  gegebenen  wünschenswerte 
Staatsgestaltung  in  bewufster  oder  unbewulster  Anlehnung  an  ein  irgend- 
welches spekulatives  System  zu  rechtfertigen  und  bildeten  deshalb  die 
Grundbegriffe  der  Staatslehre,  mit  denen  sie  arbeiteten,  von  vornherein 
mit  Rücksicht  auf  ihre  Tendenz,  die  sie  verfolgten,  sei  es  mit  Bücksicht 
auf  das  praktische  Parteiprogramm,  dem  sie  dienten,  sei  es  mit  Rücksicht 
auf  die  metaphysische  Doktrin,  der  sie  ihrer  philosophischen  Erziehung 
nach  anhingen.  Es  muls  also  für  eine  Staatslehre,  die  sich  auf  das 
wissenschaftlich  Erkennbare,  d.  h.  auf  das  erfahrungsmäfsig  Überschau- 
bare stützen  will,  das  erste  Bestreben  sein,  die  in  den  politischen  Dok- 
trinen verschmolzenen  Gedankenelemente  sorgsam  und  sauber  zu  sondern. 
Hiervon  sind  die  Untersuchungen  dieses  Werkes  ausgegangen.  ^)  Sie  haben 
dargelegt,  wie  die  Staatsphilosophie  und  Staatslehre,  wenn  man  sie  als 


1)  Nor  unter  diesem  Gesichtspunkt  ist  früher  in  Bd.  I.  Kap.  1  (S.  35ff.)  die  ältere 
Staatslehre  im  Zusammenhang  dargestellt  worden.  Der  andere  mögliche  Gresichts- 
punkt  sie  zu  betrachten,  wurde  I.  S.  35.  114  angedeutet.  Wenn  also  in  diesem  Bande 
die  einzelnen  politischen  Schriftsteller  in  Anknüpfung  an  ihre  S^eit  kurz  charakte- 
risiert werden,  so  setzt  sich  die  Darstellung  wohl  nicht  dem  Verdacht  der  Wieder- 
holung aus. 
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ein  von  den  griechischen  Philosophen  bis  zum  19.  Jahrhundert  sich 
fortentwickelndes  Ganzes  betrachtet,  nur  methodologische  Bedeutung 
beanspruchen  kann;  sie  ist  insoweit  nur  dazu  da,  durch  ihre  Erfolge 
und  mehr  noch  durch  ihre  Irrtümer  die  Grenzen  des  politisch  Erkenn- 
baren und  die  allein  aussichtsreiche  Form  der  Fragsteliung  zu  klären 
(I.  S.  10(tff.).  Abgesehen  hiervon  interessieren  die  staatsphilosophischen 
und  politischen  Schriftsteller  nur  als  Schilderer  und  Kritiker  ihres  Zeit- 
alters, und  dieser  Seite  ihrer  Schriften  hatten  die  vorstehenden  geschicht- 
lichen Untersuchungen  gerecht  zu  werden. 

Die  geschichtliche  Skizze  sucht  jedoch  zugleich  durch  die  That  zu 
beweisen^  dals  sich  der  Zusammenhang  der  Staatsdoktrinen  mit  dem 
praktischen  Staatsleben  nur  auf  einer  gegen  bisher  verbreiterten  Basis 
kennzeichnen  und  würdigen  lasse.  Einmal  ist  klar  geworden,  dafs 
keineswegs  nur  die  philosophischen  Erörterer  politischer  Probleme 
durch  ihre  Schriften  Licht  auf  die  Zustände  ihrer  Zeit  werfen,  sondern 
auch  die  Historiker,  die  Juristen,  die  Pamphletisten,  ja  sogar 
die  Dichter.  Zu  sehr  hat  man  sich  bisher^  wenn  man  ein  urteil  ge- 
winnen wollte,  auf  Piaton  und  Aristoteles,  auf  Thomas  von  Aquino  oder 
Nikolaus  von  Cues,  auf  Bodin,  Grotius,  Pufendorf  oder  Montesquieu 
beschränkt  Thukydides,  Polybios,  Tacitus  oder  die  Chronik  des  Matthäus 
Parisiensis  (S.  497)  oder  die  Memoiren  des  Philipp  de  Comines  (S.  540),  der 
anonyme  Traktat  „vom  Staat  der  Athener"  (S.  154.  A.  1),  das  Rechtsbuch 
des  Philipp  de  Beaumanoir  (S.  528)  oder  die  Schrift  des  älteren  Mirabeau 
über  die  Provinzialstände  (S.  798)  versprechen  hier  unter  umständen 
gleiche  oder  bessere  Ausbeute.  Ferner  und  vor  allem  aber  sind  sämt- 
liche schildernde  oder  kritisierende  Äulserungen  der  Litteratur  in  allen 
ihren  Zweigen  nur  ein  Fragment  aus  den  Anschauungen  der  Zeit  über- 
haupt Es  war  einer  der  Hauptfehler  der  älteren  Politik,  Staatskon- 
struktionen hervorragender  Theoretiker  als  Spiegelbild  ihrer  Staaten  oder 
mindestens  der  herrschenden  zeitgenössischen  Anschauungen  über 
Wesen  und  Aufgabe  des  Staats  hinzunehmen.  Genauere  Kenntnis  zeigt 
jetzt,  dafs  solche  Doktrinen,  auch  die  berühmtesten,  durchgängig  nur 
das  höchst  subjektive  Programm  von  Parteien,  oft  von  Minoritäten,  teil- 
weise sogar  nur  von  Einzelpersonen  enthalten  und  zu  Zeiten  auftreten,  wo 
sie  zu  dem  konkreten  Staatsbild  nicht  oder  nicht  mehr  passen,  oft  nicht 
einmal  zum  wirklichen  Rechtszustand,  noch  häufiger  wenigstens  nicht  zu 
dem  Zustand,  der  not  thut  Piaton  und  Aristoteles  malen  ihr  Musterbild 
der  verfassungsmäfsigen  Eleinstaatsrepublik,  als  diese  ganz  verfallen  und 
die  absolute  Grolsstaatsmonarchie  unabweisbares  Bedürfnis  ist  (IL  S.  167  ff.). 
Polybios  trägt  die  Rechtssätze  der  verfassungsmäfsigen  Oligarchie  Roms 
in  ein  Gemeinwesen  hinein,  in  welchem  dieselben  tote  Formen  geworden 
sind  (S.  248).  Die  angeblich  typische  Lehre  des  mittelalterlichen  Staats 
bei  Salisbury  oder  Thomas  von  Aquino   bezeichnet   eine  ganz   kurze 
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Episode  der  Universalstaatsbildung,  die  sich  angesichts  der  realen  und 
lebensfähigen  Gebilde,  wie  z.  B.  des  damaligen  Staats  der  Plantagenets  und 
der  Eapetinger  als  Himgespinnst  auflöst  (S.  465).  Der  deutsche  Staat, 
der  im  15.  Jahrhundert  dem  Nikolaus  Cusanus  vorschwebt,  ist  in  dessen 
Zeit  überhaupt  nicht  mehr  durchführbar  (S.  552).  Fortescue  schildert  den 
mittelalterlichen  Verfassungsstaat  Englands  für  den  Thronfolger  des  Königs, 
der  soeben  am  Werke  war,  die  konstitutionellen  Einrichtungen  zu  ver- 
nichten und  den  Absolutismus  der  Tudors  vorzubereiten  (S.  548),  für 
denselben  Prinzen,  der  im  Tower  dem  Despotismus  Richards  III.  zum  Opfer 
fiel.  Bodin,  der  scheinbar  den  französischen  Absolutismus  schildert,  ist 
der  Wortführer  eines  Parteiprogramms,  das  eben  so  subjektiv  war,  wie 
das  entgegenstehende  des  Monarchomachen  Duplessis-Momey  0  nnd  noch 
dazu  zu  einer  Zeit,  wo  die  Aussichten  des  Absolutismus  —  unter  Hein- 
rich III.  —  dunkler  waren,  denn  je  (S.  653).  Ja  der  konsequenteste  und 
litterarisch  wirksamste  Apostel  der  absoluten  Monarchie,  Hobbes,  hat  in 
England  überhaupt  keine  Staatsform  erlebt,  die  zu  seiner  Lehre  stimmte,  so 
wie  er  auch  keine  entsprechende  hervorgerufen  hat  (S.  725).  Nicht  minder 
blieb  Pufendorf  dem  wahren  Staatsrechtszustand  Deutschlands  bei  seiner 
Lehre  die  eine  Seite  schuldig  (S.  686).  und  als  dann  von  Locke  und  Montes- 
quieu die  Gegenbewegung  ausging,  die  die  moderne  Staatslehre  einleitet,  war 
und  blieb  die  doktrinäre  Einseitigkeit  und  Willkürlichkeit  auch  an  ihrer  Lehre 
haften.  Gewifs  war  ihr  Gedanke  der  „Teilung  der  Gewalten"  ein  frucht- 
barer auch  im  praktisch-politischen  Sinn.  Aber  so  wie  sie  ihn  begründeten 
und  entwickelten,  war  er  eine  elastische  Hülse,  hinter  der  sich  die  verschieden- 
sten Staatsgebilde  verbergen  konnten:  bei  seinem  Auftreten  wurden  nach- 
einander mit  der  Gewaltenteilung  drei  so  heterogene  Gebilde  wie  die  konsti- 
tutionelle Monarchie  Karls  II.  (S.  725),  die  oligarchische  Parlamentsherrschaft 
Walpoles  (S.  734  ff.)  und  die  Monarchie  Georgs  III.  (S.  789)  gerechtfertigt, 
wie  in  Frankreich  zuerst  das  durch  die  alten  Parlamentshöfe  beschränkte 
Ancien  regime  (S.  799)  und  dann  die  Revolutionsverfassung  des  Jahres 
1789,  die  in  Wahrheit  nicht  eine  Teilung,  sondern  eine  Zerreif sung  der 
Gewalten  war  und  mit  in  erster  Linie  die  Katastrophe  des  Jahres  1792 
verschuldete  (S.  805).  Mit  einem  Worte,  soweit  überhaupt  die  ältere 
politische  Litteratur  an  die  realen  Gebilde  des  Staatslebens,  sie  beschreibend, 
analysierend,  kritisierend,  anknüpft,  bedeutet  sie  in  allen  ihren  einzelnen 
Vertretern  doch  eben  nur  eine  von  den  vielen  Kräften,  die  die  Gestal- 
tungen und  Veränderungen  des  praktischen  Staatsrechtszustandes  beein- 


1)  Dafs  der  dreifache  Gegensatz  der  Doktrinen  zwischen  den  hugenottischen 
Monarchomachen,  Bodin  und  den  katholischen  Monarchomachen  wie  Boucher  ein 
Musterbeispiel  dafür  liefert,  wie  die  Geschichte  der  Staatslehre  sich  nur  als  das 
Sekundare  an  die  Geschichte  der  Parteien  anlehnen  kann,  wurde  bereits  oben 
S.  652.  Anm.  1  hervorgehoben.  Über  den  Mangel  an  Übereinstimmung  des  spa- 
nischen Monarchomachen  Juan  Mariana  mit  der  Praxis  vergl.  oben  S.  628  A.  1. 
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flußsen,  und  zwar  oft  einen  Einflufs,  der  nur  in  untergeordneter  Weise 
oft  sogar  ohne  Erfolg  wirksam  wird. 

Hieraus  ergiebt  sich,  an  welchen  Fehlem  die  bisherige  Staatslehre, 
zum  Teil  auch  noch  die  des  19.  Jahrhunderts,  hauptsächlich  leidet. 
Sie  ist  zu  ausschlief slich  politische  Litteraturgeschichte  geblieben. 
Gewifs  wird  kein  gerechter  Beurteiler  deii  Wert  auch  einer  solchen  Be- 
trachtungsweise verkennen;  im  Gegenteil  hat  eine  Forschung,  die  be- 
wulst  und  planmäfsig  eine  Geschichte  der  politischen  Doktrinen  zu  liefern 
sucht,  die  zweifellose  Existenzberechtigung  eines  eigenen  Wissenschafts- 
zweigs.^) Aber  wenn  die  Staatslehre  ihre  praktische  Aufgabe  erfüllen  soll, 
darf  sie  sich  nicht  auf  die  Geschichte  der  Theorie  beschränken,  ja  sie 
darf  dieselbe  nicht  einmal  zum  Ausgangspunkt  ihrer  Betrachtung 
machen. 2)  Vor  allem  deshalb,  weil  sie  dies  immer  und  immer  wieder  ver- 
sucht hat,  ist  sie  immer  von  neuem  in  die  falschen  Fragsteliungen  nach  der 
„Entstehung  des  Staats^  (LS.  1 16),  nach  dem  „Zweck  des  Staats**  (I.  S.  145), 
nach  der  „Staatsform"  (I.  S.  259)  verfallen,  hat  sie  sich  ihre  Probleme  viel  zu 
eng  abgegrenzt  und  anderseits  von  der  Aufstellung  zu  weiter,  abstrakter  und 
allgemeiner  Grundbegriffe  nicht  frei  gemacht,  wie  von  dem  vieldeutigen 
Begriff  der  politischen  „Freiheit"  (I.  S.  188),  von  dem  ganz  unbrauchbaren 
Begriff  des  „Trägers  der  Staatsgewalt''  (I.  S.  204)  oder  dem  fast  völlig 
wertlosen  Begriff  der  „Souveränetät"  (unten  S.  843).  Eine  wahrhafte 
Hilfswissenschaft  für  die  Erkenntnis  des  geltenden  oder  zukünftigen 
Staatsrechts,  eine  Vorbereitung  zur  Auslegung  und  Kritik  der  praktischen 
Verfassungsnormen  kann  vielmehr  die  Staatslehre  nur  auf  dem  Wege 
werden,  dafs  sie  die  praktischen  Einricfitungen  der  wirklichen  Staaten 
untersucht,  gruppiert^  vergleicht  und  kritisiert,  das  Gemeinsame  und 
Wiederkehrende  heraushebt,  das  Wechselnde,  Individueile  als  solche« 
kennzeichnet  und  absondert  Eine  Staatslehre  in  solchem  Sinne  ent- 
halten, abgesehen  von  den  nicht  besonders  zahlreichen  Schriften  des 
19.  Jahrhunderts,  im  Kreise  der  älteren  Litteratur  eigentlich  nur  zwei 
Werke,  die  Politik  des  Aristoteles  und  die  beiden  Hauptschriften  Mac- 
chiavells,  „Principe"  und  „Discorsi",  und  auch  von  ihnen  ist,  wie 
früher  hervorgehoben,  die  aristotelische  Staatslehre  in  ihrem  Wert  stark 

1)  Den  Stil  der  Litteraturgeschichte  in  diesem  Sinne  hat  vor  allem  die  Ge- 
schichte der  deutschen  Rechtswissenschaft  von  Stintzing,  fortgesetzt  von  Lands- 
BERO  (Bd.  1. — 3.  1  SSO  ff.)  und  die  Geschichte  der  Staatsrechtswissenschaft  von  Rehm 
(1900)  streng  festgehalten,  —  zwei  gehaltreiche  Werke,  die  sich,  insofern  das  eine 
die  juristische,  das  andere  die  rechtsphilosophische  Seite  der  Litteratur  mehr  betont, 
in  vortrefflicher  Weise  ergänzen. 

2)  In  dieser  Behandlungs weise  liegt  der  Hauptmangel  des  eindringenden 
Werkes  von  Jellinek,  Das  Recht  des  modernen  Staats,  Bd.  L  1900.  Die  wert- 
vollen Begriffsuntersuchungen  desselben  schliefsen  sich  fast  durchweg  an  die  Ge- 
schichte der  Staatsdoktrinen  und  nicht  an  die  historischen  Formen  der  Staats - 
einrichtungen  an. 
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durch  die  aristotelische  Philosophie  beeinträchtigt.  Der  florentinische 
Denker  freilich  ragt  in  einsamer  Grölse  über  alle  Vor-,  Mit-  und  Nach- 
lebenden hinaus.  Durch  kein  metaphysisches  System  getrübt,  ebenso 
vorurteilslos  wie  kenntnisreich,  liefert  er  in  den  beiden  sich  eng  er- 
gänzenden Büchern  die  vergleichende  Analyse  und  Kritik  der  Staats- 
formen, dort  die  der  Monarchie,  hier  die  des  Freistaats,  mit  einer 
eindringenden  Vollständigkeit,  die  das  ihm  allein  vorliegende  Material, 
die  politischen  Erfahrungen  der  Antike,  des  Mittelalters  und  der  Re- 
naissance, im  wesentlichen  erschöpfte  und  vor  allem  das  Hauptproblem, 
das  Verhältnis  des  antiken  Staats  zu  der  neuen  westeuropäischen  Staaten- 
gruppe, und  zwar  das  Verhältnis  ihrerKechtseinrichtungen  mit  Klarheit 
erfafste.')  Er  ist  —  abgesehen  von  der  Lockerheit  der  Systematik,  die  vor 
allem  die  Verarbeitung  der  Fragen  in  einem  einheitlichen  Werke  ver- 
schmäht — ,  bis  zum  Wiedereinsetzen  der  historischen  Betrachtungsweise, 
vor  allem  seit  Dahlmann  (I.  S.  97),  durch  niemanden  überboten  worden. 
Hat  also  die  historische  Erörterung  die  methodische  Grundwahrheit 
bestätigt,  dafs  die  Staatslehre  nicht  auf  der  Geschichte  der  politi- 
schen Doktrinen,  sondern  auf  den  historischen  Formen 
und  Einrichtungen  des  praktischen  Staatslebens  bauen  mufs, 
so  hat  sie  zugleich  ins  licht  gerückt,  an  welchen  Punkten  des 
Staatslebens  der  Vergleich  der  Staatsgebilde  vor  allem  anzusetzen  hat 

III.  Bedingungen,  Aufgabe  und  Wesen  des  Staats.  Auf 
das  Material,  das  die  historische  Einzelbetrachtung  für  die  Einsicht  in 
Bedingungen,  Eigenschaften  und  Thätigkeiten  der  einzelnen  Staaten  (Bd.  I. 
Kapitel  2)  liefert,  braucht  kaum  ausdrücklich  hingewiesen  zu  werden. 
Es  läfst  sich  erst  auf  dieser  Grundlage  und  zwar  an  jedem  einzelnen  Fall 
der  Staatsbildung  verfolgen,  wie  die  Beschaffenheit  des  Gebiets  in  Ägyp- 
ten und  Vorderasien  (S.  44),  in  Griechenland  (S.  87),  Italien  (S.  188),  Deutsch- 

1)  Vergl.  die  Hauptgesichtspunkte  seiner  Schriften  oben  S.  566.  Der  Irrtum, 
als  ob  Macchiavelli  nur  für  die  politische  Macht,  nicht  auch  für  die  sichernde 
Rechtsordnung,  vor  allem  fttr  die  Verfassungsgarantien  Sinn  habe,  kann  jetzt  wohl 
als  erledigt  gelten.  Er  rührte  nur  daher,  dafs  man  einseitig  immer  nur  seinen  ^Principe*^, 
nicht  die  eigentliche  Hauptschrift,  die  „Discorsi  über  die  erste  Dekade  des  Livius*^, 
heranzog.  Hier  dreht  sich  alles  um  die  Frage,  die  auch  heute  noch  den  Kern  der 
gesamten  Erörterungen  einer  Staatslehre  bilden  mufs:  welches  sind  die  Bedingungen 
dafüi-,  dafs  der  Staat  seine  „Freiheit"  erhält,  ohne  an  politischer  Macht  einzubüfsen. 
Femer  ist  das,  was  Macchiavells  Interesse  erregte,  immer  die  bleibende  Einrichtung, 
der  Rechtszustand  des  Staats.  Seine  Lehre  ist  also  Staatslehre  und  Politik 
im  eigentlichen  Sinne  (oben  I.  S.  25),  nicht  blofs  eine  Sammlung  von  Verhaltungs- 
mafsregeln  der  Verwaltungstechnik,  Politik  im  Sinne  der  „Staatskunst"  (ebenda 
S.  28  ff.).  Im  „Principe"  mischen  sich  allerdings  viele  Erwägungen  der  letzteren  Art 
cm.  —  Zur  Veranschaulichung  diene  das,  was  oben  S.  567  über  Macchiavells  Anschau- 
ungen von  der  Entwicklung  des  römischen  Staats  gesagt  ist  Ebenso  vergleiche  man 
seine  Ansicht  über  den  Wert  der  Justiz  für  den  Staat  (Disc.  1.  7)  mit  dem  unten  §  92. 
IV.  a.  E.  Angeführten. 
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land,  Frankreich,  England  (S.  328),  der  erste  wesentliche  Faktor  ist,  von  dem 
es  abhängt,  ob  die  menschlichen  Gemeinschaften  in  weiteren  oder  engeren 
Gmppen,  in  6an,  Landschaft  oder  Land  sich  zu  Gemeinwesen  zusammen- 
schliefsen.  Von  Anfang  an  hat  sich  weiter  auch  das  immer  wieder  gezeigt, 
dafs  neben  diesen  natürlichen  Faktoren  die  empirisch  nicht  weiter  zerlegbaren 
Vorgänge  des  Seelenlebens  der  beteiligten  Gruppen  für  die  Entstehung  und 
Ausdehnung  des  Staats  nicht  minder  wichtig  sind.  Syrien  in  ägyptischer  Zeit 
(S.66),  Griechenland  im  7.  und  6.  (S.  90)  und  dann  wieder  im  4.  Jahrhundert, 
Spanien  vor  der  römischen  Occupation  (S.  237),  das  angelsächsische  Britan- 
nien (S.415),  Italien  im  15.  Jahrhundert  (S.559)  und  zahlreiche  andere  Falle 
verdeutlichen,  wie  zu  den  geographischen  und  rassemäfsigen  Bedingungen 
dasBewufstsein  der  Interessengemeinschaft,  das  eine  „Nation*' 
schafft,  hinzutreten  mufs^  und  dafs  ohnedies  auch  eine  politische  Organi- 
sation des  innem  Halts  entbehrt  Alle  diese  natürlichen,  äufseren  wie 
seelischen  Bedingungen  der  Staatsbildung  umfassen  aber  nur  die  eine 
Seite.  Die  historische  Schilderung  hat  in  jedem  ihrer  Stadien  ein  Bei- 
spiel dafür  geliefert,  dafs  aufser  ihnen,  den  „organischen''  Faktoren,  auch 
die  äufseren,  technischen  Vorbedingungen,  die  „mechanischen'', 
nicht  minder  unerläfslich  sind,  die  gemeinsamen  Kulturbedürfnisse,  und 
die  Fähigkeit  des  Verbands,  sie  zu  befriedigen  oder,  mit  andern  Worten 
ausgedrückt,  die  Auf  gaben  eines  Staats  und  die  den  Staat  organisie- 
rende Willenskraft  eines  Einzelnen  und  eines  Kreises  fähiger  und 
verständnisvoller  Genossen.  Fehlt  einerseits  eine  gemeinsame  Aufgabe, 
so  fehlt  trotz  engster  Nachbarschaft  ui^d  intimster  Kulturtraditionen  der 
Antrieb  von  aufsen,  um  das  Trägheitsgefühl  zu  überwinden,  einen  poli- 
tischen Verband  zusammenzufügen  oder  den  bestehenden  in  Thätigkeit 
zu  erhalten  *),  und  hier  ist  es  vor  allen  anderen  die  kriegerische  Aufgabe, 
deren  Wechselwirkung  mit  den  Tendenzen  der  Staatsbildung  und  Staats- 
auflösung sich  fast  Schritt  für  Schritt  durch  den  Lauf  der  Geschichte 
verfolgen  lätst^)  Anderseits  aber  kommt  der  thätige  Mensch,  der 
die  Aufgaben  erkennt,  anfafst  und  löst,  nicht  minder  als  eine  Staatsbe- 
dingung für  sich  in  Betracht    Darin  lag  vor  allem  die  Schwäche  der 


1)  Besonders  einleuchtende  Beispiele  für  das  Mifsverhältnis  zwischen  der  na- 
tionalen Einheit  und  der  staatlichen  Einheit  sind  Frankreich  im  10.  Jahrhundert 
(S.  403  ff.)  und  Deutschland  im  14.  Jahrhundert  (S.  481  ff.). 

2)  Es  darf  hier  nur  darauf  hingewiesen  werden,  dafs  der  Einflufs  der  aus- 
wärtigen Politik,  vor  allem  des  Krieges,  auf  die  Verfassungsformen  —  ein  Gesichts- 
punkt, auf  den  im  Vorstehenden  besondres  Gewicht  gelegt  worden  ist  —  in  gnmd- 
satzlicher  Weise  noch  gar  nicht  berücksichtigt  worden  ist.  Man  verfolge  diesen 
Gedanken  an  Ägj-pten  (S.  49  ff.,  besonders  S.  58),  Assyrien  (S.  77),  Persien  (S.  83), 
Karthago  (S.  86),  Griechenland  (S.  91  und  im  Gegensatz  hierzu  S.  121),  Sicilien  (S.  170), 
Rom  (S.  218  ff.,  235  und  besonders  S.  257  ff.),  dem  Karolingerstaat  (S.  360),  Deutsch- 
land (S.  436  und  im  Gegensatz  dazu  S.  484)  etc.,  in  ganz  grofsem  Mafsstab  an  der 
Ausbildung  des  modernen  Staaten  Systems  (S.  569  ff.,  besonders  i>.  619). 
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älteren  Staatslehre,  besonders  der  unmittelbar  oder  mittelbar  von  dem 
Gedanken  des  Naturrechts  abhängigen,  dals  sie  neben  dem  ideellem  Ge- 
halt, den  rechtlichen  Vorstellungen,  die  in  einer  Volksgruppe  über 
die  Notwendigkeit  eines  Staats  und  seiner  Formen  herrschten,  die 
schöpferische  Regierungs-  und  Verwaltungsfunktion  der  leitenden 
Männer  übersah  oder  unterschätzte.  Hier  besteht  in  erster  Linie  für 
eine  neuere  Staatslehre  das  Bedürfnis,  die  ältere  Lehre  zu  ergänzen,  neben 
dem  Recht  auch  die  Macht  in  ihrem  in  sich  selbst  ruhenden  Wert 
zu  Worte  kommen  zu  lassen.  Es  muXste  deshalb  für  die  geschichtliche 
Schilderung  einer  der  Hauptgesichtspunkte  sein,  überall  die  Zunahme 
und  Abnahme  der  kulturellen  Leistungsfähigkeit  und  wiederum  in  erster 
Linie  der  militärischen  Organisationskraft  in  ihrer  Wechselbeziehung 
zu  den  rechtlichen  Regeln  und  Formen  zu  kennzeichnen.  Von  anderen 
Beispielen  abgesehen  *)  ist  es  der  Mangel  eines  organisatorischen  Talents, 
was  den  Staat  der  Angelsachsen  sich  im  normannischen  auflösen  läfst, 
was  trotz  dringendster  Bedürfnisse  das  territorial  und  national  völlig 
geschlossne  Deutschland  des  16.  Jahrhunderts  in  den  Ruin  seines  See- 
handels (S.  688),  seines  Wohlstands,  schlielslich  seiner  ganzen  Kultur 
hineinstöfst;  im  letzten  Falle  wird  vor  allem  der  gleichmälsige  Wert  der 
Macht  zu  Land  und  zur  See  klar.  Weitaus  am  vernehmlichsten  aber 
predigt  diese  Lehre  der  Verlauf  der  Französischen  Revolution  und  damit 
das  ganze  Schicksal  Frankreichs  seit  dem  18.  Jahrhundert.  Es  gilt  zu 
erkennen,  dafs  die  MiXstände  der  Verfassung  des  Ancien  regime,  die  man 
überlieferungsgemäfs  allein  für  die  grofse  Staatsumwälzung  verantwortlich 
macht,  der  vulgär  sog.  Despotismus  der  Monarchie,  die  Revolution 
noch  nicht  erklärt  Sie  machen  nur  die  harmlose  und  segensreiche  Be- 
wegung von  1789  verständlich.  Die  Ereignisse  des  Jahres  1792  und 
1793  dagegen,  die  dieser  Revolution  im  Gegensatz  zu  allen  anderen  un- 
vermeidlichen Verfassungsänderungen  der  Geschichte  ihr  grausiges  Kolorit 
gaben,  waren  fast  ausschlief slich  die  Folge  einer  hundertjährigen  Ver- 
lotterung der  mechanischen  Machtmittel  der  Monarchie  und  der  unheilbaren 
Willensschwäche  ihrer  Träger  und  der  in  ihrem  unmittelbaren  Dienst 
stehenden  Organe.  Es  ist  also  nicht  anders,  als  dafs  auch  die  Staats- 
lehre von  demjenigen  ausgehen  muls,  was  man  gemeinhin  das  Macht- 
moment des  Staats  nennt,  und  insbesondere  von  den  Bedingungen  der 
Staatsmacht,  die  neben  der  natürlichen,  organischen  als  willkürliche, 
mechanische,  d.  h.  als  menschliche  Willenskraft,  in  Betracht  kommen  (bes. 
L  S.  164).'^)  Allerdings  ist,  wie  sich  auch  hier  wieder  zeigt,  die  Machtent- 

1)  Vergl.  das  über  den  Mangel  eines  genügenden  Rückhalts  an  Macht,  beson- 
ders an  militärischer  Macht  Gesagte  an  dem  jüdischen  Staat  (S.  78. 186),  an  dem  poli- 
tischen üniversalismuB  des  Papsttums  (S.  465),  an  dem  Staat  Savonarolas  (S.  564),  an 
dem  Staat  der  Wiedertäufer  (S.  587),  an  Polen  vor  der  Teilung  (S.  784). 

2)  Abgesehen  von  der  Litteratur  der  fachmäfsigen  Geschichtswissenschaft  hat 
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faltung  an  sich  oder,  wie  man  wohl  gern  sagt,  die  „Herrschaft''  nicht  das 
Entscheidende.  Entscheidend  ist  vielmehr  das  Entfalten  der  kulturfördem- 
den  Thätigkeit,die  der  Staat  im  Interesse  des  Volks  ohne  Macht  nicht 
entfalten  kann,  für  die  aber  die  Macht  eben  nur  Mittel  zum  Zweck  ist ') 
Aber  unter  allen  Umständen  ist  die  Fähigkeit  zum  beherrschenden  Handeln 
eine  selbständige  Seite  des  Staatslebens  gegenüber  der  rechtlichen 
Ordnung  des  Staats,  an  die  eine  Staatslehre  von  Juristen  ebenso  zu  ein- 
seitig gedacht  hat,  wie  die  von  Historikern  an  die  Machtseite.  Eben 
weil  der  Staat  ohne  Macht  zu  Eulturleistungen  ohnmächtig  ist,  ist  ohne 
diese  auch  seine  Rechtsordnung  wertlos. 

IV.  Verhältnis  des  Staats  zum  Recht.  Wenn  nur  aus  der 
Geschichte  hervorgeht,  welche  Rolle  für  den  Staat  die  natürlichen 
Kräfte  in  den  umgebenden  Verhältnissen  und  in  den  handelnden  Menschen 
spielen,  so  zeigt  die  Geschichte  doch  anderseits  auch  erst  recht,  dafs 
dieselben  nicht  die  allein  bewegenden  Kräfte  des  Staatslebens  sind.  Alle 
Zeitalter  durchzieht  erfahrungsgemäls  das  Streben,  die  im  Staat  lebenden 
Menschen,  die  staatlichen  Organe  und  die  staatlich  verbundnen  Gruppen 
einer  festen  Rechtsordnung  zu  unterwerfen  (Bi  I.  Kap.  3).  Der  Drang, 
die  Energie  der  Staatsgewalt  im  Interesse  der  Sicherheit  oder  „Freiheit"  der 
Unterthanen  zu  mal sigen  und  für  die  verschiedenen  Landesteile,  Stände,  Reli- 
gionsklassen eine  Gleichheit  der  öffentlichen  Befugnisse  und  Lasten  vor- 
zukehren (I.  188),  mit  einem  Worte  also  das  Bestreben,  das  Staatsleben 
so  einzurichten,  dafs  seine  Kulturthätigkeit  auf  die  Bedürfnisse  aller 
Interessenkreise  und  Einzelinteressenten  verhältnismäfsig  Rücksicht  nimmt 
und  in  diesem  praktischen  Sinn  der  „Gerechtigkeit''  in  der  Ver- 
teilung der  sozialen  Macht  (I.  188)  entspricht,  —  dieser  Drang  ist  für 
die  politischen  Organisationen  von  Anfang  an  eine  bewegende  Kraft 
Es  ist  notwendig,  selbst  an  scheinbar  rohen  Formen  derselben  darüber 
klar  zu  werden,  dafs  der  „Rechtsstaat^  nicht  erst  eine  civiHsierte  Form 
der  Staatsbildung  ist,  sondern  dafs  ein  Staat  ohne  eine  mehr  oder 
minder  vollkommene  Rechtsordnung  gar  nicht  denkbar  ist,  und  dafs  ein 
völliger  Despotismus,  ein  einzig  und  allein  auf  Macht  und  Willkür  gebauter 
staatlicher  Verband   eigentlich   nirgends   existiert 2)    Die  historisch 

innerhalb  der  politischen  Litteratur  hauptsächlich  Trettschkes  ^Politik'^  (Vorlesungen, 
nach  dem  Tode  des  Verfassers  1900  herausgegeben)  das  Verdienst,  die  Bedeutung 
der  Macht  ffir  das  Staatsleben  betont  zu  haben,  —  allerdings  wieder  nicht  ohne 
grofse  Einseitigkeit  und  auf  Kosten  der  Rechtsfragen. 

1)  Besonders  charakteristisch  die  Äufserung  sogar  Ludwigs  XIV.,  ohne  Arbeit 
sei  herrschen  Tyrannei  (oben  S.  662).  Über  die  modifizierungsbedürftige  Bedeutung 
des  Herrschaftsbegriffs  oben  Bd.  I.  S.  9. 

2)  Vergl.  hierzu,  wie  sich  dieser  Begriff  bei  näherer  Betrachtung  der  älteren 
ägyptischen  (S.  54  ff.),  der  assyrischen  (S.  74 ff.),  der  persischen  (S.  132),  der  heUe- 
nistischen  Staaten  (S.  182  ff.),  des  römischen  Weltreichs  (S.  265)  modifiziert,  --  erst 
recht  die  beschränkte  Bedeutung  des  Despotismus  an  den  als  despotisch  verschrienen 
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gegebnen  Staatsbilder  lassen  sich  also  zu  einer  Kette  von  Gliedern  ordnen, 
die  unter  einander  durch  aulserordentlich  zahlreiche  Schattierungen  der 
rechtlichen  Ordnung  unterschieden  sind.  Insbesondere  zeigt  sich  jetzt, 
wie  das,  was  wir  den  Verfassungsstaat  oder  mit  andern  Worten  den  Rechts- 
staat im  engern  und  formell  ausgebildeten  Sinne  nennen,  wiederum 
unendlich  verschiedene  Stadien  der  Vollkommenheit  und  Unvollkommen- 
heit  aufweisen  kann.  Denn  das,  was  im  Verfassungsstaat  das  überall 
allein  Wiederkehrende  ist,  die  Ausbildung  einer  Mehrheit  von  Organen 
für  die  obersten  wie  für  die  unteren  Staatsfunktionen  und  die  Vorkehr 
eines  Zustands  des  Gleichgewichts  oder  der  wechselweisen  Beschränkung 
zwischen  denselben,  hat  sich  von  dem  primitiven  Dualismus  der  ger- 
manischen Stammesmonarchie  (S.  334)  bis  zu  dem  berechneten  Neben- 
einander des  kleisthenischen  Stadtstaats  (S.  118),  des  augustischen  Reichs 
(S.  259)  oder  des  englischen  Staats  Eduards  III.  (S.  499  ff.)  in  überaus 
mannigfaltiger  Weise  verwirklicht  i) 

Noch  verwickelter  wird  das  Verhältnis  des  Staats  zum  Recht  da- 
durch, dafs  die  Vorbedingungen  eines  gerechten  und  verfassungs- 
mäfsigen  Zustands  schwer  überschaubar  und  flüssig  sind.  Man  sollte 
erwarten,  dafs  die  Summe  der  Rechtsregeln,  die  innerhalb  einer  be- 
stimmten nationalen  Gruppe  zu  gewisser  Zeit  das  Staatsleben  beherrschen, 
sich  rein  in  den  gesetzlich  niemals  anerkannten  Normen,  in  den  Ver- 
fügungen der  Minister,  den  Urteilen  der  Gerichte  verkörpern,  und  sie 
verkörpern  sich  darin  wirklich  insoweit,  als  die  offiziellen  Akte  der  Staats- 
organe der  weitaus  tiberwiegenden  Überzeugung  aller  Bevölkerungsteile 
entsprechen.  Die  realen  Verhältnisse  zeigen  jedoch  zu  allen  Zeiten  Ab- 
weichungen von  diesem  idealen  Zustand.  Entweder  haben  sich  Be- 
völkerungen, die  durch  den  Gang  der  Entwicklung  in  einem  und  dem- 
selben Staatsverband  auf  gemeinsame  Befriedigung  ihrer  Kulturbedürf- 
nisse hingewiesen  sind,  überhaupt  noch  nicht  zum  Besitz  gemeinsamer 
Rechtsvorstellungen  durchgerungen,  oder  innerhalb  eines  homogenen  Volks- 
körpers führen  immer  von  neuem  besondere  Lebensbedingungen  dahin, 
dafs  einzelne  Glieder  —  Stände,  Gebiete,  Religionskreise  —  an  der  be- 
stehenden Rechtsordnung  rütteln,  die  wohl  den  Interessen  der  einen  noch 
entspricht,  sich  aber  denen  der  anderen  entfremdet  hat  Hier  wie  dort 
ist  der  Kampf  um  Erhaltung  oder  Veränderung  der  staatlichen  Gliederung, 
der  Organe,  der  Behörden,  der  Rechte-  und  Pflichtenverteilung  die  Konse- 
quenz. So  wird  denn  die  politische  Macht,  das  Verhältnis  ihrer  Träger 
und  das  Ringen  um  die  möglichst  befriedigende  Gestaltung  dieses  Ver- 
hältnisses, unter  einem  neuen  Gesichtspunkt  für  die  Staatslehre  von  Be- 


Staaten Friedrichs  II.  von  Sicilien  (S.  463),  der  Renaissancetyrannen  Italiens  (S.  477), 
des  Ancien  regime  in  Franicreich  (S.  661),  Napoleons  (S.  813). 

1)  Über  das  Verhältnis  des  Rechtsstaats  zum  Verfassnngsstaat  siehe  noch  unten 
§  92.  IV. 
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deutung.  Sie  ist  es  nicht  nur  als  mechanisches  Rückgrat  für  das  Da- 
sein einer  leistungsfähigen  Staatsgewalt  überhaupt  (S.  829),  sondern  als 
Basis  für  die  das  Staatsleben  beherrschende  Rechtsordnung.  Nur  ist 
auch  in  diesem  Zusammenhang  die  Macht  keineswegs  die  Quelle  des 
Rechts,  im  Gegenteil,  wo  eine  übermächtige  Willkür  einer  Schicht  von 
Unterdrückten  oder  Unterworfenen  einfach  das  Recht  aufzwingt,  steht 
diese  Rechtsordnung  ausnahmslos  auf  sehr  schwanken  Füfsen.  Vielmehr 
ist  die  Konsolidierung  von  mehreren  Machtsphären  im  Staatsleben  nur 
die  Bedingung  für  das  Zustandekommen  einer  ausgleichenden  Regel, 
die  die  kämpfenden  Interessengruppen  befriedet  und  ihnen  in  wechsel- 
seitiger Beschränkung  und  Achtung  die  Freiheit  der  Bewegung  ge- 
stattet. Es  muls  also,  ehe  es  hierzu  kommt,  das  was  häufig  als  rober 
Kampf  und  als  Ausbeutung  des  Schwächeren  erscheint,  der  Staatslehre 
sich  zu  einem  wesentlichen  Teile  als  ein  ununterbrochener  Prozefs  der  Vor- 
bereitung neuer,  der  Umgestaltung  alter  Rechtsordnungen  der  Staaten 
darstellen,  und  die  vorstehende  geschichtliche  Skizze  gestattet  nun  auch 
hier  den  oft  bis  zum  letzten  entscheidenden  Augenblick  schwankenden, 
unsicheren  Verlauf  solcher  Prozesse  zu  überschauen.  Schon  der  erbitterte 
Krieg  engster,  enger,  weiterer  und  weitester  Gebiete,  der  ägyptischen 
syrischen,  mesopotamischen,  griechischen,  italischen,  germanischen  Gaue 
und  Landschaften  mit  einander  stellt  sich  unter  diesem  Gesichtspunkt  als 
ein  Kampf  um  die  selbständige  Rechtsstellung  im  Staatenverkehr  dar.  Vor 
allem  aber  entfesselt  die  zu  Zeiten  immer  wiederkehrende  Tendenz  zu 
einer  Universalstaatsbildung  und  die  Gegentendenz,  eine  Viel- 
heit gleichberechtigter  Staaten  zu  erhalten  oder  wiederherzustellen, 
stets  einen  Kampf  um  das  Hauptprinzip  des  Staatsrechts,  das  einen 
Kulturkreis  beherrschen  soll,  und  von  dem  im  wesenüichen  alle  andern 
öffentlich-rechtlichen  Einrichtungen  als  sekundäre  abhängen.  Es  ist  unter 
diesem  juristischen  Gesichtspunkt  besonders  darauf  Bedacht  genommen  wor- 
den, die  Begründung  und  Wiederauflösung  des  römischen  Weltreichs  (S.  237), 
dann  die  des  fränkischen  Gesamtstaats  über  Westeuropa  (S.  360)  zu  schildern 
und  hierauf  das  Wiederauftauchen  dieser  Tendenz  in  der  staufischen  Politik 
(S.  455)  und  im  politischen  Universalismus  der  Päpste  (S.  559),  im  spanischen 
Staate  Karls  V.  und  Philipps  II.  (S.577),  schlief slich  im  französischen  Lud- 
wigs XIV.  (S.  604)  und  Napoleons  (S.  800)  zu  verfolgen,  i)  Im  Grunde  sind 
also  diese  Kämpfe  nicht  anders  zu  beurteilen,  als  das  oft  nicht  minder  leiden- 
schaftliche Ringen,  das  den  Umgestaltungen  der  Verfassung  im  Innern  vor- 
ausgeht und  zwar  gerade  den  bebten  und  folgereichsten  Gebilden  des  Staats 

1)  Beispielsweise  läTst  sich  also  nicht  ein  formaler  Mafsstab  der  Beurteilung  für 
das  Verhalten  des  Kurfürsten  Moritz  gegen  den  Kaiser  aufstellen,  blofs  deswegen,  weil 
Karl  V.  das  Reichsoberhaupt  ist.  Die  Staatslehre  hat  die  Aufgabe  darzulegen,  dafs 
Karl  V.  1552  nicht  mehr  als  deutscher  König,  sondern  als  Haupt  eines  üniversalstaats 
und  deshalb  als  Feind  des  deutschen  Nationalstaats  vorgeht  (vergl.  oben  S.  681). 
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rechts.  1)  Inwieweit  es  sich  in  solchen  Phasen  des  Staatslebens  um  das  Auf- 
einanderprallen der  Kräfte  eines  rohen  Egoismus,  also  um  einen  blolsen 
Kampf  des  Starkem  gegen  den  Schwächeren,  inwieweit  um  den  Ausdruck 
des  idealen  Bemühens  handelt,  die  eigne  Überzeugung,  die  Vorstellung 
von  dem  als  recht  anerkannten  zu  verfechten,  lälst  sich  kaum  jemals  mit 
voller  Klarheit  übersehen.  Eben  deshalb  aber  ist  wie  an  der  Erscheinung 
des  Kriegs,  so  auch  an  dem  übelbeleumundeten  Phänomen  der  „Revo- 
lution^ nur  sehr  schwer  das  zuchtlose,  übertrieben  individualistische, 
eigensüchtige  und  gemeine  Element  des  Umsturzes  oder  der  Anarchie 
von  dem  menschlich  verständlichen,  ja  lobenswerten  und  fruchtbaren 
Element  zu  sondern,  aus  dessen  Händen  die  Fortschritte  der  sozialen 
Rechtsordnung  hervorgehen.  Als  Mafsstab  wird  jedenfalls  hier  nicht  die 
mehr  oder  minder  milde  oder  zahme  Form  einer  politischen  Umwälzung 
dienen  können,  sondern  nur  das  mehr  oder  minder  klare  und  dauer- 
hafte Ergebnis  für  eine  gerechte  Berücksichtigung  aller  Interessen.^) 
Jedenfalls,  so  unheilvoU  auch  die  Begleiterscheinungen  sind,  ohne  die 
eine  Revolution,  d.  h.  eine  gewaltsame  Umgestaltung  des  Staatsrechts, 
sich  niemals  vollzieht,  eine  feste  Grenze  zwischen  ihr  und  der  Rechts- 
änderung durch  äufserlich  friedlichen  Parteienkampf  giebt  es  nicht. 3)  Wie 
für  die  kulturelle  Leistungsfähigkeit  des  Staats  (o.  S.  829),  ist  also  auch 
für  die  Rechtsbildung  des  Staats  die  Staatslehre  auf  eine  Darlegung  der 
Machtfrage  im  Volksleben  ebenso  angevriesen  wie  auf  die  der  geltenden 
Regeln,  da  auch  deren  Durchführbarkeit  und  Bestand  von  Gegensätzen 
der  Überzeugung  abhängen,  die  sich  als  Machtgegensätze  äufsem. 

V.   Die    rechts-    und    staatsbildenden   Kräfte    und   die 
wesentlichen    Elemente    der  verschiedenen  Staatsformen. 


1)  Man  verfolge  die  Vorgänge  vor  der  Reorganisation  des  Kleisthenes  (S.  111  ff.), 
von  der  gracchischen  Revolution  bis  zu  Cäsar  (S.  248  ff.),  die  Ausbildung  des  eng- 
lischen Verfassungsstaates  (S.  490  ff.)  u.  s.  w. 

2)  Unter  diesem  Gesichtspunkt  ist  z.  B.  die  sogenannte  glorreiche  Revolution 
Englands  (1688),  obwohl  in  der  Form  eine  der  geordnetsten  (S.  735),  im  geistigen  Ge- 
halt ihres  Ergebnisses  von  äufserst  fragwürdigem  Wert  (vergl.  §  88).  Sie  steht 
im  Gegensatz  zu  der  „grofsen  Rebellion*^  von  1640,  die  ein  Ergebnis  gezeitigt 
hat,  weiches  hätte  dauernd  werden  können  (S.  725  ff.),  besonders  zu  der  frucht- 
barsten und  versöhnlichsten  aller  Umwälzungen,  der  englischen  des  IS.  Jahrhunderts 
(S.  492  ff.).  In  der  römischen  Revolutionsperiode  (S.  248),  in  der  französischen  (S.  803  ff.) 
lassen  sich  unsaubere  und  gesunde  Elemente  kaum  scheiden.  (Über  das  sehr  be- 
scheidene Ergebnis  der  französischen  siehe  S.  813).  Am  niederdrückendsten  wirken 
natürlich  die  ganz  gescheiterten.  Vergl.  über  die  englische  Bauemrevolution  des 
14.  Jahrhunderts  S.  512  ff.,  über  die  deutsche  S.  691,  über  die  Revolution  des  spa- 
nischen Bürgertums  S.  624  ff. 

3)  In  der  That  sind  denn  manche  friedlichen  Rechtsänderungen  in  ihren  Folgen 
oft  weit  vernichtender  als  manche  Revolution.  Man  denke  an  die  Wirksamkeit  des 
friedlich  entwickelten  demokratischen  Absolutismus  in  Athen  (S*  150  ff.) 
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An  die  geschichtlichen  Hergänge,  die,  in  ihrem  universellen  Zusammen- 
hang betrachtet,  Wert,  Wesen,  Bedingungen  und  Zustandekommen  aller 
Staatsrechte  gemeinsam  veranschaulichen,  hat  nun  aber  gleichzeitig 
der  Betrachter  des  einzelnen  Zeitalters  und  der  einzelnen  staatsbilden- 
den Nation  oder  Gesellschaftsgruppe  anzuknüpfen,  wo  er  vom  allge- 
meinen zum  besonderen  übergeht  (Band  I.  Kap.  4) ;  er  hat  dort  jene 
Rekonstruktion  des  einzelnen  rechtlich  geordneten  Staatsverbands  zu 
beginnen,  die  ihn  in  die  Gesamtentwicklung  einzureihen  und  vom  Stand- 
punkt seiner  Zeit  zu  beurteilen  ermöglicht.  Eine  solche  Charakteristik 
des  Einzelstaats  ist,  wie  sich  jetzt  zeigt,  nicht  schon  damit  erreicht, 
dals  die  Gesamtheit  seiner  Re<^htsinstitute  und  Bechtsformen  in  ihrem 
thatsächlichen  Bestände  geschildert  wird,  sondern  nur  durch  die  Schil- 
derung des  Zusammenhangs  dieser  Formen  mit  den  Anschauungen  und 
Bestrebungen  der  Menschen,  für  die  sie  da  sind,  mit  dem  Volk  und  den 
Volksteilen,  den  Parteien.  Innerhalb  dieses  Zusammenhangs  spielen, 
wie  vorhin  (S.  824)  nochmals  erwähnt,  auch  die  Systeme  der  älteren 
Staatslehren^  die  die  Geschichte  hervorgebracht,  ihre  Rolle,  nämlich 
als  Parteiprogramm.  Aber  hier  zeigt  sich  auch  das  verhältnismälsig 
Nebensächliche  ihrer  Rolle.  Denn  auch  sie  werden  erst  durch  die  in 
der  Volksgruppe  lebendigen  Interessen-  und  Rechtsvorstellungen 
ausgelöst,  so  wie  anderseits  die  politischen  Lehrsätze  oder  Lehrsjsteme 
die  praktischen  Forderungen  formulieren,  popularisieren,  verbreiten  und  sie 
durch  all  dies  lebensfähiger  und  bedeutsamer  machen  (I.  S.  241),  Die  poli- 
tischen Doktrinen  sind  also  in  diesem  Zusammenhang  Kräfte^  die  nur  unter 
vielen  anderen  Kräften  mitwirken.  Insbesondere  läfst  sich  hier  die 
Leistung  des  einzelnen  politischen  Theoretikers  am  besten  mit  den 
Leistungen  des  bedeutsamen  praktischen  Politikers,  der  staats- 
männisch wirksamen  Einzelpersönlichkeit,  vergleichen.  Denn  die 
historische  Skizze  hat  auch  das  an  zahlreichen  Beispielen  ins  Licht  gerückt, 
wie  Einrichtungen  und  Rechtsformen,  die  vielleicht  auf  unendlich  lange 
weiterwirken,  doch  zuerst  als  augenblicklich  bedingte,  persönlich  ge- 
färbte Erfindungen,  Auskunftsmittel,  Notbehelfe  in  die  Erscheinung 
treten  1),   wie   aber   doch  auch  sie  wieder,   um  existent  und  vor  allem 


1)  Ein  Beispiel,  wo  die  Verfassung  durch  eine  Persönlichkeit  ihr  dauernde» 
Gepräge  erhält,  bietet  schon  die  solonische  Organisation  (II.  S.  113).  Die  Umwandlung 
der  Oligarchie  in  die  Demokratie  entspringt  einem  augenblicklichen  politischen  Schach- 
zng  des  Themistokles  (S.  128).  Im  allergröfsten  Stil  wird  die  gesamte  Anlage  einer 
StaatBorganisation  durch  das  Einzelindividuum  bei  der  augustischen  Verfassung  (im 
Gegensatz  zu  der  Cäsars)  bedingt  (S.  259 ff.).  Das  Lehnswesen  hat  gerade  in  dem 
Punkte ;  in  welchem  es  sich  von  der  Abschichtung  königlicher  Gefolgsmänner  im 
ägyptischen  (S.  56),  persischen  (S.  135),  angelsächsischen  (S.  416)  Staat  in  charakte- 
ristischer und  wirksamer  Weise  unterscheidet,  nämlich  in  der  Abschichtung  zur 
Leihe,  nicht  zum  Eigentum,  seine  leitenden  Gedanken  durch  die  eigentümliche  Si* 
tuation  Karl  Kartells  und  seiner  Sohne  erhalten  (vergl.  S.  369).  Über  die  Einwirkung 
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dauernd  lebensfähig  werden  zu  können,  sich  an  die  Interessen  des 
Zeitalters  anlehnen,  sich  vor  allem  auf  Interessengruppen,  Parteien, 
stützen  müssen.  Diese,  die  politischen  Interessen,  bilden  deshalb  den 
eigentlichen  Gegenstand  der  Untersuchung  über  Herkunft  und  Bedeu- 
tung der  einzelnen  konkreten  Staatsgebilde  und  ihrer  Einrichtungen. 

Indem  aber  unsere  Darstellung  in  grofsen  Zügen  dem  universal- 
geschichtlichen,  in  allen  seinen  Einzelabschnitten  ursächlich  zusammen- 
hängenden Prozefs  nachgegangen  ist,  in  welchem  sich  die  politischen 
Elemente  wechselseitig  anziehen,  verschmelzen,  wieder  trennen  und  ab- 
stofsen  und  in  neuen  Kombinationen  vereinigen,  hat  sie  nunmehr  auch 
die  letzte  und  wichtigste  Erscheinung  veranschaulicht,  die  eine  allge- 
meine Staatslehre  aufdecken  mufs,  um  das  Verständnis  und  die  Kritik 
des  positiven  Staatsrechts  vorzubereiten,  nämlich  die  Vielseitigkeit 
der  Interessen,  die  im  öffentlichen  Leben  eine  Rolle  spielen  und 
dementsprechend  die  Vielheit  der  Rechtssätze  und  Rechts- 
formen, die  in  ihrem  Zusammentreffen  erst  das  charakteristische  Ge- 
samtbild eines  Staates  ausmachen. 

Es  ist  zweifellos  der  Hauptmangel  der  älteren  Staatslehre  gewesen, 
dafs  sie  im  Ausgleich  zwischen  der  Mannigfaltigkeit  der  realen  poli- 
tischen Formen  und  dem  wissenschaftlichen  Abstraktionsbedürfnis  die 
richtige  Mitte  nicht  gefunden  und  sich  immer  wieder  bestrebt  hat,  die 
mit  einander  streitenden  und  sich  ablösenden  Grundformen  der  Staaten 
allzusehr  zu  vereinfachen,  sie  auf  ein  einziges  entscheidendes  Merkmal 
ihres  Charakters  oder  auf  einige  wenige  Charakterzüge  zurückzuführen, 
aus  denen  dann  alles  andere  als  sekundäre  Begleiterscheinung  sich 
mit  Konsequenz  von  selbst  ergeben  sollte.  Ohne  Mühe  läfst  sich  das 
heute  an  der  von  Alters  her  beliebtesten  Einteilung  aller  Staaten  in  Mo- 
narchien, Aristokratien  und  Demokratien  nachweisen.^)  Auch  soweit 
diese  Einteilung  den  praktischen  Verschiedenheiten  der  Regierungs- 
org a  n  e   gerecht  wird  ^),   erstreckt   sie  sich    doch  eben  nur  auf  die 

höchstpersönlicher  Anschauungen  auf  die  englische  Verfassung  und  zwar  der  Eduards I. 
bei  der  Einführung  des  Parlaments  vergl.  S.  497,  Karls  U.  bei  Einführung  der  Appro- 
pationsklausel  im  Budget  S.  729.  Anm.  2,  Wilhelms  III.  bei  Einführung  des  Kabinetts- 
ministeriums S.  742.  Über  die  personlichen  Anschauungen  Friedrichs  des  Grofsen 
bei  Ordnung  der  preuTsischen  Gerichtsverfassung  S.  706  u.  s.  w. 

1)  Diese  Betrachtungsweise  ist  bekanntlich  von  Aristoteles  der  Specialdai*- 
stellung  seiner  Politik  zu  Grunde  gelegt  worden  und  von  da  in  alle  politischen  Dar- 
stellungen der  späteren  Zeit  übergegangen,  in  die  des  Polybios  ebenso  wie  in  die 
Macchiavells  und  Bodins,  wie  endlich  noch  in  die  Dahlmanns.  Sozusagen  ihren  Ab- 
schlufs  hat  sie  in  der  an  Lebenserfahrung  und  Geschichtskenntnis  reichen  „Politik'^ 
Wilhelm  Roschers  (I.  S.  98)  gefunden,  die  die  relativ  vollkommenste  Form  dieser 
einseitigen  und  in  ihrer  Einseitigkeit  noch  einmal  mit  Schroffheit  durchgeführten 
Systematik  verkörpert 

2)  Dafs  sie  auch  hierfür  von  beschranktem  Wert  ist,  ist  früher  (L  8.  264)  dar- 
gelegt worden.    Vergl.  auch  unten  S.  844. 

53* 
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Form  der  Regierung.  Dagegen  ist  es,  wie  nun  die  historischen  Beispiele 
mit  aller  Deutlichkeit  yeranschaulichen^  ganz  abwegig,  in  derselben  Ein- 
teilung auch  die  Grade  der  Verfassungsbildung  der  Staaten 
oder  die  Arten  ihrer  Gliederung  auflösen  zu  wollen.  Man  kommt 
zu  schiefen  und  einseitigen  Ergebnissen,  wenn  man  die  Monarchie  als 
absolute  und  konstitutionelle  unterscheidet,  denn  der  Gegensatz  tou  Ab- 
solutismus und  Verfassungsstaat  berührt  das  Verhältnis  der  Organe  zum 
Bürger,  nicht  nur  der  Regierung,  sondern  auch  der  Beamten;  er  berührt 
nicht  nur  den  monarchischen,  sondern  auch  den  republikanischen  Staat. 
Man  kann  ebensowenig  die  Republiken  in  Stadtrepubliken  und  föderative 
Republiken  einteilen;  denn  der  Gegensatz  von  Stadtstaat  und  Grofsstaat, 
von  Einheitsstaat  und  Bundesstaat  ist  wiederum  von  der  Regierungs- 
form der  einzelnen  Staaten  ganz  unabhängig.  0  und  endlich  versagt 
die  bekannte  Dreiteilung  völlig,  wo  es  sich  darum  handelt,  das  Verhält- 
nis von  verschiedenen  Mitgliedern,  Klassen,  Ständen  des  Volks  zu  ein- 
ander zu  beleuchten  und  zu  vergleichen.  Kurzum  der  Gegensatz  der 
drei  Regierungsformen  bezeichnet  eine  von  vielen  charakteristischen 
Seiten  eines  Staats,  nicht  die  einzige,  und  in  dieselbe  Einseitigkeit  würde 
jeder  verfallen  müssen,  der  irgend  ein  andres  Kennzeichen  der  Staaten 
als  das  allein  wesentliche  in  den  Vordergrund  stellen  wollte.  Es  mag  wohl 
sein,  dals  sich  bestimmte,  stets  wiederkehrende  Eigenschaften  oder  Gesichts- 
punkte finden  lassen,  die  auf  alle  Grundfragen  des  Staatslebens  ihren 
Einfiufs  üben,  und  wohl  die  glücklichste  Formel  dieser  Art  hat  man 
geschaffen,  wenn  man  dargelegt  hat,  wie  sich  in  letzter  Linie  alle  Ein- 
richtungen und  Rechtsformen  des  menschlichen  Gemeinlebens  auf 
„herrschaftliche*'  oder  auf  „genossenschaftliche"  Grup- 
pierungen zurückführen  lassen,  —  einerseits  auf  Unterordnung  der  Glieder 
eines  Verbands  unter  einen  überragenden  Willen  im  Dienste  der  Ein- 
heit des  Ganzen,  anderseits  auf  lebendiges  Zusammenwirken  aller 
Einzelglieder  als  Ausfluls  der  i  n  d  i  v  i  d  u  e  1 1  e  n  F  r  e  i  h  e  i  1 2)  In  der 
That  lälst  sich  denn  auch  sehr  wohl  die  Entwicklung  eines  politischen 
Kreises  unter  dem  Gesichtspunkt  betrachten,  wie  in  demselben  bald 
herrschaftliche  und  genossenschaftliche  Verbände  sich  durchdringen  und 
ergänzen,  bald  die  eine  Verbandsart  die  andere  zurückdrängt  Diese 
Betrachtung  ist  an  den  Phasen  der  deutschen  Nation  durchgeführt  worden. 
Es  läfst  sich  zeigen,  wie  im  Stammesstaat  (S.  334)  die  Geschlechts- 
genossenschaft und    die   Volksgenossenschaft  mit  ihren  Teilverbänden, 


1)  Man  denke  hier  besonder»  an  die  MiTsverständnisse ,  die  es  verursacht  hat, 
als  man  das  alte  Deutsche  Reich  seit  dem  Westfälischen  Frieden  als  „Aristokratie'^ 
oder  „Oligarchie''  (so  noch  jetzt  Ranke,  Weltgeschichte,  IX,  1.  128:  „Koiporation  des 
Adels" ;  v.  Bezold,  Geschichte  der  Reformation,  S.  22) ,  oder  gar  als  eine  „Staaten- 
republik*^  verstehen  wollte  (vergl.  oben  S.  686). 

2)  GiERKE,  Deutsches  Genossenschaftsrecht,  Bd.  I.  (1868)  S.  4  ff. 
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besonders  den  Hnndertschaiten,  die  Grundlage  des  Staatslebens  bilden, 
wie  aber  doch  das  Hans  einen  im  Hausherrn  konzentrierten  Verband  der 
Kinder,  Unfreien  und  Hörigen  und  vor  allem  der  Königshof  einen 
solchen  in  verstärktem  Sinn  unter  Einbeziehung  der  Gefolgsmannen 
bildet,  wie  seit  der  Karolingerzeit  die  herrschaftlichen  Verbände,  die 
Lehnsverbände  und  Hofverbände  die  alten  Bauemgenossenschaften  zer- 
setzen (S.  364),  wie  sich  im  Lauf  des  Mittelalters  die  Gruppen  der  Hofleute, 
der  Dienstmannen,  der  Vasallen  und  die  Reste  der  alten  bäuerlichen 
Verbände  zu  neuen  Genossenschaften  verdichten,  um  sich  in  den  freien 
Einungen  der  Städte,  vor  allem  in  Gilden  und  Zünften,  in  ritterschaft- 
lichen und  fürstlichen  Einungen,  in  St&dtebünden  zur  immer  höheren 
Stufe  zu  erheben,  wie  seit  der  Benaissance  der  fürstliche  Obrigkeitsstaat 
seinerseits  wieder  eine  neue  herrschaftliche  Einheit  schafft  und  der 
letztere  nun  die  Beste  der  mittelalterlichen  Genossenschaften  als  Orts- 
gemeinden oder  als  Ständekorpora  sich  dienstbar  macht,  wie  endlich 
die  neueste  Zeit  die  genossenschaftlichen  Elemente  von  neuem  stärkt 
und  sie  nunmehr  bewufst  in  der  Volksvertretung,  der  Selbstverwaltung 
u.  s.  w.  ausbaut  Aber  es  liegt  doch  anderseits  auf  der  Hand,  dafs 
der  Mischungen  von  Herrschafts-  und  Genossenschaftsgebilden  unendlich 
viele  sind.  Der  jeweilige  Grad  des  Auftretens  des  einen  oder  des 
andern  lälst  sich  nur  an  den  verschiedenen  Gliedern  des  Staats  —  Ge- 
samtstaat, Landschaft,  Stadtgemeinde  und  Landgemeinde  — ,  an  den  ver- 
schiedenen Funktionen  der  obersten  und  der  unteren  politischen  Organe, 
an  Gesetzgebung  und  Begierung,  an  Bezirksverwaltung  und  Bezirksrechts- 
pflege,  überall  in  ganz   verschiedener  Bedeutung,  beobachten.  0    Vor 


1)  Man  kann,  konkreter  gesprochen,  unter  den  Gegensatz  von  herrschaft- 
licher und  genossenschaftlicher  Verhandsform  einmal  die  ganze  Gruppe  von 
Fragen  subsumieren,  die  aus  dem  Gegensatz  von  Centralisierung  oderDe cen- 
tralis ierung  entsteht ;  denn  eine  Stadt  oder  Landschaft,  die  blofser  Verwaltungsbezirk 
eines  gröfseren  Staatsganzen  ist,  ist  nur  Objekt  des  Herrschaftswillens,  eine  selbst- 
verwaltende Gemeinde  oder  Provinz  ist  in  ihren  Organen  Träger  eines  von  ihr  selbst 
produzierten,  „eignen**,  genossenschaftlichen  Willens  (vergl.  I.  S.  139).  Man  kaum 
ebenso  darunter  begreif en  den  Gegensatz  der  obersten  Organe  eines  monarchischen 
oder  eines  aristokratischen,  beziehentlich  demokratischen  Regierungsträgers ;  so  nennt 
GiERiLE  z.  B.  (S.  121)  die  Kleinfürstentümer  des  Lehnsstaats  herrschaftlich,  die  mittel- 
alterliche Stadt  mit  Bürgermeister  und  Bat  (S.  249)  genossenschaftlich.  Man  kann  eine 
Verkörperung  des  Gegensatzes  auch  in  der  Alternative  eines  absoluten  Regierungs- 
organs oder  eines  durch  ein  Organ  der  Verbandsglieder  (bei  der  Gesetzgebung  oder  in 
Gestalt  der  Kontrolle)  beschränkten  Herrschers  erblicken;  so  versteht  Gierke  z.  B. 
(S.  155 ff.)  die  dienst-  und  hof rechtlichen  Genossenschaften,  die  neben  dem  Grundherrn 
für  diese  Zwecke  auftreten.  Man  kann  weiter  den  Einheitsstaat,  in  dem  die  staat- 
lichen Funktionen  in  der  Hand  einer  übergeordneten  Gewalt  liegen,  als  herrschaftlichen 
Verband  bezeichnen  im  Gegensatz  zum  bündischen  Staat,  in  dem  die  Glieder  des 
Verbands  selbst  genossenschaftlich  das  Organ  des  Gesamtstaats  bilden;  in  diesem  Sinne 
redet  Gisrke  (S.  458  ff.)  von  genossenschaftlichen  Gebilden  bei  dem  Spätmittelalter- 


838  Zweiter  Teil.    Die  verschiedenen  Formen  der  Staatsbiidung. 

allem  aber  genügt  es  zur  Erkenntnis  nicht,  an  jeder  dieser  praktischen 
Seiten  des  Staatslebens  das  Auftreten  des  einen  oder  andern  Gedankens 
nachgewiesen  zu  haben.  Es  bedarf  weiter  der  Darlegung,  wie  dieselben 
in  ihrer  Verbindung  und  zwar  gerade  in  der  historisch  vorliegenden 
Verbindung  wirken,  insbesondere  wie  sie  im  Hinblick  auf  die  verschie- 
denen Bedürfnisse  des  Staats,  auf  das  der  Einheit  der  Oberleitung  oder 
der  militärischen  und  finanziellen  Leistungsfähigkeit  oder  auf  das  der 
richtigen  und  sicheren  Bechtsanwendung  oder  auf  das  des  sozialen 
Friedens  unter  den  Volksklassen  wirken.  Nicht  jedes  Erzeugnis  einer 
einseitig  herrschaftlichen  Organisation  ist  verderblich,  nicht  jedes  Erzeugnis 
des  genossenschaftlichen  Geistes  für  das  politische  Leben  gesund  und  nutz- 
bringend. 0  So  zeigt  sich,  dafs  man  auch  im  Verfolg  eines  zweifellos  wohlbe- 
gründeten Versuchs,  das  Leben  einer  geschichtlichen  Staatserscheinung  auf 
eine  vereinheitlichende  Idee  zurückzuführen,  doch  sofort,  wenn  man  sein 
Objekt  fest  fassen  will,  gezwungen  wird  zu  analysieren,  zu  unterscheiden 
und  aus  verschiedenen  Fragen  das  Gesamtbild  des  Staats  zusammenzu- 
tragen. Es  wird  also  offenbar,  dafs  das  Bestreben  der  Staatslehre, 
„Staats typen"  zu  konstruieren,  das  Wesen  der  Staaten  an  einem  be- 
stimmten Vergleichspunkt  zu  ergreifen,  kein  glückliches  ist.  2)    So  sehr  es 

liehen  Einungswesen  der  Städte,  Eitterbünde  u.  s.  w.  Mau  sieht,  dafs  der  Gegensatz 
bei  den  verschiedensten  Seiten  des  Staatslebens  hervortreten  kann  und  des- 
halb nicht  ein  gleichbleibendes  Charakteristikum  eines  Staates  bildet 

1)  Man  mag  z.  B.  die  nur  durch  die  Person  des  Herrschers  zusammengehaltenen 
Verbindungen  der  Normandie  und  Englands  (S.  418.  490),  der  stanßschen  Besitzungen 
(S.  458)  und  ähnliche  herrschaftliche  Verbände  der  Feudalzeit  verurteilen  und  mufs 
doch  die  ganz  ähnlich  zu  stände  kommenden  politischen  Schöpfungen  Philipps  des 
Guten  von  Burgund  (S.  541)  oder  des  Grofsen  Kurfürsten  und  seiner  Nachfolger 
(S.  610.  695)  gelten  lassen,  weil  sie  dem  gemeinsamen  Bedürfnis  nach  Sicherung  sehr 
verschiedener  Kulturgebiete  durch  eine  grofsstaatliche  Fürstengewalt  entsprachen.  An- 
derseits mag  man  das  Prinzip  der  freien  Einung  z.  B.  an  der  Schweizer  Eidgenossen- 
schaft und  am  Schwäbischen  Bund  (S.  562)  ebenso  verherrlichen  wie  am  Attischen 
Seebund  (S.  531)  und  am  Bund  der  Italiker  unter  Roms  Führung  (S.218),  denn  alle 
diese  Bünde  ruhten  auf  der  territorialen  Zusammengehörigkeit  ihrer  GUeder,  die 
eben  im  Bunde  die  höhere  staatliche  Einheit  fanden,  deren  sie  bedurften.  Dagegen 
waren  die  Städtebünde  und  Fürstenbünde  des  14.  Jahrhunderts  (S.  488)  ebenso  wie 
die  entsprechenden  Guelfischcn  und  Ghibellinischen  Gegenbünde  im  13.  Jahrhundert 
(S.  456)  und  ähnliche  keine  heilsame  Erscheinung ;  denn  sie  zersprengten  das  ein- 
heitliche Gebiet  Deutschlands  und  Italiens  nach  ständischen  wie  später  nach 
konfessionellen  Rücksichten  (Union  und  Liga,  S.  605. 682.)  in  zwei  Parteien  und  waren 
deshalb  nicht  Vorbereitung,  sondern  Hindernis  einer  nationalen  und  territorialen 
Einheit 

2)  Einer  der  Hauptgedanken  Jellineks  ,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  31  ff.  Er 
verwirft  zwar  den  Wert  der  „idealen  Typen  ".  Es  ist  ihm  nicht  mehr  beweisbe- 
dürftig, dafs  „der  jeweilig  aufgestellte  Typus  nicht  auf  dem  Wege  wissenschaft- 
licher Forschung,  sondern  auf  dem  der  Spekulation  gefunden  wordeü  ist".  „Das 
Suchen  und  Finden  idealer  Typen  entspricht  einem  tiefen,  unabweislichen  Bedürfnis 
der  menschlichen  Natur,  das  namentlidi  praktisch  von  der  gröfsten  Bedeutung  isf 
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einem  dem  menschlichen  Denken  eingeborenen  Bedürfnis  zu  entspringen 
scheint,  so  wirkt  im  Typisieren  der  Staaten  doch  nur  der  letzte  Best  jener 
metaphysischen  Spekulation  über  eine  Staatsidee  nach,  die  aus  methodischen 
Gründen  abgethan  werden  mufs.  i)  Begründet  ist  nur  das  Bedürfnis, 
aus  der  Fülle  des  historischen  Einzelgeschehens  Bilder  der  Staaten  in 
gewissen  Zeitaltem  und  Nationen  zu  abstrahieren,  um  sie  bei  der  ge- 
setzgeberischen Fortbildung  des  Staatsrechts  oder  bei  der  behördlichen 
Anwendung  des  Staatsrechts  kritisch  zu  gebrauchen.  Aber  dieses  Streben 
führt  nicht  zu  einigen  wenigen  Staatstypen;  es  kann  n^r  zu  einer  ungemein 
grofsen  und  variationsfähigen  Vielheit  historischer  Staatscharaktere 


Aber  so  grofs  auch  „der  Wert  idealer  Typen  für  das  Handeln  ist,  so  wenig  ge- 
währen sie  theoretisch-wissenschaftliche  Erkenntnis".  Dagegen  setzt  er  dem  idealen 
Typus  den  „ Durchschnitts typus*^,  sei  es  als  „Entwicklungs-,  sei  es  alsDaseins- 
typus**,  als  einen  „heuristisch  wertvollen"  Begriff  gegenüber. 

1)  Wie  wenig  damit  gefordert  wird,  läfsl  sich  am  besten  erkennen,  wenn  man 
die  „geschichtlichen  Haupttypen  des  Staats*^,  Me  sie  Jellikek  (a.  a.  0.  S.  259  ff.) 
konstruiert,  mit  den  geschichtlichen  Staatsbildem  vergleicht,  die  im  vorstehenden 
gegeben  worden  sind.  Sein  „Durchschnittstypus*^  des  hellenischen  Staats  (S.  271) 
zeigt  angeblich  als  erstes  und  wesentlichstes  Merkmal  in  allen  seinen  Formen  das 
„der  inneren  Einheit",  d.  h.  das  des  einheitlichen  Bürgerverbandes  mit  selbständigen 
Organen.  Wenn  man  nun  auch  von  den  tiefgehenden  Verschiedenheiten  Athens, 
Spartas  etc.  absieht  und  nur  Athen  ins  Auge  fafst,  so  ist  offenbar»  dafs  der  Gegen- 
satz zwischen  dem  Staat  und  den  selbständigen  Bluts  verbänden  im  Staat 
(Phyle,  Phratrie)  ebenso  wie  der  zwischen  den  Ständen  bis  zu  Kleisthenes  der  aller- 
gröfste  ist  (oben  S.  95.  111  ff.).  Seit  dem  5.  Jahrhundert  verschwindet  er  zwar  für  den 
Hauptteil  der  Bürgerschaft,  aber  es  bleibt  der  zwischen  VoUbürgem,  Vertretern  und 
Sklaven  bestehen ,  die  doch  *auch  im  weitesten  Sinne  Bürger  des  Staats  sind ,  und 
dazu  tritt  nun  neu  der  zwischen  den  Athenern  und  den  Bundesgenossen  (S.  155). 
Jellusek  verkennt  also,  dafs  mit  dem  Augenblick,  wo  der  Stadtstaat  in  einen  hel- 
lenischen Grofsstaat  übergeht  (mit  dem  attischen  Seebund),  der  scheinbare  Durch- 
schnittstypus sich  von  Grund  aus  umwälzt  Ebensowenig  läfst  sich  sagen,  dafs 
der  „monistischen"  Art  des  antiken  Staats  der  Typus  des  „mittelalterlichen"  Staats 
(Jellinek,  S.  288)  als  eine  „dualistische"  Gestaltung  von  Königsrecht  und  Volksrecht 
gegen  übertritt,  von  Monarchie  und  Ständen.  Es  ist  im  Gegenteil  gezeigt  worden,  dafs 
dieser  Dualismus  in  der  Antike  ebensowohl  seine  Rolle  spielt.  Schon  der  ägyptische, 
dann  der  persische  Staat  zeigt  den  gleichen  Konflikt  (S.  56. 135).  Im  griechisdien  tritt 
er  schon  in  der  Frühzeit  (S.  96)  und  dann  wieder  später  (Dionysios)  hervor  (S.  178). 
Im  romischen  Staat  wird  er  schliefslich  im  Dualismus  von  Princeps  und  Senat  das 
eigentlich  beherrschende  Prinzip  (S.  259).  Es  handelt  sich  also  keineswegs  um  Gegen- 
sätze zwischen  der  Antike  und  dem  Mittelalter,  sondern  um  durchaus  analoge  Ekit- 
Wicklungsgänge,  wobei  nur  in  den  verschiedenen  Kulturkreisen  bald  das  eine,  bald 
das  andere  Element  überwiegt  Fragt  man  aber,  worin  bei  der  Gleichheit  der  Ent- 
wicklungs keime  der  Grund  für  die  Verschiedenheit  des  Entwicklungs  Verlaufs 
liegt,  so  kann  die  Antwort  nur  lauten:  weil  die  antike  Staatsbildung  sich  in 
Griechenland  und  dann  auch  in  Italien  in  den  Kleinstaat,  Stadtstaat  veifährt,  der 
die  Monarchie  vernichtet  und  dem  Volk,  der  Bürgerschaft,  von  vornherein  die  poli- 
tischen Funktionen  zuschiebt  (Vergl.  über  das  Bedeutsame  dieser  rein  praktischen 
Erscheinung,  die  mit  einem  typischen  Prinzip  nichts  zu  thun  hat,  unten  S.  S59.). 
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oder  Staatsindividualitäten  führen,  mit  anderen  Worten  zu  dem, 
was  für  unseren  eigenen  Kulturkreis  in  den  vorstehenden  Blättern  ge- 
schildert worden  ist 

Hiemach  erübrigt  nur  die  Frage,  welche  Gharakterzüge  bei  allen 
Staaten  so  hervorstechen,  dafs  sie  als  die  wesentlichen  bezeichnet 
und  von  den  einzelnen  Staaten  in  erster  Linie  aufgesucht  werden  müssen. 
Damit  mündet  aber  die  historische  Sonderdarstellung  in  die  Resultate  ein, 
welche  am  Schlüsse  der  Begriffsuntersuchung  (Bd.  I.  S.  252  ff.)  in  die 
besonderen  Abschnitte  überzuleiten  bestimmt  waren.  Es  zeigt  sich  jetzt 
an  der  voUzognen  historischen  Prüfung,  dafs  sich  die  Auswahl  der  früher 
als  wesentlich  bezeichneten  Merkmale  im  allgemeinen  bewährt  hat 

Die  Grundlage  bildete  stets  die  Eigenart  und  Ausdehnung  des  Ge- 
biets, die  Art  und  Zusammensetzung  der  geeinigten  Volksbestand- 
teile und  der  Kreis  von  Kulturaufgaben,  der  durch  geographische 
Lage,  Kultumiveau  und  internationale  Gesamtbeziehung  dem  Staat  und 
seinen  Organen  gesteckt  ist  Sind  die  wichtigsten  Aufgaben  —  mili- 
tärische Sicherung,  Kultus,  Rechtspflege,  Schutz  und  Pflege  von  Handel, 
Gewerbe,  Ackerbau  —  im  Grunde  überall  die  gleichen,  so  gewinnen 
sie  doch  im  Gau-  oder  Stadtstaat  einerseits,  im  Territorial-  oder  National- 
staat anderseits,  kurz  im  Kleinstaat  oder  im  Grofsstaat  gänzlich 
verschiedene  Bedeutung,  i)  Jenachdem  erfordert  die  Erfüllung  der 
gleichen  Aufgaben  einen  ganz  verschiedenen  technischen  Apparat 
von  Verwaltungs-  und  Rechtspflegeorganen;  jenachdem  gestaltet  sich 
auch  die  Gliederung  des  Staatsganzen  und  der  ganze  Kreis  von  Pro- 
blemen, der  aus  dem  Verhältnis  höherer  Verhä&de  zu  eingeordneten  und 
engeren  Verbänden  erwächst,  weniger  oder  mehr  kompliziert  Das  alles  aber 
führt  zu  neuen  eigenartigen  Lösungen,  jenachdem  sie  für  die  dünne  Be- 
völkerung eines  primitiven  Ackerbauvolkes  oder  für  die  dichte  eines  hoch- 
civilisierten,  auf  Geldwirtschaft  und  Arbeitsteilung  zugeschnittenen  Ge- 
sellschaftslebens berechnet  werden  müssen,  um  so  verschiedner,  je  mehr 
dabei  auf  verschiedene  Interessen  mehrerer  Stände^  Rassen,  Religions- 
parteien Rücksicht  genommen  werden  mufs.  Nur  auf  diese  verschiedenen 
Flächen  projiziert,  können  also  auch  die  dauernden  rechtlichen  In- 
stitutionen des  Staats  in  ihrer  Verschiedenheit  und  ihren  Ähnlichkeiten 
gekennzeichnet  werden.  Da  es  nun  einmal  bestehen  bleibt,  dafs  als  Rechts- 
institute nur  die  von  den  verschiedenen  Volksteilen  anerkannten  eine  Dauer 
versprechen  (Bd.  I.  S.  194  ff.),  so  können  auf  serlich  gleichartige  Organe 
und  Rechtssätze  schon  dadurch  eine  ganz  verschiedne  Bedeutung  erhalten, 
dafs  sie  bei  verschiedenen  Nationen  oder  in  verschiedenen  Zeitstufen  keine 


1)  Dafs  der  Gegensatz  von  Kleinstaat  und  Grofsstaat  den  Hauptgesichtspunkt 
liefert,  unter  dem  die  Verschiedenheit  der  antiken  und  der  neueren  Staatsentwicklung 
begriffen  werden  mufs,  vergl.  oben  S.  839.  Amn.  1  und  näher  unten  S.  859 ff.. 
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allgemeine  Anerkennnng  finden,  sondern  Gegenstand  des  Parteikampfs  oder 
des  Konflikts  mehrerer  landschaftlich  selbständiger  Teile  des  Staatsgebiets 
sind.i)  Vor  allem  aber  können  nur  von  der  Grundlage  aus,  auf  der 
der  Staat  errichtet  ist,  die  beiden  Seiten  des  Bildes  getrennt  beleuchtet 
werden,  die  zum  rechtlichen  Gesamtbild  des  Staats  gehören,  die  Organi- 
sation des  Staats  und  das  Verhältnis  des  Staats  zu  seinen 
Unterthanen  oder,  wie  man  es  auch  bezeichnen  kann,  die  Rechtssätze, 
nach  denen  die  staatlichen  Thätigkeiten  durch  die  staatlichen  Organe 
verwirklicht  werden,  und  die  Bechtssätze,  nach  denen  die  staatlichen 
Thätigkeiten  für  die  einzelnen  Staatsbürger  zu  ihrem  Vorteil  oder  ihrem 
Nachteil  wirksam  werden  (I.  S.  255).  Die  ältere  Staatslehre  beschränkte  sich 
häufig  in  sehr  einseitiger  Weise  auf  die  Analyse  der  Organisation  und 
noch  dazu  häufig  in  ihrer  obem  Stufe,  d.  h.  auf  die  der Begierung  und  Gesetz- 
gebung einerseits  (I.  S.  259),  auf  die  des  Verhältnisses  der  verschiednen  staat- 
lichen Verbände,  Staat,  Provinz  und  Gemeinde,  anderseits  (I.  S.  271).  Man 
weils,  welche  vorurteilsvolle  Anschauung  sich  auf  diesem  Wege  z.  B.bei  dem 
Vergleich  der  römischen  Republik  mit  dem  Kaisertum  Neros  oder  Domitians 
(S.  255  ff.),  dem  Vergleich  des  Ancien  regime  mit  der  angeblichen  konstitutio- 
nellen Monarchie  Englands  (S.  775)  bilden  konnte.  Meist  empfängt  die  Or- 
ganisation erst  aus  dem  Verhältnis  von  Staatsgewalt  zu  den  Unterthanen 
ihr  rechtes  Licht;  die  praktische  Probe  aber  liefert  die  Betrachtung  der 
ünterbehörden,  derBezirksverwaltungsorgane  und  Gerichte, 
in  deren  Thätigkeit  der  Staat  meist  allein  mit  der  Interessensphäre  der 
Individuen  zusammentrifft  Es  war  die  Hauptaufgabe  der  historischen 
Übersicht,  an  dieser  Stelle  die  Lücken  der  Darstellungen  älteren  Stils 
auszufüllen. 

Die  Aufgabe  der  Individualisierung  greift  aber  weiter.    Innerhalb 
jeder  der  beiden  Hauptteile  verästelt  sich  die  Schilderung  wiederum. 

Schon  bei  der  Darlegung  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Unter- 
thanen kommt  man  nur  dann  zum  Ziele,  wenn  man  eine  ganze  Keihe 
von  an  sich  unabhängigen  Fragen  mit  einander  kombiniert  Die  Staats- 
lehre muls  hier  vor  allem  der  roh  vereinfachenden  und  verallgemeinernden 
Fragstellung  entgegenarbeiten,  die  in  Bausch  und  Bogen  entscheiden 
möchte,  ob  das  eine  Volk  oder  das  andre  mehr  „Freiheit^  hat  oder 
dergleichen.  Schon  die  Freiheit  kann  nach  früheren  Darlegungen  (I.  S.  188) 


1)  Es  ist  z.  B.  wesentlich  für  die  Individualität  der  englischen  und  der  franzö- 
sischen Monarchie,  dafs  die  letztere ,  von  verschwindenden  Ausnahmen  abgesehen 
(S.  586),  stets  als  Regierungst rager  anerkannt  ist,  während  mit  der  englischen  in  ge- 
wissen Zeitabstanden  eine  unter  Umständen  länger  dauernde  Ke^erungsgewalt  der 
Stände  in  Konkurrenz  tritt.  —  Es  ist  für  den  Charakter  des  Prindpats  des  Augustus 
wesentlich,  dafs  dasselbe  für  die  Stammländer  (die  Senatsprovinzen)  eine  verfassungs- 
mäfsig  beschränkte  Magistratur,  für  die  Kaiserprovinzen,  besonders  die  orientalischen, 
von  vornherein  eine  unbeschränkte  Monarchie  darstellt  (S.  259  ff.). 
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etwas  Yerschiednes  bedeuten.  Es  läfst  sich  unter  diesem  Schlagwort 
einmal  das  Mals  von  freier  Bewegung  verstehen,  das  der  Thätig- 
keit  des  Individuums  bei  Befriedigung  seiner  Kulturbedürfnisse,  wie  Ge- 
werbe und  Handel,  Religionsübung  und  Bildung,  vom  Staat  offen  ge- 
lassen wird;  es  läfst  sich  im  streng  rechtlichen  Sinne  unter  Freiheit 
auch  das  Mafs  der  durch  Rechtsregeln  und  Rechtsformen  gewährten 
Sicherheit  verstehen,  die  dem  Einzelnen  gestattet,  sich  innerhalb  seiner 
Lebens-,  Vermögens-,  Geistesgüter  einer  Behelligung  der  Staatsbehörden 
zu  erwehren.  Jenachdem  man  also  zwei  Staaten  mit  einander  auf  die 
Abgrenzung  der  Kulturthätigkeit  zwischen  Staat  und  Individuum  oder 
auf  den  Bestand  der  rechthchen  Normen  und  der  Garantien  für  deren 
Befolgung  vergleicht,  kann  man  einen  total  verschiedenen  Vergleichs- 
mafsstab  gewinnen.  Weiter  bezeichnet  aber  die  Frage  nach  der  Frei- 
heit der  Unterthanen  nur  die  eine  Seite  ihres  Verhältnisses  zu  den  staat- 
lichen Organen.  Die  Kehrseite  hiervon  tritt  nur  für  den  ins  Licht,  der  auch 
die  Frage  auf  wirft,  was  der  Staat  seinerseits  den  unterthanen  an  Kultur- 
gütern leistet  (LS.  148).  Es  war  die  gröfste  Einseitigkeit  der  älteren 
Staatslehre^  dafs  sie  nur  die  Schranken  ins  Auge  fafste,  die  der  Macht 
des  Staats  vom  Recht  gesteckt  sind,  und  nicht  auch  die  fördernde 
Kulturfunktion,  zu  der  er  seine  Macht  gebraucht.  Schon  deswegen 
würden  die  etwaigen  Mängel,  die  die  rechtliche  Freiheit  der  Organisation 
aufweist,  bei  zwei  verschiedenen  Staaten  ganz  verschiedene  Beurteilung 
finden  müssen,  weil  im  einen  Fall  ein  Polizeistaat  (I,  S.  151)  seine  unbequeme 
und  drückende  Machtstellung  durch  fürsorgliche  Leistungen  verdient,  im 
andern  sie  unfruchtbar  zu  Gunsten  einer  herrschenden  Gruppe  milsbraucht 
Und  weiter  gestatten  die  sämtlichen  Fragen  wiederum  verschiedene  Ant- 
wort, wenn  man  sie  getrennt  für  das  Verhältnis  des  Staats  zu  den  ver- 
schiednen  Volksklassen  aufwirft  und  unter  dem  Interesse  der 
Gleichheit  oder  besser  der  verhältnismäfsigen  Rücksicht  auf 
alle  sozialen  Gruppen  abmifst.  Es  hat  sich  nun  durch  die  historischen 
Skizzen  gezeigt,  wie  das  Urteil  leicht  schief  ausfällt,  wenn  man  die  Kul- 
turleistungen des  Staats  oder  die  Rechtsgarantien  der  Bürger  nur  im  Hin- 
blick auf  die  herrschende  Klasse  und  nicht  im  Hinblick  auf  die  Gesamt- 
heit der  Schichten,  der  herrschenden  und  der  dienenden,  fällt  0 
Ganz  die  gleiche  Gefahr  einer  unzulässigen  Verallgemeinerung  be- 
droht aber  auch  von  jeher  die  Versuche,  die  zur  Charakteristit  und  zum 
kritischen  Vergleich  der  Staatsorganisationen  angestellt  worden  sind. 
Die  neuere  Staatslehre  hat  zwar  den  Gedanken  bereits  zum  Gemeingut 
der  heutigen  Wissenschaft  gemacht,  dafs  die  individuelle  Organisation 


1)  Hierfür  bedarf  es  nicht  des  Hinweises  auf  einzelne  Beispiele,  da  in  jedem 
der  vorstehenden  Para^aphen  unter  der  stehenden  Rubrik  „Staat  und  Unterthanen*' 
oder  „Verwaltung  und  Rechtspflege*^  das  Verhältnis  des  Staats  ssu  den  Volksklassen 
hervorgehoben  worden  ist. 
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eines  Staats  von  vornherein  von  zwei  scharf  zu  sondernden  Fragen  ab- 
hängt, —  von  der  Frage,  ob  der  Staat  von  seinem  obersten  Organ  durch 
abhängige  Behörden  in  Thätigkeit  gesetzt  wird,  oder  ob  seine  Funktion 
unter  mehrere  selbstthätige,  höhere  und  niedere  Verbände  geteilt  ist; 
und  weiter  von  der  Frage,  wie  die  obere  Funktion  jedes  Verbandes, 
Regierung,  Gesetzgebung,  Rechtsanwendung  unter  mehreren  Organen 
geteilt  ist,  —  die  Frage  nach  der  Gliederung  des  Staats  (I.  S.  271)  und 
die  Frage  nach  der  Staatsform  (I.  S.  259).  Aber  obwohl  heute  schon 
allgemein  diese  beiden  Seiten  des  Staatsbildes  auseinander  gehalten 
werden,  so  wirkt  doch  die  schematische,  typisierende  Betrachtungsweise 
der  früheren  politischen  Schriftsteller  wiederum  in  der  Prüfung  jener 
beiden  Hauptfragen  nach.  Wie  man  das  Verhältnis  der  Unterthanen 
zum  Staat  nach  dem  Schlagwort  der  Freiheit  abzuschätzen  liebt,  so 
ist  man  bestrebt^  die  Charakteristik  des  Verhältnisses  zwischen  dem  Staat 
und  seinen  Gliedern  und  des  Verhältnisses  zwischen  den  mehreren  Staats- 
organen auf  den  Generalnenner  der  Souveränetät  zu  bringen.  Methode 
und  Ergebnis  der  geschichtlichen  Betrachtung  läfst  sich  nun  am  besten  in 
ihrer  Gegensätzlichkeit  gegen  die  bisher  eingehaltene  beurteilen,  wenn  man 
beobachtet,  wie  sich  angesichts  derselben  der  Begriff  der  Souveränetät  not- 
wendig auflöst  und  —  bei  aller  Achtung  vor  einem  eingebürgerten  Sprach- 
gebrauch —  als  ein  wissenschaftlich  unbrauchbarer  aus  einer  genaueren 
und  allseitigen  Charakteristik  der  konkreten  Staatsbilder  ausscheidet 

Auf  einen  toten  Strang  geriet  die  ältere  Staatslehre  bereits  durch  das 
Bemühen,  das  Wesen  der  obersten  Organe  des  Staats  auf  die  Frage 
zu  konzentrieren,  welches  Organ  im  Staate  die  Souveränetät  oder 
—  was  in  diesem  Zusammenhang  meist  identisch  gebraucht  wird  — 
die  Staatsgewalt  besitzt.  Die  verfehlte  Fragstellung  war  durch  den 
zufälligen  Umstand  verschuldet,  dafs  das  Streben  nach  schärferen  Grund- 
begriffen in  der  politischen  Wissenschaft  zu  einer  Zeit  hervortrat,  als 
die  früher  geschilderte  Konkurrenz  der  Grofsstaaten  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  einen  festeren  Zusammenschlufs  nationaler 
und  landschaftlicher  Kräfte  verlangte,  und  als  im  Zeitalter  des  abso- 
luten Staats  dieser  Erfolg  auch  annähernd  allgemein,  teilweise  in  radi- 
kaler Form  erreicht  worden  war.  Wo  ein  Monarch  Gesetzgebung,  Re- 
gierung, oberste  Rechtsprechung  und  oberste  Dienstaufsicht  in  seiner 
Hand  vereinigte,  konnte  man  in  der  That  von  einer  ausschlief slichen 
politischen  Gewalt^  von  der  Staatsgewalt  schlechthin,  reden.  Inzwischen 
bat  nun  aber  die  Geschichte  mit  aller  Entschiedenheit  das  schon  früher 
{I.  S.  261  ff.)  Gesagte  bestätigt,  dafs  ein  Zustand,  wo  sich  eine  solche  Häu- 
fung aller  Funktionen  durchsetzt,  zu  den  seltnen  Ausnahmen  des  Staats- 
lebens gehört,  ja  dafs  er  selbst  in  diesen  Ausnahmefällen  nicht  mit  voller 
Konsequenz  durchgeführt  wird.  Fast  überall  sieht  man  die  obere  Lei- 
tung des  Staats  in  der  Hand  mehrerer  von  einander  unabhängiger  Mächte, 


844  Zweiter  Teil.    Die  verechiedeiien  Foimen  der  Staatsbildung. 

die  sich  in  der  manngfaltigsteii  Verschlingung  unterstützen,  beeinflussen, 
beschränken.  Hat  man  einmal  im  spartanischen  Staat  der  messenischen 
Kriege  das  Nebeneinander  von  König,  Gerusie,  Ephoren  und  Volkver- 
Sammlung;  im  altattischen  das  von  Archonten,  Areopag,  Prytanenrat 
und  Ekklesie,  in  der  römischen  Bepublik  das  Verhältnis  von  Magistratur, 
Senat,  Volkstribunat  und  Bärgerschaft,  im  römischen  Kaiserstaat  den 
Dualismus  von  Princeps  und  Senat  und  dann  später  wieder  im  Deutschen 
Reich  die  Verbindung  von  Kaiser  und  Kurfttrsten  und  Reichstag,  im 
altenglischen  das  Zusammenwirken  von  Monarchie,  Baronie  und  Commons 
beobachtet,  so  wird  man  es  als  ganz  unmöglich  erkennen,  eine  so  ver- 
wickelte politische  Lage  von  dem  einfachen  Grundbegriff  der  „Staatsr 
gewalt^  aus  zu  kennzeichnen.  Mit  dessen  Hilfe  könnte  man  angesichts 
solcher  Gebilde  über  die  Formel  einer  gemischten  Staatsgewalt  nicht 
hinauskommen,  und  wie  wertlos  wiederum  diese  Formel  ist,  hat  die 
historische  Betrachtung  nunmehr  zur  Genüge  gelehrt,  indem  sie  eine 
ungefähre  Vorstellung  von  der  Mannigfaltigkeit  der  vorkommenden 
Mischungen  erzeugt  hat  Die  Staatslehre  mufs  also  auch  hier  analytisch 
von  einer  Sonderung  der  obersten  Funktionen  des  Staats  ausgehen.  Als 
fester  Punkt  der  Orientierung  bietet  sich  in  jedem  Staatsbild  schlechthin 
nur  die  Beobachtung  dar,  dafs  immer  ein  Organ  vorhanden  sein  mufs, 
das  die  Summe  der  Fürsorge  für  die  Kulturthätigkeit  dem  Volk  gegen- 
über und  deshalb  auch  die  Fülle  der  hierzu  unerläfslichen  Willensmacht 
besitzt,  das  Organ  der  Regierung.  Man  kann  dies  als  das  souveräne 
Organ  bezeichnen  und  danach  von  Fürsten-  und  Volkssouveränetät  (I. 
S.  232),  von  Monarchie  und  Demokratie  als  extremen  Grenzformen  reden,  i) 
Sind  sogar  an  dieser  Funktion  mehrere  von  einander  unabhängige  Or- 
gane beteiligt,  so  besteht,  aber  nur  hier,  eine  „gemischte"  Regierung 
im  eigentlichen  Sinne,  und  zwar  ist  dies  ein  auf  die  Dauer  unhaltbarer 
Zustand,  in  welchem  über  kurz  oder  lang  der  eine  nach  der  Oberhand  ringt 
(I.  S.  262).  2)  Ganz  anders  aber  stellt  sich  das  Verhältnis  dar,  wenn  neben 
der  unbestritten  allein  regierenden  Macht  eine  andere  mit  bestimmt  be- 
grenzten Kompetenzen  als  Kontrollorgan  steht  Denn  einer  solchen 
wohnt  eine  qualitativ  andere,  geringere  Funktion  inne  als  dem  Re- 
gierenden, es  stellt  sich  der  Hauptperson  im  Staate  als  eine  Nebenperson 
an  die  Seite.  Schon  diese  Funktion,  die  sich  allgemein  nicht  anders 
denn  als  eine  überwachende  bezeichnen  läfst,  duldet  zahllose  Spielarten.  ^) 

1)  In  diesem  Sinne  wird  z.  B.  der  Begriff  der  SouverSnetät  vom  engUschen 
Parlament  gebraucht,  wenn  es  gegen  Karl  I.  sein  SteuerbewiHigangsrecht  etc.  aner- 
kannt sehen  will  und  dem  Konig  die  „Souveränetaf^  vorbehält  (oben  S.  719.  Anm.  2). 

2)  Es  sind  das  Erscheinungen,  wie  die  Karthagos  im  Wettstreit  von  Rat  und 
General  (S.  86.  127),  die  des  römischen  Staats  im  letzten  Jahrhundert  der  Republik 
(S.  242),  die  Englands  unter  Wilhelm  III.  (S.  736 ff.),  der  Französischen  Revolution 
im  Jahre  1789/90.  (S.  805). 

3)  Die  Kontrolle  kann   in  der  Wahl   der  ausübenden  Magistrate  (durch  das 
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Und  wieder  neue  Variationen  entgtehen  dadurch,  dafs  auch  für  die  Ge- 
setzgebung ein  oder  mehrere  andre  Organe  mitwirken,  wobei  dann 
der  Träger  der  Regierung  selbst  in  sehr  verschiedenartiger  Weise  ein- 
wirken kann  >),  keineswegs  immer  nur  in  der  Weise,  dafs  die  Regierung 
mit  Notwendigkeit  zugleich  das  Recht  der  Sanktion  des  Rechtssatzes 
ausübt,  den  „Gesetzesbefehl*  erläfst,  während  es  den  „Rechtsgedanken" 
mit  den  andern  Organen  feststellt.  ^)  Ein  Organ  der  Staatsgewalt  schlecht- 
hin erwächst  also  erst  dann,  wenn  ein  Organ  die  beiden  konkurrierenden 
Oberorgane  aufsaugt,  eine  unkontrollierte  Regierung  samt  der 
alleinigen  Gesetzgebung  an  sich  zieht  Aber  die  Geschichte  hat  nun- 
mehr gezeigt,  dafs  das  eine  Gestaltung  ist,  die  anomal  und  auch  bei  ihrem 
seltnen  Auftreten  fast  nie  radikal  durchgeführt  ist  Wenn  also  dieser  Zustand 
einer  puissance  absolue  gerade  dem  für  den  Souveränetätsbegrif f  besonders 
bedeutsamen  Bodin  vorschwebte,  so  ist  dieser  Begriff  am  allerwenigsten 
geeignet,  als  Normalmafsstab  für  die  Analyse  und  Vergleichung  der 
verschiedenen  Staatsbilder  verwandt  zu  werden.  3) 

Der  gleichen  Elasticität  ihrer  Fragestellung  wie  bei  der  Analyse 
der  Organe  eines  Staats  mufs  sich  die  Staatslehre  bei  der  Analyse 
derGliederug  der  politischen  Verbände  befleifsigen.  In  ihren  älteren 
Stadien  ging  sie  auch  bei  diesen  fVagen  von  einer  Gestaltung  aus,  in 
der  ein  Verband  über  alle  anderen  —  Provinzen,  Grundherrschaften, 


Volk)  liegen,  die  aber  dann  während  des  Akts  von  einem  ständigen  Eolleginm 
dirigiert  werden  (attische,  römische  Oligarchie),  oder  in  der  Gerichtsbarkeit  über 
die  obersten  Träger  der  Regierung  (Volkgericht,  Ministeranklage,  Steuerbewilli- 
gungsrecht etc.) 

1)  Es  ist  deshalb  in  dieser  Staatslehre  eine  begriffliche  Konstruktion  des 
Gesetzesakts  bisher  sorgfältig  vermieden  und  dem  letzten  Band  vorbehalten  worden. 
(Vergl.  über  die  hier  schwebenden  Fragen  einstweilen  Laband,  Staatsrecht  des 
Deutschen  Reichs.  3.  Aufl.  1895.  I.  §  54.)  Vielmehr  kam  es  darauf  an,  zunächst 
nur  die  Vielheit  der  möglichen  Formen  zn  übersehen. 

2)  So  hat  der  römische  Senat  bei  der  mit  dem  Volk  vereinbarten  Lex  ur- 
sprünglich immer  dän  Volksbeschlufs  zu  sanktionieren  (durch  seine  auctoritas  sena- 
tus).  Später  wird  ihm  dieses  Vorzugsrecht  an  der  Gesetzgebung  entzogen,  während 
er  die  regierende  Gewalt  behält  (S.  233).  So  übt  gegenüber  der  Gesetzgebungsge- 
walt des  französischen  Königs  das  Recht  der  Sanktion  das  Parlament  (S.  660),  das 
auf  die  Regierung  gar  keinen  Einflufs  übt  In  England  behält  umgekehrt  der  König 
die  Sanktion  der  Gesetze  (assent),  als  er  die  Regierung  gerade  an  das  Gentlemen- 
parlament  des  18.  Jahrhunderts  verliert  (S.  741).  Völlige  Trennung  von  Regierung 
und  Gesetzgebung  in  der  Französischen  Revolution  (S.  804). 

3)  Schon  hier  zeigt  sich,  dafs  der  Sprachgebrauch  durch  die  natürliche  Wort- 
bedeutung des  Begriffs  Souveränetät  und  souverän  weder  nach  der  einen  oder 
nach  der  andern  Seite  näher  bestimmt  wird.  Souverain  entstammt  dem  mittel- 
alterlich-lateinischen sopranus,  superanus  =»  snperior.  (Vergl.  Rehm,  Ge- 
schichte der  Staatsrechtswissenschaft,  S.  193 ;  Jellinek,  S.  407.)  Es  bezeichnet  also 
nur  eine  Person,  die  in  irgend  einer  Beziehung  „höher**  ist,  als  eine  andere.  (Vergl. 
unten  S.  847.) 
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Stadtgemeinden — beherrschend  herausragte,  sie  sah  damals  den  Höhepunkt 
eines  politischen  Zustands  der  Centralisi  erung  vor  sich,  wie  ein  Verhält- 
nis  der  mehreren  Organe  des  Staats  den  des  Absolutismus.  So  wandte 
sie  ihr  Interesse  mit  Vorliebe  der  mit  bevorzugter  Macht  ausge- 
statteten, souveränen  Organisationsform  zu;  sie  gruppierte  die  Unter- 
suchung um  das  Problem  der  Verbands-  oder  Staats souveränetät  (I. 
S.  235).  Auch  in  einer  grolsen  Gruppe  der  modernen  Vertreter  der  Staatslehre 
ist  die  Anschauung  zurückgeblieben,  als  müsse  der  Mittelpunkt  des  poli- 
tischen Lebens  immer  die  Eigenschaft  sein,  die  einen  Verband,  der  keinen 
höheren  über  sich  kennt,  über  die  anderen  hinaushebt,  die  Souveränetät 
im  Sinne  der  unabhängigen  und  höchsten  Gewalt  0  oder  gar  der  durch 
keinen  anderen  Verband  beschränkbaren  Gewalt')  Aber  auch  diese 
Auffassung  wird  von  vornherein  dadurch  erschüttert,  dafs  sie  der  Staats- 
lehre einen  einseitigen  und  eingeengten  Betrachtungsstandpunkt  gegen- 
über den  historischen  Erscheinungen  aufnötigt.  Wer  von  ihr  ausgeht, 
mufs  notwendig  den  Verbänden,  die  von  einem  höheren  abhängig  sind, 
den  Charakter  des  Staats  absprechen,  weil  sie  nicht  souverän  sind  und 
damit  einer  wesentlichen  Eigenschaft  des  Staats  entbehren;  er  mufs  z.B. 
den  formell  abhängigen  Lehnsherrschaften  und  Stadtbezirken  des 
kapetingischen  Königtums,  die  nur  um  eines  Haares  Breite  von  den 
selbständigen  unabhängigen  Kleinstaaten  der  Antike,  den 
griechischen  Burgterritorien  und  Stadtstaaten  entfernt  sind,  als  Nicht- 
Staaten ansehen.  3)  In  Wahrheit  hat  es  die  Staatslehre,  auch  wenn  sie 
sich  mit  dem  Verhältnis  mehrerer  politisch  thätigen  Verbände  zu  einander 
beschäftigt,  mit  einer  ganzen  Beihe  von  möglichen  Gestaltungen  zu 
thun,  von  denen  die  eine  ebensoviel  Existenzberechtigung  hat  wie  die 
andere,  die  unter  einander  durch  zahlreiche  Zwischenstufen  getrennt  sind. 
Gerade  der  Souveränetätsbegriff  aber  pafst  sich  allen  diesen  Gestaltungen 

1)  Laband,  Staatsrecht  des  deutschen  Reichs,  I.  S.  66.  Jellinek,  Aligemeine 
Staatslehre,  I.  S.  432;  Rehm,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  66. 

2)  Georq  Meter,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  S.'19. 

3)  In  der  That  geht  z.  B.  Jeixinek  von  dieser  Anschauung  aus  (vergl.  Staats- 
lehre S.  405):  „Das  Lehnswesen,  später  auch  die  emporkommende  Stadtfreiheit, 
schaffen  einen  Zustand,  der  in  einigen  Ländern  zu  Zeiten  an  völlige  Staats- 
losigkeit  streift*^.  Hier  wird  also  der  höchste  Verband,  etwa  die  Monarchie  der 
Kapetinger,  die  souverän,  aber  machtlos  ist,  allein  als  Staat  anerkannt,  während 
z.  B.  der  Herzog  von  der  Normandie  und  der  Graf  von  Toulouse,  die  mächtigen 
Kommunen  wie  Brügge  und  Gent,  weil  sie  abhängig,  nicht  souverän  sind,  über- 
haupt nicht  als  Staaten,  sondern  als  Unterthanen  gelten,  die  „mit  staatlicher  Macht 
ausgerüstet  sind,  die  sie  nach  Art  eines  Privatbesitzes  behandeln".  Wie  man  leicht 
sieht,  wird  damit  das  reale  Verhältnis  geradezu  umgedreht;  es  wird  verkannt,  dafs 
es  sich  hier  einfach  um  den  Konflikt  von  Kleinstaat  und  Grofsstaat  handelt,  der 
den  gemeinsamen  Untergrund  des  antiken  und  des  mittelalterlichen  und  neuzeitlichen 
Staatslebens  bildet  und  ohne  dessen  Verständnis  ein  Vergleich  der  politischen 
Prozesse  gar  nicht  möglich  ist  (vergl.  u.  S.  859). 
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an,  da  er  seiner  Wortbedeutung  nach  eben  nur  einen  ^höheren^',  also 
einen  irgend  welchem  Bechtssubjekt  an  Macht  überlegenen  Verband  bedeutet 
(S.  845.  Anm.  3),  und  die  Geschichte  lehrt  am  besten,  dafs  er  in  solcher 
blofs  relativen  Bedeutung  auch  auf  die  mannigfachsten  Verhältnisse 
angewendet  worden  ist.  An  und  für  sich  ist  eine  Gliederung  des 
politischen  Lebens  in  zwei  oder  mehrere  Stufen  staatlicher  Verbände 
bereits  gegeben,  wenn  die  öffentlichen  Aufgaben  zwischen  höheren 
und  niederen  Verbandsorganen  geteilt  sind,  und  schon  in  diesem  Ver- 
hältnis kann  jeder  Verband  als  souverän  gelten,  weil  er  über  den  Unter- 
t hauen  steht  Schon  hier  sind  freilich  wesentliche  Verschiedenheiten 
denkbar.  Der  Oberstaat  kann  unter  Umständen  über  den  Kopf  des 
Gliedverbands  hinweg  auch  seinerseits  beherrschend  und  politisch  wirk-^ 
sam  auf  die  Unterthanen  greifen,  wie  die  französische  Monarchie  seit 
Philipp  IL  durch  ihre  Oberjustiz,  später  durch  ihre  Truppenaushebung, 
Steuereinschätzung  und  Polizei J)  Der  Oberstaat  kann  aber  auch  ge- 
zwungen sein,  sich  unmittelbarer  Verwaltungsthätigkeit  über  die  Unter- 
thanen der  Glied  verbände  ganz  zu  enthalten  und  lediglich  gesetzgebend  und 
rechtsprechend  auf  die  Unterverbände  selbst  einzuwirken.  Letzteres  war  die 
Bechtslage  im  älteren  kapetingischen  Gemeinwesen  des  11.  Jahrhunderts^) 
und  ebenso,  wenn  auch  nicht  ganz  so  schroff,  die  im  Deutschen  Beich 
seit  dem  Westfälischen  Frieden  (S.  686).  ^)  Nichtsdestoweniger  hat  man 
für  den  Unterstaat  nicht  nur  im  letzteren  Fall,  sondern  auch  im  ersteren 
(S.  530)  die  Eigenschaft  der  Souveränetät  in  Anspruch  genommen,  also 
eine  Souveränetät,  die  geteilt  neben  der  Souveränetät  des  Oberstaats  steht. 
Sie  kann  nicht  nur  die  „respectusubditorum^  unabhängige  Gewalt 
über  die  Unterthanen,  sondern  jede  eigne  staatliche  Gewalt  über  die  Unter- 
thanen bezeichnen,  und  vor  allem  das  Mittelalter  konnte  hier  um  so 
weniger  ängstlich  mit  seinem  Sprachgebrauch  sein,  als  es  der  Idee  nach 
und  zeitweise  auch  mit  praktischer  Tendenz  sogar  über  den  Fürsten  der 
National-  und  Territorialstaaten  den  Kaiser  und  den  Papst  als  höchste  Ober- 
herren, Souveräne,  anerkannte.  ^)  Noch  weniger  also  kann  die  Souverä- 
netät ein  sicheres  Kennzeichen  für  weitere  Varietäten  abgeben,  die  sich 
auf  der  bezeichneten  Basis  herausbilden  können,  insbesondere  für  die 
Alternative,  ob  das  herrschende  Organ  des  Oberstaats  seinerseits  unab- 

1)  So  liegt  die  Situation  in  dem  Zeitpunkt,  wo  der  Begriff  der  souverainete 
im  französischen  Sprachgebrauch  Beaumanoirs  zuerst  auftritt  (S.  5S0). 

2)  Obwohl  damals  der  Sprachgebrauch  der  souverainete  für  den  Baron  noch 
nicht  nachweisbar  ist  (S.  404). 

3)  Es  ist  also  die  Rechtslage  der  Fürsten  unter  dem  Kaiser,  die  man  im 
Sprachgebrauch  des  15.  und  16.  Jahrhunderts  als  ,,Libertat''  bezeichnet  (S.  552),  für 
die  aber  bis  zum  18.  Jahrhundf^rt  ebenfalls  der  Begriff  „Souveränetät''  übüch  wird 
(S.  686.  Anm.  4). 

4)  Dafs  z.  B.  Papst  Bonifaz  VIII.  sich  selbst  als  Souverän  des  französischen 
Königs,  also  als  Haupt  eines  höheren  Verbands  betrachtet,  vergl.  S.  466.  A.  1. 


848  '  Zweiter  Teil.    Die  verBchiedenen  Formen  der  Staatsbiidung. 

hängig  über  den  Staatsgliedem  steht,  oder  ob  die  Centralregiemng  sich 
erst  aus  den  Regierungen  der  Gliedstaaten  zusammensetzt, 
ob  also  diese  aulser  ihrer  abhängigen  Souveränetät  über  ihre  Landes - 
kinder  auch  noch  Anteil  an  der  unabhängigen  Souveränetät  des  Ge- 
samtstaats  besitzen.^)  Angesichts  dieser  grofsen  Anzahl  verschiedener 
Schattierungen,  die  das  Verhältnis  zwischen  Oberstaat  und  unterem  Ver- 
band annehmen  kann,  ist  es  nicht  eine  qualitativ  andersartige,  sondern 
wiedejT  nur  eine  quantitativ  etwas  gesteigerte  staatsrechtiiche  Macht, 
die  der  Unterstaat  anstrebt,  wenn  er  sich  von  jeder  Beeinflussung  des 
Oberstaats  zu  lösen,  nicht  nur  im  Verhältnis  zu  den  Unterthanen,  son- 
dern im  Verhältnis  zum  höheren  Staat  unabhängig  zu  werden  trachtet, 
und  man  mag  deshalb  auch  die  absolute  Unabhängigkeit  Souve- 
ränetät nennen  in  dem  Sinn,  wie  es  die  deutschen  l^ürsten  nach  dem 
Dreifsi^ährigen  Krieg  versuchten,  wie  es  Pufendorf  in  ihrem  Sinn 
verlangte  (S.  686),  und  wie  es  der  Grofse  Kurfürst  bei  der  Erwerbung 
Ostpreufsens  als  ,jus  supremi  dominii"  wirklich  erreichte  (S.  610.  695).^) 
Und  endlich  sucht  in  entsprechender  Weise  der  Oberstaat  seine  Macht 
auszudehnen,  wenn  er  die  niederen  Verbände  aus  den  politischen  Funk- 
tionen ganz  zu  verdrängen  und  seine  oberste  und  unabhängige 
Staatsmacht  zugleich  zur  alleinigen  und  ausschlief  suchen  Macht 
zu  gestalten  sucht,  der  radikalste  Begriff  der  Souveränetät,  wie  er  dem 
Bodin  vorschwebte.^)  Aus  alledem  ergiebt  sich,  dafs  die  Souveränetät  eine 


1)  Das  ist  selbstverstSudlicli  das  Unterscheidende  der  beiden  soeben  gleichge- 
stellten Fälle  der  altfranzösischen  Lehnsmonarchie  (König  als  ObersouverSn  über  den 
respektiv-souveränen  Baronen;  and  des  römischen  Reichs  deutscher  Nation  im 
17.  und  18.  Jahrhundert  (Reichstag  als  ein  regierendes  Organ  des  obersouveränen 
Reichs,  aus  den  Landesherm  als  Häuptern  der  untersouveränen  Gliedstaaten  zusammen- 
gesetzt; vergl.  S.  684). 

2)  In  diesem  Sinn  wird  eine  besondere  Rechtslage  im  Sprachgebrauch  der  ita- 
lienischen Renaissance  den  Stadtstaaten  zugesprochen,  die  sich  von  der  Obennacht 
ihres  fürstlichen,  bischöflichen  Stadtherm  freigemacht  haben  (S.  455.  469.  476).  Sie 
sind  „dvitates  superiorem  non  recognoscentes",  wobei  allerdings  in  den  Gegensatz 
der  Abhängigkeit  vom  fürstlichen  Territorium  und  der  Unabhängigkeit  des  Stadt- 
staatsgebiet« zugleich  der  weitere  Gegensatz  der  monarchisch-fürstlichen  Regierung 
und  der  republikanischen  Regierung  der  Stadtorgane  hereinspielt  Vergl.  über  diesen 
Sprachgebrauch  Gierke,  Genossenschaftsrecht,  III.  S.  381  ff.  639  ff.;  Rehm,  Geschichte 
der  Staatsrechtswissenschaft,  S.  193;  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  404.  In- 
sofern in  der  gleichen  Zeit  auch  der  französische,  englische,  spanische  König  die 
Tendenz  verfolgen,  die  formelle  Oberlehnsherrlichkeit  des  Kaisers  und  des  Papstes 
abzustofsen  (o.  S.  847.  Anm.  4),  sind  auch  die  Königreiche  Unterstaaten,  die  einen 
Souverän  nicht  anerkennen  (Vergl.  Jellinek,  S.  404.  Anm.  3). 

3)  Hierüber  vergl.  S.  653.661  ff.    Nur  ist  zu  bedenken,  dafs  gerade  der  schein- 
bar so  geschlossne  Souveränetätsbegrif f  Bodins  aus  ganz  verschiedenen  Elementen  ge* 
mischt  ist.    Bodin   legt  dem  Monarchen  Frankreichs  die  höchste  und  absolute  Ge- 
walt nicht  nur  insofern  bei,  alsercentralisierend  den  unteren  Verbänden  (Grund-  • 
herren,  Städten,  Provinzen)  alle  Verwaltung  aus  der  Hand  genommen  hat  oder  nehmen 
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Eigenschaft  von  höchst  relativer  Bedeutung  darstellt.  Sie  will  ledig- 
lich soviel  besagen,  dafs  im  Zusammen-  und  Nebeneinanderwirken  der 
mehreren  Verbandsformen,  in  denen  sich  die  Gesellschaft  organisiert, 
die  eine  gegenüber  den  anderen  ein  Mehr  von  rechtlich  anerkannter 
Macht  besitzt  oder  durch  eine  Änderung  des  geltenden  Kechts  erlangen 
möchte.  Aber  solche  besondere  Macht  kann  einerseits  der  untere 
Verband,  Gemeinde,  Grundherrschaft,  Provinz,  Gliedstaat,  gegenüber  dem 
höheren  beanspruchen,  anderseits  der  höhere  gegenüber  dem  nie- 
deren und  beide  wieder  in  ganz  verschiedenem  Sinne,  Was  der 
niedere  Verband  beansprucht,  kann  nur  die  eigne  politische  Thätigkeit, 
unabhängig  von  oberer  Verleihung,  sein,  wie  sie  das  Kennzeichen 
jedes  Selbstverwaltungskörpers  ist  (I.  S.  139),  es  kann  die  Unabhängigkeit 
von  Einmischungen  des  Oberstaats  in  die  eigne  Verwaltung  oder  Recht- 
sprechung sein  (o.  S.  847.  A.  1),  —  es  kann  Unabhängigkeit  schlechthin 
auch  gegenüber  höherer  Gesetzgebung  und  Kontrolle  sein  (S.847,  A.  3),  —  es 
kann  endlich  ein  positives  Recht,  Anteil  des  Gliedstaats  an  den  Organen 
und  deshalb  an  den  Funktionen  des  Oberstaats  sein  (o.  S.  848.  Anm.  1). 
Anderseits  kann,  wie  gezeigt,  auch  umgekehrt  dem  höheren  Staat  gegen- 
über dem  niederen  Verband  eine  gröfsere  Macht  zukommen.  Diese  kann 
in  dem  Rechte  bestehen,  die  Funktionen  des  Selbstverwaltungskörpers 
zu  überwachen,  wie  es  vor  allem  im  Wesen  der  Oberlehnsherrlichkeit 
liegt,  oder  in  dem  Recht,  durch  die  eignen  Organe  unmittelbar  einen 
Anteil  politischer  Funktionen  neben  denen  des  Unterverbands  vorzu- 
nehmen oder  endlich  in  dem  Recht  des  Oberstaats,  die  politische  Macht 
den  unteren  Verbänden  zu  entziehen  und  sie  wie  bei  durchgeführter 
Centralisation  ganz  aufzusaugen.  Alle  diese  höchst  verschiedenartigen 
.Machtkreise  kajin  man  Souveränetät  nennen  und  hat  man  zu  Zeiten  so 
genannt  *)  Gewifs  folgt  aus  der  Vieldeutigkeit  des  Begriffs  nicht,  dafs 
man  ihn  aus  der  staatsrechtlichen  Betrachtung  auszuschalten  hat.^) 
Wohl  aber  folgt,  dafs  das  sogenannte  Problem  der  Souveränetät  ledig- 
lich ein   Sammelname  für  eine  Vielheit   von  untereinander  zusammen- 


warf, sondern  auch  insofern,  als  der  Monarch  bei  der  Centralverwaltung 
unbeschränkt  ist  durch  ein  anderes  (Reichs-)  Organ,  die  Stände  (vergl.  auch  Jel- 
LINEK,  S.  412  ff.). 

1)  Wenn  der  Oberstaat  den  unteren  Verbänden  diese  politische  Funktion  ent- 
zieht, so  kann  er  ihnen  zunächst  insbesondere  das  selbständige  politische  Handeln 
nach  aufsen,  im  volkerrechtlichen  Verkehr,  entziehen.  In  diesem  Sinn  hat  z.B. 
der  deutsche  Staat  innerhalb  des  alten  Beichs  eine  gröfsere  Kompetenz  als  der 
amerikanische  Staat  innerhalb  der  Union,  die  die  auswärtigen  Angelegenheiten  in 
der  Verfassung  von  1787  sofort  an  sich  zieht  (o.  S.  794).  Man  kann  hiemach  die 
Souveränetät  wieder  in  staatsrechtlichem  und  in  volkerrechtlichem  Sinn  unterscheiden 
<Rehm,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  70). 

2)  Dies  ist  doch  wohl  der  letzte  Schlafs  der  gedankenreichen  und  kritisch- 
acharfen  Untersuchung  von  Preüss,  Gemeinde,  Staat,  Reich.  1889.  S.  100  ff.,  bes.  S.  135. 
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hängenden,  aber  gesondert  zu  prüfenden  Einzelfragen  darstellt  Wie  das 
Problem  der  „Freiheit^  alle  die  Rechtsfragen  amschliefst,  die  das  Verhältnis 
zwischen  Staatsorganen  und  Bürgern  berühren,  wie  das  der  „Staatsform** 
oder  der  Form  der  ^Staatsgewalt"  alle  Fragen  aus  dem  Verhältnis  der 
obersten  staatlichen  Organe  zu  einander  in  sich  fafst,  so  ist  der  Begriff 
der  „Souveränetät"  das  Schlagwort  für  alle  die  Kämpfe  und  die  Rechts- 
Sätze,  die  durch  die  Zweifel  über  die  Machtverteilung  zwischen  mehreren 
höheren  und  niederen  staatlichen  Verbänden  hervorgerufen  werden, 
das  Schlagwort,  dem  im  antiken  Leben  das  der  ^ Autonomie"  entsprach,  i) 
Die  Hauptaufgabe  der  Staatslehre  ist  auch  hier  nicht  die,  den  begrifflichen 
Sprachgebrauch  aufzuklären  —  ein,  wie  sich  zeigt,  ziemlich  unfruchtbares 
Beginnen  — ,  sondern  alle  die  historischen  Varietäten  der  politischen 
Gliederung  darzulegen  und  in  ihrer  Gegensätzlichkeit  abzugrenzen. 
Unter  welchen  Bedingungen  man  dann  einem  höheren  oder  niederen 
Verband  die  Souveränetät  beilegt,  ist  schliefslich  konventionell,  und  eine 
feste  Konvention  hat  sich,  wie  sich  zeigt,  bis  zum  18.  Jahrhundert  nicht 
gebildet.  ^)  Ob  und  inwiefern  sich  der  Souveränetätsbegriff  im  Staats- 
leben des  19.  Jahrhunderts  nach  der  einen  oder  andern  Richtung  hin  ab- 

1)  Es  ist  hier  noch  einmal  daran  zu  erinnern,  dafs  auch  der  Begriff  der  ^  Auto- 
nomie*', besonders  im  griechischen  Eulturkreis,  alier  der  Schattierungen  fähig  ist» 
die  soeben  als  wechselnde  Bedeutungen  der  Souveränetät  zusammengestellt  worden 
sind.  Die  ecvrovo/zia  kann  (wie  die  Souveränetät  nach  Beaumanoir,  o.  S.  530.  Anm.  1) 
soviel  bedeuten  wie  Selbstverwaltung,  Besitz  eigner  Verfassung  und  eines  eignen 
politischen  Funktionenkreises  und  zwar  auch  dann,  wenn  ein  Oberstaat  seinerseits 
mit  höherer  Thätigkeit  in  das  autonome  Gebiet  eingreift,  —  erst  recht  also,  wenn 
der  Oberstaat  nur  überwachend  wirksam  wird  (S.  158.  Anm.  1).  Die  avtovo/ila 
kann  aber  auch  soviel  als  ^Acv^fp/cr,  d.h.  Unabhängigkeit,  bedeuten,  in  diesem 
Sinne  bildet  sie  das  Ziel  des  Peloponnesischen  Kriegs  und  den  Inhalt  des  Antalki- 
dischen  Friedens  (S.  178).  Anderseits  ist  der  Begriff  der  Autonomie  insofeni  enger 
als  der  der  Souveränetät,  als  sie  niemals  die  Macht  des  übergeordneten  Staats 
gegenüber  dem  niederen  bezeichnet.  Diese  ist  7/yf^ov/a,  sowohl  wenn  sie  blofses 
Aufsichtsrecht,  wie  wenn  sie  unmittelbare  politische  Herrschaft  über  das  abhängige 
Gebiet  bezeichnet  (S.  158.  Anm.  1).  Für  die  ausschliefsliche  Herrschaft  des 
Oberstaats  über  ein  abhängiges  Gebiet  (wie  z.B.  die,  welche  Dionysios  durch  Auf- 
hebung der  Autonomie  der  sicilischen  Städte  begründete;  S.  172)  fehlt  ein  tech- 
nischer Begriff.  Eine  weitere  Parallele  zu  der  neueren  Staatengeschichte  bietet 
die  antike  Welt  auch  insofern,  als  auch  Griechenland  bei  einem  aus  autonomen 
Stadtstaaten  zusammengesetzten  Gesamtstaat  die  doppelte  Möglichkeit  kennt,  dafs 
die  Oberstaatsgewalt  durch  eine  von  den  Unterthanenstaaten  getrennte 
Macht  gehandhabt  wird  (von  Athen  im  ersten  attischen  Seebund,  S.  157),  oder  dafis  sie 
von  einem  genossenschaftlich  aus  allen  Einzelgemeinden  organisierten  Eongref s 
ausgeübt  wird  (von  dem  Bundestag  der  Staatendelegierten  im  zweiten  attischen 
Seebund,  S.  178,  entsprechend  dem  Reichstag  des  alten  deutschen  Reichs).  —  Über  den 
Begriff  der  Autarkie  S.  167.  Anm.  2. 

2)  Damit  rechtfertigt  sich  zugleich,  warum  in  Bd.  I.  S.  145.  255  der  Begiiff 
der  Souveränetät  umgangen  wurde.  Es  geschah,  weil  er  sich  nicht  von  einem 
Problem  der  Methode  trennen  läfst 
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gegrenzt  hat,    sinkt    zu    einer  Frage  des  modernen  positiven  Staats- 
rechts herab. 

Die  Analyse  des  Souveränetätsbegriffs  liefert  nach  dem  Gesagten  einen 
ziemlich  sichern  Prüfstein,  um  Sinn  und  Wert  der  vorausgehenden  geschicht- 
lichen Untersuchung  und  deren  Berührungspunkte  mit  der  einleitenden 
Untersuchung  der  politischen  Grundbegriffe  zu  erproben.  Erst  beides  ver- 
einigt läfst  die  veränderte  Aufgabe  erkennen,  die  eine  ihrer  Ziele  (I.  S.  6) 
bewufste  Staatslehre  im  Gegensatz  zu  der  älteren  zu  lösen  hat,  und  die  von 
der  heutigen  Litteratur  mindestens  noch  nicht  mit  aller  Schärfe  betont 
worden  ist  Die  Staatslehre  mufs  es  vermeiden,  die  charakteristischen 
Eigenschaften  eines  Staats  in  ein  einziges  Merkmal  oder  in  einige  wenige 
Merkmale  zusammenzudrängen,  die  sodann  als  Mafsstab  auf  die  histo- 
rischen Erscheinungen  übertragen  werden.  Vielmehr  müssen  die  politischen 
Probleme,  die  mit  Bücksicht  auf  die  Interessen  und  Bedürfnisse  des  staat- 
lichen Lebens  auftauchen,  zunächst  in  ihrer  Vielseitigkeit  erkannt  werden. 
Nur  nützt  es  freilich  wiederum  nichts,  diese  vielseitigen  Probleme  einzeln 
und  herausgerissen  aus  ihrem  Zusammenhang  zu  betrachten.  Vielmehr 
kann  das  Bild  eines  Staats  nur  durch  eine  sorgsame  Übersicht  über 
sie  alle  gewonnen  werden,  da  nur  so  der  Einblick  in  die  Wirksamkeit 
eines  Staats  gewonnen  werden  kann.  Die  juristische  Erkenntnis  und  die 
rechtskritische  Beurteilung  einer  Verfassung,  für  die  die  Staatslehre  Mate- 
rial und  Schulung  liefern  soll,  bedarf  mit  anderen  Worten  eines  Vergleichs 
der  Staatsbilder  in  ihrem  ganzen  Gefüge,  d.  h.  im  Zusammenhang 
und  in  der  Wechselwirkung  der  staatlichen  Organe  untereinander 
und  vor  allem  in  der  Wechselwirkung  der  Staatsorganisation  mit  der 
Zusammensetzung  des  Volks.  Freilich  werden  nun  die  Ansichten 
darüber  auseinander  gehen  können,  welche  Interessen  und  demgemäfs 
welche  Rechtsinstitute  diejenigen  sind,  die  eine  juristischwesentliche 
Verschiedenheit  zweier  Staatscharaktere  begründen,  und  der  hier  vor- 
liegenden Darstellung  liegt  das  Selbstvertrauen  durchaus  fem,  bei  der  Aus- 
lese des  Stoffs  an  allen  Punkten  die  rechte  Linie  innegehalten  zu  haben. 
Mancher  wird  gerade  das  juristische  wesentlich  finden,  was  sie  geflissent- 
lich ignoriert  hat,  die  Rechtsformen  der  Königswahlen  oder  der  Ge- 
setzgebung, der  Belehnung  oder  des  Gerichtsverfahrens,  die  politischen 
Wandlungen,  die  auch  in  solchen  Gemeinwesen  eingetreten  sind,  die,  wie 
die  holländischen,  deutschen  oder  italienischen  Städte,  bleibende  Nach- 
wirkungen nicht  hinterliefsen,  sondern  von  politischen  Neubildungen  auf- 
gesaugt wurden.  0    Immerhin  würde  es  den  Standpunkt,    der  hier  ein- 

1)  Es  ist  hier  vielleicht  die  Bemerkung  pro  domo  gestattet,  dafs  ich  gerade,  in- 
dem ich  eine  genauere  Schilderung  des  reichen  Verfassungslebens  der  italienischen 
Städte  des  13. — 16.  Jahrhunderts  ausschaltete,  am  meisten  Entsagung  üben  muTste, 
da  mir  nach  meinen  früheren  litterarischen  Arbeiten  der  italienische  Quellenkreis 
der  vertrauteste  ist. 
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genommen  wurde,  rechtfertigen,  wenn  sich  aus  dem  vorgeführten  Ge- 
scbichtsstoff  die  Lehren  ableiten  liefsen,  die  für  das  Verständnis  des  mo- 
dernen Staats  die  praktisch  wesentlichsten  sind. 


§  92.    Bedentong  der  historüohen  Sohildening^  für  die  Erkenntnis  des 

modernen  Staats. 

L  Vorbemerkung.  Der  zweite  Gesichtspunkt,  unter  dem  die 
Staatslehre  die  historisch  gewesenen  Staatsformen  betrachten  mufs,  ist 
deren  Beziehung  zu  dem  eigentlichen  Gegenstand  der  praktischen  Staats- 
lehre, dem  modernen  Staatensystem.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  hat 
sie  die  Frage  auf  zu  werfen:  Was  ergiebt  die  Entwicklung  der  älteren 
Staatsgebilde  unseres  Kulturkreises  in  ihrer  Gesamtheit  betrachtet 
für  die  politische  Thätigkeit  des  19.  Jahrhunderts  ? 

Dafs  die  bezeichnete  Frage  im  Rahmen  einer  Schlufsbemerkung 
nicht  beantwortet  werden  kann,  liegt  auf  der  Hand.  Sie  kann  abschliefsend 
nur  in  Verbindung  mit  den  Rechtsgedanken  und  Bestrebungen  geprüft 
werden,  von  denen  die  Staaten  des  19.  Jahrhunderts  selbst  beherrscht 
und  gestaltet  wurden.  Eins  der  hauptsächlichen  Ergebnisse  ist  es  insbe- 
sondere^ dafs  nur  aus  der  universalhistorischen  Übersicht  der  individuelle 
Grundcharakter  jedes  einzelnen  der  modernen  Grofsstaaten  bestimmt  werden 
kann,  m.  a.  W.  die  geschichtliche  Überlieferung,  die  für  die  Gliederung 
ihrer  territorialen  Bestandteile,  ihrer  sozialen  Gruppen,  ihrer  vorwiegen- 
den Kulturbestrebungen,  für  ihre  Neigung  zu  bestimmten  Formen  des 
regierenden  Organs  oder  des  Beamtentums,  für  gewisse  Grundsätze  der  Ver- 
waltung oder  der  Rechtspflege  mafsgebend  gewesen  ist  Ein  unbefangener 
Vergleich  des  heutigen  französischen  und  englischen  Staats  ist  z.  B. 
nicht  denkbar,  wenn  man  nicht  die  wachsende  Spaltung  zwischen  Edel- 
mann und  Bürger  im  Auge  behält,  die  sich  in  Frankreich  seit  der  Schlacht 
von  Meaux  (S.  536)  vollzogen  hat,  und  die  das  genaue  Gegenteil  der  eng- 
lischen Entwicklung,  der  fortschreitenden  Verschmelzung  des  Adels  und 
Mittelstands  zur  herrschenden  Gentlemenklasse  seit  der  Schlacht  von 
Lewes  (S.  498.  776)  darstellt  Man  kann  anderseits  den  Gegensatz  des  mo- 
dernen Frankreich  und  Deutschland  nicht  verstehen,  wenn  man  nicht 
abwägt,  wie  das  erstere  von  früh  an  mit  einer  ganz  besonderen  Ausge- 
glichenheit  der  landschaftlichen  Gebiete  rechnen  durfte  (S.  403),  während 
Deutschland  noch  mitten  im  Prozefs  des  beginnenden  Ausgleichs  der  Land- 
schaftsgegensätze (S.  441.481)  und  deshalb  als  ein  viel  jüngerer  Staat  in  die 
schweren  Konflikte  der  neuen  Zeit  hineingerissen  und  auf  dieser  Stufe 
gezwungen  wurde,  eine  zwischen  dem  Bedürfnis  des  Gesamtstaats  und 
der  Anerkennung  landschaftlicher  Selbständigkeit  vermittelnde  Organisa- 
tion zu  suchen.  Beide  treten  wiederum  in  Gegensatz  zu  Spanien,  wo 
der  gleiche  Zwiespalt  zwischen  Kastilien  und  Aragonien  mit  roher  Gewalt 
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eingeebnet  wurde  (S.  626. 637),  aberebjen  deshalb  latent  im  Innern  des  Ein- 
heitsstaats, ihn  lähmend,  weiter  arbeitete.  Nicht  minder  wird  das  auf- 
fallende Unterscheidungsmerkmal,  das  die  englische  Bezirksverwaltung 
der  Friedensrichter  von  der  festländischen  der  centralisierten  Amtmänner 
von  jeher  trennt,  nur  aus  der  Geschichte  verständlich ;  man  mufs  beachten, 
dafs  die  Friedensrichter  (S.  51 2  ff.)  nicht  etwa  ein  Element  des  folgerichtig 
ausgebauten  monarchischen  Verfassungsstaats  waren  ^),  sondern  einantimo- 
narchisches  Macht-  und  Kampfmittel  der  Stände,  bestimmt  die  von  Provinz- 
organen kontrollierte  Verwaltung  der  Sheriffs  durch  eine  provinzielle 
Eigenverwaltung  ständischer  Organe  zu  verdrängen,  dass  sie  also  die 
ausgleichende  Verwaltung  der  Eönigsbehörden  durch  ein  dem  Rechts- 
staat feindliches  Klassenregiment  des  Grundadels  der  Grafschaften  ver- 
schlechterten. Die  historisch  vorbereiteten  und  fortgeerbten  Gegensätze 
der  verschiedenen  Staatsvölker  machen  sich  so  bis  in  die  tiefsten  und 
scheinbar  äulserlichsten  Bestandteile  der  staatlichen  Maschinerie  hinein 
bemerkbar.  Aber  ganz  ebenso  sind  auch  die  gemeinschaftlichen  oder 
doch  häufig  wiederkehrenden  Züge  im  Leben  der  Nationen  von  Bedeu- 
tung, um  diejenigen  öffentlichrechtlichen  Institute  zu  begreifen,  die  mit 
gleicher  Funktion  und  in  ähnlicher  Form  durch  sie  hervorgerufen  wurden. 
Nur  aus  der  Geschichte,  in  erster  Linie  der  englischen,  läfst  sich  die 
ursprüngliche  Funktion  des  parlamentarischen  Rechtes  der  Steuerbewil- 
ligüng  oder  Budgetprüfung  juristisch  verstehen.  Wie  der  Zusammenhang 
mit  den  in  seiner  Entstehungszeit  herrschenden  Rechtsvorstellungen  zeigt, 
läfst  sich  seine  Rechtsfunktion  als  «ine  Form  der  VerwaltnngskontroUe  be- 
zeichnen; der  Verwaltungsjustiz  verwandt,  bedeutet  sie  eine  Prüfung  der 
rechtlichen  Schranken,  die  der  Steuererhebung  und  -Verwertung  der  Re- 
gierung gesteckt  sind  (S.  504).  Aber  anderseits  gestattet  auch  der  spätere 
Gang  der  Entwicklung  die  Einsicht,  dafs  dasselbe  Recht,  wenn  andere 
Rechte  —  das  der  ständigen  Militärverwaltung,  der  Ministerbesetzung  u.  s.w. 
—  hinzutreten,  ohne  seine  Tragweite  und  Form  zu  ändern,  in  einen  Teil 
der  parlamentarischen  Selbstregierung  übergehen  kann  (S.  737).  Aus  der 
Geschichte  entnimmt  deshalb  die  Staatslehre  ihr  Material,  um  die  prak- 
tisch-juristischen Kennzeichen  des  konstitutionell-monarchischen  und  des 
parlamentarisch-demokratischen  Regierungssystems  mit  Schärfe  zu  prä- 
cisieren  und  so  diese  die  moderne  Staatenwelt  bewegende  Alternative  auf 
ihre  Lebensbedingungen  im  geltenden  Recht  und  auf  ihre  Entstehungs- 
bedingungen vom  Standpunkt  gesetzgeberischer  Beurteilung  zu  prüfen, 
z.  B.  wäre  es  denkbar,  dass  man  so  zu  dem  Urteil  gelangte,  dafs  im  heutigen 
Deutschland  für  einen  „Parlamentarismus^  nicht  weniger  als  alle  die  Be- 
dingungen fehlen,  die  im  Jahre  1688  in  England  durch  jahrhundertelange 
Bewegungen  im  Staatsleben  allmählich   geschaffen  worden  waren. 

Eine  systematische  Verwertung  des  geschichtlichen  Lehrstoffs  kann 
1)  Vergl.  über  diese  Auffassung  Gneist  und  viele  Neuere,  o.  8.  519.  A.  1. 
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demnach  nur  in  Verbindung  mit  einer  staatsrecbüich-yergleichenden  Einzel- 
darstellung der  modernen  Zeit  unternommen  werden  (Kap.  2—4  dieses 
Teils).  Aber  deswegen  braucht  man  nicht  auf  den  Versuch  zu  verzichten, 
aus  der  Universalgeschichte  gewisse  Grundregeln  abzuleiten,  die  für  alle 
Staaten  das  gemeinsam  beherzigenswerte  praktische  Ergebnis  der  Entwick- 
lung bilden.  Diese  Schluf sbemerkung  hat  zu  prüfen,  inwieweit  dies  möglich  ist 

Natürlich  wird  man  bei  diesem  Versuch  bescheidene  Grenzen  ein- 
halten müssen.  Was  schon  früher  aus  methodologischen  Gründen  be- 
hauptet werden  mulste  (I.  S.  110  ff.),  bestätigt  sich  angesichts  des  geschicht- 
lichen Einzelmaterials  vollauf:  eine  universalgeschichtliche  Entwicklungs- 
idee  läfst  sich  aus  den  Schicksalen  der  staatsbildenden  Völker  nicht 
abstrahieren.  Man  kann  keinen  politischen  Erziehungsprozels  der  Na- 
tionen oder  der  ganzen  Menschheit  nachweisen,  durch  den  dieselben 
stetig  zu  immer  höheren  und  vollkommeneren  Formen  aufsteigen,  um 
schlief slich  am  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  bei  einem  Normalstaat  von 
dauernd  gesicherter  Lebensfähigkeit  anzulangen.  Wenn  die  Greschichte  irgend 
etwas  veranschaulichen  kann,  so  ist  es  die  Unbeständigkeit  der  politischen 
Errungenschaften.  Auf  Zeiten  des  nachhaltigen  Fortschritts  folgen  immer 
wieder  lange  Perioden  des  Rückschritts,  unter  Umständen  des  dauern- 
den Verfalls.  Besonders  wenn  man  den  in  diesem  Werke  besonders  be- 
tonten Gesichtspunkt  festhält,  dafs  die  Bedeutung  einer  Staatsorganisation 
allseitig  nur  nach  ihrer  Wirkung  für  alle  sozialen  oder  räumlich  abge- 
sonderten Bevölkerungsschichten  abgeschätzt  werden  kann,  dafs  femer 
die  kulturelle  Leistungsfähigkeit  und  die  verfassungsrechtliche  Sicherheit 
zwei  ganz  verschiedene  Seiten  des  Staatslebens  darstellen,  wird  man 
nicht  umhin  können  einzugestehen,  dafs  häufig  eine  Zeit  scheinbar 
gröfster  Blüte  in  Wahrheit  bereits  ein  ungesundes,  in  der  Zersetzung  be- 
griffenes Gefüge  des  Staats  in  sich  birgt  Ganz  abgesehen  von  dem 
Vergleich  des  ägyptischen  Staats  der  12.  Dynastie  mit  dem  späteren 
der  Ramessiden,  des  attischen  der  Peisistratidenzeit  mit  dem  des  Perikles, 
des  römischen  Staats  der  nachhannibalischen  Zeit  mit  dem  der  Antonine, 
bieten  die  sämtlichen  Staaten  des  neueren  seit  der  Earolingerzeit  ge- 
schaffenen Kulturkreises  das  Bild  einer  gelegentlichen,  zum  Teil  sehr 
langdauemden  und  tiefgreifenden  Rückwärtsbewe^ng,  und  zwar  nicht 
nur  wenn  man  einseitig  ein  bestimmtes  Kulturinteresse  oder  eine  Volks- 
klasse, sondern  im  Gegenteil  gerade  dann,  wenn  man  alle  Interessen 
und  Interessenten  ins  Auge  fafst  Der  Blick  über  die  jüngsten  Vor- 
stufen unseres  Staatensystems  hat  z.  B.  gezeigt,  dafs  für  den  Gesamt- 
durchschnitt aller  Teile  unserer  Kultumationen  der  im  allgemeinen  be- 
friedigende Zustand  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  innerhalb  des  Rechts- 
lebens seit  dem  15.  Jahrhundert  eine  zunehmende  Verschlechterung 
bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts  erfuhr. 
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Hieran  ändert  es  nichts,  dals  dieser  Weciisel  in  einem  besonders 
wichtigen  Punkte,  wie  schon  früher  dargelegt,  ein  gesetzmäfsiger  ist, 
denn  die  Bedingungen  dieses  Entwicklungsgesetzes  sind  selbst  schwan- 
kend und  zufallig.  Das  Entwicklungsgesetz,  das  ihn  bestimmt,  besagt 
nur,  dafs  die  rechtliche  Ausbildung  und  Fortbildung  eines  Staats  eine 
gewisse  Buhe  des  nationalen  Lebens  voraussetzt,  dafs  umgekehrt  Unruhe 
im  Leben  der  Völker  und  Volksklassen,  Krieg  und  Revolution,  fast  aus 
nahmslos  einen  Bückschritt,  untör  Umständen  ein  völliges  Verkümmern 
der  rechtlichen  Schranken  und  des  Gleichgewichts  der  Organe  nach 
sich  zieht,  also  ein  Verkümmern  der  Elemente,  in  denen  die  Bechtsordnung 
und  die  Verfassungsformen  eines  Staats  zu  Tage  treten.  Die  grofsen  Ereig- 
nisse der  Völkergeschichte  üben  nicht  nur  ihren  Einfluls  auf  das  Entstehen 
und  Zerfallen  der  Staaten  (o.  S.  828),  sondern  auch  auf  die  Organisations- 
formen innerhalb  der  bestehenden  Staaten;  ein  Staat,  der  in  die  Lage  kommt, 
die  allerwichtigsten  Kulturgüter  seiner  Glieder  schützen  zu  müssen,  kann 
auf  die  Anforderungen  des  Verfassungsstaats  unter  demDruck  einer  kritischen 
Kollision  der  Interessen  nur  geringe  Bück  sicht  nehmen.  Das  war  der  Gedanke, 
mit  dem  die  allgemeine  Prüfung  der  politischen  Grundbegriffe  (I.  S.  283  ff.) 
abschlofs,  aus  dem  sie  die  historischen  Hauptperioden  des  besonderen 
politischen  Bildungsprozesses  entnahm,  und  dieser  Leitgedanke  hat  sich 
nunmehr  am  Verfolg  dieses  historischen  Hergangs  fast  an  jedem  Wende- 
punkt des  inneren  Staatsrechts  bewahrheitet  Abgesehen  von  allen  älteren 
Staaten!)  versinnlicht  ihn  die  Geschichte  der  neueren  Staatenwelt.  Aus  ihm 
ist  vor  allem  der  Aufschwung  des  Verfassungslebens  aller  westeuropäischen 
Nationen  im  13.  und  14.  Jahrhundert,  einer  in  der  Lage  Gesamteuropas 
besonders  friedlichen  Zeit,  erklärlich,  aus  ihm  umgekehrt  der  darauf- 
folgende Bückgang  der  staatsrechtlichen  Bildungen,  der  in  genauem 
Verhältnis  zu  der  Zunahme  der  gesamten  europäischen  Verwicklung  seit 
dem  englisch-französischen  Kriege  (S.  537  ff.)  steht.  Dabei  fällt  beson- 
ders in  die  Augen,  dafs  von  den  Anfängen  des  monarchischen  Abso- 
lutismus, der  Italien,  Spanien,  Frankreich,  Deutschland,  Holland, 
die  skandinavischen  Staaten,  Bufsland  ergreift,  auch  England  er- 
griffen wird,  solange  es  vom  Krieg  in  Mitleidenschaft  gezogen  wird 
(S.  707,  besonders  S.  712),  dafs  aber  England  in  dem  Augenblick,  wo 
es  aus  dem  Krieg  ausscheidet,  seit  Jakob  L,  im  Gegensatz  zu  allen  Fest- 
landstaaten in  den  Verfassungskonflikt  verwickelt  wird  und  erst  unter 
dem  demokratischen  Absolutismus  Cromwells  endlich  nach  einer  neuen 


1)  Es  ist  vor  allem  nochmals  darauf  hinzuweisen,  dafs  sich  aus  diesem  Ge- 
danken das  Verständnis  für  die  gegensätzliche  Entwicklung  der  orientalischen  Staaten 
einerseits,  der  griechischen  Welt  anderseits  vom  10.  bis  zum  Beginn  des  5.  vor- 
christlichen Jahrhunderts  erklärt  (vergl.  S.  45  ff.  mit  S.  91  ff.).  Über  den  Elnflufs 
desselben  Gedankens  auf  die  romische  Entwicklung  vergl.  S.  19$.  2 14  ff.,  insbeson- 
dere auf  die  des  römischen  Weltreichs  S.  257  ff. 


856  Zweiter  Teil.    Die  verschiedenen  Fonnen  der  StaatsbiJdung. 

Unterbrechung  unter  den  oligarchischen  Absolutismus  (S.  755)  zurück- 
kehrt. Es  ist  weiter  bezeichnend,  dafs  die  Friedenszeit  seit  1715  und 
vor  allem  die  Zeit  seit  1763  hauptsächlich  für  die  geistige  Vorbereitung 
der  allgemeinen  Staatsumwälzung  in  England,  Amerika,  Frankreich;  teil- 
weise auch  in  Deutschland  entscheidend  wird  (S.  616  ff.),  dafs  die  Revo- 
lutionskriege eine  neue  Stärkung  der  absolutistischen  Elemente  bewirken 
(S.  809  ff.),  dafs  aber  die  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts,  die  verhältnis- 
mäfsig  friedlichste  Epoche  seit  300  Jahren  zum  erstenmal  wieder  und 
in  ähnlicher  Weise  wie  das  13.  Jahrhundert  die  Rechts-  und  Verfassungs- 
bildung befruchtet  hat  (S.  817).  Hier  handelt  es  sich  in  der  That  um 
ein  Entwicklungsgesetz,  das  nur  durch  verschwindende  Ausnahmen  durch- 
brochen wird. ')  Vor  allem  mit  Rücksicht  auf  dieses  Gesetz  ist  es  für 
eine  allgemeine  Staatslehre  unbedingt  geboten,  dafs  sie  das  Innenleben^ 
besonders  das  Rechtsleben  der  Staaten,  mit  den  auswärtigen  Schicksalen 
der  Staaten  und  ihrer  internationalen  Verwicklungen  in  Beziehung  setze, 
eine  Aufgabe,  die  die  wissenschaftliche  Politik,  auch  soweit  sie  historisch 
ist,  bisher  fast  gänzlich  verabsäumt  hat.  2) 

Aber  ein  festes  Ergebnis  für  das  Verständnis  der  modernen  Staaten- 
welt ist  hierdurch  nicht  gewonnen  worden.  Die  Verhältnisse,  von  denen 
die  Störungen  des  internationalen  Rechts  abhängen,  lassen  sich,  wie  ge- 
sagt, ihrerseits  nicht  in  ein  Schema  fassen.  Sie  gehören  erfahrungsgemäts 
in  erster  Linie  mit  zu  den  persönlich  bedingten  Erscheinungen  (S.  858). 
Sie  sind  von  Ehrgeiz  und  Idealen  der  leitenden  Staatsmänner,  von  den 
Bevölkerungsschwankungen,  von  den  wirtschaftlichen,  religiösen,  macht- 

1)  Die  Fälle,  in  denen  eine  auswärtige  Gefahr  zu  einer  Belebung  des  Ver- 
fassungsgedankens führt,  sind  nur  solche,  wo  die  Regierung  nut  sehr  beschränkten 
Kräften  zu  rechnen  hat,  und  wo  deshalb  eine  ganz  aufsergewöhnliche  Steigerung 
der  Energie  aller  Bevölkerungsteile  durch  das  Schlagwort  der  Freiheit  nötig  wird. 
Die  Hauptfälle  dieser  Art  sind  die  Verfassungsänderung  des  Themistokles  ange»chts 
des  persischen  Krieges  (S.  124),  die  spanische  und  preufsische  Freiheitsbewegung  vor 
oder  während  der  Volkserhebung  gegen  Napoleon  (S.  815),  die  amerikanische  im 
Unabhängigkeitskrieg  mit  England  (S.  790).  —  Im  allgemeinen  zeigt  sich ,  dafs  um- 
gekehrt ein  starker  Drang  eines  Volkes,  Verfassungsf ragen  während  auswärtiger 
Konflikte  zum  Austrag  zu  bringen,  die  völlige  Niederlage  gegen  den  äufsem  Feind 
nach  sich  zu  ziehen  pflegt,  so  die  der  ionischen  Städte  gegen  die  Lyder  (S.  82. 121), 
die  der  griechischen  gegen  Philipp  (S.  179),  die  der  Angelsachsen  gegen  Wilhelm 
den  Eroberer  (S.  417),  die  Frankreichs  im  14.  Jahrhundert  gegen  die  Engländer 
(S.  535),  Deutschlands  im  17.  Jahrhundert  gegen  Spanien,  Frankreich  und  Schweden 
(S.  681),  Polens  gegen  Rufsland. 

2)  Man  vergl.  z.  B.  die  Art,  wie  Gneist  (Englische  Verfassungsgeschichte, 
S.  461  ff.)  den  englischen  Absolutismus  des  16.  Jahrhunderts  nur  aus  den  voraus- 
gehenden Rosenkriegen ,  die  Revolution  des  17.  Jahrhunderts  aus  der  ^Kohärenz 
der  Stände"  erklärt,  während  offenbar  die  Zunahme  des  englischen  Absolutismus 
von  Heinrich  VII.  bis  zu  Elisabeth  mindestens  ebenso  sehraus  der  wachsenden  Gefahr 
der  spanischen  Katholisierung,  die  Revolution  aus  dem  Wegfall  dieser  Gefahr  ver- 
standen werden  mufs. 


1.  Kapitel.    IX.  Ergebnisse  für  die  Erkenntnis  des  modernen  Staats.         857 

politischen,  koloniBatoriscben  Bestrebungen  der  Völker  abhängig  und 
deshalb  im  Bückblick  auf  die  Vergangenheit  ebensowenig  gesetzmäTsig 
geordnet,  wie  sie  für  die  Zukunft  berechenbar  sind.  0  Dafs  barbarische 
Bedränger  der  Kulturwelt,  wie  in  der  Antike  die  Wtistensemiten ,  Trä- 
nier, Kelten,  Germanen  und  Araber,  wie  in  der  neuem  Geschichte  Hunnen, 
Slaven,  Mongolen,  Türken,  in  absehbarer  Nähe  nicht  mehr  vorhanden 
sind,  verbürgt  selbstverständlich  für  sich  allein  noch  nicht  die  Stetigkeit 
der  heutigen  Staatengruppen,  denn  gerade  der  Weltkrieg,  der  das  Auf- 
steigen des  Absolutismus  im  16.  und  17.  Jahrhundert  veranlafste,  war 
nicht  in  der  Türkennot  (S.  571),  sondern  im  wechselseitigen  Verhältnis  der 
civilisierten  Nationen  begründet.  Dafs  also  eine  Wiederkehr  solcher  Vor- 
gänge nicht  ausgeschlossen  ist,  wurde  schon  früher  angedeutet  Sollte 
aber  dieser  Fall  eintreten,  so  würde  bei  gleichem  Antrieb  auch  ähnlich 
wie  früher  eine  gleiche  Veränderung  der  staatsrechtlichen  Bildungen  zu 
gewärtigen  sein,  ja  pessimistische  Beurteiler  könnten  Gründe  anführen, 
dafs  eine  solche  Veränderung  schon  seit  dem  letzten  Drittel  des  19.  Jahr- 
hunderts im  Gange  sei  (oben  S.  820). 

Es  wird  damit  noch  einmal  klar,  dafs  der,  welcher  aus  der  geschicht- 
lichen Staatsentwicklung  ein  Ergebnis  ableiten  möchte,  nicht  einen  Stamm 
von  zweifellos  dauernden  Grundsätzen  und  Instituten  herausheben  kann. 
Die  letzte  offene  Frage  ist  vielmehr  einfach  die,  welche  Bechtssätze  und 
Bechtsformen  nach  der  bisherigen  Erfahrung  der  heute  bestehenden 
Staaten  die  gröfste  Widerstandsfähigkeit  und  Leistungsfähigkeit  gerade 
in  Erwartung  schwererer  Krisen  versprechen.  Die  Frage  ist  naturgemäfs 
gesondert  für  die  politischen  Gebilde  auf  zuwerfen,  von  denen  die  Kultur - 
leistungen  des  Staats,  wie  sie  seine  Verwaltungsfunktion  verkörpert 
abhängen  (II),  und  für  die,  die  eine  recht  lieh  geregelte  undgesicherte 
Existenz  der  Bürger  (III),  insbesondere  die,  welche  die  formellen  Garan- 
tien des  Rechts,  die  Verfassungsformen  des  Staats  (IV),  begründen. 

IL  Ergebnisse  der  Universalgeschichte  für  die  Kultur- 
funktion des  Staats.  Stellt  man  die  nüchterne  Frage,  welche  poli- 
tischen Institutionen  sich  für  Erwerb,  Genufs  und  Förderung  der  mensch- 
lichen Kulturgüter  am  leistungsfähigsten  erwiesen  haben,  so  ist  selbst- 
verständlich, dafs  nach  allem  Ausgeführten  nicht  der  oder  jener  Staats- 
form eine  allgemeingültige  Lob-  oder  Tadelsnote  angeheftet  werden  kann. 
Die*  allerverschiedenartigsten  Staatsformen  —  diesen  Begriff  im  weitesten 
Sinne  genommen  —  haben  sich  gleich  fruchtbar  erwiesen,  um  Verkehrs- 
wesen, Wirtschaftspflege,  Geistesbildung,  Kunst  oder  um  das  wichtigste  von 

1)  Es  ist  z.  B.  einleuchtend,  wie  an  den  Wendepunkten,  die  besonders  für  die 
Alternative:  Weltstaat  oder  Vielheit  von  Nationalstaaten,  bedeutungsvoll  wurden, 
die  Einzelpersönlichkeiten  von  ganz  besonderem  Einflufs  waren  —  Alexander 
der  Grofse  (S.  180),  die  Staufer  (S.  455  ff.),  Karl  V.  (S.  576),  Napoleon  (S.  8ia). 
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allem,  die  militärische  Tüchtigkeit,  zu  organisieren  oder  zu  befördern,  — 
der  Stadtstaat  der  Phöniker  ebenso  wie  der  Biesenstaat  der  römischen 
Kaiser,  der  von  einer  demokratischen  Gemeinde  beherrschte  Staatenstaat 
des  attischen  Reichs  ebenso  wie  der  lockere  Fürstenstaat  Burgund  in  der 
Zeit  Philipps  des  Guten  oder  die  ständische  Monarchie  Eduards  I.  von 
England.  Jeder  Schritt  tieferen  Eindringens  in  die  Geschichte  der  Staaten 
wird  also  nur  um  so  rückhaltloser  die  Überzeugung  erschlielsen,  dafs  die 
Kulturleistungen  der  politischen  Zeitalter  von  den  Menschen  abhängen, 
die  den  Staat  bilden,  und  vor  allem  von  denen,  die  ihn  leiten.  Insoweit 
ist  also  der  Wert  einer  allgemeinen  Staatslehre,  wenn  man  will,  kein 
wissenschaftlicher,  sondern  nur  ein  moralischer.  Aus  der  Flottenorgani- 
sation des  Themistokles,  aus  den  Samniter-  und  Karthagerkriegen,  aus 
der  Erhebung  Englands  gegen  die  Armada  oder  aus  den  Leistungen  des 
fridericianischen  Staats  —  lauter  Vorgängen,  die  mit  einer  Blüteperiode  der 
Kultur  in  untrennbarem  Zusammenhang  stehen  —  kann  zunächst  nichts 
für  oder  gegen  irgend  eine  staatsrechtliche  Einrichtung  entnommen  werden. 
Sie  beweisen  nur,  dafs  ohne  Energie,  Pflichttreue,  Gemeinschaftsgefühl 
eines  festen  Kerns  von  Individuen  und  vor  allem  ohne  ein  organi- 
satorisches Talent  als  Mittelpunkt  des  Kreises  keine  irgendwelche  Or- 
ganisation des  Staatslebens  im  stände  ist,  eine  Blüte  zu  schaffen  oder 
den  Buin  abzuwenden.  Vor  allem  hat  deshalb  die  Staatslehre  wohl 
darin  gethan,  dafs  sie  schon  längst  jene  falsche  Frage  bei  Seite  gelegt 
hat,  die  in  den  Gedankengängen  der  früheren  Zeit  die  Hauptrolle  spielte, 
die  Frage,  welche  Form  des  regierenden  Organs  die  im  allgemeinen  für 
das  Staatsvolk  bessere  sei,  die  monarchische,  aristokratische  oder  demo- 
kratische. Ganz  abgesehen  davon,  dafs,  wie  früher  ausgeführt  (I.  S.  264), 
die  Gegensätze  hinter  der  Unzahl  fliefsender  Zwischenstufen  verschwinden, 
erledigt  sich  die  Frage  mit  der  unbestreitbaren  Erkenntnis,  dafs  jede 
Begierungsform  fähig  gewesen  ist,  über  einen  Staat  das  grölste  Unheil, 
aber  auch  den  vollkommensten  Aufschwung  zu  bringen.  Ob  im  kri- 
tischen Zeitpunkt  das  eine  oder  andere  herausspringt,  hängt  fast  immer 
nur  davon  ab,  ob  dann  der  rechte  Mann  an  der  rechten  Stelle  steht. 
Natürlich  läfst  sich  das  am  leichtesten  an  den  grofsen  Wendepunkten 
der  Geschichte  beobachten,  und  deshalb  vor  allem  ist  im  Vorstehenden 
auf  ein  gewisses  Mafs  von  persönlich-historischem  Detail  Gewicht  gelegt 
worden,  um  den  wesentlichen,  wenn  nicht  ausschlaggebenden  Anteil  der 
Einzelpersönlichkeiten  wenigstens  einigermafsen  anschaulich  zu  machen.^) 
Aber  nicht  nur  auf  die  grofsen  Wendepunkte  und  auf  die  überragenden 
Einzelmenschen  kommt  es  hier  an.  Nicht  minder  wichtig  ist  die  in  Gene- 

1)  Als  besonders  markante  Beispiele  berücksichtige  man  den  Zusammenhang  der 
staatlichen  Entwicklung  mit  der  Persönlichkeit  des  Themistokles  (S.  123),  Alkibiades 
(S.  165),  Philipp  und  Alexander  (S.  180),  Philipp  V.  von  Makedonien  (S.283),  Maximüian  I. 
(S.  679),  der  vier  Stuarts  (S.  716  ff.)  u.  s  w.     Vergl.  auch  oben  S.  858.  A.  1. 
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rationen  allmählich  sich  durchsetzende  Eigenart  der  Bevölkerungsmassen, 
die  Zähigkeit,  Geduld,  Genügsamkeit,  Wagelust  zahlloser  Individuen, 
und  es  kann  deshalb  aus  dem  Staatsgebilde  eines  Zeitalters  die  Bassen- 
eigenschaft  des  Volks  nicht  ausgeschaltet  werden.  DaTs  freilich  damit 
nicht  gesagt  sein  soll,  das  Volk  müsse  die  Leistungsfähigkeit  oder  Minder- 
wertigkeit seiner  Basse  als  etwas  Unveränderliches  und  Starres,  als  einen 
Segen  oder  einen  Fluch  der  Vorsehung  hinnehmen,  wurde  schon  eingehend 
dargelegt  (S.  31ff).  Im  Gegenteil,  so  wenig  die  Erziehung  alles  thun 
kann,  so  kann  sie  doch  vieles  nützen,  und  wiederum  nicht  nur  die  Selbst- 
erziehung des  Individuums,  der  Familie,  sondern  auch  die  des  Staats 
selbst.  Hier  liegt  der  Punkt,  von  dem  aus  allein  sich  die  Eulturaufgabe 
der  Volkserziehung  beurteilen  läfst,  seine  Fürsorge  dafür,  dafs  im  kri- 
tischen Augenblick  ein  Kern  von  gesunden  und  kenntnisreichen,  unab- 
hängigen und  rechtlich  kritischen  Bürgern  vorhanden  ist,  seine  Verantwort- 
lichkeit dafür,  dafs  die  Menge  des  Volks  nicht  einem  System  derplanmäfsigen 
Anleitung  zu  Ängstlichkeit,  Egoismus,  Verdummung  und  Hilflosigkeit 
ausgeliefert  werde.  Aber  abgesehen  davon,  dafs  sich  diese  grofse  Frage 
nur  im  Bahmen  des  modernen  Staats  genauer  prüfen  läfst  i),  ist  in  Augen- 
blicken, wo  es  zu  wichtigen  staatlichen  Bechtsbildungen  kommt,  auch  das 
Ergebnis  der  Volkserziehung  eine  fertig  vorhandene,  durch  Mafsregeln 
nicht  mehr  beeinflufsbare  Thatsache.^) 

Aber  so  unbestreitbar  die  persönlichen  Eigenschaften  der  handelnden 
Menschen  auf  Beginn,  Bestand  und  Verfall  der  Staaten  Einflufs  üben, 
so  wenig  läfst  sich  doch  anderseits  verkennen,  dafs  die  Kulturleistungen 
des  Staats  bis  zu  einem  starken  Grade  auch  von  den  äufseren  Bechtsformen 
bedingt  sind.  Man  darf  das  urteil  aussprechen,  dafs  Epaminondas  einen 
hellenischen  Nationalstaat  bei  allen  seinen  grofsen  Eigenschaften  nicht 
mehr  schaffen  konnte  (S.  179),  dafs  durch  die  Energie  der  Severe  der 
Zerfall  des  römischen  imperium  nicht  mehr  aufzuhalten  war  (S.  364  ff.)«  dafs 
der  florentinische  Staat  trotz  der  Diplomatie  und  dem  Finanzgenie  des 
Lorenzo  Magnifico  zurückging,  und  dafs  er  auch  unter  einem  zweiten  Lorenzo 
dem  Einfall  der  Franzosen  oder  der  Spanier  erlegen  sein  würde  (S.  560), 
sowie  das  alte  Deutsche  Beich  den  Franzosen  im  17.  und  am  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  erliegen  mufste  (S.  687).  Aber  man  darf  sogar  über 
solche  Einzelbeispiele  hinweg  zu  dem  allgemeineren  Urteil  vorschreiten,  dafs 
alle  Staaten,  die  auf  eine  Grundlage  gestellt  waren,  wie  die  der  eben  ge- 
nannten Beispiele,  ohne  Bücksicht  auf  die  leitenden  Persönlichkeiten  oder 
auf  die  Eigenschaften  ihrer  Bürger  kurzlebig,  haltlos  und  deshalb  un- 

1)  Einstweilen  mufs  auf  die  glänzende  Grundlegung  verwiesen  werden,  die  in 
dieser  Beziehung  Dahi^manns  Politik  (I.  S.  281  ff.)  geschaffen  hat,  und  die  in  neuester 
Zeit  wohl  zu  sehr  in  Vergessenheit  geraten  ist 

2)  Man  denke  an  den  Zustand  des  attischen  Volkes  beim  Akutwerden  der  Ver-. 
Wicklung  (S.  164. 168),  an  den  des  französischen  beim  Ausbruch  der  Revolution  (8.  673). 
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fähig  sein  mulsten,  die  Kultur  ihrer  Bevölkerung  nachhaltig  zu  schützen  und 
zu  pflegen.  Eine  solche  unsolide  Grundlage  war  die  des  Biesenstaats  und 
des  Kleinstaats.  Indem  man  sie  als  eine  ungesunde  erkennt,  erfaTst  man 
zugleich  das  eigentlich  entscheidende  Element,  das  den  Durchschnitts- 
charakter der  antiken  Staatsbildung  zu  dem  der  neuen  Welt  in  Gegensatz 
stellt.  Das  moderne  Westeuropa  hat  vor  den  politischen  Organisationen 
der  antiken  Mittelmeerländer  einen  Vorteil  voraus,  der  seiner  Kultur  bei 
allen  kriegerischen  und  revolutionären  Erschütterungen  einen  ruhigeren 
und  stetigeren  Lebensgang  ermöglicht  hat  als  der  Kultur  der  vorchristlichen 
Nationen  mit  den  rasch  wechselnden  Verschiebungen  und  egoistischen 
Konzentrationen  ihres  Kulturlebens,  —  die  Formation  einer  Vielheit  von 
territorial  geschlossenen  Grolsstaaten.  Man  betrachtet  diese 
Konfiguration  der  neueren  Kulturwelt  meist  nur  unter  dem  Gesichts- 
punkt des  völkerrechtlichen  Verhältnisses  der  Staaten  zu  einander.  Es 
gilt  aber  zu  erkennen,  dafs  von  diesem  Ausgangspunkt  aus  auch  das 
Innenleben  der  Einzelstaaten  verstanden  werden  mufs. 

Wenn  man  Riesenstaat,  Kleinstaat,  Grolsstaat  oder,  wie  man  sie  auch 
unterscheiden  kann,  Weltstaat,  Stadtstaat,  Territorialstaat  mit  einander 
vergleicht,  so  soll  selbstverständlich  auch  unter  diesem  Gesichtspunkt  die 
letztere  Form  nicht  im  allgemeinen  höher  bewertet  werden,  als  die  andern. 
Über  ihre  Leistungen  im  Wirtschaftsleben,  in  der  Kunstpflege  oder 
Justiz  läfst  sich  nichts  Grundsätzliches  aussagen.  Wohl  aber  stellt  sich 
der  verhängnisvolle  Minderwert  sehr  kleiner  sowie  der  übermäfsig  grofser 
Staatsbildungen  heraus,  wenn  man  die  überragende  Bedeutung  der  mili- 
tärischen Funktion  des  Staats  als  der  Grundlage  aller  andern  (S.  829) 
im  Auge  behält  An  allen  Kleinstaaten,  besonders  denen  in  der  ent- 
wickeltsten Form  des  Stadtstaats,  wiederholte  sich  die  Erscheinung, 
dafs  ihre  Bevölkerung  bei  länger  dauernden  Ansprüchen  an  ihre  Wehr- 
kraft versagte.  Der  Stadtstaat  ist  deshalb  nur  solange  möglich,  als  —  in 
Zeiten  geringer  Völkerbewegung  —  eine  schwerere  Kriegsgefehr  nicht  vor- 
handen ist  und  sich  die  militärische  Leistung  des  Gemeinwesens  in  vorüber- 
gehenden Grenzkämpfen  erschöpft  Steckt  er  sich  dagegen  weitere  Ziele, 
so  wird  er  durch  die  Verhältnisse  direkt  genötigt,  sich  gegen  ausgedehntere 
Kräfte  oder  zahlreiche  Feinde  zu  verteidigen,  Eroberungen  festzuhalten, 
Handelsgebiete  zu  erschlief sen.  Das  Bild  eines  sich  unrettbar  aufreibenden 
und  verblutenden  Staats  hat  in  erster  Linie  die  ganze  politische  Ent- 
wicklung Athens  geliefert  (S.  161ff.);  es  hat  sich  seitdem  unter  gleichen 
Verhältnissen  immer  wiederholt  *)  Im  Grunde  die  gleiche  Entwicklung 
läfst  aber  über  kurz  oder  lang  auch  der  Weltstaat  vorausberechnen. 

1)  So  auch  in  den  Kämpfen  der  deutschen  Städte  gegen  das  Landeefüreten- 
tum  (S.  487),  der  Hansastädte,  besonders  Lübecks,  gegen  die  skandinavischen  Reiche 
(S.  595),  der  flandrischen  Städte  (S.  553),  vor  allem  der  Stadtstaaten  der  italienischen 
Renaissance  (S.  474). 
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Hier  ist  es  trotz  eines  grofsen  Bestands  an  Kräften  das  unvermeidliche 
Anwachsen  der  Angriffspunkte  und  deshalb  der  militärischen  Aufgaben,  an 
denen  sich  der  Staat  zersplittert  und  verbraucht.  Eine  Zeit  lang  kann  sich 
unter  günstigen  Verhältnissen,  besonders  unter  fähigen  Führern,  ein  solcher 
Staat  wohl  über  Wasser  erhalten.  Auf  die  Länge  der  Zeit  aber  erweist 
sich  die  Unfähigkeit  hierzu  sowohl  am  persischen  wie  am  römischen, 
am  fränkischen  (S.  387)  wie  am  spanischen  (S.  598)  und  endlich  am  napoleo- 
nischen (S.  815)  Weltreich.  Im  Vergleich  hiermit  stellt  sich  also  die  gesamte 
poUtische  Entwicklung  unseres  Kulturkreises  in  ihrem  Schwanken  zwischen 
Kleinstaats-,  Grofsstaats-  und  Weltstaatsbildungen  als  das  Suchen  nach  einer 
Form  dar,  in  welcher  sich  eine  Volksgemeinschaft  am  besten  wehrhaft  und 
lebensfähig  zu  erhalten  im  stände  ist,  und  es  ist  kein  Zufall,  dafs  eine  Stetig- 
keit des  europäischen  Staatslebens  erst  mit  dem  Augenblick  beginnt,  wo  nach 
dem  Tod  Karls  des  Grofsen  sich  nationale  und  territoriale  Komplexe  ab- 
sondern und  sich  unter  den  zusammenwirkenden  Einflüssen  der  Folgezeit  so- 
wohl gegen  die  Gefahr  eines  neuen  Zerfalls  in  Zwergstaaten  von  Lokal- 
dynafiten  und  Städterepubliken  (S.  400.  455)  wie  gegen  die  andere  Gefahr 
eines  neuenUniversalismus  unter  denStauf  em,  unter  Karl  V.  und  Ludwig  XIV. 
wehren,  bis  seit  dem  Anfang  des  18.  (S.612)  und  noch  entschiedener  seit  dem 
des  19.  Jahrhunderts  sich  das  Verhältnis  der  Grofsstaatenzu  einem  bewufsten 
System  verdichtet  (S.  8 1 7).  Gewif  s  ist  und  bleibt  während  dieser  Umbildungen 
der  Gegensatz  des  Weltstaats  und  des  Grofsstaats  ein  fliefsender  und  rela- 
tiver. Der  nordamerkanische  Freistaat  fügt  sich  bis  jetzt  in  das  neue  System 
der  nationalen  Grofsstaaten  ein,  obwohl  er  an  Umfang  das  römische 
Reich  überbietet  Aber  es  ist  unbez weifelbar,  dafs  innerhalb  der  ge- 
gebenen Gesamtsituation  der  Kulturwelt  der  Gegensatz  eine  Eealität  be- 
deutet und  als  solche  gestaltend  auf  das  Staatsleben  stets  eingewirkt 
hat  und  einwirken  wird,  dafs  in  diesem  Gegensatz  der  Gedanke  der 
Nationalstaaten  in  einer  aufsteigenden  Entwicklung  sich  bewegt  hat 

Giebt  man  aber  einmal  soviel  zu,  dafs  die  politische  Einigung  einer 
gröfseren,  durch  gemeinsame  Kulturbedürfnisse  verbundenen  Gruppe  die 
beste  Bürgschaft  für  die  Stetigkeit  ihres  Kulturlebens  ist,  so  mufs  man 
nunmehr  auch  indirekt  den  relativ  gröfsten  Wert  derjenigen  politischen 
Institutionen  anerkennen,  die  mit  der  Ausbildung  des  neueren  Grofs- 
staatensystems  in  historischem  Kausalzusammenhang  stehen. 

Dies  gilt  einmal  von  der  Monarchie.  Wenn  zuvor  (S.  858)  betont 
wurde,  dafs  Monarchie  und  Bepublik  im  allgemeinen  nicht  verglichen 
werden  können,  so  wird  doch  nunmehr  das  Verdienst  klar,  das  sich  die 
monarchische  Begierungsform  um  die  Begründung  der  grofsstaatlichen 
Verbände  in  der  Antike  wie  in  der  neueren  Geschichte  erworben  hat 
Es  ist  kein  Zufall,  dafs  die  Monarchie  sehr  rasch  überall  da  abgestofsen 
wird,  wo  sich  durch  die  Verhältnisse  begünstigt  das  politische  Leben 
auf  den  Gau  und  dann  auf  das  Stadtgebiet  zurückzieht,  in  den  phöni- 
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kischen,  karthagischen,  griechischeo,  italischen  Städten,  in  den  keltischen 
CivitateS;  kein  Zufall,  dals  anderseits  fast  überall,  wo  sich  aus  irgend 
welchen  Qründen  die  militärische  Neuorganisation  eines  grölseren  Ge- 
biets aus  bisher  unabhängigen  Teilen  als  nötig  erweist,  die  Monarchie 
sofort  wieder  einspringt  und  zwar  immer  mit  der  Tendenz,  sich  rasch  durch 
Erblichkeit  zu  befestigen.  So  geschieht  es,  als  das  karthagische  Kolonial- 
reich (S.  127),  der  sicilische  Staat  des  Dionysios  (S.  171)  geschaffen  und  zu- 
sammengehalten werden  soll,  ebenso  bei  den  Versuchen,  die  griechische 
und  hellenistische  Welt  territorial  zu  ordnen  (S.  174),  in  verstärktem  Mafse, 
als  es  gilt,  den  gesamten  Kreis  der  Mittelmeerländer  unter  römischer 
Führung  rationell  gegen  die  Grenzvölker  zu  sichern.  Am  augenfälligsten 
verdeutlicht  sich  das  Verhältnis  an  den  neueren  Nationen  seit  der 
Völkerwanderung.  Wenn  diese  nicht  dauernd  in  die  Tendenz  zu  klein- 
staatlicher Absonderung  zurückfallen,  sondern  sich  im  Eahmen  gröfserer 
territorial  verteilter  Volksgruppen  entwickeln,  so  ist  nur  die  Kehrseite 
hiervon  eine  in  der  Geschichte  sonst  nicht  wieder  bemerkbare  Stabilität 
der  monarchischen  Institution  (S.  334).  In  der  Thatsache,  dafs  das 
altarische  Gefolgschaftswesen  sich  in  den  germanischen  Nationen,  die  die 
Träger  dieser  Entwicklung  sind,  konserviert,  steigert  und  zu  dem  eigentüm- 
lichen persönlichen  Band  des  Lehnswesens  verdichtet  (S.  369),  erhält  die 
persönliche  Beziehung  der  Unterthanen  zum  Monarchen  einen  Grad  von 
Festigkeit,  die  das  Charakteristikum  dieser  Staatsbildung  ausmacht,  die  jeden- 
falls da,  wo  sie  die  Entwicklung  der  Antike  in  annähernd  gleichem  Ansatz 
zeigt,  in  den  orientalischen  Staaten,  besonders  im  persischen  (S.  133), 
entartet,  noch  ehe  sie  durch  den  Sieg  der  griechisch-italischen  Freistaats- 
bildung vernichtet  wird.  Soviel  mindestens  ist  erkennbar,  dafs  überall  da, 
wo  ein  Grofsstaat  der  neuen  Staatenwelt  sich  ohne  Monarchie  bildet  und 
am  Leben  erhält,  immer  ganz  eigenartige  Voraussetzungen  bestehen,  — 
ein  Zusammenhalt  der  Staatsteile  nämlich,  der  durch  besondere  Verhält- 
nisse, Naturbedingungen  oder  lange  Überlieferung  besonders  fest  gestaltet 
worden  ist  Wie  dies  besonders  mit  Frankreich  und  England  geschehen 
ist,  bildet  einen  wesentlichen  Teil  der  vorangehenden  Darlegungen  (S.403), 
und  von  beiden  Nationen  hat  England,  trotzdem  es  den  Erbfürsten  aus 
der  Regierung  verdrängt  hat,  das  Königtum  doch  in  der  eigentümlichen 
Form  der  parlamentarischen  Monarchie  beibehalten  (S.  777) ;  Nordamerika 
aber  ist  durch  seine  Lage  aufserhalb  des  heftigen  Eifersuchtsverhältnisses 
der  europäischen  Staaten  unter  seine  eigenen  Lebensbedingungen  gestellt. 
Im  übrigen  sind  alle  diese  Grofsstaatrepubliken  oder  grofsstaaüichen 
Scheinmonarchien  noch  zu  neue  Erscheinungen,  als  dafs  hieraus  schon  jetzt 
verallgemeinernde  Schlüsse  gezogen  werden  könnten.  Für  die  Gesamt- 
betrachtung bestätigt  sieh  eine  enge  Wechselbeziehung  zwischen 
Grofsstaat  und  Monarchie. 

Hiermit   hängt   weiter   die    Centralisierung    des    Behörden- 
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Systems  zusammen,  die  die  moderne  Staatsentwicklung  gezeitigt  hat. 
£s  macht  einen  wesentlichen  Teil  der  geschichtlichen  Hergänge  aus, 
dals  die  Monarchie  an  den  verschiedensten  Punkten  immer  von  neuem 
ansetzt,  um  für  die  Funktionen  der  Verwaltung  und  der  Rechtspflege 
ein  System  von  Gentralbehörden  mit  abhängigen  Unterorganen  zu  kon- 
struieren. Die  ältere  Staatslehre  hat  sich  einer  Versäumnis  schuldig 
gemacht,  wenn  sie  bei  ihren  Untersuchungen  diese  Seite  des  staatlichen 
Organisationswerkes  neben  den  Rechts-  und  Verfassungsformen  (unter 
III.  IV.)  stets  hat  zu  kurz  kommen  lassen.  Denn  jeder  Handgriff,  der 
weiter  in  die  Ausbildung  und  Ausbreitung  eines  solchen,  in  der  Hand 
der  Regierung  zusammenlaufenden  Netzes  gethan  worden  ist,  ist  ein 
neuer  Beitrag  geworden,  grölsere  Volkskomplexe  zu  einem  einheitlich 
arbeitenden  Ganzen  zusammenzuschlingen.  Es  ist  kein  Zufall,  dafs  die 
neue  Staatenwelt  hier  viel  nachhaltigere  Erfolge  errungen  hat,  als  die 
antike,  und  dafs  die  bemerkenswertesten  Fortschritte  der  Behördencentrali- 
sierung,  der  Chlodewechs  und  Karls  des  6rofsen(S.  349. 367),  der  unter  Hein- 
rich Plantagenet  (S.  432),  unter  Friedrich  II.  (S.  463)  und  Philipp  August 
(S.  522),  unter  den  Valoisund  unter  Richelieu  (S.  462  ff.),  unter  den  branden- 
burgisch-preufsischen  Herrschern  (S.  697)  und  unter  Napoleon  zugleich  auch 
einMarkstein  in  dem  Prozefs  der  Konsolidierung  derVolkskomplexe  geworden 
sind.  Es  ist  selbstverständlich,  dafs  die  Centralisierung  nicht  ein  Gegengewicht 
in  Gestalt  einer  selbstverwaltenden  Organisation  der  lokalen  oder  provinziellen 
Ejreise  ausschliefst.  Aber  die  Selbstverwaltung  ohne  das  Gegengewichteines 
Knochengerüstes  fest  zusammenhängender,  vom  einem  Centrum  aus  diri- 
gierter Amts-  und  Verwaltungsbezirke  ist  ebenfalls  unhaltbar,  und  man  mufs 
die  Situationen  ins  Auge  fassen,  wo  sich  der  centrale  Behördenapparat  zurück- 
bildet und  schlief  slich  ganz  verkümmert^  wie  der  Spaniens  (S.  628),  Englands 
im  18.  Jahrh.  (S.  750)  oder  des  Frankreichs  der  Revolution  (S.  804),  um  die 
Gefahr  zu  ermessen,  die  aus  dem  Mangel  konzentrierender  Kräfte  erwächst. 
Erkennt  man  den  Zusammenhang  aller  dieser  Erscheinungen,  so  er- 
giebt  sich,  dafs  der  moderne  Staat  Formen  ausgebildet  hat,  die  von  den 
früheren  nicht  blofs  äufserlich  unterschieden  sind.  Hier  handelt  es 
sich  nicht  um  einen  steten  Wechsel  gleichwertiger  Organisationsarten, 
die  erst  durch  den  individuellen  Willen  und  Geist  der  Menschen  Bedeu- 
tung empfangen.  Hier  haben  die  Formen  vielmehr  eine  selbständige 
Bedeutung  erhalten,  und  hier  darf  man  deshalb  auch  von  einer  gesetz- 
mäfsigen,  aufwärts  verlaufenden  Entwicklung  reden.  Man  darf  sagen, 
dafs  die  auf  ein  centralisiertes  Beamtentum  gegründete  Grofsstaatmonarchie 
eine  Garantie  für  den  Bestand  der  Kultur  ist,  und  dafs  ein  Staat,  der 
sich  von  dieser  Form  entfernt,  die  Konsequenzen  nicht  berechnen  kann. 

III.    Die    Ergebnisse   der   Universalgeschichte  für  die 
Rechtsbildung  des  Staats.    Wer  die  Frage  aufwirft,  ob  die  Wand- 
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lungen  der  politischen  Formen  bis  zum  Beginn  des  19.  Jahrhunderts 
auch  ein  festes  Ergebnis  der  Rechts-  und  Verfassungsbildung  zu 
Tage  gefördert  haben,  wird  sich  unwillkürlich  zu  demselben  Gedankengang 
gedrängt  sehen,  wie  beim  Suchen  nach  einem  Beurteilungsmalsstab  für 
die  endgültige  Formation  der  regierenden  und  verwaltenden  Organe. 

Zunächst  wird  der  historisch  anschauende  Beobachter  geneigt  sein, 
auch  den  Wert  der  geschriebenen  und  ungeschriebenen  Verfassungsgrund- 
sätze wie  den  Wert  der  Organe,  die  deren  Geltung  garantieren  sollen, 
sehr  skeptisch  zu  beurteilen.  Man  sieht  oft,  wie  in  einem  und  demselben 
Staatsleben  die  gleichen  äufseren  Verfassungsformen  in  einem  Jahrhundert 
sinnvoll  gehandhabt  und  im  nächsten  schnöde  milsbraucht  werden.  Dem 
geordneten  Verfassungsleben  Roms  in  der  Zeit  vor  und  nach  dem  Hamilkar- 
krieg  (S.  226)  folgt  ohne  äufsere  Rechtsänderung  das  zuchtlose  Parteitreiben 
des  Jahrhunderts  der  Welteroberung  (S.  240),  —  der  ständische  Staat  des 
heiligen  Ludwig  in  Frankreich,  der  Eduarde  in  England  verfällt  während  des 
englisch-französischen  Kriegs  diesseits  des  Kanals  (S.  536),  während  der 
Rosenkriege  jenseits  des  Kanals  (S.  546)  in  Anarchie.  Und  umgekehrt  zeigt 
auch  ein  absolutistisches  Staatsleben  ebenso  häufig  einen  Wechsel  vom 
Schlechten  zum  Guten.  Der  Willkürherrschaft  Heinrichs  VIII.  folgt  unter 
Elisabeth,  den  wüsten  Zuständen  des  Wohlfahrtsausschusses  unter  Napoleon 
ein  geordneter  Rechtszustand;  ohne  dafs  sich  die  Formen  der  Verfassung 
erheblich  vervollkommnen,  steht  dieser  Rechtszustand  doch  erheblich  höher 
als  das  Rechtsleben  in  den  vorher  genannten  verwilderten  Zuständen  soge- 
nannter konstitutioneller  Gemeinwesen.  Es  liegt  also  wiederum  nahe,  zu  ur- 
teilen, dafs  das,  was  als  rechtliche  Vollkommenheit  eines  Gesellschafts- 
daseins bezeichnet  zu  werden  pflegt,  d.  h.  der  Grad  von  Sicherheit  aller  Inter- 
essenkreise^  die  als  Interessen  der  Einzelmenschen  oder  der  menschlichen 
Gruppen  in  der  Gesellschaft  vereinigt  sind,  nicht  von  äufseren  Einrich- 
tungen abhängt,  dafs  vielmehr  ein  Rechtsstaat  einfach  mit  einem  Zustand 
zusammenfällt,  wo  die  Glieder  und  Gruppen  der  Gesellschaft  gläubig,  mäfsig, 
zufrieden  und  friedlich,  die  Beamten  fleifsig,  pflichtreu  und  unbestechlich 
sind,  während  anderseits  jede  staatiiche  Ordnung,  falls  diese  rein  mensch- 
lichen Vorbedingungen  fehlen,  versagt  Hiervon  allein  scheint  es  abzu- 
hängen, ob  in  einem  Staatsleben  Freiheit  und  Gleichheit  der  Bürger, 
eine  festgegründete  Aussicht  des  Einzelnen  auf  eine  gesicherte  Privat- 
existenz besteht,  auf  welche  sich  in  letzter  Linie  die  Bedeutung  des 
Rechtsstaats  zuspitzt. 

In  Wahrheit  sind  aber  auch  hier  die  Einrichtungen,  die  über  den 
Menschen  stehenden  Regeln  und  Formen,  für  den  Rechtszustand  eines 
Staats  entscheidend.  Sie  geben  einen  sichtbaren  objektiven  Mafsstab  ab, 
an  welchem  gemessen  werden  kann,  in  welchem  Grad  die  Freiheit  und 
Gleichheit  der  Bürger  eines  Staatslebens  (S.  187),  unabhängig  von 
der  Beschaffenheit  der  Moralität  in  der  Persönlichkeit  der  Regierenden 
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oder  der  Begierten,  gewährleistet  ist  Nur  gestattet  jetzt  die  geschichtliche 
Untersuchung  erst  den  Einblick,  inwelchenStückender  Rechtsordnung 
der  MaXsstab  für  die  rechtliche  Reife  eines  bestimmten  Staats  in  erster  Linie 
gelegen  ist  Die  landläufige  Vorstellung  erblickt  ihn  häufig  in  den 
auf seren  Formen,  die  zum  Schutz  der  Rechtssätze  dienen,  vor  allem 
in  den  Organen,  die  geschaffen  worden  sind,  um  die  schriftliche 
gesetzgeberische  Fixierung  und  die  korrekte  Anwendung  des  öffentlichen 
Rechts  zu  ergänzen  oder  zu  garantieren,  im  modernen  Sinn  besonders  in  der 
Volksvertretung,  mittels  deren  der  Bürgerin  seiner  Eigenschaft  als 
Wähler  einen  eignen  Einflufs  auf  die  Staatsgeschäfte  ausübt.  Insofern 
diese  Formen  als  Verfassungsgarantien  bezeichnet  zu  werden  pflegen, 
erscheint  für  die  populäre  Betrachtung  der  möglichst  ausgebildete  Ver- 
fassungsstaat als  der  relative  beste  Rechtsstaat,  —  Verfassungs-  und 
Rechtseinrichtungen  erscheinen  als  dasselbe.  Hier  wird  jedoch  die 
früher  dargelegte  Spaltung  beider  Begriffe  (I.  S.  209)  praktisch.  Vor 
allem  die  Geschichte  macht  es  deutlich,  dafs  diese  äufseren  Formen  nur 
Mittel  zum  Zweck  sind,  nur  Bollwerk  und  Waffen  der  Rechtsregeln 
darstellen.  Häufig,  in  verwickeiteren  sozialen  Verhältnissen,  werden  sich 
allerdings  die  Normen  über  Rechte  und  Pflichten  des  Staats,  seine 
Regierung  und  seine  Verwaltungsbehörden  ohne  solche  sichernde  Formen 
nur  ungenügend  ins  Leben  umsetzen.  Aber  es  sind  Zustände  denkbar, 
in  denen  ein  Volk  auf  einer  so  glücklichen  Stufe  moralischer  Durchschnitts- 
bildung angelangt  ist,  dafs  ein  fester  Stamm  rechtlicher  Grundsätze  von 
der  Regierung  wie  von  den  ünterthanen  anerkannt  und  befolgt  wird, 
und  dafs  deshalb  auch  eine  Regierung,  die  alle  staatlichen  Funktionen 
vereinigt,  Regierung  und  Gesetzgebung  zugleich  und  die  Regierung 
unbeschränkt  ausübt,  also  in  einem  absoluten  Staat,  —  Ja  dafs 
auch  in  Ermangelung  geschriebener  Rechtsregeln  ein  Zustand  geord- 
neten und  friedlichen  Lebens,  ein  Zustand  der  Freiheit  existiert,  wie  im 
Staat  der  Elisabeth  oder  im  friederizianischen  Preufsen  (S.  712.  716).  Da- 
gegen sind  umgekehrt  die  Verfassungsformen,  denen  keine  ver- 
nünftigen Rechtsregeln  zu  Grunde  liegen,  wertlos,  und  es  erklärt 
sich,  warum  bisweilen  ein  scheinbar  fein  organisierter  Staat,  wie  die 
sinkende  römische  Republik  (S.240)  oder  das  England  Karls  H.  (S.  730),  das 
Bild  des  Willkürlichen  darstellt,  weil  angemessene  Normen  fehlen.  Dabei 
wird  aber  vor  allem  für  die  Frage,  welche  Rechtsregeln  als  angemessen 
zu  betrachten  sind,  noch  ein  weiteres  bedeutsam.  Es  kommt,  wenn  ein 
Rechtsstaat  gegeben  sein  soll,  nicht  nur  darauf  an,  dafs  die  Organe 
des  Staats  den  Bürgern  gegenüber  irgendwie  gebunden  sind.  Es  wird 
vielmehr  ebenso  wichtig  oder  wichtiger,  dafs  auch  die  Bürger  unter- 
einander in  ihrem  Kreis  öffentlicher  Rechte  und  Pflichten  abgegrenzt 
sind.  Mit  anderen  Worten,  dem  Antrieb  der  Einheit  steht  im  Staats- 
leben nicht  nur,  wie  man  gesagt  hat,  der  Antrieb  der  Freiheit  gegen- 
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über,  Bondern  auch  der  der  Gleichheit  Es  braucht  zwar  nicht  wieder- 
holt zu  werden,  dala  vom  Staatsrecht  niemals  eine  mechanische  und 
absolute  Gleichheit  angestrebt  werden  kann,  in  dem  Sinn,  wie  sie  dem 
spartanischen  Staat  oder  den  kommunistischen  Staatsprogrammen  aller 
Zeiten,  den  aufrührerischen  Bauern  in  England,den  Wiedertäufern  in  Deutsch- 
land, Sayonarola  in  Italien  oder  den  französischen  Revolutionären  vor- 
schwebte (I.  S.  189).  Aber  ein  den  verschiedenen  Interessenkreisen  ge- 
mälses,  auf  sie  alle  Bücksicht  nehmendes  Verhältnis,  eine  Propor- 
tionalität der  bürgerlichen  Befugnisse  und  Lasten  ist  unerläfslich,  um 
den  Zustand  der  Gerechtigkeit  im  Staatsleben  zu  schaffen,  und  ohne 
solchen,  ohne  rechtlich  geordnetes  Gleichmafs  der  Bevölkerungsgruppen 
des  Staats,  ohne  die  davon  abhängige  innere  Einheit  sind  alle  geschrie- 
benen Gesetze  und  alle  Verfassungsformen  nutzlos. 

Man  wird,  wenn  man  unter  diesem  Gesichtspunkt  die  ganze  Kette 
der  historischen  Vorstufen  unserer  modernen  Staatenwelt  endang  wandert, 
die  Behauptung  ohne  Mühe  bestätigt  finden.  Die  Geschichte  erschlielst 
hier  ein  Entwicklungsgesetz  rein  erfahrungsmäfsiger  Natur,  welches  das 
Eech  ts  leben  der  staatsbildenden  Nationen  ebenso  unabänderlich  bestimmt, 
wie  nach  dem  vorher  erörterten  (S.860)  die  Existenz  und  Lebensfähigkeit  der 
Staaten  selbst  mit  gesetzmäfsiger Notwendigkeit  durch  die  Machtentfaltung 
und  deshalb  durch  die  Wehrkraft  und  deren  Bedingungen  bestimmt  wird. 
Um  nur  die  Hauptpunkte,  an  denen  dieses  Gesetz  wirksam  wird,  noch  ein- 
mal heraus  zuheben,  so  zeigt  sich  schon  an  den  orientalischen  Staaten  der  An- 
tike die  Haltlosigkeit  solcher  politischer  Körper,  deren  Glieder,  wie  im  ägyp- 
tischen (S.  61)^  babylonischen,  assyrischen,  persischen  (S.  137  ff.)  Staat,  durch 
eine  rechtliche  Ungleichheit  zerrissen  wurden.  Genauer  sichtbar  zeigt 
sich  im  Gegensatz  hierzu  an  dem  hellenischen  Kreis  die  überlegene 
Schlagkraft  der  im  Bunde  vereinigten  griechischen  Städte  und  Land- 
schaften und  unter  ihnen  wieder  die  Leistungsfähigkeit  der  führenden, 
die,  wie  vor  allem  das  von  Solon  geordnete  Athen  in  der  Zeit  des  grolsen 
Perserkriegs,  noch  auf  der  Basis  von  Bürgerschaften  gerecht  geordneter 
Ständegruppen  beruhen  (S.  116  ff.).  Aber  gerade  infolge  der  Perserkriege 
verschiebt  sich  jenes  gesunde  Verhältnis.  Sowohl  im  spartanischen  Staat 
(S.  143)  wie  besonders  in  dem  hellenischen  Nationalstaat,  den  Athen  zu 
gründen  unternimmt,  geht  die  Gleichberechtigung  der  Glieder  verloren, 
und  an  der  doppelten  Ungerechtigkeit,  die  die  Masse  des  herrschenden 
Kleinbürgertums  in  gehässigen  Gegensatz  zu  den  reichen  Mitbürgern 
(S.  151)  und  den  Unterthanengemeinden  (S.  155)  bringt,  geht  der  athenische 
Grolsstaat  zu  Grunde  (S.  161).  Die  neue  Basis  der  politischen  Bildung, 
die  bei  den  Westgriechen  wie  im  Mutterland  nunmehr  die  territoriale 
Monarchie  schafft  (S.  170  ff.),  zeichnet  sich  in  erster  Linie  durch  den 
Vorzug  aus,  dafs  sie  das  Übergewicht  der  Massen  über  die  oberen 
Tausend,  der  Hegemoniestadt  über  die  Vielheit  der  Klientelstädte  auf- 
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hebt,  aber  ihre  reifsten  Produkte,  die  hellenistiBcheii  Grofstaaten,  tragen 
einen  neuen  Gegensatz  in  das  Staatsleben  hinein,  den  der  Nationalitäten, 
und  er  führt,  ehe  die  neuen  Staaten  Zeit  gefunden,  ihn  auszugleichen, 
im  Kampf  mit  jüngeren  Mächten  auch  ihren  Untergang  herbei  (S.  1 82). 
So  erwächst  erst  im  römischen  Staat  ein  Gemeinwesen,  das  die  gerechte 
Verteilung  der  staatsbürgerlichen  Pflichten  von  dem  kleinen  Bahmen 
des  Stadtslaats  (S.  199ff.)  auf  die  breitere  Unterlage  eines  italischen 
Territorialstaats  zu  übertragen  versteht  (8.220 ff.);  hierin  liegt  haupt- 
säeblich  das  Geheimnis  seines  Erfolg  gegenüber  Karthago  (S.  235;  vergL 
S.  567).  Aber  Rom  verläfst  ebenfalls  die  heilsame  Tradition,  die  es  im 
ersten  halben  Jahrtausend  seines  Bestands  geschaffen,  durch  die  Welt- 
eroberung; im  Imperium  ruft  es  ein  durch  die  Gröfse  der  Dimension  in& 
Verzerrte  gesteigertes  Bild  der  staatsrechtlichen  Ungerechtigkeit  hervor 
(S.  240  ff) ;  seine  ganze  Weiterentwicklung  bedeutet  nur  ein  Bingen  mit  dem 
ungeheuren  Problem,  in  prinzipieller  Weise  die  Privilegien  der  Optimaten 
gegenüber  den  untern  Bürgern,  der  Büger  gegenüber  den  Italikem,  ItaHens 
gegenüber  den  Provinzen  zu  beseitigen  und  vor  allem  die  schroffste  Un- 
gerechtigkeit zu  heben,  die  die  ganze  Antike  beherrscht,  aber  erst  im 
Römischen  Reich  in  schreienden  Farben  hervortritt  (S.  1 53),  das  Mifsver- 
hältnis  zwischen  Freien  und  Sklaven.  Dem  Principat  gelingt  das  Werk  in 
allmählichem  Fortschreiten  annähernd  (S.  258  ff.).  Aber  als  der  Erfolg  ziem- 
lich erreicht,  als  der  Dualismus  von  Römern  und  Nichtrömem  und  die 
krasseste  Form  der  Sklaverei  überwunden  ist  (S.323),  ist  bereits  ein  neuer 
Gegensatz  der  Klassen,  der  zwischen  Standespersonen  und  Geringen,  im 
Entstehen  (S.  301.).  Neue  Völkerschaften  erheben  sich  über  den  Trümmern. 
Für  deren  Schicksal  aber  ist  es  entscheidend,  dals  die  durch  die  antiken 
Rechte,  die  christlichen  Ideen  und  ihre  Volksart  gemeinsam  bestimmten  ger- 
manischenStaatsbildungonvon  Anfang  an  eine  Grundform  finden,  die  für 
eine  gerechte  Normierung  der  Bevölkerungsteile  eine  günstigere  Bedingung 
mitbringt,  die  Form  der  territorialen  Monarchie  (S.  331  ff.).  Die  politischen 
Verhältnisse  drohen  sie  allerdings  wiederholt  in  die  Bahnen  des  römischen 
Reichs  zurückzuwerfen.  In  drei  gewaltigen  Stöfsen  dringen  die  Erben 
des  antiken  Universalismus  gegen  das  System  der  gleichberechtigten 
Grofsstaaten  vor,  das  seit  der  Völkerwanderung  in  der  Bildung  begriffen 
ist,  —  die  Karolinger,  die  Staufer  iS.  455),  die  Dynastie  Burgund-Kastilien 
(S.577).  Mit  ihren  weltlichen  Machtbestrebungen  geht  parallel,  teils  sie  unter- 
stützend, teils  sie  ausbeutend,  teils  sich  mit  ihnen  durchkreuzend  und  läh- 
mend, die  grofse  geistliche  Macht  des  halbpolitischen  Universalismus,  die  der 
Welt  des  Mittelalters  und  der  neuen  Zeit  schlechthin  eigentümlich  ist,  die 
Römische  Kirche  (S.  360ff.,  S.  455 ff.,  S.  561  ff.).  Noch  an  der  Schwelle 
der  neuesten  Zeit  ist  wieder  von  Frankreich  aus  ein  ähnlicher  Versuch 
gemacht  worden  (S.  811),  und  an  allen  diesen  Anfängen  eines  Weltstaats 
knüpfen  sich  im  Innern  der  Staaten  Umschichtungen,  die  immer  von 
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neuem  die  ebenmäXsige  und  gerechte  Ausbildung  des  Volkskörpers  in 
Frage  gestellt  haben.  War  im  13.  und  14.  Jahrhundert  bereits  ein  relativ  sehr 
glfickliches  Gleichgewicht  der  territorialen  und  ständischen  Gruppen  in 
den  Anfängen  nationaler  Staaten  erreicht,  so  wird  durch  die  internationalen 
Verwicklungen  seit  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  überall  eine  neue 
Trennung  der  Staatsteile  und  Volksklassen  befördert,  die  überall  gleich- 
mäfsig,  wenn  auch  auf  verschiedenem  Wege,  in  einem  Herabdrücken  der 
unteren  Schichten  zu  Tage  tritt.  Die  verschiedenen  Schicksale  der 
modernen  Grolsstaaten  sind  also  —  abgesehen  von  dem  äulseren  Gegen- 
sätzen der  politischen  Einheit  und  der  politischen  Zersplitterung  —  haupt- 
sächlich davon  bedingt,  in  wie  verschiedenen  Graden  sie  sich  gegen  eine 
innere  Spaltung  der  Volksteile  zu  wahren  wissen.  Wie  früher  darge- 
legt, begründete  es  das  dunkle  Schicksal  Spaniens  sowohl  als  Frankreichs, 
dafs  hier  die  wirre  Ungerechtigkeit  der  bürgerlichen  Lastenverteilung 
schliefslich  ins  Unhaltbare  ausartete  (S.  634. 678).  Es  ermöglichte  anderseits 
die  Stetigkeit  in  der  Entwiklung  Preuf  sens,  wie  Englands  und  entsprechend 
auch  des  neuen  nordamerikanischen  Staats,  dafs  sie  sämtlich  einen 
Ausgleich,  eine  nivellierende  Mischung  der  Volksklassen  anzubahnen 
wufsten  (S.  700.  776).  1) 

Aus  dem  Überblick  über  alle  diese  Bewegungen,  deren  genauere 
Nachprüfung  das  vorher  zusammengestellte  Material  ermöglicht,  ergiebt 
sich  zur  Genüge,  dafe  das  Eechtsleben  der  Staaten  einem  gesetzmäfsigen 
Antrieb  folgt,  und  dafs  es  von  hier  aus  möglich  wird,  das  wesent- 
lichste Interesse  der  politischen  Rechtsordnung  fest  im  Auge  zu  be- 
halten. Dieses  wertvollste  Gut  einer  staatsbildenden  Nation  ist  der  Be- 
sitz rechtlicher  Grundsätze,  nach  denen  die  Bürger  untereinander 
im  Staate  als  in  den  Hauptpunkten  gleichberechtigte  Glieder  und  des- 
halb als  Glieder  eines  einheitiichen  Körpers  leben,  erst  in  zweiter  Linie 
der  Besitz  von  Formen,  die  die  staatlichen  Organe  nötigen,  diese 
Grundsätze  auch  anzuwenden.  Beides  bedarf  jedoch  noch  genauerer 
Präcisierung. 

Auf  der  einen  Seite  wird  man  nun,  wenn  man  die  Gerechtigkeit 
des  Staatslebens  (oben  S.  830.  866)  als  die  erste  Grundbedingung  seines  Ge- 
deihens hinstellt,  diese  Forderung  für  mehr  als  eine  blofse  idealistische 
Phrase  ansehen,  man  wird  in  ihr  vielmehr  den  nüchternen  praktischen 
Mafsstab  und  zwar  den  juristischen  Mafsstab  der  einen  Staat  beherrschenden 

1)  Um  den  augenfälligsten  Gegensatz  noch  einmal  zu  betonen:  während  in 
Frankreich  vor  der  Revolution  eine  seit  dem  15.  Jahrhundert  immer  zunehmende 
Verfeindung  des  Adels,  des  Grofsbürgertums,  des  kleinen  Stadtbürgertums  und  des 
Bauernstandes  bemerkbar  wird,  schreitet  in  England  im  18.  Jahrhundert  trotz  der 
ebenfalls  wachsenden  Verschlechterung  in  der  Lage  der  Bauern  die  Verschmelzung 
des  Landadels  mit  dem  Grofsbürgertum  und  den  besseren  Schichten  des  Mittelstandes 
immer  fort 
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Ordnung  anerkennen.  Man  hat  darunter  jenes  den  Bämtlichen  Interessen- 
kreisen, die  das  Volksleben  zusammensetzen,  entsprechende  Verhältnis 
Yon  Macht  und  Last,  von  Recht  und  Pflicht  in  ihrer  Beziehung  zur  Staats- 
gewaltund  deren  Aufgaben  (I.  S.  179)  zu  verstehen.  Natürlich  tritt  das  am  ein- 
fachsten verständlich  an  dem  Verhältnis  der  ständischen  und  beruflichen 
Gruppen  hervor,  an  der  Art,  wie  die  Kollision  der  Interessen  zwischen 
Adel,  Bürgertum  und  Bauerntum  früher,  zwischen  Stadtwirtschaft  und  Land- 
wirtschaft, Reichtum,  Mittelstand  und  Proletariat  in  neueren  Zeiten  geregelt 
ist  Man  hat  deshalb  mit  Recht  gesagt,  wichtiger  als  die  verfassungsrecht- 
lichen Probleme  seien  für  das  Staatsleben  die  s  o  z  i  a  1  e  n  ^),  oder  die  erste  Auf- 
gabe der  Verfassung  sei  es,  eine  klassenegoistsche  Regierung  zu  verhüten. 
Eine  solche  Formulierung  ist  nur  viel  zu  eng.  Einmal  darf  man  bei  dem  Ver- 
hältnis der  Gesellschaftsklassen  nicht  nur  an  die  Stellung  der  materiellen 
Interessenkreise  zur  gemeinsamen  Abgaben- und  Heereslast  denken.  Daneben 
kommt  das  Bedürfnis  nach  verhältnismäfsiger  Rücksicht  auf  die  verschie- 
denen religiösen  Interessen  ebenfalls  zur  Geltung,  so  wie  einmal  durch 
eine  historische  Thatsache,  wie  es  die  Reformation  gewesen  (S.  574),  den 
Menschen  die  Verschiedenheit  der  religiösen  Bedürfnisse  ins  Bewufstsein  ge- 
treten.^) Femer  beleuchtet  die  Geschichte,  dafs  vor  allen  anderen  Gegensätzen 
die  Rechtsordnung  die  Gegensätze  der  Landschaften,  Provinzen,  Gebiete, 
überhaupt  die  der  verschiedenen  geographischen  Bestandteile  aus- 
gleichen mufs.  Gerade  die  Ungleichheit  in  der  Rechtsstellung  der  unter- 
worfenen Gebiete  schafft  das  Verhängnis  Persiens(S.  139  ff.),  Athens (S.  160) 
und  später  Roms  (S.  248. 309).  Gerade  darin,  dafs  diese  Ungleichheit  zwischen 
mehreren  Gebieten  gleicher  Kultur  wirksam  bekämpft  wird,  liegt  das 
Verdienst  des  neueren  Fürstentums,  so  in  Italien,  in  Burgund,  in  England; 
überall  wird  die  Schmälerung  der  politischen  Freiheit,  die  das  Auf- 
kommen der  absoluten  Monarchie  im  Gefolge  hat,  durch  einen  Ausgleich 
zwischen  bevorrechtigten  und  benachteiligten  Stadtgemeinden  aufge- 
wogen. »)  Die  Ungleichheit  in  der  Behandlung  der  Landesteile  hilft  den 
Zusammenbruch  des  spanischen  Reichs  vorbereiten  (S.  634).    Sie  trägt 

1)  Dies  hat  wohl  z.  B.  Hauck  (Kirchengeschichte.  2.  Aufl.  L  S.  374)  im  Auge 
bei  den  Worten:  ^Die  letzten  Ursachen  für  den  Verfall  der  Staaten  liegen  selten 
auf  dem  politischen,  gewöhnlich  auf  dem  sozialen  Gebiet*^. 

2)  Es  ist  dargelegt  worden,  wie  sehr  die  Gleichheit  der  Rechte  des  religiösen 
Bekenntnisses  und  Kultus  für  das  spanische  (S.  686),  französische  (S.  668),  deutsche 
(S.  698),  englische  (S.  722.  7601,  amerikanische  Staatsleben  (S.  781)  von  Bedeutung 
geworden  ist 

3)  Es  charakterisiert  also  diese  Epoche  nicht  genügend,  wenn  Gierke  (Ge- 
nossenschaftsrecht,  I.  S.  SOU  urteilt,  „dafs  die  —  rechtserzeugende  Kraft  der  deutschen 
Bürgerschaften  mehr  zu  einer  dauernden  Fortbildung  des  Rechts-  und  Verfaasungs- 
wesens  beigetragen  hat,  als  die  in  dem  Chaos  der  wildesten  Parteikämpfe  eine 
Standes-  und  Rechtsbildung  nach  der  andern  verschlingende  und  schliefslich  in  der 
Todesruhe  der  Tyrannis  endende  Rechtsgeschichte  der  viel  bewunderten  Städte- 
republiken Italiens".     Vergl.  die  Zusammenstellung  oben  S.  578.  Anm.  1. 
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—  vermöge  der  besseren  Lage  der  ^Ständelande"  —  wesentlich  dazu  bei, 
die  Konflikte  der  französischen  Revolution  zu  schärfen  (S.  670).  Sie  be- 
gründet in  der  Erhebung  Irlands  (S.  795)  und  in  der  der  nordamerika- 
nischen Kolonien  (S.  790)  die  kritischsten  Augenblicke  für  das  neue  England. 

Die  Konflikte,  die  in  allen  soeben  genannten  Beziehungen,  durch 
die  Verletzung  des  gerechten  Verhältnisses  der  Volksteile  hervorgerufen 
werden,  sind  um  so  verwickelter  und  zahlreicher,  als  sie  weiter  an 
allen  Punkten  auftreten  können,  wo  der  Staat  und  der  Bürger  mit  ihren 
Interessen  zusammenstofsen.  Aus  den  vorausgehenden  historischen  Zu- 
sammenstellungen erhellt  am  einfachsten,  dafs  der  Kampf  gegen  un- 
gerechte Lastenverteilung  mit  Vorliebe  von  der  Abgabenlast  oder 
von  der  Heereslast  seinen  Ausgang  nimmt,  —  der  Kampf  um  unge- 
rechte Verteilung  der  bürgerlichen  Hechte  und  Vorteile,  vor  allem  der 
der  Teilnahme  an  den  staatlichen  Wohlfahrtsanstalten  und  weiterhin 
des  Rechts  der  Mitwirkung  an  den  staatlichen  Funktionen,  des  Stimm- 
rechts, Wahlrechts,  der  Teilnahme  an  staatlichen  und  kommunalen 
Ämtern  i),  obwohl  hier  der  Punkt  liegt,  wo  das  Verhältnis  zwischen  Staat 
und  Bürger  in  die  Regeln  über  die  staatliche  Organisation  übergeht.  Aber 
man  übersieht  leicht,  dafs  unter  demselben  Gesichtspunkt  auch  das  Ver- 
hältnis des  Bürgers  zur  Civilrechtspflege  und  zur  Strafrechts- 
pflege beurteilt  werden  mufs. 

Die  Rechtsprechung  in  privatrechtlichen  Streitigkeiten  ist, 
abgesehen  von  der  Wirkung,  die  sie  für  die  Erhaltung  des  Rechts  äulsert, 
eine  Leistung  des  Staats  an  den  Bürger,  wie  die  zahlreichen  Leistungen  der 
Wohlfahrtspolizei.  Das  Recht  auf  gerichtlicben  Schutz  bildet  also  ebenso 
ein  Ziel  des  politischen  Strebens  der  Volksklassen,  wie  die  Teilnahme 
an  sonstigen  politischen  Emolumenten  und  das  Verhältnis  der  unteren 
Klassen  zu  den  Herrschenden  läfst  sich  mit  am  besten  an  den  Chancen 
bemessen,  die  der  Privatrechtsschutz  für  die  einen  und  die  andern  er- 
öffnet. Wie  die  Emancipation  der  attischen  und  der  latinischen  Bauern 
(S.  114. 201)  mit  der  Befreiung  von  grundherrlicher  Rechtspflege  beginnt, 
so  zieht  sich  das  gleiche  Programm  durch  die  Entwicklung  der  neuen 
Nationen  von  der  Karolingerzeit  (S.  385)  an  bis  in  die  moderne  Zeit 
Sie  schwankt  vielfältig  zwischen  der  Teilnahme  der  Bauern  an  der  all- 
gemeinen staatlichen  und  dem  Rückfall  in  die  grundherrliche  oder  guts- 
herrliche Justiz  (S.  657. 691).  Immer  begründet  die  neubefestigte  Ungleich- 
heit sofort  den  Antrieb  zu  Kämpfen  um  ihre  Wiederbeseitigung.  Aber  auch 
nachdem  seit  dem  Durchdringen  des  absoluten  Staats  alleUnterthanen  end- 
gültig unter  staatliche  Civilrichter  gestellt  worden  sind,  bleibt  die  Un- 
gleichheit und  der  von  ihr  erzeugte  soziale  Interessenkonflikt  in  abge- 
schwächter Form  zurück,  insofern  nunmehr  die  Rechtspflege  für  die 


1)  Vergl.  bei  Spanien  (S.  635),  bei  Frankreich  (S.  671),  bei  England  (S.  751  ff.). 
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Bagatellsachen  und  damit  für  den  grölsten  Teil  des  Kechtsschutzbedarf- 
nisses  der  kleinen  Leute  von  der  Gesetzgebung  yemachlässigt  wird,  unge- 
bildeten, womöglich  ständisch  befangenen  Richtern,  einem  unausgestalteten 
Instanzenzug,  einem  schlechten,  ungeregelten,  teuren  Verfahren  überlassen 
bleibt  0  Die  ungleichen  Bedingungen  des  Civilrechtsschutzes  bilden  also 
einen  Schaden  aller  Grolsstaaten  des  18.  Jahrhunderts,  und  die  Aus- 
gleichung derselben,  die  Schaffung  eines  guten  Bagatellprozesses,  figuriert 
überall  als  Forderung  der  Beformperiode,  längst  ehe  dieselbe  in  neuerer 
2ieit  als  die  Forderung  eines  „sozialen  Prozefsrechts^  bezeichnet  worden  ist^) 
Unter  entsprechendem  Gesichtspunkt,  wenn  auch  in  umgekehrtem 
Sinn,  ergiebt  sich  der  staatsrechtliche  Grundgedanke,  der  für  die  Straf - 
rechtspflege  leitend  wird.  Im  Gegensatz  zur  Giviljustiz  stellt  sie  sich, 
soweit  das  Verhältnis  des  Einzelbürgers  zum  Staat  in  Frage  steht,  nicht 
als  eme  Leistung  des  Staats  an  das  Individuum,  sondern  als  eine  bürger- 
liche Belastung  des  Individuums  dar,  zu  der  der  Staat  im  Interesse  der 
der  Gesellschaft  wertvollen  Güter  oder  der  diese  Güter  schützenden  Rechts- 
regeln greift  Wie  man  die  seelischen  Vorgänge  versteht,  mit  denen 
der  Staat  rechnet,  indem  er  durch  freiheitschmälemde  Strafe  des  Ver- 
brechers dem  verbrecherischen  Trieb  in  dieser  Person  oder  in  andern 
Personen,  schlielslich  im  ganzen  Volke  entgegenwirkt,  gilt  für  die  Grund- 
lage des  Strafrechts  zunächst  gleich.  Es  genügt,  dals  die  Bestrafung 
als  eine  kontinuierliche  Reaktion  des  Staats  gegen  die  Verbrechen  er- 
fahrungsgemäfs  den  Erfolg  hat,  die  Begehung  von  Verbrechen  in  einer 
der  Kultur  förderlichen  Weise  einzuschränken,  und  dafs  ohne  sie  dieser 
Erfolg  nicht  erreicht  werden  kann.  Wohl  aber  unterfällt  die  Strafe  mit 
dem  Augenblick,  wo  sie  als  eine  unentbehrliche  Last  des  Bürgers  im 
Dienst  der  Öffentlichkeit  erkannt  ist,  der  eben  dargelegten  allgemein- 
gültigen Grundforderung,  wonach  die  Strafe  die  verschiedenen  Ver- 
brecher, vor  allem  die  verschiedenen  Bevölkerungsklassen,  denen  die  Ver- 
brecher angehören,  in  einem  gleichen,  gerechten  Verhältnis  treffen  mufs. 
Hag  im  übrigen  die  pönale  Freiheitsschmälerung  als  Geldstrafe,  als 
Leibesstrafe  oder  als  Freiheitsstrafe  auftreten,  je  nach  den  Systemen, 
deren  die  Geschichte,  wie  gezeigt,  sich  bedient  hat,  —  immer  mufs  auch 
hier  ein  rechtliches  Gleichmafs  herrschen,  und  ein  solches  läfst  sich  nur 

1)  Vergl.  über  das  Ungenügende  der  niederen  Civiljnstiz  und  die  ersten  Versuche 
zur  Abhilfe  in  England  (S.  769),  in  Frankreich  (S.  647.  Anm.  1 ;  S.  800.  Anm.  1),  in 
Brandenburg-Preufsen  (S.  705.  Anm.  1). 

2)  Man  kann  hieraus  entnehmen,  dafs  das  Schlagwort  des  sozialen  Prozefsrechts 
ganz  neuerdings  in  einer  Weise  betont  worden  ist,  die  zu  der  Länge  der  Zeit,  in 
der  das  Problem  dies  öffentliche  Recht  beschäftigt  hat,  nicht  ganz  im  Verhältnis 
steht  Die  Hauptsache  ist,  dafs  die  Forderung  der  Rechtsgleichheit  der  Bürger 
gegenüber  der  Civiljustiz,  die  mit  dem  Schlagwort  getroffen  werden  soll,  wieder 
nur  eine  von  vielen  Forderungen  ist,  die  an  das  Prozefsrecht  gestellt  werden  müssen 
(vergl.  unten  S.  888  ff.). 
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herstellen,  wenn  die  Strafe  proportional  der  Schwere  des  ein- 
zelnen Verbrechens,  teils  nach  der  Seite  seines  äulseren  Erfolges, 
teils  nach  der  Gesinnung  des  Thäters  gestaltet  wird.  Die  Gegenprobe 
ist  an  der  Staatengeschichte  leicht  vorzunehmen.  Der  aus  der  Urzeit 
übernommene  Zustand,  der  lediglich  mit  Bücksicht  auf  das  triebartige 
Wesen  der  Rache  Eingriffe  in  die  Privatsphäre  und  öffentliche  Frevel 
unterscheidet,  sucht  der  Staat  überall  dadurch  zu  überwinden,  dafs  er 
für  schwere  imd  für  leichtere  Verletzungen  ein  System  von  eng  ab- 
gestuften Strafen  planmäTsig  vorzeichnet,  die  aus  Leibes-  und  aus  Geld- 
strafen gemischt  sind.  Überall  bildet  sich  hieraus  ein  Straf  recht,  das 
gegen  die  Besitzenden  vorwiegend  mit  Geldstrafen,  gegen  die  Besitz- 
losen vorwiegend  mit  Leibesstrafen  vorgeht  und  dadurch  innerhalb  des 
entwickelteren  Staatslebens  eine  neue  Ungleichheit  schafft.  Dabei  sind 
aber  zwei  verschiedenartige  Zweckmäfsigkeitserwägungen  wirksam,  um 
die  soziale  Ungleichheit  je  nach  den  vorhandenen  politischen  Verhältnissen 
in  der  einen  oder  der  andern  Richtung  zu  verstärken.  Finanzpolitische 
Rücksichten  führen  einerseits  zur  Überspannung  der  Konfiskationen  und 
Geldstrafen  gegen  die  Wohlhabenden  (S.  409. 429. 636  u.  ö.).  Sicherheits- 
polizeiliche Erwägungen  geben  anderseits  den  Antrieb,  Leibesstrafen  und 
später  die  zum  Ersatz  eingeschobenen  Zwangsarbeiten,  die  Zuchthaus-  und 
Gefängnisstrafen,  die  Deportation  in  gesteigertem  Mafse,  eventuell  auch 
in  erleichterter,  polizeilicher  Form,  gegen  die  gewerbsmäfsigen  Gruppen 
des  Verbrechertums,  besonders  im  Gebiet  der  Gewalts-,  Boheits-  und  Ver- 
mögensdelikte anzuwenden,  und  da  das  professionelle  gaunerische  Gesindel 
der  Natur  der  Sache  nach  stets  den  mittellosen,  proletarischen  Volksschichten 
angehört,  so  begründet  diese  Tendenz  stets  eine  soziale  Ungleichheit  des 
Strafzwangs  zu  Ungunsten  der  unteren  Klassen  (S.  556.  676.  703  u.  s.  w.). 
Vielfach  durchkreuzen  sich  beide  Opportunitätserwägungen.  Jedenfalls 
bewegt  sich  die  Geschichte  des  Strafrechts  in  erster  Linie  in  Beaktionen 
gegen  die  von  ihnen  verschuldeten  Verletzungen  der  Gerechtigkeit,  und 
eine  gesetzgeberische  Strafrechtsreform  strebt  stets  danach,  die  verhältnis- 
mäfsige  Gerechtigkeit  der  Strafen  nach  der  Schwere  der  Delikte  wieder- 
herzustellen. Auch  die  Zeit  des  Absolutismus  erzeugt  bei  dem  allseitigen 
Steigen  der  gutsituierten  Mittelklassen  jene  Ungleichheit  der  Strafen  als 
Hauptübelstand  und  ruft  beim  Anbruch  der  modernen  Zeit  die  Forderung 
der  „Proportionalität"  als  vornehmste  Beformforderung  hervor  (S.  798). 
Hier  wie  bei  älteren  politischen  Bewegungen  stellt  sich  der  Verstofs  gegen 
die  Gerechtigkeit  in  der  Strafrechtspflege  meist  nur  als  „eine  von  mehreren 
Ausstrahlungen  einer  ungerechten  Ordnung  der  öffentlichen  Bechte  und 
Lasten"  dar.  Erst  dann  also,  wenn  man  die  Probleme  der  Strafjustiz  in 
die  Entwicklung  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Bürger  überhaupt 
eingliedert,  ergiebt  sich  ein  unbefangenes  Verständnis  für  das  Wesen 
derjenigen  Funktion  der  Strafe,  die  man  die  „gerechte  Vergeltung"  nennt 
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Man  sieht,  dafs  dieselbe  keineswegs  nnr  eine  ganz  bestimmte  Art  der 
Einwirkung  auf  das  Volk  oder  den  Verbrecher  bezeichnet,  dafs  sie  am 
allerwenigsten  mit  einer  bestimmten  Weltanschauung,  etwa  einer  idea- 
listischen, religiösen  zusammenhängt.  Man  kann  sich  im  Gegenteil  die 
schmerzhafte  Züchtigung  des  überwiesenen  Verbrechers,  die  das  gemein- 
same Wesen  der  Strafe  ausmacht,  unter  den  verschiedensten  Welt- 
anschauungen mit  Hilfe  der  mannigfaltigsten  metaphysischen  Systeme 
zurechtlegen  und  erklären  als  Befriedigung  eines  sittlichen  Bedürfnisses 
der  sämtlichen  Volksgenossen  nach  Vergeltung  des  Unrechts  mit  Übel, 
als  Selbstbehauptung  des  Staats  in  seiner  Autorität  und  in  der  des  ver- 
letzten Rechtsschutzes,  als  Abschreckung  der  zum  Verbrecher  geneigten 
Bürger,  —  man  kann  die  Strafe  neben  allen  diesen  Formen  der  General- 
prävention auch  als  Einwirkung  auf  die  specielle  Person  des  Verbrechers, 
als  Specialprävention  verstehen,  als  Abschreckung  des  Sträflings  vom 
Rückfall,  als  erziehende  und  bessernde  Behandlung,  als  zeitweise  Un- 
schädlichmachung. Soviel  ist  sicher,  dafs  alle  diese  Funktionen  sich  am 
letzten  Ende  doch  einem  gerechten  Verhältnis  zwischen  verbreche- 
rischerThatundStrafe  unterordnen  müssen.  Vor  allem  bewies  die  Zeit 
des  absoluten  Staats,  dafs  auf  die  Länge  kein  Strafensystem  haltbar  war, 
das  den  Mafsstab  aus  etwas  anderem,  nämlich  aus  der  grOfseren  oder  ge- 
ringeren Gefährlichkeit  der  Person  des  Verbrechers  entnahm  und  deshalb 
den  Gewohnheitsverbrecher  auch  um  geringfügiger  Delikte  grundsätzlich 
anders  und  härter  strafte.  Denn  dafs  die  Strafen  in  solchem  Fall  zur 
Bekämpfung  des  Verbrechens  wirksamer  sein  mochten,  konnte  ein 
derartiges  Strafensystem  so  wenig  rechtfertigen,  wie  ein  Steuersystem 
nur  durch  den  Vorzug  seiner  möglichsten  Ertragfähigkeit  oder  eine 
Heeresordnung  durch  den  Vorzug  ihrer  Brauchbarkeit  für  die  Wehr- 
kraft des  Staats.  Wie  für  die  Finanzverwaltung  und  Militärverwaltung 
ergiebt  die  Universalgeschichte  auch  für  die  Strafjustiz  des  modernen 
Staats  das  unbedingte  Prinzip,  dafs  die  Bürger,  die  Einzelbürger  wie 
die  verschiedenen  Klassen,  vor  dem  Strafgesetz  verhältnismäfsig  gleich- 
gestellt werden  müssen,  ein  Prinzip,  das  in  der  Strafjustiz  als  gerechte  Ver- 
geltung auf  allen  Höhepunkten  der  Staatsrechtsentwicklung  immer  neu 
auftaucht  (S.  106.  206.  297.  382.  454.  473.  492.  703.  798.  u.  s.  w.).i) 

1)  Ich  daii  es  an  dieser  Stelle  umsomehr  bei  einem  blofs  andeutenden  Hin- 
weis auf  diese  Hauptgesichtspnnkte  bewenden  lassen,  als  ich  über  das  theoretische 
Material  des  Strafrechtsproblems  in  meiner  Monographie  „Die  Aufgaben  der  Straf- 
rechtspflege^  (1895)  Rechenschaft  abgelegt  habe.  Dort  kam  es  hauptsächlich  darauf 
an,  nachzuweisen,  dafs  die  Strafe  auf  das  Volk  am  wirksamsten  Eindruck  üben 
könne,  wenn  sie  sich  den  Vorstellungen  der  Bürger  über  die  Schwere  des  bestraften 
Delikts,  ihrem  Vergeltungsbedürfnis,  anpafst,  und  dafs  dieses  Vergeltungsbedürfnis 
bestehe ,  gleichviel  von  welcher  Weltanschauung  aus  man  es  psychologisch  erklärt 
Hier  war  zu  betonen,  dafs  das  weitere  Bedürfnis,  nach  einem  festen  gesetzlichen 
Verhältnis  zwischen  Delikten  und  Strafen  wiederum  nur  eine  von  vielen  Ausstrah- 
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Allem  bisherigen  zufolge  darf  nunmehr  die  Forderung  der  Ge- 
rechtigkeit des  öffentlichen  Lebens  als  ein  bei  allen  Nationen  und 
in  allen  Zeitaltem  gleichförmig  wirksamer  Antrieb  dieses  Lebens  konsta- 
tiert werden.  Immer  wieder  bricht  das  Streben  nach  einem  gerechten 
Verhältnis  aller  Teile  des  Volks  durch,  wo  dieses  Verhältnis  durch  den 
Gang  der  Dinge  gestört  worden  ist;  nur  wo  es  wieder  hergestellt  ist, 
besteht  die  innere  Einheit  der  Staatsnation,  die  die  Vorbedingung  ihrer 
Leistungs-  und  Widerstandsfähigkeit  und  ebenso  bedeutsam  ist  wie  die 
auf  sere,  organisatorische  Einheit  (o.  S.  862  f.) ;  nur  dort  besteht  der  heilsame 
Zustand,  in  welchem  man  nach  einer  vielgebrauchten  Formel  der  Nation 
einen  „realen  Gesamtwillen^  beilegen  kann.  0  Insoweit  läfst  sich  also  ein 
politisches  Entwicklungsgesetz  behaupten  und  zwar  ein  Gesetz,  das  einmal 
juristischen  Inhalt  hat,  und  das  ferner  rein  empirisch,  unabhängig 
von  aller  metaphysischen  Spekulation  nachweisbar  ist.  Von  metaphysischen 
Gesetzen  würde  es  nur  dann  abhängen,  wenn  man  seine  tiefsten  Wurzeln  auf- 
decken wollte.  Aber  wie  schon  früher  (I.  172.  183)  dargethan  wurde, 
lassen  sich  dieselben  für  die  Rechtsordnung  überhaupt  nicht  aufdecken, 
und  doch  bleibt  ihr  Bestand  und  Inhalt  dadurch  unberührt  Um- 
somehr  also  bleibt  der  Gegensatz  der  Weltanschauungen  aufser  Betracht 
für  Geltung  und  Inhalt  des  Gerechtigkeitsprinzips,  das  ja  im  Grunde 
nichts  anderes  als  der  allgemeinste  Ausdruck  des  Bedürfnisses  nach  einer 
Rechtsordnung  überhaupt  ist 2)  Obwohl  der  Inhalt  des  Prinzips  der 
Gerechtigkeit  fortwährend  wechselt  je  nach  den  Volksteilen,  den  Kultur- 
verhältnissen, den  Staatsthätigkeiten,  auf  die  es  angewandt  wird,  so  ist 
doch  nun  zur  Genüge  bewiesen,  dafs  in  gewissen  dehnbaren  Grenzen 
das  Rechtsgefühl  stets  einen  völlig  sichern  Mafsstab  für  das  an  die  Hand 
giebt,  was  in  der  Besteuerung,  Aushebung,  Strafzumessung  u.  s.  w.  gerecht 
ist  und  was  nicht  Auch  für  die  modernen  Staaten  ist  deshalb  ein  Mafs- 
stab der  Vergleichung  und  Bewertung  ohne  weiteres  vorhanden. 

Hiermit  ist  aber  auch  zugleich  ein  neuer  Anhalt  für  die  Kritik  der 
formellen  Staatseinrichtungen  gewonnen.  Es  wiederholt  sich 
unter  dem  Gesichtspunkt  der  rechtlichen  Ordnung  des  Staats  das, 
was  kurz  vorher  (S.  860ff.)  unter  dem  Gesichtspunkt  der  kulturellen, 
besonders   der    militärischen  Leistungsfähigkeit  des  Staats 

langen  des  allgemeinen  Bedürfnisses  ist,  ein  gerechtes  Verhältnis  der  staatlichen 
Lasten  zwischen  allen  Einzelnen,  bezw.  allen  Schichten  des  Volks  herzustellen, 
und  dafs  der  Staat  deshalb  die  Proportionalität  auch  dann  wahren  müfste,  wenn 
er  jenes  Vergeltungsbedürfnis  im  Volk  nicht  anerkennen,  sondern  in  erster  Linie 
auf  den  Verbrecher  wirken,  ihn  erziehen,  bessern,  unschädlich  machen  wollte. 

1)  Vergl.  über  diese  von  Geerke  ausgegebene  Formel  und  ihren  wohibegriln- 
deten  Kern  Bd.  I.  S.  228  ff.  An  diese  Ausführungen  knüpft  hier  die  historische  Dar- 
stellung wieder  an. 

2)  Insofern  es  eben  die  Aufgabe  des  Rechts  ist,  zwischen  den  zahllosen,  im  so- 
zialen Leben  vorhandenen  und  widerstreitenden  Interessen  auszugleichen  (L  S.  167). 
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dargelegt  wurde.  Wie  diejenige  Stutsbüdung,  -Gliederung  und  -Regie- 
rung einen  Vorzug  T«^ent,  die  die  »ej^sche  stelige  Selhsterhaltung 
des  Stutslebois  fordert,  so  verdienen,  wird  man  schlufsfolgem  dflifen^ 
auch  diejenigen  Gebilde  einen  Vorzug,  die  erfahrungsgem&fs  die  recht- 
liche Ausgleichung  unter  den  StSnden,  Bässen,  Konfessionen  u.  &  w. 
begünstigt  haben.  Und  nun  zeigt  sich  eigentfindicher  Weise,  dafs  die 
Gerechtigkeit  des  Staatslebens  im  Lauf  der  Geschichte  genau  durch 
die  gleichen  Institutionen  geschädigt  und  gefSrdert  worden  ist,  die  auch 
für  die  Stetigkeit  und  &ulsere  Sicherheit  des  Staatslebens  schädlich  und 
nützlich  gewirkt  haben.  Es  ist  vor  allem  auch  hier  der  städtische 
Kleinstaat  gewesen,  unter  dessen  Einflufs  die  gefährliche  Privilegie- 
rung einzelner  Gebietsteile  vor  anderen  unterworfenen  oder  bündisch 
angegliederten  besonders  grofsgezogen  wurde:  gerade  das  machte  den 
Entwicklungsgang  des  attischen  und  des  römischen  Staats  aus  und  be* 
gründete  (S.  307  ff.)  im  römischen  Weltreich  den  Konflikt,  an  dem  neben 
den  Schwierigkeiten  des  militärischen  Schutzes  (o.S.860)  die  antike  Staats- 
kultnr  zu  Grunde  ging.  Der  territoriale  Grofs Staat  der  neuen 
Entwicklung  war  also  auch  insofern  ein  Fortschritt,  als  er  innerhalb  eines 
von  vornherein  znsammengefafsten  politischen  Gebiets  Ungleichheiten 
schwer  aufkommen  liefs.  Und  da,  wie  gezeigt  (S.  862),  die  Ausbildung 
und  Erhaltung  der  grolsstaatlichen  Organisation  wiederum  in  enger  Be- 
ziehung zur  Monarchie  gestanden  hat,  so  ist  die  Monarchie  auch  für 
jene  allmähliche  und  stetige  Hebung  des  gerechten  Verhältnisses  der 
Volksteile  einer  der  mächtigsten  Hebel  gewesen.  ^)  Erst  jetzt  zeigt  sich 
also  das  Unhaltbare  einer  politischen  Lehre,  die  als  Prinzip  der  Monarchie 
die  Einheit,  als  Prinzip  der  Demokratie  die  Gleichheit  hinstellen  will.'^) 
Die  Monarchie  ist  innerhalb  längerer  Zeiträume  sowohl  der  Ein- 
heit wie  auch  der  Gleich  h  ei  t  am  günstigsten.  Es  soll  und 
kann  natürlich  nicht  bestritten  werden,  dafs  auch  in  diesem  Punkte, 
wenn  man  den  historischen  Einzelmoment  ins  Auge  falst,  die  indi- 
viduellen Personen  und  Personenkreise  von  entscheidendem  Gewicht  sind. 
Eine  beschränkte  monarchische  Begierong  hat  gelegentlich  einseitiger 


1)  Das  zeigt  sich  am  deutlichsten  in  dem  bedentungs vollen  Augenblick»  wo 
am  Ende  des  Mittelalters  die  auf  politische  und  wirtschaftliche  Ungleichheit  bogriin- 
dete  Politik,  die  die  führenden  Stadtstaaten  auf  Kosten  der  kleineren  treiben,  durch 
die  ausgleichende  Politik  der  fiirstlichen  Territorien  überwunden  wird,  —  in  Italien 
(S.  474),  Deutschland  (S.  488),  Burgund  (S.  542),  England  (S.  709).  Die  Wendung  ent- 
q)richt  genau  der  zur  Zeit,  wo  die  Hegemonie  führender  Stadtstaaten  in  Griechenland 
durch  die  Monarchie  des  Dionysios  und  der  hellenistischen  Staaten  abgelöst  wurde 
(S.  172  ff.).  In  gröfstem  Mafsstab  vollzieht  sie  das  römische  Weltreich  beim  Über- 
gang von  der  Oligarchie  zur  Monarchie  des  Principats  (vergl.  S.  240  ff.  mitS.  269  ff., 
S.  290  ff.),  nur  dafs  die  Fülle  der  Gegensätze,  die  das  Principat  vorfand,  so  grofs 
war,  dafs  es  sie  ganz  nicht  überwinden  konnte  (vergl.  hierüber  S.  307  ff.,  oben  S.  867). 

2)  Der  Hauptgedanke  der  Politik  Roschers,  S.  315. 
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Klassenpolitik  Vorschub  geleistet,  wie  die  französische  im  18.  Jahrhundert, 
eine  einsichtige  Aristokratie^  wie  das  römische  Senatsregiment  des 
4.  Jahrhunderts,  hat  unter  günstigen  Verhältnissen  sich  das  Verdienst 
erworben,  den  Staat  durch  eine  gerechte  Lasten-  und  Rechteverteilung 
zu  stärken  (S.  199jff.).i)  Aber  für  den  Durchschnitt  der  antiken  und 
der  neueren  Staatsgebilde  ist  auch  das  unbestreitbar,  dals  ein  gleich- 
mäfsiges,  gerechtes  Verhältnis  zwischen  den  Ständen  und  vor  allem 
zwischen  verschiedenen  Landesteilen  regelmäfsig  durch  ein  ausgleichen- 
des Fürstentum  gefördert  worden  ist 

Auf  der  anderen  Seite  giebt  der  Einblick  in  die  wünschenswerten 
Eigenschaften  des  staatsbürgerlichen  Pflichtensjstems,  wie  schon  ange- 
deutet, erst  den  rechten  Standpunkt,  um  den  Wert  der  Einrichtungen  zu- 
beurteilen, die  man  meist  als  Verfassungsschranken  des  Staats,  als  das 
eigentliche  äufsere  Kennzeichen  des  Rechtsstaats  bezeichnet,  insbesondere 
das  Dasein  eines  eignen  populären  Organs  der  Gesetzgebung  und 
Regierungskontrolle,  mag  man  es  je  nach  den  verschiedenen  Formen 
oder  Stufen  der  Entwicklung  als  Volksversammlung,  Ständeversammlung, 
Volksvertretung  oder  obersten  Staatsgerichtshof  2)  bezeichnen.  Es  ist 
allerdings  fast  selbstverständlich,  dafs  da,  wo  neue  Rechtssätze  für  die 
öffentlichen  Verhältnisse  gebildet  werden,  meist  auch  eine  äufsere  Macht 
neben  der  Regierung  ins  Leben  tritt,  die  die  Befolgung  der  Rechts- 
normen gewährleisten  soU^),  obwohl  dies  erst  in  zweiter  Linie  steht 
und  die  Notwendigkeit  eines  solchen  Organs  erst  allmählich  ins  Be- 
wufstsein  gelangt *)  Es  ist  femer  nicht  zu  verkennen,  dafs  da,  wo  nach 
natürlicher  Entwicklung  ohnehin  ein  Dualismus  der  obersten  Organe 
besteht,  derselbe  bisweilen  einer  gerechteren  Organisation  der  Bürger- 
schaft hilfreich  entgegenkommt.^)    Aber   ebenso  oft  oder  häufiger  ist 


1)  AUerdings,  wie  eingehend  dargelegt,  nur  so  lange,  als  der  Zwang  der  Ver- 
hältnisse wirkte,  nicht  auf  Grund  eines  als  recht  erkannten  Grundsatzes  (vergl.  be- 
sonders S.  222  ff.,  226  ff.  mit  S.  240  ff.). 

2)  Bei  dem  letzteren,  einem  aus  dem  Volk  geschaffenen,  zur  Prüfung  bestellten 
Organ,  ist  vor  allem  an  die  Volksti-ibunen.  an  den  Parlamentshof  des  Ancien  regime 
und  ähnliches  zu  denken.  Dafs  zwischen  solchen  Organen  und  einer  Volksvertretung 
kein  fester  Unterschied  besteht,  lehrt  vor  allem  die  Einsicht  in  die  verwaltungsge- 
richtlichen  Funktionen  des  altenglischen  Parlaments  (oben  S.  505.  517). 

8)  Heliäa  in  der  solonischen  Bürgersrhaftsorganisation,  Volkstribunen  in  der 
altrömischen;  altenglisches  Parlament  nach  der  Magna  Charta  u.  s.  w. 

4)  Das  wird  in  sehr  instruktiver  Weise  an  der  Genesis  des  englischen  Parla- 
ments im  13.  Jahrhundert  deutlich.  Es  ist  erst  das  Produkt  andrer  verunglückter  Ver- 
suche, welche  den  gleichen  Zweck  verwirklichen  sollen,  vor  allem  des  Mifserfolgs, 
den  man  mit  dem  Widerstandsrecht  (S.  494)  gemacht  hat.  Über  die  sehr  ähnlichen 
Vorstufen  des  Volkstribunats  vergl.  oben  S.  206  (besonders  S.  208.  Anm.  1). 

5)  Das  charakterisiert  das  Wesen  der  englischen  Revolution  von  1640.  Das 
Bedürfnis  der  breiten  Schichten  des  Bürger-  und  Freisassentums,  das  die  Revolution 
trägt  und  sich  auf  gerechtere  Regelung  des  Kultus  und  der  Justiz  richtet  (oben 
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ein  VerfassungBorgan  einer  rechtlichen  Reform  gegenüber  apathisch  oder 
direkt  hinderlich.  Diese  Gefahr  liegt  sogar  um  deswillen  sehr  nahe,, 
weil  der  Elassenegoismns  einem  Eontrollorgan  je  nach  seiner  Besetzimg 
bezw. Zusammensetzung  genau  ebenso  anhaften  kann,  wie  derRegierung. 
Ja  es  ist  wohl  denkbar  und  häufig  zu  beobachten,  dafs  die  reformfreund- 
liche, vom  besten  Willen  erfüllte  Regierung  durch  den  Widerspruch  einer 
Stände-  oder  Volksvertretung  dauernd  gelähmt  und  niedergezogen  wird.^) 
So  wäre  es  ein  Irrtum,  zu  glauben,  als  ob  das  Vorhandensein  eines 
solchen  Volksorgans  eine  Bürgschaft  für  eine  gute  Rechtsordnung  sei, 
als  ob  es  auch  nur  im  stände  sei,  eine  gewaltsame  Umwälzung,  eine 
Revolution  mit  ihren  unvermeidUch  zerstörenden  und  die  Kontinuität 
des  nationalen  Lebens  unterbrechenden  Wirkungen  (o.  S.  833)  zu  ver- 
hüten. Vielmehr,  wie  auch  äufserlich  die  Organisation  eines  Staats  sein 
mag,  der  feste  Punkt,  um  den  sich  sein  Innenleben  —  abgesehen  von 
seiner  Sicherheit  gegen  äufsere  Feinde  (o.  S.  828)  —  dreht,  ist  stets 
nur  die  Herstellung  eines  gesicherten  und  harmonischen  Verhältnisses 
der  Bevölkerungskreise  und  Individuen.  Ist  durch  irgendwelche  Ur- 
sachen, Kriege,  Einwanderungen,  Verschiebungen  der  Vermögensverhalt- 
nisse, der  Wirtschaftsformen,  Bevölkerungsscb wankungen  der  ältere, 
gerechte  Zustand  erschüttert  und  em  mehr  oder  minder  unhaltbarer  an 
die  Stelle  getreten,  so  ringt  das  Leben  des  Volks  nach  neuen  gerechteren 
Rechtsnormen,  und  welche  Macht  im  Staate  dieselben  bringt,  erscheint 
gleichgültig.  Glücklich  der  Staat,  der  in  solchem  Augenblick  in  seiner 
Regierung  die  Persönlichkeiten  besitzt,  die  an  Einsicht,  Charakter,  Willens- 
stärke und  Macht  fähig  sind,  die  bestehenden  Aufgaben  zu  lösen. 
Solche  prinzipielle  Neubildungen  von  der  Stelle  aus,  die  durch  die 
historische  Überlieferung  dazu  berufen  ist,  bezeichnen  die  grölsten  Augen- 
bliq^e  der  Staatsrechtsgeschichte.    Es  sind  die  epochemachenden  Thaten 

S.  721  ff),  findet  hier  sein  Mundstück  und  Werkzeug  im  Parlamenti  das  aus  egoistischen 
Interessen  sich  an  die  Spitze  stellt  Mindestens  der  erste  Anfang  der  Bewegung, 
das  Milizaufgebot  des  Volks  gegen  die  Monarchie,  wird  nur  hierdurch  möglich. 

1)  Hierfür  bildet  ein  Beispiel  bereits  die  Haltung  des  Senats,  der  sich  den 
durchgreifenden  Keformen  Gaius  Cäsars  entgegenstellt,  dessen  Katastrophe  herbei- 
führt und  die  veränderte  Staatsorganisation  des  Augustus  nach  sich  zieht,  zum 
Unheil  des  Staats,  da,  wie  (o.  S.  306  ff.)  dargelegt,  die  vermittelnde  Verfassung  des 
Augustus  nicht  durchgreifend  genug  war,  um  die  Schäden  des  Gemeinwesens  zu 
beseitigen«  Dabei  mufs  freilich  dahingestellt  bleiben,  ob  die  geplante,  von  Anfang 
an  rein  monarchisch-absolutistische  Verfassung  Cäfiars  das  Ende  hätte  abwenden 
können  (beachte  S.  308).  Das  zweite  grofse  Beispiel  bieten  die  verunglückten  Reform- 
versuche Ludwigs  XVI.,  deren  erste  (Provinzialstände,  Beseitigung  der  Privilegien)  an 
dem  Widerstand  der  Parlamentshöfe  (S.  802)  zu  nichte  werden.  Die  Nationalversamm- 
lung, dienach  dem  gerade  hierdurch  bedingten  Untergang  der  Parlamente  an  ihre  Stelle 
tritt,  bewirkt  zwar  den  ersten  Teil  der  Reform,  nämlich  die  Neuordnung, soweit  sie  Ge- 
setzgebung ist  Auch  sie  hinderte  aber  die  Regierung  an  dem  zweiten  Teil,  der 
Reorganisation  der  Centralverwaltung  der  Armee  und  der  Finanzen  (oben  S.  805). 
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Solons,  des  römiscben  Senats  nach  der  Vertreibnng  der  Könige,  in  ab- 
geschwächten Malse  auch  die  Diocletians  nnd  Jnstinians;  es  sind  in 
der  neueren  Staatengeschichte  die  Leistungen  der  gennanischen  Mo- 
narchie, die  der  Karolinger,  die  der  französischen  Könige  sdt  Philipp 
August  sowie  später  die  Heinrichs  IV.,  es  ist  dieEduards  I.  und  dannwied« 
die  Elisabeths.  In  Deutschland  ist  ein  solcher  Augenblick  erst  sehr  spät,  in 
der  Organisation  der  brandenburgischen  Monarchen,  eingetreten.  Schon  in 
solchen  Fällen  aber  kann  mit  der  organisierenden  Arbeit  der  Regierung 
als  Begleiterscheinung  oder  als  Mittel  zum  Zweck  ein  formell  friedlicher 
oder  gewaltsamer  Verfassungsbruch  der  Regierung  verbunden  sein, 
nämlich  allemal  dann,  wenn  diese  bei  ihrem  Ziel  Widerstand  in  einem 
inneren  zweiten  Organ  findet  Fehlen  dagegen  in  der  jeweiligen  Regie- 
rung selbst  die  Vorbedingungen  für  eine  Neuorganisation,  so  tritt  in 
mehr  oder  minder  gewaltsamer  Form  die  Korrektur  des  bestehenden 
Mifsverhältnisses  ein.  Sie  kann  sich  dann  in  dem  Wechsel  der  regierenden 
Gewalt  durchsetzen.  Auch  dieser  wieder  ist  in  relativ  friedlicher  Form 
möglich,  wenn  ein  schon  vorhandenes,  rechtlich  sanktioniertes  Organ  des 
Staats  dem  bisherigen  Souverän  die  Regierungsgewalt  aus  der  Hand 
nimmt  ^),  oder  in  eingreifenderer  und  umstürzender  Weise,  wenn  sich 
ein  neues  Organ  erst  bilden  mufs,  um  in  Ermangelung  eines  legalen 
Helfers  die  neue  Rechtsordnung  zu  schaffen.'^)  Möglich  ist  aber  auch, 
dafs  die  neue  Rechtsordnung  nur  um  den  Preis  der  Existenz  des  Staats 
selbst  geschaffen  werden  kann;  er  geht  unter,  wenn  die  gesamte  Bürger- 
schaft kein  Organ  mehr  aufbringt,  um  eine  neue  Ordnung  der  Dinge  ins 
Leben  zu  rufen.  3)  Die  gerechte  bürgerliche  Ordnung  bleibt  neben  dem  wich- 
tigsten Interesse  der  Erhaltung  der  Staatsexistenz  selbst  (S.  860)  die  Frage, 
der  sich  erfahrungsgemäfs  alle  anderen  Fragen  unterordnen.  Sie  ins  Licht 
zusetzen,  das  Verhältnis  von  Macht  und  Recht  im  Staate  an  ihr  zu 
beleuchten,  war  die  hauptsächliche  Aufgabe,  die  der  geschichtlichen  Schil- 
derung der  Staatsformen  unter  juristischem  Gesichtspunkt  gesteckt  war. 

IV.  Die  Ergebnisse  der  Entwicklung  für  die  Verfassungs- 
formen des  modernen  Staats.  Erst  nachdem  herausgehoben  worden, 


1)  So  vor  allem  im  Verlauf  der  sof^enannten  „glorreichen"  Bevolntion  Englands 
gegen  Jakob  11.  Den  Nachweis,  dafs  Mittel  und  Ergebnis  derselben  ein  Wechsel  der  Re- 
gierung (des  Ersatzes  der  Monarchie  durch  die  Oligarchie)  ist,  vergl.  o.  S.  7  38  ff. 

2)  So  überall  da,  wo  der  Heerführer  kraft  der  Waffengewalt  als  populäre  Ver- 
trauensperson die  Oi'ganisation  in  Angriff  nimmt  (Cäsar  und  Augustus,  Cromwell, 
Napoleon). 

3)  So  bei  der  Auflösung  der  griechischen  Stadtrepubliken,  bezw.  städtischen 
Bundesstaaten  in  der  Tenitorialmonarchie  des  Dionysios  und  Philipp,  —  ebenso  bei 
dem  Übergang  der  italienischen,  flandrischen  und  deutschen  Stadtstaaten  und  Städte- 
bünden in  die  Monarchien.    (Vergl.  die  Nachweise  S.  875.  Anm.  1.) 
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welchen  alles  überwiegenden  EinfluXs  der  Inhalt  der  staatlichen  Rechts- 
normen auf  das  Staatsleben  stets  geübt  hat,  und  welches  Verhältnis 
den  wesentlichen  Inhalt  einer  Rechtsordnung  ausmacht,  falls  dieselbe 
lebensfähig  sein  soll,  erst  jetzt  lälst  sich  übersehen,  welche  Rolle  bei  der 
Ausbildung  der  modernen  Staatenwelt  die  formelle  Seite  der  Rechts- 
ordnung, nämlieh  die  äufseren  Garantien  des  rechtlich  anerkannten 
Zustands,  im  Staate  spielen,  und  welche  von  ihnen  die  wesentlichsten  und 
wertvollsten  sind.  Denn  auf  den  ersten  Blick  zeigt  die  geschichtliche 
Entwicklung  auch  sie  in  einer  Vielheit  Bald  tritt  die  eine,  bald  die 
andere  Verfassungsform  in  den  Vordergrund,  bald  das  Streben  nach  einer 
gesetzgeberischen,  d.  h.  einer  geschriebenen  Fixierung  der  Bechtsschranken 
des  Staats,  sei  es  der  oberen  Re^erung,  sei  es  der  unteren  Verwaltungs- 
und Rechtspflegeorgane;  bald  das  Streben  nach  Verteilung  der  politischen 
Macht  unter  mehrere,  speziell  zwei  selbständige  Organe,  und  auch  dieser 
Dualismus  der  Organe  kann  wieder  mehr  auf  der  oberen  Stufe  des 
Staatslebens,  bei  Gesetzgebung  und  Regierung,  oder  mehr  auf  der  unteren, 
bei  Verwaltung  und  Justiz,  betont  werden.  Mit  dem  dualistischen  Gleich- 
gewicht der  neben  einander  thätigen  staatlichen  Machtträger  steht  aber, 
wie  früher  (I.  S.  276)  dargelegt,  die  Tendenz  jedes  Staatslebens  in  inniger 
Beziehung,  den  Gesamtstaat  in  verschiedenen  über-  und  untergeordneten 
Kreisen  mit  selbständiger,  selbstverwaltender  Thätigkeit  zu  gliedern. 
Denn  wenn  auch  solche  Decentralisation  in  erster  Linie  dem  natürlichen 
Gegensatz  von  allgemeinen  und  von  blofs  lokalen  Kulturinteressen  ent- 
springt (I.  S.  275),  so  wird  sie  doch  zugleich  in  dem  Gegensatz  des  Gesamt- 
staats und  der  Vielheit  der  Güedstaaten,  des  Staats  und  der  Vielheit  von 
Provinzen  und  Gemeinden  als  eine  wechselseitige  Kontrolle  der  politisch 
thätigen  Mächte  wirksam. 

Es  ist  angesichts  der  unentwegt  vorwärtsschreitenden  Entwicklung 
überflüssig,  ein  langes  und  breites  über  den  Wert  einer  geschriebenen 
Ordnung  des  öffentlichen  Rechts  und  über  den  eines  planmäfsig  orga- 
nisierten volkstümlichen  Organ  s  der  Gesetzgebung  und  Kontrolle  neben 
der  Regierung  zu  reden.  Die  Geschichte  des  Staatsrechts  läfst  sich  zu 
einem  nicht  unerheblichen  Teile  geradezu  als  ein  Prozels  zusehenden 
Sichverbreitems  und  -Verfeinems  der  Gesetzgebung  und  deren  letzter 
Bekrönung  in  einer  Verfassungsurkunde,  zu  einem  andern  Teile  als  Ge- 
schichte der  Volksvertretung  verstehen.  Ebenso  ist  fortlaufend  gezeigt 
worden,  wie  im  engeren  Zusammenhang  mit  der  Stände-  und  Volksvertretung 
sich  die  Decentralisierung  der  grölseren  Staatsgebiete  in  Bundesglied- 
staaten, Provinzen  oder  Grafschaften,  Kreise,  Gemeinden  immer  mehr 
befestigt  hat.  Der  decentralisierte  Verfassungsstaat  stellt  sich  damit 
historisch  nicht  als  eine  Ausnahmeerscheinung,  sondern  als  der  politische 
Normalzustand  dar,  in  dem  das  Staatsleben  sich  von  Anfang  an  ent- 
wickelt, und  zu  dem  es  sofort  zurückstrebt,  solange  nicht  unruhige  Zeiten 
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für   länger   oder  kürzer   einen  AbsolutismuB   der  Regierung    und   eine 
Oentralisierung  der  Regierungsfunktionen  mit  sich  führen.  ^ 

Aber  immerhin  giebt  die  geschichtliche  Betrachtung  ein  Recht,  vor 
Überschätzung  zu  warnen.  Als  eine  unfehlbare  Garantie  der  rechtlichen 
Freiheit  einer  Nation  hat  sich  weder  das  geschriebene  Gesetz  noch  die 
Volksvertretung  erwiesen.  Einmal  besteht  stets  die  Gefahr,  dafs  sich 
das  formelle  Dasein  dieser  Institutionen  zur  blofsen  Form,  zum  reinen 
Schein  verflüchtigt.  Die  gesetzliche  Grundlage  des  Staatslebens  hülst 
ihr  Wesen  ein,  wenn  die  Gesetze  aufhören,  nur  die  allgemeinen  Regeln 
aufzustellen,  denen  die  Organe  der  Regierung  oder  Verwaltung  bei  der 
Einzelaktion  nachzuachten  haben,  wenn  mit  anderen  Worten  beliebig 
viele  Gesetze  als  Spezialgesetze  für  den  einzelnen  Fall  der  Bestrafung, 
Besteuerung,  Konfiskation  u.  s.  w.  erlassen  werden,  oder  wenn  sich, 
was  dasselbe  ist,  die  Verwaltungsakte  in  die  Form  von  Gesetzen  kleiden, 
wie  auf  dem  Höhepunkt  der  attischen  Demokratie  (S.  148)  oder  der 
englischen  Oligarchie  (S.  740).  Entsprechend  büfst  ein  eignes  Organ 
der  Gesetzgebung  oder  Regierungskontrolle  sein  Wesen  ein,  wenn  es  nur 
scheinbar  ein  selbständiges  Dasein  neben  der  Regierung  führt,  in  Wahr- 
heit jedoch  grundsätzlich  mehr  oder  minder  unmittelbar  von  dieser 
selbst  seine  Funktion  ableitet,  wie  die  attische  Heliäa  von  der  Volks- 
versammlung, der  Senat  nach  der  domitianischen  Ordnung  vom  Kaiser 
(S.  267),  die  spanischen  Cortes  vom  Königtum  Karls  V.  (S.  625).  Weiter 
zeigt  sich,  dafs  durch  lange  Zeiträume  der  Mangel  geeigneter  Führer, 
die  Zersplitterung  der  Parteien,  die  überlegene  politische  Gebarung  des 
Königs  oder  des  Ministers  die  Stände  eines  Angriffspunktes  im  Staats- 
leben berauben  können.^)  Es  kann  femer,  wenn  die  wahlrechtlichen 
Grundsätze  verschoben  oder  grundsätzlich  durchkreuzt  werden,  die  Zu- 
sammensetzung einer  solchen  Korporation  für  ihre  Aufgabe  der  Kontrolle 
wertlos  werden.  3)     Und  endlich  und  hauptsächlich  mufste  es  als  eine 


1)  Eb  bestätigten  sich  also  hier  die  Gedanken,  die  bereits  am  Schlüsse  von 
Bd.  I.  S.  284  ausgeführt  wurden.  Das  Handinhandgehen  von  Absolutismus  und 
Centralisierung  einerseits,  von  Yerfassungsbewegung  und  Decentralisiemng  ander- 
seits veranschaulicht  sich  in  den  Staatsgebilden  der  neuesten  Jahrhunderte,  vor  allem 
an  dem  Gegensatz  der  älteren  und  der  späteren  Strömung  der  französischen  Revo- 
lution (S.  804. 810),  sowie  an  dem  stetigen  Verlauf  der  nordamerikanischen  Verfassungs- 
bewegung (S.  781.  792).  Zu  beachten  ist  auch  die  eigentümliche  aristokratische  Cen- 
tralisierung, die  in  England  mit  der  Ausbildung  des  oligarchischen  Absolutismus 
parallel  geht  (S.  755). 

2)  Man  denke  an  die  Maxime  Heinrichs  VII.  und  Wolseys  in  England,  Hein- 
richs IV.  in  Frankreich,  des  Grofsen  Kurfürsten  und  Friedrich  Wilhelms  I.  in  Bran- 
denburg, ihren  „praktischen'^  Absolutismus  wesentiich  durch  eine  berechnete  Spar- 
samkeit des  Staatshaushalts  zu  schaffen,  die  sie  einer  Verhandlimg  mit  den  Ständen 
einfach  überhebt  (S.  667.  696.  709.). 

3)  Vor  allem  die  englischen  Grundsätze  des  IS.  Jahrhunderts,  die  das  Parlament, 
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typische  Erscheinung  erkannt  werden,  dafs  änfsere  und  innere  Krisen 
des  Staatslebens  die  Regierung  nötigen  können,  sich  der  gesetzlichen 
Schranke  oder  des  beschränkenden  Kontrollorgans  gewaltsam  zu  ent- 
ledigen, sei  es  mit  Sücksicht  auf  kriegerische  Verwicklungen,  sei  es, 
wie  soeben  (S.  878)  dargelegt,  mit  Bücksicht  auf  unumgängliche  Neu- 
organisationen der  Staatsgesellschaft  selbst.  Solche  Perioden  des  Inter^ 
mittierens  der  Verfassungsformen  sind  auch  auf  reifen  Stufen  der  Na- 
tionen denkbar.  Auch  in  dem  gegen  Absolutismus  empfindlichen 
19.  Jahrhundert  haben  sie  sich  z.  B.  im  zweiten  Kaiserreich  und  im 
preufsischen  Konflikt  eingeschoben  (S.  821).  Sie  liegen  auch  für  die 
Zukunft  nicht  aulser  Berechnung.  Wie  die  römische  Bepublik  im  In- 
stitut der  Diktatur  (S.  216)  die  zeitweise  Aufhebung  der  Verfassungs- 
schranken selbst  wieder  zu  einer  Art  verfassungsmäfsiger  Einrichtung 
erhob,  so  kam  dieselbe  jederzeit  unter  dem  Zwang  der  Verhältnisse  erfolgen. 
Und  endlich  arbeitet  die  geschichtliche  Prüfung  der  Erkenntnis  vor,  dafs 
auch  während  ihres  Bestehens  die  Verfassungs^chranken  derBegie- 
rung  nur  beschränkt  wirksam  sind.  Sie  sind  wirksam,  um  die  Begierung, 
das  obere  und  untere  Beamtentum  in  ihrer  Gesamtthätigkeit  zur  Selbst- 
zucht anzuhalten.  Aber  der  Einzelverstofs  eines  staatlichen  Organes  gegen 
einen  einzelnen  Bürger  wird  von  ihnen  weder  verhindert  noch  geheilt 
Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Freiheitsrechte,  wie  überhaupt  die 
„geschriebene  Verfassung''  für  sich  allein  (S.  718.  723.  781.  792.  803) 
gab  dem  Einzelnen  keine  Garantie  gegen  ungerechte  Besteuerung  oder 
Verhaftung.  Und  ebenso  ist  eine  Volksversammlung  oder  Volksvertretung 
nur  etwa  in  einem  sensationellen  Fall  in  der  Lage,  gegen  einen  polizeilichen 
Übergriff  oder  einer  Schmälerung  der  Freizügigkeit  einzuschreiten. 
Kurzum,  die  Verfassungsschranken  der  Begierung  machen  nicht  die 
Verfassungsgarantien  überhaupt  aus. 

Hiernach  laufen  schliefslich  die  Erfahrungen,  die  an  den  geschicht- 
lichen Staatsbildern  gesammelt  worden  sind,  in  der  Einsicht  zusammen, 
dafs  die  verfassungsmäfsige  Sicherheit  der  Individuen  in  erster  Linie  von 
dem  Ausbau  der  Kontrolle  der  Bürger  und  Behörden  (LS.  212), 
mit  andern  Worten  von  den  Einrichtungen  und  Formen  derEechtspflege 
abhängt  Sie  sind  mindestens  unentbehrlich,  um  die  Garantie  in  der  oberen 
Leitung  des  Staats  die  für  sich  unzulänglich  ist,  zu  ergänzen ;  sie  sind  aber 
häufig  nötig,  um  im  Falle  des  Mangels  oder  des  Versagens  für  sie  einen  Ersatz 
zu  schaffen.  Demgemäfs  enthüllt  sich,  welche  Versäumnis  die  allgemeine 
Staatslehre  bisher  begangen  hat,  wenn  sie  in  eine  gemeinsame  methodische 
Prüfung  der  Lebensbedingungen  der  modernen  Justiz  noch  nicht  einge- 
treten ist,  wenn  sie  das  Verhältnis  der  Bechtspflegebehörden  zum  Volk  über- 
scheinbar eine  vom  Volk  gewählte  Körperschaft,  von  Rechts  wegen  in  eine  erbliche 
Erlassen  Vertretung  verwandeln  (8.  74  i>). 
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haupt  noch  gar  nicht  in  eine  feste  Gedankenbeziehung  zu  den  organisato- 
rischen Fragen  der  oberen  Staatsleitung  gebracht  hat.  Die  geschichtliche 
Skizze  gestattet  nunmehr,  obwohl  sie  naturgemäfs  die  Behörden-  und  Pro- 
cedursysteme  der  Justiz  nur  sehr  flüchtig  charakterisieren  konnte,  über  diesen 
Punkt,  an  dem  das  Prozefs recht  und  wichtige  Probleme  des  Ver-. 
waltun gsre cht s  an  das  Staatsrecht  ansetzen,  ein  ungefähres  Urteil. 
Als  wichtigstes  Ergebnis  läfst  die  Geschichte  erkennen,  dafs  die 
Bechtspflegeakte  ihren  gemeinsamen  Zweck,  alle  Glieder  des  staatlichen 
Zusammenlebens  in  deren  rechtgemälsem  Verhalten  zu  überwachen 
(I.  S.  207),  nur  dann  erfüllen  können,  wenn  die  Organe  derEechts- 
pflege  von  denen  der  Verwaltung  und  Kegierung  so  entschieden  als 
möglich  losgelöst  werden  (I.  S.  213).  Dies  gilt  ganz  ebenso  für  die 
Kontrolle,  die  die  Civilrechtspflege  über  den  Einzelbürger  im  Interesse 
der  andern  Einzelnen  übt,  wie  für  die  Rechtskontrolle  der  Bürger  im 
Interesse  der  Allgemeinheit,  die  Strafjustiz,  wie  endlich  für  die  Rechts- 
kontrolle über  die  amtlichen  Handlungen  der  Staatsbehörden  selbst,  die 
Verwaltungsrechtspflege  in  ihrem  weitesten  Sinn.  Überall  kommt  es 
hier  darauf  an,  dals  der  Kläger,  Ankläger  oder  Beschwerdeführer  eine 
bestimmte  Instanz  findet^  die  er  anrufen  kann,  und  zwar  eine  Instanz, 
die  aulserhalb  des  politischen  Getriebes,  der  wechselnden,  vom 
Parteileben  beeinflufsten  Zweckmäfsigkeitsentschliefsungen  der  verschie- 
denen Verwaltungszweige  oder  gar  der  Centralverwaltung  steht.  Wenn 
wir  mit  einem  Staatsleben  die  Vorstellung  besonderer  rechtlicher  Ruhe 
und  Sicherheit,  mit  anderen  Worten  die  der  rechtlichen  Freiheit  der  Indivi- 
duen oder  umgekehrt  die  der  Rechtsunsicherheit  verbinden,  so  kann 
man  beobachten,  dafs  sich  das  Urteil  der  Historiker  instinktmäfsig  da- 
nach einstellt,  ob  die  mit  der  Justiz  befafsten  Organe  in  jener  Weise 
politisch  unberührt  sind  oder  nichts  Abgesehen  von  der  Antike  und  dem 
Früh-Mittelalter  liefert  England  den  Beleg ,  dafs  ein  freiheitlicher  Nimbus 
sein  Staatsleben  gerade  deshalb  umgiebt,  weil  die  germanische  Isolierung 
der  Gerichte  nach  dem  früheren  Versuch  des  13.  Jahrhunderts,  sie  zu 
vernichten  (S.  428),  am  frühesten  gesetzmäfsig  gesichert  ward,  nämlich 
durch  die  Ressortabtrennung  der  Hofrichter  und  die  Geschworenen 
(o.  S.  500.  507).  Es  zeigt  sich  dann,  wie  der  Rückgang  der  Verfassung 
mit   dem  Eindringen  politischer  Gerichte  teils  ständisch-aristokratischen 


1)  Dies  war  im  Vorstehenden  besonders  zu  beleuchten  an  dem  Gegensatz  der 
attischen  und  der  römischen  Justiz.  Die  Entwicklung  seit  Solon  zieht  sowohl  die 
Civil-  wie  die  Straf-  und  Verwaltungsrechtspflege  in  die  politischen  Parteistreitig- 
keiten hinein  (S.  116.  145  ff.)  und  schafft  durch  die  Mängel  der  Justiz  einen  der 
Hauptanstöfse  zum  Untergang  des  attischen  Staats  (S.  164.  169).  Die  romische  Ent- 
wicklung vermeidet  den  Fehler  bei  der  Civiljustiz  (S.  203.  228),  verfällt  aber  eben- 
falls in  ihn  bei  der  Straf-  und  der  davon  ungetrennten  Verwaltungsrechtspflege 
(S.  205.  231). 
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Charakters,  wie  der  Friedensrichter  (S.  515),  teils  monarchisch-admini- 
strativen Charakters,  wie  der  Sternkammer  und  der  Hohen  Kommission 
(S.  708.  713.  720),  zusammenfällt,  und  wie  der  Staat  im  18.  Jahrhundert 
dabei  anlangt,  dafs  neben  starken  Besten  einer  Klassenjustiz  (S.  765) 
immerhin  ein  Stamm  unpolitischer  Richter  gerettet  wird  (S.  778).  Diese 
innere  Unabhängigkeit  der  Gerichte,  zu  der  im  18.  Jahrhundert  in  ge- 
wissem Sinn  auch  der  preuTsische  Staat  sich  durchkämpft  (S.  706),  bildet 
den  Hauptgegensatz  gegen  die  spanische  und  französische  Rechtspflege 
mit  ihrer  völligen  Vermischung  von  Justiz  und  Verwaltung  (S.  636.  674). 
Die  äulsere  Unabhängigkeit  der  Richter  kann  wie  in  England  noch 
verstärkend  als  Garantie  hinzutreten  (S.  750).  Das  Entscheidende  aber 
ist  sie  nicht,  wie  die  Verworrenheit  der  Rechtspflegezustände  im  alten 
Frankreich,  wo  die  Gerichte  dank  dem  Kaufsystem  doch  ebenfalls  überaus 
unabhängig  nach  oben  sind  (S.  647),  beweisen. 

Aufser  der  rechtsstaatlichen  Garantie,  die  in  der  Verfassung  der 
Rechtspflegebehörden  überall  vorhanden  sein  muTs,  kommt  nun  aber  auch 
eine  zweite  in  Betracht,  die  im  Verfahren  zu  Tage  tritt. 

Was  den  Civilprozels  angeht,  so  hat  sich  für  dessen  Verfahren 
bis  auf  den  heutigen  Tag  ein  fester  Beurteilungsmafsstab  nicht  zu  bilden  ver- 
mocht, i)  Unter  den  sehr  verschiedenartigen  Procedursystemen,  die  die 
neuen  Staaten  bis  zum  Anbruch  des  modernen  Zeitalters  unabhängig  von 
einander  geschaffen  hatten,  wurde  bald  das  eine,  bald  das  andere  als  das 
allein  richtige  gepriesen,  —  von  dem  einen  die  formell  gebundne  Art  des 
deutschen  gemeinen  Rechts,  in  welchem  neben  mäfsigen  Kompetenzen  der 
Anwälte  das  Gericht  in  den  Vordergrund  trat,  wenn  auch  eingeengt  durch 
eine  feste  gesetzliche  Regel,  die  den  Gang  des  Verfahrens  und  die  richterliche 
Prüfung  bestimmte  (S.  701),  —  von  dem  andern  das  System  des  franzö- 
sischen Rechts,  das  die  prozessalen  Funktionen  zwischen  Anwaltschaft  und 
Gericht  fest,  aber  in  der  Art  verteilt,  dafs  innerhalb  seines  Kreises  jedes 
der  beteiligten  Organe  sich  sehr  frei  bewegt  (S.  673),  —  wieder  von  andern 
das  System  des  vom  fridericianischen  Staat  ausgebildeten  preufsischen 
Rechts,  das  die  gemeinrechtliche  Vollgewalt  des  Gerichts  noch  steigert  und 
mit  möglichster  Formbefreiung  zu  verbinden  sucht  (S.  705),  von  manchen 
endlich  das  englische  Procedursystem,  das,  soweit  es  in  seinen  sehr  mannig- 


1)  Diese  Erscheinung  hängt  damit  zusammen,  dafs  man  sich  überhaupt  noch 
nicht  gewöhnt  hat,  den  Civilprozefs  als  eine  staatliche  Funktion  und  demgemäfs 
als  eine  Beziehung  zu  betrachten,  durch  die  der  Bürger  mit  dem  Staat  und  seinen 
Organen  in  Konflikt  tritt.  Meist  wird  am  Civilprozefs  nur  dessen  privatrecht- 
liehe  Seite  betont  und  dabei  stillschweigend  vorausgesetzt,  dafs  für  den  Schutz, 
den  er  dem  Privatrecht  des  einen  Bürgers  gegen  den  andern  Bürger  gewähren  soll, 
im  Medium  der  staatlichen  Behörde  die  Bedingungen  selbstverständlich  gegeben 
sind,  obwohl  hier  erst  die  Hauptschwierigkeit  beginnt.  Vergl.  die  in  meinen  Lehrbuch 
des  Civilprozefsrechts  (1S98.  S.  5 ff.  u.  ö.)  hierauf  gerichteten  Untersuchungen,  die 
allerdings  fast  ganz  unbeachtet  geblieben  sind.' 
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faltigen  Formen  nicht  eines  der  andern  Elemente  wiederholt,  durch  die  Ver- 
bindung des  Beamtenrichters  mit  den  Geschwomen  den  Hauptgedanken  der 
mittelalterlich-germanischen   Rechtspflege   eigenartig   modernisiert  hatO  ' 

Nunmehr  liefert  jedoch  der  geschichtliche  Überblick  einen  Anhalt  dafür, 
welches  Element  der  verschiedenen  Systeme  vom  Standpunkt  des  Ver- 
fassungsstaats aus  das  richtigste  und  für  alle  gleichmäfsig  wichtige  ist. 
Überall  zeigt  sich  ein  Verfahren  anfechtbar,  das  die  sämtliche  Verantwortlich- 
keit für  die  Prüfung  und  Entscheidung  des  Streithandels  in  die  Hand  eines 
einzigen  staatlichen  Organs  legt.  Lebensfähig  sind  schon  in  älterer  Zeit 
nur  die  Systeme,  die,  wie  in  verschiedenem  Sinne  der  republikanisch- 
römische  und  der  national-germanische,  eine  „Teilung  der  Gewalten",  besser 
ein  Gleichgewicht,  eine  wechselseitige  Überwachung  durch  zwei  Richter- 
personen oder  durch  die  sachkundige  Partei  und  das  Gericht  herstellen.  '^) 
Da  nun  seit  dem  Ende  des  Mittelalters  mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  der 
neueren  Kultur  fast  überall  eine  Mehrheit  von  Gerichtspersonen,  besonders 
eine  Verbindung  von  Rechtsgelehrten,  Berufs-  und  Liaienrichtem  ver- 
schwindet, so  kann  sich  unter  den  modernen  Lebensformen  der  Haupt- 
gedanke des  Prozesses  nur  im  Gleichgewicht  zwischen  Gericht  und  Partei 
unter  Zuhilfenahme  einer  Berufsanwaltschaft  verkörpern,  wie  es  bei  aller 
sonstigen  Verschiedenheit  das  gemeinsame  Kennzeichen  des  seit  dem 
1 6.  Jahrhundert  ausgebildeten  englischen,  französichen,  deutschen  Ver- 
fahrens ist.  Die  Art  der  Verteilung  bleibt  dabei  zunächst  fraglich ;  sie  setzt 
unter  allen  Umständen  als  zweites  unerläfsliches  Stück  einen  Stamm  ge- 
setzlicher Regeln  darüber  voraus,  Funktionen,  welche  einerseits  den 
Parteien,  anderseits  dem  Gericht  bei  Thatsachenbeschaffung,  Beweiserhe- 
bung und  Beweiswürdigung  zuzumessen  sind.  Jedenfalls  steht  das  alt- 
preulsische  System  mit  seiner  Tendenz,  den- Anwalt  ganz  lahmzulegen 
und  das  richterliche  Ermessen  frei  zu  entfesseln,  dem  Gedanken  des  Ver<- 
fassungsstaats  am  feindlichsten  gegenüber.  Es  ist  absolutistisch  wie  der 
Staat,  dem  es  entspringt  (S.  705).  Es  zeigt  sich  also,  dafs  die  wohlberechtigten 
Forderungen,  die  selbstverständlich  an  die  Wirksamkeit  eines  Civilprozef  s- 
rechts,  z.  B.  an  seine  Schleunigkeit  oder  Gründlichkeit  oder  an  seinen 


1)  Man  vergleiche  z.  B.  das  verschiedene  Ergebnis,  zu  dem  bei  Vergleichung  des 
gemeinrechtlich -deutschen  und  des  französischen  Verfahrens  Warnkonio-Stein  (Fran- 
zösische Rechtsgeschichte.  1845.  III.  S.361)  und  Zenk  (Die  Ermittelung  des  Sachverhalts 
un  französischen  Civilprozef s.  1860)  gelangten.  Über  das  Lob  des  preufsischen  Pro- 
zesses z.  B.  in  dem  Buch  von  Schwabz  ,  Vierhundert  Jahre  deutscher  Civilprozefs- 
gesetzgebung,  siehe  oben  S.  705.  A.  1. 

2)  Vergl.  über  das  verschiedene  Prinzip,  das  die  Teilung  im  Civ-ilprozefs  des 
römischen  Stadtstaats  und  des  germanischen  Stammesstaats  beherrscht,  S.  204.  228. 
und  S.  238.  Das  Charakteristische  des  Gegensatzes  liegt  darin,  dafs  zu  dem  Gleich- 
gewichtszustand der  beiden  Richterpersonen  erst  im  germanischen  Recht  eine  gesetz- 
lich fest  abgegrenzte  Funktion  der  Partei  hinzutritt.  Die  wieder  andre  Verteilung 
der  Funktionen  im  englischen  Ci\nlprozefs  vergl.  S.  509.  763.  768. 
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^sozialen  Charakter",  an  seine  gleichmälsige  Verfügbarkeit  für  alle  Be- 
völkerungsklassen (oben  S.  870)  gestellt  werden  müssen,  nicht  mit 
dem  Bedürfnis  nach  einer  rechtlichen  Sicherheit  derselben  ver- 
wechselt werden  dürfen;  denn  ganz  unabhängig  von  jenen  verlangt 
die  Freiheit  des  Bürgers,  der  mit  der  Civilrechtspflege  in  Berührung 
tritt,  eine  sichere  Berechenbarkeit  des  Prozefsverlaufs,  wie  sie 
nur  durch  einen  gesetzlich  fest  geregelten,  die  übermälsige  persönliche 
Willkür  der  Gerichtspersonen  ausschliefsende  Form  des  Verfahrens  ge- 
währleistet wird.  Kurzum  die  vergleichende  Betrachtung  der  Staatslehre 
läfst  erkennen,  wie  sich  die  Notwendigkeit,  verschiedne  Anforderungen 
an  die  Staatsgewalt  miteinander  zu  versöhnen,  bei  den  staatlichen 
Einzelthätigkeiten  wiederholt.  Wie  das  Verhältnis  des  Staats  zum  Volk 
einerseits  von  seiner  kulturellen  Leistungsfähigkeit,  anderseits  von  dem 
Grad  der  Ausbildung  seiner  Rechts-  und  Verfassungsordnung  abhängt, 
so  auch  das  Verhältnis  des  einzelnen  Organs  zum  einzelnen  Individuum. 
Der  Gedanke,  in  welchem  sich  die  Civil  Justiz  mit  der  St  raf  Justiz 
berührt,  ist  damit  schon  bezeichnet.  Der  Konflikt,  der  im  Civilprozefs 
zwischen  den  staatlichen  Organen  und  jeder  der  beiden  Parteien  sowie 
zwischen  beiden  Parteien  unter  einander  besteht,  wiederholt  sich  im 
Straf  prozels  in  vereinfachter  Form  zwischen  Staat  und  Einzelnem.  Es 
ist  der  Widerstreit  zwischen  dem  Interesse  energischer  Bekämpfung  des 
Verbrechens  an  dem  möglicherweise  Schuldigen  und  der  Bücksicht  auf 
die  Freiheit  des  möglicherweise  Unschuldigen.  Die  Urform  jeder  öffent- 
lichen Strafverfolgung,  die  formlos  polizeiliche  Abstrafung,  bringt  überall 
in  naiver  und  roher  Weise  nur  das  erste  Interesse  zum  Ausdruck;  erst 
der  Zusammenstofs  mit  dem  Anklageverfahren  der  Privaten,  das  auf 
BuXse  gerichtet  und  ursprünglich  ein  blofser  Fall'  des  Civilprozesses  ist, 
trägt  den  Sinn  dafür  in  die  Entwicklung  hinein,  dafs  das  beteiligte  Inter- 
esse des  Angeschuldigten  ein  selbständig  schutzwürdiges  ist.  i)  Der  Aus- 
gleich zwischen  beiden  Formen  ist  im  Altertum  überhaupt  nicht  erreicht 
worden.^)  Erst  im  germanischen  Rechtskreis  hat  das  karolingische  Recht 
die  notwendige  Zwischenform,  eine  offizielleVerfolgungmit  Überfüh- 
rung des  Verdächtigen  im  Wege  formellen  Prozesses  entdeckt  (S.  382). 
Aber  auf  dieser  gemeinsamen  Basis  hat  sich  das  Verfahren  in  zwei  neue 
Typen  gespalten,  von  denen  der  Inquisitionsprozefs  der  Festlandstaaten 
(S.  473.  676.  703)  sich  von  neuem  dem  übermäfsig  energischen  Polizei- 
strafverfahren, der  englische  Anklageprozefs,  obwohl  auf  öffentliche 
Strafe  gerichtet,  noch  einmal  dem  primitiven  Anklageverfahren  auf  Bufse 
annähert  (S.  770),  und  da  auf  dem  Festland  sich  neben  dem  Untersuchungs- 

1)  Vergl.  über  diesen  bei  allen  primitiven  Nationen  gleichen  Ausgangspunkt 
S.  93. 100.  (Griechen),  S.  197  (Römer),  S.  337  (Germanen). 

2)  Vergl.  insbesondere  über  die  vergeblichen  Ausgleichsversuche  der  römischen 
Entwicklung  S.  231.  252.  (sullanische  Reform),  S.  297  (Kaiserzeit). 
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verfahren  das  reine  Polizeiverfahren  gegen  eine  breite  Schicht  des  Ver- 
brechertums neu  belebt  (S.  676. 703),  so  stehen  sich  am  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts noch  einmal  die  Extreme  gegenüber,  ein  energisches,  aber  im 
innersten  Kern  parteiisches  und  dem  angeklagten  Individuum  gefährliches 
auf  dem  Kontinent  und  ein  gerechtes,  aber  in  Ermangelung  staatlicher  Ver- 
folgungspflicht schlaffes  Verfahren  in  England.  Erst  von  der  Zukunft  wird 
die  Verschmelzung,  offizielle  Verfolgung  und  Verdachtsermittelung  durch 
öffentliche  Ankläger,  verbunden  mit  unparteiischer  Schuldprüfung  durch  ein 
vom  Vorverfahren  unberührtes  Erkenntnisgericht,  ein  Dualismus  der  Organe 
auch  hier,  erwartet  (S.  805).  Vollends  einseitig  sind  in  dieser  Zeit  alle  Kultur- 
staaten, auch  England,  in  der  Behandlung  des  entsprechenden  Problems 
des  Strafvollzugs,  wo  das  Interesse  der  Menschenwürde  des  über- 
wiesenen Verbrechers  neben  dem  Interesse  der  Allgemeinheit  nur  in  ver- 
einzelten Regungen  zu  Gehör  kommt.  Nicht  minder  nur  als  Ansatz  sind  die 
wesentlichen  Elemente  einer  Verwaltungsrechtspflege  vorhanden,  die 
sich  in  der  gesamten  Entwicklung  bis  zum  Anbruch  des  modernen  Zeitalters 
aus  Civil-  und  Strafrechtspflege  überhaupt  nicht  klar  ausgeschieden  hat. 
Denn  es  ist  gezeigt  worden,  wie  sich  die  Formen  einer  Verwaltungsjustiz  im 
eigentlichen  Sinn,  d.  h.  eines  Behördensystems,  das  unabhängig  neben 
den  exekutiven  Verwaltungsbehörden  steht  und  nur  deren  administrative 
Mafsregeln  zu  prüfen  und  zu  beurteilen  hat,  nie  voll  entwickelt  haben,  viel- 
mehr immer  und  immer  wieder  in  einer  blofsen  disziplinaren  Dienstaufsicht 
der  oberen  Verwaltungsorgane  über  die  unteren  aufgelöst  worden  sind.  0 

Nur  sehr  flüchtige  Andeutungen  können  an  dieser  Stelle  gegeben 
werden.  Die  Thätigkeiten  der  Rechtspflege  berühren  in  ihrer  Verzwei- 
gung selbst  wieder  so  viele  Interessen,  dafs  nicht  jedem  von  ihnen 
Rechnung  getragen  werden  kann,  wenn  man  sich  den  ungefähren  Stand 
der  Rechtsgedanken  im  Übergang  der  Staatenwelt  vom  18.  und  19.  Jahr- 
hundert vergegenwärtigt.  Aber  es  kommt  darauf  an,  zu  betonen,  dafs 
in  dieser  kritischen  Zeit  ein  wesentlicher  Teil,  wenn  nicht  der  Hauptteil 
der  geforderten  Reformen  die  Reform  der  Rechtspflege  war.  Dieses 
Werk  war  von  dem  Ausbau  des  modernen  Verfassungsstaats  nicht  zu  trennen 
und  lälst  sich  auch  heute  nicht  von  ihm  trennen.  Vielleicht  der  gefährlichse 
Irrtum,  der  die  vom  18.  Jahrhundert  vorbereiteten  Errungenschaften  bedroht, 
ist  die  Vorstellung,  als  könne  man  mit  Bedingungen  und  Formen  der  Justiz 
im  modernen  Verfassungs Staat  leichtherziger  umgehen,  als  im  abso- 
luten; als  enthielten  die  Umgestaltungen,  die  sich  in  der  obersten  Region 
des  Staats  zugetragen,  schon  die  formelle  Garantie  für  die  Justiz.  Die  Justiz 
ist  im  Gegenteil  selbst  die  stärkste  Formalgarantie  der  Verfassung. 

1)  Über  die  Ansätze  einer  Verwaltungsrechtspflege  im  athenischen  Staat  (S.  115. 
146),  im  römischen  (S.  213.  298).  im  germanischen  karolingischen  (S.382).  Über  die 
Rückbildung  der  englischen  Verwaltungsjustiz  im  18.  Jahrhundert  siehe  S.  766. 
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